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J. 
Vergleichung 
der engliſchen und franzoͤſiſchen Jury. 
Von | Zu 
Sepp 





(Beſchluß von Ar. XXII. Jahrg. 1849. Heft 4.) 


n argen Mißgriffen und fchmählichen Verkuͤmmerun⸗ 
gen der Jury durch einen im Intereſſe der Regierung: 
Ihlau berechneten Wahlmodus ift aber nach der bisherigen: 
Ausführung der unter Napoleons Herefchaft und deflen 
Mitwirfung erlaffene Code d’instr. criminelle befonders. 
reich. Belege find: die ariftofratifch = biureaufratifche Foaͤr⸗ 
dung der Generallifte, folglich auch der beiden andern aus 
ihr hervorgehenden Liften, in Verbindung mit dem Inſti⸗ 
tut der Chrengefchwornen ; die aller öffentlichen Eon: 
teole entbehrende Entwerfung der Generallifte durch einen 
don der Regierung völlig abhängigen und mwillfürlich ents 
laßbaren VBerwaltungsbeamten; mehr noch die Entwertung 


der Dienftlifte durch eben denfelben Beamten, und die wðe 
State d. Er. A. 1850, I. ©, 4 
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tere, aber verhaͤltnißmaͤßig unbedeutende Reduction dieſer 
Liſte durch den Aſſiſenpraͤſidenten auf Koſten eines un⸗ 
pqrteiiſchen Richteramts; die völlige Gleichſtellung der, 
Staatöbehdrde mit dem Angeklagten hinſichtlich der Recuͤ⸗ 
fation, nur um des formalen Prinzips der Gleichheit wil⸗ 
len, ja die Benachtheiligung des Angeklagten gegenüber 
von der Staatöbehbrde, welche ihm gerade diejenigen 
Männer, auf die er durch Nichtrecufation fein volles Ver⸗ 
trauen gefeßt bat, wieder entziehen Fann, in Verbindung 
mit fonftigen Verkuͤmmerungen des Recufationsrechts in 
der Perfon des Angeklagten — dies find Belege genug, 
um den Wahlmodus des Code nad) Verdienſt zu wuͤrdi⸗ 
gen! Nach und nach mußte fih au In Frankreich ein ges 
meinfames Urtheil daruͤber bei Gelehrten und Ungeleheten, 
bei Theoretifgen und Praftifern bilden, und dieſes fiel 
feharf genug aus, indem man die Zwölfmänner zulegt nur 
les douzes commissaires du gouvernement, un vain 
simulacre, un fantöme trompeur etc. nannte, und bei 
politifchen Procefien ſchon zum voraus wiſſen fonnte, ob 
die Jury freifprecben oder verurtheilen werde. 

Unter der f. 9. Reftauration machte man den Vers 
ſuch, im Sinne der conftitutionellen Monarchie 
einen andern Wahlmodus für die Jury aufzuftellen, und 
wirklich leiftete Das Gefeg vom 2. Mat 1827 mehr als von 
jener Zeit zu erwarten war. Doch war ſchon durch das 
veränderte Syſtem der politifchen Wahlen nach der Vers 
faffungs » Urfunde (charte constitutionelle) vom %. 1814 
Art. 35 fg., die Zufag;Acte (acte additionelle) vom 
22, April 1815 Tit. 2, und das Gefeg v. 5. Febr. 1817 
Manches vorbereitet worden, und e8 galt jegt insbeſon⸗ 
dere, den fchädlichen Einflug der Verwaltungs⸗ 
beamten auf die Wahl der Gefchwornen zu brechen. 
Zugleich fehlte e8 nicht an Gelegenheit zu fonftigen zweck⸗ 

mäßigen Beftimmungen, Ausfuͤllung ertannter Tüten x. 
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Merkwuͤrdig iſt dabei, daß der Regierungs = Entwurf, 
ftatt des Prinzips des Cenſus und der Sapacität fih, wie 
das englifhe Recht, mit dem bloßen Cenfus begnügen 
wollte, was aber auf den Grund des Commiſſionsbe⸗ 
richts 27) von den Kammern-verworfen wurde. Dagegen 
fiti man unter den Capacitäten die befoldeten Beams 
ten, erweiterte die Zahl derfelben durch Officiere der Land s 
und Seemacht auf Ruhegehalt, und fügte auf der 
andern Seite bei den Licentiaten, Notaren ꝛc. gewiſſe 
Befhränfungen hinzu. 
Nah dem Geſetz vom 2. Mai 1827 gehören: 


I. in die Generallifte, abgefehen von den allges 
meinen Erfordernifien (Alter 2c.): 1) die Mitglieder der 
Wahlcollegien (colleges Electoraux), d. h. die Wähler 
mit dem damaligen Cenſus einer directen Staatsfteuer von 
300 Frk. Diefe bilden die erfte Abtheilung der 
Generallifte, die zweite die nachfolgenden Perfonen, naͤm⸗ 
lich 2) Diejenigen Wähler (Electeurs), welche in dem 
Departement ihren wirklichen Wohnfig haben, aber in 
einem andern Departement auszuüben haben; 3) die 
Öffentlich vom König ernannten, aber Chrenämter bes 
Heidenden Beamten (exergant des fonctions gratuites);; 
4) die Land: und Seeofficiere auf Ruhegehalt, wenn fie 
mindeftens 1200 Frk. Penfion beziehen und feit 5 Jahren 
in dem Departement ſich aufhalten; 5) die Doctoren der 
verfchiedenen Facultaͤten; 6) die Licentiaten der drei Fa⸗ 
altäten (meil es in der medicinifchen Feine Licentiaten 
giebt), wenn fie entweder in die Lifte der Advocaten oder 
Anwälte bei den höheren oder niederen Gerichtshöfen eins 
gefchrieben find, oder mit dem Unterrichte irgend eines zu 
einer Kacultät gehörigen toiffenfchaftlichen Zweiges beaufs 





%7) bei Loored, Ja legislation de la Frauce, T. TAN 
p. 2708, 


a2 
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tragt worden find, oder ohne diefe VBorausfeßung wenig: 
ftens 10 Fahre ſeßhaft im Departement find; 7) die Mit: 
glieder der Korrefpondenten ded Inſtituts von Frankreich, 
und anderer vom König anerfannter gelehrter Geſellſchaf⸗ 
ten; 8) die Notare, wenn fie bereits 3 Jahre im 
Amt find. 


Wenn nun die erfte und die zweite Abtheilung der 
Generaflifte gemeinfchaftlich nicht 800 Befähigte des De: 
partements ergeben, fo foll diefe Zahl von Seiten des 
Präferten durch eine Ergänzungslifte (liste supple- 
mentaire) aus den nächft den Wählern am höchften Ber 
feuerten 2°) bis auf die angegebene Zahl ergänzt werden. 
Die Hauptlifte (von mindeftens 800 Perfonen) foll alle 
Fahre neu entworfen, und zum Behuf von Recla: 
mationen Öffentlich befannt gemacht werden, d. h. in 
allen Gemeinden an den Gemeindehäufern angefchlagen 
und zugleih auf den Secretariaten der Präfectur, der 
Unterpräfeeturen und der Mairieen des Departements zu 
allgemeiner Einficht aufgelegt werden 22). Etatt der jähr- 
lichen Entwerfung der Generallifte wurde indeß durch das 
Geſetz vom 2. Juli 1828 eine jährliche Repifion 
derfelben durch den Präfeeten vorgefchrieben, mas auch 
vollfommen ausreicht. Wenn nun in Folge diefer Ver: 
Öffentlichung der Generallifte Einfprachen über die Auf: 
nahme oder Nichtaufnahme gewiſſer Perfonen entftehen, 
fo entfcheidet darüber der Präfecturrath, von deffen 
Ausſpruch dann an den Appelhof beziehungsmeife an den 
Staatsrath appellict werden kann. ft die Lifte fols 


— — 





28) aljo aus den Genfiten zweiter Klaffe, welche weniger als 
30 Fr. Steuer zahlen. 


29) Sehr zweckmaͤßig ift die Verbindung beider Publicationen. 
-. Denn Anfchläge lieft man leichter und mehr, während der 
Gang auf das Rathhaus der Gemeinde [han Mangen auhält, 
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chergeſtalt berichtigt worden, ſo ſoll ſie dann wieder für 
einige Zeit Öffentlich angefchlagen werden. 

1. Die Jahres liſte (liste pour le service du jury 
de ’annde suivante) hat auch jet noch der Präfect ?) 
aus der abgefchloffenen Generallifte zu entwerfen; allein 
er darf dieſelbe jegt nur auf ein Viertheil (früher auf 
60 Namen) reduciren. Die Lifte foll aber nicht über 
300, und im Departement der Hauptftadt nicht mehr al& 
1500 Geſchworne betragen. An gefegliche Vorſchriften 
it er bei diefer Reduction nicht gebunden, fondern es ent: 
fdeitet, wie bisher, fein freies Ermeffen. Das Umlauf; 
ſchreiben des damaligen Juſtizminiſters vom 30. uni 1827 
giebt ziwar dem Präfecten geriffe Regeln an die Hand, die 
fd aber für gewiſſenhafte Beamte von felbft verftehen, 
B. daß er Feine Perfonen von notorifch unfittlihem Le⸗ 
benswandel in die Lifte aufnehmen fol. in Eremplar 
derfelben hat der Präfeet dem Juſtizminiſter, ein zweites- 
dem Präfidenten des betreffenden Appelhofs, ein drittes 
dem an diefem Gericht angeftellten Staatsprocurator zus: 
zuſtellen. 

III. Die Dienftlifte (liste de service) wird aus 
dee Jahresliſte 10 Tage vor der Eröffnung der Affife 
durch den Präfidenten des Gerichtshofs in öffentlicher 
Sigung der eriten Kammer defieldben Durch das Loos 
beftimmt , und zwar in der Zuhl von 36 Geſchwornen nebft: 
4 Erfagmännern,, welche nach einem aus der Jahreslifte 
gefertigten Berzeichniffe der am Site ded Gerichtshofs 
wohnenden Perfonen für den Fall gewählt wird, daß am- 
Sigungstage weniger ald 30 Geſchworne erſcheinen follten. 
Durch diefe Einrichtung ift die bisherige Function des 
Affifenpräfidenten ale Mitarbeiters an der Dienſt⸗ 
lifte befeitigt. 


20) Warum übertrug man dies nicht dem oben erwähnten Präs 
fectuerathe , als einem volksthümlichen Kollegium? 
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IV. Die Spruchliſte wird aus der Dienſtliſte am 
Tage der Aſſiſeneroͤffnung durch abermalige Loſung und 
durch Recuſation der Parteien gebildet. In dieſer Hin: 
fiht hat das Gefeg vom 2. Mai 1827 an dem bisherigen 
Rechte nichts geändert, nur daß nach Art. 13 der Affifens 
hof jest von Amts wegen verordnen darf, daß ein 
oder zwei Geſchworne über die Zwoͤlferzahl ausgeloft wers 
- den, um im Nothfall als Hülfsgefchworne nach der Ord⸗ 
nung, in welcher fie aus der Lofung hervorgegangen find, 
einzuteeten.. Wenn alfo gerade nur 30 Gefchworne am 
Sitzungstage anweſend, und der Gerichts- oder Affifenhof 
hält die Wahl von 14 für nöthig, fo koͤnnen die Parteien 
zufammen nur 16 Namen recufiren, und diefe Beſchraͤn⸗ 
fung des (ohnehin beſchraͤnkten) Recufationgrechts müffen 
fie fich gefallen. laffen, während es früher nur mit ihrer, 
namentlich des Angeklagten, Einwilligung gefchehen 
konnte. 

Auf dieſen Vorſchriften in Verbindung mit dem 
Wahlgeſetz vom 19 April 1831 beruhte die Bildung der 
Jury unter der FulisDynaftie, und man muß zugeben, daß 
Dadurch ſchwere Mißgriffe des bisherigen Rechts befeitigt 
wurden. Vorerſt Hat die Generallifte von ihrer ariftofras 
tifch = buͤreaukratiſchen Faͤrbung viel verloren; fie wird, 
um Einfprachen möglich zu machen, und überhaupt zur 
Controle des Präfecten,, öffentlich befannt gemacht, nicht 
nur einmal, fondern nach gefcbehener Ratification zum 
zweitenmal; ein volksthuͤmliches Collegium, der Präfecturs 
rath, wird beftellt, um über Einfprachen gegen diefe Lifte 
zu entfcbeiden; bei der Entwerfung der jet fogenannten 
Jahresliſte ift der Einfluß des Präferten fehr vermindert; 
die bisherige, mit der richteramtlichen Function des Affifes 
präfidenten unvereinbare weitere Sichtung der Lifte ift aufs 
gehoben, und an die Stelle derfelben tritt jest Verloſung 
in Öffentlicher Sigung. Allein ungeachtet diefer unverfenn: 
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baren Vorzüge find die Gchattenfeiten diefer Einrichtung 
nicht zu verfennen. Will man aud davon abfehen, dad 
das Gefeg vom 2. Mai im Ganzen die Zahl der Capaci⸗ 
täten befchränfte, fo erfcheint e8 Doch als hoͤchſt bedenklich, 
in die Hand eines fo abhängigen Beamten, wie der 
franzöfifche Präfeet iſt ?), das Streihen von Drei: 
diertheilen der ganzen Generalfifte (von drei: Mamen 
unter vieren) zu legen. Auch ift auf Erweiterung der Re 
eufation (diefer, in Verbindung mit dem Loofe, letzten 
Sichtung der Lifte) zu Gunften des Angeklagten gar nicht 
Bedacht genommen, ja diefelbe noch verfürzt worden. 
Mag auch die amtliche Beziehung von Hülfegefchtvornen an 
fih voll kommen begründet ſeyn; jedenfalls durfte fie nicht 
auf Koften des ohnehin befchränften Recufationsrechts des 
Angeklagten geſchehen, fondern es Hätte zugleich Anweſen⸗ 
heit von mindeſtens 32 Geſchwornen (ftatt 30) feftgefegt 
werden follen, um den Angeklagten wenigſtens nicht ſchlech⸗ 
tee als nach der Straf⸗Proceßordnung zu ftellen. Fragt 
man überhaupt, ob Frankreich durch diefes Geſetz eine 
tüchtigere , felbftftändigere und intelligentere Jury gemons 
nen habe , fo fehlt e8 auch feit dieſem Gefeg nicht an Ver⸗ 
dicten in politifchen und unpolitifhen Straffällen, welche 
eine Art europäifcher Eelebrität erhalten haben, 
womit aber die deutfchen Schwurgerichte, wenn fie auf 
dem betretenen Wege fortfahren, bald wetteifern koͤn⸗ 
nen 32)! Die befannten Septembergefeße mußten gar noch 
Ausnahmegerichte fchaffen, und fchriftlihe Abftimmung 





31) anders wenn er die Stellung eines engttfhen ESheriß, 
der hier immer noch zum Vorbilde diente, hätte! 


32) Nicht blos Pie fchamlefe Lehre der demscratifchen Blätter, 
daß politifche Verbrecher verunglüdte Helden feyen, fon- 
dern mehr noch als biefe trägt Menfchenfurcht vie Shulb 
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der Geſchwornen anordnen, um „‚Sselbftftändigere” Aus: 
fprüche derfelben zu gewinnen, und fchon drei Jahre zuvor 
(im J. 1832) fah man ſich genöthigt, durch Einführung 
der f. 9. circonstances attenuantes der heillofen Lehre 
von der omnipotence der Jury und dem. frommen 
“ Meineide die Spige zu brechen. 

Gleichwohl war das Gefeg vom 2. Mai. 1827 im 
Allgemeinen auf die richtige Bahn eingelenft, und eine 
zweite Hauptreform nach denfelben Prinzipien Hätte Bedeu⸗ 
tendes erwarten lafien! Da trat aber die Kebruarrevolus 
tion der Kreiheit, Gleichheit und Bruͤderlichkeit in die 
Mitte, und noch mitten in dem Strudel der Ereigniffe 
Hatte man nichts eiligeres zu thun, als fogleich ein 
- neues Spftem für die Bildung der Jury aufzuftellen. Der 
Wahlſpruch mar: Fein Cenſus, meder für politifches 
Wahlrecht noch fir den Geſchwornendienſt. „Wer ale 
Wähler zugelaffen ift, foll es auch als Geſchworner feyn”, 
mit diefen Worten führte der damalige. $uftizminifter Er es 
mieug feinen Entwurf in die Nationalverfammlung ein, 
und war von diefem Standpunfte vollfommen im Recht, 
wenn er aus der Generallifte aller politifchen Wähler, die 
als folhe auch zum Geſchwornendienſt fähig find, die 
Dienft = oder QDuartalliften ohne weitere Sichtung un: 
mittelbar durch das Loos hervorgehen ließ. In 
die Generallifte follte aber “Seder Fommen, welcher leſen 
‚und fohreiben konnte, nicht an Förperlichen Gebrechlichkei⸗ 
‚ten oder Geiftesfranfheiten litt, fich nicht in den Banden 
der Domefticität oder Lohndienerfchaft befand, und nicht 
das active Staatsbürgerrecht durch Verurtheilung wegen 
Verbrechen (crimes) oder von niederträchtiger Gefinnung 
zeugenden Bergehen (delits) verroirft hatte — allgemeine 
Erforderniſſe, die ſich nicht einmal ſaͤmmtlich von jenem 
"Standpunkte rechtfertigen laffen, nach welchem der Ge: 
fchwornenbienft lediglih und ausſchlietzch AS Ausoͤbung 
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eines politifchen. Rechts erfcheint. .. Indeß ging dies 
der von der Nationalverfammlung zur Prüfung des Eres 
mieug’fchen Entwurfs niedergefegten Commiffton doch zu 
weit. Sie verlangte, daß für den Dienft zum Geſchwor⸗ 
nen eine Sarantie der erfocderlihen Einfiht und Mos 
ralität gegeben werde, Fehrte daher zu dem Peinzipe 
zuruͤck, daß duch Auswahl aus der Generallifte eine 
Jahresliſte gebildet werde, war aber über die Srage, wie 
diefe Jahresliſte zu bilden fey, nicht einig, indem Einige 
eine directe Wahl, Andere eine Auswahl durch eine Spes 
zialcommiſſion wollten, welches leßtere von der National: 
verfammlung angenommen wurde. Die Commiffion bildet 
Hd aus einem Mitgliede des Kantonalraths, dem Friedends 
tichter, und Mitgliedern des Municipalraths, welche von 
diefem Dazu delegirt werden; in Paris für jedes Arrondiſſe⸗ 
ment aus drei Mitgliedern des Municipalvathe, dem Maire 
und einigen Beigeordneten, und dem Kriedensrichter. Somit 
will die Aufnahme des Proletariats in die Senerallifte nicht 
viel bedeuten; fie ftehen nur auf dem Papier, in der 
Wirklichkeit werden fie von der Sahreslifte und dadurch von 
der Ausübung diefes ihnen gefeglich zufommenden Ehren⸗ 
amts ausgefchloffen! Wozu aber von einem Prinzipe aus⸗ 
gehen, welches man gleich wieder verlaffen muß, ja 
bei dem man ſich felbft Lügen ftraft, da die kaum für fähig 
Erflärten gleich wieder als unfähig ausgeftoßen werden ? 
Und welches Vertrauen kann man endlich, bei aller Aner⸗ 
fennung der einem volfsthümlihen Collegium 
äberlaffenen Auswahl, zu einee Republif haben, deren 
— doch wohl volfsthümlide — VBerwaltungsbeamte 
(Bräfeeten) mit demfelden Mißtrauen wie früher die 
koͤniglichen Diener angefehen und behandelt werden, fo 
dag man auch jest noch denfelben nicht die Functionen, 
die in England der Fönigliche Sheriff ausübt , anaet 
trouen Fonnte? QAilt wollen jegt näher den Anhalt Dies 
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fed merkwürdigen Geſetzes vom 7. Auguft 1848 3°) 
betrachten. 

I. Die Generallifte. In diefe fommen jegt (Art. 1) 
alle Franzoſen, welche 30 Fahre alt find, und im Genuß 
der bürgerlichen und politifhen Rechte ſtehen. Doch 
find *), ausgefhloffen (Art. 2) von der Aufnahme: 
a) diejenigen, welche nicht lefen und fchreiben 
fönnen; b) die Dienftboten und Taglöhner (do-. 
mestiques et serviteurs a gage). 2) Unfähig 
(Art. 3) find: a) diejenigen, welchen die Ausübung der 
politifchen, bürgerlichen und Samilienrechte im Rechts: 
wege ganz oder theilmeife entzogen Ift 3°); db) Fallirte, 
welche nicht die Wiedereinfegung (rehabilitation) In das 
Faufmännifhe Recht erhalten Haben; c) Perfonen , welche 
wegen Geiſteskrankheit oder Unbefonnenheit 
im Handeln entmündigt (interdits) oder mit einem ges 
richtlichen Beiftande (conseil judiciaire) verfehen find; 
d) alle, welche eine Verurtheilung erlitten haben &) wegen 
eines®erbrechen 8 (crime), oder 4) wegen der Vergehen. 
(delits) ded Diebftahls, des Betrugsd, des Mißs 


33) Bol: Jagemann's Gerichtsſaal Th. 1. ©. 77 fo. 


34) Man bemerke die franzöfifche Fin eſſe in der Unterfcheidung 
von „ausgefchloffen” und „unfählg”! Es follen die Pers 
fonen beider Klaffen nur ja nicht durcheinander gemengt werden! 
Denn was Eann ein nad Art. 1. zum Sefhwornendienft Bes 
—fähigter dafür, daß er nicht lefen und fchreiben kann, oder 
: . dab er Dienftbote oder Zaglöhner it? Indem aber Art. 2 ihn 
aur ausfchließt, erkärt er ihn im Gegenfage der Perfonen des 
Art. 2 für nicht unfähtg; mer nicht unfähig ift, ift aber 
doch wohl fähig? Somit müßten diefe Perfonen nah Art. 1 
und 3 in die Senerallilte aufgenommen werden; aber „man 
f&hließt fie aus”! Hundert Andere werden dafür in die Ges 
nerallifte aufgenommen, aber auf andere Weife remopirt! 
Iſt ein folches Geſetz Spots oder Ernft ? 
35) Es bleibt alfo hiernach und nach Ziff. d. bei dem harten 


Infamiefgfteme des franzöfifhen Rechts, auf weldhem die Abs 
gränzung von crimes und Adlits beruht. . 
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ruchs des Vertrauens (Beruntreuung), des 
iswuchers, der Verlegung der Sittlichkeit 
h. nad) dem Code penal Art. 330 fg. Nothzucht, 
ebruch ze. — was aber in der Nationalverfammiung 
ver Ducchging), des Landſtreichens und der Bet: 
»i; oder 7) wegen eines andern Vergehens (delit), wenn 
Strafe mehr als ein Jahr Eorrectionshaus 
fängniß) beträgt, ausgenommen bei politifchen 
gehen, welche nur dann zur Aufnahme in die General: 
unfähig machen, menn diefe Folge im Strafurtheil 
zeſprochen iſt — was aber vor der Hand Fein Richter 
eigne Berantwortung audzufprechen wagen wird, da⸗ 
es erft eines befonderen Gefeges zur Ausführung diefer 
timmung bedarf. 3) Unpereinbar mit dem Dienfte 
8 Geſchwornen ift: a) der Beruf eines Abgeordneten zur 
ionalverfammlung ; -b) das Amt eines Minifters, 
erſtaatsſecretairs, Generalfecretairs des Minifteriumg, 
8 Praͤfecten und Unterpräfecten 5; ce) eined Richters, 
weralftaatsprocuratord, Staatöprocuratord und deren 
bftituten; d) eines Geiftlichen irgend einer Confeffion; 
eines Mitgliedes des Staatsraths, eines Generalerhe: 
3 der Steuer> und Regiegefälle, eines dienftthuenden 
satsbeamten, oder VBorftandes einer Staatdbehörde; 
eines dienftthuenden Militaird, und g) eines Elemen- 
ſchullehrers. Endlich 4) auf ihr Verlangen (Art.5) 
nen von der Aufnahme befreiet werden: a) Perfonen 
* 70 Jahre; b) alle diejenigen, welche von ihrer Ta: 
arbeit leben und nachmeifen koͤnnen, daß ihr Ber: 
nt nicht Hinreicht, um die mit dem Geſchwornen⸗ 
aft verbundene Laft zu tragen. 
So die Vorfchriften über die Ur- oder Generalliſte 

d dem neueften Gefeß vom 7. Auguft 1848, die freilich 
a5 anders lauten, als die des Code d’instr. und Ve 
fepes vom 2. Mat 1827, welche noch an Senius und 
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Capacitat einen ſolideren Anhaltspunft hatten. Und 
welchen Eindruck machen diefe Vorfchriften? Einen über 
aus ſchlechten. Geht dad Gefeß von dem Prinzip aus: 
wer 30 Jahre alt ift und im Genuß der bürgerlichen und. 
politifchen Rechte fteht, ift Fähig zur Ausübung des Ger 
fehwornendienftes, fo ift damit unvereinbar: 1) die 
f. 9. Ausfchließung derjenigen, welche nicht lefen und fchreis 
ben Fünnen, fo wie der Dienftboten und Taglöhner. Denn,. 
wenn diefelben gleich nur „, ausgefchloflen” jind und nicht in. 
die Kategorie der „Unfähigen” gehören, was aber in der. 
Sache aufeins hinausfommt und nur eine etwas verzucerte. 
Dille ift, fo ift nicht einzufehen, was diefe Eigenfchaften 
mit der politifchen Befähigung, von welder das 
Gefeg ausgeht, noch auch nur, was fie mit der moralis 
ſchen Befähigung, worauf das Gefeg gleichfalls Rück: 
fiht nimmt, zu thun haben? Ahr Ausflug ift daher. 
nicht gerechtfertigt. Sodann 2) müflen zwar diejenigen, 
welche nicht in dem Genuſſe der bürgerlichen und politifchen. 
Rechte ftehen,, von der Aufnahme in die Generallifte aus. 
gefchlofjen werden. Allein wie paßt die übrige Lifte der. 
„Unfähigen”, wenn fie nur politifch fähig find, zu 
dem Prinzipe des Gefeges? Man wollte freilih Ehrens. 
halber auh auf moraliſche Garantie Rüdfiht neh⸗— 
men; allein theild paßt diefelbe nicht zu dem Sage: ,, wer! 
ale Wähler zugelaffen ift, foll e8 auch als Gefchmworner 
feyn”, theils ift die Lifte dee moraliſch Unfähigen ziemlich. 
willkuͤrlich conſtruirt, und berechtigt ſicher nicht zu dem. 
Schluffe, daß wer nicht in eine diefer Kategorieen falle, 
dadurh als moralifch befähigt erſcheine. Denn. 
dazu iſt die Zahl der Befähigten viel zu groß! Ferner. 
3) wie kann vom ÖStandpunfte des Gefeges eine, und 
zwar fo umfaflende Kategorie von Perfonen aufgeftellt wer: 
den, deren bürgerliche Stellung ,, unvereinbar” feyn fol 
mit dem Geſchwornendienſt? Dies tan eine Grruarbung 
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wohl ausfprechen, welche den Geſchwornendienſt nicht ale 
en allgemeines politiihes Recht auffoßt, aber fen 
Geſetz, welches von dem entgegengefegten Prinzipe au: 
geht. Sind denn dienftthuende Staatsbeamte, dienft: 
thuendes Militaie 2c. nicht auch (zumal in einer Republif 
dee Gleichheit und Brüderlichkeit) ein Theil des Volke, 
als daß fie von dem allgemeinen politifchen Rechte deflelben 
ausgefchloffen twerden fönnten und dürften? Oder will 
man in einer Republif Gegenfäge von Volk und Beamten 
ſchaffen? Endlih 4) ıft die Entfehuldigung wegen Un: 
vermöglichfeit eben fo anftößig als toiderfprechend. 
Erkeres, weil für Viele etwas Empfindliches darin liegt, 
Rh über ihre Öfonomifchen Verhältniffe ausmweifen zu 
müflen, wenn fie nicht in Gefahr gerathen wollen, ihrem 
politifchen Ehrenrechte unverhältnigmäßige Opfer zu brin- 
gen, namentlich aber weil im Hinblick auf die große Maffe 
der von ihrer Tagarbeit Lebenden zu beforgen ift, daß fie 
maflenweife bemüht ſeyn merden, von ihrer politifchen 
Ehrenlaft befreiet zu werden, fomit das Gefeg Luͤgen 
mftcafen, daß fie nach einer folchen politifchen Ehre am⸗ 
bit Haben! Letzteres, weil das Geſetz, wenn e8 ein derars 
tiges Ehrenrecht giebt, oder vielmehr daffelbe als ſtaats⸗ 
bürgerliche Pflicht allen Bürgern auferlegt, auch dafür 
Sorge tragen muß, daß e8 von ihnen ausgeubt werden 
kann. Sonft ift dag Ehrenamt bloßer Schein. Aber freilich 
den Geſchwornen Diäten auszufegen, um die allgemeine 
politifhe Befähigung zur Wahrheit zu machen, dazu 
konnte man fich nicht verftehen, und mit Recht! Es bleibt 
daher bei dem bisherigen Rechte, daß die Gefchwornen 
une eine Entfchädigung wegen der Reifefoften, wenn fie 
diefelbe verlangen, beanfpruchen fünnen, 

Auch vd. Jagemann a. a. D. äußert ſich über 
den Art. 2 dieſes Gefepes dahin: „Man fieht, der Art. R 
ſiebt mit Yet. 1 in einem folchen Widerfprudy , Tap man 
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füglich fagen Fann: was mit der einen Hand dort gegeben 
ift, wird mit der andern hier wieder genommen. Die 
Umgehung eines Cenſus ift unter folchen Umftänden nue 
eine Taͤuſchung, ja man kann fagen ein Verirſpiel mit 
den Bolfsrechten. Auf der einen Seite (Art. 1) follen 
alle Franzoſen zur Theilnahme an der Jury gleich berech⸗ 
tigt feyn, und auf der andern (Art. 2) werden diejenigen, 
die durch ihre bedrängten Verhältniffe den Wohlhabenden 
zu dienen gezwungen find, wieder ausgenommen. Wen—⸗ 
det man diefe Beftimmung auch auf Gefellen und Fabrik⸗ 
arbeiter an, fo läßt fih wohl annehmen, daß mehr als 
die Hälfte der fogenannten gleihberehtigten Staates 
bürger am Geſchwornendienſt feinen Antheil nehmen wer⸗ 
den.” Aber auch der übrige Inhalt des Gefeges paßt, 
wie nachgemwiefen wurde, nicht zu dem Prinzipe deffels 
ben. Es find in das Geſetz Rückfichten eingemengt, die 
auf der einen Seite zur politifhen Auffaffung der 
Jury paffen, auf der andern entfernt nicht ausreichen, 
wenn man die Jury zunächft oder vorzugsweife aus dem 
Gefihtspunfte des Richteramts auffaßt. Aus folchen 
Bermittlungen kann nichts Gutes hervorgehen, und fehe 
bald wird man dies auch in Sranfreich erkennen. 

Doch wir haben jegt zu betrachten, wie die Urlifte 
exclusis excludendis gebildet wird. 

Zuerft haben die Maires für jede Gemeinde eine 
Geſchwornenliſte aus dem allgemeinen VBerzeichnig der 
Wähler nah Maaßgabe der Artt. 2— 5 abzufaffen, und 
diefelde an der Kirchenthüre (!), an der Thüre des Ges 
meindehaufes, und mo e8 fonft angemeffen ift, öffentlich 
anzufchlagen. „Diele Lifte ift einmal für allemal 3%) anges 
legt, vorbehäftlich fpaterer Berihtigungen, indem der 
Maire gehalten ift, alle Jahre und zwar am 15. Septbr. 


36) d. 5. fo lange die Herrſchaft des nrueken Seiekrs wühtt. 
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die inzroifchen geftorbenen oder unfähig gewordenen Ge⸗ 
ſchwornen aus der Lifte zu ftreichen, und diejenigen, bei 
e| weldhen inzwifchen die gefeglichen Erforderniſſe (3. B. hin⸗ 

ſichtlich des Alters) eingetreten find, in diefelbe aufzunehs 
men. Die fo rectificirte Lifte wird in gleicher Weife vers 
oͤfentlicht. Ueber Beſchwerden entfcheidet in erfter In⸗ 
ſtanz dee Gemeinderath; in zweiter, wenn die Auss 
bliegung wegen Unfähigfeit (Art. 2) geſchah, das 
Givilgericht erfter Inſtanz, und wenn fie aus andern 
Gründen geſchah, der Praͤfecturrath. Das Eivilgericht 
entſcheidet auf Berichterftattung, aber unter Zuzichung 
der Betheiligten, welche gehört werden müffen, und nach 
4 Vernehmung der Staatsbehdrde, in fummarifchem Wege 


-E vor allen andern Sachen. 





Am 1. Novb. jeden Jahrs Haben die Maires die 
rectifieieten Gefchwornenliften ihrer Gemeinde (Art. 8) dem 
Al Bräfecten des Departements einzufenden, welcher dars 
‚| aus eine allgemeine Lifte für das Departement nach Kantos 
nen in alphabetiicher Drdnung zu entwerfen bat. Die 
tie für jeden Kanton (Bezirk) wird dem betreffenden Frie⸗ 
densrichter zugefendet. 

Somit ift dem Präfeeten aller Einfluß auf die Ents 
werfung der Generallifte entzogen, und die Sache in die: 
Hand der Gemeindevorfteher unter öffentlicher Con⸗ 
teole gegeben, was ein bedeutender Kortfcritt if. Ym 
Weſentlichen diente darin das enalifche Recht, wie es oben. 
gefchildert wurde, zum Vorbilde. J 

II. Die Jahresliſte. Dieſe wird gleichfalls auf 
andere Weiſe als ſeither gebildet. Nach Art. 9 (mit 
welchem das Prinzip der Sichtung, oder der Auswahl be; 
ginnt) ſoll nämlich für jedes Departement auf 200 Eins 
wohner ein Geſchworner fommen, jedoch die Ges 
fammtheit der Geſchwornen nie die Zahl von 3000 in Vem 
Departement ber Seine (der Hauptftadt), und von 1600 


16 Vergleichung 


in den übrigen Departements überfteigen 37), und zugleich 
aus der Generallifte eine befondere Lifte von Erſatzmaͤn⸗ 
nern der Gefchwornen aus der Stadt, wo die Affifen ges 
halten werden, gebildet werden, und zwar für Paris von 
300, für die übrigen Departements von 50 Namen. 
Die Zahl der Geſchwornen, welche in die Jahresliſte foms 
men, wird in Paris auf die Etadtdiftricte, und in den 
Departements auf die Kantone, nad Verhaͤltniß der in 
die Generallifte eingetragenen Zahl von Gefchwornen, 
ducch den Präfecten unter Beiziehung des Praͤ—⸗ 
fecturraths vertheilt. Diefen Befchlug, durch wel⸗ 
hen jedem Kanton eine beftimmte Zahl von Geſchwornen 
zugetheilt wird, hat der Präfeet dem Kriedendrichter mit: 
zutheilen. Hierauf wird eine Commiffion ernannt 
(Art 11), welche die in die Fahreslifte aufzunehmenden 
Geſchwornen jedes Kantons zu wählen hat. Diefe 
Wahlcommiffion befteht aus dem Generaltathe 
des Kantons ?®) (conseiller general du canton) al 
Präſidenten, dem Friedensrichter des Kans 
tons als Vice-Präfidenten, und zwei Mits 
gliedern für jede KRantonalgemeinde, die der 
Gemeinderath in den erften 14 Tagen des 
Auguftmonats jährlih aus feiner Mitte zu 
wählen hat. Die Wahlcommiffion verfammelt fich 
in der fetten Hälfte des Novembers in dem Hauptorte des 
Kantons auf Tag und Stunde nach Vorfchrift des Präs 
fecten, und ift nicht eher befchlußfähig , als bis mindeftens 
ein Mitglied über die Hälfte der eigentlich erforderlichen 


37) Nach dem Gefeg von 1827, welches bis dahin galt, follte 
die Sahreslifte für das Departement der Hauptfladt höchftens 
1500, für die übrigen Depart. höchftens 300 betragen. Die 
Dabei iſt alfo dort Doppelt, im UWebrigen fünfmal 
jo groß. 


38) Diefer iſt Kantonsverterter in dem Departemenistaike. 
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Zahl vorhanden ift (Art. 15). Die Auswahl gefepieht 
(wie früher durch den Präfecten) nach freiem Ermeſſen. 
Anhaltspunfte find der Eommiffion feine gegeben. Bel 
Disfens entfcheidet Stimmenmehrheit. Die Sigungen 
find geheim. ' 

Die folchergeftalt für jeden Kanton gefertigten Jah⸗ 
tedfiften find dem Präfecten des Departements zuzu⸗ 
fellen, welcher daraus in alphabetifcher Drdnung nach 
den Kantonalliften die allgemeine Kahreslifte des 
Departements zu entwerfen hat, und mit diefer zugleich 
die Lifte der Erfagmänner, gemäß Art. 9. Beide Liften, 
de Haupt = und die Ergänzungslifte, müffen vor dem 
15. Decbr. dem Secretair bei dem Affifengericht mitgetheilt 
werden (Art. 18). 

Dies Alles iſt freilich viel complicirter als das 
biöherige, und als das englifche Recht. Denn wie vieler 
Eiften bedarf es nicht hiernach ? Zuerft die Geſchwornen⸗ 
liften der Gemeinden, auf diefe die rectificirten Liften, 
und aus denfelben die Geſchwornenliſte (Uclifte) des Des 
partements; dann die Bertheilungslifte nach Procenten der 
Bevölkerung durch den Präfecten und Praͤfecturrath; hiers 
auf die Wahllifte in jedem Kanton durch eine Gemeinde s 
Sommiffion des Kantons unter dem Vorſitze zweier Beams 
ten; aus diefen die Wahllifte des Departements (Jahres⸗ 
liſte) duch den Präfeten — alfo nicht weniger als 
[eh 8 Liften, wozu noch als fiebente die Dienftlifte, 
und als achte die Sprucdlifte fommt. Aber freilich, 
man hatte feine andere Wahl. Dem Präfecten als Bes 
amten der Republik traute man eben fo wenig ald dem 
vormaligen Beamten des Königs; denn „Regierung ift 
Regierung” , was fich auch inzwifchen in dem republifants 
Ken Frankreich vollfommen bewahrheitet Hat! Eben ſo 
wenig mochte man den, vom Standpunkte des Gefrkes 
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allein confequenten Vorſchlag Eremieur’3, aus der Ur: 
oder Generallite 9) unmittelbar duch das Loos die 
dienftthuenden Geſchwornen zu wählen, annehmen. Mar 
wußte daher auf eine Sihtung, und zwar durch ein 
volksthümliche Commiſſion unter dem Borfig 
zweier (alfo wohl unvolfsthumlicher) Beamten der Repu 
blif eingehen, um — was man freilih nicht zugebei 
will — unter den vielen Untauglichen möglichft di 
Tauglichſten auszulefen. Denn fonft hätte es einer Re 
duction der Urlifte gar nicht bedurft. Nun mag man im 
merhin den Gemeinderäthen als Stelivertretern der Ge 
meinde, oder vielmehr einer von Ihnen aus ihrer Mitte ge 
wählten Deputation,, als Stellvertreterinn der Steliver 
treter dee Gemeinde (des Volks), unter dem Vorfite zweit 
Beamten des Kantons das Wahlgefhäft überlaffen. Allei 
das Gefeg giebt diefer Commiſſion weder Regeln, noc 
auch nur Anhaltspunfte an die Hand, nach welchen fie d 
tauglichften Subjecte wählen foll; ohne Befolgung gemiffı 
Regeln ift aber ein Wahlact nicht möglid. In fofer 
hängt Alles davon ab, über welche Regeln fich die Wah 
commiffionen (deren e8 fo viele als Kantone giebt) ver 
ftändigen werden. Kine allgemeine Berftändigun 
derfelben ift, da fie abgefondert berathen und beſchließe 
natürlich nicht möglich; es bleibt daher nur eine beſon 
dere Verftändigung, und zwar, da die Mitglieder a’ 
Jahre wechfeln, von Jahr zu Jahr übrig — ein Wechfe 
woraus unvermeidlich Inconvenienzen entftehen werde 
Zunächft wird man darauf zählen fönnen, daß es zu eine 
Chrenpunft werben wird, eine verhältnigmäßig gleic 
Zahl aus jeder Gemeinde des Kantons zu wählen, weı 


39) die ja lauter zum Gefchwornendienft fähige Subjecte cı 
halten fell, zumal nach dem in Art.2 fg. gemachten 2 
ſchraͤnkungen! 
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es ihr auch an tüchtigen Männern zu diefem Dienfte fehlen 
follte. Sodann wird ed nicht fehlen, daß Rückfichten der 
Freundſchaft oder der Keindfchaft oder andere Aeußerlich- 
keiten einen Einfluß auf die Wahl üben werden, zumal die 
Wahlcommiffionen nicht einmal einen feften Anhalts⸗ 
punft an dem zwifchen der politifden und der rechtlichen 
Seite der Fury hin und her ſchwankenden Gefege haben, 
mithin nicht wiflen, wie fie im Sinne und Geifte, oder 
mit andern Worten, wie fie nach dem Zweck des Geſetzes 
wählen follen. Jemehr fie in diefer Beziehung verlaflen 
find, um fo unvermeidlicher wird die Wahl durch bloße 
Yeußerlichfeiten beftimmt werden. Namentlich aber ift zu 
beforgen , daß bei einem regen politifchen Leben, wo ſich 
unvermeidlich Parteien bilden, je nachdem die eine oder 
andere Partei im Kanton auch unter den Gemeinderäthen 
die Oberhand hat, die Wahlen parteiifch bald nad 
diefee bald nach jener Seite ausfallen werden, wodurch 
das Mechtsinftitut der Jury — nur auf andere Weife als 
früher unter der Hand des Präfeeten — zum Spielball der 
Politik herabgewuͤrdigt wird 79). Das neue württembers 
gifche Gefe über Schwurgerichte, welches zwar nicht von 
allem Cenſus abftrahiret, ficd aber ſchon mit einem Minis 
mum deſſelben begnügt, fucht diefe Gefahr zwar dadurch 
zu befeitigen, daß e& 1) im Art. 71 dem Bezirksaus— 
ſchuß (der Wahlcommiffion) zur Pflicht macht, nur „, dies 
jenigen in die Jahresliſte des Bezirts aufzunehmen, welche 
ee nach feinem pflichtmäßigen Ermeſſen in Abficht auf ihre 
geiftigen Kähigfeiten, Ehrenhaftigfeit und Charakterfeftigs 
feit für die tuͤchtigſten und würdigften erfennt, und welche 
zugleich in Abfiht auf ihre bürgerliche Stellung, ihre 
Einkommens⸗ und fonftigen Verhältniffe den für das Amt 


w) ene, in Sagemana’s Gerichtefanl Th. 1. ©, 61 ie. j . x 
82 T 
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eines Geſchwornen erforderlichen Grad Öffentlichen Ver⸗ 
trauene und äußerer Unabhängigkeit befigen” ; fodann 
2) im Art. 72 e8 „‚insbefondere dem Bezirksausſchuß zur 
Pflicht macht, Feinen in die Bezirfslifte aufzunehmen, defs 
fen Einfommen nad) dem pflichtmaͤßigen Ermeflen des Aus: 
ſchuſſes nicht im VBerhälniffe fteht mit dem Aufwande an 
Geld und Zeit, welcher ihm als Gefchwornen obliegt”; 
endlih 3) im Art. 74 „dem Vorwande des Livilfenats 
des Kreisgerichts die Befugniß einräumt, von den in die 
einzelnen Bezirfstiften Aufgenommenen nach feinem pflichts 
mäßigen Ermeffen ein Fuͤnftheil zu ftreichen, fo daß auf 
je 500 Einwohner eines Bezirks ein Geſchworner übrig 
bleibt”. Allein Heißt Dies nicht mit andern Worten ſchon 
von vorn herein die Saat des Mißtrauens ſaͤen? 
Denn, nimmt das Geſetz an, daß die Wahlcommiffion ges 
mäß der ihr im Art. 71 ertheilten Inftruction nach Pflicht 
und Gewiſſen die Wahl nicht zu Parteiziweden mißbrauchen 
werde, fo bedarf ed einer Beftimmung,, wie fie der Art. 74 
enthält, nicht; geht Dagegen das Gefeg davon aus, daß 
die Wahlcommiffion fi gemiffenlos über den Act. 71 
wegſetzen werde, dieſer Daher nur zum Schein beftehe, fo 
ft das politifche Gegengewicht , welches der Art. 74 be⸗ 
zweckt, viel zu ohnmächtig, als das es zur Ausgleichung der 
Sache führen koͤnnte, und leicht wird es dahin fommen, 
daß fich die Wahlcommiffion und der Vorftand des Eivils 
fenats des Kreisgerichtd einander mit mißtrauifchen 
Augen betrachten werden, maß ficher nicht zu einem ge 
deihlichen Ziele führen fann. So geht es aber, wenn 
man fich bei einem Prinzipienftreite auf Transactionen eins 
läßt! Der Regieeungs : Entwurf hielt an dem Prinzip 
des Cenſus und der Capacität feft, und Eonnte 
und mollte von diefem Standpunkte der Wahlcoms 
miffion allein die Entwerfung der Jahresliſte übers 
daßen; die Commiffion der Ständelammer dagegen wollte 


i 


der englifchen und franzöfifchen Jury. 21 


fh für die Aufnahme in die Generallifte ſchon mit irgend 
einem Cenſus begnügen, was die Regierung nur untee 
dee Vorausſetzung des Art. 74, d. h. eines bei Partel⸗ 
wahlen nöthig werdenden politifhen Gegengewichts, 
jugeben wollte *). Das neue franzöfifche Geſetz fennt dies 
fd Temperament nicht, und fonnte auch nicht wohl zu 
dem bereits durch das Gefet vom 2. Mai 1827 befeitigs 
ten Affifenpräfidenten oder irgend einem andern 
Beamten zurücfehren. Die Entiverfung dee Yahresiifte 
IR daher ausſchließlich in die Hand der volksthuͤm⸗ 
lichen Wahlcommifjion gelegt. 


MM. Die Dienftlifte (Sigungstifte) wird aus der 
Jahreslifte der Geſchwornen mindeftend (Art. 20) zehn 
Tage vor Eröffnung der Affifen in öffentlicher Sigung 
duch das Loos beftimmt, Indem der Präfident des 
Appelhofs, oder wo fein folcher ift, der Gerichtspräfidene 
on dem Hauptgerichtefige 36 Namen aus der Hauptlifte, 
und ſechs (Früher nur vier) aus der Ergaͤnzungsliſte zieht. 
Die Erfagmänner treten aber nur ein, wenn am Eigungss 
tage der Affifen weniger als 30 Geſchworne erfchienen find, 
und zwar nach der Reihenfolge ihres Eintrags. Fehlt es 
auch dann noch an ber nöthigen Zahl, fo zieht der Präs 
ſident ſolche zur Ergänzung aus den in die Ergaͤnzuns⸗ 
lite eingetragenen, und wenn auch dies nicht ausreicht, 
aus den in die Hauptkifte eingetragenen Geſchwornen 


41) Kaum war dies niedergefhrieden, als in dem Beobach⸗ 
ter ein fulminanter Artikel, betitelt: „Die Demokraten Mepes 
Let in den Schwurtiſten“, erſchien, welcher verausfichtlich feine 

ortfegung finden wird, wenn etwa die württemb. Ge⸗ 
dvornen es wagen follten, in den anhängigen politifchen 
Unterfuchungsfachen „‚fchuldig” aussufprehen. Naturlich if 
dann nur jene „Megelei”’ daran Schuld, während das polts 
tiſche Setreibe mancher Wahlcommiſſionen ganz in der Die 
zung war! on 
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der Stadt, und im äuferften Halle aus den 300 zuerſt 
in die Generallifte der Stadt Eingetragenen. 

- IV. Die Sprudlifte wird, mie bisher, durch 
2008 und Recufation gebildet, bis zulegt zwölf 
Geſchworne übrig bleiben, denen fi) der Angeklagte unters 
werfen muß. | 


So bleibt es alfo auch nad diefem Geſetze dabei, 
dag die Dienftlifte 10 Tage vor der Eröffnung der Affifen 
gebildet wird, wodurch die Geſchwornen, welche Das Loos 
getroffen Bat, allen möglichen nfinuationen, Verfolgun⸗ 
gen und Intriken ausgefegt werden fönnen, und daß der 
Angeflagte. hinfichtlih des Recufationsrechts zu fehr bes 
f&hränft ift. In beiden Beziehungen zeichnet ſich das eng: 
liſche Recht mefentlih vor dem franzöfifchen aus. Aber 
freilich in England ift e8 auch möglich, die durch Aus: 
wahl des Cheriffs beftimmten 48 bis 72 Gefchwornen 
fämmtlich vorzuladen, und die Affifenfitung mit der 
Konftituirung des Gerichts durch Loos und 
Recufation zu eröffnen, was in Frankreich ſchon nad 
dem früheren Umfange der Jahresliſte des Departements 
(300 Geſchworne), melche jeßt gar auf das Fuͤnffache an: 
gervachfen ift, nicht möglich war. 

Damit ſchließt fi vor der Hand die Reihe der franz 
zöfifchen Gefege über die Bildung der Jury. Wir fagen: 
por der Hand; denn auf einen längeren Beftand Fann 
auch das Gefeg vom 7. Auguft 1848 nicht zahlen. Moͤch⸗ 
ten wir daher in Deutfchland den rechten Nugen aus diefer 
Lehre ziehen! 

Nimmt man nicht das englifche, fondern das franz 
iöfifche Recht zum Maafftabe, fo zeichnet fi) der von 
Leue ??) vorgefchlagene Wahlmodus durch feine Einfach: 





42) a. a. D. ©. 57. 
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heit und Zweckmaͤßigkeit aus. Nach diefem Vorſchlage 
wird die Generallifte aus drei Klaflen von Bürgern gebils 
det, den Gelehrten, den Grundeigenthümern. und den 
Gewerbetreibenden. Aus diefer Lite werden, ohne wei: 
tere Reduction, durch das Loos 40 Gefchtworne gezogen, 
welche die Dienftlifte bilden, woraus dann durch aber: 
malige Loofung und Recufation die Spruchlifte hervorgeht. 
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II. 
Soehoeherlſhe Thaͤtigkeit im Großherzogthum Heſſen 
in Bezug 


auf Strafrecht und Strafverfahren 
ſeit dem März des Jahres 1848. 


Darlegung von Herrn Advokat Bopp 
in Darmſtadt. 


(Fortſetzung von Nr. XIV. Jahrg. 1849. 4. Heft.) 


$. 3. 
Sefes vom 16. März 1848, das Petitionss 
und Derfammlungsredht betreffend. 


De Art. 81 der Verfaflungsurfunde handelte vom Per 
titionsrecht , daſſelbe befchränfend, und erflärte Vereini⸗ 
gungen Einzelner oder ganzer Corporationen zur Berathung 
allgemeiner politifcher Intereſſen (melche zu wahren blos 
den Ständen gebühre) für gefegmidrig und ftrafbar. Eins 
zelne Verordnungen normirten das Nähere. Die Vers 
fündigung vom 6. März verſprach: „Wir merden den 
Ständen unverzüglich einen Gefegesentwurf auf Aufhebung 
‚des Art. 81 der Berfaffungsurfunde vorlegen faffen, damit 
Das Petitionsrecht und das Recht der Volfsverfammlungen 
frei ausgeübt werden koͤnnen.“ Der am folgenden Tage in 
die zweite Kammer gebrachte Gefegesentwurf führte, von 
den Ständen angenommen, zu dem Gefeß vom 16ten deflel: 


A A JE "Ta 


in Bezug auf Strafredht u. Strafverfahren. 35 


ben Monats, das, unter die Garantie des Staatdgrund; 
jeſetzes geftellt, im Art. 1 die im Art. 81 deflelben ent: 
raltenen Befchränfungen des Petitionsrechts aufhob und im 
et. 2 Hinzufügte: „Das Recht der Berfammlungen zur 
Berathung über allgemeine politifche oder Privatintereffen 
'ann frei ausgeubt werden.” Hierdurch wurde dem Straf: 
echt Diefes Gebiet entzogen. Zum Commentar dient die 
Jerordnung vom 25. Mai 1849 wegen „VBeſchraͤnkung der 
Bolfsverfammiungen”, im Art. 1 des Inhalts: „Es ift 
erboten , eine Bolksverfammlung unter freiem Himmel im 
Imfang der Provinzen Starfenburg und Rheinheffen zu 
yalten. Die öffentliche Aufforderung zur Abhaltung einer 
olhen Verſammlung, die Führung des Vorfiges oder das 
ffentliche Auftreten als Redner in derfelben wird mit Ges 
ängniß bis zu ſechs Monaten beftraft.” 


4§. 4. 


Beleg vom 12. Mai 1848 wegen Abfhaffung 
der militärifhen Strafe der Pörperlihen 
Züdtigung 12). 


Sowie in andern deutfchen Staaten, fo hatte fich 
uch in der Landgraffchaft Heffen »s Darmftadt die Förperliche 


13) Bergl. diefes Achiv, Jahrg. 1841, ©. 230 —268: Die 
Strafe der förperlihen Zühtigung vor dem Fo⸗ 
rum der Wiffenfhaft und Erfahrung, von Dr. 
©. v. Sagemannz Sahrg. 1842, ©. 163—187: Noch 
ein Wort über die Eörperlihe Zühtigung als 
©trafe, vonDr. Hudtwalder. (Erwiderung im 35. Bde 
der Annalen der Griminalrechtspflege , herausgegeben von 
Schletter, Altenburg 1846, ©. 129 — 151: Noch ein 
Wort über die törperlihe Zühtigung als Strafe, 
von Dr. Magg in Eonftanz.); Sahrg. 1843, ©. 184 — 204: 
Bemerkungen über die Strafart der körperli⸗ 
hen Zühtigung, von Nöllner. ©. auch noch den 
Jahrg. 1845, S. 270 fo.: Zachariä, Bruhftüde aus 
Bemerkungen zum Entwurf eined Strafgrires 
82658 färdie Preußifhen Staaten, S. 2802 — Rb: 
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Zuͤchtigung ſowohl als eigentliche Sriminalftrafe, wie ald 
Disciplinarftrafe gegen Unterfuchungs> und Strafgefans 
gene eingebürgert. Die noch jegt, nad Einführung des 
öffentlih mündlichen Strafverfahrens mit Schwurgericht, 
nicht ganz unpraftifhe Peinliche- Gericht8: Ordnung des 
Landgrafen Ernft Ludwig vom %. 1726 gedenft der Fürs 
perlihen Züchtigung , jedoch nur in ihrer Eigenfchaft als 
eigentliche Strafart , fie mäßigend und in beftimmte Gren⸗ 
zen einfchließend. Denn es heißt im Tit. 17, der „von 
Publication und Erecution einer Definitiv = Urthel, da 
die Strafe nicht and Leben gehet”, handelt, $.6: „Die 
Strafe der Fuftigation betreffend: nachdeme deren bisher drei 
Gradus üblich geweſen, roelche in denen votis und Urtheln 
folgendermaßen erprimiret und unterfchieden zu werden 
pflegen, als erftlih: mit Ruthen auszuftreichen ꝛc., wel⸗ 
ches den erften und gelindeften Grad; zweitens: mit Ru: 
then auszuhauen 2c., welche den mittleren Grad, und 
dann drittens: mit Ruthen gefchärfft auszuhauen ꝛc., mels 
ches den dritten und härteften Grad anzeiget; als laflen 
wir e8 dabey auch dergeftalten gnädigft beivenden, daß bei 
dem erften und andern Grad der Delinquent an geriflen 
determinirten Drten zufammen drey und dreyßig, bei dem 
dritten und härteften Grad aber fünf und vierzig Streiche 
befommen und die beiden erften Gradus nur differiren fol: 
ien in duriore et remissiore inflictione ictuum, ale 
weflenthalben dem Nachrichter jedesmahl vor der Erecution 
gemeffene Ordre (die er durch feine Knechte nicht über: 
fehreiten laſſen, fondern, um darauf zu fehen und denen: 


II. Veber die Eörperlihe Zühtigung, Mitters 
maier’s neuefte (14.) Auflage von Feuerbacdh’s Lehrbuch 
des peinlichen Rechts, Gießen 1847, ©. 350, 251, und defs 
fen Werk: Die Strafgefeggebung in threr Fortbildung ıc. 
Heidelb. Erfter Beitrag, 1841, ©. 183 — 185. Zweiter Beis 
trag, 1843, ©. 187, 
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felben, wann fie ftreiben follen, ein gewiſſes Zeichen zu 
geben, bei dergleichen Executionen allezeit felbft voran mit 
binausgehen foll) mit noch befonders genommener Res 
flegion auf den Unterfchied derer Perfonen, vel rationg 
sexus, aetatis, valetudinis u. f. w. gegeben wer⸗ 
den muß.” 

Auch noch in dieſem Jahrhundert fand der Geſetz⸗ 
geber Geſchmack an dem Pruͤgelſyſtem. So fehreibt 3. B, 
eine Verordnung v. %. 1810 vor, die „Bären:, Affens 
und Kameelführer, auch die Bettelmufifanten” feyen, 
wenn fie, der Zurüchweifung und Warnung ungeachtet, 
ſich ins Land fchlihen, „mit einer derben Tracht Schläge 
zu beftcafen” und diefe Strafe fey im Widerholungsfalle 
zu verdoppeln 9°), 

Diefe Sympathie für das Prügeln hatte ſich noch 
nicht verloren, als Hand an das Werf der Strafgeſetz⸗ 
gebung gelegt ward. Bei der Berathung des Entwurfs 
der Strafgefeße auf dem Landtage von 1888/1840 verwarf 
die zweite Kammer die förpecliche Zuͤchtigung als Straf: 
ort, während die erfte Kammer (Herr dv. Linde nahm fie 
in Schug als „eine Münze, welche überall Guͤl⸗ 
tigfeit bat”, und Herr v. Breidenftein fragte, 
„warum man ein fo vorzügliches Etrafmittel bei Seite 
fegen, fofort die Prügel lediglich dem Privat: 
verfehre überlaffen” wolle) einftimmig das Gegen⸗ 
theil that). Die Staatsregierung, weicher die Ents 


14) Eigenbrodt, Hendruch der Grh. Hefl. Verordnungen 
Bd. 3. Darmſt. 1817, 


15) Die Berathuug her Bonner findet fi mitgerheilt 
©. 243 — 246 des genannten Sagemann’fdhen Beitrags 
und in dem Beitrag zum zweiten Heft der Deutfchen Viertels 
jahrsfchrift von 1849. Stuttg.; Verbannung der kör— 
perlichen Zühtigung im Srofherzoathum Helfen, 
©. 234— 236. Noch fpäter wurden anderswo Werihritiget 
des Prügelfoftems laut, z3. B. in dem Königreich der Mex⸗ 
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ſcheidung uͤberlaſſen wurde, entſchied fih im Sinne der 
zeiten Kammer 19). 

Obgleich nun hiernach die Sreunde des Prügelfuftems 
eine‘ Niederlage erlitten, fo diente ihnen doch die Betrach⸗ 
tung zum Trofte, daß die förperlihe Zuͤchtigung als fo: 
genannte Ungehorfamsftrafe gegen Unterfuhungsgefans 
gene 17) als im Militärftrafgefegbuch eingebürgerte Straf: 
art und als Disciplinarftrafe für Strafgefangene fih aufs 
recht erhielt. 

Leider nur zu oft ftieß ich bei Einficht von Unterfus 
chungsacten auf Protokolle, in welchen der Büttel mit ſei⸗ 
nem Hafelftock figuriete 8), und tief hat fich das Andenfen 
an den Augenbli in mein Gedaͤchtniß gegraben, da aus 


lande. So theilt 3. B. Advofat Baumbauer m Utrecht 
in feinem Beitrage zum 19. Bde der Zeitfchrift für Rechts⸗ 
wiſſenſchaft u. Geſetzgeb. des Auslandes: Berathbungen 
über den Entwurf des Strafgefegbudhs für das 
Köntgreich der Niederlande in der zweiten Kams 
mer, S©.79 mit: Einzelne verftodte Anhänger der Abs 
ſchreckungstheorie fprechen von der Beibehaltung der körper⸗ 
lichen Züchtigung. — Diefe altmodifchen Herren find dem 
allgemeinen Spotte in den öffentlichen Blättern nicht ents 
ommen. 


16) S. Breidenbach, Eommentar, Bd. 1. Abth. 1. Darmil. 
1842, ©. 196 — 313. 

17) Zeitfchrift für deutfches Strafverfahren, Bd. 1. Karlsruhe 
1841. ©. 145 — 181. Nölner, Ueber die gegen vers 
A Angeklagte zuläffigen Arten von Unges 

orfamsftrafen, IV. (©. 158 fg.) : Die Eörperlide 
Züchtigung. 


18) Ein ausgezeichneter Inquirent hatte ſchon früh ſich gegen 
ſolche Mittel erklärt. Criminalrichter Brill in Darmſtadt 
äußert ſich S. 3 des erſten Theils ſeiner Schrift: Acten⸗ 
mäßige Nachrichten von dem Raubgeſindel in den Maingegen⸗ 
den ıc. Darmſt. 1814: „,Bemerken zu müffen, daß die Eins 
geftändniffe auf Feine Weiſe durch angewandte phyſiſche 
Zwangsmittel erpreft worden find, würde ih — für Herab⸗ 
fegung meiner Gefchäftsführung halten”, bedauernd, daß fie 
noch immer „von manchen Snquirenten in der Hitze der Lei⸗ 
denſchaft angewendes werden,” 
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den Mauern des Arrefthaufes zu Darmftadt auch zu mie 
dad Gerücht drang, Weidig (mein afademifcher Zeitges 
wiſſe) Habe, weil er geprügelt worden ſey, in Verzweiflung 
Hand an fich gelegt. Freilich geht aus der nach Jahren ers 
ſchienenen actenmäßigen Darftellung nur hervor, dag der Uns 
terfuchungsrichter bei dem Gerichtshof beantragt hatte, gegen 
den Angefchuldigten den ‚, Sarrenfhmwanz” anzumenden, 
und der Hof verfügt hatte, daß ohne feine Genehmigung 
dee Farrenſchwanz nicht in Thaͤtigkeit gefegt, Überhaupt 
keine Schläge ertheilt werden dürften. Aber fhon hatte 
der Unterfuchungsrichtee dem Angefchuldigten befannt ges 
macht , Daß er verurtheilt fey, an die Wand gefefielt zu 
werden und „die geringfte fernere Ungebührniß mit Kars 
renſchwanzhieben teprimirt” werden würde 19), Co hing 
das Schwert des Damofles über Dem Haupte des Unglück 
lichen, der es vorzog, es herabzureißen, um durch feine 
Hälfe dem Jammer für immer zu entfliehen. Cinen in 
diefen Ruͤckerinnerungen um fo ſchmerzlicheren Eindruck 
machte Daher ein nach Anhörung des oberften Gerichts und 
des Hofgerichts in Darmftadt an das Hofgeriht in Gießen 
erlaſſenes Minifterialcefeript vom October 1842, des 
weſentlichen Inhalts, die im dieffeitigen Strafprozeß üblich 
seroefenen disciplinären Strafmittel 2%) feyen auch nad) 
Einführung des Strafgefegbuchs noch anwendbar , gleich: 
viel, ob fie in deffen Gemäßheit wegen Verbrechen noch 
infligiet werden Fünnten; man müffe daher die Schläge 


19) NRölner, Acenmäßige Darlegung des wegen Hochver⸗ 
zarhs eimgeleiteten gerichtlichen Berfahrens gegen Pfarrer Dr. 
3. 8. Weidig ıc Darmſt. 1844, ©. 511 fg. 


%) ©. meinen Beitrag zum dritten Band der Zeitfhrift für 
deutſches Strafverfahren. Karlsruhe 1843, ©. 214 — 258: 
Miscellen über Ungehorfamsftrafen (Darlegung 
der Praris im Hervortreten einzelner Fälle), vergl. mit meis 
nem Beitrag zum erften Band. Karlsruhe 1841, ©. R— 

: Eellufionstämpfe. 
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(ſowie die Anlegung von Ketten und Sprenger) auch ferner 
als im Unterfuchungsverfahren zuläffig anfehen 2). 

Ein auf dem Landtage von 1° /sa geftellter Antrag 
auf Vorlegung des Entwurfs einer zeitgemäßen Strafpro: 
zegordnung, der auch „die fortwährende Anwendung der 
#örperlichen Zuͤchtigung als Disciplinarftrafe” anflagte ®), 
hatte das eine Refultat, daß er die Staatöregierung 
veranlaßte, folgendes Refeript (vom 10. Februar 1847) 
an die dieffeitigen Hofgerichte zu erlaffen: „Bekanntlich ift 
die Statthaftigfeit der Förperlihen Zuchtigung als Dies 
eiplinarftrafmittel im Unterfuchungsverfahren durch die 
Praxis eingeführt worden, die ſich wohl vorzüglid) darauf 
fügte, daß fie überhaupt eine Eriminalftcafe war. Wenn: 
gleich dur den Umftand, daß das Strafgefegbuch diefe 
Strafart ausgefchieden hat, fie keineswegs, was den 
Strafprozeß anlangt, ſchlechthin unftatthaft geworden ift, 
fo ift doch nicht zu verfennen, daß unter foldhen Umftäns 
den ihre fernere Anwendung im Criminalverfahren wefents 
lihen Bedenklichfeiten unterliegt. Hierzu Fommt, daß 
der Unterfuchungsrichter, während er ohne alle allgemeine 


21) Zeitfchrift für deutfches Etrafverfahren. Neue Folge 
Zweiter Band. Darmit. 1844, ©.295. 296. — f. auch noch die 
Annalen der Criminalrechtspflege, berausgeg. von Schlets 
ter, Bd. 32, Altenb. 1845, ©. 318— 323: Disciplinars 
gefege für die in dem Arrefthbaufe in Darms 
ftadt Detinirten (vw. J. 1831), Bd. 34, ©. 351 fg.: 
Sndicienbemweis. Disciplinarftrafen gegen Sn: 
quifiten. 

22) ©. AUnmwaltzeitung Sahrg. 1845, wo ©. 433 — 43 
diefer Antrag des Abg. Köfter mitgerheilt ift, während ſich 
der darüber erflattete Ausfchußberiht S. 524 — 555 findet. 
Zeitfchrift für deutfches Strafverfahren. Neue Folge. Zwei⸗ 
ter Band. Darmft. 1844, ©. 382 — 400. Die Ditcuffion, 
in foweit fie die Eörperliche Züchtigung als Disciplinarftrafe 
in Betracht zog, iſt mitgetheilt in dem genannteu Beitrag 
zur Deutfchen Bierteljahrefchrift ©. 238— 242, während die 
betreffende Discuffion in der erften Kammer dort ©. 242 — 
247 Dargeftellt ift. Sch verweife darauf der Kürze wegen. 
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Verſchrift darüber gelaflen ift, in welchen Fällen und in 
welchem Maaße ee koͤrperliche Züchtigung verhängen fol, 
dennoch Mißbilligung, ja noch fehwereren Solgen ausges 
fegt ift, wenn die höhere Behörde die Anficht, auf die 
bin ee handelte, nicht theilt,, forwie auch nicht in Abrede 
zu ftellen ift, daß durch Mißgriffe in Zufügung diefes 
Uebels ſchweres, kaum zu veparirendes Unrecht gefchehen 
finnte. Wenn nun diefe Umftände das Kefultat erzeugt 
haben, daß febon feit geraumer Zeit die Anwendung der 
förperlichen Züchtigung im Criminalprozeß nur Außerft fels 
ten vorfommt, fo ift e8 auch der Fall, den Vorwürfen, 
welche gegen das deutiche Strafverfahren aus dieſem 
Strafmittel hergeleitet werden, und die faum mehr ein 
wiefliches Dbject Haben (?), ein Ende zu maden, name 
lich die Förperlihe Züchtigung ganz aus dem Strafverfahs 
ren zu verbannen, Wir zweifeln nicht, daß Sie mit ung 
einverftanden und hiernach die ihnen untergebenen Gerichte 
bedeuten werden.” Gern erklärten ſich — dies fann ich 
bezeugen — die Berichte, die Form überfehend , mit der 
Cache einverftanden. 

So war alfo der unheimliche Gaſt aus feinem zwei⸗ 
tm Winfel vertrieben; es bedurfte der Märztage, um ihn 
noch weiter in die Enge zu treiben. 

Der erfte Theil des bereits gedachten Militärftrafges 
ſetzbuchs vom %. 1822, der vom „Militär : Strafrecht” 
handelt , zerfällt in vier Abſchnitte. Der dritte Abfchnitt 
handelt „von den Strafen und dem Verhaͤltniſſe derjelben 
u einander” in den Artikeln 35 — 85. Der erfte Titel: 
defielben (Art. 35 — 74) betrifft die Strafen und ihre: 
Gattungen. Der Art. 35 zählt die einzelnen Strafarten: 
auf, und nennt darunter auch die „,Förperlichen Strafen”. 
In den Art. 57— 68 wird von den Ehrenftrafen gehan⸗ 
delt, zu denen auch die Degradation gerechnet word. 
dier heißt co nun: „Art, 63: Die Degradation Der 8e⸗ 
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meinen Soldaten befteht in der Verſetzung unter den Stock, 
das heißt, der gerichtlich ausgefprochenen Erklärung, daß 
der VBerurtheilte bei etwaigen künftigen Vergehen auch der, 
auf den Soldaten fonft nicht anmendbaren förperlichen 
Zuchtigung unterworfen fey ?). Hiermit ift aber Feineds 
wegs ausgefprochen, daß ein folchergeftalt degradirter ges 
meiner Soldat für jedes vorfommende Vergehen mit Stock⸗ 
fchlägen beftraft werden müfle; es ift vielmehr die feftges 
fegte Anwendung von Arreſt⸗ und andern Strafen in allen 
den Fällen vorzuziehen, wo von demfelben nach der Indi⸗ 
pidualität des Degradirten, namentlich nach dem, dur 
feine Verſetzung unter den Stoc auf fein Ehrgefühl her 
porgebrachten Eindrucke eine fehnellere und ficherere Erreis 
hung des Beſſerungszwecks erwartet werden fann. Art. 64: 
Außer den Fällen, wo das Militärftrafgefeg Degradation ' 
überhaupt beftimmt (morunter hinfichtlih der Gemeinen 
ſtets die Berfegung unter den Stock verftanden ift), kann 
diefe Strafe auch bei anderen Vergehen, bei deren Bers 
übung der Soldat befonders boshafte ‚oder niedrige Gefins 
nungen an den Tag gelegt hat, ald Schärfungsmittel ans 
gewendet werden. Art. 65: Die Strafe der Verfegung. 
unter den Stoc wird duch eine befondere Drdre des Res 
giments s oder Corpscommandeurs wieder aufgehoben, 
wenn der Berurtheilte ſich während eines ganzen, im 
Dienfte zugebrachten Jahrs mufterhaft betragen hat.” 
Art. 69 — 71 betreffen die „koͤrperlichen Strafen” und 
lauten: „Art. 69: Die Strafe der Stockfchläge hinfichtlich 
Degradirtee Gemeinen (Art. 63 — 65) ift die einzige koͤr⸗ 
perlihe Strafe, welche auf Militärperfonen Anwendung fin: 
det), Die Vollziehung diefer Strafe gefchieht durch einen 


23) Auch nah den Kriegsartikeln für das kurheſſiſche Ars 
meecorps v. J. 1818 follten nur Soldaten zweiter Klafie 
törperlich gezüchtigt werden. 

24) Srüher gehörte zu diefer Strafe auch das Spiefruthenlaus 
fen, von dem Ludoviei, Einleitung zum ‚Kriegs s Prozeß 
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Soeporal, aber niemals öffentlich, fondern nur in Gegen: 
art von Militärperfonen. Die Stocfchläge dürfen auf 
einen andern Theil des Körperd, als auf den Hintern ges 
eben werden. Befindet fich ein Soldat, an welchem diefe 
Strafe vollzogen werden foll, im Zuftande der Trunfenheit, 
o muß die Vollziehung fo lange verfchoben werden; bis er 
uchtern geworden iſt. Art. 70: Das höchfte Maaß dies 
ee Strafe befteht in 50 Stockſchlaͤgen, Bei Beſtimmung 
es Maafes in den einzelnen Fällen ift, außer dem Grade 
we Strafbarkeit, zugleih die Förperliche Befchaffenheit 
ws Schuldigen zu berücfichtigen, nach welcher auch zu 
yftimmen ft, ob die Strafe in eine andere verwandelt, 
ınd ob fie auf einmal oder in mehreren Abtheilungen mit 
Beobachtung angemeffener Zwifchenzeiten vollzogen werden 
ol. Art. 71: Die Anwendung diefer Strafe gegen ‚nicht 
ꝛegradirte Gemeine oder gar gegen Unteroffiziere, forte 
ede andere koͤrperliche Züchtigung oder Mighandlung der 
Zofdaten, ift gänzlich unterfagt. Uebertretungen digfes 
Berbot8 machen einen der ftrafbarften Grade des Mißs 
jeauch® der Gewalt aus (Art. 127).” 

Auch der Stand, dem diefe Gefeggebung gewidmet 
war, der Militärftand, blieb von dem Strome der März: 





(dritte Aufl. Halle 1718) ©. 198 folgendes .Tiebliches Bild 
entwirft: „Hier kömmt vor das Saflen= Lauffen, oder durch 
die Epieß > Ruthenlauffen, und werden zumellen 100, zu⸗ 
weilen etlihe Hundert Mann dazu genommen, nachdem das 
Berbrechen es meritiret; zumellen muß der Delinquent auch 
wohl durch die ganze Parade lauffen. Wer gut lauffen Fann, 
der kömmt defto eher durch; allein ich weiß auch, daß nad 
der Größe des Verbrechens nicht felten ein Unter» Öffizterer 
vor dem Delinquenten vorhergehet, daß er nad feinem Bes 
lieben nicht laufen fann, fondern in, der erfte fein langſam 
gehen muß. Wenn einer oder der andere von denen commans 
irren Soldaten nicht derb zupeitfchet, bekömmt er felbft 
Schläge auf den Pudel.” Co fah es noch im Anfang des 
neunzehnten Sahrhunderts aus. Mehr wie einmal war ich 
als Anabe Zeuge folher graufamen Mifhandlungen, die man 
Strafe zu nennen beliebte, und noch immer iſt bei dem tiefen 
Eindrnd der Hlutigen Scene meine Phantaſie davon befleckt. 


Ardiv d. Er. N. 1550. I ©. & 
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tage nicht unberührt; auch hier hatte fich vielfacher Stoff 
zur Nährung der Unzufriedenheit gefammelt, die nun den 
Mund Öffnen durfte. Der Abg. Brunek 29) machte 
einen Aufcuf zu feinem Antrag, den er am 14. März eins 
brachte. In diefem Aufruf wurde namentlich auch vers 
langt „‚alsbaldige Revifion des Militärftrafgefegbuche, 
des Dienftreglements, der Kriegsartifel u. f. w.“ auf 
parlamentarifhem Wege, „Vertretung der Unteroffiziere 
und Soldaten bei den Kriegsgerichten,, gleiche Beftrafung 
und gleiche Verbuͤßung der Vergehen und Verbrechen der 
Militäre.” 


Diefe Anregung führte auch dazu, daß (es galt, 
etwas zu thun) fehon zwei Tage darauf, am 16. März. 
der Regierungscommiffar des Kriegsminifterums, Gene 
ral v. Bechtold, In der zweiten Kammer erfchien und 
einen Gefegesentwurf wegen Abfhaffung der milis 
tärifhen Strafe der koͤrperlichen Zuͤchti— 
gung einbrachte. Zur Begründung deffelben trug er vor, 
das Militaͤrſtrafgeſetzbuch Habe die Strafe der Förperlichen 
Züchtigung nur hinſichtlich der degradirten Soldaten *) 
beibehalten; aber auch binfichtlih diefer (ein bis zwei 
Prozent) fey diefe Strafe immer mehr in Abnahme gefom: 
men, in den legteren Fahren fo gut wie ganz: ein Beweis, 
dag die Disciplin auch ohne den Stock aufrecht erhalten 
werden fönne??); es fei Daher umfo mehr ander Zeit, diefe 


25) bald darauf Mitglied des Funfziger = Ausfchuffes und der 
verfaffunggebenden Nationalverfammlung. 


26) Ein folher war der Soldat Leonhard Bark, deffen 
That (Raubmord) ih ©. 251 — 281 des 46. Bandes der Ans 
nalen der Criminalrechtspflege, Leipzig 1849, darftellte. 


ZI Der Verfaffer der Darftellung im zwölften Band der Mos 
natfchrift für die Zuftizpflege in Würtemberg, Ludwigsburg 
1847, ©. 169 fg., lehrt ©. 213, wann bei dem Militär die 
Eörperliche Züchtigung als Strafe in Anwendung komme, 
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Strafart gänzlich abzufchaffen, als fie Durch das allgemeine 
Strafgefegbuch ſchon aufgehoben erfcheine; diefen Schritt 
wolle man nicht bis zur Revifion des Militärftrafgefegs 
buchs verfchieben; diefe Fönne darum nicht fo ſchnell erfols 
gen, teil wegen einer gemeinfchaftlichen Miltärftrafgefeg: 
Kbung für die Staaten des achten deutfchen Armeecorps 
Verhandlungen mit Würtemberg und Baden erft einges 
leitet feyen. Der Ausfchußbericht empfahl, unter Hins 
deutung darauf, daß in dem benachbarten Großherzog⸗ 
thum Baden eben das Militär gleichfalls von diefer Straf⸗ 
art befreit worden fey, der Kammer die unveränderte Anz 
nahme des Gefegesentwurfs 28), mas diefe auch ohne weis 
tere Discuffion einftimmig that. Auch der Ausfchußbericht 
welcher der erften Kammer erftattet ward, fprach ſich das 
hin aus: der Gefegedentwurf erfcheine als völlig zeitges 
möß. Die Kammer widmete ihm eine ausführlichere Bes 
rathung 29), wobei auch der Präfident, Prinz Emil, das 
Wort nahm, im Wefentlichen dahin: er fey ſtets ein Gegs 
ner dieſer Strafart gewefen, auch damals, mo Gefeß und 
Meinung fie, in Öfterer Anwendung, als unentbehrlich 
betrachtet habe; daher habe er, wenn feine militärifche 
Stellung ihn genöthigt habe fie anzuordnen, Died nur 
mit Widerftreben und unter Milderung gethan; e8 frage 
ſich aber, ob es nicht zweckmaͤßig ſey, diefe Strafe in der 
ihe gefteckten engen Grenze fortbeftehen zu laflen, befons 


und fügt dann hinzu: „Es darf hierbei aber als erfreite 
licher Fortſchritt — eine Frucht des langen Friedens und der 
fortfchreitenden Humanität — bezeichnet werden, daß koͤrper⸗ 
liche Züchtigungen auch in Fällen, in welchen fie noch zus 
Läffig find, immer feltener werden, und dürfte diefe Straf⸗ 
art beim Militäe im Zrieden wenigſtens gänzlich vers 
fhwinden.” 


28) Der Ausfchußbericht ift ©. 253, 254 de6 genannten Beis 
trags zur deurfchen Wierteljahrsfchrift mitgetheilt. 


29) mitgetheilt ©. 254 — 259, jenes Veirag 
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ders für den Fall eines Kriegs, der Verbrechen auftauchen‘ 
laffe, die von tiefer DVermworfenheit zeugten. Indeſſen 
habe fih nun einmal die Meinung für deren ganzliche Vers 
bannung ausgeſprochen, und fo beanftande er den Ge: 
fegesentwurf nicht, wenngleich es ſchwierig feyn werde, 
die Drdnung auch ohne den Stod aufrecht zu erhalte 
Der Freiherr von Breidenftein (der frühere Verthei⸗ 
diger dieſer Strafe) erachtete den Geſetzesentwurf als ganz 
entbehrlich und fah in demfelben nur eine Probe, die man 
anſtellen Fönne. Andere Mitglieder der Kammer fprachen 
mehr oder weniger zu Gunften des Gefeesentrourfd. Zu: 
fegt ergriff der DBerichtserftatter (vd. Arensd) und zwar 
dahin das Wort: „Einen der gewichtigften Gründe für 
die goͤnzliche Befeitigung der koͤrperlichen Zuͤchtigung er⸗ 
blicke ich darin, daß man in neuerer Zeit faſt allgemein in 
dieſer Strafe eine Entwuͤrdigung ſieht. Dieſe Idee iſt fo 
tief gewurzelt und ſo allgemein verbreitet, daß man ihr 
nicht mehr entgegentreten kann. Jede Geſetzgebung muß 
mit dem Geiſt der Zeit voranſchreiten; thut ſie dies nicht, 
ſo ſetzt ſich die Zeit uͤber ſie hinweg. Die Carolina hat 
einen Beweis davon geliefert. Noch ehe die Geſetzgebung 
deren Strenge gemildert, hatte ſchon die Praxis es gethan. 
Der vorliegende Fall gehoͤrt auch hieher, und die Erklaͤ⸗ 
tung der Regierung, daß in neuerer Zeit jene Strafe faſt 
gar nicht in Hebung fey, liefert den Beweis davon” 30), 
Die Kammer nahm einftimmig den Gefegedentwurf an, 
end nach; Erlaſſung eines gemeinfchaftlichen Adreſſe beider 
Fammern wurde unterm 12 Mai 1848 folgendes Geſetz 


::30). Bol Der Verathung des Entwurfs des Strafgeſetzbuchs hatte 

en v. Arens noch für die Aufnahme der Eörperlichen Züchz 

2: ung in die Reihe der Steafarten gefprochen und geftimmt. 

. diefes Axchiv, Sahrg. 1849. ©. 246. 247. Diefer hochftes 

Hende Praftifer war alfo audi „mit dem Seit der Set ” Yors 
angeſchritten, indem er nun ſo ſpra rach. 
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publicirt: „Art. 1. Die militärifche Strafe der koͤrper⸗ 
lihen Züchtigung, ſoweit fie bisher hinſichtlich der de: 
gradirten Soldaten noch beftanden hat, ift. abgefchafft. 
Art. 2. Die Art. 63, 69, 70 des Mititärftrafgefegbuche 
find aufgehoben. An dieStelle der bisherigen Degradation 
der Soldaten teitt die Verfegung zur Strafclaſſe. Was 
in den Art. 64, 65 und in andern Artikeln des Militär: 
ſtrafgeſetzbuchs Hinfichtlich der Degradation der Soldaten 
(Berfegung unter den Stoc) beftimmt ift, gilt nun von 
der Berfegung zur Strafclaffe. (Der dritte und letzte Av: 
tikel handelt von der Wirfung der Verfeßung eines Soldas 
ten zue Steafclaffe.) 

Noch immer fteht indeffen der Stoc noch in einer 
Ede. Die Eörperlihe Zuchtigung hat ſich noch aufrecht 
erhalten als Disciplinarftrafe gegen Strafge- 
fangene. Indeſſen ift ihe auch in diefer Eigenfchaft 
fhon der Krieg angefündigt, der fie befiegen wird. . 

Schon auf dem Landrage von 1888/40 befchloß die 
jweite Kammer bei ber Abftimmung über die Frage, ob 
die Pörperliche Zuchtigung als Strafart zugelaflen werden 
folle, auf den Antrag des Ag. Glaubrech, „die 
Staatsregierung um baldigfte Vorlegung eines Gefetes- 
entwurfs zu erfuchen, wodurch die Disciplinarftrafen 
gegen Berurtheilte und die Hauptgrundfäge über die Bes 
handlung der Gefangenen in den Steafanftalten feftgeftellt 
werden.” Indem derfelbe Abgeordnete (Dbergerichtsrath 
in Mainz) am 28 Februar 1849 einen Antrag wegen Bor: 
legung eined efegesentwurfs über die Disciplin in den 
Strafanftalten einbrachte, bezog er fih auf jenen Beſchluß 
der Kammer, und fügte hinzu: „Die damalige Regierung 
fand es jedoch ihrem Syſteme und ihren Principien entſpre⸗ 
Gender, diefen wichtigen Gegenftand, der nach den Flaren 
Beftimmungen der Berfaffungsurfunde offenbar in das 
Bereich der Geſetzgebung gehört, durch einfeltige Verfü: 
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gungen zu reguliren. Ohne Ruͤckſicht auf den Aus: 
fpruh der zweiten Kammer von 1840 erließ fie unter dem 
18. Auguft 1843 eine Verordnung für die Correctionshaͤu⸗ 
fer, wodurch gegen die Berurtheilten twegen einfacher, zum 
Theil felbfe unbedeutender disciplinmwidriger Handlungen, 
z. B. Empfang oder Abfendung eines Briefs, Empfang 
von Kleidungsſtuͤcken oder Lebensmitteln, Sprechen mit 
einee Schildwache, oder Sprechen eines männlichen mit 
einem weiblichen Gefangenen, fchwere Förperliche Strafen, 
welche das Strafgeſetzbuch felbft gegen grobe Verbrechen 
nicht geftattet, verhängt werden. Hieher gehören nament: 
lih Kettentragen bis zu vier Wochen, Anfeflelung an 
die Wand im ftrengen Arreſtzimmer bis zu vier Wochen, 
Kettentragen fogar unter gleichzeitiger Entziehung der wars 
men Koft, welche Entziehung ebenfalls bis auf vier Wochen 
ausgedehnt werden darf, mährend das Strafgeſetzbuch 
eine Befchränfung der Koft auf Wafler und Brod nur 
je um den andern Tag geftatter, und endlich Hiebe 
mit der Rnotengeißel °). Die legte Strafe foll 
an die Stelle der vorhergehenden verhängt werden, wenn 
ein Gefangener fich öfter disciplinmwidriger Handlungen 
fhuldig macht, oder auch dann, wenn ein Gefangener 
fo kurz vor feiner Entlaffung eine folche Handlung bes 
geht, daß die gewöhnliche Strafe dafür nicht mehr voll 
ftändig vollzogen werden Fönnte, und es follen in diefen 
Fällen für einen Tag Kettentragen drei Diebe, für einen 
Tag Entziehung der warmen Koft oder einfacher Einfpers 
eung im Blockzimmer ſechs, und für einen Tag Anfeffelung 
an die Wand des ftrengen Arreftzimmers neun Hiebe aus 
gefprochen werden.” Indem der Antragfteller nun noch 
darlegte, daß alle diefe Strafen von dem Intendanten der 


31) Ueber eine fehe ähnlihe Erfcheinung f. d. 34. Band der 
Annalen der Eriminalrechtspflege,, Altend. 1846, ©. 311 fg. 
Lucius, Das Amtsarrefthaus zu Dresden. 
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Strafanftalt dictirt würden und nur die Thätigfelt der 
Knotengeißel von der Ermächtigung der Verwaltungsbe⸗ 
hörde abhänge, äußert er ſich weiter dahin: „Nach diefer 
Verordnung fteht alfo der, welcher wegen eines bloßen Ver⸗ 
gehend in eine einfache Eorrectionshausftrafe verurtheilt 
worden ift, geradezu außer dem Gefes; denn weder 
die Geſetze noch die Gerichte koͤnnen ihn fehügen; ein 
Mann von Bildung tft wegen unbedeutender Verſehen der 
entehrendften und graufamften Behandlung eines Gefängs 
nißdirectors ausgefegt,, und bloße Verwwaltungsbeamten ers 
fennen Strafen, melche die Stände aus dem Strafgeſetz⸗ 
buch verwiefen haben, und melche felbft das höchfte Ges 
richt gegen den ſchwerſten Verbrecher nicht ausfprechen 
darfe In der Provinz Rheinheffen war die Strafe der 
körperlichen Züchtigung längft unbefannt. Wie hart auch 
die frühere jenfeitige Strafgefeggebung war, fie achtete 
doch die menfchliche Würde, fie erblickte im dem correctios 
nell Beftraften immer noch den Staatsbürger, fie wuͤr⸗ 
digte ihn nicht durch Förperliche Zuͤchtigung zum Thiere 
herab.” Nach weiteren Betrachtungen und Hervorhebung 
dee Thatfache, daß jene Verordnung die koͤrperliche Zuͤch⸗ 
tigung in Rheinheffen wieder eingeführt habe und 
dort in Uebung fey, auch nicht im Regierungsbfatt pus 
blicirt morden wäre, fo daß er erft vor kurzem durch 
einen Zufall zu ihrer Kenntniß gefommen fey, ſowie unter 
Hindeutung auf die Grundrechte der Nation, welche die 
Strafe der förperlichen Zuͤchtigung verbannt hätten, fors 
derte der Antragfteller die Kammer auf, die Staatsregies 
tung zu veranlaflen, jene Verordnung von 1843 nebft 
allen ähnlichen Verordnungen bezüglich aller der Beſtim⸗ 
mungen, twelche andere Strafgattungen, al$ die im Straf⸗ 
gefegbuch aufgeführten, dictirten, aufzuheben und einen 
Gefeesentwurf über die Disciplin in den Strafanftalten 
borzulegen. u | 
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„MS der Praͤſident die Kammer von der Einbringung des 
Antrags in Kenntnig gefegt hatte, drückte der Antragfteller, 
das Wort nehmend, den lebhafteften Wunfch aus, daß über 
feine Motion baldmöglichft Bericht euftattet werden möge: 
Indeſſen Fam es nicht Dazu, obgleich noch drei Monate 
lang :getagt wurde. Es ift aber zu erwarten, Daß der 
Antrag auf dem nahen Landtage wieder ‚auftaucht und 
feine Befriedigung findet ꝰ22). Bis dahin ift, um mit dem 
Hrn. v. Breidenftein zu reden, . die Förperliche Zuͤch⸗ 
tigung nicht „, lediglich dem Privatverfehr uͤberlaſſen.“ 


$. 5. | 
Gefeg vom 24. Juni 1848 wegen Wiederher: 
ffellung der flaatsbürgerlihen Rechte ber 
wegen politifher Vergehen Verurtheilten. 


‚,. Unterm 19. März 1848 wurde folgendes Edict, „die 
wegen politifcher Vergehen Berurtheilten oder Beſchuldig⸗ 
ten betreffend”, ‚publiciet: „Wir haben zwar bereits durch 
Unfes Edict vom 14. März 1848 im Allgemeinen bedeus 
tende Straferlafie gnädigft bewilligt; es ift Uns jedoch ein 
Beduͤrfniß des Herzens, Unfere Milde insbefondere noch 
ayf eine Kategorie von Verbrechen und Vergehen auszus 
dehnen, an welche die Erinnerung um fo mehr erlöfchen 
mag, da Wir das Vertrauen hegen, daß zu folchen 
Uepertretungen beftehender Gefege der jegige politifche Zus 
ftand des Großherzogthums Feine Veranlaffung mehr geben 


32) Dabei wird auch die Erfahrung gefragt werden. So fin: 
det fih 3. B. ©. 423 des 8. Bandes der Jahrbücher für Ger 
fängniffunde und Beflerungsanftalten, Darmit. 1846, fols 

» gende Notiz: Seitdem in der Snfterburger Strafanftalt die 

: Schläge überhaupt nur in den alleräußerften Fällen zur Anz 

‚ „pendung Eommen, haben die Beftrafungen abgenommen und 

"ad: im Jahr 1842 um zwei Drittheile geringer gegen die 
früheren Jahre geweſen. 
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wird. Wir verordnen demnach: Art. 1. Allen denen, 
welche bis zum Tage des heutigen Edicts fi politifcher 
Verbrechen oder Vergehen febuldig gemacht haben, ift, ine 
foweit fie nicht die dafuͤr gerichtlich erfannten Strafen be 
reits verbügten, oder in fomeit fie nicht fruͤher begnabdigt 
worden find, die Strafe hiermit erlaflen. Die wegen fol: 
her Verbrechen oder Vergehen anhängigen Unterfuchungen 
follen niedergefchlagen ſeyn und neue Unterfuchungen nicht 
eingeleitet werden. Art. 2. Die Unterfuchungsfoften, 
weiche in Folge rechtöfräftiger Verurtheilung vom Ange 
fhuldigten zu erfegen und am Tage des gegenmärtigen 
Edicts noch nicht abgetragen find, follen. nicht weiter ans 
gefordert werden.” Diefer erfte Schritt führte zu Dem 
zweiten, den die Geſetzgebung zu thun hatte. In der 
Eigung der zweiten Kammer am 5. April erfchien als Res 
gierungscommiffar der Minifteriafrath Emmerling und 
legte „„zue VBervollftandigung” der in jenem Edict „, bethäs 
tigten Milde” folgenden Gefeßesentwurf vor: „Alle Dies 
jenigen, welche bis zum 19. März 1848 wegen eines Polis 
tiſchen Verbrechens oder Vergehens zu einer Strafe, die 
ihre ftaatöbürgerlichen Rechte beeinträchtigt hat, verur⸗ 
theilt worden find, follen in den vollen Genuß des Staates 
buͤrgerrechts hiermit wiederum eingefegt ſeyn, forvie übers 
haupt alle gefeglichen Folgen der gegen fie erfannten Stras 
fen hiermit befeitigt werden. Art. 2. Daffelbe gilt von 
denen, welche wegen eines politifchen Verbrechens oder 
Vergehens bis zum Tage des oben gedachten Edictd von 
der Inſtanz abfolvirt worden find.” Dieſen Gefegedents 
wurf begleitete der Regierungscommiffar mit Motiven; 
nach einer Einleitung des Inhalts: „Derſelbe (dev Ger 
feBesentwurf) wird fih, abgefehen von den Nückfichten 
der Humanität und der neuen focialen und politifchen Zus 
fände, die ung umgeben,. fhon um der Gerechtigkeit wils 
ien zue Annahme empfehlen. Denn der Art. 1 des Ge: 
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feged vom 28. September 1842, betreffend die Abände 


rung des Artikel 16 und 60 der Verfaflungsurfunde 9), 
hat an die rechtsfräftige Verurtheilung zur Zuchthausſtrafe 
unbedingt den Berluft des Staatsbürgerrechts gefnüpft, 
während in dem Art. 4 deffelben Geſetzes, namentlich in 
Beziehung auf das Recht der Standfchaft, nur die Abo⸗ 
lition, nicht aber auch die Begnadigung nach erfolgten 
Strafurtheilen oder Mbfolutionen von der Inſtanz einem 
feeifprechenden Erfenntniffe gleich geachtet if. Es wuͤr⸗ 
den daher jegt diejenigen, welche wegen politifher Ber: 
gehen nur erft in Unterfuchung waren, oder einer Unter 
ſuchung biöher ſich durch die Flucht entzogen hatten und 
durch die Abolition in dem Edict vom 19. März vollftändig 
begnadigt worden find, in Anfehung ihrer ftaatsbürgers 
lichen Rechte in einer beffeen Lage fich befinden, als die, 
welche abgeurtheilt find und dadurch an ihrem Staatsbür: 
gerechte eine Einbuße erlitten haben, welche ein bloßes 
Gnadenwort nicht mehr befeitigen kann. ine völlige 
Gleichſtellung diefer verfchiedenen Kategorien erfcheint aber 
al8 ein unabweisliches Gebot der Gerechtigkeit. Der 
Art. 1 des Geſetzes umfaßt diejenigen, welche in Folge einer 
rechtsfräftigen Verurtheilung zu einer Strafe wegen politi⸗ 
ſcher Vergehen an ihren ftaatsbürgerlichen Rechten irgend 
einen Berluft erlitten Haben, und rechtfertigt fid — von 
ſelbſt. In dem Art. 2 find dagegen diejenigen begriffen, 
welche vermöge aus gleibem Grunde erlittener bloßer Abfo: 
fution von der Inſtanz fi) im Zuftande der Suspenfion des 
Staatsbürgerrechts befinden, oder, weil nicht gaͤnzlich 
freigefprochen,, in dem Rechte der Standfchaft beeinträc: 
tigt feyn möchten. Auch fie bedürfen, dem eben Gefagten 


33) Abgedrudt ©. 20 — 22 der Küchlerfhen Schrift: Einlei⸗ 


tender Theil zur Gefepgebung des Großherz. Heſſen cm 
ftadt 1848. ſebgebung ßherz. Heſſen, Darm⸗ 
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=. 
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zu Solge, der. gefeglichen Hülfe, damit diefe pofitifchen 
Rechte ihnen wieder unbeftritten zu Theil werden.” Der 
on den Abo. Köfter (Hofgerichtsrath) Namens des Ges 
feßgebungsausfchufles erftattete Bericht trug, „mit dem 
Sefegesentwurf und den Motiven einverftanden”, auf An: 
nahme an, und diefen Antrag nahm die Kammer ohne alle 
Diecuffion einftimmig an. Auch der, der erften Kammer 
von dem Freiherrn v. Arens erftattete Bericht des Geſetz⸗ 
gebungsausfchufles befchränfte ſich nach einer Furzen Eins 
lätung darauf, auf die Motive des Gefeßesentwurfs als 
erſchoͤpfend hinzudeuten, und darauf anzutragen, fie möge 
denfelben gleichfall8 annehmen. Bei der Berathung nah: 
men drei Mitglieder das Wort. Herr v. Homberg? 
bemerfte, der Begriff: politifhes Verbreden, ſey 
unbeftimmt und werde von dem Strafgefegbuch nicht ges 
kannt; manche Zweifel hätten fich erhoben, 3. B. darüber, 
od Ungehorfam und Widerfeplichfeit der Kategorie politis 
ſcher Vergehen angehdre; bei diefen Zweifeln müffe der 
Etaatsregierung die Entfcheidung überlaffen werden. Der 
Graf von Goͤrtz meinte, im Zweifel müffe in Betracht 
der Tendenz der Fall als diefer Kategorie angehörend ange⸗ 
fehen werden. Kanzler Dr. Birnbaum ftimmte beiden 
Redneen bei, Hinzufügend: Der Begriff eines „politi⸗ 
fhen” Berbrechens ift weder gemeinrechtlich noch partifus 
lorrechtlich bei ung genau bejtimmt; er hat fich erft durch 
die Doctrin, insbefondere aber durch die in Sranfreich aufs 
geftellten Anfichten gebildet 2%), und e8 erfennen alle Juri⸗ 


34) Bergl. den 47. Band der Annalen der Criminalrechtspflege, 
Reipz. 1849, ©. 82 — 85: Internationales Verhälts 
niß zwifchen Franfreih und dem Großherzogthum 
Heffen in Bezug auf Strafrenhtspflege. Nach den 
dort mitgetheilten Staatsverträgen wegen Auslieferung iſt 
namentlich das Moment Bedingung derfelben,, daß das Ver⸗ 
drehen „nicht politifher Natur ift.” Auf dem legten Lands 
tage wurden mehrere Anträge geftellt, die fich des Ausdruds 
1 politische Verbrechen? oder „„politifche Vergehen’ bedienten. 


% 
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ften die Unbeftimmtheit des Begriff an, Er ift au 
nicht identifh mit dem des Staatsverbrechens, welchen 
man fonft allgemein dem des Privatverbrecheng gegenüber 
ftellte, wogegen heutzutage diefe Eintheilung ganz verworr 
fen wird, meiner Anfiht nach ohne hinreichenden Grund, 
fowie ih auch nicht zugeben Ffann, daß fie unferem neuen 
Strafgefegbuh ganz fremd ſey, was öfters theild zum 
Ruhm, theild zum Tadel deffelben behauptet worden ift. 
Tür die hier angeregte Frage ift aber jedenfalld zu bedens 
fen, daß das vorliegende Gefeg ein traneitorifches ift, und 
da e8 in Verbindung mit dem Gnadenacte fteht, dürfte 
auch eine nähere Begriffsbeftimmung, was man unter 
„politiſchen“ Verbrechen zu verftehen habe, in demfelben 
nicht nöthig feyn.” 

Die Kammer nahm gleichfalls einftimmig den Ge 
fegesentwurf an, der unterm 24. Juni ale Gefeg publb 
cirt ward. 


$. 6. 
Gefeg vom 24. Auguft 1848 wegen definitiver 
Uebertragung der Polizeigerihtsbarkeit, einz 
[hließlih der Forftgerihtsbarkeit, in dep 
Provinzen Starkenburg und Obetheffen an 
die Gerichte. 

In der 40. Sitzung der zweiten Kammer am 15. April 
1848 legte der Regierungscommiffar , Minifterialrath 
v. Lindelof, folgenden Gefegesentwurf vor : Art. 1. 
;, Die Polizeigerichtsbarfeit, mit Einfchlug der Forftger 
richtsbarfeit, welche Wir in Gemäßheit Unſeres Edictd 
vom 6. uni 1832 in den Provinzen Starfendurg und 
Oberheſſen proviforiich haben von den Gerichten ausüben 
laſſen 3°), foll von nun an definitiv an die Gerichte über: 


. 3) ©. meine Schrift: Heſſiſche Beiträge für Rechtsfunde, Th. 1 
Darmit, 1842. ©. 55—100: Das Edict vom 6. Juni 1832 
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tragen ſeyn. Art. 2. Die Beſtimmung Unſeres, die 
Recurſe in Polizei- und Forſtſtrafgeſetzen betreffenden Ge: 
feges vom 1. Juli 1836 3°), wonach gegen die eine Geld: 
krafe ausfprechenden Erfenntniffe der Stadt: und Fand: 
gerichte als Polizeis und Korftgerichte erfter Inſtanz den 
Berurtheilten der Recurs an die Hofgerichte, als Polizei s 
und Korftgerichte zweiter Inſtanz, nur dann zuftehen fol, 
„wenn auf eine Geldftrafe über fünf Gulden erfannt 
worden””, mird dahin abgeändert, daß diefer Recurs 
fünftig, wenn die Geldftrafe die Summe von drei Gul⸗ 
den erreicht oder überfteigt, zuzulaffen ift. Art. 3. Der 
nach dem angeführten Gefege vom 1. Juli 1836 den Ber: 
waltungsbehörden zuftehende Recurs findet Fünftig aufer 
dem Kalle, wenn das Erkenntniß als nichtig angefochten 
wird, nur: da ftatt, mo der Recurs darauf gebauet wird, 
dog dieſes Erkenntniß eine Geſetzesverletzung enthält.” 
Diefe Vorlage begleitete der Regierungscommiffar mit fol: 
genden Motiven: „Beide Kammern der Stände haben bei 
der Annahme des die Aufhebung des Polizeiftrafgefeges be⸗ 
treffenden Gefeßes der Staatsregierung den Wunſch aus⸗ 
gefprochen : durch einen baldigft vorzulegenden Geſetzes⸗ 
entrourf die Polizeigerichtöbarfeit in den beiden Diesfeitigen 
Provinzen definitiv den Gerichten zu belaſſen. Diefe defi⸗ 
nitive Mebertragung der Polizeigerichtsbarfeit an die Ges 
richte, die bereitd durch das dem Polizciftrafgefege beige: 
fügte inführungsgefeß fanctionirt war, bedarf jeßt, 
nachdem diefe Geſetze am 16. vorigen Monats aufgehoben 
find, einer neuen gefetlichen Beftimmung. Wird der 
hierauf gerichtete Metifel 1 des vorliegenden Entwurfs zum 


‘ 
wegen Uebertragung der Polizeigerichtsbarfeit, einfchließlich 
ter Forftgerichtsbarfeit, in den Provinzen Starfenburg und 
Oberheſſen an die Gerichte mit feinen Umgebungen, und Ans 
fügung zweier NRechtsfäle. 


3) ©. ebendaf. S. 77 —84. 
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Gefee erhoben, fo werden die Gerichte in den Provinzen 
Starfenburg und Oberheſſen die Polizeigerichtsbarkeit, 
einfchlieglich der Sorftgerichtsbarkeit, Fünftig in derfelben 
Act definitiv, wie bisher proviforifh, ausüben. In Bes 
ziehung auf die gegen Erfenntniffe diefer Polizei= und Korfts 
gerichte zuläffigen Recurfe enthält das Gefeg vom 1. Juli 
1836 zwei Beftimmungen, deren Abänderung in den Artis 
feln 2 und 3 des Sefegesentwurfs in Ausficht geftellt wird. 
Wenn nämlich 1) die Stadt: und Landgerichte als Polizei⸗ 
oder Sorftgerichte erfter Inftanz Jemanden zu einer Geldftrafe 
verurtheilt haben, fo fteht dDiefem gegen das Erfenntniß nur 
dann ein Recurs zu, wenn die erfannte Geldftrafe mehr ald 
fünf Gulden beträgt. Nach dem Entwurfe foll der Recurs 
fünftig fhon dann, wenn die Geldftrafe die Summe von drei 
Gulden erreicht oder überfteigt, zugelaffen werden. 2) Rad 
eben jenem Gefege hat die VBerwaltungsbehörde ein nur 
durch eine geriffe Friſt befchranftes Recht, Recurs zu er⸗ 
greifen; namentlih Fann fie von diefem Recursrechte Ges 
brauch machen, wenn fie ausführt, daf ein für nicht ges 
führt erflärter Beweis vollftändig erbracht oder daß die ers 
fannte Strafe zu gering fey. Nach Art. 3 des vorliegenden 
Entwurfs foll diefer Recurs Fünftig nur dann ftattfinden, 
wenn die VBerwaltungsbehörde dag Erkenntniß anficht, 
entweder, weil e8 eine Nichtigkeit oder mweil e8 eine Ges 
fegesverlegung enthalte; fo daß binfichtlich diefes Recurs⸗ 
rechts die Verwaltungsbehörde Fünftig auf diefelben Grens 
zen befchränft wird, mie in der Provinz Rheinheſſen der 
Staatsprocurator bei dem ihm gegen Erfenntniffe der Por 
ligeigerichte zuftehenden Rechtsmittel der Caſſation. Die 
Gründe, aus denen in den beiden diesfeitigen Provinzen 
die Erfenntniffe der Polizei: und Korftgerichte als nichtia 
angegriffen werden fünnen, giebt das Gefeg vom 1. Jul 
1836 Artifel 9 fpeciell an; diefe Gründe find: wenn dat 
Erkenntniß entweder von dem nicht zuftändigen oder fonfi 
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unfähigen Richter, oder ohne daß der Beftrafte vorher 
zur Vernehmung geladen wäre, erlafien worden ift, ” 

Die Kammer nahm nah dem Antrag des Gefeßs 
gebungsausfchufles, der zugleich hervorhob, der Geſetzes⸗ 
entwurf beweiſe, daß die jegige Staatsregierung den fruͤ⸗ 
ber beftimmten Grundfag anerfenne, daß die Zuftändigs 
feit der Gerichte, den Verwaltungsbehoͤrden gegenüber, 
nur durch einen Act der Gefeggebung reguliert werden 
koͤnne, ohne alle Discuffion einftimmig den Gefegesents 
wurf an. Der von dem Gefeßgebungsaudfchuffe der erften 
Sammer duch den Freiheren v. Arens erftattete Bericht 
ſprach ſich eingangsmweife dahin aus: „Die duch das Edict 
vom 6. Juni 1832 verordnete proviforifche Ueberweiſung 
der Polizeis und Forſtgerichtsbarkeit an die Gerichte hat 
ſich als fehr zweckmaͤßig und wohlthätig bewährt” 37), und 
beantragte die Annahme des erften Artifels. Ebenſo em⸗ 
pfahl er die Annahme des zweiten Artikels, für welchen ein 
doppelter Grund rede: der, „daß durch die vorgefchlagene 
Erweiterung das materielle Recht mehr gefördert werde, 
fowie der, daß diefe Erweiterung dazu beitragen wird, 
die diesfeitige Gefeßgebung mit der in Rheinhefien bereits 
beftehenden, wonach in Semäßheit des Art. 172 des Code 
d’instr. crim. der Recurs von den friedensgerichtlichen Ur: 
theilen an das vorgefegte Collegialgericht fehon in dem 
Galle, in welchem auf eine Geldftrafe von 5 Kranken ers 
fannt tworden ift, zuläffig erfcheint, mehr in Uebereinftims 
mung zu bringen.” Dagegen erflärte fib der Ausſchuß 
gegen den dritten Artikel unter ausführlicher Entwickelung 


37) Mit gutem Stunde hob dies ſchon Mittermaier ©. 2238 
des erften Zheils feines genannten Werke: Die Strafgefe 
gebung in ihrer Fortbildung zc., hervor. S. noch deffen neuefte 
Auflage von Feuerbach's Lehrb. des peinl. Rechts, Gießen 
1847, ©. 49 (Note 4 d. Herausg.). Meber Preußen f. den 
Sahrg. 1847 diefes Archivs, ©. 183, und den Jahrg. 1848 
deſſelben, ©. 190, 191. 
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der. Gründe, den Antrag ftellend, ihn zu verwerfen, und 


zu beſchließen, daß 1) mit Aufhebung der in dem Act. 11 
des Geſetzes vom 1. Juli 1836 enthaltenen entgegenftehen: 
den Beftimmungen die Recurfe, welche von den Verwal⸗ 
tungsbehörden gegen In Polizei: und Korftftrafgefegen ers 


kaffen werdende Urtheile zu verfolgen find, ganz an diefelben 
Bedingungen und Borausfegungen, welde für den von 
dem Angefchuldigten zu ergreifenden Recurs vorgefchrieben 
find, gebunden werden mögen, und 2) auch den durch die 
Mebertretung der Polizei- und Forſtſtrafgeſetze Beſchaͤdig⸗ 
ten (der fogenannten partie civil) das Recht des felbftfläns 
digen Recurfes unter . denfelben Bedingungen und Vor 
ausfegungen, unter welchen der Angejchuldigte zu recurs 
viren befugt ift, verliehen werden möge. Nach einer auß 
führlichen Beratung nahm die erfte Kammer die Art. 1 
und 2 einftimmig an, indem fie den Art. 3 und die Ans 
träge des Ausfchufles vertwarf, und einftimmig befchloß, die 
Staatsregierung zu erfuchen,. 1) über die Art und Weiſe, 
wie der Recurs der Berwaltungsbehdrden zu befchränfen, 
und 2) in welcher Weife den Befchädigten ein felbftftändi: 
ges Recursrecht zu gewähren ſey, eine befondere Gefeges: 
vorläge zu machen. 

. „Der weitere Bericht des Ausfchuffes der zweiten 
Kammer empfahl das Beharren bei der Annahme des drit: 
ten Artifeld und fügte am Schluffe hinzu: „Eben fo wenig 
vermögen wir Ihnen anzurathen, dem von der erften Kams 
mer befchloflenen Antrag beizutreten. Der erfte Theil ift 
durch die Vorlage des Art. 3 fchon erledigt, indem wir 
nicht wüßten, welche beffere Beftimmung gegeben wers 
den fünnte Ebenſo iſt bezüglich des zweiten Theils, in 
foweit es gefchehen kann, bereits in dem Art. 4 des Ge 
fees vom 1. Juli 1836 Beftimmung getroffen, Der vor: 
liegende Entwurf fegt hierüber nichts feft und belaͤßt es alfo 
bei dem Beftehenden, nach unferm. Ermeſſen mit vollem 
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Kecht, weil, wie auch der Herr Regierungscommiffär in der 
eeften Kammer bemerkt hat, die ſchwierigen Grundſaͤtze dar⸗ 
über , was der Befchädigte zu beobachten hat, wenn er fein 
Privatrecht als Eivilpartie, insbefondere auch in den höheren 
nftanzen geltend machen will, nicht blos bei einem fpe- 
ciellen Gegenftande normirt werden fünne, fondern der be⸗ 
ftehenden Steafprozefordnung überlaflen werden müffe.” 
Die Kammer befchloß ohne Discuffion einftimmig, bei der 
Annahme des dritten Artifels zu beharren. 

Auch die erfte Kammer beharrte nach dem Antrag 
des Ausfchuffes auf ihrem Beſchluß. Da «8 fo zu Feiner 
Vereinigung fam, fo wurden nur die beiden erften Artikel 
des Geſetzesentwurfs zum Gefeg erhoben (Geſetz vom 
24. Yuguft 1848). 


Der Schluß folgt im nächften Hefte.) 


Archid d. Er. R. 1850. 1. St. 9 


50 Die Strafrechtöwiflenfchaft u. Die Anforderungen 





I. 
Die Strafrehtswiffenfhaft 


und bie Anforderungen 
an eine neue Strafgefeggebung. 


Bon 
Abegg.. 


Die verſchiedenen Methoden der Behandlung der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, die theils nacheinander, theils nebeneinander, 
zufolge eines nothwendigen, dem Gegenſtande ſelbſt inne⸗ 
wohnenden Geſetzes ſich geltend gemacht haben, ſo wie die 
aͤußern Einfluͤſſe, die hiebei auf das Schickſal und die Ge⸗ 
ſtaltung der Wiſſenſchaft ſich wirkſam erzeigen, mußte ſich 
bei jedem einzelnen Zweige derſelben bethaͤtigen: aber bei 
keinem — etwa das Staatsrecht ausgenommen — iſt 
dies in groͤßerm Maaße und in ſichtbarerer Weiſe der Fall 
geweſen, als im Strafrechte; dieſes in der weitern Bedeu⸗ 
tung und mit Inbegriff des Verfahrens aufgefaßt "). 
Allerdings erfcheint,, je nach der Beichaffenheit des Gegen: 
ftandes und feiner Quellen, die eine oder andre f. g. Mes 
thode, die philofophifche oder die geſchichtliche, oder die 
dogmatifch » praftifche als durch den Inhalt bedingt, vor: 
herrſchend; aber fie durfte nicht ausfchließend feyn, ohne 


1) Mein Lehrbuch der Strafrechtswiffenfchaft F. 31. und das 
ſelbſt weitere Literärifche Nachweifnngen. 
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Nachtheil für die Sache, die in.ihrer Totalität nach allen 
Eeiten begriffen zu .mwerden verlangte, und fich jeder @ins 
feitigfeit mit der ganzen Energie des Lebens widerſetzte. 
Das Vorherrſchen irgend einge Richtung, einer Behands 
lungsweiſe enthalt und befagt ſchon, daß auch die anders 
Richtungen, als berechtigte, ihre Geltung behaupten — 
wie denn nothwendig, da der Gegenftand ein Ganzes und, 
wiffenfchaftfich erfaßt, ein organifches iſt, dieſes fich auch 
für die Betrachtung bethätigen muß, fo daß, wenn die eine 
Seite, die er darbietet, hervorgehoben wird, damit nicht 
die andern, die für jet zurücktreten, ganz entfernt find. 
Es ift, wenn es anders erfcheint — und. in der That 
fann man es nur einen Schein nennen, der bei gründlicher 
Betrachtung fehmwindet und der Wahrheit weicht — mehe 
nur der individuelle Standpunkt , das Verhältnig des Ein⸗ 
zelnen zu dem Gegenftand, dem eine Einſeitigkeit zugefchries 
ben werden fann. Diefe, der unläugbar auch fchon darum 
viel Gutes verdanft wird, weil, wo von dem Individuum 
etwas Tüchtiged geleiftet werden foll, eine gewiſſe Befchräns 
fung, eine Selbftbeherrfchung gefordert wird, um in dem 
engern Gebiete in die Tiefe, und der Sache auf den 
Grund zu gehen — diefe Einfeitigfeit wird ihr Gefährs 
liches verlieren, indem ihr eine ſolche von dem andern 
Standpunft Anderer gegenübertritt, fo daß die Sache Ihr 
Recht nach allen Seiten, — deren feine unbeachtet bleibt, 
deren jede in möglichftee Vollftändigkeit beleuchtet wird, — 
durch die gemeinfame Arbeit, durch das Zuſammenwirken 
der verfchiedenen, nur feheinbar entgegengefetten Kräfte 
gewahrt findet. Die Wiffenfchaft, alle Gegenfäge vers 
einigend, aber über diefen ftehend, fie .beherrfchend, 
deren Vertreter bier gleichfalls als geiftig Verbundene ges 
dacht werden müffen, ift über den Parteien und den Kaͤm⸗ 
pfern, und nur fo ift fie die Wahrheit, nur fo eröffnet 
fie ihren Reichthum jedem Strebenden zum Genuß, - zur 
D 2 
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eigenen Belehrung und Päuterung, nur als diefe® orga⸗ 
nifehe Ganze und von einem diefem entfprechenden Mittel: 
punfte aus, auf dem ſich alle Richtungen wie Strahlen 
zuruͤckbeziehen, eröffnet fie Xedem ein Gebiet, wo, nad 
weicher :Seite der Bearbeitung es auch ſeyn möge, 
eine Fortbildung, eine erfolgreihe Bemühung ftatt fins 
den kann. 

2. &$m Stoafrechte nun fehen wir, nach dem jeßigen . 
Standpunkte der Wiffenfchaft und der Gefchichte ihrer 
Bildung, den Einflug der verfchiedenen Behandlungsmei- 
fen ,. wie fie theils nacheinander, theils nebeneinander vor: 
fommen; und zwar, was das Nacheinander, alfo das 
oft. bis zum Ertrem der Einfeitigfeit gehende Vorherrſchen 
einer Methode betrifft, auch mit allen den nachtheiligen 
Kolgen, die dies für die Wiflenfchaft und felbft für die 
Anwendung haben.mufte, freilich zum Theil auch wieder 
mit.dem Correctiv, defien fo eben, als in der Sache lie 
gend, gedacht worden iſt. Es darf dabei Eines nicht uns 
bemerft bleiben. Wäre jede Methode oder Auffaffungs : 
und BehandlungssWeife in ihrer mwahrhaften Bereutung 
zur Uebung gelangt, fo würde ſchon dadurch der Einfeitigs 
Peit und dem Irrthume begegnet worden feyn: denn dann 
wuͤrde z. B. die philoiophifche nicht einen Gegenfaß gegen 
die gefchichtliche gemacht, . fondern ficy zu diefer und der 
dogmatifch: praftifchen in das richtige Verhältnig gefegt 
haben; . e8 würde die gefchichtliche nicht fo mißverftanden 
worden feyn, als wäre ihr die tiefere innere Rechtfertigung 
fremd, und als handle es ſich nur um die Feftftellung des 
Gewordenen, welches als ſolches und in feiner bloßen 
Aeußerlichkeit eine Berechtigung hätte, und ald läge das 
Praktiſche und das Recht der Zeit, mit den nothwendigen 
Anforderungen derfelben, ihr ganz fern; es würde endlich nicht 
die praftifche Richtung der Vorwurf getroffen haben, in der 
Behauptung einer unmittelbaren Gültigkeit des Beftehen- 
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‘den die weſentliche Bedeutung, welche, felbft in Beyer 
bung auf Letzteres, dem philoſophiſchen und gefchichtlichen. 
Momente zufommt, verfannt oder überfehen zu haben. Das 
wahre Berhältnig ift das gegenfeitiger Anerfennung nothwen⸗ 
diger für die Betrachtung der Sache felbft gefordeeter und in 
ihr gegründeter Unterfchiede,, die nicht feindliche und unvers 
einbare Gegenfäge find, und fomit der Einheit derfelben; 
weiche eben Darum von der Wiflenfchaft feftgehalten werden 
muß, weil hier nicht die Rede ift von willführlichen und von 
Außen Hergebrachten Beftimmungen, fondern von dem, mas 
dem Gegenftande angehört (immanent iſt). Fuͤr biefe 
Auffaffung habe ich ftetd mich erflärt, und in dem entfpres 
benden Sinn meine Beiträge zu der Löfung der gemein: 
famen Aufgabe zu liefern mich beftrebt. Aber das Vers 
fennen des richtigen Verhaͤltniſſes, welches allein jene 
Sinfeitigfeit möglih macht, hat vielfachen Schaden ge: 
ſtiftet. Ohne folhe, wenn auch fehlerhafte Verſuche 
geht es aber überhaupt nicht ab: mag man fpäter das 
für irethümlih Erfannte von der Wiſſenſchaft ausfcheis 
den, meil es diefer fremd iſt; in der. Gefchichte derfelben 
und ihrer Bearbeitung, aus der e8 nicht entfernt werden 
kann, behauptet es ſeine Stelle. 

Wenn wir nun innerhalb der Wiſſenſchaft, als deren 
Seiten und Richtungen, die den verſchiedenen Methoden 
zu Grunde liegen, jene drei genannten finden, die philo⸗ 
ſophiſche, die hiſtoriſche und die praktiſche, ſo tritt der 
Wiffenfhaft in der engern Bedeutung gegenüber die 
Gefeggebung und die Anwendung. Zwiſchen dies 
fen Ddreien, die wiederum in der Wiffenfchaft im weitern 
Einn ihre Stelle haben, findet nun daffelbe Verhältnig 
gegenfeitiger Borausfegung und Anerfennung ftatt — von 
defien richtiger Auffaſſung eben fo ein gedeihliches Ergebs 
niß abhängt, als das auch hier vorfommende Mißvers 
ſtaͤndniß, das willführliche und dem Begriffe widerfpre- 
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chende Losreißen des Berbundenen, das Trennen der Ein: 
heit ſich nachtheilig erweiſen muß. 

Es ſoll hier diefes Verhältnig mit feinen Folgen nicht 
weiter dargeftellt werden: die Grundſaͤtze, die ich in einem 
weiten, nicht auf das Gebiet des Strafrechtd fich befchräns 
fenden Umfange aufftelle, find früher erörtert worden; 
und es herrfcht Hier unter den Bearbeitern der Wiſſenſchaft 
im Ganzen eine Webereinftiimmung , die eben fo auf einer 
inneen Nothwendigkeit beruht, als fie für diefelbe Zeugs 
niß giebt. Aber ed war nothiwendig, dieſes Allgemeine 
vorauszuſchicken, um für die folgende Betrachtung einen 
Ausgangspunft und eine Grundlage zu haben. - 

Was ift die Aufgabe unferer Zeit in Beziehung auf die 
. Streafrechtswiflenfchaft und Gefeßgebung ? Iſt diefe von der 
früheren und bisherigen durchaus verfchieden? Hat die Ges 
feggebung in formeller und materieller Hinficht einen ganz 
neuen Weg einzufchlagen, oder darf der bis jest verfolgte 
als geeignet angefehen werden, das Ziel — wenn man 
über diefes einverftanden ift — zu erreichen? Hat dabei 
die Wiflenichaft eine Berechtigung und einen Antheil — 
oder verhält fie fich gleichgültig zu den Anforderungen der 
Gegenwart, oder ift fie vollends an ſich und in ihren 
Vertretern gar nicht berufen, fich bei den jegt zu unternehs 
menden Arbeiten zu betheiligen? Sind ihre Lehren uns 
fruchtbar, und haben die Wahrheiten, ja hat die Wahr: 
Beit, die fie fih, wenn auch nicht durchgängig gefunden, 
Doch redlich gefucht zu haben rühmen darf, durch die 
neue Periode, in weiche wir — wirklich oder angeblich 
eintreten — und Ducch deren geiftigen Gehalt — ihre 
Geltung verloren und aufgehört Wahrheit zu ſeyn? 

Der befonnene Freund nicht nur der Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft, fondern zugleich des Rechts und der Wiflenfchaft 
überhaupt, der ſich auch der Stellung derfelben zu. dem 
Leben und dem Staate mit feiner Verfaſſung, wie zu der 
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bürgerlichen Gefellfehaft und deren Kreifen bewußt ift, 
dee — man darf ed ja wohl fagen — nicht blos mit dem 
Verfiande die Sache gleichfam als Kunſtwerk betrachtet, 
der auch ein redliched Herz für das, was dad Wohl des 
Staats und des Volks angeht, und ein reges Gefühl mit: 
bringt, der einer Begeifterung fir feine Lebentaufgabe 
fähig ift, die fich gar wohl mit der geforderten Ruhe und 
Unparteilichfeit verträgt, welche fi) über dem Wechſel der 
Tagesmeinungen , über dem Treiben der, zum Theik eben 
fo unberufenen als aufdringlichen Wortführer zu halten 
weiß, wird auf alle jene Sragen und auf viele andere, die 
ſich bei dieſer Veranlaffung noch aufftellen ließen, eine 
Antwort zu geben vermögen, bie ihn felbft beruhigt und 
teöftet, die auch Andere befriedigt — wenn er nur Vers 
sicht darauf leiftet, Allen es recht zu machen, wenn er dem 
Tadel und noch mehr, Derer auf fich zu nehmen wagt, 
denen e8 um etwas Anderes als das Recht und die Gerechs 
tigkeit zu thun iſt. Solcher giebt es aber zwei Klaſſen: 
die eine, welche mehr unbewußt, und allenfall8 in der 
Taͤuſchung über ihren Beruf und ihre Einficht, die Irr⸗ 
thümer der Zeit für die Wahrheit haltend, diefer und dem 
Recht gefährlich werden, mo fie an deffen Bau mitarbeiten 
wollen; die andere, welche in der Gefeggebung ein Mit: 
tel für die Erreichung anderer außerhalb des Rechts lie: 
gender Zwecke und Tendenzen erfennen. Unſere neuefte 
Geſchichte, ſowohl der Literatur als der gefengebenden Ber: 
ſammlungen ift fo reich an DBeftätigungen des Gefagten, 
dag es genügt auf diefelben zu verweifen. Wenn aber 
nach dem Ausfpruche des griechifchen Weifen und Geſetz⸗ 
gebers in Zeiten der inneren Spaltungen und Parteiungen 
im Staate e8 Pflicht eines jeden Bürgers iſt, ſich für eine 
Partei zu erklären, nun fo wollen wir es offen fagen, 
wie wir es zu allen Zeiten gethan haben, daß wir Partei 
für die Sache des Rechts und der Gerechtigfeit neh: 
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men. Damit erfüllt das Individuum feine Pflicht: im 
Mefen des Rechts felbft aber, wie der Rechtspflege, liegt 
die Forderung der Unparteilichkeit. Wer fich dieſes 
zecht deutlich macht, der wird nicht in Gefahr eines Wider: 
ſpruchs, fen es diefer Parteimahl mit der Gerechtigkeit, 
fey es feiner früher, wie jegt diefer zugewendeten, Ges 
finnung und Thätigfeit gerathen. 


Wir dürfen hier auf Eines aufmerkſam machen, das 
fih an das Vorige unmittelbar anfnüpft , und zugleich die 
Beantwortung einer der aufgemorfenen Fragen enthält. 
Als Grund und Zweck alles Strafrechts im Staate, fomit 

als Teitenden Grundfag für deſſen Beftimmungen, für 
deren Ausführung und Anwendung, und für das dadurd 
bedingte Verfahren haben — menn auch in verfchiedener 
Weife der Auffaffung — Biele, und wohl die Meiften 
die Gerechtigkeit anerfannt und ausgefprochen ?), 
Selbft die Gegner der manchfachen bis jest verfuchten Bes 
gründungsmweifen, die Bertheidiger der f. g. relativen 
Strafrechtstheorien, indem fie folche zu rechtfertigen und 
als mit der Gerechtigkeit übereinftimmend darzuftellen 
ſich beftreben, Haben nit — oder doch nur ausnahms- 
weife erklärt, daß fie etwas Anderes als die Gerechtigs 
keit wollten. Und wie follte Jemand der Rechtspflege 
eine andere, als die fchon in dem Wort und Namen lies 


2 Bol. meine Schrift: Die verſchiedenen Strafrechtstheorien 
in ihrem Verhältnifſe zu einander „und zu dem poſitiven Recht 
und deſſen Gefhichte”, und mein Lehrbuch der Strafrechtss 
wiffenfchaft $. 35 fg. und dafelbit weitere Nachweifungen. 
Hepp Darfielung und Beurtheilung der deutfhen Straf⸗ 
rechtsſyſteme. Heidelberg 1845. Mittermaier zu Feuers 
bahs Lehrbuch. Wierzehnte Ausgabe. Gießen 1847. 8.7 a, 
Köftlin neue Revifion der Grundbegriffe des Criminalrechts. 
Tübingen 1845. Meine Eritifchen Betrachtungen über den 
Entwurf eins &afgefegbun für die Preufifchen Staaten 
vom J. 1843. ©. 63. Breidenbah Commentar zu dem 
geoßh. Heſſiſchen Strafgefegbuhe ©. 146. 
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: Beftimmung zufchreiben? Bei diefem inverftänd- 
a der Hauptfache kommt e8 für die jegige Betrachtung 
an auf die Schwierigkeiten, mit denen dag Gerechtig⸗ 
yrincip zu kaͤmpfen hat, auf die Einwendungen, die 
ben vom theoretifchen Standpunkte aus entgegenge- 
verden, auf die nur theilweife und mangelhafte Durchs 
ing, die daflelbe In den Altern und neuern Gefeg- 
ıgen gefunden hat, auf die etwa nachweisbaren Fälle, 
aflelbe in der Anwendung verlegt worden, ſey ed wegen 
hlicher Sebrechen und der Mangelhaftigkeit unferer Er⸗ 
niß, ſey e8 aus tadelnswerthen Urfachen,, denen nicht 
Frfolg entgegengerirft worden if. Wenn wir nun, 
ehauptet wird, in ein neues Stadium der Strafgefeg- 
ig gelangt find, und einen neuen Weg betreten follen 
ınd ich will dies, fofern e8 richtig verftanden wird, 
en — wird dann dadurch die wefentliche Grundlage 
Strafrechts aufgehoben, foll e8 fid nicht mehr um 
t und Gerechtigfeit Handeln, ſowohl ald Zeit und 
abe, wie ald Mittel und Weife der Erreichung der- 
17 Ich habe früher nachgewiefen,, daß diefe Grund: 
und das eigentlihe Wefen des Strafrehts, — Die 
Yings in den pofitiven Gefeßgebungen, und bei dem 
Ihligen gefeglichen Fortſchritt, nur einen unvollftän> 
: und annäaherungsmweifen Ausdruck erhalten hat, — 
nothwendige fey, unabhängig von der individuellen 
bt der Theoretifer, der Gefeggeber, der Praktiker; 
wenn fie von diefen verfannt oder noch nicht zum Be⸗ 
ſeyn gebracht worden, nichts deftoweniger ihre Da: 
und ihre Geltung dadurch nicht bewährt oder in 
fel geſtellt wurde; daß Feineswegs in Kolge der mög- 
weife gleichzeitig herrſchenden verſchiedenen Meinun: 
aber Grund und Zweck der Strafe, die nebeneinander 
n Gefeggebungen verfchiedener Länder ihren Einfluß 
en, behauptet werden dürfe, daß das Strafrecht da 
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oder dort auf einen anderm Grunde beruhe: ſo wenig, als 
ein Wechſel der Anſichten in der Geſetzgebung deſſelben Lan⸗ 
des in verſchiedenen Perioden eine neue Grundlage zu geben 
vermöchte ). Wenn das Gegentheil als eine Berechti⸗ 
gung behauptet worden ift, fo kann dies nur aus einem 
doppelten Berfennen des Weſens der Strafgerechtigfeit 
und der Aufgabe der Gefengebung erklärt werden: — 
als eine in der Wirflichfeit vorfommende Erfcbeinung hat 
man e8 nur durch eine Verwechslung der in einer beftimms 
ten Öefeggebung mehr oder minder fichtbar vorherrichens 
den, vielleicht auch gelegentlich ausgefprochenen Motive, 
z. B. der Abſchreckung, mitdem, nicht von Wahl 
und Willführ abhängigen Princip des Strafrechts behaup⸗ 
ten fönnen, Zu diefem Irrthum fam dann noch der andere, 
ſolchen gelegentlichen Yeußerungen oder befondern An: 
mendungen eines — wenn man fich fo ausdruͤcken darf 
— fecundären Princips eine allgemeine und tiefere 
Bedeutung beizulegen , als es felbft nach der Abficht des 
Gefeßgebers haben follte und durfte, — es ald ausſchlie⸗ 
gendended und Höchftes aufzuftellen und dadurch mit der 
Gerechtigkeit in Widerfpruch zu fegen. Dies führt dann 
unvermeidlich zu einem, nicht blos theoretifchen Kampfe: 
die Wahrheit, die, obfchon verfannt oder nicht erfannt, 
dann doch vorhanden ift, ftrebt fich gegen einen ihre die 
Geltung ftreitig machenden Widerfpruch in der Erfcheis 
nung, in der Welt des gefeglichen Rechts den gebühren: 
den Raum zu gewinnen : das iſt der Grund und die Berech⸗ 
tigung der geiftigen, nicht plöglih, aber mit gebietes 
rifcher Nothwendigkeit hervortretenden Veränderungen, 
deren Inhalt der Sieg des Gerechten, Vernünftigen ſeyn 
fol. Es bedarf nicht der Ausführung, daß die Wiſſen⸗ 
ſchaft hier eben fo ihren Antheil und ihre Aufgabe, wie 
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ihe mwefentliches Recht Habe; und wir gedenfen von diefem 
Sage weitern Gebrauh zu machen. Doch fey erlaubt, 
fhon jett zu erinnern, was in der neueften Zeit fo häufig 
unbeachtet geblieben ift, daß Volksvertretungen (wie fie 
auch Namen haben, und wie fie zufammengefegt feyn 
mögen) und die Majoritäten in derfelben Befchlüffe zu 
Stande bringen und für die Geſetzgebung ald anzuerfens 
nende außfprechen koͤnnen und follen; aber daß fie weder 
berufen , noch fähig find, über Wahrheit und Wahrheiten 
zu enticheiden, die .eine Anerkennung des Willens und 
Willens fordern, aber nicht erft für ihre Berechtigung 
derfelben bedürfen. 

Kein, — melde Seftalt auch unfer Strafrecht ans 
nehmen möge unter dem Einfluß der Verhältniffe, melche 
eine wenigftens theilmeife neue Gefeßgebung nothmendig 
mahen, — die Grundlage wird und muß unverändert 
bleiben, und der Zweck darf fein anderer als die Gerech⸗ 
tigkeit feyn. Wo diefes etwa bisher nicht der Fall ges 
wefen, wo mit Verläugnung oder Beifeitefegung des Ges 
rechtigkeitsprincips ein anderes ſich als überwiegend in 
dem ſtrafrechtlichen Gebiet erzeigt hat, da geht die Forde⸗ 
rung dahin, der Gerechtigkeit ihre nothwendige Stellung 
anzuweiſen und ſie zur Anerkennung zu bringen. Dies 
haben wir laͤngſt erklaͤrt; es iſt nicht erſt die neueſte Zeit 
mit ihren angeblichen Errungenſchaften, nicht der Eintritt 
von dem |. 9. Polizei-Staat in den Rechts-Staat, 
— eine jeut beliebte Redeweife, die nicht nur falfch ift, 
fondern auch, menn fie eine Wahrheit enthielte, wenn 
wie nicht weiter ald zum Recht s⸗Staat gelangt wären, 
und wenn der Staat felbft nicht mehr als nur eben diefer 
wäre, nur ein Zeugniß gebe, wie wenig wir fortgefchrit: 
ten feyen, — die ung zum Bewußtſeyn gebracht haben, 
daß das Recht verwirflicht werden fol. Da hätten wir 
denn ſchon einen, und zwar höchft wichtigen Punkt, in Be: 
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treff deffen die frühere und bisherige Arbeit nicht als eine 
vergebliche anzufehen iſt, wo wir nicht genöthigt find, 
etwas zurüchzunehmen, zu bereuen oder zu ändern, bei 
dem Hinbli auf den jüngftvergangenen und den gegen; 
waͤrtigen Zuftand unferer Wiffenfchaft und ihres Verhäfts 
niſſes zu der Geſetzgebung. Wir würden ung nur freuen, 
wenn die leßtere jegt, und wenn die, welche als unmittels 
bar Berufenen, oder mittelbar ſich Betheiligenden,, dies 
ſes auch vollftändig anerkennen wollten, und wenn wir die 
in diefer Korm zur Erfcheinung gefommene Berläugnung 
des Rechts nur ald etwas Vornbergehendes zu betrachten 
hätten. Die Berufung auf ein höheres Recht, auf eine 
(von blos Außerer Nöthigung zu unterfcheidende) Noth⸗ 
wendigfeit, Fönnte einigermaßen zur Entfchuldigung die 
nen. ber, wo noch überhaupt der Gedanfe an das 
Recht herrfcht, und an das, was für diefes eine Grund» 
lage oder eine mit derfelben eng verbundene mefentliche 
und objective Eriftenz ift und Hat, Gefittung und Res 
ligion — da wird man die Berufung auf die Berechti⸗ 
gung der Revolution zurüchmweifen und den daraus ads 
geleiteten Kolgerungen auf's ntfchiedenfte widerfpres 
hen müffen, insbefondere wenn dadurch der Willführ 
der Maffen und den Tendenzen ihrer Fuͤhrer und Ber: 
führer eine andre Bedeutung, ald die eines augenblick⸗ 
lichen Webergewicht® beigelegt werden follte Y. ine 
Principlofigfeit, die dem Recht feldft und der Freiheit 
feinen nothmendigen Inhalt mehr läßt, fondern Alles im 
beftändigen Schwanfen dem Zufall Preis giebt. Wir 
fagen diefes gegen die Willführ, die ſich wider dag 
Recht zu behaupten fucht und ſich den Namen und die 


4) Bgl. meine Abhandlung: „Ueber das Verhältniß der Wifs 
fenfhaft zu den Aufgaben unferer Zeit,” in der Zeitfchrift: 
* Gerichtsſaal.“ Erlangen 1849. Aprilheft. S. 260 fg. 
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vom des Rechts beilegt — ohne Unterfchied von welcher 
eite fie geübt werde; — man hat wohl Gelegenheit ge: 
ibt zu erfahren, daß nicht blos auf einer Seite gefehlt 
oeden fey. Betrübend ift aber die Wahrnehmung, daß 
ıd Andere, die den tiefern Schalt des Rechts und das 
jefen der Gerechtigkeit nicht zu würdigen verftehen, — 
ſchon von einem durchaus verfchiedenen Standpunfte aus, 
m Geredhtigfeitsprincip entgegentreten — nicht 
08 wegen etwaniger mangelhafter und ihnen nicht genuͤ⸗ 
mder Begründung, fondern vornehmlicy wegen der be: 
mpteten Unausführbarfeit defjelben, und daß fie mit 
tterm Hohn ein in fich heiliges Princip verfolgen, und 
ejenigen angreifen, die der Gerechtigkeit nachftrebend 
nd ihr eine Stätte zu bereiten bemüht find, da doch die 
irdiſchen Dingen vorfommende Unvollfommenheit nicht 
n Grund gegen die Sache felbft und nicht eine Berechtis 
ng für ein Anderes, Entgegengefegtes — Princip 
äre hier ein unrichtiger Ausdrud — ſeyn darf. 

Wohl giebt e8 auch eine Revolution der Ideen: 
n neues Princip tritt auf, für jegt als das ausfchließend 
wechtigte, twogegen das borangegangene zurücktreten muß. 
ber gerade dies gefchieht nicht auf einmal und ploͤtzlich: 
ne lange ftille Arbeit ift vor fih gegangen, das unſicht⸗ 
are Schaffen des Geiftes, bis dag Ergebniß als ein fertis 
8, als die reife Feucht einer ausgeftreuten Saat, die 
xtgekeimt hat, hHervortritt. Wenn dies auch im Strafs 
ht fich bethätigt (von dem Strafverfahren, in fo: 
ea dieſes vom Strafrechte im engern Sinne unterfchieden 
nd getrennt wird, foll fpäter die Rede ſeyn), fo muß 
ſan einräumen, daß dies nicht die Grundlage, die Ges 
chtigfeit, fondern die Anwendungen, Folgerungen und 
usführungen betreffe, und daß dieſes, was mir fehon feit 
eraumer Zeit beobachten, nicht erft jet eintrete, wie es 
nn überhaupt unabhängig von den neueften politifchen 
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Sreigniffen und Veränderungen im Innern der Staaten 
und ihrer Verfaffung ift. Sch Habe bereitd an einem Orte 
erinnert ®), daß — ganz abgefehen von der noch herr; 
ſchenden Gährung und Unflarheit, wo noch nichts Geläu: 
tertes ſich herausſtellt — jene Ummälzungen für fich nur 
etwas Negatives bewirken, aber nichts Pofitives zu ſchaf⸗ 
fen vermögen; fie Fönnen nichts aufbauen, nicht ein Werk 
hervorbringen, daS durch innere Kraft und Gediegenheit 
ſich zu erhalten im Stande wäre; fie koͤnnen nur — und 
darin liegt für den Gegenftand unferer Betrachtung ihre 
nicht zu läugnende Bedeutung — der werdenden Geftal: 
tung des für die Zeit Berechtigten die Bahn brechen und 
ihm Raum gewähren durch die Entfernung von Hinter: 
niffen, an deren Beleitigung außerdem eine längere Periode 
hindurch hätte gearbeitet werden müffen. Das ift dann ale 
Thatſache anzuerfennen, die in diefer Eigenfchaft der 
Kritiker dem Lob oder Tadel nicht unterliegt. Wiefern 
aber an diefer Offenbarung der Ideen die Wiffenfchaft 
ihren Antheil Habe und überhaupt das Geiftige aus dem 
Geiſtigen hervorgehe, Habe ich dort gleichfall® zu zeigen ges 
ſucht. Die Neubildung, auch defien, was wir zu der 
philofophifchen Seite des Rechts rechnen, ift darum eine 
geſchichtliche; das Neue des in einer beftimmten und ins 
befondre in unſrer Zeit Seforderten tritt nicht plögli und 
unmittelbar in die Wirklichkeit; es ift vermittelt durch eine 
Reihe von allerdings nur zum Theil fichtbaren Uebergän: 
gen, und hat erft dadurch feine Berechtigung. 

Dies führt auf einen andern Punft.e Die nım 
wohl übereinftimmend anerfannte Lehre von der Na— 
tur und Bildung des pofitiven Rechts ift, dag daſſelbe 
nicht das Ergebniß beliebiger Willführ eines Geſetzgebers 


5) In der Note 4 angef. Abhandlung ©. 269 fg. und Maibeft 
©. 390 fg. 
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„ ſondern ſich organiſch entwickle unter den Voraus: 
jungen und Einfluͤſſen, welche das eigenthuͤmliche Rechts: 
em eines beftimmten Volks und deſſen Geſittung, über: 
upt deffen Bolfschumlichfeit bedingen und ausmachen. 
ad Recht in diefem Sinn entfteht nicht erft durch Gefege, 
- obfbon e8 auf einem nothmendigen Gefege, nur in 
ee andern Bedeutung des Worts beruht, — vielmehr 
d die Gefege, oder follen feyn, der Ausdruck des 
echts. Aber ferner Hat das Recht in den Gefegen nicht 
nen ausfchliegenden,, und nicht feinen vollftändigen und 
werall entfprechenden Ausdrud. Das Streben geht allers 
ng8. dahin, daß derfelbe, daß das in Gefegen ausge: 
sochene Recht, jenen mefentlihen Inhalt in zeit: und 
lksgemaͤßer Geſtalt wiedergebe und zum allgemeinen Bes 
ußtſeyn bringe — Dies, und nicht das f. g. Geſetz⸗ 
achen, ift der Beruf der Geſetzgebung, welche einer 
at mit oder ohne Grund abgefprochen wird, je nad) der 
nſicht, die man eben von der Natur und Entftehung des 
firiven Rechts, und von dem Verhaͤltniß der Geſetz⸗ 
dung zu dem Rechte, aufgeftellt Hat. Es genügt auf 
ısjenige zu verweiſen, was unter Anderm in der legten 
eit fo Häufig bei Gelegenheit der f. g. Eodification 
ir Sprache gebracht worden ift ©). 

Iſt nun das, was ald das Wefentlihe der Bildung 
es pofitiven Rechts, als das innerliche Gefeg derſelben 
achgewiefen worden, eine Wahrheit, fo verfteht es 
ch, daß es diefe nicht für eine beftimmte Zeit, für die 
Intwichlungsgefchichte des befondern Rechts irgend eines 
zolkes und einer beftimmten Periode fen, daß fie viel- 
ehr als eine allgemein ſich betheiligende anerfannt werden 


6 ©. Meine Eritifchen Betrachtungen über den Entwurf des 
Greafoelegsudes für die preußifchen Staaten vom 3. 1843. 
She ; otbeilung. Neuftadt a, d. D. 1844, Einiatung 

, 9. 
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müffe. Wir erden daher, auch von diefem Standpunfte 
aus, der Vergangenheit, wie der Gegenwart, in ihren Ges 
ftaltungen und ihrer rechtserzeugenden Kraft die gebührende 
Berechtigung zugeftehen: mir werden grade durch die rich- 
tige Einficht in die Natur des Rechts, und nur durch dies 
felbe, vor dem Irrthum ung bewahren, in welchen Manche 
gerathen, die das Antiquarifche mit dem Hiftorifchen vers 
wechfeln, indem fie dem Gemwordenen und Beftehenten, 
blos weil e8 diefes ift, einen Anfpruch auf fortwaͤhrende 
Geltung beilegen, fo wie Andere, welche hiernach der ge: 
ſchichtlichen Anficht einen Vorwurf machen, den fie in der 
That nicht verdient. Denn nur von diefem wahrhaft ges 
fhichtlihen Princip aus kann die Berechtigung des Ges 
ſchichtlichen und ihre Grenze und das richtige Verhäftniß zu 
dem heutigen Recht und zu der Gefeggebung der Zeit be 
ftimmt werden. Vergebens wird man die Gefchichte bei 
Seite fegen und das Band zerceißen, das die Gegenwart 
mit der Vergangenheit verknüpft, in der jene wurzelt, fo 
wie fie ſelbſt den Keim der Zukunft in fich enthält: übers 
haupt ift e8 nicht möglich, und auch die neuefte Zeit hat 
dies in allen Gebieten gelehrt, wo man dag Gegentheil vers 
fucht hat, gänzlich von dem Maaß gegebener Zuftände abzus 
fehen und weder rathfam noch gerecht diefem die Geltung 
abzuiprechen, auf die fie Anfpruch haben. Der Erfolg 
war, daß man etwas Unhaltbares und nicht zu Recht Bes 
ftehendes anordnete, wo dann die nothwendige Gegenwir⸗ 
fung nicht ausbleiben Ffann. Soll etwas, meil e8 ſich 
als Rechtseinrichtung überlebt hat, weil es zu dem Rechtes 
bewußtfeyn der Zeit, zu den übrigen Cinrichtungen und 
organifhen Umgebungen nicht mehr paßt, aufgehoben 
werden, fo hat dies feinen nothwendigen Grund, — «8 
fann und darf nicht mehr eine blos formelle Exiſtenz fort: 
fegen, während ihm die materielle abgeht; — aber dann 
iſt es etwas ganz Anderes, als Willführ der Gefeg- 
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ſebung, wenn das Veraltete und Abgeſtorbene fuͤr 
as, was es iſt, erklaͤrt, und ſo von dem Geſetz nichts Ande⸗ 
es beſtimmt wird, als was ſchon als nothwendige For⸗ 
erung anerkannt war, und nur noch des geſetzlichen 
lusdrucks bedurfte. Wenn wir demzufolge einer Reihe 
on f. 9. Neuerungen im Strafrechte — in Uebereinftim: 
aung mit Denen, die eine andre Anficht von der Natur 
nd Entftehung des pofitiven Rechts Haben, und den Wil: 
m des Geſetzgebers allein entſcheiden laffen — das Wort 
den, wie wir e8 ſchon länaft vor dem Eintritt der neue⸗ 
en politifchen Veränderungen gethan haben, fo ift diefes 
ufammentreffen , fo weit es überhaupt ftatt findet, ein 
fälliges, und der Grund ein durchaus verfchiedener. Auch 
ie fordern, daß der Gefeggeber 7) feine Zeit und ihr Ber 
üefnig erkenne und deren berechtigte Forderungen zu 
ürdigen wiſſe; auch mir verlangen, daß die Rede fey 
bon Dem Rechte, das mit uns geboren”, wir find auch der 
Reinung, daß, in diefer nothmwendigen Begrenzung , der 
eit und dem Volk, die das Bewußtſeyn ihres Rechts 
aben, der Beruf weder fehlen noch beftritten werden 
inne, daB Gedachte in der Form des Geſetzes auszu: 
rechen, was immerhin etwas Anderes ift, ald beliebig 
efege zu machen. Soweit man nämlich zugeben 
arf, dag wir in eine neue Periode der Strafgefeßgebung 
treten feyen, — worüber eine fpätere Ausführung vor: 
halten bleiben muß, — wird der wefentliche Unterfchied 


7) Die Bezeichnung „,Gefeßgeber” wird hier ganz allgemein 
and abftract gebraucht; es kommt nicht näher darauf an, wer 
das formell berechtigte Organ für das Ausiprechen des Ge⸗ 
ſetzes fey, ein Einzelner, eine Behörde, eine das Wolf vers 
tretende Berfammlung u. f. w. Daß der wahrhaft berechtigte 
Snhalt, der feinen gefeglichen Ausdrud fordert, durch etwas 
Anderes, als jene formelle Weife, geboten werde, babe ich 
unter Anderm gezeigt in der Note 4 angef. Abh. ©. 371 fg. 


377, 383 fg. 
rehio d. Er. R. 1850. I. &t. E 
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nicht überfehen werden dürfen, zu welchem die eine und 
die andere Auffaffungsmeife nothwendig führt. Gegenüber 
Denen, die das Werk der Strafgefeggebung in eben fo 
willführlicher Weife ihren politifchen Anfichten entfprechend 
unternehmen. und durchführen wollen, wie fie für die poli⸗ 
tifche Berfaffung des Staats — die gleihfalld etwas bes 
liebig zu machendes feyn foll — fein anderes Princip als 
die zufällige und willführlide Majorität einer Anzahl von 
atomiftifchen Einzelwillen gelten laſſen, muß allerdings 
unfere nicht minder für die politifhe Verfaſſung maaf- 
gebende Anficht eines ſich auf gefchichtlicher Grundlage her: 
ausbildenden Gedankens und leitenden Princips theild zu 
andern Ergebniffen führen, theils wird das Zuſammen⸗ 
treffen in einzelnen Punkten einen andern Erflärungsgrund 
haben. Das Befte ift noch, wenn dort die allgemeine 
und öffentliche Stimme, auf die das größte Gewicht zu 
legen, die aber durchaus nicht in der gerade jebt ſich 
irgendwo Fundgebenden Majorität ide wahrhaftes Organ 
hat, — vollends nicht in Zeiten der Aufregung, die der 
ruhigen und unbefangenen Würdigung feinen Raum laf: 
fen, — mit dem zufammentrifft, was wir als Ergebnif 
der organifhen Bildung und der Arbeit des Geiſtes bes 
trachten. Diefe, als eine unausgefegte, hat aber ihr 
Werk nicht erft jet begonnen, und verlangt eine gründs 
lichere Anerfennung, als der bloßen Tagesmeinung. Ich 
habe diefe Arbeit auch als eine unfichtbare bezeichnet. 
Wenn von hiſtoriſchem Zufammenhang die Rede ift, von 
organifcher Weiterbildung, fo meine ih nicht, daß der 
ftufenteife Fortſchritt überall in der Gefegebung über: 
haupt, und einer beftimmten Geſetzgebung eines Landes 
insbefondre ſich müfle nachmweifen laſſen. Schon das ift 
nothiwendig, daß man, da der Gedanfe und die Bildung 
fowie deren Darftellung in der Wiffenfchaft nicht an 
räumliche Grenzen gebunden find, die Vergleihung über 
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diefe hinaus, auf die Gefammtgefeßgebung z. B. der 
deutfchen Lande erftrede, mo dann ohne Schwierigkeit 
in den Aacheinander erfchienenen Strafgefegbüchern , neben 
decen vielfacher und erflärlicher Uebereinftiimmung, ein 
Kortfchritt und eine Annäherung an die Zeitforderungen 
gefunden wird, obfchon wir nicht verhehlen Dürfen, auch 
wohl da und dort Ruͤckſchritte und ein Zuruͤckbleiben hin: 
tee anerkannte Wahrheiten der Wiflenfhaft und wohlbe⸗ 
gründeten Anfprüchen bedauern zu müflen ; mie ich es 
denn auch, two ich mich zu Außern Veranlaſſung gehabt, 
feeimüthig gethan 8). Noch mehr aber: es ift möglich, 
und mit unferer Unficht über jene crganifhe Bildung 
nicht im Widerfpruch, daß eine berechtigte Korderung, eine 
anerfannte Wahrheit, in der Gefeggebung noch nicht Platz 
erhalten Habe, daß der fichtbare Zufammenhang mit dem 
Neuen vermißt werde, und es den Anfchein gewinnt, als 
läge eine plögliche Neuerung vor, die man beantragt und 
einführt. Es kann für die äußere Betrachtung, bei der 
Nebeneinanderftellung des neuen Gefeges mit dem Diss 
her in Geltung geweſenen Rechte, jene Bermittelung fehlen, 
und dennoch ift fie vorhanden — einen Sprung giebt es 
bier nicht, außer wo die Willführ herrſcht (stat pro ra- 
tione voluntas), die aber bei der bisher vertheidigten Auf: 
faſſung nicht ftatt findet. Das Slement, welches wir 
hier, zum Unterfchied des geſchichtlichen in der Geſetz⸗ 
nebung, das philofophifche nennen wollen aͤußert fich 
gleichfalls in geſchichtlicher Weife; aber diefe Gefchichte des 
Gedankens ift eine andere und will anders begriffen werden. 
Das BVerhältnig der Dhilofophie zur Gefchichte des pofitis 
ven Rechts ijt oben angedeutet worden. 





8) Sch darf hier unter Anderm meine Kritiken des Württembers 
gifhen, Norwegiſchen, Sächſiſchen, Badiſchen, und der bei⸗ 
den Preußiſchen Entwürfe v. J. 1843 u. Fi anführen. 
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Alfo auch diefes ift eine unmwandelbare Lehre, daß das 
Recht nicht feinen ausfchliegenden Ausdruck in den Gefegen 
finde, und daß daffelbe, ein wefentlicher Theil der Gefit: 
tung des Volks und feines Selbſtbewußtſeyns, ihm nicht 
von Aufen her und in jeder Zeit neu zufomme, fon 
dern fich aus ihm herausbilde. Das ift jedoh, fo auf 
gefprochen, nur eine formelle und abftracte Beftimmung, 
deren Wahrheit möglichermweife mit dem verfchiedenften 
Inhalt verträglich ift, vorausgefegt nur, daß diefer die 
erwähnte Eigenfchaft habe. Es bemeifet dies für die Rich⸗ 
tigfeit der Annahme, die der Rechtsentwichlung ihre Kreis 
heit gewährt und ein willführliches Eingreifen oder Hems 
men fern hält, oder, wo es ftatt findet, diefes für das 
nimmt, was e8 ift, ohne die Gefeggebung im en: 
gern Sinn auszufchliegen, wo fie nothwendig if. — 
Dies muß auf dem fortgefchrittenen Standpunfte immer 
mehr der Fall feyn, da die Sprache (Schrift ꝛc.) der ans 
gemeffenfte Ausdruck des Gedanfens ift und da eine zu 
den andern Gründen hinzutretende wichtige politifche Rück 
fibt auf die erforderlihe Sicherung der unparteiifchen 
Rechtspflege — durch die dem Ganzen wie dem Einzelnen 
ein Schug gegen Willführ zu Theil werden foll — es ges 
bietet, daß die Beftimmungen des pofitiven Rechts geſetz⸗ 
liche, gefchriebene feyen. Der Inhalt aber bedarf, auch 
wenn er in jener organifchen Form hervortritt, einer Pruͤ⸗ 
fung und Rechtfertigung — im Berhältnig zu der Zeit. 
Schon, ob jenes der Fall fen oder nicht, muß erörtert 
werden; es kann fcheinbares Eingreifen der Geſetzgebung 
vollfommen gerechtfertigt feyn und in der That nur als 
eine bewußte Vollziehung jenes dem bildungsfähigen Ges 
genftand innewohnenden Gefeges ſich bethätigen; es Fann 
umgekehrt die Conſequenz biftorifcher Entwicklung zu 
einem mit den fonftigen Elementen der allgemeinen Rechts: 
überzeugung nicht mehr im Einflange ftehenden Ergebniffe 
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geführt Haben — die gefhichtlihe Erklärung ift 
nicht allemal eine innere Rechtfertigung, und, wie 
bereitd bemerft, man darf nicht durchgängig eine fich un: 
unterbrochene auch ſichtbar fortfegende Entwicklung nach 
einer Richtung fordern und für die allein wahre halten, 
man wird vielmehr auch — in Zeiten des Ueberganges 
zu neuen Öeftaltungen und bei dem Auftreten eines neuen 
Principe ein ſcheinbar plögliches Abbrechen des bisherigen 
Ganges zu begreifen und zu rechtfertigen vermögen. Das 
bei ift aber nicht zu überfehen, daß eben jenes neue Princip 
— theils als Princip nichts Anderes, als die weitere Datz 
legung der inneren Nothwendigkeit ſey, theils daß deflen 
Berechtigung tiefer und früher gefucht werden müffe, als 
in der Zeit, wo es vollendet auftritt und vom Bewußt⸗ 
feyn aufgenommen ift: das alte, formell noch beftehende, 
muß dann ſchon des Lebens entbehren und feinen Anfpruch 
auf Geltung verloren haben: es hat feine Aufgabe erfüllt, 
und nue noch mittelbar in feinem Einfluß auf das aud 
ihm Hervorgegangene neue Leben mag e8 fortwirfen. 
Sehen wir nun auf dad Concrete, auf den be 
kimmten Inhalt, ‚den jene abftracte Form in fih aufzus ' 
nehmen hat, fo werden wir feinen Anftand nehmen anzuer⸗ 
fennen, daß manche Nenderungen im Gebiete der Strafs 
gefeßgebung dringend geboten feyen, daß die jegt geltenden 
Strafgefege,, felbft diejenigen nicht ausgenommen, die der 
neueren Zeit angehören, mit in den andern Gebieten zur Herr⸗ 
ſchaft gelangten Grundfägen nicht durchgängig in Uebereins 
ſtimmung ſeyen, und daß die neuere Zeit nun ihren Forde⸗ 
rungen entfprechende Strafgefegbücher, oder ein folches 
nothmwendig made. Doc muß man fon hier und ehe 
zu dem Verſuch gefchritten wird, dieſes näher zu begrüns 
den, ſich über die Grenzen verftändigen und einigen fal⸗ 
ſchen Anfichten, die weit verbreitet find, entgegentreren. 
Bon Webertreibungen, von denen nicht einmal zu fagen 
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ift, ob e8 Denen damit Ernſt fey, die fie ausfprechen, von 
Sorderungen, die mit eben fo viel Naivetät als Unwifs 
fenfchaftlichfeit aufgeftellt werden, die das, worauf es 
anfommt, das Recht, ganz bei Seite fegen, foll bier 
nicht die Rede ſeyn, menigftens nicht in fofern, als ihnen 
die Ehre einer wiffenfchaftlichen Polemif angethan wird. 
Dahin gehört die Behauptung, daß es für das Strafrecht 
der Gerechtigkeit ald Grundlage nicht bedürfe, ja daf 
alles Strafrecht aufgegeben werden müfle; die Mei: 
nung, dem ÖStaate alle, nach Vernunft und Recht ihm zus 
ftehende Strafmittel zu entziehen, womit einerfeitS auch 
das in der Gerechtigkeit felbft gegründete und nothmendige 
Recht der Begnadigung vernichtet würde, während man 
andrerfeitd daffelbe mit gänzlicher Berfennung der Stand: 
punfte, wenigſtens mittelbar in die Hände der Volksver—⸗ 
treter legen will, die durch ungemeffene Amneftie : Anträge 
und Beichlüffe auf gleihe Weife in die Unabhängigkeit 
der Rechtspflege, wie In das fürftliche Begnadigungsredht 
einzugreifen fuchen, wie denn in einer Berfammlung der 
Antrag auf eine für unbeftimmte Zeit, bis zur Verabſchie⸗ 
dung eines neuen Staatsgrundgefeges zu ertheilende Amne⸗ 
ftie aller politifhen Verbrechen, alfo auch der big das 
bin erft noch zu begehenden — allerdings ohne Erfolg — 
. geftellt worden iſt. Es gehört dahin die falfche Auffaffung 
der politifchen Verbrechen, al wenn diefe — was fie 
nur zum Theil und unter Umftänden feyn koͤnnen — 
nicht wirkliche Verbrechen und unrechtliche Handlungen 9), 
fondeen nur eben die erlaubte Gewalt einer Partei feyen, 
welche, wenn fie unbedingt beftraft, wenn diefelbe .fogar 
belobt worden: als fey dies uͤberall nur etwas Relativeg, 
hoͤchſtens Gefaͤhrliches, was an fich nicht Unrecht genannt 


— 


9) Meine angef. Abb. ©. 392 fg.; meine angef. ar lden Be: 
trashtungen über den preußihen Entwuri ©. 8 
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werden dürfe. Mag es feyn, daß in Zeiten der Gewalt, 
der Anarchie, des Ueberganges, der Zufall und der Aus⸗ 
gang über das Schickfal der Unternehmer folchee Handluns 
gen entfcheiden, ob fie Strafe oder Ruhm davontragen, 
ob fie als mit Recht Beftrafte, oder ald Märtyrer der für 
gut gehaltenen Sache, je von den Parteiftandpunften 
aus, betrachtet werden — wir. werden diefe Standpunfte 
und die von ihnen ausgehenden verfchiedenen Beurtheilun⸗ 
gen niemals für berechtigt halten, ſich an die Stelle des 
Unpartetifchen der Gerechtigkeit zu ftellen. Allerdings fors 
dert die neuere Zeit und die zu erwartende politifche Vers 
faflung eine andere Behandlung derjenigen öffentlichen und 
im eigentlihen Sinn f. g. politifchen Verbrechen, die fi 
auf jene beziehen, und zwar ſowohl hinfichtlich der Nor⸗ 
mirung des Thatbeftandes, als der Beftrafung: aber es 
ift wefentlich feftzuhalten, daß auch fie wirkliches Unrecht 
und ahmdungsmwürdig ſeyen. Wir fommen, ſoweit mir 
uͤberhaupt jenen Anfichten eine Berechtigung zugeftehen - 
dürfen, was in großer Beſchraͤnkung der Fall ift, zu die 
ſem Ergebniß nicht auf dem Wege der über das Recht fi 
hinausfegenden Willkuͤhr, fondern nach unferm Princip 
des Zufammenhangs des Strafrechts mit allen übrigen 
Elementen des Volks- und Staats: Lebens, der Gefittung, 
dem allgemeinen Rechtsbewußtſeyn. Aber wir müffen 
wuͤnſchen, daß diefes ein wahres gelaͤutertes ſey, — nicht 
die zufällig da oder dort fi) Fundgebende überwiegende 
Meinung, — tie fordern und hoffen, daß jene betrübende 
Erſcheinung einer Berfennung aller Rechtsbegriffe, einer 
Sleichgültigfeit gegen den Unterfhied von Recht und Uns 
recht, eine nur vorübergehende fey, und bald einer beffern 
Anfiht Pla mache, wo wir dann nicht umhin fünnen, 
aufmerffam zu machen, wie tief das Uebel liege und welche 
Anfprühe an Erziehung, nicht blos der Jugend, gemacht 
werden müffen. Mit jenen Berirrungen, denen man [Ürdad 
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Strafrecht eine Geltung beizulegen fucht, fteht in Verbin⸗ 
dung das angebliche Recht der Revolution in dem Sinne, 
to diefes den Einzelnen, zur gewaltſamen Durchſetzung 
ihres Willens, als Handlung zuftehen foll, wobei zugleich 
das, mas Revolution ift, und wie foldhe als in ihrer 
Sphäre anzuerfennende Thatfache in die Erſcheinung tritt, 
völlig verfannt wird 1%), Es gehören dahin ferner die 
auf Mifverftändniffen beruhenden Anfichten über Commus 
nismus — über das Eigenthum ꝛc., mit denen man die 
frevelhafteften Angriffe auf daffelbe und auf wohlerworbene 
Vermögensrehte — Angriffe, die an vielen Orten nicht 
dabei ftehen geblieben find, fondern in ihrer Begleitung 
und als Mittel oder Solge noch andere Verbrechen, Brands 
ftiftung oder Mord und Widerfegung gegen die Obrigkeit, 
herbeigeführt Haben — zu entfchuldigen, zu befchönigen, 
ja zu rechtfertigen gefucht hat. 

. Dies Alles, und was damit in Verbindung fteht, 
foll fo wenig erft widerlegt werden, ale die fonft nicht ges 
äußerte Meinung, daß bis zu einer neuen Conftituirung 
des Staats — als ob diefer inzwifchen nicht auch mit einer 
noch geltenden und berechtigten Verfaffung beftände, und 
etwa erft überhaupt ins Dafeyn gerufen werden follte — 
die Strafrechtspflege, wenigſtens in Anfehung der f. g. 
Staatsverbrechen, ruhen müßte: wie man denn dafür 
nicht felten die Behauptung gehört hat, daß wir auf dem 
Boden der Revolution ftehen, dag die Redolution nicht 
geſchloſſen fey ıc. 

Diefe beflagenswerthe Verwirrung der Begriffe, die 
zur Auflöfung allee Rechtsordnung führt, kann begreif: 
licherweife weder auf die Dauer beftehen, noch) auch, waͤh⸗ 
vend fie herrſcht, ein gedeihliches Ergebnig erwarten laf: 
jen. Daß fie, wenn ihr hoffentlich nahes Ende herbeis 


10) Meine angef. Abh. ©. 211 fg. 
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gefommen ift, nicht zur Feſtſtellung von etwas Anderm 
old dem Rechte mitwirfe — dieſes nämlich nicht blos 
formell für Gefegesbefiimmung , fondern nach feinem 
wefentlichen “$nhalt genommen, — daß unfere neueren 
Befegbücher wahrhaft den Ausdruck des Rechts enthalten, 
dazu beizutragen, ift dee Beruf der Wiffenfehaft und der 
Einzelnen, denen die heilige Sache am Herzen liegt, und 
die ihre Arbeit dem großen Werfe, unbeirrt durch die dems 
felben fremden Rückfihten, widmen follen. Ein Werk, zu 
deſſen Bollführung freilich mehr erfordert wird, ald was 
das Gebiet des Strafrechts, felbft in toeitefter Bedeu⸗ 
tung, umfaßt. 

Allein innerhalb der Wiffenfchaft felbft giebt es 
Anfichten zu berichtigen, deren Confequenz das Strafrecht 
ju vernichten droht, von denen hier zunächft nur die ers 
wähnt werden mögen, nach welchen jede verbrecherifche 
Handlung die Kolge eines die Zurechnung und Schuld aus⸗ 
fhliegenden krankhaften Zuftandes feyn und ein Urtheil über 
die einer rechtlichen Verantwortlichfeit zur Vorausſetzung 
dienende Freiheit außerhalb des Bereiches der Möglichfeit 
liegen foll: eine Behauptung, die vornehmlich zur Unter: 
kügung der Korderung, die Todesftrafe abzuſchaffen, ges 
braucht zu werden pflegt, deren Gegner, wenn fie hierauf 
hc berufen, doch Faum verfennen dürften, daß fie hierin 
nicht einen Grund gegen die Todesftrafe, fondern gegen 
jede Strafe und Beftrafung vorbringen, und daß damit 
diejenige Streitfrage über die Rechtmäßigkeit jener Strafe 
in ein anderes Gebiet verlegt werde ). 

Indeſſen wir übergehen diefes, und menden und 
wurüc zu dem Gegenftand der Unterfuchung , der nothwen⸗ 


11) ©. jet wicder ©. Mehring, die Zukunft der peinlichen 
Rechrspflege aus dem Standpunkte der Seelenlehre betrachtet. 
Ehmwäbiich s. Hall 1848. 
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digen Umageftaltung des Strafrehts, und darnach der _ 
Strafgefeßgebung. Die Hauptpunfte, um die es fich 
hier Handelt, find — nachdem von den Principien bereits 
die Rede gemefen — Berbreben und Strafen, 
und die Beftimmung des Berhältniffes zwifchen 
beiden als den einander entfprechenden Geiten eines 
Begriffes. So nämli muß die Sache aufgefaßt werden, 
wenn man nicht eine blos zufällige Verbindung zroifchen 
Verbrechen und Strafe annehmen will, was der Wahr: 
heit widerſpraͤche und die Gerechtigkeit unbeachtet ließe. 
Iſt nun, fragen wir, die Natur des Verbrechens , der 
Schuld, des Willens eine andere geworden? Hat das 
Wefen der Handlung eine neue Öeftalt angenommen? Befteht 
nicht mehr die Wahrheit über Zurechnung, Wiffen und 
Gewiſſen, über Verantmwortlichfeit? Wenn wir Alles dag, 
was hierhber fich nicht blos als Ergebniß individueller, 
theoretifcher Forſchung, fondern als der gemeinfamen geis 
ftigen Arbeit eine lange Zeit feftgeftellt, und was in obs 
jectiver Weife ſich Anerfennung verfchafft hat, jegt für 
unrichtig und irrthuͤmlich erklären follten, fo müßten wir 
an der Heiligkeit und Ewigkeit des Rechts, an dem Fort: 
fhritt im Menfchengefchlecht verzweifeln, und die Ges 
ſchichte nicht minder als dag Geiftige für ein Werf des Zu: 
falls nehmen. Ya, dann geht die Gerechtigkeit zu Grun⸗ 
de, und fann nicht mehr von Wahrheit gefprochen und 
nach derfelben geftrebt werden, wenn dieſe auch in dem 
Gebiete, wo man eine für fich beftehende Gültigkeit und 
Unmandelbarfeit anzuerkennen hat, nach den zeitlichen Er: 
eigniffen fich richten müßte und dem Wechfel unterworfen 
wäre. Wohl dauert es oft eine lange Zeit, es bedarf der 
fortgefegten Arbeit des Geiftes, bis die Wahrheit erfannt 
wird und die ihr gebührende Geftalt gewinnt, bis fie nicht 
blos dem Subjecte zum Bewußtfeyn kommt, fondern aud 
in objectiven Einrichtungen fich ausſpricht, und diefen felbft 
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eine Lebendigfeit verleiht, vermöge deren fie auch von der 
fubjectiven Gefinnung unabhängig ſich behauptet, worin 
fi) eben das Vernünftige der Staatsverfaffung , der Ge; 
rechtigfeitspflege bekundet; wohl kann die Wahrheit, felbft 
die offenbare, verkannt werden und es eines geiftigen Kam: 
pfes bedürfen, ihr die verweigerte Anerfennung zu ver: 
fhaffen, aber fie ift deshalb nicht weniger Wahrheit. 
Darum ift auch Ihr Sieg ein nothmwendiger, und dies gilt für 
alle ihre Gegner, fie mögen dem jet verlaffenen Stand: 
punfte angehören , oder dem neuen, da von beiden Seiten 
— wie nicht zu leugnen ift — dagegen gefehlt wor⸗ 
den ift. 


Dies fage ih von der Natur des Verbre: 
chens der Schuld überhaupt, und von allem den, was ſich 
daraus mit Nothwendigkeit entwickelt, und nach dem all: 
mähligen Kortfchritt der Wiffenfchaft zur Geltung, auch im 
pofitiven Rechte gelangt iſt. Es ift wohl nicht nöthig, diefe 
Solgerungen , tie fie, insbefondre aus dem Grundfage der 
Gerechtigkeit fich ergebend, bisher allgemein anerkannt 
find, ausführlicher anzugeben. Aber es hieße die Gerech- 
tigfeit verleugnen, wollte man fie bei Seite ſetzen und 
„. B. Urheber und Gehülfen, Vollendung und Berfuch auf 
gleihe Stufe der Strafbarkeit ftellen 1%), wäre es aud, 
um etwa den Geſchwornen ihre Amt zu erleichtern und die 
feinen aber in dem MWefen der Handlung gegründeten Uns 
teefcheidungen mit ihren praftifchen Solgen unberückfichtigt 
zu laffen, meil dies für den gewöhnlichen Beurtheiler zu 
ſchwer ſey; ein Kall, von dem die P. G. D. von 1532 
mit gutem Recht bemerft, daß man eben fich bei Denen 


18) Bol. meine Aodandlung in den kritiſchen Jahrbüchern für 
deutſche RW. 1839, ©. 611 fg. 
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Rathes erholen folle, die die Sache verftehen 1). Das 
ift, im Vorbeigehen gefagt, auch einer der Irrthuͤ⸗ 
mer der Zeit, das Strafverfahren. fo für die 
Hauptfache zu halten, während es zunächft daS nothwen⸗ 
dige durch die Gerechtigkeit geforderte Mittel einer gerech⸗ 
ten Ausübung der Strafrechtspflege ift, und dann jeden- 
falls ein Theil des Strafrehts 1) — daß man um fei- 
netwillen und damit gemiffe Einrichtungen beftehen Fön: 
nen, glaubt, den wefentlihen Inhalt des Strafrechts im 
engern Sinn modificiren, auch allenfalls bei Seite fegen 
zu Dürfen. Auch dies, und was fich daran Fnüpft, ver: 
dient in unferer Zeit einer gründlichen Unterfuchung uns 
terworfen zu merden. Ich lege dem Berfahren den höch: 
fien Werth bei, und habe gefucht zu zeigen, wie deſ— 
fen mwahrhaftes Princip Fein anderes ald das des Straf: 
rechts feyn koͤnne '?); und da die Rechtsubung nicht anders 
als mittelft des gerechten Verfahrens ftatt finden kann, 
fo wird dies allein das Recht zur Erfcheinung und, Ver; 
wirflihung gegen die Verlegung bringen; aber dennoch 
darf es weder an fih, noch im befonderm Fall gegen das 
Strafrecht und deflen richtige Grundfäge eine Selbftftäns 
digkeit in Anfpruch nehmen, 


Wir müffen hierauf fpäter zurüchfommen, bei den 
Beftimmungen über die Zumeflung der Strafe; der logi: 
Ihe Zufammenhang der erwähnten Begriffe geftattet nicht 
eine durchgängige Trennung, die auch für die Betrach: 


13) 9. G. D. Art. 142, 143. 146. 150. 151. 219. 
1) Zimt Abhandlung in diefem Archive 1839. ©. 418 fg. 
9. 


15) Meine Abhandlung „Ueber die Bedeutung des Strafrechts⸗ 
princips für das ftrafrechtliche Verfahren” in der Zeitz 
ie deutfches Strafverfahren Bd. I. Karlsruhe 184. 
D 9. 
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Sweife nur mit dem Vorbehalte der zu beruͤckſichti⸗ 
en Berbindung möglih und zuläffig ift: bei dem 
ebrechen muß überall, da es die ftrafbare Hand: 
iſt, auf die Strafe — mie umgefehrt — Bezug 
mmen terden. 


(Der Beſchluß im nächften Hefte.) 


78 


Zur Lehre von den Beleidigungen 





IV. 
Zur Lehre 


von den Beleidigungen‘) 


nad) englifhem Redte. 


Bon 
Harn Dr. Marquardſen 


in London. 


1. 


Die Harmonie in dem Charakter der politifchen und recht⸗ 
lichen Zuftände eines Volkes ift, fo nothmwendig fie fi 
dem ruhigen Betrachter auch darftellt, dennoch in Deutſch⸗ 


*) Unter Beleidigungen find in der folgenden Abhandlung ims 


mer nur folche verftanden, welche durch Mund, Schrift oder 


Zeichen geäußert werden. So viel ich mich erinnere, haben 


fi ſchon die Beten unfrer deutfchen Eriminaliften und einige 
der neueren Gefegbücher dafür erklärt, den Begriff Reale 
injurie ganz fallen zu laſſen, oder ihn doch außer dem Zus 
fanmenhang mit der eigentlihen Injurie zu feßen. Was in 
ihn gebracht zu werden pflegte, wird meiltens der ftrafrechts 
liche Ausdrud Körperverlegung aufnehmen können, zumal 
dann, wenn man diefem durch eine höhere Auffaffung von 
dem fchönften Werke der Schöpfung, dem menfchlichen Körs 
per, dem Gewande des Geiftes, gleichfalls eine höhere Be⸗ 
deutung beilegen wird. So lange wir von der Realinjus 
tie redeten, bieß es foviel, als: Db du mein Eigenthum 
oder meinen Körper antafteft, kommt im Grunde auf Eins 
heraus — aber dann. wenn du diefen meinen gemeinen, 
materiellen Theil animo injuriandi, wie mein befjeres Sch 
zu beleidigen anrührft, folft du firenge büßen. Diefe halbe 
Rechtlofigkeit und Unterwürdigung des menfchlifchen Körpers 
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land mit einer Leichtfertigfeit überfehen worden, welche 
ſchon an manchen Stellen die bitterften Srüchte getragen hat. 
Daß im vergangenen Jahre, wo Taufende von Reformern 


an fich ift ungeredhtfertigt und hat die übeliten Folgen. Uns 
ziemlichkeiten und NRaufereien aller Art würden viel weniger 
porfommen , wenn das Gefes eine jede abfichtliche aufdrings 
lihe Betaftung und Berührung eines Andern wider feinen 
ausgefprochenen Willen mit ernfter Strafe bedrohte. Nicht 
aber dies blos vom Standpunft und unter Vorausfegung der 
Iniurie, fondern weil die Perfönlichkeit auch fomweit fie Mas 
terie und in die Erfcheinung getreten iſt, eines unmittelbaren 
Rechtsfchuges bedarf. Sn diefem Sinne müfte Körpervers 
legung auch auf die Würde des Körpers fih erſtrecken, nicht 
blos auf feine medizinifche Integrität, wenn ich diefen Aus 
drud gebrauchen darf. Es tft hierbei nicht ſowohl das Indi⸗ 
viduum , als das ganze Gefchleht, welches durch folche 
äußerliche Ungezogenheit beleidigt wird. Alle jene Unterfus 
chungen, welche fih bei der eigentlichen Beleidigung, die fo 
recht dem Einzelnen gilt und von ihm als Solcher empfunden 
wird, nicht abmweifen laffen , der Ruf und Charafter des Bes 
leidigten,, fein Verhältniß zum Beleidiger, Wahrheit und Uns 
wahrheit von allerlei angegebenen Umftänden — ind bei der 
Körperverlcsung auszufchließen. — Für die Zrennung fpricht 
auch, daß die eigentliche Snjurie fehriftlich oder mündlich bes 
gangen wird in dem Gebrauch einer gefellfchaftlichen an fid 
unfhäsbaren Fähigfeit, daß aber der Eine mit dem Körper 
des Andern von vornherein nichts zu thun hat, und daß hier 
einer der Fälle. vorliegt, wo in Bezug auf einzelne Theile 
Deutfchlands die Gefeggebung der Sitte mit gutem Beifpiel 
vorangehen muß. Der Schuß, den die Frauen vor Allem 
in der angegebenen Weife zu fordern berechtigt find, läßt fich 
unter einer folchen Sefegesnorm viel befjer und für die kla⸗ 
gende Partei weniger peinlich gewähren, als wenn der Ge⸗ 
fihtspunft der idealen Snjurie mit hereingezogen werden muß. 

Unter beleidigenden Zeichen habe ich mir nur eine allges 
meinere Bezeichnung gedacht, von dem was Schrift und Drud 
beifpielweife andeuten. Kigentlih fombolifche Beleidigungen, 
+ 3. unanftändige Geften, wodurch ſich der Menſch zum 
Bieh macht, follte man, meine ih, ganz und gar nicht bes 
achten, eben weil die Geſetze für Menſchen und nicht für 
das Thier gemacht werden. Wo dergleichen Rohheiten auf 
eifner Straße begangen werden, mag die Polizei wegen der 
Öffentlichen UnfittlichEeit den Delinquenten vornehmen, aber 
fonft follte das Gefes von dem Einzelnen, deffen Beleidigung 
es gilt, foviel vorausfegen, daß er viehifche Gemeinbeiten zus 
weis unter fich ftellt, um von ihnen irgendwie berührt zu 
werden. 


80 Zur Lehre von den Beleidigungen 


Hunderttaufende von Reformen zur Sprache brachten, der 
Rechtöreorganifation nur einige menige allgemeine Brocken 
zugeworfen wurden, daß die ungeheure Wichtigfeit freier, 
feftee Rechtsnormen und Rechtsinſtitutionen im freien 
Staate fo ganz thatfacblih verfannt blieb, daß man de: 
mofratifche Conftitutionen machte und bureaufratifche 
Rechtsanſtalten beftehen ließ, ftellt die Weisheit unfrer 
jungen politifchen Schule fehr in den Hintergrund gegen 
die praftifche Einficht des alten Regiments, welches in den 
politifchen und Rechtsfreifen des Staats den Despotismus 
mit gleicher Gefchicklichfeit und gleichem Eifer impfte. 
Man warf Orden und Gratiale unter Senatoren und Ges 
lehrte; mißliebige Glieder ſchloß man ſowohl von der 1 
Ständefammer ald dem Gerichtsfaal aus; dort half die 
Urlaubsverweigerung, bier die Verfegung. In der Wirk: 
lichkeit waren die Stände in unferen vorfündfluthlichen 
Staaten — mochten fie Provinzial» oder Reichsftände, 
ungehört berathende, oder unbefolgt befchliegende feyn — 
von demfelben tiefmwirfenden Einfluß auf die Gefchicke 
des Staats, den die ehrwuͤrdigen gerichtsbeifchlafenden 
Schöppen auf die Urtheile der Gerichte übten. Wo fich 
Nichts von Beiden vorfand, mar der Abfolutismus nicht 
ftärfer und die VBolfsfreiheit nicht ſchwaͤcher. Man Fönnte 
höchftens einwenden, daß in Bezug auf die Öefege, infor 
weit fie Privatrechte und Privatpflichten zufprechen,, vor 
1848 jene Gleichheit und Brüderlichfeit der Unfreiheit 
nicht nachzumeifen ſey, allein gegen einzelne freifinnige 
Jagd- und Reallaftgefege vechne ich mit freifinnigen Para⸗ 
graphen einzelner Sonftitutionen ab und diefen zufanımen, 
die immer nur die allgemeine petitio, das Seynſollende 
enthielten, ftelle ih die Wirflichfeit, die einzelnen Faͤlle 
entgegen. in hoher Redner hatte Beides Recht und Un: 
recht, als er verwerflich von einer Conftitution und einem 
Stuͤck Papier ſprach. Er hatte als Kronanwalt Unrecht — 
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ein Stüf Papier Fann der Abfolutie nicht fchas 
— er hatte Recht als Volfstribun, denn ein Stuͤck 
er ift Feine Eonftitution. Wir Deutfche Haben aber 
Vorliebe für das Papier — der alten Pergament; 
ung nicht mehr zu gedenfen — und diefe ift und von 
sranzofen angethan, welche für blödfinnige Könige 
ırten, und Charten für unmiffende Völfer erfanden. 
let, wie man bei ung fich wegen der fehönen Conftis 
en befomplimentirte, und der Eifer, womit e8 ges 
‚ ließ ganz vergeffen, daß mir gerade eben fo gut 
Hectifchen Menfchen fein Bildniß voller Fugendfrifche 
yem Reiz der Gefundheit, den der Iügnerifche Pinſel 
ıffen vermochte, vorhalten und ihn darnach wegen 
„guten Sonftitution” gratuliren Fönnten. Im lebtern 
uͤrde Jeder von uns lächeln; aber als Gefammtheit 
mir uns wirklich diefer Kurzfichtigfeit ſchuldig ges 
So menig tief und folide auch die politifche Baus 
angelegt wurde, lieg man wie gefagt die Rechts: 
en fo gut wie ganz liegen, dies wird wahr feyn 
ann, wenn wir die twenigen oberflächlichen Beſtim⸗ 
n über Rechteanftalten und Rechte, über Verbre⸗ 
nd Strafen, welche im Sturm und Drang ergins 
nach dem scribere est agere — als Schoͤpfun⸗ 
d nicht bloße Befchäftigungen gelten laffen mwollten. 
er wie über vieles Andere ift jegt nicht mehr zu ftrei- 
elbſt niht auf mwiflenfchaftlidem Gebiet — auch 
ft ein Acker, der für die Gegenwart, für die Wirk: 
bearbeitet wird. Mean Fann der Anficht ſeyn, daß 
seifendere Rechtsreformen im Geifte der Conftitutios 
3 woirfliche Leben gerufen, auch auf dieſe felbft bes 
und ſchuͤtzend eingewirft hätten, daß fie in Zeiten 
übfal mehr als politifche Snftitute nüßen Fönnen, 
‚ wenn einmal feftgegründet, ‚weit ſchwerer umzu⸗ 
find, als Dusendconftitutionen — aber mi dies 
iv d. Er. R. 1850, 1 Zr. F 
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fen Anfichten und ihrer Begründung iſt jetzt wenig gewon⸗ 
nen. In der Politif und der Surisprudenz muß die 
utilitas, nicht die „bloße”, aber die reine utilitas weg⸗ 
zeigende Standarte feyn. Bei der weltgefchichtlichen Be: 
trachtung eines Staats, bei der Richtung eines ganzen 
Menſchenlebens, mag die Philofophie, mögen die Sterne 
befragt werden, aber von einem Schritt zum andern, von 
einer Seemelle zur andern kann dem Einzelnen nicht der 
Polarftern, dem Staatsſchiffe nicht die Magnetnadel als 
Wegzeiger dienen. Möthig und nüglich wird es aber 
feyn, einerlei ob fih von unferen politifhden Errungens 
fchaften foniel erhält, daß der Rechtszuſtand gegen fie uns 
frei und veraltet erfcheint, oder ob das alte Unfraut für 
die nächfie Zeit alle jungen Saaten niederwädhft, nad 


.. Or 7 


beften Kräften für die NRechtöreform zu arbeiten. Im - 


erfteren Sall fichern und ftärfen wir die freie Staatövers 
faſſung, im anderen fchärfen wir die rächende Sichel. 
Die Wahlverwandtfchaft zwiſchen den politifhen und 


Nechtszuftänden, welche diefe Wirfungen möglich madt, 


zeigt ſich überall, aber nicht überall mit gleicher Stärke. 
Sie wird in der Regel im Strafrecht fehr ftarf feyn, aber 
manche Theile des bürgerlichen Rechts Fünnen auch mehe 
als andere Kivilrechteinftitute, ja einige fogar fefter ale 
viele ftrafrechtliche Begriffe mit dem politifchen Wefen vers 


knuͤpft ſeyn, — 3. B. die obengenannten: Jagdrecht, 


Meallaften, Leibeigenfchaft,, einzelne Privilegien u. f. w. 
Die Berwirflihung ded Rechts, die Prozedur anlangend, 
wird 3. B. die Lehre von der Schuldhaft mehr wie mande 
andere von politifchen Grundfägen und Zuftänden Influirt 
werden. Im Strafprozeß wird die Lehre von der Evi- 


dence fo gut wie gar nicht, dagegen die Regeln über Uns ; 


obfegbarfeit der Richter und Verantmwortlichfeit der ftrafs 
vollſtreckenden oder polizeilichen Organe aufs heftigfte 
potittſehen Mallungen und Ummälungen ſympathiſch leiden; 


| 
| 
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Das Thema, welches ich mir diesmal gefebt habe und 
welches ins Civil⸗ und ins Strafrecht, in beide Arten des 
Prozefies hineinreicht, hängt wie Fein anderes aus dem 
gefammten Rechtsgebiet im engeren Sinne mit den ſtaats⸗ 
rechtlichen Zuftänden zufammen — ich brauche nur dafür 
nach feinem Haupttheile Preßgefeßgebung zu fagen, und 
Jedem wird dies einleuchten. Diefer Ausdruck ift aber 
deshalb nicht gewählt worden, weil ich formelle Preford: 
nungsbeftimmungen von vornherein ausgefchloffen und 
weil eine Darlegung der geforderten Grundfäge über die 
Berantwortlichkeit von Aeußerungen nothmwendig auch 
über die Grenzen der Schriftlichfeit hinausgehen müßte. 
Um aber die allgemeine Unterfuchung in inductiver Weife 
führen zu koͤnnen und gleichfam die Wirflichfeit immer mir 
vorſchweben zu fehen, will ich mit einem Furzen Abriß 
der englifhen Hauptbeftimmungen aus der zu behandeln: 
den Lehre beginnen. In England ift die öffentliche Mei⸗ 
nung, ift ihe Organ, die Prefle, eine Macht ohne Glei⸗ 
den, wie die Engländer felbft feherzend fagen , das 
vierte Parkamentsglied. Sie ift dies dauernd. Läßt ſich 
aus diefem Moment auch fein vollgültiger Schluß auf die 
Teefflichfeit der englifchen Rechtsnormen bilden: die Vor: 
zuͤglichkeit der englifchen Praxis wird nicht leicht eines mei: 
teren Beweiſes bedürfen. Wir merden fpäter genauer 
fehen, worin der Vorzug wefentlich befteht, ob er zufolge 
oder trog den Gefegen ſich entwicelt hat, ob er mehr 
pofitiver oder negativer Natur ift, und in wieweit er mit 
dem ganzen Geifte des englifchen Verfaſſungslebens zuſam⸗ 
wenhängt. Nur einem Irrthum, der oft mehr als ein 
folcher ift, will ich von vornherein entgegentreten, da er 
ich befonders auf den zulegt angedeuteten Punkt bezieht; 
als ob nothiwendiger Weiſe der Einfluß, den der Geift des 
jedesmaligen politifchen Lebens, fofern der Hauch der 
Freiheit dieſes durchſtroͤmt, auf die engere Rechtsmelt au: 
52 
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übt, alle Zügel fchlaffer mache, als 0b je ſchwaͤcher die 
Freiheit eines Volkes, defto ftärfer die Gefeglichfeit fey, 
und vice versa. Die Sache verhält fich meift umgekehrt. 
Wo politifhe Freiheit und ihre Verförperung ein unabs 
hängiges Parlament fehlt, da ift die richterliche Gewalt 
ohne den cenforifcehen Auffeher, der hiee mehr mit dem 
Auge praͤvenirt, als unmittelbar durch Abfegungen oder 
Verweiſe gefchehene Webergriffe ftraft, ift die Preſſe ges 
woͤhnlich ebenfo unbedeutend, als die VBolförepräfentation, 
wenn eine folche exiſtirt, und Alles liegt in den Händen der 
Regierungsinhaber, die bald einfehen, daß eine fchlechte 
Praris für ihre Zwecke weit beſſer dient, als ftetS neuges 
machte Gefege, die natürlich Auffehen erregen, während 
gefällige Richter unter dem Mantel des Gerichtsgebrauches 
jede beliebige Neuerung in die Gerichtshöfe einfchmärzen 
fönnen. Gegen das Cabinet ift der tüchtige Richter, 
wenn nicht Parlament und Preffe ihm als Rückhalt dies 
nen, bald im Nachtheil — und fo fummt ſich gewoͤhnlich 
unter abfoluter Herrfchaft eine Menge von Ungefeglichkels 
ten und Rechtsfränfungen auf, daß, wenn eine beffere polk 
tiihe Periode beginnt, in den Rechtseinrichtungen viele 
Aenderungen vorgenommen werden müflen — daß alte 
Perfonal wird alsdann nicht mit den in ihre alten Rechte 
eingefegten Urbeftimmungen fortfommen fünnen , entweder 
aus wirklichem Berwachfenfeyn mit den Mißbräuchen, 
oder aus Furcht zuviel zu thun — und mo man neue 
Deamte anftellte, ift da8 Sprichwort von dem guten Keh—⸗ 
ren nur fehr felten begründet. Kurz es geht nach jeder 
YAenderung anfangs fehlecht oder holperig. Es würde ſich 
bei Sontrerevolutionen daffelbe Refultat zeigen, wenn diefe 
nicht immer einen Furzvergangenen langgemwöhnten Zuftand 
wiederbrächten und der Rücfchritt nicht auch darin den 
Krebsgang machte, daß er 3. B. keine ganze Generation 
zuruͤckſpringen kann. Abgefehen von den erften Schwans 
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fungen, in denen ſich eine neue Staatsform felbft ihr 
Gleichgewicht fucht und, wenn ungeftört, auch findet, iſt 
nur im freien Staat das Recht wahrhaft frei, d. h. die 
richterliche Gewalt gefeglih am ftärfften; die interpreta- 
tio, fonft dem Willen des Machthabers dienftbar, wird 
m ihm furchtlos dem wahren Recht der aequitas nach: 
gehen und fomit weiter veichen ald im ftarren Recht eines 
gefeffelten oder ungebildeten Volkes (die erften Zeiten des 
roͤmiſchen Volks, in Königthum und Republik ftellen kei⸗ 
nen freien Staat dar) — und in den wenigen Theil: 
len des Strafrechts, mo die Uebertretungen fcheinbar 
mächtiger werden, ift ihre Ohnmacht gerade der Grund, 
weshalb man fie gewähren läßt. — Das Redt, in ſei⸗ 
nem praftifchen Charakter, fieht dann mandye Handlung, 
die der unfreie Staat beftraft, als bloße Unfittlichfeit an; 
was alle andern Staatsformen als frevelhaftes Beginnen 
bedrohen, wird der Repräfentativftaat oft als mitleid: 
werthen Denkfehler, als Thorheit betrachten Fönnen. 
Das Beifpiel von Rom habe ich angeführt, meil fehr 
weit die Meinung verbreitet ift, daß gerade das jus stri- 
etam, das Buchftabenrecht zum Wefen des freien Staat 
gehöre. Der Einzelwille, der Eigenfinn des römifchen 
paterfamilias fpiegelte fih in ihm, aber wir fehen nichts 
vom freien, geiftig Ducchdrungenen Organismus, den mir 
„Staat” nennen. In ihm muß auch der Richter geiftig 
feet feyn, das Richten eine geiftige Arbeit, Fein Handwerk 
bilden. Daß auch der despotifche oder anarchiſche Staats: 
zuſtand die Richter ſcheinbar freiftellt , ift der Grund jenes 
Serthums, bei dem man vergißt, daß jede Sache zwei 
Henfel Hat, nah dem Sprichwort der Franzoſen, und 
diefe oft nahe bei einander fiten. Aus dem Mißbrauch 
der freien richterlichen Gewalt in das Buchftabenregiment 
ſich zu ſtuͤrzen, heißt ftatt den Lebendigen, fich den Todten 
in Sffaverei ergeben. Ebenſo falfch wie das angefochz 
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tene Raifonnement ift das ftetS dafuͤr angegebene Beis 
fpiel: England. Nirgend ift die interpretatio mächtiger 
als Hier; nirgend übt der Richter mehr die aequitas in 
dem Sinne, wie Kierulff ihn in feiner „Theorie“ ent⸗ 
wicelt Hat und wie er ſich furz und bündig noch im 
Blackſtone am Ende des 31. Bandes über die Equity 
jurisdiction niedergelegt findet. In diefer Auffaſſung ift 
Hier und da von mir der Ausdruck freie Rechteinftitutio: 
nen gebraucht worden; Schlechtfeyn oder Strenge find 
“eben fo wenig die Merkmale der Rechtsorganifationen des 
Repräfentativftaats, als Tyrannei oder Anarchie feinen. 
politifchen Charakter bezeichnen koͤnnen. 

Es ift eine fehr hübfche und wahre Bemerfung von 
Burfe, daß die Lehre von den Beleidigungen (und un: 
willkuͤrlich denkk man auch bei dem allgemeinen Namen 
mehr an die fchriftlihen — an das libel) erft in der 
Regierung Heinrich VIIJ von Bedeutung geworden, mo 
die Furz zuvor erft nach England hinuͤbergebrachte Druckers 
preile und die im 31. Kahre jenes Königs eingeſetzte Star- 
chamber zufammenftoßen, — ein ähnliches Spiel des 
Schickſals ließ befanntlih in Deutfchland Eenfur und 
Buchdrucerfunft in derfelben Stadt erfonnen merden.. 
Schriftlihe Injurien mußten felten feyn in einee Zeit, wo 
das Schreiben eine foldye feine Kunft war, daß es einem 
Miffethäter zum beneficium ecclesiae verhalf, und muͤnd⸗ 
liche Beleidigungen konnten in einem fpärlich bevölferten 
Lande, wo Jeder im Kreife feiner Kamilie und Wenige in 
Dörfern und Städten vereint wohnten, nicht oft vorfom: 
men, oder wurden zwifchen den händelfüchtigen Norman: 
nen ſicher mit dem Schwerte gefühnt. Starfie in feis 
nem Treatise on libel and slander, fo genau er die Ge: 
jchichte der betreffenden römifchen und griechifchen Rechts: 
normen darlegt, weiß daher auch von englifchen Beftim- 
mungen feinen hiftorifchen Theil zufammenzufegen — 
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er führt ein Paar angelfächfifhe Beftimmungen an, ers 
innert, daß Bracton (zur Zeit Heinrich III) über In⸗ 
jurien nur vömifches Recht enthält, und geht gleich in 
medias res über. Die anderen Hauptquellen, das Buch 
von Holt, ein digest on the law of libel von einem 
Ungenannten, mehrere werthvolle Artifel de8 Edinburgh 
Review, die Reden von Burfe, Kor, Erskine und 
Brougham, theils im Parlament, theild an der Barre 
dee Gerichtshoͤfe gehalten, und manche andere berühmte 
Bertheidigungsreden und Richterſummirungen, wenden 
fh eben auch nur ihrer refp. Gegenwart zu, oder gehen 
doch nicht weiter zurück, als zmifchen den alten Richtern 
von England , den Hütern des Commonlaw und der 
Reuzeit ein geiftiger durch reports und precedents herge⸗ 
ſtellter Zuſammenhang ift, — und der geht nicht viel 
weiter ale zu Elifabeths Regierung: Aus diefer wird uns 
ein Meberftrömen von Injurienklagen auf dem Civilwege 
berichtet und, was die criminelle Prozedur betrifft, die Be⸗ 
fieafung durch Ohrenabſchneiden und Handabhauen, für 
Libeller. Der Theorie nach ftellt ſich das englifche Libel - 
und Slander-Recdt alfo: 

Wer durch irgend eine mündliche Aeußerung eines 
Anderen, die ihm nachteilig lautete, um einen Vortheil, 
der fich tagiren läßt, — damnum emergens oder lu- 
erum cessans gleichviel — gefommen, kann unter Nach: 
weifung dieſes special damage auf Entſchaͤdigung Flagen. 
Hat jene mündliche Aeußerung dem Kläger ein Verbrechen, 
um deffentwillen er angeklagt werden fönnte, vorgeworfen, 
oder eine anfteefende Krankheit, bezog fie fih auf das 
Amt, das Gefhäft oder die Profeffion des Beleidigten 
oder auf feine etwanige Enterbung (3. B. das Wort Bas 
ſtard), oder ift fie endlich ſchriftlich, gedruckt, gemalt, 
oder in anderen Zeichen gemacht, fo braucht Fein special 
damage nachgewiefen zu werden, das Gefeg nimmt, mit 
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den angeführten Verhaͤltniſſen und bei der zulegt genannten 
Yeußerungsart , wirklich erlittenen Vermögensnachtheil an. 
Genau genommen tft noch das scandalum magnatum zu 
diefen Fällen zu zählen. Es beruht auf einem (3) Statut 
Eduard des Erften, befteht im spreading false news, 
welche den König und die Großen des Reichs in Unfrieden 
mit einander bringen fönnen, und macht, menn civil 
rechtlich verfolgt, auch bei bloßen mündlichen Beleidi⸗ 
gungen , ohne nachgemiefenen Nachtheil, zu ſchwerer 
Erfagbuße pflichig. Die Lawcommissioners haben 
einen Theil jenes Statuts in ihren Geſetzesvorſchlag noch 
herübergenommen, allein feit 100 Jahren ift wohl Feine 
Anflage aus ihm mehr vorgebracht worden. Soweit 
die Klage. Ihr gegenüber hat der Beklagte das Recht, 
die Einrede der Wahrheit einzubringen. Führt er fie 
durch, fo ift die Klage vernichtet. Auf dem englifchen 
Civilrechtswege find Feine damages wegen wahrer Anfchuls 
Digungen zu verlangen; die Civilflage wegen slander oder 
libel fann aber nur auf damages gehen, daher muß bei 
dem Zugeben der Wahrheit von Seiten des Klägers die 
Klage vom Richter abgewieſen, wenn die Jury fich von der 
Wahrheit der Anfchuldigung überzeugt hält, ein ver- 
diet für den defendant gegeben werden. Man fammelte 
früher eine Menge von Fällen zur Erläuterung der erften 
Ausnahme (Berbrechensanfchuldigung, indictable offence), 
um zu zeigen, welche Ausdrüce ohne special damage 
ftraflos feyen und melche nicht. Jetzt find die Juriſten 
von diefer Danaidenarbeit abgefommen und haben Alles 
auf den gefunden Menfchenverftand und den einzelnen Fall 
geftellt. Aus einem jener Regifter will ich nur das Curio: 
fum anführen, daß der Ausdruck bawd oder whore in 
einem Theile Londons ohne Nachweis zu damages ver; 
pflitete, in einem andern nicht, weil nämlich dort duch 
ein bylaw Hurerei vor die Seflion der Sriedensrichter ge: 
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bracht wurde und hier nur blos mit Geldbuße von dem eins 
zelnen Friedensrichter beftraft wurde. 

Sriminalrechtlich ift libel und slander ein misde- 
meanor. Letzteres immer high misdemcanor, weil e8 
nur, wenn gegen den Staat begangen, ftrafrechtlich in Bes 
teacht Fommt. in Privatmann kann wegen mündlicher 
Beleidigung nur verklagen, nicht anflagen. Der Aufs 
druc® misdemeanor war e8, welcher die Lehre von den 
Beleidigungen mit der starchamber zufammenbrachte, 
da diefer Gerichtshof urfprünglich nur für misdemcanor, 
ald eine Art custos morum, zunächft über die Beamten 
beftiimmt war. Weder Vernunft noch Freiheit haben 
Beranlaffung ſich ihrer Anerfennung in jener befonders zu 
freuen; in derfelben Weife mie die Richter der Sternfams 
mer ihre Competenz vergrößerten, eiferten fie nach den 
fhlechteften Stellen des Corpus juris und im Geiſte der 
Inquifition innerhalb der ihnen angemwicfenen Sphäre 
gegen Preßvergehen und seditious (gegen den Staat gerichs 
teten) slander. Die Sternfammer hatte in ihren Uran⸗ 
fängen im Intereſſe der Volksfreiheit ohne Jury gerichtet; 
man wollte allmächtige Provinzialvorfteher, die sheriffs 
und lordlieutenants der Grafſchaften, die hHöchften Glieder 
des Provinzialadels nicht in der Provinz vor eine Jury ftellen, 
damit nicht Furcht vor Rache und die Unmöglichkeit genuͤ⸗ 
genden Schuges von Seiten des Königs gegen die großen 
Herren Immer erzwungene Freiſprechungen zur Folge hätten. 
Allein der erfte Tudor ließ, wie die Diene, das Gift darin 
bei feiner neuformirten Stardamber — die Jury, große 
ſowohl ald Fleine, blieb wie bisher Hart — aber der ganze 
Geiſt des Inſtituts wurde ein anderer, die Ruthe ftolzer 
Beamten wurde eine Geißel für das Volk. Bis zum Jahre 
1635 war die Steenfammer die Handhaberin der Cenſur 
und die Rächerin von Preßvergehen und verfah ihre Acm: 
ter trog dem Complimente von Baco (der fic court of 


90 Zur Lehre von den Beleidigungen 


criminal equity nennt) fo zue Zufriedenheit der Tudors 
und Stuarts, daß nach der petition of rights der nächfte 
Schlag des Parlaments fie umftürzte. Diefe Erläuterung 
war nöthig, um das jeßige Verfahren in der Queens- 
bench fich erflären zu koͤnnen. 

Laffen wir das criminell verfolgbare slander bei Seite 
liegen, fo kann jedes libel, je nachdem es gegen den 
Staat oder gegen den Einzelnen gerichtet ft, auf folgenden 
Wegen zur Beftcafung gebracht werden. 

1. Dutch information ex officio. Die crownlawyers, 
der attorney general oder in feiner Vertretung der soli- 
citor general haben das Recht wegen eined Staatslibells 
den angenommenen Verbreiter oder Verfaſſer deffelben in 
Anflageftand zu verfegen — to file an information 
against him, nach 48 George III fönnen fie Buͤrgſchaft 
von ihm verlangen, fi, wenn gefordert, vor Gericht zu 
ſtellen. Es ift in ihree Macht, dies Damoclesfchwert 
über dem Haupt der Angefhuldigten fo lange hängen zu 
loffen, als fie wollen; nur duch das Verlangen eines 
trials at bar vor der ganzen Queensbench ift der Anger 
flagte im Stande den Prozeß zu provociren, allein diefe 
Prozeßart iſt ſehr theuer und fällt, da die Krone nie 
Koften erhält oder erfegt, immer zur Hälfte jenem zur 
Laft. Außerdem hat der Kronanmalt noch das Recht der 
Replif, wenn auch die Zeugen der Vertheidigung Feine 
nova vorgebracht. Fruͤher pflegten immer specialjuries, 
ohne Mitwirfung des Angeflagten von einem Unterbeam: 
ten der Queensbench gebildet, über public libels zu ur: 
theilen, allein feit der Jury-Reformacte 6 Georg IV 
c. 50 wird in einem folchen Staatsprogeß , wenn eine 
Specialjury genommen wird, diefelbe wie in allen ande: 
ven Faͤllen von beiden Parteien ausgewählt. 

2. Ein Privatmann, welcher libellis beleidigt zu ſeyn 
glaubt, kann ſich mit feiner Anfchuldigung an den Master 
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ofthe Crown Office in der Queensbench wenden. Man 
wird feine Beſchwerde nur dann annehmen, wenn er duch 
in affidavit (fchriftlichen Eid) verfihert, daß die Ans 
(huldigung, Die gegen ihn gemacht worden und wegen der 
er klagt, nicht wahr fen Hierauf wird der Angeklagte zur 
Antwort aufgefordert und zeigt fi) prima facie aus feinen 
Angaben und aflidavits ein anderer Mangel, fo mweift der 
Gerichtshof die vom Master vorläufig angenommene infor- 
mation 0b — to quash the information. Geſchieht 
dies nicht, geht die information, mie ein von der Grand- 
jury mwahrgefundenes presentment, bei den gewoͤhnli⸗ 
hen Admits oder at the bar of the Queensbench vor 
eine Eleine Jury; fo wie man auch annimmt, daß die 
Queensbench dieſelbe Wahrfcheinlihmachung .verlangt, 
welche einer Grandjury zu genügen pflegt. Beil aber der 
Gerichtshof die Anflage gebilligt, wird der prosecutor 
gewöhnlich niemals bei einem Verdiet auf Not guilty in 
die Koften verurtheilt. 

3. Der dritte und lebte Weg, einen Libeller ftrafs 
rechtlich zu belangen, ift der duch indietment. Wie in 
allen andern Fällen wird die Anflage einer großen Jury 
vorgelegt, muß von diefer true befunden werden, und 
geht dann an das definitive Tribunal der petty jury. 

Offenbar hat die Queensbench in jener zweiten 
Art der information einen Theil aus der Erbfchaft der 
Sternfammer befommen. Jetzt wird fie dann und wann 
mit demfelben hohen Titel custos morum genannt, und 
Einzelne 3. B. auch Brougham find mit ihrer Thätigs 
feit nicht unzufrieden. Man fieht, der Hauptunterfchied 
it der Wegfall oder vielmehr das Erfegen der großen 
Jury; aber bei Licht befehen ift diefer Umftand nicht frarf 
genug ald Motiv einer Abnormität, die noch dazu an eine 
der fhändlichften Inſtrumente der Tyrannei erinnert und 
die, wie man fagt, nur durch das Monftrum der infor- 
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mation ex officio überboten wird. in ſchwerer wiegen⸗ 
des Motiv für jene Prozefart wird aus der Regel entnom⸗ 
men, daß wie im Civilverfahren die Wahrheit ſchuͤtzt, fo 
tm Sriminalrechtetrial gar Feine evidence in Bezug auf 
die Wahrheit der incriminieten Aeußerungen vorgebracht 
werden darf. Die Information giebt aber, tie oben 
gezeigt, dem Profecutor ein Mittel, eidlich die Unmwahr: 
heit der Anfcehuldigungen zu verfichern,, weshalb Manche, 
die gern die Gelegenheit ergreifen die Unmahrheit zu bes 
weifen, aber nicht im Eivilmege ſich wollen damages zu: 
erfennen laffen, und befonders angefehene Perfonen diefes 
Verfahren wählen werden, um der Nachrede zu entgehen, 
daß fie durch indietment criminell geflagt, meil fie im 
Sivilprozeg die Darlegung der Wahrheit von Seiten des 
Beflagten gefuͤrchtet. Wir wollen fpäter fehen, ob dies. 
nicht den Teufel durch Belzebub austreiben heißt. Bei 
dem geringen Anfehen wenigftens, in welchem affidavits 
hier zu Rande ftchen, Fann die Folge einer folchen Queens- 
bench - information eben fo leicht die feyn, daß der Ange: 
fhuldigte und nach ihm die böfen Zeugen dem Anfläger 
zu der Wahrheit der vorgebrachten libellifhen Aeußerun: 
gen auch noch das Ableiſten eines falfchen affidavit 
nachreden. 

Um in irgend einer Weife wegen Neußerungen über 
einen Mitbürger verantwortlich zu werden, verlangt das 
Geſetz in dem Beleidiger malice. Diefer Ausdruck 
bezeichnet aber nit, wie man auf den erften Anblick 
glauben möchte, dolus, fondern ift technifch für den Manz 
gel einer gefeglichen Entſchuldigung (legal excuse), und 
erftreeft fich Daher auf dolofe und culpofe Falle. Und in 
den Fällen, wo eine legal excuse an fich vorliegt, Fann 
möglicher Weife eine malice de facto nachgemwiefen wers 
den, to wiſſentlich und willentlicd) jene gemißbraucht wor: 
den ift, und der Angefchuldigte daher ftraffällig wird. 
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Fixirt find dieſe einzelnen Lebensvechältniffe oder Mitthei- 
Iungsfälle, bei denen prima facie Malice nicht angenom⸗ 
men wird, nicht. Zwar liegen eine Reihe von Entfchel: 
dungen vor, allein, wie ſchon oben gezeigt, man ift von 
diefem Buchftabenregiment abgefommen, und eine tiefere 
Feſtſtellung der Gründe und der Rationalität der einzelnen 
Ausnahmen ift nur in einigen wenigen Fällen vorgenom: 
men worden. Go fteht feft, daß ein Zeugniß, welches 
ein früherer Dienftherr auf Erfundigung feinem Dienfts 
. boten giebt, wenn es auch ſchriftlich und Höchft nachtheis 
lig ift, ohme Nachweis von malice de facto zu feiner 
gerichtlichen Entfhädigung oder Beftrafung Anlaß geben 
kann. Sehr viele und oft abweichende Urtheile ergingen 
uͤber das Privilegium, melches die bloßen Mittheilungen von 
Parlamentsverhandlungen und den Vorgängen in den Ge⸗ 
tichtshoͤfen gewährt. Bei dem erfteren Fall wurden zwei 
verſchiedene Geſichtspunkte Herausgehoben. Auf der einen 
Seite ift unbefteitten, daß jedes Parlamentsmitglied für 
Alles, was es im Parlamente, fey es im Comite oder in 
Sefammtfigungen fpricht, was es im Auftrage des Pars 
laments aͤußert, z. B. ald manager von impeachments, 
was es in dieſer Eigenfchaft fehriftlich niederlegt, nur dem 
Haufe, dem es angehört und fonft feinem Menfchen vers 
antwortlich if. König und Bauer find darin gleich, daß 
die größten Perfönlichfeiten, die fchiwerften Verbrechen 
ihnen im Parlament vorgeworfen werden fönnen, ohne 
daß fie deshalb bei den Gerichten zur Klage zugelaflen wuͤr⸗ 
den. Dagegen ift aber nicht minder wahr, daf der Drud 
von Parlamentsverhandlungen ein breach of the privi- 
lege deffelben ift, wo nicht die Häufer felbft ihn verans 
ftalten. Bekanntlich ift auch die Deffentlihfet der Verhand⸗ 
lungen ungefeglich, und der Speaker hat, fobald ein Mits 
glied erfläct, daß es Fremde im Haufe fehe, die Pflicht, 
die Gallerie räumen zu laffen. Zulest that es im Jahre 
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1849 D’Eonnell jun. aus Rache gegen die Reporter der 
Zeitungen, welche feine langweiligen Reden entweder gar 
nicht oder kurz nur mittheilten; je nachdem nun die Richter 
mehr auf das Prinzip der erften Normen oder der zweiten 
fahen , erfchien ihnen die Mittheilung der Parlamentsvers 
handlungen als ein löbliches Unternehmen oder als ein mit 
einem doppelten breach of the privilege ;ufammenhäns 
gendes Vergehen. Sener legten Anficht entzog die Verfols 
gung einiger Buchdrucer allen Eredit, welche 1771 eins 
zelne Reden der Dppofition verbreitet hatten, und dafür 
auf. Geheiß des Unterhaufes von Parlaments - messengers 
verhaftet wurden. Es war die Zeit, in welcher Junius 
feine Donnerfeile fehleuderte, Wilkes die Hauptftadt bes 
ftändig in Gährung hielt, und Burke eines feiner mächtig: 
ſten Pamphlete On the present discontents fchrieb. Der 
Lordmayor von London Crosby und Alderman Dliver 
befreiten die Drucer und vechafteten dagegen die Parla: 
mentsboten,, wofür fie beide vom Unterhaufe in den Tos 
wer gefendet wurden, bis der Schluß des Parlaments fie 
befreite; da gegen die Verhaftung auf Befehl eines der 
Häufer fein Habeascorpuswrit hilft. Natürlich mehrten 
diefe gewaltigen Solgen das Intereſſe an der zu Grunde 
liegenden Streitfrage; die alte Theorie hatte ſich in dieſem 
Kampf mit der Hauptftadt und mit der allgemeinen Meis 
nung gleichfam felbft zu Tode verwundet; die mächtigften 
Geifter der nächften Zeit traten für das Recht der Mittheis 
fung auf den Kampfplag, und feitdem hat Fein Haus mehr 
wegen Veröffentlichung feiner Verhandlungen geklagt, und 
bei Brivatanflagen ift die Einrede, daß das vermeintliche 
libel nur ein Abdrud der Parlamentsverhandlungen fey, 
immer als fachentfcheidend angenommen worden. Zweifel: - 
haft ift es fpäter noch gemwefen, ob Petitionen ans Parlas 
ment und 0b Zeugenausfagen in den Comité's ebenfalls als 
Theil der Parlamentsverhandlungen anzufehen find, ob 
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etwa bei einer privatebill die Vorftellung , welche um eine 
folhe bittet und in ihrer factifhen Darftellung 5. B. der 
Armenverwaltung Unterfchleif vorwirft, Grund zu einer 
Libel : Anklage werden fann? Db dad Drucken einer ſolchen 
Petition Vergehen iſt? Das Parlament hat aber immer 
die Petenten in Schuß genommen, und ſich der Einmi⸗ 
fhung der Queensbench in folchen Faͤllen widerfegt. In 
den Speeches of Lord Campbell und hie und da in fei- 
sen Lives of the Chancellors of England finden fich 
ausführlichere Bemerkungen über diefe Streitfrage. Gegen 
ihn hat das Law Review in mehreren Heften fich zum, 
Kämpfer der Courts aufgervorfen. Der Hauptgrund für 
die erftere Anficht beruht auf der Nothmwendigfeit, daß: 
das Parlament von allen Mifftänden unterrichtet werde und 
daß Daher freier Raum gelaffen werden muß, foweit nicht 
das Parlament felbft einzufchreiten für gut findet. 

Was in der Handhabung der Gerechtigkeit vom Richs 
tee im Kampfe um die juriftifhe Wahrheit von Parteien, 
Zeugen und Anwälten in der Form Rechtens im Gerichte- 
hofe gefprochen wird, mag es noch) fo nachtheilig, noch 
fo unwahr ſich hervorftellen, gilt von vornherein ale 
entfchuldigt und frei von Verantwortung. Wo das Ge 
feg felbft Durch den Widerfpruch die Wahrheit herausges 
ſtellt wiſſen will, two es das entfchiedene Nein dem eben fo 
entichiedenen Ja zu entgegnen geftattet, da follen Fleinliche 
Rüdfichten nicht die Kämpfer beengen und präfumirt 
werden daß fie nicht in den Gerichtöhof kommen, wie 
unter den Augen des Richters, in dem Tempel des Geſetzes 
fi oder Andere zu beleidigen, fondern daß ihr redliches 
Streben ift, den Streitpunft nach der evidence erledigt 
zu fehen. Auch von den Zeugen verfieht fich Das englifche 
Recht, Daß fie unter dem moralifchen Gewicht eines Eides, 
den Freugverhörenden Gegenanwalt vor fih, und im Hins 
tergrunde die Strafe des Meineids, mehr an fih und die 
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Wahrheit denken und nicht die Gelegenheit zu abfichtlichen 
Beleidigungen Unfchuldiger gebrauchen werden. Ereeſſe 
fann der Richter ald contempt of the court betradhten 
und beftrafen. Falſchen Anklagen ift mit diefen Grunds 
fägen fein Vorſchub geleiftet, denn das Verbot, über jeden 
einzelnen Ausdruck, der dem Anfläger im Court entflel, 
zu Flagen, febliegt nicht die Klage twegen malicious pro- 
secution aus, welche civilrechtlih oder durch indietment 
vorgebracht werden kann und ſich auf das ganze Verfah⸗ 
ren des Klägers bezieht und von diefem nur durch Mache 
weis von probable cause zuruͤckgeſchlagen werden kann. 
Einer frivolen Anflage wegen malicious prosecution wird 
aber der Richter manchmal dadurch entgegentreten, daß er 
eine Copie des indietment verweigert und fomit den Des 
weis der prosecution unmöglich macht. 

Ebenfo allgemein als nach den Ueberlieferungen des 
common law und feinen Drganen den Richtern bei jeder 
Verfolgung malice im vorgedachten gefeglichen Sinn vers 
langt wird, findet man als Grund der Strafbedrohung 
die Aufforderung zu einem breach of the peaco angegeben, 
und in einem Lande, wo wie in England dem Richter fo 
viel Ermeſſen frei gelaffen ift, wird die ratio legis natüts 
lich immer ſehr wichtig feyn. Aber trogdem, daß fo oft 
jenes als Zweck angegeben worden, daß auch Starfie 
noch kurz über diefen Punkt megfchlüpft, läßt fich zeigen, 
daß jenes Motiv falſch feyn muß, wenn anders die Gefeßs 
gebung vernünftig feyn fol. Wie Fann die Gefeggebung 
jenen Grund zur Strafbedrohung fehriftlicher Beleidigungen 
gehabt haben, welche gegen die größere Menge wörtlicher, 
meift in Gegenwart des Beleidigten gefallener Aeußeruns 
gen gar Fein Rechtsmittel oder nur ein folches giebt, bei 
dem der Beleidiger ſich dem Beleidigten auf gleichem ehrens 
vollen Boden gegenüberftellen darf, und nicht wie bei 
der Anklage als prisoner auf die Banf der Angeklagten 
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gefegt wird ? Man hätte alfo da, wo die größte Vers 
fuhung zum Sriedensbruche vorliegt, den Beleidigten 
ſchutzlos gelaflen und auf Privatrache angewieſen, und 
bei fehriftlichen Anzapfungen, welche leicht bewieſen und 
we Strafe gebracht werden Fünnen, wo alfo der Belei⸗ 
digte viel eher ‚feine Rache bis zum Urtheil auffchieben 
wird, aus Angft vor Friedensbrüchen indietments oder 
informations zugelaflen. Daß diefe Auffaffung von Richs 
tee zu Richter, von einer Generation in die andere übers 
ging und zwei Revolutionen überlebte, ift um fo auffällis 
ger, wenn man bedenft, daß Fein ausdrücliches Geſetz 
jene ratio legis angiebt,, fondern daß fie von den Richtern 
blos angenommen wurde, und Daher noch von einem 
Jeden hätte geleugnet werden koͤnnen. Tiefer Umftand 
Ipriht aber keineswegs für die Wahrheit des untergeleg- 
tn Motiv. Zu vermuthen ift, daß wirklich beim Bes 
ginn der Thätigfeit der Starchamber in Libelprozeſſen — 
namentlich in fofern fie den Staat und hohe Staatsperfos 
nen betrafen — diefe, um ihre fehr unfichere Competenz 
über dergleichen zu vertheidigen, folche Schriften misde- 
meanors tending to a breach of the peace nannte, 100 
die Bezeichnung traitorous und seditious augenfcheinlich 
unwahr gemeien wäre. Jener Ausdruck blieb als eine 
formelle Ausſchmuͤckung ftehen, gerade eben fo wie bei 
Klagen wegen Entführung der Vater fich noch jest weſent⸗ 
lich wegen des Berluftes der Dienfte befchwert, welche 
ihm feine Tochter verrichtet, obgleich Jeder weiß, daß 
died nicht der Grund der Klage und der Beftrafung ift, 
und es feinem Gerichtshofe einfallen würde, eine felche 
Klage etwa dann abzumeifen, wenn der Flagende Vater 
ein reicher Lord wäre und von feiner Tochter Feine Dienfte 
irgend einer Art zu erhalten pflegte. Abgeſehen davon, 
da jenes fo allgemein untergefchobene Motiv dem Rechte 
nach unbegründet ift, mar die Frage, weshalb der Staat 
Uchiv 2. Er. R. 1850, I. ©t. G 
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libels bedrohe, zweimal von gewaltiger politifcher Bedeu: 
tung — Ich fage nicht zuviel, wenn ich behaupte, daß 
fie e8 war, welche als fette Schneefloce die Lavine zum 
Stürzen brachte, die den Stuartthron unter ſich begrub. 
Nah Barlamentsreht find die Mitglieder beider Häufer 
wegen aller Vergehen, die nicht treason und felonyes 
ausmachen oder einen breach of the peace bilden, von 
Verhaft frei. Wo ein breach of the peace zu befürchten 
ift, und bail gegeben werden muß, darf aber ein Parla⸗ 
mentsglied auch, bis es Bürgfchaft ſtellt, verhaftet wer: 
. den. Die berühmte Petition der 7 Bifchöfe an den König 
war befanntlich als libel angefochten; die Crownlawyers 
brachten eine information ein, und die Richter der 
Kingsbench nannten die Berhaftung der Bifchöfe im 
Tower gefeglich, weil fie (mit der Ausnahme von Powell) 
darin einen Friedensbruch zu fehen vorgaben. (State- 
trials vol. XII. p. 229.) Ueber die Wirfungen jenes 
Sefthaltens der Prälaten im Tower vermeife ich auf die 
meifterhafte Schilderung Macaulay’s. 75 Yahre fpa- 
ter (1763) in einer Periode faft nicht geringerer Auf: 
vegung Fam bei der Verhaftung von John Wilfes, 
wegen libel, wieder fein juriftifcher Charafter zur Sprache. 
Aber Hier gab der Gerichtöhof Der Common Pleas, den 
Chiefjustice Pratt an der Spige, fein Urtheil dahin ab, 
daß das Berfaflen eines libel fein breach of the peace fey, 
daß wenn auch die Ausdrücke tending to a breach of the 
peace dabei vorfämen, doch Fein Fall nachgemwiefen werden 
fönne, wo ein libeller angehalten worden, to give security 
for keeping the peace; daß jenes Urtheil der Kingsbench 
eine Schande für den englifhen Richterftand fey und hoͤch⸗ 
ftens eine Verhaftung, bis Sicherheit geleiftet, "gerecht: 
fertigt gewwefen wäre — daß in Fibelprozeffen das Parlas 
mentsprivilegium fehüge und Wilfes feiner Haft zu ents 
laſſen ſey. Dies Urtheil genirte die Minifter fo, daß fie 
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in der folgenden Seffion von der Majorität im Parlament 
ſich ein Geſetz zu verfchaffen mußten, wonach bei der 
Klage wegen seditious libel das Parlamentsprivifeg nicht 
(hügen fol. Die Minorität im Haufe der Lords gab 
tinen glänzenden Proteft gegen diefen Streich zu Protofoll, 
weicher in Furzen Zügen das Wefen und Wirken der 
freien Preſſe darſtellt. (Abgedruckt Statetrials vol. 19. 
p. 994.) 
(Beſchluß im nächſten Hefte.) 
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V. 
Die 
Umgeftaltung der neuen Strafgefebbücher nach 
den Bedürfniffen ver Schwurgerichte, 


mit Beziehung 


aufdie neueften in Baiern, Heffen, Würtem: 
berg verfündigten Abänderungen anden Straf: 
gefegbühern, fo wie die Entwürfe von Straf: 
gefegbühern für die Hanfeftädte Hamburg, 
Lübeck, Bremen, für die thüringifhen Staa: 
ten, für Schleswig: Holftein und die neuen 
Gefegesentmwürfe zu Strafgefesbühern für 
England und Belgien. 


Bon 
Mittermaier 


| Die Strafgefeggebung eines Staats ſteht im innigften 
Zufammenhange mit den fittlihen Anfichten des Volkes 
und mit feinen focialen und politifchen Zuftäanden. Jede 
Umgeftaltung in diefen Einflüffen führt nothmwendig zu Um⸗ 
geftaltung des Strafgeſetzbuchs. Es ift mohlbegründet, 
wenn ein geiftreicher Schriftfteller fagt: Die Strafgefeß- 
gebung eines Staats ift ein ergänzender Theil des öffent: 
lichen Rechts deffelben. Ueberall pflanzt fich aber bei der 
Abfaſſung eines folchen Geſetzbuchs ein großer Theil von 
ftrafrechtlichen Anfichten der Vergangenheit als Erbftüc 
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fort. Die Furcht der Geſetzgeber, zuviel an den bisheris 
gen, wie man oft irrig behauptet, in das Leben des Volkes 
übergegangenen Anfichten zu rütteln, hält von Verbeſſe⸗ 
rungen ab, und aus dem Kampfe des Alten mit dem Neuen 
gehen auf dem Wege der Transaction neue Gefeßgebungen 
hervor. Wie einflugreich die politifchen Erfehütterungen im 
J. 1848 auf die Strafgefeßgebung werden mußten, ift be 
geeiflih, — mir wollen in diefem Auffage zunächft nur die 
Umgeftaltung hervorheben, welche durch die feit einem 
Fahre bewirkte Einführung der Schtwurgerichte In Deutfchs 
land bewirft wird. Die bisherige deutfche Strafgeſetz⸗ 
gebung war auf die Anwendung durch angeftellte gelehrte 
Richter berechnet, und trug das Gepräge eines ftreng juri- 
ftifchen Werkes haufig ohne Berechnung auf das Volks⸗ 
rechtsbewußtſeyn und Zufammenhang damit. Man ver: 
gaß bei der Abfaffung der neuen Gefebgebung die meife 
Lehre, welche der große Bacon dem Gefeßgeber ‚giebt: 
Loquendum est ut vulgus, sentiendum est ut sa- 
pientes. Die Bearbeiter eines Entwurfs des Strafgeſetz⸗ 
buchs, gewöhnlich wiffenfchaftlich gebildete Männer, wur⸗ 
den, und zwar um fo mehr, je mehr fie felbft mit der Ent⸗ 
wicfefung der Strafriffenfchaft vertraut waren, von 98 
wiffen eben am meiften anerfannten wiffenfchaftlichen Ans 
fihten und dabei mehe oder minder von dem Glauben an 
die Trefflichkeit eines gemwiflen Princips des Strafrechts be: 
heerfcht und fuchten dies folgerichtig durchzuführen. In der 
Einfeitigfeit der Richtung ihrer Studien, entfernt von 
dem Volksleben, wenig befannt mit dem Volksrechtsbe⸗ 
wußtſeyn und den Anfichten und Bedürfniflen ded Volfeg, 
entichieden fie die Streitfragen nach dem Standpunfte der 
tiebgewordenen Theorie, freuten fi) dem Geſetzbuche ein 
logifches Gewand zu geben, fuftematifch — möglichft mit 
dem Gebrauche der docteinellen Begriffe — durch eine kunſt⸗ 
reich gewählte, den herrfchenden miffenfchaftlichen Anſich⸗ 
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ten gemäße Saffung, alle möglichen Streitfragen abfchneiden 
und der gefürchteten richterlihen Willkuͤr vorbeugen zu Fön: 
nen. Man wußte, daf rechtsgelehrte, mit dem Stande 
der Wiffenfchaft, mit der Bedeutung juriftifcher Ausdrücke 
vertraute Richter die Gefee anzumenden hätten, und 
wählte daher eine Faſſung der Gefege, deren Bedeutung 
den rechtögebildeten Richteen nicht zweifelhaft feyn follte. 
Sn der Eonfequenz der gefeglichen Bemweistheorie, welche 
zum Grunde gelegt war, Eonnte man leicht dazu kommen, 
zur Bereinfachung der Anwendung Rechtevermuthungen 
im Gefege aufzuftellen, z. B. in Beziehung auf die Vers 
muthung des böfen Vorſatzes, oder bei Zurechnung der 
eingetretenen Wirkung 3. B. des Todes, wenn die Abficht 
nur auf Körperverleßung gerichtet war. Auch bei einzelnen 
Verbrechen hielt man fich für berechtigt, zur Abfchneidung 
grundlofer Behauptungen der Angefchuldigten Vermuthun⸗ 
gen aufzuftellen, 3. B. bei Giftmord, bei Tödtung im 
Raufhandel, bei Unterfchlagung , bei Banferott. Selbſt 
die Strenge der Strafdrohungen fihien in der Anwendung 
der Gefege durch angeftellte vechtsgelehrte Richter gerecht: 
fertigt, da man mußte, daß folde Richter nach ihrer 
Stellung verpflichtet waren, unbedingt das Strafgeſetz 
anzumenden, wenn e8 ihnen auch noch fo hart fcheint; — 
bei jeder Gelegenheit hörte man, als Troſt gegen die z. B. 
in Ständeverfammlungen vorgebrachten Einwendungen 
über Härte einer Strafdrohung die Verficherung , daß ja 
die Gnade als Heilmittel eintreten würde. 

Schon im %. 1819 hatte der Verfaffer der gegenwärs 
tigen Abhandlung in feiner Schrift: über die Grundfehler in 
der Behandlung des Eriminalrechts in Lehr: und Strafges 
fegbüchern 1), die Nachtheile der Aufftellung fo vieler rein 
doctrinellen Begriffe, Rechtsſaͤtze und generalifivender Vor⸗ 


1) Bonn 1819. 
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fohriften in den deutfchen Gefegbiichern nachgetviefen und 
vor der Nachahmung diefer Methode gewarnt. Cr hat 
beharrlich die Fehler der neuen Gefegbücher und zulegt in 
diefem Archive ?) den Grundfehler angegriffen, nach welchem 
man vernachläfligte, eine volfsthümliche Strafgefeßgebung 
zu ſchaffen und daran feftzuhalten, daß die Strafgefege der 
materiellen Gerechtigkeit, der richtigen Volksmoral und dem 
Volksrechtsbewußtſeyn entfprechen und fo erlaffen werden 
müffen, daß die Schuldfrage mit menfchlicher Würdigung der 
in Srage ftehenden Handlung und der Auffaffung der Lage, 
Anfhauungsmweife und Perfönlichfeit des Angefchuldigten 
beantivortet werden und das Strafurtheil als ein Zeug: 
niß der bürgerlichen Geſellſchaft uber die Strafbarfeit der 
Handlung gelten kann. Die Bedeutung diefer Warnun⸗ 
gen und das Gewicht der gerügten Mängel der Straf: 
gefegbücher trat feit 1848, ald Schwurgerichte in Deutfch- 
land eingeführt wurden, erft Flar hervor 2). Mean führte 
die Urtheilsfällung durch Geſchworne ein, man behielt in 
den meiften Ländern die alten Strafgefeßbücher bei *), 
Die Erfahrung Fonnte einer folchen Gefeggebung fein gün: 
ſtiges Zeugnig geben. Nur in Baiern und Würtemberg 
fühlte man die Nothwendigkeit, die Umgeftaltung der 
Strafgeſetzgebung vorzunehmen ; die ergangenen Gefege 
halfen den Webelftänden menigftens einigermaßen ab. 
Durch die Geſchwornen follte in die Strafrechtspflege ein 
volfsthumliches Element fommen ; die Gefchwornen foll; 
ten in den Stand gefegt werden, nach ihrem Rechtsbes 
wußtfeyn die Schuldfrage zu entfcheiden; fie durften in 


2) Im Zahrgang 1847. ©. 598. 

3) Geib, die Reform des-deutfchen Rechtslebens ©. 145. 

4) Roc auffallender wurde das Werhältnig, wenn man in 
einem Staate Schwurgerichte einführte und das fogenannte 
gemeine deutfche Strafrecht beibehielt, weil im Lande noch 
kein neues Strafgefesbuch eingeführt war. 
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diefer Stellung fein Hindernig finden in gefeslihen Be: 
fhränfungen , durch melde ihnen vorgefchrieben war, 
was fie in Beziehung auf die Elemente, aus deren Ent: 
ſcheidung das Urtheil über die Schuldfrage befteht, oft 
im Widerfpruche mit ihrer innerften Ueberzeugung für 
wahr halten follten. Man mußte anerfennen, daß die 
genannten doctrinellen Rechtsbegriffe von dem verftän: 
digen. Gefeßgeber aus der großen unverfiegbaren Quelle, 
dem Volksrechtsbewußtſeyn und der Korderung der mates 
riellen Gerechtigfeit mit Ruͤckſicht auf die Bedürfniffe des 
Landes gefchöpft find, und daher die Gefchwornen,, indem 
fie über die Schuldfrage urtheilen, aus der nämlichen 
Quelle ihe Urtheil fhöpfen und bei der Mangelhaftigkeit 
jedes menfchlichen Ausdrucks dem Bolfsrechtsbewußtfenn 
gemäß den Fall entfcheiden. Es mußten aus dem Geſetz⸗ 
buche alle Regeln verfchtwinden, vwoelche der Ueberzeugung 
der Geſchwornen Zwang anlegen. Es mußte eine Kaffung 
dee Gefege aufgegeben werden, melche entweder oft im 
Widerſpruche mit den einfachen Anfichten des Volksrechts⸗ 
bewußtſeyns nur mühfelig erfunden in die Fünftlichen- 
Schranfen einer gewiffen Theorie gedrängt von den Ges 
lehrten ſelbſt verfchiedenartig aufgefaßt, von den Ges 
fchroornen nicht verftanden werden konnte. Läßt der Ge: 
feggeber ſolche Borfchriften in dem Geſetzbuche beftehen, 
fo nöthigt er entiweder die Geſchwornen, gegen ihre Uebers 
zeugung die Schuldfrage bejahend zu beantworten, oder- 
ftößt fie dazu, ein Nichtfehuldig auszufprechen, weil fie 
die geftellte Frage nicht recht verftehen, und daher im 
Ztoeifel lieber einen losſprechenden Wahrfpruch geben. 
Vorzüglich müflen daher alle jene Vorfchriften über Zu: 
rechnung wegfallen, bei welchen entweder ein nur aus 
den Anfichten einer gewiſſen von dem Gefeßgeber gebillig: 
ten Theorie genommener Grundfag aufgeftellt wird, nach 
welchem die Geſchwornen die Frage über Zurechnung zu 
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beantworten haben, oder mo das Gefeß auf eine ets 
ſchoͤpfende Weife alle Zuftände aufzuzählen fucht, in wels 
hen die Zurechnung mwegfällt.e Auch folde Gefegesvor: 
khriften nöthigen die Geſchwornen, welche die Schuldfrage 
nach ihrer Ueberzeugung entſcheiden follen, zu materiell 
ungerechten Wahrſpruͤchen. Da die Wirkſamkeit ver 
Schwurgerichte fo vielfach durch die an fie geftellten Fragen 
bedingt ift, die Srage aber durch die Faſſung des Geſetzes 
beftimmt wird, und das Ergebniß der Antworten von den 
Fragen abhängt, fo müffen die Strafgefege nothwendig 
fo gefaßt werden, daß der Sinn der ihnen entfprechenden 
Srage ebenfo von den Geſchwornen leicht verftanden wer⸗ 
den fann, einen einfachen Gedanken Flar ausdrüct und 
zu einer der materiellen Gerechtigkeit und dem wohlverſtan⸗ 
denen Geifte des Geſetzes entfprechenden Antwort führt. 
Jemehr man zu der richtigen Anficht gelangen wird, daß 
die oft verfuchte fchroffe Trennung der Thats und Rechte: 
frage unmöglich und die Behauptung ierig ift, nach wel: 
der die Geſchwornen nur die reinen Thatfragen entfcheiden 
follen *8); jemehr man erfennt, daß die Gefchwornen die 
Schuldfrage in ihrem ganzen Umfange zu beantworten 
haben, defto dringender wird die Revifion der Faſſung 
unferer Strafgefegbüher. Wenn die Geſchwornen die 
Schuldfrage beantworten follen, fo müffen fie auch ur: 
theilen €), ob der Angeklagte das Verbrechen verübt hat, 
defien er angeklagt ift, 3. B. Diebftahl; dann aber müf- 
fen fie auch entfcheiden: ob die That alle Merfmale an 


5) Boitard lecons sur le Code p&nal p. 348. Bonnier in der 
Revue de legislation 1843. p 348. Steman von der Jury 
©. 274. Köftlin das Gefhmwornengeriht ©. 1%. Gneift 
die Bildung der Geſchwornengerichte ©. 69. 


6 Zittmann Stellung der Gefchwornen zu rechtsgelehrten 
Richtern S. 17. Temme Grundzüge des deutfchen Straf: 
verfahrens ©. 120. 
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fi trage, welche fie nach dem Gefege zu dem Verbrechen 
machen, worauf die Anklage geht 7). 

Die Umgeftaltung unferer Strafgefeßbücher muß 
aber noch tiefer gehen, wenn nicht das kaum in das Leben 
getretene Inftitut der Schtourgerichte gefährdet werden foll. 
Die Geſchwornen follen über die Schuldfrage urtheilen. Mag 
das franzöfifche Geſetz ®) auch noch fo ftrenge den Geſchwor⸗ 
nen verbieten auf die Strafe einzugehen, welche die Folge 
ihres Wahrfpruchs feyn wuͤrdeꝰ), mögen auch in Deutfd: 
land die Affifenpräfidenten dem Vertheidiger verbieten, 
von der Strafe zu fprechen 19%), fo ift doch fehon von ſach⸗ 
verftandigen Praftifern in Frankreich 11) nachgemiefen, 
daß auf jeden Fall von der Zeit an, ald (1832) die Ges 
ſchwornen über das Dafeyn mildernder Umftände zu uts 
theilen Haben, das gefetliche Verbot weggefallen ift, und 
auf jeden Fall dies Verbot unpaffend ift, weil man dadurch 
die Geſchwornen zu einer Seelenſtimmung zwingen wollte, 
welche widernatüclich ift 79. Wir erfennen an, daß die 


N Im englifchen Verfahren, wo Feine befonderen Fragen ges 
ftellt werden, fondern nur die Frage: ob der Angeklagte des 
in der Anklage vorgebrachten Verbrechens fchuldig ſey, ift Fein 
Zweifel, daß die Gefchwornen ihrem Rechtsbwußtſeyn gemäß 
entfcheiden. 

8) Wir werden im nächften Hefte umftändlicher die bisherigen 
Erfahrungen Frankreichs über Frageftelung bei den einzel 
nen Verbrechen mittheilen. | 

9) Code d’instruct. Art. 342. 


10) Die neue hannoverfche Strafprozefordnung vom 30. Der. 
1849. $. 187 verlangt, dab der Vorfisende den Geſchwornen 
eröffne,, daß es nicht ihr Beruf fen, über die Strafgefege zu 
richten und Gnade zu üben; daß fie gegen Eid und Pflicht 
handeln würden, wenn fie bei Beantwortung der vorgelegten 
ragen durch ihr Meinen von der Rechts oder Zweckmäßig⸗ 
feit des Strafgefeges oder der Härte der zu erkennenden 
Strafe fi) beftimmen ließen. 

11) Faustin Helie im Journal du droit criminel vol. VII. 
p. 103. Encyclopedie de droit par Sebire. vol. VII. 
phg. Sl. 

12) Steman von der Jury ©. 274. 
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Geſchwornen da, wo fie den Angeflagten fie ſchuldig Hals 
ten, aber das Strafgeſetz, welches die That bedroht, für 
unzwecfmäßig oder die gedrohte Strafe für zu hart ans 
ſehen, nicht ein Nichtſchuldig ausfprechen dürfen; allein 
Riemand muß fi) einbilden, daß die Gefchtwornen bei 
ihrer Berathung nicht das Geſetz, welches das Verbrechen 
bedroht und die darin ausgefprochene Strafe in Betrach⸗ 
tung ziehen. Sie hören aus der Anklagefchrift, aus den 
Reden des Staatsanwalts und des Vertheidigers von der 
Anflage wegen Erpreffung, oder von Hochverrath fprechen ; 
wenn fie nun befragt werden: ob der Angeklagte fchuldig 
it, wird auch das Geſetz, das das Verbrechen bedroht, 
vor ihrer Seele ftehen 18), und unmillfürlich drängt fich 
auch die gedrohte Strafe ihnen auf. In einer Reihe von 
Fällen wird in der Seele des einzelnen Geſchwornen fchon 
durch die verfchiedenen Anfichten, die bei der Berathung 
fi) geltend machen, Zweifel über die Schuld auffteigen, 
das Zunglein in der Waage des menfchlichen Gemüthes 
ſchwankt; Niemand wird läugnen, daß bei folcher Stim⸗ 
mung in dad Ergebnig der Berathung auch die Rückficht 
auf Die Kolgen des Wahrſpruchs, daher auf die Strafe, 
unmoillfürlich fich mifcht. Wenn das Verbrechen, worauf 
die Anklage gerichtet ift, auf ſchmaler Gränze eines andern 
Berbrechens liegt, 3. B. Mord und Todtfchlag, oder wo 
das Verbrechen verfchiedene Grade hat, 3.8. bei Brand: 
fiftung,, bei Raub, und die Sefchwornen darüber ents 
ſcheiden follen, ob der Angeklagte das Verbrechen im erften 
oder zweiten Grade (mit Bezeichnung der thatfächlicen 
Momente, welche die Grade gefeglich trennen) ſchuldig ift, 
fo wird auch jedes der verwandten Verbrechen oder Grade 


13) Die Strafgefegbücher gehen ja davon aus, daf jeder Bürger 
De Gtrafgefege kennen foll; find denn die Gefchwornen nicht 
auch Bürger? Sollen fie denn da, wo fie als Gefchworne 
urtbeilen , vergeflen, was fie von der Strafe wiflen? 
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dem Geſchwornen vorſchweben, er wird vergleichen, auch 
das, was das Geſetz bei feiner Unterfcheidung beabfichtigte, 
prüfen und fo zu einem Ausfpruhe — nothtwendig mit 
Rücfiht auf die Strafe gelangen. Sobald das Gefeg, 
um der materiellen Gerechtigfeit den Sieg zu verfchaffen, bez 
ftimmt, daß die Geſchwornen über das Dafeyn des Mils 
derungsgrundes oder überhaupt mildernder Umftände ent: 
fcheiden follen, werden fie ja von dem Geſetzgeber felbft auf: 
gefordert, die im Gefege gedrohte ordentliche Strafe mit der: 
jenigen zu vergleichen, welche nach den vorliegenden Umftäns 
den, der Heberzeugung der Geſchwornen gemäß, der Ueberzeu⸗ 
gung der Geſchwornen entfpricht, und wenn fie die Unverhäft: 
nigmäßigfeit erfennen, auszufprehen, daß der im Geſetze 
bezeichnete Milderungsgeund oder überhaupt Milderungs: 
gründe vorhanden find, foweit das Gefet den Ausſpruch 
der legten. Art geftattet 1%). Taͤuſche man fich nicht felbft 
über die Tragweite des fogenannten Milderungsgrundes der 
verminderten Zurechnung. Mag der Gefeggeber noch fo 
ſehr ſich quälen, kunſtreich die Vorfchrift des Gefeges 
über diefen Milderungsgrund zu faffen, mögen 3. B. nad 
dem neuen baierifchen Gefeg Art. 3 die Geſchwornen ges 
fragt werden, fo ift doch die Frage an ſich und im beften 
Falle '°) fo unbeflimmt, und die Worte: Bewußtſeyn 
der Strafbarfeit der Handlung, getrübt, ver: 


— 


14) Allerdings fehreibt die braunfchweigifche Strafprozeßordnung 
$. 140 vor, daß nut die Richter darüber zu entfcheiden haben, 
ob $.62 des Strafgefesbuhs Anwendung finde (alfo ob fo 
viele Milderungsgründe vorhanden find, daß die Strafe unter 
das Minimum herabgefegt werden fol). Wir werden unten 
nachmeifen, daß diefe Vorfchrift Eeine Billigung verdient. 


15) Nach den ftenographifchen Sigungsberichten der baier. Strafe 
gerichte, Erlangen 1849. I. ©. 72, wurde in einem Falle 
gefragt: war das Bewußtfenn der Strafbarfeit der Handlung 
im Angeklagten zur Zeit der That durch große Geifteshes 
Shränftheit in fo hohem Grade getrübt, daß die Zurechnungsr 
fähigfeit deffelben als gemindert ericheint ? 
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minderte Zurehnungsfähigfeit, find fo vieldeutig, 
ſelbſt für den wiſſenſchaftlich Gebildeten, daß die Ge: 
fhroornen eigentlich aufgefordert find, zu entjcheiden: ob 
nicht Die ordentliche Strafe in dem Kalle zu hart feyn 
würde 16). Es iſt nicht weiſe von dem Gefeßgeber, wenn er 
die Geſchwornen in eine ſchwere Zwangslage fegt, in wel⸗ 
cher fie nach Ihrem Rechtsbewußtſeyn entfchieden die Straf: 
drohung überhaupt oder die Größe der Strafe in einem 
. alle fie ungerecht erfennen, und dennoch das „Schuldig” 
ausfprechen follen, während ihnen ein anderes Aushuͤlfs⸗ 
mittel nahe liegt, durch das „Nichtfehuldig” die wenigſtens 
nah dem NRechtsgefühle der Geſchwornen vorhandene 
moralifche Berantwortlichfeit von ſich abzuwaͤlzen. 
Durch die Bertröftung der Geſchwornen, daß ja durch bie 
Begnadigung des Regenten geholfen werden Fünne, ter: 
den die Geſchwornen nicht beruhigt, welche zu gut wiſſen, 
daß Gnade fein Recht ift, und daß der Angefchul: 
digte Recht verlangen Fann, daß aber auch zu viele Zu: 
fälle und woillfürliche Anfichten auf Ertheilung der Gnade 
wirfen 17). In Ländern 18), in denen die Gefchwornen 
aufgefordert find, einen Befchluß zu fallen, od der Ber: 
urtheilte zur Begnadigung zu empfehlen fen, ift es noch 
mehr anerfannt, daß die Geſchwornen auch zu etwas Ans 
deem als nur über nachte Thatfachen zu entfcheiden bes 
rufen find. Wir geben den Geſchwornen feine Allmacht, 
kein Begnadigungsrecht; wir rechtfertigen Feine Wahr: 


16) In dem Würzburger Falle eines Verwandtendiebſtahls 
(Sitzungs berichte S. 30) beherrfchte die Gefchwornen gewiß 
eine folche Anficht. 


17) Meine Schrift: Abhandlungen über flrafrechtliche Gegen⸗ 


fände als Einleitung zu Feuer bach's GStrafrechtsfällen 
&7— 17. 


18) Nach Furheffifcher Strafprozeß s Drdn. $. 337 werden nad 
ausgefprochenem Strafurtheil die Geſchwornen zu einer folchen 
Berathung aufgefordert, 
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fprüche der Nichtfehuld, wenn die Geſchwornen den Ange: 
klagten für ſchuldig halten, aber nur die Strafe für zu hoch 
anfehen; wir finden aber es begreiflih und in den Ber: | 
hältniffen der menſchlichen Natur liegend, daß die Ge: 
ſchwornen in ſolchen Zmwangslagen zu dem  einfachften 
Mittel der Nichtfehuldigerflärung greifen, und ihre Ge 
wiffen ihnen feine Vorwürfe darüber macht. An den 
Gefeggeber ergeht aber auf jeden Hall die Aufforderung, 
da, mo die Strafdrohung fih nach dem Volksrechtsbe⸗ 
wußtſeyn nicht rechtfertigen läßt, lieber Feine Strafe zu 
drohen, ungeeignete Ausdehnung des Strafgebiets in der 
Saflung des Gefeges zu vermeiden und das Minimum der 
gedrohten Strafe nicht zu hoch zu fegen oder durch Geftat: 
tung des Ausſpruchs der Geſchwornen über Dafeyn von 
Milderungsgründen ihre widernatuͤrliche Lage zu befeitigen, 
foreit dies ohne Gefährdung der bürgerlichen Sicherheit 
und Gerechtigkeit gefehehen kann. 

Die Umgeftaltung unſrer Strafgefegbücher nach dem 
von ung bisher bezeichneten Charakter der Rechtfprechung 
duch Geſchworne muß vorzüglich auf folgende Punkte ges 
richtet ſeyn. 

I. Alle nur der Wiſſenſchaft angehörigen Rechtsbegriffe, 
die überhaupt bei der Rechtsanwendung vorfommen, müfs 
fen aus den neuen Gefegbüchern wegbleiben, weil, wie die 
Motive zu dem baierifchen Gefege mit Recht erflären, 
diefe Begriffe im Rechtsbewußtſeyn des Volfes und daher 
der Geſchwornen liegen 1?) und durch die gefegliche Auf: 
ftellung folcher Begriffe theild die Geſchwornen leicht 
irvegeführt werden, theils ihrer Ueberzeugung Zwang zu: 
gefügt werden kann 20). Die Begriffe von böfem Vorſatz, 


2 Duden der preuß. Entwurf einer neuen Strafgeſetzgebung 


20) die war auch in den Verhandlungen der Ausfchüffe der 
baier. Kammern überall anerkannt. 
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von Sahrläffigfeit Fönnen nicht mehr in einem Gefegbuche 
fiehen bleiben. Man weiß, wie fchon früh, auch zur Zeit 
als die deutfchen Strafgefegbücher noch auf die Anwendung 
durch rechtägelehrte Richter berechnet waren, vielfach ſich 
gegen die Aufnahme folcher Begriffe Stimmen erhoben 21). 
In der Wiſſenſchaft feloft war ſchon Streit über den richtigen 
Begriff 3. B. von Dolus 22). Der Gefeggeber muß fih an 
einen der herrſchenden Begriffe anfchliegen und läuft dabei 
Gefahr, Durch eine zu weite oder enge Kaffung die Richter oft 
zur Annahme des böfen Borfages in einem Falle zu nöthigen, 
in welchem der Richter, wenn feine Ueberzeugung frei ges 
wefen wäre, nicht daran gedacht hätte, ein vorfäglich 
veruͤbtes Verbrechen anzunehmen. Die Geſchwornen be: 
finden fich aber bei der Beantwortung der Schuldfrage in 
weit fchlimmerer Lage. Unbekannt mit den miffenfchaft- 
lichen Streitigfeiten laufen fie Gefahr, wenn fie an die im 
Sefege gebrauchten Ausdrüce ſich Halten müffen, ent⸗ 
weder weil fie mit der in der Wiffenfchaft üblichen Bezeichs 
nungsweiſe nicht vertraut find, irrig ein Wort auszu⸗ 
gen und ängftlih dem Willen des Gefeges treh blei⸗ 
ben, gegen ihre Weberzeugung da eine vorfägliche Hand: 
lung anzunehmen, oder das Dafeyn des Vorſatzes auszu⸗ 
ſchließen. — Da mo die Gefeßgebung bei einzelnen Ber: 
brechen für die Bezeichnung der Willensrichtung befondere 
Ausdrücke braucht 2), werden die Geſchwornen, menn fie 
mit der allgemeinen gefeglichen Definition vom Dolus den 
befondeen Ausdruck *) vereinigen follen, ieregeführt. — 


21) Meine Schrift: über den neueften Zuftand der Strafgefeßs 
gebung ©. 92. Kitka im Archiv des Criminalrechts 1835 
S. 219. Hufnagel Comm. zum würt. Geſetzb. 1. ©. 102. 


22) ©. die verfchiedenen Begriffe in Not. II. III. meiner Aus⸗ 
gabe von Feuerbach's Lehrbuh ©. 100. 


23) Meine Schrift: die Strafgefeßgebung in Ihrer Fortbildung 
24) 5. B. abfihtlih, böswillig zc. 
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Am fchlimmften wird dies 3. DB. in den Källen werden, in 
welchen die Handlung aus Muthmillen (luxuria) ver: 
übt ift, wo in der Wiſſenſchaft felbft großer Streit obwal⸗ 
tet und die gefeliche Definition vom Vorfaß leicht irre⸗ 
leitet *°), weil die Unterfcheidung von Borfag und Fahr: 
läffigfeit hier auf einer ſchmalen Gränze liegt. 

II. Aus dem Geſetzbuche muͤſſen alle Säge entfernt 
werden, welche aus dem Streben des Geſetzgebers hervor⸗ 
gehen, für eine große Zahl von Fällen, die unter fi 
höchft verfchieden nad) der Verſchuldung find und nur dur 
eine die Febensverhältniffe beachtende und die Umftände feis . 
ner Zergliederung richtig gewuͤrdigt werden koͤnnen, eine 
gemeinfchaftlihe Regel aufzuftellen, welche nothmwendig 
in einer Reihe von Källen, an die der Gefegeber oft 
nicht dachte, nicht paßt, mo dann entweder die Geſchwor⸗ 
nen wieder ivregeleitet und durch eine große Aengftlichkeit 
beftimmt werden, auch hier die allgemeine Regel anzu: 
wenden, und dann ungerecht den Kall entfcheiden. In 
diefe Klaffe gehört 3. B. der Sag 123 des baierifchen Ge 
ſetzbuchs über Einfluß der Erlaubniß des Bers 
legten, wo (offenbar aus dem Mangel der Unterfchei- 
dung von zwei Kragen) 2%) der Gefeßgeber die zu den 
größten Härten führende Vorſchrift giebt, daß die Erlaub⸗ 
niß die Handlung weder ftraflog noch im minderen Grade 
ſtrafbar macht. Wenn dem Todfranfen im legten Kampfe 
nach feinem Willen der Freund Gift reicht oder auf dem 
Schlachtfelde die Kugel duch den Kopf ſchießt, um die 
Qualen zu enden, fo muß der Gefchworne auch nad) 
Art. 123 das Schuldig ausfprechen, und nur die Gnade 


— 





25) Ein merfwürdiges Beifpiel bietet der in der Würzburger 
Alfıfe (Sigungsberichte der baier. Schwurgerichte I. ©. 50) 
vorgefommener Fall dar. 


26) Meine Nachmweifungen in Not. I. meiner Ausgabe von 
Feuerbach's Lehrbuch $. 35. 
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kann nachhelfen 27). Hieher gehört die Vorfchrift des wärs 
tembergifchen und badifchen Geſetzbuchs 8) über den foges 
nannten dolus generalis. Wir haben nachgeroiefen 2), 
wie dieſe aus einer ſchweren Geburt durch Vorhaltung von 
ein Baar Fällen in den Kammern mit Muͤhe durchgebrachs 
tn Säße in ihrer Allgemeinheit irrig, für den Rechtsge⸗ 
kehrten felbft nicht wohl verftändlich find und die fonders 
barften Beweisführungen fordern 9%. Während da, wo 
ein ähnlicher Fall vorliegt, die Gefchwornen ficher das 
Wahre treffen werden, wird der allgemeine Sat ded Ges 
ſetzbuchs fie verleiten. — Aus dem. Gefegbuche muß auch 
jeder Sag verbannt werden, wodurch eine Vorfchrift über 
den Einfluß des Irrthums an der Perfon gegeben werden 
fol 3). Denn jeder folcher Sag in einem Gefegbuche iſt 
geeignet, Richter, aber noch mehr Geſchworne irre zu fühs 
ren 32), da diefe die verfchiedenartigen Streitfeagen der 
Wiffenfchaft nicht verftehen, da auch die Faſſung leicht 
auf Fälle bezogen werden kann, die durch den Sat ges 


27) Neuere Gefepbücher, 3. B. das badifhe 8. 207, haben hier 
durch befondere Vorfchriften nachgeholfen. 


28) Bürtemberg. Geſetzb. $. 56. Badifches S. 99. 
29) Sm Archiv des Eriminalrchts 1841. ©. 29 fäg. 


20) 3. B. wenn das badifche Gefeg in fofern zum Vorſatz zu⸗ 
rechnet, als der Thäter bei der den Erfolg herbeiführenden 
Handlung feine Abficht nicht geändert hat; oder wenn 
das würtemdergifche Gefeg darauf ſieht, od dag Thäter das 
vermeintlich fchon volführte Verbrechen nicht mißbilligt 
hatte. Hier wird in den Gerichtshöfen die Frage ftreitige 
wer den Beweis der Aenderung oder Mißbilligung zu führen 
bat. Hufnagel Somm. IL S. 103. 


31) Badiſches Sefeg 6. 100, 


32) Man prüfe nur, wie verfchiedenartig felbft in den neuen 
Geſetzbüchern der Satz aufgeftellt iſt, z. B. wenn das hefftfche 
Geſetzbuch Art. 62 zu dem badifchen Gefegb. die Worte: durch 
Zufall beifügt, während das braunfchweig. F. 28 und das 
bannov. Geſetz Art. 95 weit enger den Gap faft. 


Archlo d. Er. R. 1850. 1. Zt. H 
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rechter Weife nicht getroffen werden können #3), Das 
franzoͤſiſche Geſetzbuch enthält auch feinen folchen Satz, 
ohne daß irgend ein Nachtheil fich zeigt *). Wird die 
Frage an die Geſchwornen geftellt: ft der Angeklagte 
fihuldig, den A (alfo den, welchen er geteoffen hat) vor: 
fäglich getödtet zu haben? fo werden in den Berhandlun: 
gen von dem Staatsanwalte und dem Vertheidiger alle 
einfchlägigen Rückfichten zergliedert, die Geſchwornen mer: 
den die Umftände des einzelnen Falles prüfen und gerecht 
entfcheiden °). Micht felten fann auch, wenn nach den 
Umftänden e8 feheint, daß der Angeklagte durch fein Bes 
nehmen wenigftens fahrläffiger Weife 5. B. den Tod einer _ 
ondeen Perſon, deren Tod er nicht beabfichtigte, verfhuk 
det hat, durch eine eventuelle Frage über das Daſeyn der 
Sahrläffigkeit geholfen werden. — Ebenſo follten aus 
dem Gefegbuche fünftig Säge entfernt werden 3%), welche 
fidy bei dem Berfuche darauf beziehen, daß auch der Ge 
brauch untauglicher Mittel oder Veruͤbung der Handlung 
an Gegenftänden, an welchen das Verbrechen nicht mög: 
lich ift, ftrafbaren Verſuch begründen; die Einſchraͤnkun⸗ 
gen, welche die neuen Gefegbücher hinzufügen, z. B. 
wenn der Thäter aus Unverftand oder Aberglauben ham 
deite u. A., um dadurch die Gefahr der zu großen Strenge 
der Strafe wegen der Allgemeinheit der Faſſung des Ge 
feges zu befeitigen,, zeigen hinreichend, daß der Geſetz⸗ 
‚geber felbft die Beforgnig der Nachtheile ſolcher allgemeis 


.r,.- 





393) 23. Fälle in meiner : Gar Die Strafgeſetsgebung in 
ihrer —— 1. ©. 173 fgefeggebung 


34) H&lie Theorie du Code penal V. p. 218— 222. 


35) Auch bei der Frage über Annahme des preuß. Entwurfs in 
den Rheinlanden wurde die Unzwedmäßigkeit eines folden 
Sapes erkannt. Duden a. a. O. © 1 


36) Sächſ. Geſetzb. Art. 26. Bürtember 72, Badi 110, 
Seffifches 67.  raunfehiocig. g.3 8. adifches 
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nen doctrinellen Säge erfennt. Nie aber wird der Geſetz⸗ 
geber hoffen dürfen, alle möglichen Fälle, in denen der all: 
gemeine Sat nicht zur Anwendung kommen foll, im Ge⸗ 
fege erichöpfen zu koͤnnen, und fo iſt es weiſer, die Beurs 
theilung der Faͤlle nach den einzelnen Umftänden den es 
fhwornen zu überlaffen. 

IH. Das Geſetzbuch darf in Zufunft feine Säge enthal— 
tm, durch welche es Rechtsvermuthungen aufſtellt, z. B. 
die Vermuthung des Dolus, oder Vorſchriften uͤber die Fälle, 
in denen ein anderer Erfolg als worauf die Abſicht ging, ein⸗ 
trat 37), oder wo das Geſetz für die Beurthellung des 
fegenannten unbeftimmten oder alternativen Dolus®®) Säge 
aufftellen will. Alle diefe Vorfchriften hängen mit der 
bisherigen gefetlichen Beweistheorie zufammen und find 
daher unvertcäglih mit dem Grundfage, daß der Ger 
ſchworne und Richter nach ihrer freien Ueberzeugung über 
die Schuldfrage urtheilen follen. Sie würden die Ge 
ſchwornen nöthigen, oft gegen ihre Weberzeugung etwas 
für wahr anzunehmen. 

IV. Borzuglich bedarf e8 einer Umgeftaltung der Zus 
rechnungslehre in den Gefeßbüchern. Nah dem Eharaf: 
tee unfrer bisherigen Strafgefeßbücher , die überhaupt die 
Streitfragen der Wiſſenſchaft geſetzlich durch allgemeine 
Säge entfcheiden und befeitigen zu koͤnnen hofften und da⸗ 
bei vorausfegen fonnten, daß die mit den Kortfchritten der 
Wiſſenſchaft und mit dee Bedeutung der aus der Doctrin 
entiehnten Ausdrücke vertrauten rechtsgelehrten Richter im 
Geiſte der Wiſſenſchaft die Säge anwenden würden, Fonns 
ten auch Funftreich gebildete, Angftlich jedes Wort abwaͤ⸗ 
gende Saͤtze über den Grundfa der Zurechnung im Geſetz⸗ 
buche aufgeftellt und bei den die Zurechnung ausfchließens 


37) Baier. Geſetzb. Art. 41 — 44. 
38) Daher follte auch der Sag 29 des Entwurfs für die thü⸗ 
ring. Staaten keinen Platz in einem finden. 
2 
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den Zuftänden gewiſſe Zuftände gefeglich bezeichnet werden, 
insbefondere bei den Seelenftörungen. — Eine folde 
Geſetzgebung iſt bei dem Dafeyn der Schmwurgerichte uns 
möglich, wenn nicht die größten Rachtheile entftehen fol- 
len. Die Entfcheidung über die Zurechnungsfähigfeit des 
Angeklagten ift ein Theil des Urtheils über die Schuld- 
frage 9). Das Urtheil über die Zurechnung liegt im 
Rechtöbemußtfeyn des Volks und daher auch der Geſchwor⸗ 
nen, welche nach allen Umftänden des Falles nach der Ins 
dividualität des vor ihnen erfchienenen Angeflagten urtheis 
fen werden, ob ihm die That zugerechnet werden kann. 
Sobald der Gefeßgeber durch einen, irgend einem der herr⸗ 
fehenden wiſſenſchaftlichen Syſteme entlehnten Grundfag 
die Zurechnungslehre im Gefege vegeln will, läuft er Ges 
fahr, einem wifjenfchaftlichen Irrthume (der bei weiteren 
Kortfchritten als folcher allgemein erfannt wird) den ges 
feglichen Stempel zu verleihen und fo ungerechte Entfcheis 
dungen herbeizuführen. Wo aber Geſchworne urtheilen 
follen, wird dies noch ſchlimmer, weil die nur dem Rechts: 
gelehrten befannte Bedeutung des gewählten Ausdrucks 
leicht irrig aufgefagt wird. Kine zu einem gerechten 
Wahrfpruche führende Srageftgllung ift dabei kaum moͤg⸗ 
ih, wenn 3. B. nad dem badifchen Gefegbuche die Ge: 
ſchwornen gefragt werden follten: Befand ſich der Ange 
Flagte zur Zeit der Veruͤbung in einem Zuftande, in wel: 
chem das Bewußtſeyn der Strafbarfeit der Handlung oder 
die Willkür des Handelnden fehlt? Wer mag bei der 
Bieldeutigfeit des Wortes Will kuͤr erwarten , daß die 
Geſchwornen eine richtige Antwort geben? Dder wenn nad) 
dem preußifchen Entwurfe $. 78 die Frage fo geftellt 





39) Köftlin das Gefchwornengeriht ©. 197. Gmneift bie 
Bildung der Gefchwornengerichte ©. 68. 


40) Meine Abhandlungen über firafrechtliche Gegenftände &. 34. 
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würde: Befand er fich in einem Zuftande, in welchem er 
die Unrechtmäßigfeit feiner Handlung einzufehen und fie 
zu unterlaffen im Stande war? *!) Abgefehen, daß die 
Einficht der Unrechtmaͤßigkeit (alfo daß z. B. die Hands 
lung nad) dem Eivilrechte geroiffe nachtheilige Kolgen nach 
ſich ziehe) noch nicht genügen Fann, ift es felbft bedenk⸗ 
lich, von der Höchft unbeftimmten Faſſung etwas abhängig 
zu machen, ob der Thäter im Stande war, das Uns 
recht einzufehen. Betrachtet man aber foldhe allgemeine 
Grundfäge nur als Einleitungsfäge, und fordert, daß an 
die Geſchwornen die Stage über das Dafenn eines bes 
ftimmten im Geſetze angegebenen Ausfchliegungsgrundes 
der Zurechnung geftellt werde, fo läuft der Gefeßgeber wie⸗ 
der eine andere Gefahr; denn da die im Gefegbuche be⸗ 
zeichneten Zuftände nur unter Vorausfegung, daß fie die 
in der allgemeinen Vorſchrift 7?) angegebenen Merfmale 
an fih tragen, ale Ausfchliegungsaründe der Zurechnung 
gelten follen, fo müßten doch den Geſchwornen auch diefe 
doetrmellen Säge vorgehalten werden. Die Zuftände 
aber, melde die Zurechnung ausfchließen koͤnnen, laſſen 
ſich nicht auf eine beftimmte gefchloffene Zahl zuruͤckfuͤh⸗ 
ren; die Ausdruͤcke z. B. zur Bezeichnung der Seelenftöz 
rungen find zu verfchiedenartig 2?) nach den Anfichten der 
Gelehrten felbft, und Auödrüce, die vom Mangel des Ver: 
nunftgebrauchs ſprechen **), find nicht geeignet, die Ge⸗ 


gr} Segen diefe Faflung f. auh Duden der preuß. Entwurf 


42) Das badifche Geſetzbuch $. 75 fagt ausbrüdlih: Zu den 
Zuftänden. 

43) Meine Abhandlungen ıc. ©. 36, 

44) Wenn der thüringifhe Entwurf $. 62 zwar fich damit bes 
gnügt zu erklären: Es kann Eeine Strafe erkannt werden 
3) gegen Perfonen, welche durch eine allgemeine oder theils 
weife Scelenkrankheit de6 Gebrauchs ihrer Vernunft völlig 

- beraubt waren, . . fo ift dich micht auf Anwendung durd 
Geſchworne berechnet. 
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ſchwornen aufzuflären. Ohnehin können fo leicht mehrere 
Zuftände von Seelenftörung bei einem Angeklagten zufams 
mentreffen, daß duch die Befragung um dad Daſeyn eines 
beftimmten im Geſetze bezeichneten Zuftandes die Geſchwornen 
zu ungerehten Wahrfprücen verleitet werden Fönnen ®). 
Wann wird man erfennen, daß es Zuftände giebt, in _ 
denen bei einem Zufammentreffen vieler auf dag Gemüth 
des Handelnden einwirfenden Umftände gerechter Weiſe 
eine Zurechnung nicht angenommen werden kann, ohne 
dag der Gefengeber den Zuftand mit einem beftimmten 
technifchen Ausdrucke bezeichnen Fann? *8) 

V. Alle Beftimmungen in den Geſetzbuͤchern, welche 
im allgemeinen Theile die Strafanwendung von Merk: 
malen abhängig machen, die durch eine einfeitige Doctein 
aufgeftellt find, und wegen der Allgemeinheit, die der 
Geſetzgeber bezweckt , ihn nöthigen,, viele Hälle verfchiedener 
Berfehuldung vermöge einer von der Gefengebung aufgeftells 
ten Bermuthung oder einer gewiffen vom Geifte einer bes 
ſtimmten Theorie aufgeftellten Anficht gleich zu beurtheilen, 
find aus jedem Geſetzbuche, vorzüglich aus demjenigen zu 
entfernen, das auf Geſchworne berechnet if. Dahin ge 
hört die Lehre vom Complott, die in dem Rechtsbewußtſeyn 
des Volkes gewiß nicht liegt #7). Die Erfahrung In den 
deutfchen Staaten, deren Gefegbücher die Lehre aufnahs 
men, follte über die Nachtheile belehren ?%). Die Lehre 


— 


45) Baumeifter Bemerkungen zur Strafgeſetzgebung ©. 51. 

46) S. in diefem Archive 1847. ©. 607. Wir werden unten 
auch die franzöftfhen und englifchen Erfahrungen über die 
Rrageftellung wegen Zurechnung angeben. 

a) ©, dis Archiv 1839. ©. 554 u. 165; 1846. ©. 330; 1847. 


48) Wir bitten über Würtemberg die Bemerkungen von Hufs 
nagel Komm. I. ©. 831, Hepp in diefem Archive 1846. 
©. 330, über Hannover v. Bothmer Erörterungen Bd. 11. 
Nr. 6 nachäufehen. 
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iR erfunden, um durch eine Hinterthuͤr hereinzubringen, 
was man durch den allgemeinen Sag herausgebracht hat. 
Rachdem nämlich die deutfche Praxis den Sag aufftellte, 
dag der Gehuͤlfe gelinder als der Urheber beftraft werden 
fol, wollte man doch in einigen Faͤllen beide gleich ftrafen. 
Run räfonnicte man über die Gründe der Strafbarfeit des 
Complotts, Fam dabei zu einer Reihe von Vermuthungen, 
„B. mie hier Jeder gleichfam intellectuellee Urheber des 
Andern werde, und fuchte nun durch eine allgemeine $af: 
fung 29) den Richtern darüber Vorfchriften zu geben. In 
dee Anwendung ergaben ſich über den Sinn der einzelnen 
Worte und über das Dafeyn des Complotts die größten 
Streitigkeiten, 3. B. über die Worte: gemeinfchafts 
lihes Intereſſe an der That, oder Verabredung 
we Ausführung (daher ob auch die Zufage des Bels 
kandes durch eine beftimmte Handlung vor der That, 
oder bei verfprochener Mitwirfung duch abficbtlihe Uns 
terlaffung dahin gehöre) 9%. Kam man zur Auf: 
fellung einzelner Solgefäge im Gefege, fo gelangte man 
leicht zu ungerechten Entfcheidungen, z. B. megen ded 
Ruͤcktritts. Der generalificte Sag führte zu Ungerechtig⸗ 
feiten, wenn man 3.9. einen geiftig und Förperlich fehr uns 
bedeutenden Menfchen,, der bei dem Befchluffe gegenwärtig 
war und fein Ja gedanfenlos brülite ohne irgend einen 
Einfluß zu haben, in gleicher Verſchuldung als Complot⸗ 
teure mit dem fühnften und entfchloffenften Theilnehmer 
aufftellen mußte *1). Will man folhe Säge durch Fra: 


49) Die Verfchiedenheit der Anfichten f. Note IE meiner Ausgabe 
von Feuerbad $. 47. 


30) Man weiß, wie in Bezug auf Batern ſchon v. Gönner 
in den Sahrbücdhern I. ©. 77 u. in feinen Motiven zum baier. 
Entwurf ©. 112 die nachtheiligen Erfahrungen hervorhob. 


51) Im badifchen Geſetzbuche ift $. 127 wenigſtens ein Zufas 
gemacht, welcher die Richter ermächtigt, unter befonderen 
Umftänden nur die Strafe des Gehülfen anzunchmen. 
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gen an die Geſchwornen zur Anwendung bringen, fo fann 
man darauf rechnen, daß die Gefchwornen die Frage 
wegen ihrer Schwerfälligfeit nicht verftehen °*) und daher 
leicht unpaflende Wahrfprüche geben. 


VI. Aus einem Geſetzbuche, das auf Urtheilsfälfung 
durch Geſchworne berechnet ift, müflen alle Unterfcheiduns 
gen verbannt werden, welche für die Rechtsanmendung 
überhaupt alle Fälle der Verſchuldung in gewiſſe Klaſſen 
oder Abftufungen einzuceihen fuchen, wo dem Gefegeber 
geriffe von ihm in ihrer Eigenthümlichfeit conſtruirte 
Fälle vorfchweben und er darnach die ſchwere oder geringe 
Abftufung der Verſchuldung beftimmt und für jeden 
Grad die befondere Strafe droht. Dies ift der Fall bei 
Der Aufftellung der Grade des Verſuchs, Insbefondere bei 
Trennung des beendigten oder unbeendigten Verſuchs. Man 
braucht nur die in den neuen Gefebüchern aufgeftellten *8) 
Vorfchriften über diefe Abftufungen und die gefchraubte 
aus langen Streitigkeiten in den Kammern hervorgegans 
gene vieldeutige Faſſung °*) zu betrachten, und die Erfahs 
rungen der ander, in welchen folche Unterfcheldungen bes 
ftanden, zu beriickfichtigen 88), um fich zu überzeugen, 





— 


52) In Baiern, wo die Säbe des Geſetzbuchs über Complott 
noch beſtehen, zeigt fih dies bei den Geſchwornen Elar, z. B. 
in dem Falle vor der meiraburger Aſſiſe (Sigungsberichte der 
baier. Schwurgerichte 1. ©. 82), oder in einem Falle in Straus 
bing (Verhandlungen des sten Schwurgerichts in Nieder⸗ 
baiern, Iter Fall vom 20. Auguſt 1849). 


53) Würtemberg. Gelee. $. 64. Badifches $. 107. Heffifches 
8.68. Dannov. $. 33 


54) Wenn es 5. B. im badiſchen Geſetzbuche heißt: daß der Er⸗ 
folg durch Umſtände abgewendet wurde, welche ihren Grund 
nicht in dem Willen und nicht in der eignen Handlungsweiſe 
des Thäters hatten. 


55) Pufuagel Comment. zum würtemb. Gefegb. 1. ©. 13. 


. 894, Meine Schrift: Die Strafgefeggebung ꝛc. 
5 17. 
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daß darauf Feine Srage an die Geſchwornen geftellt werden 
kann, wenn man nicht die Geſchwornen irreleiten oder zu 
Bahrfprüchen nöthigen will, die fie gegen ihre Weberzeus 
gung geben müflen, weil fie einen Fall, der nach allen 
Umftänden auf der Stufe geringerer Verſchuldung fteht, 
als Kall des beendigten Verſuchs wegen der befondern Faſ⸗ 
fung $. 6 des Geſetzes erflären. Stellen die Geſchwornen die 
einfache Frage: ft der Angeflagte fhuldig dadurch, daf 
ee (nun folgt die Handlung , worauf die Anflage geht) eins 
räumt, den Anfang der Ausführung des Verbrechens (nach 
der Anklage) verübt zu haben 866)7 fo haben die Richter 
die Strafe des Verfuchs, für die ein weiter Raum ges 
geben feyn muß, zu beftimmen. — Uuf gleiche Weife 
follte man bei den Gehülfen Feine Grade im Geſetze aufs 
kellen. Eine intereflante Verhandlung entfpann fich in 
den baierifchen Ausfchüffen der Kammern über die Srage: 
ob die im baierifchen Geſetzbuche 7) aufgeftellten Grade 
der Sahrläfiigfeit beibehalten werden follten. Die Regies 
tung hatte in ihrem vorgelegten Entwurfe zwar den Art. 64, 
welcher den Begriff der Fahrläffigfeit aufftellt, weggelaſ⸗ 
fen, aber die Act. 65— 68 über die Grade der culpa 
beibehalten, weil darüber die Geſchwornen nicht entfcheis 
den ſollten, fondern der Richter nur urtheilen koͤnnte, — 
da zur Entfcheidung der gefunde Menfchenverftand nicht aus: 
reiche, fondern genaues Studium des Gefeßbuche erfordert 
werde, und die Aufftellung von Sraden zur Strafausmefs 
fung und fo zue richterlihen Competenz gehöre; mie dies 
auch im Vortrage der Kammer der Abgeordneten behaup- 
tet wurde 9). In der Kammer der Reichsräthe hatten 

56) Man weiß, mit welcher Vorficht in Frankreich die Fragen 


über Verſuch geftelt werden; f. Arrets in der Eucyclope- 
die de droit par Sebire Vol. VII. p. 143. 


57) Baier. Geſetzb. Art. 65. 66 — 68. 


58) Berhandlungen des ftändigen Geieeoebungsausfehufiee der 
Abgeordneten, 1. Beilagebaud ©. 1 
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dagegen, mie wir glauben mit Recht, Mehrere °9) fich 
dafür ausgefprochen, daß die Art. 65— 68 aus dem 
Gefegbuche entfernt werden müßten, oder daß die Ge 
ſchwornen auch über den Grad der culpa zu entfcheiden 
hätten, daf die im Geſetzbuche aufgeftellten Säge nur ges 
wiſſe Beifpiele enthielten, die als Präfumtionen aufgeftellt 
waren. Der Suftizminifter geftand, daß man in das 
neue Geſetzbuch ®), und überhaupt in eine Gefeggebung, 
wonach Gefchworne zu Gericht ſitzen, Feine Beftimmungen 
über Grade der Fahrläffigfeit aufnehmen dürfe, daß 
aber eine folche Aenderung jetzt ſchon zu weit gegangen 
wäre, und nachdem einmal das Geſetzbuch Gradationen 
aufftelle, die Richter über die Grade der Kahrläffigkeit 
urtheilen müßten. Diefe Gründe beftimmten die Aus: 
fhüffe der Kammern, dem Minifter zuzuftimmen 8), fo 
dag jest in Baiern die Geſchwornen nur gefragt werden: 
ob der Angeflagte aus Kahrläffigfeit gehandelt habe, und 
bei bejahendem Wahrfpruch die Gerichte urtheilen, ob 
Strafe der geringen oder groben Fahrlaͤſſigkeit eintreten 
ſoll 82). Wir find überzeugt, daß diefe auch nur provi⸗ 
forifche Beibehaltung der Grade der Kahrläffigkeit nicht zu 
billigen ift; wenn das Gefes (im Art. 65) gewiſſe Arten 
der groben Kahrläffigfeit (mit der Folge Art. 69, daß 
ſchwerere Strafe eintritt) hervorhebt, fo liegen Bermuthuns 
gen des Gefeßgeberd zum Grunde, indem er einen gewiſ—⸗ 
fen Fall nach Umftänden, die er ſich conftruirt, als fo 
ſchwer anfieht , daß er grobe Fahrläffigfeit begründet, 


59) 3.3. Graf Reigersberg; vorzüglich v. Maurer Ver⸗ 
handl. der Kammer der Reichsräthe J. S. 15. 


00) Protokolle des Ausichuffes der Reichsräthe, ai Protokoll 


61) Protokolle I. c. ©. 55, 


62) Beifpiel in der gBürzburger Affe: Sitzungsberichte der 
baier. Schwurgerichte I. S. 50 
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z. B. wenn der Handelnde ducch den Voctheil eigenthüms 
licher Kenntniffe oder Verhältniffe im Stande war, die 
Gefährlichkeit feiner Handlung einzufehen; dies abfolute 
Einreihen des Falles in die Klaffe der groben Fahrläffigfeit 
fann aber leicht zur Ungerechtigkeit führen, weil durch 
Zufammentreffen des vom Geſetzgeber hervorgehobenen 
Merkmals mit andern Merkmalen der Kal aus der Reihe 
der groben Kahrläffigfeit in die der geringen fällt, wo 
3. B. der Handelnde durch dringende Umftände zu rafchen 
Entſchluͤſſen fortgeftogen wurde, oder wo eine befondere 
geiſtige Beichränftheit des Handelnden eintrat, oder ein 
befonderes Zufammentreffen von Umftänden auch den Vor⸗ 
fihtigften täufchen fonnte. Es wird hier, wenn der Ges 
ſetzgeber nur überhaupt die Strafe der culpa mit einem 
Maximum deoht, den Richtern zu überlaffen feyn, die 
Strafe zu beftimmen, ohne daß fie durch gefeglich aufges 
ftellte Grade gebunden find, oder wenn Strafe darnach 
gedroht wird, ob grobe oder geringe culpa da ift, wird 
ed gerecht feyn, auch an die Geſchwornen die Entfcheldung 
der Frage zu weifen: ob der Angeklagte der groben oder 
geringen Kahrläfligkeit ſchuldig ift. 

VU. Aus dem Geſetzbuche für Geſchworne muͤſſen 
Vorfchriften entfernt werden, worin der Thatbeftand des 
bedrohten Verbrechens von einem Merfmale abhängig ges 
macht wird, worüber die Geſchwornen gar nicht entfcheis 
den fönnen, 3. B. wenn die Strafbarfeit der unterlaffenen 
Berhinderung vom Verbrechen nach dem badifchen Geſetz⸗ 
buche Art. 146 darauf geftellt ift, Daß der Unterlaffende von 
dem Vorhaben eines Andern, ein beftimmtes mit Todes s 
oder febenslänglicher oder zeitliber Zuchthausſtrafe nicht 
unter 10 Jahren bedrohtes Verbrechen zu begehen, Kennt= 
aiß hatte: wie follen Hier die Geſchwornen entjcheiden? 
Wenn die Srage geftellt wird: Iſt A fchuldig, ein Verbrechen, 
das B begehen wollte, verheimlicht zu Haben, welches 
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mit Zuchthaus nicht unter 10 Jahren bedroht war, fo 
fönnen die Gefhmwornen nicht miffen, welche Strafe in dem 
Kalle, nenn der Andere daffelde ausgeführt Haben mürde, 
ihn getroffen hätte. Die einzelnen Abftufungen der Ver: 
brechen im Gefegbuche gränzen fo aneinander, daß au 
der befte Juriſt vorher, ehe das Verbrechen ausgeführt 
und darüber verhandelt iſt, nicht fagen kann, melde 
Strafe eintreten wird, 3. B. bei Brandftiftung, bei Raub. 
Wie foll Hier die Frage an die Geſchwornen geftellt wer: 
den? — Auf ähnliche Art koͤnnen auch VBorfchriften 
z. B. im baier. Gefegbuche ®) bei Befreiung eines Gefan: 
genen nicht ftehen bleiben; denn die Trage: ob der Anges 
klagte fehuldig ift, einen wegen eines mit Zuchthaus. be; 
drohten Verbrechens Angefchuldigen befreit zu haben, kann 
eben fo wenig genügen, als wenn man nur allgemein 
fragen mollte: ob er überhaupt einen Gefangenen be 
feeit hat. 

VIII. Zu vermeiden find alle Strafbeftimmungen,, die 
eigentlih VBerdachtftrafen enthalten und unter Herrfchaft 
einer Gefeßgebung vorkommen fonnten, welche eine geſetz⸗ 
liche Bemweistheorie vorfchrieb, obwohl auch ſchon damals 
die Erlaſſung folcher, Verdachtftrafen begründenden Gefepe 
nicht mweife war. Dahin gehören befonders Beftimmuns 
gen wie 3. DB. die baierifche (Geſetzbuch Art. 160 — 164) 
über Kindesmord , wenn lebendige Geburt oder Lebens: 
fähigfeit nicht ertwielen waren 8). 

IX. Unverträglich mit der Rechtdanwendung, an mels 
cher Geſchworne Theil nehmen, find Beftimmungen, in 


63) Nah Art. 328 ift die Strafe der Befreiung, wenn der Bes 
freite wegen eines Kapitalverbrehens gefangen war, 4—6 
Jahre Arbeitehaus; wenn der Befreite wegen eines mit Zuchte 
haus bedrohten Verbrechens angefchuldigt war, 1 bis 4 Jahre 
AUrbeitshaus. 

64H) Wir werden unten die Verhandlungen der Ausfchüffe der 
baier. Kammern über diefe Artikel näher prüfen. 
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welchen bei einzelnen Verbrechen das Gefe um die mdgs 
lichen Etreitigfeiten abzufchneiden eine juriftifche Vermu⸗ 
thung aufftellt, die den Richter bindet, 3. B. wenn das 
baierifche Geſetzbuch ®) bei dem Banferott gewifle Hand: 
lungen bezeichnet, aus welchen die Vermuthung des ber 
trüglihen Banferotts abgeleitet werden foll, oder wenn 
dad badifche Gefegbuh ©) bei der Unterſchlagung vors 
ſchreibt, daß wider denjenigen, der eine gewiſſe im Ges 
fege bezeichnete Handlungsweife fi) zu Schulden kommen 
laͤßt, die Vermuthung der abfichtlichen die Unterfchlagung 
bedingenden Zueignung fpricht 87). Alle ſolche Säge ges 
hören dem Syſteme an, welches eine gefegliche Beweis⸗ 
theorie aufftellte und von vechtögelehrten Richtern anges 
wendet wurde, während da, wo Geſchworne urtbeilen 
follen , ſolche Rechtevermuthungen fo wenig als die gefeß: 
liche Beweistheorie am Plage feyn koͤnnen; denn dadurch 
würde der Ueberzeugung der Gefchwornen ein ſchwerer 
Zwang zugefügt, fie müßten gewiſſe Thatfachen für wahr 
annehmen, und nur darüber: ob nach dem geführten Ge; 
genbeweife des Angeklagten das Gegentheil wahr ift, müßte 
eine Krage geftellt werden, Wir würden aber auch auß 
dem Geſetzbuche jede VBorfchrift entfernen, in welcher das 
Geſetz wegen der gefeglih angenommenen Schwere des 
Berbrechens um Entfchuldigungen des Thäters abzufchneis 
den eine harte Strafe droht, indem das Geſetz verſchie⸗ 
denartige Fälle zufammenfaft. in Beifpiel findet fich im 
baierifhen Strafgefegbuche (Art. 149), wenn bei dem 
Giftmorde beftimmt wird, daß der, welcher in rechtswi⸗ 
driger Mbficht einem Andern Gift beigebracht hat, woran 


65) Art. 979. 
66) Mote 401, 


67) Das Gefeg fügt hinzu: in fofern fih nicht aus den Um⸗ 
fländen des einzelnen Falles etwas Anderes ergiebt. 
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diefer geftorben it, mit der Entfebuldigung nicht gehört 
wird, daß feine Abficht nicht auf Toͤdtung, fondern nur 
auf Hervorbringung einer Belhädigung gerichtet gemefen 
ſey. Mögen auch die Ausfchüffe der baierifhen Kam⸗ 
mern ®) verfichern, daß hier Feine Bermuthung des Vorfageg, 
fondern ein beftimmtes Strafgefeg fie Handlungen vorliegt, 
welche der Gefeggeber für fo ftrafbar anfieht, dag er fie 
anderen ftrafbaren Handlungen gleichftellt 9), fo Fann 
doch derjenige, der mit Feuer bach's Anfichten und dem 
Ganzen der baieriſchen Gefeßgebung vertraut iſt, nicht 
zweifeln, daß der Art. 149 nur die Kolge der im Art. 44 
aufgeftellten Anficht war und auf der Vermuthung berußte, 
daß, wenn einmal Jemand mit der Abficht einen Andern zu 
befehädigen Gift giebt, er auch verantwortlich für die 
ſchlimmſte Folge bleibt. Auf jeden Fall führt der Satz 
leicht zu einer Ungerechtigkeit, da gewiß Källe vorfommen, 
in welchen der Thäter nicht entfernt .an Toͤdtung des Ans 
dern dachte und auch die Veranftaltung fo gemacht hat, 
dag er nicht erfolgen follte 9%. In die Klaffe folcher Bes 
ſtimmungen, die zur freien Ueberzeugung der Geſchwornen 
nicht paffen, gehören auch die 1), daß bei Tödtung im 
Raufhandel, wenn nichte ausgemittelt werden kann, bie 
Theilnehmer, die mit dem Verletzten gerauft oder 
fi thätlih an ihm vergriffen haben, mit einer (auferor: 
dentlichen) Strafe bedroht werden. Es leuchtet ein, daß 


68) Beilageband der Verhandlungen des Gefeßgebungsausfchufs 
ſes der Reichsräthe I. ©. 33. 


69) Nach) der Anficht des Berichterftatters der Kammer (S. 33) 
will der Gefeßgeber, daß der Thäter, der in rechtswidriger 
Abſicht Gift giebt, Zodesftrafe leide. 

70) In den neueren Gefegbühern Eommen freilich ähnliche Be⸗ 
flimmungen vor; mit Recht bat Hepp im Archive des 
Crim. R. 1847. ©. 504 den hier mit der Drohung der Todes⸗ 
ftrafe gemachten Mißbrauch gerügt. 


71) 3. B. badifches Strafg. $. 240. Nr, 2, 
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hier eine gewiß in vielen Zällen grundlofe Vermuthung 
zum Grunde liegt, nach welcher man die, melche einmal 
mit dem Verletzten rauften, auch zu feiner Tödtung 
mitroirften. 


X. Die Einführung der Schwurgerichte muß aber auch 
eine tief gehende Umgeftaltung der Strafgefeggebung in 
Beziehung auf die Strafdrohungen erzeugen, und zwar" 
A) um eine ungeeignete zu weite Ausdehnung des Straf: 
gebiet8 zu vermeiden; B) um die gedrohten Strafminima 
berabzufegen und den Geſchwornen die einer gerechten 
Rechtſprechung nachtheilige Lage zu erfparen, zu materiell 
ungerechten Strafurtheilen beitragen zu müffen. 


Ad A. Wenn fehon überhaupt immer mehr die unver; 
hältnigmäßige Ausdehnung des Strafgebietd als nachtheilig 
erfannt wird 2), fo zeigt fich dee Nachtheil noch mehr bei 
einer auf Schwurgerichte berechneten Geſetzgebung. Es 
legt in der Natur der Urtheilsfällung durch Geſchworne, 
dag dieſe, indem fie uber die Schuld urtheilen, fich in die 
Derfönlichfeit des Angefchuldigten hineindenfen, die Um: 
fände genau berückfichtigen, unter denen er handelte und 
welche feine Handlungsmweife erzeugten und auf fein Be: 
wußtſeyn von der Steafbarfeit der Handlung wirkten, 
dag endlich die Gefchroornen die Kolgen und Wirfungen der 
Handlung in Bezug auf die bürgerliche Geſellſchaft beach: 
tm. Das Rechtsbemußtfenn des Volfes empört ſich gegen 
eine Strafdrohung auf Handlungen, die Feine nachthei: 
ligen Wirkungen für die Gefellfehaft hatten, und nach den 
befonderen Umftänden nicht Haben konnten ”°), oder 


72) Kitka über das Verfahren bei Abfaffung neuer Gefegs 
bücher ©. 72, und meine Schrift: Ueber den neueften Zuftand 
der Strafgeſetzgebung ©. 164. 


73) Schon das römifche Recht hat in feiner 1.7. 6.5. D. ad 
leg. Jul. majest, durch die Worte: an potuerit facere, dars 
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too fich bei der Handlung , welche Gegenftand der Anfchuls 
digung ift, mehr nur eine bedenfliche, aber nicht reife 
Gefinnung fich ergiebt 7%), wo die Handlung weit entfernt 
von derjenigen fteht, mit der fie ald Vorbereitung im Zus 
fammenhange ftehen foll, und wo das Volk fühlt, daß 
die Gränze zwifchen dem Erlaubten und felbft Lobenswers 
sthen und dem Strafbaren fo fein ift, daß ein richtiges 
Erfennen fchwierig wird und felbft nicht leicht angenommen 
werden darf, daß der Handelnde das Bewußtſeyn der 
Strafbarfeit feiner That hatte Vorzuͤglich kommen 
dieſe Rückfichten bei Beurtheilung der fogenannten politis 
feben Verbrechen zur Anwendung. Man thut häufig den 
Geſchwornen fehr Unrecht, wenn man die bei folchen Ans 
Hagen auf Nichtfehuldig lautenden Wahrfprüche als Folgen 
einer bedenflichen DOppofition gegen die Regierung , oder 
Ihrer Verblendung betrachtet, oder fie der Einfchüchterung 
Durch Andere zufchreibt; waͤhrend man erfennen follte, daf 
die Schuld meit häufiger an der Regierung liegt, die 
folhe grundlofe Anflagen erheben läßt oder fo unzweck⸗ 
mäßige Strafgefege beibehält. Man vergigt, daß eben 
bei den politifhen Verbrechen der Rechtsſinn der Geſchwor⸗ 
nen fi ſtraͤubt, wenn die Strafbarfeit zu weit ausgedehnt 





auf gedeutet, daß der Richter vorzüglich berückfichtigen fol, 

ob denn die gebrauchten Mittel nach allen vorliegenden Ums 

fländen eine Gefahr erzeugen Eonnten. Walther Beitrag 

ie echte vom hochverrätherifchen Complott. München 1849. 
_} 1 [ 


74) Mit Recht bemerkt Morin (ein ausgezeichneter Juriſt, der 
überäll als Freund der Ordnung fich bewährte), in feinem 
Dictionnaire du droit criminel p. 178: Les complotts, que 
le legislateur vouloit atteindre, ne sont pas ceux d’une 
faible port6e, sans force et par consequent sans danger, 
le devoir du Jury est de ne pas appliquer & la sottise, 
& l’aveuglement, & l’erreur, & l’indecision ou & la fai- 
blesse une incrimivation rigoureuse, dont le legislateur 
n’a voulu armer le gouvernement, que contre des enne- 
mis serieux. 
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iſt und unter dem Gefihtspunfte der Vorbereitungshand- 
fungen oder des Complotts Handlungen verfolgt werden,. bet 
welchen jeder Unpartelifche nur die Abficht erfennt, einen 
als Feind der Regierung betrachteten mißliebigen Mann 
durch einen Tendenzprozeß unfchädlich zu machen. Jeder 
Gefeggeber , der ein Strafgefeg über Hochverrath  erläßt, 
follte erwägen, daß die Stellung der Bürger jebt eine 
andere ift als früher *), daß, nachdem freie Prefle, Vers 
eins⸗ und Berfammlungsrecht germährleiftet find, manche 
Handlungen vorfommen, die früher leichter verboten wer⸗ 
den fonnten, mährend jet, nachdem das Hauptrecht ges 
ftattet ift, bei der Ausübung deflelben die Erfenntnig der 
Graͤnzen des Erlaubten ſchwierig ift und felhft der Freund 
des Rechts getäufcht oder in der Aufregung gegen feinen 
Willen weiter geführt werden Ffann. Wir erinnern an 
Dahlmann's Worte 7%), wenn er die Schwierigkeit 
diefee Beurtheilung ſchildert. Wir erfennen die Unbes 
fimmtheit und die Ausdehnung des Strafgebiets in Bes 
jiehung auf die Geſetzgebung über Hochverrath als ein Un⸗ 
glück für die Regierung , zu welcher leicht durch folche für 
Zendenzprozefle im Volke betrachtete Unflagen das Ver⸗ 
trauen untergraben wird; mir finden darin ebenfo einen 
Nachtheil für die bürgerliche Geſellſchaft, in welcher ims 
mer neuer Stoff der Aufregung geworfen wird und die 
Geſchwornen in eine Lage verfeßt werden, in welcher fie 
theils empört werden durch die von der allgemeinen Stims 
me als Unrecht oder doch als Unflugheit erfannte Straf: 


75) Seib ©. 155. 


76) In feiner Sefchtchte der englifchen Revolution ©.329, wo 
es beißt: In Zeiten großer politifher Erregung iſt es kaum 
möglich zugleich politifch thätig und vor dem Gefege ſchuldlos 
zu bleiben; aud wird es niemals mit juriflifcher Schärfe 
ausgemacht werden , wo die Sränze des erlaubten Widerflans 
des anfängt. ” 


Archiv d. Er. N, 1880. I. @t. J 
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verfolgung und die Häufig dabei eintretende Leiden: 
fchaftlichfeit von Seite der Regierungsorgane, theild aufger 
zufen find, über eine rein politifche Frage zwiſchen der 
Regierung und dem Angeklagten zu enticheiden Wer 
mag glauben, daß die in ruhigen Zeiten in der Studie: 
ftube conſtruirten, vor 60 oder vor mehr ald 30 Jahren 
erloffenen Steafbeftimmungen über Hochverrath fich ans 
wenden laflen auf Handlungen, too entweder das Afforiar 
tionsvecht nach der Meinung der Regierung über feine 
Graͤnzen geteieben wurde, oder cin anerkannt politifcher 
Körper Beſchluͤſſe faßte, dureh welche er hoͤchſtens feine 
Befugniffe überfchritt,, oder in der allgemeinen Aufregung 
eine.zu ausgedehnte politiſche Macht fich beilegte? 7 Er—⸗ 
fennt man denn nicht, daß jenes furchtbare Verbrechen des 
Hochverraths in feiner Bedeutung. leidet, und wenn derfelbe 
auf Handlungen ausgedehnt wird, die die allgemeine Stimme 
der Verftändigen. mißbilligen , für Aufmerffamteit ee 
wedend oder unflug, aber nicht al8 Hochverrath erkennen 
mag? Leider nicht die Srageftellung an die Geſchwornen, 
wenn das Strafgefeg über Hochverrath ganz unbeftimmte 
docteinelle Ausdrücke enthält, 3. B. wenn der rechtswidrige 
Angriff auf die Grundgefege des Staats, um fie in ihren 
wefentlichen Theilen zu verändern, ald Hochvercath 
bezeichnet wird 7°), oder wenn ald Hochverräther der ger 
ftraft werden foll, welcher gewaltfamen Angriff macht 
gegen Das Regierungsrecht des Staatsoberhaupts 


77) Der neue dem Parlamente Englands ( Dberhaufe) 1849 
von Lord Brougham vorgelegte Entwurf eines Strafgefeps 
buchs enthält sect. 1. art. 6— 8 eigene Bellimmungen über 
den Einfluß des Zwangs und der Zurcht, durch weiche Je⸗ 
mand bei Hochverrath zu Zheilnahmshandlungen beftimmt 
werde. 


78) In dem Entwurfe eines Criminalgeſetzbuchs für die Hanfes 


ſtädte F. 63. Aehnlich im.Entwurf für die Thäring. Staa⸗ 
ten $. 78, 
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oder gegen die Selbftfiändigfeit des Staats? 79% 
@ine paflende Krageftellung ift bei einer folchen Saffung 
unmöglid. So bedarf auch die Geſetzgebung über die 
Majeftätsbeleidigung einer Revifion. Diele Prozeffe der 
neuen Zeit machen einen peinlichen Eindruck, wenn man 
die Kette von Sophismen bemerft, durch welche der 
Staatsanwalt zur Begründung der Anklage, und der 
Bertheidiger zur Beſchoͤnigung der gemeinften Ausdrücke, 
oft mit Anführung der mühfam gefuchten Auslegung, fich 
hindurch windet. Im Volke liegt das Rechtsbemußtfenn, 
dag der Regent auf die Ehre ebenfo Anfpruch Hat, wie 
jeder Bürger; wuͤrde diefe Idee Far im Gefegbuche zum 
Grunde gelegt feyn, fo würden weit öfter Verurtheilungen 
erfolgen; allein das Volk wird irre, wenn es hört, daß 
das Geſetzbuch ®9), nachdem e8 die vorfägliche Verlegung der 
Ehre des Regenten mit Strafe bedroht, noch eine weitere 
Befimmung aufnimmt: Wer fich Aeußerungen oder Hands 
lungen erlaubt, weiche zwar an fih nicht ale Bes 
leidigungen des Königs anzufehen find, dens 
no& die demfelben gebührende Ehrfurdt 
verlegen. Cine Majeſtaͤtsbeleidigung, die nicht Bes 
leidigung iſt, leuchtet dem gefunden Verſtande nicht 
ein 9). Ebenſo werden die Geſchwornen irregefuͤhrt, 
wenn das Gefeg *?) von ehrenverlegenden Weußerungen 
über die Regierungshbandlungen des Regenten 
ſpricht; die Gefchwornen wiſſen mit folchen Sägen nicht 


79) Shüring. Entwurf $. 78. 
80) 3. B. Preußifcher Entwurf $. 101 u. 102. 


81) Mit Recht daher die Schrift: Der Entwurf des preuß. 
Strafgeſetzb. in Betreff polit. Werbr. Leipzig 1847. ©. 20. 


82) 3. 8. Thüring. Entwurf $. 91. 
J 2 
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die immer hervorgehobene Anficht mit der Verantwortlich: 
feit der Minifter zu vereinigen °®). 


Ad B) Ein weiſer Gefeßgeber, wenn er fein Geſetz⸗ 
buch fo einrichten will, daß Geſchworne die Schuldfrage 
‚gerecht entfcheiden, wird vorzüglich auf ein Auskunftsmit⸗ 
tel denfen müffen, wie die bedenfliche Lage vermieden wer⸗ 
den kann, in welcher die Geſchwornen ſich befinden, wenn 
fie befürchten müflen, daß die Folge ihres Wahrſpruchs 
eine materiell ungerechte Strafe feyn wird, Wir mieder; 
‚holen unfere obigen Bemerkungen, daß fein Gefeßgeber 
darüber in Selbfttäufchung feyn darf, daß den Gefchwors 
nen auch die gedrohte Strafe vorfchwebt, daß da mo bie 
neue Gefeßgebung felbft Sragen um das Daſeyn von gewiſſen 
Milderungsgründen zu ftellen giebt, fie auch anerkennt ®), 
daß die Grade der Verſchuldung bei einem Verbrechen Höchft 
verfchieden fenn koͤnnen, und die Geſchwornen, indem fie 
über die Schuldfrage urtheilen, auch über einen beſtimm⸗ 
ten Grad der Schuld entfebeiden und dabei von ſelbſt au 
an die Strafe ald Folge denfen. Der Gefeggeber erläßt 
gleihfam eine Reihe verfchiedener Strafdrohungen nad 
verfhiedenen Graden der Schuld bei einem Berbrechen; 
weil er aber nicht alle möglichen Grade im Gefege vorher: 
beftimmen fann, fo wählt er den Ausweg, durch den Zuſatz 
einer allgemeinen Ermächtigung für die Richter wegen 
Milderungsgründe, oder durch eine Beftimmung bei ein: 
zelnen Verbrechen, wegen Milderungsgeünde, die Strafe 


83) Wir werden unten bei der Prüfung der neuen Gefegbücher 
auf die einfachfte geeignete Faſſung der Gefeße über Hochver⸗ 
rath und Majeftätsbeleidigung kommen. 


84) v. 3 erl. Aanertungen zur neuen baier. Straf⸗ 
prozeßordnung S. 106. olzinger die Schwurgerichte in 
Würtemberg S. 250. zins chwurgerichte 
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unter das Minimum herabfegen zu laflen ®). Die Gefeb- 
geber der neueften Zeit feheinen darüber, in welchen Ums 
fange über die Gründe der Herabfeßung der Strafe Ger 
ſchworne oder Affifenrichter entfcheiden follen , nicht einig 
zu ſeyn. Daß über die fogenannten Strafminderungs: 
gründe, die nur bei Ausmeflung der Strafe zwiſchen Mari: 
mum und Minimum zur Anwendung fommen, die Richter 
und nicht Geſchworne entfcheiden follen ®%), wird, wohl 
mit Recht, von allen Gefegen anerkannt 87), weil man 
fonft zu der fonderbarften Srageftellung über die einzelnen 
Srunde kommen müßte, während der Richter nach dem 
Totaleindruck den Grad der Strafe leicht beftimmen kann. 
Ebenfo ift anerfannt ®°), dag da, mo bei der Berhand- 
lung fi Umftände ergeben, welche das Gefeg ald Straf; 
milderungsgründe anerkennt , eine befondere Frage darauf 
zu richten iſt. Dagegen ift e8 auffallend, wenn eine Ge⸗ 
feggebung ®°), welche geftattet, daß bei dem Zufammens 
treffen befonders vieler und roichtiger Milderungsgründe tie 
Strafe unter dad Minimum ju fegen ift, verordnet 99), 
dag die Richter darüber entfcheiden follen, ob diefer Mils 
derungegrund eintreten foll; oder wenn ein Gefegbuch ?"), 
weiches bei den einzelnen Verbrechen die Herabfegung der 


85) Die Geſetzgeber bezeichnen entweder einen beftimmten Mils 
derungsgrund, oderjfie fügen den Zufag bei: in Leichteren 
Fällen, oder bei mildernden Umfltänden. Das hans 
nov. Geſetzbuch iſt hier am reichiten an ſolchen Ermächtiguns 
gen. ©. meine Schrift: die Strafgefeggebung I. S. 9. 


86) Geib Neform des Nechtölebens ©. 146. 


87) Baier. Geſetz v. 6. Nov. 1848. $. 176. Würtemberg. Geſetz 
: ro Braunfchweig. Gefeg 8. 140. Hannov. Str. Pr. D. 


88) Baier. Geſetz S. 178. . 
89) 3. B. das braunfchweigifche $. 62. 
0) Braunfchweig. Str. Pr. DO. $. 140. 
91) 3. B. die hannoverfche Str. Pr. O. $. 186. 
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Strafe wegen mildernder Umftände geftattet, über die im 
Strafgefege nicht befonders hervorgehobenen milderns 
den Umftände die Richter entfcheiden läßt 99). Eine 
folhe Beftimmung miderfpricht der Gerechtigfeit und der 
Klugheit. Die Schuld des Angeklagten hat verfchiedene 
Grade, und das volfsthümliche Element, dad in dem 
Schmwurgerichte thätig ift, würde am beften Durch die Er⸗ 
wägung der Gefammtperfönlichfeit des Angeklagten und 
aller Umftände, unter denen er handelt, über den Umfang 
der Schuld urtheilen koͤnnen. Weil der Gefeggeber ers 
fannte, daß er nicht alle befonderen Umftände, bei deren’ 
Daſeyn die ordentlihe Strafe auch in ihrem Minimum 
ungerecht feyn würde, im Geſetze hervorheben koͤnnte, 
wählte er den Ausweg des Art. 62 des braunfchweigifchen 
Gefegbuchs oder die Sprachweife des Hannoverfchen. Wenn 
das Gefeg nun über das Dafeyn des befonders im Ges 
fege genannten Milderungsgrunded die Geſchwornen urs 
theilen läßt, fo ift es folgerichtig, fie auch über das Das 
ſeyn jenes Zuftandes der Schuld urtheilen zu laflen, wel 
cher gerechterweife einen geringeren Grad der Verſchuldung 
begründet. Die Geſchwornen, welche über die Haupts 
frage über die Schuld entfcheiden, koͤnnen doch am beften 
auch über die Zuftände entfcheiden, welche den geringeren 
Schuldgrad begründen; weil ihnen die Handlung in allen 
ihren Einzelheiten vorfchtwebt. Auch die Klugheit gebietet, 
die Gefchwornen hier entfcheiden zu laffen, weil fie fonft in 
die Zwangslage verfegt werden, das Nichtfehuldig gegen 
ihre Ueberzeugung auszufprechen oder durch den Auss 
ſpruch: Schuldig, ein von ihnen als ungerecht erfanntes 
Strafurtheil zu veranlafien. Die Kraft der Kepreffion 
wird dadurch gewiß geſchwaͤcht. In Fällen, in welchen 
z. B. nach hannoverſchem Geſetzbuche die Todeöftrafe ges 


92) Dies find die Worte des $. 186 der hannov. Str. Pr. O. 
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droht, und nur beigefügt iſt 9°). daß bei mildernden 
Umftänden Freiheitsſtrafe eintreten kann, darf der Gefegs 
gebee nicht zweifelhaft feyn, daß die Geſchwornen leicht 
fich verleiten laffen, daß Nichtfchuldig auszufprechen, mo 
fie daB Schuldig erfannt hätten, wenn fie den Zufag: mit 
milderndern Umftänden, hätten machen dürfen. Alle diefe 
Ruͤckſichten hängen mit der wichtigen Frage über das Vers 
haͤltniß dee Geſchwornen zu den Richtern zufammen. Ent⸗ 
ſcheidet man fi) dafür, daß die Richter über das Dafeyn 
von Milderungsgründen entfcheiden ſollen, fo muß das 
ganze Strafgeſetzbuch umgeftaltet und müffen bei den einzels 
nen Verbrechen die Minima herabgefegt werden. Es drängt 
ſich aber auch die Frage auf: ob nicht im Geſetze bei wies 
len Verbrechen es des Zuſatzes bedarf, welcher befondere 
Milderungdgründe bezeichnet, bei deren Dafeyn die Strafe 
herabgeſetzt werden darf. Wir wollen diefe Frage näher 
peüfen. Dee wichtigfte Punkt ift der: auf weiche Weife 
dee Milderungsgrund der, verminderten Zurechnung am 
beften in einem für Geſchworne berechneten Gefeßbuche aus⸗ 
gedrückt werden foll. Die Verhandlungen der baterifchen 
Ausſchuͤſſe find Darüber vorzüglich belehrend. 


(Beſchluß im nächtten Hefte.) 


) 8.8. $, 189. hei Ueberſchwemmung, u. 6. 234 hei Kindes⸗ 
mer. 
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VI. 
Bemerkungen 


zu dem Entwurfe eines Strafgeſetzbuches fuͤr 
un bie Thuͤringiſchen Staaten 
unter Berüädfthtigung 


der. bisherigen Sächſiſchen eriminalgefeg- 
lihen Beflimmungen. ’ 


| Bon 
Heren Geheimen Juſtizrath Dr. Geoff 
er Ä in Dresden 9). 








&; ift nicht gerade eine erfreuliche Erſcheinung, daß zu 
einer Zeit, wo man eine nähere und innigere Verbindung 
der einzelnen deutfchen Staaten unter einander durch gleiche 
Berfaffung und gleiche Gefeßgebung einzuführen fich bes 
ftrebt, wo duch Publication eines allgemeinen deutfchen 
Wechfelvechts menigftens ein bedeutender Schritt zur 
MWiederherftellung eines wahren, in das praftifche Leben 
eingreifenden deutfchen Rechts gefchehen ift, wo im König: 


”) Man weiß, welchen Antheil Hr. sro, an der Bearbeitun 
des Sähfiihen Strafgefegbuchs hatte; es ift daher vorzüglih 
wichtig, den Mann, welcher den Erfahrungen über das Sächſ. 
Geſetzbuch genau folgte und nun den neuen Thüringifchen Ents 
wurf damit verglich, mit feinen Anfichten zu hören. 


Anmerkung der Redaction. 


für die Thüringiſchen Staaten. 137 


reiche Sachien die Staatsregierung bereits die nahe bevors 
ftehende Revifion des dort geltenden Eriminalgefegbucdes 
angekündigt hat, deſſen Grundfäge mit wenigen und 
nicht wefentlichen Abweichungen in die erft vor menigen 
Fahren publichrten Strafgefegbücher des Großherzogthums 
Eachfen: Weimar, der Herzogthuͤmer Eachfen » Altenburg 
und Sacfen: Meiningen und des Fuͤrſtenthums Echwarz- 
burgs Sondershaufen aufgenommen worden find, nuns 
mehr die legtbenannten Staaten im Verein mit den übel: 
gen Thücingifchen Staaten ſich ohne dringende Veranlaſ⸗ 
fung einem auffallenden Particularismus hingeben, und 
ein befonderes Strafgefegbud für die Thüringifchen Staa: 
ten zu Stande bringen wollen. 

Gewiß wäre es von ihrer Seite zweckmaͤßiger ge: 
weſen, mit der Königlih Saͤchſiſchen Staatsregierung fich 
über einen gemeinfchaftlichen Entwurf für die in den Straf: 
gefegbüchern zu treffenden Abänderungen zu vereinigen, wo 
es fodann nur der Ausarbeitung eines diefe Abänderungen 
und Modificationen enthaltenden Gefeges, nicht aber der 
Publication eines ganz neuen Gefegbuches bedurft haben 
würde. 

Hierdurch würde nicht nur die gewiß hoͤchſt wuͤn⸗ 
fhenswerthe Uebereinftimmung der Principien des Criminal: 
rechts in denjenigen Sächfifchen Staaten, welche das Kb: 
niglich Sächfifche Strafgefegbuch in gewiſſer Maße recipiet 
baben , erhalten worden feyn, fondern auch eine große 
Erfpaeniß von Zeit und Koften ftattgefunden Haben, da bei 
Vorlegung eines nur abändernden Geſetzes an die Ständer 
verfammiungen derjenigen Staaten , welche bereits ein 
Criminalgefegbuch beſitzen, die Verhandlungen mit den 
Ständen ſich auf diefe Abänderungen beichränft haben 
würden, die Vorlegung eines ganz neuen Gefegbuchs aber 
vielleicht manchen Ständemitgliedern eine nicht uner⸗ 
mwünfchte Gelegenheit darbieten möchte, bereits feftge: 
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ftelite Principien anzugreifen und fich in allgemeinen ftraf: 
rechtlichen Discuffionen zu ergehen. 


Uebrigens ift in dem Entwurfe des Strafgeſetzbuchs 
ebenſowenig als in dem gleichzeitig erfchienenen einer Straf: 
prozegordnung eine Andeutung enthalten, welche einzelne 
Staaten unter der Gefammtbezeihnung, Thüringifche 
Staaten, verftanden werden; es iſt etwa wohl unftreitig 
anzunehmen, daß dazu diejenigen gehören, welche im 
Jahre 1848 in Weimar zu einem Congreß zufammentraten, 
mithin das Großherzogthum Sachfen : Weimar „ die Hets 
zogthümer Sachfen s Altenburg, Sachfen s Coburg: Gotha, 
Sachfen = Meiningen, die Fuͤrſtenthuͤmer Schwarzburg: 
Rudolſtadt, Schwarzburg s Sondershaufen, und die 
Reußiſchen Fürftenthümer. Ebenſowenig dürfte, ob: 
wohl auch hierüber aus den Entwürfen felbft Etwas nicht 
abzunehmen ift, zu bezweifeln ſeyn, daß diefe Entwürfe 
nicht als eine freiwillige Privatarbeit anzufehen,, fondern 
im Aufteage der betreffenden Regierungen gefertigt und 
beftimmt find, den fünftigen Ständeverfammlungen der 
Thuͤringiſchen Staaten vorgelegt zu werden. Unter diefer 
Borausfegung möge es anheimgeftellt bleiben, ob bei 
fünftigen Berathungen die nachftehenden Bemerkungen 
einige Beachtung zu finden verdienen. 


Art. 2 


Die in den nur benannten Gefeßbücheen völlig gleiche 
Vorſchrift, daß Inlaͤnder wegen aller im Inlande oder 
Yuslande begangenen Verbrechen nach den Beftimmungen 
des Geſetzbuchs beftraft werden follen, wobei lediglich im 
Altenburgifchen Criminalgeſetzbuche auf die Sag 72 des 
Grundgeſetzbuches beftimmten Ausnahmen Beziehung ge 
nommen ift, hat im vorliegenden Entwurfe folgenden Zu⸗ 
ſatz erhalten: 
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„Nur wenn dad im Ausland begangene Verbres 
„hen nady den Geſetzen des Auslandes mit feiner Strafe 
„bedroht ift, und nicht gegen das Inland, deſſen 
„Staatsoberhaupt, defien Behörden, oder deflen Anz 
„gehörige gerichtet war, foll Straflofigkeit eintreten.” 


Die Hier entichiedene Srage war bereits bei Berathung 
des CEriminalgeſetzbuchs in den Sächfifchen Kammern ein 
Gegenftand fehr Ichhafter Discuffion. Die Majorität der 
außerordentlichen Deputation dee I. Kammer hatte fich 
zwar mit der Beftimmung des Entwurfs einverftanden ers 
klaͤrt, Sin Mitglied derſelben ſprach ſich jedoch In einem 
dem erftatteten Bericht beigelegten Separat⸗Votum nicht 
aur gegen die Verfaflung der bisherigen Prarid aus, bei 
dem im Auslande begangenen Verbrechen jederzeit die in 
Dinfiht darauf mildere Gefeßgebung eintreten zu laflen, 
fondern erwähnte auch ausdrücklich den Fall, wenn eine 
im Inlande verpönte Handlung im Auslande, wo fie bes 
gangen, "gar nicht mit Strafe bedroh: ift, wo ed dann 
ungerecht feyn würde, eine an dem Drte, wo fie ftattges 
funden, erlaubte Handlung zu beftrafen, auch der diefleitige 
Staat gar fein Intereſſe dabei habe, eine ſolche Handlung 
zu abnten, welche nur den auswärtigen Staat verlegen, 
und den dieffeitigen Unterthanen nuglofer Weife ein Strafs 
übel zugefügt werde, wodurch fie gegen die Unterthanen 
des Auslandes in Nachtheil verfegt würden, mobei beis 
fpielsweife auf die Verbrechen des Duelle und Wuchers 
Beziehung genommen, und folgende Faſſung des Artikels, 
in ſoweit er fi auf die erwähnte Frage bezog, In Vor⸗ 
flag gebracht wurde: „Inländer, welche im Auslande 
„ein Verbrechen begehen, werden, falls fie vor hierläns 
„difchen Gerichten in Unterfuhung fommen, nach den 
„Gefegen des Orts der begangenen That gerichtet.” Die 
1. Kammer nahm mit der Mehrheit einer Stimme dieſe 
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Faſſung an, wogegen die II. Kammer gegen den. Bor: 
feblag ihrer Deputation der Beftimmung des Entwurfs 
beitrat.. Da aber die erfte Kammer bei der anderweiten 
Berathung bei dem gefaßten Befchluffe beharrte und die 
II. Kammer nunmehr ficb ebenfalls damit einverftanden 
erklärte, fo nahm die Staatsregierung den Art. 2 des 
Entwurfs mit in dad, unter dem 17. November 1837 an 
die Ständenerfammlung erlaffene Decret auf, morin in 
Gemäßheit des $. 94. der Verfaffungsurfunde die Stände 
zur unbedingten Erflärung darüber aufgefordert wurden, 
ob fie das Eriminalgefegbuch mit den unveränderten Bes 
ſtimmungen der im Deeret benannten Artifel des Entwurfs 
annehmen mollten. In Beziehung auf den Art. 1 wurde 
deshalb ſowohl in den dem Decrete beigegebenen Motiven, als 
bei der Verhandlung darüber in den Kammern Folgendes 
angeführt: „Der Staat fünne nur diejenigen Strafen 
zzuerfennen und vollziehen laſſen, welche er ducch feine 
y„, eigene Geſetzgebung anerfannt Hat, und insbefondere der 
3; eigene Untertban und Staat nicht nach fremden Geſetzen fich 
z, richten, wogegen der von den Ständen aufgeftellte Sag, 
„daß ein Verbrechen nad den Gefegen desjenigen Landes 
„zu beftrafen, wo daflelbe begangen worden, ſchon um 
„deswillen nicht für. richtig erachtet werden fünne, weil 
„dann das Verbrechen blos als eine gegen die Geſetze ded 
;, Staats, wo e8 begangen worden, unternommene Hands 
„lung und blos in diefer Eigenſchaft als firafbar betrachtet 
„werden müßte, folchenfalld aber dad Strafrecht eined 
„andern Staats ganz in Zweifel geftellt würde, ferner 
„jener Sag confequent durchgeführt zur Folge hätte, daß 
„das ausländifche Geſetz, auch in dem Kalle, wenn es haͤr⸗ 
„tere Beftimmungen enthielte, . ja felbft. das dort ange: 
„drohte Strafübel zur Anwendung zu bringen wäre. 
» Praktiſch ftänden übrigens der von den Ständen bean; 
„tragten Beftimmung noch die Bedenfen entgegen, daß 
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„es oft ſehr ſchwer Halten werde, den Drt der beganges 
„nen That an ſich zu ermitteln, oder in Sällen, wenn zur 
„Bollendung des Verbrechens ein geroiffer Erfolg oder das 
„Zufammentreffen mehrerer "Handlungen und Thatfachen 
„gehört, . oder das Verbrechen ein fortgefeßtes ift, mit 
„Sicherheit zu beftimmen, wie denn auch oft fehr ſchwer 
„halten, :oder einen großen Zeitverluft verurfachen werde, 
„eine fremde Strafgefeggebung in ihrem ganzen Umfange 
„und allen ihren einzelnen Beftimmungen genau kennen 
„zu leenen. Auch trete der Staatsbürger durch einen 
„temporären Aufenthalt außerhalb Landes nicht aus dem 
„Gtaatsverbande, und höre nicht auf den Geſetzen feines 
„Landes unterworfen zu ſeyn, tweßhalb denn auch faft 
„alle neuere Sefeggebungen in diefem Punkte mit dem Saͤch⸗ 
„fiſchen Entwurfe übereinftimmten, wie 3. B. das Preußi⸗ 
„ſche Landrecht, das Baieriſche und Oldenburgiſche Gefeg: 
„buch, und die Entwuͤrfe dazu von Wuͤrtemberg, Nor⸗ 
„wegen und Hannover”; und es erfolgte hierauf die Ans 
nahme des Geſetzbuchs mit den angegebenen Beftimmuns 
gen von Seiten beider Kammern. Welche Motive der 
Verfaſſer des vorliegenden Entwurfs bei der Aufnahme des 
obengedachten Zufatzes geleitet haben, ift bei der unter: 
bliebenen Veröffentlichung derfelben nicht zu erfehen; doch 
ift nicht zu verſchweigen, daß in den Eriminalgefegbüchern 
von Würtemberg vom Jahre 1834, Hannover vom Jahre 
1840 und dem Stoßherzogthum Heffen vom Jahre 1841, 
und zwar Überall auf ftändifchen Antrag diefelbe Beſtim⸗ 
mung aufgenommen worden if. Die Beftimmung felbft 
wird freilih nur Höchft felten zue Anwendung fommen, 
doch dürften die dabei möglichen praftifchen Schwierigfei- 
ten nicht zu verfennen feyn, und vorzüglich dann hervor⸗ 
treten, wenn, was unter den jegigen Zeitverhäftniffen 
nicht gerade unmöglich, das Verbrechen in einem Lande, 
wo gar Peine Strafgefege eriftiven, 3. B. bei dem Aufent: 
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halte von Miffionären unter ganz rohen Voͤlkerſchaften 
begangen wurde. 


Art. 3. 


enthält ebenfalls eine bedeutende Abänderung des In den 
früheren Sefegbüchern mit Ausnahme des Sondershaufifchen 
gleichlautenden Art. 3, in dem nad dem angefügten 
Schlußſatz alle Verbrechen, welche ein Ausländer im In⸗ 
fande begangen hat, von den inländifchen Gerichten nur 
dann zur Unterfuchung und Beftrafung zu ziehen find, 
wenn fie gegen das Inland, deflen Staatsoberhaupt, def: 
fer. Behörden oder einen Inlaͤnder gerichtet waren, ftatt 
daß nach den erwähnten Geſetzbuͤchern die Enticheidung 
darüber, ob wegen derjenigen Verbrechen, bei welchen die 
Verhaͤltniſſe nicht ftattfinden , eine Unterfuchung anzuftels 
len ift, der Höchften Juſtizbehoͤrde vorbehalten wird. Die 
jegt im Thüringifchen Entwurf geltend gemachte Anſicht 
wurde ſchon bei der Berathung des Saͤchſiſchen Criminal⸗ 
geſetzbuchs in dem Bericht der außerordentlichen Deputa⸗ 
tion der II. Kammer vertheidigt, jedoch bei der Abſtim⸗ 
mung von der Majorität der Kammer verworfen, weil 
durch die Anerkennung diefer Anficht immer noch nicht das 
Recht und, in Beziehung auf die zu wuͤnſchende Recipros 
cität, gewiſſermaßen auch die. Verpflichtung der Staatsregies 
rung aufgehoben ift, auch ohne befonderen Staatsvertrag 
der requirirenden ausländifchen Behörde den Verbrecher 
auszuliefern, in einem folchen Falle aber der Ausländer, 
zumal wenn er nach Veruͤbung ded Verbrechens vielleicht 
das Bürgerrecht eines andern Staates oder auch das ins 
ländifhe Bürgerrecht erlangt haben follte, ſehr oft in 
eine fchlimmere Lage al8 bei einer Unterfuchung im In⸗ 
lande verfegt werden koͤnnte, wie ſich denn vor ungefähr 
zwanzig Jahren der Fall ereignete, daß ein von den aus⸗ 
ländifchen Behörden requirirter Ausländer bei erfolgter 
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Auslieferung, für deren Verweigexung eigentlich ein Grund 
nicht vorlag, die Todesftrafe erlitten haben würde, waͤh⸗ 
rend bei der Unterfuchung von dem inländifchen Gericht 
nur eine verhältnigmäßig geringe Strafe gegen ihn erfannt 
wurde. Auch dürfte einem etwaigen Mißbrauche der Bes 
Aimmung der Sächfifchen Gefegbücher durch die zu erfor 
deende höhere Genehmigung genugfam vorgebeugt ſeyn. 
Die im Sondershaufifchen Steafgefegbuche erfolgte Aus⸗ 
dehnung dee zu erfordeenden höheren Genehmigung auch 
auf die Kölle, wo das Verbrechen des Ausländers im 
Auslande gegen den inländifchen Staat oder deflen Ange: 
börige begangen worden, für welche Abweichung Bufch 
in feinee Schrift, die neuen Kriminalgefegbücher ac. 
S. 30 die Gründe angiebt, fcheint doch bei dem einmal 
anerkannten Princip die Selbftftändigfeit des Unterfus 
chungsrichters etwas zu fehr zu befchränfen, da wohl 
ſchwerlich ein Zall eintreten kann, wo es nicht zweckmaͤßig 
feyn würde, die unterſuchung vor dem inlaͤndiſchen Ge⸗ 
eicht zu führen. 


Art. 9. 


Hier find die in dem correfpondirenden Artifel der 
Saͤchſiſchen Gefegbücher angegebenen Folgen, der Zucht: 
hausſtrafe, aufgenommen, jedoch mit Hinmweglaffung des 
Verluſts aller politifchen Ehrenrechte, in welcher Bezie⸗ 
hung im Eingange des Artikeils ein Satz aufgeſtellt iſt, 
worin wegen des Einfluſſes der Freiheitsſtrafen auf den 
Berluſt oder die Beſchraͤnkung ſtaatsbuͤrgerlicher Rechte, 
insbeſondere der Wahlfaͤhigkeit bei Landtagen, der Faͤhig⸗ 
keit zum Gemeindebuͤrgerwohl oder dem Amte eines Ge⸗ 
ſchwornen und dergleichen, auf die hieruͤber beſtehenden oder 
noch zu erlaſſenden geſetzlichen Vorſchriften verwieſen wird. 
Fuͤr nothwendig duͤrfte die Aufnahme dieſes Satzes wohl 
kaum gehalten werden. 
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Hiernähft find die im Sächfifhen und Weimarifchen 
Gefegbuche enthaltenen Worte „wirklich erlittener Zucht: 
hausftrafe” nah dem Beifpiel des Altenburgifchen, 
Meiningifhen und Sondershaufifchen Geſetzbuchs ver: 
tauſcht worden mit den Worten „rechtskraͤftig zuerfannte 
Zuchthausftrafe.” Ob nun wohl Bufch in der ange 
jogenen Schrift S. 40 zu Rechtfertigung diefer Abände: 
rung anführt, daß nicht ſowohl die erlittene Strafe, fon: 
dern vielmehr die aus dem Verbrechen hervorleuchtende 
Niedrigfeit und Verworfenheit der Gefinnung den fer: 
nern Makel des Thäters bedinge, fo ift Dagegen zu er: 
Innern, daß man bei Abfafiung des Sächfifchen Geſetz⸗ 
buchs die möglichen Faͤlle vor Augen hatte, ungeachtet 
der gefeglich zu erfennenden Zuchthausftrafe dem Thäter 
eine ſolche Niedrigkeit und Verworfenheit der Gefinnung 
nicht beizumeffen, und deßhalb der landesherrlichen Be 
onadigung das Recht nicht entziehen wollte, auch diefen 
Makel hinwegzunehmen. Diefe Befugniß geftehen aber 
auch die oben erwähnten Gefegbücher der Begnadigung zu, 
indem in allen darin die Beftimmung beigefügt ift, daß 
die ftaarsbürgerlihen Rechte durch Begnadigung wieder 
hergeftellt werden koͤnnen. 


Sm Entwurfe ift eine ſolche Beftimmung nicht ents 
halten, und es fcheint alfo hierbei die Wirkung der Be: 
gnadigung ausgeichloffen zu bleiben. Ferner ift den öfr 
fentlihen Zunctionen, deren Ausübung durch erkannte 
Zuhthausftrafe wegfällt, im Einklange mit dem Alten: 
burgifchen und Sondershaufifhen Geſetzbuche auch die 
ärztliche Praxis beigezaͤhlt. Es möchte doch bezweifelt 
werden, ob hierzu eine Nothmendigfeit vorhanden ift, 
da hier ganz andere Intereſſen vorwalten, als bei den 
übrigen in den Gefegbüchern aufgeführten öffentlichen 
Functionen. | 
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Dee in feinem der bisher publicirten Gefeblicher 
enthaltene, auf die Folgen anderer Freiheitöftrafen fich 
begiehende Schlußfag, worin ebenfalls auf die beftehen- 
den oder zu erlaffenden gefetlichen Vorfchriften vertiefen 
wird, ift vielleicht mit Rückficht auf die Bemerfung von 
Buſch a. aD. ©. 41 Hinzugefügt worden, daß es 
zweckmaͤßig gewefen feyn würde, für die bisher‘ unbes 
fannte Strafe des Arbeitshauſes geroiffe Folgen fefts 
zuſetzen. 

Es iſt deshalb auf die Motive des Saͤchſiſchen Ent⸗ 
wurfs Beziehung zu nehmen, worin geſagt iſt, daß bei 
dem Arbeitshauſe als mittleren Grad der Freiheitsſtrafe 
die Zwangsarbeit und ſtrenge Disciplin des Zuchthauſes 
ohne deſſen beſchimpfende Auszeichnungen ſtatt finden ſol⸗ 
len, aus welchem Grunde auf eine beſondere Folge erlit⸗ 
tener Arbeitshausſtrafe in Beziehung auf die buͤrgerlichen 
Verhaͤltniſſe nicht ausgeſprochen iſt, obwohl dadurch die 
Beſtimmungen der Staͤdte-Ordnung, des Wahlgeſetzes und 
des Geſetzes uͤber die Verhaͤltniſſe der Civilſtaatsdiener hin⸗ 
ſichtlich der Folgen ſich zu Schulden gebrachten Verbrechen 
und Vergehungen keineswegs aufgehoben werden ſollen. 
In Hinſicht auf die beſtehenden Geſetze iſt alſo wenigſtens 
in Sachſen der von Buſch angefuͤhrte Fall nicht zu fuͤrch⸗ 
ten, daß ein mit Arbeitshausſtrafe belegter Staatsdiener 
ſeines Amtes nicht entſetzt werden koͤnne; ob in den uͤbri⸗ 
gen Staaten nach der beſtehenden Geſetzgebung ein ſolcher 
Fall moͤglich, vermag ich nicht zu beurtheilen. 

Art. 12. | 

In diefem Artifel find die in den Sächfifchen Geſetz⸗ 
büchern Art. 8 u. 12 gegebenen Vorſchriften über die 
Schaͤrfungen der Freiheitsftrafen zufammmengeftellt, je: 
doch mit bedeutenden Abänderungen. So foll 

Archid d. Er. R. 1850. I. ©t. K 
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1) der Dunfelarreft, welcher nach dem Sächfifchen Ge: 
fegbuche forie dem Welmarifchen auf eine Zeit von Zwanzig 
bis Dreißig Tagen ununterbrochen nach einander zu voll⸗ 
ſtrecken iſt, nur dergeftalt verbügt werden, daß nad 
jedem vierten Tage des Dunkelarreſts ein addttägiger: Zwi⸗ 
ſchenraum gelaffen und erft nach deften Ablauf mit dem 
Dunfelarreft fortgefahren werde. . Der fehr gerechte Vor: 
wurf, den Mittermaier im Archiv für Erhninak 
recht, Jahrg. 1838, ©. 333, dem Saͤchſiſchen Gefſetz⸗ 
buche macht, daß es unbegreiflich fey, wie daflelbe den 
Dunfelarreft in dieſer Art Habe vorfchreiben koͤnnen, 
trifft menigftens die Ötaatsregierung in geringerem 
Maße, indem in dem den Ständen vorgelegten ‚Ent: 
wurfe diefe Schärfungsart gar nicht aufgenommen, auch 
in dem von dee Deputation der I. Kammer erftatteten 
Bericht nit erwähnt war, und nur die Depntation 
der II. Kammer in ihrem Bericht diefelbe beantragte. Wei 
den ftändifhen Berathungen machten die Regierung; 
Commiſſarien unter Beziehung auf gemachte Erfahrungen 
und ein Gutachten der Hof- und Medicinalräthe fort 
während die Bedenfen gegen den Dunkelarreſt geltend; 
demungeachtet wurde er in der im Geſetzbuche ausge: 
fprochenen Dauer in der J. Kammer zwar nicht als 
Schärfungsart, wohl aber als nothiwendiger Zufaß bei 
Vollziehung der Zuchthausftrafe erften Grades, in der 
II. Kammer aber unter Verwerfung diefer letztern Ber 
fiimmung als Schärfungsart beider Grade der. Zucht: 
hausftrafe angenommen; und nach gehaltener Vereini⸗ 
gungsdeputation kamen beide Kammern wegen Annahme 
des Dunfelarrefts ſowohl als Zufag zu der Zuchthaue: 
ftrafe erften Grades , ferner als Schärfungsart für 
die Zuchthausftrafe überhaupt überein. Die Staates 
regierung unterließ auch, fich beftimmt gegen den dee; 
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halb geftellten Antrag zu erflären, da es immer in der 
Dand der Verwaltungsbehörden liegt, bei Anwendung bes 
Dunfelarrefid nach dem Gutachten der bei den Zuchthäus 
feen angeftellten Aerzte die möglichfte Borficht eintreten zu 
daffen. Die Borfchriften des Entwurfs erfcheinen dahen 
fehe zweckmaͤßig, zumal da die Schärfung des Dunkels 
arreſts nicht wie in den Sächfifchen Geſetzbuͤchern auf die 
Zuchthausſerafe befchranft, fondern auf alle Arten der 
Freiheitsſtrafen ausgedehnt tft, mo, namentlich bei den 
in den Gefoͤngniſſen der Einzerichter zu verbüßenden Ge⸗ 
fängnißftrafen, den Verhältniffen nach eine weniger forgfal 
tige Weberwachung der Anwendung ftatt findet. Auch wird 


2) das harte Lager, nicht wie nach den Sächfifchen 
Gefegbüchern nur jeden dritten Tag, fondern nah Ber: 
büßung von zwei Tagen jedesmal drei Tage lang ausge⸗ 
fest; und ebenfo findet 

3) die Entziehung warmer Koft nicht zwei Tage nach 
einander , fondern nur jeden dritten Tag ftatt. Da dem 
Entwurfe feine Motive beigegeben find, fo ift nicht zu 
fahren, ob die mildere Anwendung der angenommenen 
Schärfungsarten auf gemachten Beobachtungen und Arzt: 
lihen Gutachten beruht. 


Die in den Sächfifchen Gefeßbüchern noch außerdem 
erwähnte Schärfung durch Förperliche Züchtigung iſt weg: 
gefallen. 


Art. 17. 


Die Beftimmungen des Art. 16 der Sächlifchen 
Geſetzbuͤcher hierüber find hier mörtlih aufgenommen, 
aur mit dem Zufage, daß ein Verweis nicht nur da ftatt 
findet, wo das Geſetz deſſelben ausdrücklich als Strafe 
gedenft (was nach Art. 307 nur bei dem Vergehen der 

8 2 
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Vernachlaͤſſigung der Amtspflicht der Fall iſt), ſon⸗ 
dern auch da, wo Gefaͤngnißſtrafe oder Geldſtrafe ohne 
Beſchraͤnkung im niedrigſten Strafſatz angedroht ſind. 
Der letzte Satz duͤrfte als nothwendige Bedingung vor⸗ 
ausgeſetzt, doch nicht unbedenklich ſeyn, da ſich insbe⸗ 
ſondere in Beziehung auf ungleiche Theilnahme und Be⸗ 
guͤnſtigung wohl manche Faͤlle denken laſſen, wo auch 
bei einem fuͤr das Hauptverbrechen beſchraͤnkten Mini⸗ 
num der Strafe wegen der Geringfuͤgigkeit der Theil⸗ 
nahme oder der hinzutretenden Milderungsgruͤnde nur ein 
Verweis angemeſſen erſcheint. 


Art. 19. 20. 


In dieſen Artikeln ſind ebenfalls in Abweichung von 
den Saͤchſiſchen Strafgeſetzbuͤchern als beſondere Straf⸗ 
arten die Stellung unter polizeiliche Aufſicht und an 
deren Statt bei Auslaͤndern die Ausweiſung aufgefuͤhrt, 
welche bisher wenigſtens in Sachſen als vorbeugende 
Sicherheitsmaßregeln den Polizeibehoͤrden uͤberlaſſen blie⸗ 
ben. Aus dieſem Grunde hatte auch die Saͤchſiſche 
Staͤndeverſammlung, welcher der Entwurf des Criminal⸗ 
geſetzbuchs zur Berathung vorgelegt wurde, und wo die 
Frage über die Ausweiſung verbrecheriſcher Ausländer 
ebenfalld zur Sprache gefommen war, in der eingereich- 
ten ftändifchen Schrift fih dahin ausgefprochen, „daß 
„man anfangs in der Reihe der Strafen die in den 
„meiſten Gefeßgebungen für ausländifche Verbrecher ans 
„ gedrohte Ausweifung aus dem Staatögebiete, welche 
„gleichwohl fehon des Reciprocums wegen unentbehrlich 
„ſcheine, vermißt habe, fich jedoch eines desfallfigen Ans 
„trags enthalte, weilman Seitens der Königl. Commiffarien 
„die Zuficherung erhalten habe, daß diefe Mafregel nicht 
„ausgefchloffen feyn fole.” (Land. Art. v. J. 18°%%/ar, 
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Abth. 1, Bd. II. 8, 543.) In Folge diefer Anficht 
werden auch dergleichen Ausgewiefene bei einer gegen 
das Verbot erfolgten Ruͤckkehr, in fofern fie nicht zus 
gleich eine® andern Verbrechens ſich ſchuldig gemacht 
haben , nicht in eine Strafanftalt, fondern als Das 
gabunden in eine polizeiliche Eorrectionsanftalt gebracht. 
Die im Thäringifchen Entwurfe nunmehr erfolgte Vers 
weifung bei den Maßregeln an die Juſtizbehoͤrden, um 
hiedurch fürmliche Erfenntniffe anzuordnen, mag wohl 
ihre Beranlaffung in der jest häufig ſich geltend machen: 
den Anficht über die Nothwendigkeit gefunden haben, die 
Gewalt der Polizei möglichft zu befehränfen. Was nun 
die Ausweifung anlangt, fo wird es ziemlich gleichgültig 
feyn, von welcher Behörde diefe Maßregel audgeht, das 
gegen mag die Stellung unter polizeilihe Aufficht in vies 
len Källen freilich unbedingt nothwendig feyn; nicht fel- 
tener ift fie aber auch das wirkſamſte Hindernig für Die 
rRuͤckkehr des entlaffenen Sträflings auf den Weg der 
Beſſerung und eines ordentlichen Lebens, da durch die 
damit verbundenen Beichränfungen der Kreiheit und die 
ſtete polizeiliche Beauffichtigung, welche, wenn fie nicht 
mit großer Humanität und Umficht ausgeübt wird, nicht 
nur dem Sträfling felbft, fondern auch deflen Umgebuns 
gen läftig und unangenehm merden muß, fehr oft Ars 
beitgeber und Dienftherren fo wie Hausbefiger abgehalten 
werden , fich entlaffeneer Sträflinge anzunehmen und 
deren Aufnahme und Befchäftigung ſich zu unterziehen, 
weshalb diefelben immer wieder in den verderblichen Kreis 
ihrer verbrecherifchen Genoſſen zurückgeftoßen werden *). 


2) Wir machen jeden mit Gefepgebungsarbeiten Beſchäftigten 
auf die eben erſchienene Schrift eines franzoͤſiſchen Praktikers, 
Chatagnier (der Berfafler ift Unterfuchungsrichter) du 
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In dieſer Hinſicht iſt, — felbſt noch abgeſehen davon, 
daß durch die der ordentlichen Strafe beigefuͤgte Stellung 
unter polizeiliche Aufſicht von der Criminalbehoͤrde eine 
härtere als die Im Geſetz angedrohte Strafe erfannt wird, 
zumal. da bei der Rekativitaͤt der Strafen ſchon bei deren 
Abmeſſung die erfchmerenden Umſtoͤnde ertvogen und bes 
sheffichtigt werden, — die von der Polizeibehoͤrde verfügte 
Stellung unter Yufficht angemeſſener, da. es fodann in 
deren Hand liegt, diefelbe nach den eintretenden Umſtaͤn⸗ 
den. zu beſchraͤnken oder auch ganz aufzuheben, twogegen 
die eimmal im Criminalurthaile erkannte, welche fich auf 


die Dauer von Fuͤnf Jahren erſttecken kann, unabaͤn⸗ 
deruch bleibt. 


u “ : Art. 23. 24. 


In diefen beiden Artifeln find bedeutende Abän- 
derungen getroffen, welche fih im Art. 26 der Sädfi- 
ſchen Geſetzbuͤcher vereinigt finden. Erſtens find don den 
4 dort angegebenen. Fällen des Berfuhs nur die unter 
1, 2 und 4 erwähnt, ftatt des unter 3 aber, „ivenn 
„der Verbrecher zu der Ausführung des von Ihm beab⸗ 
„Sichtigten Verbrechens irriger Weile oder aus Mangel 
„an Einſicht ein völlig. untaugliches Mittel gewaͤhlt 
„hat”, folgender Sag fubftituiet, „wenn er zur Aus: 
„führung des beabfichtigten Verbrechens ein taugliches 
„» Mittel anzuwenden glaubte, ftatt deffen aber aus Jrr⸗ 
„thum, Verwechslung oder fonft duch Zufall ein un: 
„taugliches Mittel angewendet hat”, und am Schluſſe 


Renvoi sous la surveillance de la haute police, Paris 
1849, aufmerffam, wo der VBerfaffer die nachtheiligen Folgen 
biefer Manfregel aus Erfahrung fchildert. 


Anmerkung der Redaction. 
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noch Hinzugefügt, „daß fein ftrafbarer Verſuch vorhans 
„den, wenn aus Unverftand oder abergläubifchem Wahn 
„ein unter allen Umftänden untaugliches Mittel angewens 
„det wurde”, und es ift fonach die befannte Contro⸗ 
verfe, ob ein Verſuch mit völlig untauglichen Mitteln 
zu beftcafen ſey, gegen die Anficht der Sächfifchen Ges 
fengebung entfchieden. Es ftimmt hierin der Entwurf 
mit mehreren neueren deutfchen Gefegbüchern, nament⸗ 
ich mit dem Hannoͤverſchen Strafgefegbuche vom Jahre 
1840. Art. 34, und dem Großherz. Heflifchen vom Jahre 
1841. Art. 67, überein, too ausdeüclich die auf Aus⸗ 
führung eines Verbrechens für firaflos erflärt werden, 
wenn fie in folchen durchaus unwirkſamen Handlungen 
beftanden, welchen aus Aberglauben eine übernatücliche 
Wirkung beigelegt ward, fowie mit dem Würtembergis 
fhen Strafgefegbucdhe vom Jahre 1839. Art. 72, wo 
nur des Falles gedacht ift, wenn der Thäter aus Ser: 
thum oder Verwechslung ein untaugliches Mittel ge: 
braucht Hat, während er ein an ſich taugliches anzus 
wenden glaubte. Ich muß aber doch befennen, daß es 
meinem Rechtögefühl einigermaßen widerftrebt , Hand: 
fangen für völlig ſtraflos zu erflären, wie fie mir aus 
der Dicaſterialpraxis erinnerlich find, wo z. B. eine Che 
frau längere Zeit hindurch den Verſuch fortgefekt hatte, 
ihren Ehemann durch Herfagung eines gewiſſen Pſalms 
zu beftimmten Zeiten und unter befonderen Foͤrmlichkei⸗ 
ten todt zu beten, und eine andere einen im Rufe eines 
Schwarzfünftlers ftehenden Jäger wiederholt mit Bit: 
ten und Geſchenken beftürmt hatte, ihren Ehemann duch 
Anwendung feiner Kunft zu tödten; welche Anfiht auch 
von den Säcfiihen Kammern bei der Berathung des 
Sriminalgefegbuch8 getheilt wurde. 
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"Sodann iſt in dem Sächfifchen Entwurfe nur im 
Allgemeinen der Sat aufgeftellt, daß bei einem verfuch- 
ten Verbrechen eine verhältnigmäßigere geringere Strafe 
als die auf die vollendete verbrecherifche That geſetzte 
eintritt, und fediglih das Marimum diefer verhältniß- 
maͤßig geringern Strafe feftgefegt, um bei der unend- 
lichen Berfchiedenheit der einzelnen Faͤlle ruͤckſichtlich des 
Grades, bis zu welchem der Verſuch gefteigert worden, 
und der dabei gezeigten Boͤswilligkeit und Gefährlichkeit 
des Verbrechens dem erfennenden Richter die möglichfte 
Freiheit zu gewähren, die Strafe nach den concreten 
Verhältniffen: zu bemeſſen, wobei auch wenigftens nad 
dem NAltenburgifchen, Meiningifchen und Sondershanfis 
ſchen Geſetzbuche unzweifelhaft ein Herabgehen in eine 
niedrigere Strafart nicht ausgefchloffen if. Dagegen iſt 
im Art. 24 des Entwurfs feftgeftellt: 


1) der allgemeine Sat der niedrigern Beftrafung ; 


2) in den Fällen des Art. 23 unter 1, 2 und 3 
ein Minimum von Sechs Jahren Zuchthaus bei der dem 
vollendeten Verbrechen angedrohten lebenslänglichen Zucht: 
hausftrafe, und von dem vierten Theile einer auf dag 
Verbrechen gefegten niedrigern Strafe; 


3) in dem Falle des Art. 23 unter 4 ein Marimum 
von Zehn Jahren Zuchthaus bei lebenslänglicher Zucht: 
hausftrafe, und von der Hälfte der Strafe bei niedris 
gern Strafen; 


4) die Beftimmung, daß, wenn fi die Strafe eines 
vollendeten Verbrechens nah der Größe der bewirkten 
Verletzung oder Beihädigung oder nach dem Werthe des 
Gegenftandes richtet, und in diefer Beziehung eine bes 
ftimmte Abſicht des Verbrechens nicht vorliegt, der Rich⸗ 
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tee von dem vierten Theile des höchften gefeglichen Straf: 
maßes für den höchften Grad des vollendeten Verbre⸗ 
hend abwärts die Strafe feftzufeßen habe; 


5) die Ermaͤchtigung für den Richter, innerhalb 
der für die Strafbarfeit des Verfuhs be; 
hehenden Grenzen auf eine geringere Strafart her⸗ 
abzugehen, unter Berückfichtigung des wechfelfeitigen Ver: 
hältniffes der Freiheitsftrafen. 


Die in dem letztern Satze gefperrt gedruckten Worte find 
ar in diefem Zufammenhange nicht ganz klar; follen fie die 
Borfchrift enthalten, daß der erfennende Richter von dem in 
den vorhergehenden Sägen für einzelne Fälle beftimmten Mas 
rimum und Minimum nicht abweichen dürfe, fo wäre ihre 
Beifügung wohl uͤberfluͤſſig. Wenn hiernächft zu Folge 
der Beziehung auf die verfchiedene Gattung der Frei: 
heitöftrafen dem Richter geftattet feyn follte, die -in den 
niedern Grad verwandelte FSreiheitsftrafe in der Dauer 
nah der Gattung zu erhöhen und deshalb 3. B. ftatt 
Eined Jahres Zuchthaus auf Zwei Jahre Arbeitdhaus zu 
erfennen, fo würden alle die Inconvenienzen eintreten, 
weiche im Königreihe Sachfen zu der Erlaſſung des Ge; 
feße® vom 30. Juli 1846 (Meine Bemerfungen zu die: 
fem Geſetz im neueften Heft der neueren Yahrbücher fr 
Saͤchfiſches Strafreht) Veranlaſſung gegeben haben, da 
wohl in den Thüringifchen Staaten etwa fowie in Sach⸗ 
fen die Beftraften in der Regel vielmehr Gewicht auf 
die Dauer als auf das Ma der Kreiheitöftrafe legen. 
Uebrigens möchte der Entwurf durch die in diefen Ar: 
tifel gebrachte Caſuiſtik gerade feinen Vorzug vor den 
Saͤchſiſchen Gefegbüchern gewonnen haben. 
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Art. 26. 


In diefem Artifel hat dee Entwurf die bei Bera⸗ 
thung des Sächfifhen Entwurfs von der Deputation der 
II. Kammer fehr befteittene, auch In mehreren Abtheilun: 
gen der Saͤchſiſchen Gefegbücher, namentlih von Abegg 
in den Beiträgen zur Kritik des Saͤchſiſchen Entwurfs 
8, 21, und von Buſch In der Schrift: die neuen Cri⸗ 
minalgefegbücher 8, 67, gemißbilligte Beftimmung derfek 
ben (Art. 28) verlafien, daß ein Verbrecher „ welcher von 
einem begonnenen. verbrecheriihen Unternehmen, ohne 
durch Äußere Umftände gehindert zu feyn, freimillig wie⸗ 
der abfteht, Höchftend mit einjähriger Arbeitähausftrofe 
zu belegen, und für dieſen Fall, freilich in Uebereinſtim⸗ 
mung mit den meiften neueren Gefegbüchern,, 3. B. dem 
Wuͤrtembergiſchen v. J. 1839. Art. 73, dem Hannövers 
ſchen v. J. 1840. Art. 34 unter 3, dem Großh. Heffifchen 
v. Jahr 1841. Art. 69, völlige Straflofigfeit des Verbres 
chens ausgefprochen. Es iſt nicht zu laͤugnen, daß diefer 
Grundſatz anſcheinend viel fuͤr ſich hat, zumal wenn 
man dabei den Art. 63 des Saͤchſiſchen und Weimari⸗ 
fen) Criminal⸗Geſetzbuchs beruͤckſichtigt, in welchem bei 
Versehen gegen das Eigenthum im Fall voͤllig freiwilli⸗ 
ger Entſchaͤdigung des Verletzten ebenfalls Strafloſigkeit 
anerkannt iſt; allein bei der praktiſchen Anwendung wird 
es immer ſehr ſchwierig ſeyn, zu erkennen, ob der Vers 
brecher wirklich freiwillig von der Vollendung des verbre⸗ 
cheriſthen Unternehmens abgeſtanden iſt, und die Ange— 
ſchuldigten ſowie deren Vertheidiger werden nicht ſelten 
Gelegenheit finden, ſich in dergleichen Fällen, wo die 
Vollendung des Verbrechens durch äußere Umftände vers 
hindert worden ift, auf ein freimilliges Zuruͤcktreten zu 
besiehen. Man nehme nur den Fall einer beabfichtig- 


\ 
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tigten Miünzfälfbung an, to bei einer Ausfuchung 
Schmelztiegel, Gießloͤffel, zum Schmelzen geeignetes 
Metall und Thonformen mit dem Abdruck einer Münze, 
jedoch alles noch ungebraudht vorgefunden worden: tie 
wied man entfcheiden koͤnnen, ob die Werficherung des 
Verbrechers, daß er zwar die Abficht, falſche Münzen 
zu verfertigen gehabt, auch die gefundenen Vorrichtun⸗ 
gen dazu vorbereitet, jedoch die Abficht wieder aufges 
geben und die Materialien ungebraucht liegen gelaflen 
habe, wahr fen oder nicht? Es dürfte doch wohl ans 
gemeffener feyn, für folche im Ganzen doch nur feltene 
Foaͤlle nach den befonderen Umftünden den Weg zu deren 
Begnadigung offen zu laffen. 


Im Gegenfag zu der ausgefprochenen Straflofig: 
feit ift am Schluſſe des Artifels eine Beftimmung in 
Beziehung auf den, in andern Gefegbüchern nicht be: 
fonders erwähnten Zall beigefügt, wo der Thäter dag 
Verbrechen dadurch freiwillig wieder aufgegeben , daß 
ee felbft das Eintreten des zur Vollendung des Ver⸗ 
brechens gehörigen Erfolgs abgewendet Hat. Hier 
fol nur eine Minderung der Strafe eintreten und 
der Verbrecher nah den für den Fall der Art. 23 
unter 4 aufgeftellten Regeln beftraft werden. Man 
fhelnt hierbei vorzüglich das Verbrechen der Brand: 
fiftung vor Augen gehabt zu haben, allein es 
möchte Doch Fein fo wefentlicher Unterfchied darin lies 
gen, ob der Thäter in dem Augenblic, wo er in Be: 
geif fteht, die Brandmaterialien in das Strohdach der 
Scheune, welche er anzünden will, zu legen, den vers 
beecherifchen Entſchluß wieder aufgiedt und die Eins 
legung unterläßt, oder ob ihm die Reue nach der Ans 
legung ergreift, und er den Brand der bereits entzüns 
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deten Strohſchober erftiidt, um in dem einen alle 
völlige Steaflofigfeit, in dem andern eine Strafe, welche 
bis zu der Hälfte der dem vollendeten Verbrechen ans 
gedeohten fteigen Fann, eintreten zu laſſen. Im letz⸗ 
teen fprechen die häufig eingeführten ceiminal = politifchen 
Gründe gewiß eben fo fehr für Steaflofigfeit. 


GBeſchluß im nähften Hefte.) 
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VII. 
Die Strafrechtswiſſenſchaft 


und die Anforderungen 


an eine neue Strafgeſetzgebung. 


Von 
Abegg. 


(Beſchluß von Mr. LIE. im vorigen Hefte.) 


Kür das Verbrechen überhaupt, den allgemeinen Thats 
beſtand, wobei man die gangbare Unterfcheidung des obs 
jetiven und fubjectiven als der beiden in der Einheit der 
Handlung des Individuums liegenden, einander gegenfeitig 
hedingenden Momente erwähnen Fann, haben wir alfo 
Srundfäge und Beftimmungen, welche Feiner Aenderung 
unterworfen feyn koͤnnen. Die praftifche Frage ift aber, 
welche Handlungen nun nad unfern fittlichen, rechts 
lichen und politifch = focialen Verhäftniffen ſtrafwuͤrdig und 
als Verbrechen ftrafbar feyen? Nicht ald ob dies uͤberhaupt 
nur eine relative nach der Wandelbarfeit der Verhaͤltniſſe 

Arie d. Gr. K. 1850, ı1. ©t. ? 
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und Vorausſetzungen verſchiedentlich ausfallende Beſtim⸗ 
mung wäre — davon iſt ſchon gelegentlich die Rede 
geweſen; denn es kann nicht das ganze Gebiet Des 
Strafbaren nur durch Aufere Ruͤckſichten bezeichnet wer⸗ 
den. Es giebt, ſowie weſentliche und uͤberall anzuer⸗ 
kennende Rechte. und ſittliche Etiſtenzen, die cine recht⸗ 
liche Seite darbieten und hiernach Gegenſtand des ver⸗ 
brecheriſchen Angriffes ſind, ſo auch Verbrechen, die dies 
überall und unter allen Umſtaͤnden, unabhängig von be: 
fondern Rücfichten find, fobald einmal ein gewiſſer 
Standpunft der Rechtsbildung erreicht worden if. Nur 
darauf kann ſich nach jenen wecfelnden Borausfegungen 
die Verſchiedenheit der Auffaſſung beziehen, ob ſolche 
Verbrechen in hoͤherm oder. geringerm Grade ſtrafbar 
ſeyen. Dies liegt außerhalb der uns jetzt beſchaͤftigen⸗ 
den Eroͤrterung. Aber es giebt allerdings auch Hand⸗ 
lungen, deren Unvertraͤglichkeit mit dem Rechtszuſtande, 
erſt durch die Beſchaffenheit dieſes letztern und deſſen, 
worauf er thatſaͤchlich hier und jetzt beruht, ſich ergiebt, 
die man im eigentlichſten Sinn delicta juris civilis nennen 
und zu dem jus proprium civitatis rechnen kann. Die 
Geſchichte des Strafrechts und der Strafgefeßgebung lehrt 
und, welche Verſchiedenheit der Feineswegs willführlichen, 
Tondern durch die gegebenen Grundlagen und die Zuftände- 
des Staats wie duch die Volksthuͤmlichkeit beſtimmten 
Vorſchriften hier obwaltet, ſowohl in Betreff der Frage, 
welche Handlungen Verbrechen, als der weitern, welche 
Stelle denſelben In der Stufenreihe der die Gegenwir⸗ 
Füng des verlegten Gefeged fordernden Uebelthaten anzus 
boeifen ſey. Es unterliegt alfo Feinem Zweifel, daß, 
Wenn die Strafgefeggebung als der zeitgemäße Ausdruck 
— allgemeinen Rechtsbewußtſeyns ſich bekunden ſoll, 
dieſelbe nach gegebenen Verhaͤltniſſen ihren Umfang und 
den Inhalt der verbrecheriſchen Handlungen naͤher be⸗ 
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ftimmen muͤſſe. Aber dann wird doch immer ein im 
Ganzen befchränfter Theil derfelben von der Art fenn, 
dag er in den verfchiedenen Lebensperioden eined Staats 
und Volks mefentlih in den Grundlagen und nicht 
etwa blos in den Straffagungen abweichen follte. Frei⸗ 
id wird hier ein Punft berührt, mo der Streit am leb⸗ 
hafteften ift, und nicht blos in wiſſenſchaftlichen Eroͤrte⸗ 
rungen, fondern in gefesgebenden Verſammlungen ge: 
führt werden wird. ine Verftändigung mit denen zu 
erteichen, von welchen oben die Rede gewefen, denen die 
Eittlichfeit und die Gerechtigfeit nicht die Grundlagen, 
niht das Ziel find, darf nicht gehofft werden. Der 
Widerfpruch beginnt nicht erſt hier, er müßte zuruͤckge⸗ 
führt werden auf die Prineipien des Rechts und zum 
heil der Politif, mo eine Uebereinftimmung mit jenen 
nicht ftatt findet: fie wäre allenfalls möglich, wenn nicht 
jener Widerſpruch und die Abficht eines folchen eben das 
Eharafteriftifche einer Partei wäre, die freilich in -der 
Wiffenfchaft feine Stimme hat, und auch außerhalb der: 
ſelben nicht mit Erfolg haben ſollte. Da muß denn auf die 
Einigung Verzicht geleiftet und der Kampf, mo er nöthlg 
f, übernommen merden. Aber man darf hoffen mit 
denen zum Verſtaͤndniß zu gelangen, welche — unge: 
achtet der WBerfchiedenheit der Anfichten, der politifchen 
Standpunfte und der aus ihren eigenthümlichen oder 
mit ung gemeinfamen VBorderfägen gezogenen Kolgeruns 
gm — doch darin gleich denken, daß fie das Gerechte, in 
richtiger Anwendung auf unfere Zuftande, auch in dem 
Gebiet , mit welchem mir uns hier befchäftigen, zur 
Anerfennung gebracht wiſſen tollen. 

Ich muß nochmals erinnern , daß bier nur die 
Frage vorliegt, welche Handlungen Verbrechen (im wei⸗ 
teen Sinn die Bergehen, Uebertretungen ꝛc. mit inbegriffen) 
und wie diefe bei der beporftehenden Eodification zu beftint; 
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men fyen? Denn wenn wie bier ſchon die Kragen mit 
aufnehmen wollten, die ſich auf die Strafen 2c. beziehen, 
fo würde allerdings der behauptete Gegenfag zu der 
feühern Zeit größer erfcheinen. Ich glaube nun zunaͤchſt, 
dag man wohl thun werde, den Umfang der Strafs 
gefegebung nicht zu weit zu ziehen, und im Berhälts 
nig namentlih zu dem gemeinen Recht die Zahl der 
Strafverbote auf das gerechte Maaß zu befchränfen, 
mährend freilich es eine Kolge der größern Bildung und 
der gefelligen Zuftände felbft ift, daß fich innerhalb des 
Sattungsbegriffes eines Verbrechens eine reichere Gliede⸗ 
rung ergiebt. Ohnehin verlangt unfere Zeit, wie bereits 
erinnert, genauere Strafbeftiimmungen und ift der anales 
gen Anwendung nicht gunftig. Hiernach wird es unbeftrit: 
ten ſeyn, daß in Betreff der f. g. politifhen, uber: 
haupt dee öffentlichen Verbrechen eine erhebliche Aen⸗ 
derung mit Ruͤckſicht auf die Neugeftaltung der Staats⸗ 
verfaflung eintreten muͤſſe, nicht nur da, wo jegt zuerft 
die Bahn des f. g. Eonftitutionalismus betreten toorden, 
fondern auch da, mo zwar bereits die conftitutionelle Ver⸗ 
faſſung beftand und auf deren Grundlage Strafgeſetz⸗ 
bücher zu Stande gefommen find, aber wo die jegt zue 
Geltung gebraten Principien der bücgerlihen Kreiheit 
und der allgemeinen Iheilnahme aller Staatsglieder an 
den oder an gemwiflen politifhen Rechten bisher noch nicht 
anerfannt worden waren. Jedoch ift gerade hier wieder 
vor dem ſchon gerügten Mißverſtaͤndniß zu warnen, ale 
ob die politifchen Verbrechen, Hocverrathb, Staats: 
und Landes-Berratd, Majeftätsbeleidigung, und ferner 
Aufruhr, Widerfegung gegen die obrigkeitlihe Gewalt, 
Bruch der Treue 2c. nicht wirkliches Unrecht feyen. 
Durch die Veränderung der Staatsverfaffung, und wäre 
fie Die freiefte (mas in fehr verfchiedenem Sinne genoms 
men wird), Fann und muß das Object folcher Verbrechen 
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und die für ftrafbar zu erftärende Handlungsweiſe zum 
Theil anders ats früher beftimmt werden, aber der Bes 
geiff diefer Verbrechen (momit ich etwas anderes, ale 
die Legaldefinitionen in unfern Strafgeſetzbuͤchern bezeichne) 
bleibt nothwendig beftehen. So finden wir 3.2. in der 
Geſchichte des römifchen Strafrechts eine folche durch 
daB veränderte Object, in den verfchiedenen Perioden der 
Republif und der Imperatorenherrſchaft hervorsretende, 
verfdiedene Beftimmung der das Berbrecden des Hoch: 
verraths begründenden Handlungen (abgefehen von den 
Ausartungen in Folge des Despotismus, von denen 
übrigens die Strafgefege in den -itakienifehen Republifen 
des Mittelalterd und fpäter, 3. B. Benedigs, nicht mins 
der lehrreiche Beiſpiele darbieten); allein niemals hat man 
den Staat, welches auch defien Verfafiungsform geweſen 
ſeyn möge, der Willkuͤhr der Angreifer Preis gegeben 
und jenen politifchen Verbrechen ihren mefentlichen Cha⸗ 
rakter abgefprochen. Am wenigften war dazu die franz 
sfifche Republik auf Grundlage der Volksſouveraͤnetoͤt ges 
neigt, und es fiel Damals mindefteng den Juriſten nicht ein, 
diefer und dem f. g. Recht der Revolution „ von dem in uns 
feree Zeit fo oft die Rede ift, irgend eine Berechtigung gegen 
die Staateverfaffung und die Strafgefegaebung einzuräus 
men. " Haben wir nun jene Mifverftöndnifle und das 
befeitigt, was Manche, in Widerfpruch gegen das Recht 
des Staats, meniaftens für die Ducchgangsperiode in 
Schutz nehmen zu müflen glauben, mit dem Vorbehalte, 
einft nach geſchloſſener Revolution, fofern diefe ihren Ers 
wartungen im @rgebniffe entfpreche, die ihnen zufagens 
den feften Beftimmungen aufzuftellen, fo fünnen wir ers 
Mären, daß die auf die erwähnten Handlungen bezügs 
lichen Strafgefege einer durchgreifenden Reform bedürfen. 
Aber diefe Noshwendigkeit hat die Wiſſenſchaft längft 
ausgefprochen, fo wie den Grundſatz, nach welchem diefe 
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auf dem Princip der Gerechtigkeit in Ueberänftimmung 
mit der Berfaffung und dem öffentlihen Rechte des Volks 
ſtattfinden müflen. Die Wiſſenſchaft, welche die des 
Rechts iſt, und der Politif ihren Einfluß, fo meit er 
berechtigt ift, alfo niemals ohne oder gegen das Recht 
ſelbſt, zugeſteht, hat Hier nichts auf: oder nachzugeben — 
und nicht fie, fondeen die Gefeßgebung tritt in ein neues 
Stadium. 

7 Durch daß freie Aſſociations- und das Ber; 
ſammlungs-Recht find eine Reihe von Strafbeftims: 
mungen, : die bis vor Kurzem galten, hinmweggefallen ; 
andere, die ſich auf die auch nad) den Grundfägen der 
neueren Berfaffungen unbedingt oder unter gewiflen Bor: 
ausfehungen zu verbietenden Befellihaften und Vereini⸗ 
gungen beziehen, unterliegen nothrvendigen Abaͤnderun⸗ 
gen. In Verbindung hiemit möge fogleid der Preß⸗ 
vergehen gedacht werden, Die durch die Aufhebung 
dee Cenſur eine andere ftrafrechtlihe Beftimmung und 
Behandlung erfordern. Die gegen frühere Genfurgefege 
gerichteten Handlungen haben ihren Gegenftand verloren: 
Preßvergehen im andern Sinne bleiben übrig, insbefon- 
dere in fofern die Preffe Mittel und Sorm der Begehung 
anderer, auch ohne ſolche fonft möglicher widerrecht⸗ 
fiber Handlungen ift, Verleumdung, Injurie im engeren 
Sinne, Aufforderung zu Verbrechen ꝛc. Gewiß wied 
dei allen jenen, in unfern bisherigen Gefegebungen oft 
ſehr weit auögedehnten ftrafgefeglichen Anordnungen ſich 
die Beobachtung eines Maaßes empfehlen, wonach weder 
dem Rechte des Staats und der Gefammtheit etwas ver: 
Heben und diefes gegen frevelhafte Angriffe ſchutzlos werde, 
noch der Freiheit individueller Meinung, deren ſelbſt gefähr: 
liche oder bedenkliche Aeußerung, fofern fie nicht in Hard: 
Hungen übergeht, an der entgegenftehenden Anderer und an 
der allgemeinen Meinung ihre Widerlegung und Entkraͤf⸗ 
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tung erfährt, ein Eintrag gefchehe, der in feinen Folgen 
ſelbſt machtheilig und ftörend feya würde. Die Macht. 
vB Staats, der Regierung, und das Bewußtſeyn des 
Rechts, muß fie in den Stand fegen, Angriffe gemiffer 
Art der öffentlichen Mifbilligung zu überlaffen und auf 
Beftrafung in allen den Källen zu verzichten, wo diefe 
nicht als eine unerläßliche Forderung der Gerechtigkeit, 
fondern nur ald ein Mittel der Abwehr und Vertheidi⸗ 
gung erfcheinen würde, die nicht überall Beduͤrfniß ift. 
Davon muß eine andere Frage ganz getrennt werden, 
in wiefern es rathſam ſey, von dem uͤbrigens unbeitreits 
baren Recht der Strafgewalt da feinen Gebrauch zu 
machen, wo vorausſichtlich ein Erfolg nicht zu erwarten 
ik. Denn obſchon auch der Grundſatz, nach welchem das 
Strafrecht nicht eine bloße Berechtigung oder Befugniß ift, 
von der beliebig Gebrauch gemacht oder auf die verzichtet 
werden dürfe, fondern eben fo weſentlich eine Pflicht 1%) — 
ju denen gehört, Die ihre Wahrheit und Geltung nicht 
verlieren koͤnnen, fo wird doch bei gewiſſen politifchen 
Berbrechen oder Anfchuldigungen „ namentlich bei der 
Majeftärtsbeleidigung, innerhalb gewiſſer Grenzen 
ine Abweichung geftattet feyn, wie fie auch wohl alls 
gemein für zuläffig erachtet wird, und gewiß im Intereſſe 
und der Würde des Staatsoberhaupts liegt. Dies hat 
auh ſchon früh Anerfennung gefunden 17), und wird 
jegt aus nahe liegenden und duch die Erfahrung bes 
Rätigten Gründen noch mehr zu beachten ſeyn. Auf die 
Gefeggebung darf es jedoch um fo weniger Einfluß aus⸗ 


— —— — — — 


16) Mein Lehrbuch der Strafrechtswiſſenſchaft F. 1. — des Cri⸗ 
minalprozefles $. 26. 

17) L. unic. Cod. Si quss 'Imperatori maledizeritl. — 
„quoniam si id ex levitate processerit, contemnendum 
est: ni ex insania, miseratione dignissimum: si ab in- 
juris ,„ remittendum. ” ’ 
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üben, als mir ſchon die Forderung aufgeftellt Haben, 
daß diefe Hier ihre Grenze fo eng ziehe, ald es mit dem 
Rechte verträglich iſt. 

Eine Erweiterung wird jener Theil der Strafgefeß- 
gebung durch die Beftimmungen über die Verantwortlich⸗ 
feit der Staatsminifter erhalten. Ob diefe in die Ver⸗ 
faflung aufgenommen, oder einem befondern Geſetze vor; 
behalten bleiben, oder endlich im Strafgeſetzbuche feldft, 
bei den Öffentlichen Verbrechen, oder Insbefondere bei denen 
der Staatsdiener, ihre Stelle finden, tft hier, wo im 
Allgemeinen von der Strafgefeßgebung gehandelt wird, 
gleichguͤltig; role denn hierauf auch das bei Anflagen der 
hoͤchſten Staatöbeamten durch die eine Kammer, vor der 
andern als urtheilenben,, zu beobachtende Verfahren, mo 
ein ſolches mit Grund für nothmendig erachtet wird, und 
der ordentliche Eriminals Prozeg mit den Beftimmungen 
über die Zuftändigfeit der Gerichte außer Anwendung 
bleibt, — chne Einfluß ift. 

Auch die Verbrechen einer religionswidrigen 
Michtung, und nach der Altern Auffaffung gegen die (chrift: 
liche) Religion, Kirche und Kirchengefellfehaft — fo weit 
folhe Gegenftand der Ruͤge der weltlichen Strafgemwalt 
find — merden um fo mehr einer von den bisherigen Ge⸗ 
fegen abweichenden Beftimmung zu unterwerfen ſeyn, je 
mehr fchon überhaupt in der neuern Zeit ſich hier die 
sorherrfhende wenn auch nicht durchgängig begründete 
Anfiht von den VBorausfegungen entfernt hat, unter 
denen die frühere ftrafrechtliche Behandlung angeordnet 
war. m gemeinen Recht war dies zulegt ein reiches Feld 
der Streitfragen. Die Praxis, hier wie in andern Faͤl⸗ 
fen zum Theil willkuͤhrlich, zum Theil innerlich gerechtfer- 
tigt, verließ allmählig den Boden des gefeglichen Rechts: die 
Wiſſenſchaft ‚ließ einzelne zum Verbrechen geftempelte Hand: 
lungen nicht mehr als weltlich ftrafbare gelten, und fegte 
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fi, in fofeen fie ſich als Lehre des geltenden gemeinen 
Strafrechts äußerte , einerfeits mit denfelben in Widers 
ſpruch, andrerfeits vom Standpunfte der Kritif aus, und 
als Vorbereitung zu neuer Geſetzgebung, hat fie hier mit 
Erfolg gewirkt. Dabei ift jedoch nicht zu leugnen, daß man 
oft zu weit ging, und insbefondre da, wo man die Strafs 
barkeit folder Handlungen nicht verfennen konnte, ncht 
felten die auffallendften Gefichtspunfte aufftellte, und jene 
unter andere Gefegesrubrifen auf eine hoͤchſt gezwungene 
und willkuͤhrliche Weife ordnete, um nur nicht in Vers 
dacht zu gerathen, der Religion eine Anerkennung zu zol⸗ 
im. So z. B. bei dem Verbrechen der Verlegung der 
Eidespflicht, der Gottesläfterung ꝛc. In den Gefeßs 
bücheen der letzten Jahrzehende ift diefe Lehre wenig bes 
friedigend bearbeitet, und die ganze Auffaffung hat uns 
leugbar aub auf die Moral des Volkes nachtheilig ges 
wirft, an die Stelle des einen Extremes ift an einigen 
Hrten das andere getreten; an manchen hat die Halb- 
heit der Maaßregeln, (wenn man diefen Ausdruck für 
Strafgefege brauchen darf,) und die nicht gehörige Sonde 
rung deflen, was lediglich der Kirchendisciplin zu überlaf- 
fen ift,, und was dem Staat anheimfällt, der aber feiner- 
feit8 auch der Kirche und Religion, wie der Sittlichfeit, 
mo dieſe eine rechtliche und dem Angriffe ſich darbietende 
Seite Haben, den Rechtsſchutz ſchuldig iſt, — fih in 
ihrer Mangelhaftigfeit gezeigt. Wie fich dieſes Fünftig 
zu geftalten habe, wird vornehmlich von der Beſtim⸗ 
mung des Berhältniffes von Staat und Kirche und davon 
abhängen, mie weit die Sitte und die Gediegenheit alle 
die ertremen Pläne zur Ausführung kommen laflen, die 
man von manchen Seiten nährt. In der Korderung ges 
höriger Begrenzung des Gebietd von Staat und Kirche 
und der Gewährung voller Freiheit der Selbftentwiclung 
des Einen und der Andern ftimmen wohl dic Meiften 
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überein. Aber es kann nicht anders ald von Uebel feyn; 
wenn Mandye eine ſolche Losreigung, Iſolirung der beis 
den doch ſtets im einer weſentlichen Verbindung und ges 
genfeitigen nahen Beziehung ſtehenden Eriftenzen fordern, 
deren Ergebniß zunächft die Entfremdung, dann der Kampf 
um fo ficherer feyn muß, je mehr ja die Glieder des Staats 
und der Kirche die nämlichen Individuen find, und in 
iheen Berhältniffen von beiden berührt veerden, wie fie 
auf beide ſich beiehen. Die Kirche und das Religioͤſe 
haben nad ihrer vechtlihen Seite einen Anfpruch auf 
Schuß, den ihnen eine veränderte äußere Stellung zum 
Staate nicht zu entziehen vermag; die Gleichberechtigung 
aller Staatsangehörigen in Beziehung auf die von dem 
Religionsbefenntnig nicht abhängig zu machenden politis 
ſchen und bürgerlichen Rechte, das Wegfallen einer f. g. 
Staates Kirche, wo eine ſolche bisher beftanden Hatte, 
kann und darf doch nicht die Kolge haben, daß vom 
Shriftenthum überhaupt in der Gefeßgebung nicht mehr 
Die Rede ſeyn folite, und daß diefes mit den vielfachen 
und unabmeislichen Einflüffen, die es auf die allgemeine 
Sefittung und auf die Verhältniffe dee Individuen bat, 
als gänzlich dem Staate fremd und gleichgültig behandelt 
werden dürfte. Und wiederum, wenn der Staat fich der 
bisher ausgeübten und zum Theil für weſentlich geachte: 
ten Rechte über die Kicche begiebt, und letztere fich inner: 
halb ihrer Sphäre allein überlaffen bleibt — mie es 
jegt bei ung überall verfaffungsmäßig ausgefprochen ift — 
ſo wird die Erfahrung bald lehren, daß derfelbe auf fein 
nothwendiges Auffichtscecht über eine in feinem Innern 
beftchrade und von ihm völlig unabhängige Macht nicht 
Herzicht leiften koͤnne, wenn er auch jenes Recht nicht 
hber den im Begriff und dem Anfpruch des Staats lie 
sgenden Umfang ausdehnen darf. Wie weit nun Hier ein 
Stoff für die Strafgefeggebung fich ergebe, wie viel im 
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Verhältnig zu den bisherigen, keineswegs durchgängig ges 
techtfertigten Beftimmungen aufgegeben, was beizubehals 
ten, was zu ändern ſey — darüber kann alfo erft nach 
erfolgter verfaffungsmäßiger Feftftellung des Verhaͤltniſſes 
von Staat und Kirche entfchieden werden. Nur fcheint 
mie, daß für diefe Keftftellung felbft gewiſſe mefentliche 
Srundfäge beftehen, die anerfannt werden müffen, und 
daß nicht Alles, wie Manche glauben, auch hier von der 
oft zufälligen Mehrheit der Stimmen abhängig gemacht 
merden follte. Uebrigens find wir zwar in diefer Hiny 
ſicht durch die neueften Zeitereigniffe zu einer neuen Ge 
ftaltung gedrängt; aber die hier ſich darbietenden Streits 
punfte find in Verbindung mit den -längft gefchichtlich 
hervorgetretenen Parteiungen ſchon alt und nicht erft jetzt 
jur Bedeutung gelangt. Es genügt an die Berathungen 
über die Beftimmungen der Preußifchen Gefegentwürfe 
Hinfichtlih der Verbrechen der Geiftlihen zu erinnern: 
möge nur noch der Che, der Ehefheidung, 
des Ehebruchs gedacht werden, — um an den Zus 
fammenhang ftrafrechtliher Beftimmungen mit den Ans 
fihten zu erinnern, die hier von verſchiedenen Seiten 
und mit der Anforderung ausfchliegender Geltung auf- 
geftellt worden find. Und daflelbe gilt Hinfichtlih der 
Inſtitute, Die nicht vein rechtlicher, fondern vorzugs⸗ 
weife fittlicher Natur find, bei deren legislativer Be⸗ 
handlung es eben fo fehr ſchaden müßte, wenn man 
fie, mie namentlich die Samilie, Ehe — von der oben 
fhon berührten religiöfen Seite abgefehen — mit Vers 
kennung des ihnen innewohnenden fittlichen Principe ledigs 
ih unter den juriftifchen Gefichtspunft ftellte, oder 
wenn man in dem Umftande, daß fie nicht ausfchließend 
Rechts » Anftitute feyen, einen Grund finden zu dürfen 
glaubte, fie ald dem Rechtsgebiet ganz fremd zu betrachten. 
Wer die Wichtigkeit des Gegenftandes erfennt, der wird 
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auch zugeben, daß die, der Gefebgebung und mar — 
movon hier allein gehandelt wird — der ſtrafrecht⸗ 
lichen, zu Grunde zu fegenden Vorderfäge erft noch einer 
genauen eftftellung als Ergebnig einer forgfältigern 
Prüfung bedürfen, ald die gegenwärtigen Verhältniffe zu 
geftatten feheinen. Schmwerli darf man den Gegenftand, 
durch die hie und da bei Gelegenheit der Verfaſſungsbe⸗ 
tathungen gefaßten Beſchluͤſſe, für genügend erledigt ers 
achten; was die neuefte Zeit hier zu Tage gebracht Hat, 
ift, da es vielfach dem Wefen der Sache widerſpricht, 
nicht geeignet, fi durch die Kraft innerer Wahrheit 
dauernd zu behaupten. Die in den Öffentlihen Ver⸗ 
fammfungen ſich befundende überwiegendere Anfiht — 
vie viel Werth man Ihr auch vom formellen Stands 
punfte der Verfaffungen beilegen mug — iſt nicht ftete 
dur die wahrhafte öffentlihe Meinung unterftügt: und 
gerade hier gerathen wir auf Punkte, mo die Stimme 
des Bolfes in deſſen eigentlihen Drganen, fo wie die 
duch die Wiffenfhaft geförderten Ergebniffe der Arbeit 
des Geiſtes und die Gefittung feineswegs auf Seite der 
von den neuern und unwahren focialen Theorieen ftehen. 
Eine auf diefe gebaute Strafgefeßgebung würde für die 
bisher erwähnten, wie für andere Richtungen des Lebens 
wenigftens von den Kennern der Sitte und ihrer Gefchichte, 
von Freunden des Rechts und der Drdnung nicht bevor: 
foortet werden koͤnnen. 


Um nun noch Einzelnes aus dem Gebiete der Straf: 
gefeßgebung hervorzuheben, fo bemerfe ih, daß die Hands 
Jungen gegen gerifle Staatshoheits: (nicht blos fis- 
califhe) Rechte, den jegigen fih neu geftaltenden Ver: 
hältniffen entfprechend, eine in mancher Hinficht von den 
fruͤhern Grundfägen abweichende Würdigung erfahren 
und die Etrafverbote mehr befehränft werden müffen. 
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So dürften auch die immer mehr zur Anerfennung ge: 
langenden volks⸗ und ftaatswirthfchaftlihen Grundfäge 
über den bürgerlichen Verkehr und deſſen Natur zu einer 
Aenderung und beziehungstoeife Aufhebung der ÖStrafbes 
ſtimmungen führen, welche nuch jegt faft überall in Betreff 
des Zinfens und des Getreide: Wucers, der Aufs 
und VBorfäuferei, der Monopolien ꝛc. beftehen: 
fo wie auch die VBerhältniffe der Arbeitgeber und der Ars 
beitenden in Fabriken ꝛc. nach einer Seftftellung der rechts 
lihen Grundlagen und in Verbindung mit den hier eins 
fblagenden politifchen Beftimmungen über die Grenzen 
des Affociationsrechts, die Aufmerffamfeit der Strafgeſetz⸗ 
gebung in Anfpruch nehmen, damit nach jeder Seite hin 
das Recht gewahrt werde. Aber auch hier ift die Erin: 
nerung zu wiederholen , daß, was in diefem Gebiete 
Neues bedingt ift und Berucfichtigung fordert, ſchon 
laͤngſt ald Wahrheit und Berechtigung von der Willen: 
(daft außgefprochen worden und nicht erft den politifchen Erz 
eignifien der Gegenwart fein Daſeyn verdankt; wenn man 
auch zugiebt, daß fich für Manches erſt jegt die günftige 
Gelegenheit eröffnet, fich mit Erfolg zu bethätigen 1%), 

Weniger werden von allen bisher erwähnten Ein: 
flüffen die im engern Sinn f. g. Privatverbredben 
beruͤhrt, Verbrechen gegen Einzelne und deren 
Rechte, die Tödtung, Verlegung der Inte— 
geität des Körpers, der Freiheit, der Ehre, 
fo wie die mannichfaltigen gegen das Eigenthbum und 
das Bermögen gerichteten Angriffe und Srevel — man 
müßte denn, im Sinne gewiſſer communiftifcher und fos 
cialiftifchee Syſteme, Borderfüge annehmen, vor denen 
biß jegt der gefunde Menfchenverftand, das Gerechtigkeits⸗ 
gefühl und ein unbemwufiter auf das Richtige führender 


18) Meine oben Note 4 angef. Abhandfung ©, 268, 
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Taft doch die Mehrzahl derjenigen bewahrt hat, die nicht 
aus höhern und Vernunftgründen ſich der Verwerflichkeit 
jenee Anfihten und ihrer Conſequenzen bewußt find. 
Allerdings giebt es auch hier nicht wenig zu läutern: 
Manches bedarf einer beffeen Anordnung und Feftftellung. 
Allein dies betrifft nicht die Orundanficht über die Uns 
berträglichfeit der ermähnten Handlungen mit dem Rechte: 
zuftande; es ift Hier nicht eine neue Wahrheit zu entdecken, 
wonach für jene Verbrechen mwefentlich andre, als die bis; 
herigen und zum Theil laͤngſt anerkannten Grundfäge der 
rechtlichen Beurtheilung zu beobachten wären. Wad man 
gegen die Normirung des Thatbeftandes, gegen die Kafs 
fung und Beftimmung einzelner Artikel in den betreffenden Ab- 
ſchnitten neuerer Gefegbücher zu bemerfen hat, gehört unter 
einen anderen Geſichtspunkt. Ebenfo fchliefe ich, nach der 
oben angegebenen Gliederung diefer Abhandlung an diefer 
Stelle, dasjenige aus, was ſich gegen die ftrafrechtliche Bes 
handlung da und dort erinnern läßt, wo das gemeine Recht 
aufdem Standpunfteder Kortentwichlung vielfach den Borzug 
dor manchen neuen Geſetzbuͤchern und Entwürfen verdient. 
Wir werden fpäter von der Strafe und der Strafzumef- 
fung ſprechen, und es foll Hier nur gleich auf die nicht 
überall vermiedenen, nachtheiligen inflüffe einfeitiger 
Strafrechtstheorieen z. B. der Abſchreckung aufmerf: 
fam gemacht werden, gegen welche ein Vertheidiger "des 
Grundfages der Gerechtigkeit auch bei Gelegenheit der 
Kritifen der betreffenden Entwuͤrfe nachdruͤcklich genug 
gewarnt worden war. Hoffen wir, daß gerade von dem 
Ausgangspunfte aus eine Revifion und Verbeſſerung ftatt- 
finde, wo allein eine folhe mit Erfolg erwartet wer⸗ 
den darf! 

Betrug und Gewalt werden mehr ale bisher, 
auch nad ihrer formellen Kigenfchaft, und nicht blos 
in ‚der materiellen Befchränfung auf Eingriffe in Ber: 
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mögendrechte zu berückfichtigen , und um fo: beftimmter 
als Sattungs- Verbrechen mit fubfidiärer Stellung aufs 
iunehmen feyn, je weniger, wie bemerft, unfere Zeit der 
Analogie im Strafrechte geneigt if. Die Nothwendigkeit 
und das Bedürfnig ftrafgefeglicher Beſtimmungen über das 
eigentliche crimen vis, welches nur wenige neuere Gefeg- 
gebungen Fennen, tie überhaupt gegen den Bruch des 
inneen Friedens, haben fich in der neueften Zeit überall 
herausgeſtellt, und dürfen von denen nicht verfannt wer⸗ 
den, welche die Rechtsordnung ernftlich wollen. 

Diefe Bemerkungen follen nicht für erfchöpfende gels 
ten: es koͤnnte noch Manches hinzugefügt werden; doch 
hoffe ich, daß das Ausgeführte hinreiche, um den aufges 
ftellten Sat über die Anforderungen an Neuerungen und 
und defien Grenzen ins Licht zu ftellen. ine nähere Be 
gruͤndung fordert ein weiteres Eingehen in die Einzelhei⸗ 
ten der Geſetzgebungen, als es hier möglich und nöthig 
it, und muß einer andern Arbeit vorbehalten bleiben. 

Nichten wir nunmehr das Augenmerk auf das Sys 
fiem der Strafen und Strafarten, fo begegnen 
mir einem reichen Stoff auch nach der Seite, mo derfelbe 
in Ruͤckſicht auf die Frage behandelt werden fol, die 
unfere Zeit befchäftigt. Unbezweifelt ift hiec Vieles — 
wenn auch nicht neu einzuführen, fo doch aufzugeben und 
abzufchaffen. Als entfcheidender Grundfag kann dabei 
wieder nur der der Gerechtigfeit gelten, daneben eine 
wohlverftandene Politik, die aber, um diefes Prädicat zu 
verdienen, nicht in einem Sinne, der mit der Gerechtig⸗ 
feit unverträglich wäre, fich äußern darf. Das Spitem 
der Strafe fordert eine größere Befchränfung und muß 
mit der politifchen Verfaffung, mit dem Bildungsftande 
des Volkes, das einer folchen, einer freien theilhaftig ift, 
in Uebereinftimmung gefegt werden. Damit ift eine längft 
wenn auch zum Theil nur erft ald Korderung anerfannte 
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Wahrheit ausgeſprochen; aber der abftracte Sag muß ſei⸗ 
nen Inhalt erft durch die Beantwortung der Frage erhal: 
ten: welche der bisherigen Strafarten find als gerechte, 
und als im Staate der Gefittung zuläffige anzuerkennen, 
welche werden hiernach aufzugeben ſeyn? Diefe Frage bes 
ſchaͤftigt gleichfalls feit langer Zeit alle die, welche fich für 
die Verbeſſerung der Strafgefeßgebung intereffiren, fie if 
— um nur einen Theil der hierüber vorhandenen reichen 
Literatur zu erwähnen — in den letzten Jahrzehenden 
bei Selegenheit der Verhandlungen über die neuern Geſetz⸗ 
Entwürfe und in den vielen Öffentlichen Kritifen derfelben, 
wenn auch nicht gleichmäßig für alle Strafarten — erör: 
teet worden, und es liegt hierüber ein reiches Material 
vor, deſſen Benutzung bei den Borfchlägen und Befchlüf- 
fen in der neueften Zeit viel zu wenig ftattgefunden hat, — 
cine Erſcheinung, die man, wie fo manche andere bei. den 
obwaltenden Verhältniffen, welche einer ruhigen Erwoͤ⸗ 
gung nicht günftig waren, zwar erklären, aber deshalb 
doch nicht billigen fann. Die Veränderungen, die wirk: 
lich berechtigt find, Hat die allgemeine Stimme, die Wilr 
fenfchaft mit inbegriffen, ſchon längft bevorwortet; über 
Mandyes ift dDiefelbe noch nicht foweit einig, daß man ſich 
überreden dürfte, es durchaus mit fertigen Ergebniffen 


zu thun zu haben, die nur ihre Aufnahme durch die Be: 


feßgebung erwarteten. Ueber die noch ftreitigen Kragen 
fann jedoch hier nicht eine erfhöpfende Erörterung erfol: 
gen; für den nächften Zweck genügt e8 zu bemerken, daß, 
wo man annchmen darf, die Frage habe aufgehört ftreis 
tig zu feyn, wo dad Rechtsbewußtſeyn eine entjchiedene 
Antwort enthielte, da auch nicht gezoͤgert werden dürfe, 
diefed zu befriedigen. Daß aber in diefer Hinficht die 
Geſetzgebung ſchon feit dem Anfange diefes Jahrhunderts, 
und insbefondere wie fie fi in den neuern deutfchen Eodi: 
ficationen ausgeſprochen, entfchiedene Kortfchritte gemacht 
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babe, Fönnen nur Die leugnen, welche entweber nicht 
die erforderliche Bekanntſchaft mit der Gefchichte der 
Streafgefegaebung gemacht haben, oder die in ihren Webers 
tmeibungen der jüngften Vergangenheit die Anerkennung 
verweigern, auf die fie einen nicht zu beftreitenden Ans 
euch Hat, felbft wenn man einräumen muß, daß fie 
ihre Aufgabe noch nicht vollendet Hatte Denn je mehe 
gewiſſe laͤngſt Gemeingut gewordene Wahrheiten, 3. B. 
äber die Werwerflichfeit der f. 9. qualificieten oder 
gefhärften Todesfirafen, über Förperliche Züchtiguns 
gen, in einigen Gefetgebungen Eingang gefunden hatten, 
um fo mehr war und ift e8 zu bedauern, daf fie in an: 
deren — wenn auch allmählig immer mehr befchränft — 
ſtehen geblieben, auch wohl, fofern nicht die Gnade abhels 
fend eintrat, zur Ausführung gefommen find 9). Aber 
Indem wir Gerechtigkeit und Sitte auch in diefem Gebiet 
als Grundlage nehmen gggnüfien wir der Behauptung ents 
gegentreten, als wenn Me Krage, um die es fich hier vor⸗ 
zugsweiſe handelt, lediglich von dem Standpunfte der polis 
tiſchen Verfaſſung aus, und nach den Principien, denen 
die verfchiedenen Parteien Huldigen, zu entfcheiden wäre. 
Allerdings muß auch der Verfafiung ein Einfluß zugeftans 
den werden. Aber man wird fchwerlich aus diefer, ob 
„. B. die abfolute oder die conftitutionelle Monarchie, 
oder eine Republik beftehe, einen tiefen Grund für oder 
gegen eine gewiſſe Strafart entnehmen fönnen, — wie 
denn die Erfahrung lehrt, daß in ältefter, in fpäterer 
wie in neuerer Zeit gewiſſe Steafarten unter allen nur 
möglichen Verfafiungsformen vorkommen, 3. B. die To⸗ 
desftrafe, die felbft in dee neuen Republif Frank⸗ 
reich nicht nur im Gefeg beibehalten und zur Anwendung ges 


— — — — 


2) Meine angef. eben, Betrachtungen über den Preuß. 
Geſetz⸗ Eatw. von 1843. S. 91 fg. 
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bracht worden, fondern wo jegt ‘eben über einen Antrag von 
Sabatierstaroche, diefelbe abzufchaffen, mit einer Mas 
jorität von 400 gegen 183 Stimmen in der Nationalver: 
fammlung hinmweggegangen iſt. Ich miederhole: Gerech⸗ 
tigfeit und Sitte müflen entfcheiden; man wird nicht aus 
einer beftimmten Berfaffung die Unerläßlichfeit oder die 
Unftatthaftigfeit einer beftimmten Strafart ableiten fönnen. 
Nur das ift richtig, dag in dem Staat des Despotismus — 
wie im Orient, mit dem doch wohl Niemand ernftlich 
unfere Staaten vor deren Eintritt in die Reihe der im en: 
. gern Sinne f. g. conftitutionellen vergleichen wird — die 
Möglichkeit befteht, auch ungerechte Strafen und Straf: 
arten zu vollziehen , mogegen der Gedanfe des Rechte 
und der Sitte feine Macht auch da befunden Fonnte 
und befundet hat, wo man nicht von der Volks⸗ 
fouveränetät ausgeht. Fordert aber in freien Staa: 
ten der freie Bürger eine entfpgebende Anerfennung — 
was fich in der Theilnahme ar den politifhen Rechten 
und in dem gerichtlihen Verfahren bethätigen foll , fo 
fcheint doch daraus nicht eine Folgerung gezogen werden 
zu dürfen, daß, wo durch Miffethaten und Schaͤndlich⸗ 
feiten die Freiheit und Ehre verlegt, die Würde des freien 
Menſchen durch feine eigne Handlung vernichtet ift, hier 
überall die auf ganz andern Vorausfegungen beruhende 
Anerfennung bedingt ſey. Wir fordern, daß in dem 
Verbrecher der Menſch geachtet, daß nicht anders ald nad 
‚der Gerechtigkeit gegen ihn verfahren werde — aber au 
nicht mehr. Sonſt fommt man zu dem Ergebniß, allen 
Strafzwang zu verwerfen, und in der That hat es nicht 
an gelegentlichen Aeußerungen in diefem Sinne gefehlt. 
Bon der Todesftrafe ift bereits Einiges bemerkt 
worden. Db diefelbe beizubehalten fey, oder nicht, wird 
vor Allem zur Frage kommen, und nicht Wenige werden 
ihe Urteil über die ganze fünftige Geftaltung des Straf: 
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rechts darnach beftimmen, wie die Antwort ausfällt. 
Ich will auf die Streitfrage über die Rechtmäßigkeit der 
Todesftrafe hier nicht näher eingehen; es ift diefelbe viel 
fach, und aud von mir erörtert worden — eine Vers 
einigung der Anfichten ift Faum zu erwarten. Daß die 
Todeöfteafe, auch menn deren Rechtmäßigfeit unbezweifelt 
ik, in einer Reihe von Fällen, mo man fie früher für 
wiäffig Hielt, nicht gerechtfertigt fey 7%), daß fie in den 
wenigen-und feltenen Sällen, wo die Gerechtigfeit und das 
Nechtsgefühl fie fordert, nur als eine einfache Hinfichts 
lid der VBollziehungsweife und fo, daß dadurch die 
menſchliche Würde nicht verlegt werde, ftattfinden dürfe, 
iR allgemein anerkannte Bis vor Kurzem ift in allen 
gefeggebenden Verfammlungen, auch noch im J. 1848 
auf dem vereinigten Landtage in Berlin, durch Stimmens 
mehrheit die Frage über deren Beibehaltung bejaht wor⸗ 
den; ebenfo, wie vorhin fchon gefagt ift, noch in der neueften 
Zeit in der franzöfifchen Republif. Aber auch die Vers 
handlungen der gefeggebenden oder conftituicenden Vers 
fammlungen in Deutfchland haben, wenn man die Sache 
gruͤndlich prüft, Fein anderes Ergebniß herbeigefuͤhrt. 
Es verfteht fih von felbft, mie ſchon bemerft, daß, fo 
wenig dergleichen Berfammlungen berufen find, Wahrs 
beiten zu beſtimmen, indem fie vielmehr nur die etwa 
erfannte zur Geltung bringen, jedenfalls nur Befchlüffe und 
refp. Anträge faflen koͤnnen, fo auch eine Entfcheidung 
über die Rehtmäßigfeit der Todesftrafe oder das 
Gegentheil von ihnen nicht getroffen werden koͤnne, vols 
lends nicht mit dem Erfolge, dadurch der Freiheit der 
Forſchung eine Gränze zu fegen. Man würde, wie bei 
fo vielen andern Gefegen, die auf folche Weife entftans 
den find, ſtets befugt bleiben, deren Rechtmäßigkeit zu 


0).6. unter anderm Hepp in diefem Archive 1847. ©,466 ic. 
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prüfen und in Zweifel zu ziehen. In der That, wenn Die 
Sranffurter und die erfte Preugifche National » Berfammiung 
die Abſchaffung der Todesftrafe befchloffen Haben, ift Dadurch 
nur eben dieſes praftifche Ergebniß — nichts meiter, und 
nie einmal Died erfichtlih, daß fich Hier die allgemeine 
Meinung und dad Rechtsbewußtſeyn des Volks ausge⸗ 
fpeochen haben. Unter den vielen Reden, welche da und 
dort gehalten worden find, findet man manche treffliche, 
die, wenn fie auch nichts Neues für und wider beige 
bracht, ja nicht einmal erfchöpfend das Bekannte wieder 
gegeben haben, doch immer beachtenswerth erfcheinen. 
Aber freilich auch recht viel Seichtes und nicht zur Sache Ge⸗ 
böriges, viel von blos politifchen Tendenzen Ausgehendes iſt 
auch von Denen vorgebracht worden, die fich für die Abs 
ſchaffung der Todesſtrafe erflärt Haben. Daß diefelbe 
gegen die Gerechtigkeit fey, ift von Niemand gründlich 
berolefen roorden, — man hat dies theild, als ſich von 
ſeldſt verftehend, vorausgeſetzt, theild hat man ſich auf 
Sumanttät, allgemeine Meinung, auf die Entbehrlichkeit 
der Todesftrafe, auf die Vergeblichkeit, durch diefelbe abs 
zuſchrecken ꝛe. berufen; anderer Außerlicher, das Weſen 
dev Frage gar nicht berührender Gründe nicht zu ges 
denfen. 
. Die Stanffurter Nationals Berfammlung hat durch 
$. 139 der Grundrechte (Art. 3) des deutfchen Volkes die 
Todesſtrafe abgeſchafft; ähnlich die erſte Preugifche, ‚von 
der hier nit weiter die Rede feyn foll, ta deren Bes 
feblüffe nicht zur Ausführung fommen, während bei den 
f. 9. Grundrechten diefes, wenigſtens in einzelnen Ländern, 
der Kall feyn kann. Wir fragen nun: Hat fie wirklich Dies 
felde abzufhaffen befchloffen? Der Artikel lauter: 
„die Todesfteafe, ausgenommen mo daß Krieges 
recht fie vorfchreibt, oder dag Seereht im Kal 
bon Meutereien fie zutäßt — ik hart." 
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Ban muß antworten: Nein. Sie iſt, wenn auch nur 
ausnahmemeife, beibehalten bei dem Kriegsrecht, wozu 
auch das Standrecht zu rechnen ift, und im Seerecht. 
Demzufolge muß man annehmen, daß man die Todes⸗ 
ſtrafe nicht für unrehtmäßig hält; denn es wäre 
nicht nur eine arge Snconfequenz, fondern mehr und ets 
was Schlimmeres, eine Strafe, deren Unrechtmäßigfelt 
erkannt worden, fo daß fie aufgehoben wird, dennoch für 
gewiſſe Kalle fortwährend für anwendbar zu erklären, und 
wären es auch nur Mothfälle, da die Noth doch nicht das 
Unrecht zum Recht machen kann und das Nothrecht etwas 
anderes ift, ald „das Recht, in der Noth unrecht zu thun. ” 
Wir wollen diefen Beſchluß, der fonft ſchon nach Gebühr 
gewürdigt worden ift, nicht einer weltern Kritif unters 
werfen, und nur durch denfelben die Todesftrafe, wie man 
ſieht, nicht aufgehoben, fondern beibehalten ift, aber aufs 
gehoben da, wo es am bedenklichften erfcheint, we die 
Grrechtigfeit herrſchen fol, der hiemit ihre nothwendige 
Macht benommen wird, der gegenüber der Frevler an 
dem Menfcenleben, der Mörder fein individuelles Seyn 
old ein unantaftbares geltend machen dürfen foll, waͤh⸗ 
rend er felbft das Leben Anderer nicht achtet und der Hei⸗ 
ligkeit des Rechts fich entgegenfegt. Man hat alfo die 
Strafe, deren Rechtmäßigkeit man zugefteht, ins 
dem fie in jenen angeführten Fällen beibchalten wird, 
für entbehrlich geachtet, überhaupt ſich durch Gründe 
außerhalb des Rechts beftimmen laffen. Iſt diefe Vor⸗ 
ausfegung richtig? Herrſcht jegt und zu der Zeit der 
Faſſung jenes Beſchluſſes eine folche Achtung des Rechts 
und des Menfchenlebens , daß etwa Mordthaten nicht, 
oder nur als feltene Ausnahmen vorfommen, eine folche 
Religiofität und Sitte, daß man wegen des Verſchwin⸗ 
dens der todeswuͤrdigen Verbrechen jene nothwendige 
Sühne aufgeben dürfte? Leider nöthigt die weueke Grr 
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ſchichte und die Erfahrung, diefe Frage zu verneinen, und 
es hat ohne Zweifel die weit verbreitete Anficht, die jenem 
Befchluffe zu Grunde liegt, fehr nachtheilig gewirft. Man 
braucht nicht von dem Abfchreddungsprincip auszugehen, 
d.h. nicht dieſes ald Rechtsgrund der Strafe anzuerkens 
nen, und man fann und muß dennoch die mögliche und 
heilfame Wirkung der gerechten Strafe, unter anderm 
auch abzuſchrecken, zugeftehen und ed bedenklich finden, 
darauf Berzicht zu leiften und das Leben der Individuen 
der Willkuͤhr boͤswilliger Webelthater Preis zu geben. 
Hepp hat in einer fehr beachtenswerthen Abhandlung *) 
über diefen Gegenftand achtzehn Fragen über dab, 
was man bei diefem Befchluffe nicht bedacht hat und Hätte 
bedenken follen, aufgetworfen und in einer Weife beants 
wortet, die ihm die Beiftimmung der unparteiifchen Beur⸗ 
theiler ſichert. Nur eines mill ich hervorheben. Wenn 
man die Todesftrafe aufheben wollte, fo mar dafür eine 
Pafiendere Stelle aufzufuchen, und auch wohl zu finden, 
als bei den f. g. Grundrechten der Deutſchen. 
Sollte jene Beftimmung getroffen werden, fo mußte fie 
als Ausdruck einer anerfannten objectiven Wahrheit ers 
folgen, oder am beften, fo wie Stahi 2%) bemerft, ins 
dem fie eben aus dem Strafgefegbuche megbleibt. Aber, 
fragt mit Recht auh Hepp: „Was Hat die Aufhebung 
der Todesftrafe mit den Grundrechten der deutfchen 
Nation zu thun?“ Man hat fich dabei weder eine beuts 
Viche Borftellung von dem Begriff eines Grundrechts 
gemacht, noch von der für einen fo wichtigen folgenreis 
"ben Befchluß erforderlichen Form. Denn gewiß, wenn 
es objective Gründe giebt, dieſe Strafe in Deutfchland 


21) In der Not. 4 angef. Beirfärift „Der Gerichts ſaal. ” &rs 
langen 1849. Maiheft &. 341 fg. 


22) Die beutfche Reichhverfaffung x. Berlin 1849. ©. 63. 
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aufzuheben, fo muß es allgemein, nicht als ein 
Recht oder Grundrecht der Deutfchen, geltens 
der. Staat darf dann überhaupt nicht (auch nicht außs 
nahmsweiſe) die Todesftrafe verhängen. Oder follte,: 
weil Ausländern die Grundrechte eines Deutfchen nicht 
zuſtehen, ein Kremder, der wegen eines in Deutfchland 
begangenen Mordes nah dem Rechte und vor dem Ges 
richte eines deutfchen Landes verurtheilt wird, die Todes⸗ 
ſtrafe erleiden? Auh Stahl 28) erklärt fich gegen die 
unangemeflen gewählte Stelle bei den Grundrechten, wie 
es Jeder, der weiß, was ein Grundrecht ift, thun muß, 
ſelbſt wenn er den Befchluß billigte — den Hepp „einer 
unzeitigen Haft, einem Drängen und Jagen nad) Refors 
men, die einer andern gefeggebenden Gewalt und einem 
andern Gebiete angehören, nur um den günftig feheinens 
den, vielleicht nicht wiederfehrenden Moment gehörig aus⸗ 
zubeuten” ,. zufchreibt. 

Die neueften Gefeßgebungen haben die Todesftrafe 
fehe befchränft, fo daß fie nur auf Mord und Hochver: 
tath des höchften Grades fteht. Es iſt zu erwarten, daß 
fie bei den eigentlichen blos politifchen Verbrechen, die 
nicht zugleich einen andern Gefichtspunft darbieten, hin⸗ 
wegfallen, wie in Frankreich, und bekanntlich hat auch 
überall, bei der Wirffamfeit der Gnade, eine verhältniß- 
mäßig Feine Anzahl der gefällten Todesuctheile die Be: 
fätigung erhalten. Man muß einige Gefeßgebungen 
tadeln , die noch nicht die hier erforderlichen engen Gren⸗ 
zen beobachten **), und es darf da, mo die Gerechtigkeit 


23) a.a.D. 8.63. „Sol es ein Grundrecht des Deuts 
fhen ſeyn, daß, wenn er gemordet wird, feinen Mörder 
nicht die Hinrichtung trifft; oder fol es ein Grundrecht 
des Deutfchen fenn, daß, wenn er mordet, ihn nicht die 
Hinrichtung trifft ? Iſt das deutſche Volk ein Affaffinenvolt 2” 


24) Hepp in der Note 20 angef. Abhandlung. 
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überhaupt und im befondern Kalle diefe Strafe vertoieft, 
nicht dem Zufall, ob die Gnade gewährt oder vermeigert 
wird, überlaffen bleiben, was das Recht fordert. Aber 
die Todeöftrafe ganz aufzuheben, ift für jetzt — da man 
deren Rechtmäßigkeit felbft Hei jenen Beſchluͤſſen, die fonft 
widerfprechend wären, anerkennt — nicht nur nicyt rath⸗ 
fam, fondern geradezu vom Uebel. Und wenn die forts 
dauernden traurigen Kolgen, die ſchon bisher ſich gezeigt 
haben, meift die Wiedereinführung diefer Strafe auch außer 
den in den Grundrechten geftatteten Ausnahmöfällen folls 
ten nothwendig erfcheinen laflen, d. h. wenn die angenoms 
mene Entbehrlichkeit durch die Erfahrung toiderlegt wirt, 
fo wird dies bei weitem bedenflicher feyn, als die Beibes 
Haltung derfelden, wo fie die mit der Gerechtigkeit und 
dem richtigen Gefühl übereinftimmende öffentliche Meis 
nung fordert. . 

Auch in Betreff der Freiheitsſtrafen bleibt der 
neuen Gefeßgebung eine Aufgabe zu föfen, wofuͤr jedoch 
die Bearbeitung des Stoffes und die Beleuchtung des 
Gegenftandes nach den verfchiedenen Seiten länagft nicht 
mehr fehlt. Die Kreiheitöftrafe, von der aus befannten 
Urfachen in den ältern deutſchen Rechtsgefegbüchern nur 
ſehr befchränkter Gebrauch gemacht worden, ift allmaͤh⸗ 
fig die vorherrfchende, neben der nur für wenige Fälle 
andere Streafarten vorfommen; dagegen in Verbindung 
mit ihr, oder als Folgen, auch ſolche, deren Rechtmäßigs 
feit in Zweifel gezogen werden muß. In noch hoͤherm 
Grade wird fünftig die Freiheitsſtrafe die regelmäßige 
feyn, wenn andre Arten der Repreffion, wie bereits aus⸗ 
gefprochen ift, 3. B. die förperlihe Zuͤchtigung, 
hinwegfallen. Zwar bin ich nicht der Meinung, daß ſich 
die Sreiheitsfteafe fchon ohne Weiteres verftehe,, wie 
Manche meinen, die der Lebensftrafe entgegenteeten; aber 
der auch Hier erforderliche Bereis der Recht moͤßigk eit 
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ik, wenn diejenige der Strafen überhaupt feftfteht,, leich⸗ 
ter zu führen, und ein Mißbrauch der Freiheit wird ans 
gemeflen durch eine Befchränfung derfelden gebüßt. Auf 
die eigenthümliche und nicht blos quantitative Natur der 
lebendwierigen Kreiheit6: Entziehung,, und deren Verhaͤlt⸗ 
niß zu der Todesſtrafe einerſeits und der zeitlich beftimms 
tem Freiheitsſtrafen andrerfeits, habe ich früher aufmerk⸗ 
fam gemadt 2), und muß dies bei einer neuen Geſetz⸗ 
gebung zur Erwägung empfehlen. Sollte die Lebens⸗ 
ſtrafe einft ganz weafallen, fo wird das ganze Straffy: 
Rem eine erhebliche Aenderung erleiden müflen, — deren 
Schwierigkeiten, in Anfehung der Forderung eines gerech⸗ 
ten Verhältnifies von Schuld und Ahndung, nur dann 
nicht als ein Grund gegen jene Maaßregel geltend ges 
macht werden dürften, wenn fie lediglich äußerliche wären. 
Eine ferner wichtige Aufgabe bleibt die Art der Frei— 
heitsfteafen mit den befondern durch diefelbe bedings 
ten Einrichtungen , felbft den baulichen — die Entfchels 
dung über die Grenzen, innerhalb deren die Einzelhaft 
Ratthaft ſey, und was fonft damit in Verbindung fteht. 
Kann man auch den Zweck der Befferung nicht für einen 
Nechtögrund der Strafe erfennen und darf man nicht 
von jenem aus, als dem höchftberechtigten, da® ganze Strafs 
ſyſtem beftimmen, fo hat doch die tiefere Bedeutung des 
f. 9. Poͤnitentiar⸗Syſtems immer mehr Anerfennung 
gefunden, und es ift eine unabmweisbare Pflicht, der — 
an fich gerechtfertigten Strafe — in der Anwendung 
eine Einrichtung zu geben, welche die Befferung nicht nur - 
möglich macht, fondern vorzugsmeife beruͤckſichtigt und 
befördert 9) Dies führt dann auf meitere Beftimmun- 


— — — — — 


25) In dieſem Archiv 1R38. ©. 62 fo. 


26) Meine Abhandlung „„Ucber das Berhältniß des Niniten 
tiarſyſtems zum Straftschteprincip ” in der Zeitſchrt für Sxxod⸗ 
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mungen, die nicht mehr unmittelbar und ausfchliegend 
der Strafgeſetzgebung anheimfallen. An diefe ift aber 
die Forderung zu machen, daß fie andern mwefentlichen, fich 
hier behauptenden Momenten und den diefe vertretenden: 
Drganen nicht entgegentrete, fondern denfelben den ger 
bührenden Raum geftatte.. Es genüge hier auf die freien 
Vereine fire jenen Zweck und auf den inneren Zuſammen⸗ 
hang hinzuweiſen, der unter den verfchiedenen. organifchen 
Anftalten im Staate befteht 27). 


Daß das bisherige Syftem der Chrenftrafen einer 
durchgreifenden Umgeftaltung bedürfe, die entehren: 
den Strafen hinmwegfallen, und die rechtlichen Solgen der 
Strafarten in Beziehung auf den dauernden oder zeitwei: 
fen Berluft der politifchen und bürgerlichen Rechte zum 
Theil anders als bisher beftimmt werden müffen, iſt auch 
ſchon früher ausgefprochen, und jegt nach den eingetrete: 
nen politifchen Veränderungen eine nicht mehr zu verfen- 
nende Nothwendigkeit. 


Die Aufhebung der Förperlihen Zühtigung 
haben mir gegen die eine entgegengefegte Anficht ausfpre> 
chenden Gefeges: Entwürfe beantragt 8), Die allge: 
meine BermögendsEonfiscation, melde das 
uns immer von Neuem ald Mufter empfohlene franzöfi: 
ſche Strafgefegbuch kennt, ift feit einer Reihe von Jah: 
ren aus deutfchen Gefebüchern verfchwunden, und mo 
man- in Entwürfen fih für fie erklärt, hat dies mit 


verfahren III. Bd. ©. 387 fg. Strafrechtstheorie ıc. ©. 50 fg. 
Meine ,, Berichte des Wereins für die Beflerung der Gtrafs 


gefangenen in der Provinz Schlefien.” Breslau 1842. 1844. 
1846. 1849. 


27) ©. die vorige Note a. E. und die Jahrbücher der Gefäng- 
nißkunde von Dr. Julius, Nölner und Barrentrap. 


28) Meine angef. Eritifchen Betrachtungen zc. ©. 115 fg. 
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Recht Widerfpruch gefunden 7). Jetzt ift dieſe Streit: 
frage, wenn man fie als ſolche überhaupt betrachten darf, 
für entfchieden zu erachten 9) Confiscation beftimmter 
Gegenftände ift rechtlich bedingt, ja nothwendig, und auch 
Geldſtrafen erfcheinen Innerhalb folcher Grenzen, die dem 
hiee möglihen Mißbrauch begegnen, wohl gerechtfertigt, 
und als oft angemeffened Mittel des Ausdrucks der öffent: 
lichen Mißbilligung vermerflicher Handlungsmeife, auf 
welches die Geſetzgebung nicht Verzicht leiften darf. 

Ich will jedoch nicht Alles, was fi über die Strafs 
arten bemerken ließe, hier anführen, da das Bisherige für 
den angegebenen Zweck genügt. Die Betrachtung würde 
nun dem Verhältnig von Verbrechen und Steafe zuzumens 
den ſeyn. Ich behalte diefes einer Sortfegung der gegens 
wärtigen Abhandlung vor. 


29) „Bemerkungen über den Entwurf des Strafgeſetzbuches für 
die Preußifchen Staaten v. 3.1847” in diefem Archiv 1848 
©. 17 fg. 


0) Durch alle neuere Verfaſſungen oder Entwürfe derſelben. 
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VII. 


Geſetzgeberiſche Thätigkeit im Großherzogthum Heſſen | 
in Bezug 


auf Strafreht und Strafverfahren 
feit dem März des Jahres 1848. u 


Darlegung von Heren Advofat Bopp 
in Darmſtadt. 


(Schluß des Auffages von Nr. U. im erſten Defte.) 


$. 7. 


Geſet vom 22. September 1848 wegen Aufs 
bebung ber privilegirten Serichtsftände. 


Die Berfündigung vom 6. März 1848 fagte auch die 
Vorlegung eines Gefegedentwurfs wegen Aufhebung der 
privilegirten Gerichtsftände ®) zu. Schon in der Sigung 


38) Als erite Urkunde des gefchriebenen Rechts binfichtlich dies 
fes Privilegs fand ich eine in Gemeinfhaft mit der älteren 
Linie Heflens Eafjel erlaffene Werordnung des Landgrafen 
Georg U. v. 3. 1627, dahin gehend, daf einer vom Adel oder 
eine andere honorirte Perfon befugt feyn fol „um Anerds 
nung und Befegung eines fonderbaren Gerichts von unpars 
theiifchen adeligen und gelehrten Perfonen anzufuchen” ; diefem 
Geſuch folle aber nur dann Statt gegeben werden, wenn 
wegen der dadurch verurfachten befonderen Koften Gautien 
geleiftert werde. Diefe Verordnung wurde der ausführlichen 
Berordnung vom Jahr 1720 „von Judiciis honvoratis”, der 
Srundlage des Privilegs des Gerichtsftandes , einverleibt. — 
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der zweiten Kammer am 17. Juli erfchien der Regierungss 
commiflär, Minifterialraty Emmerling, und legte zu 
diefem Zweck einen Gefegesentwurf vor, der in den erften 
drei Artifeln die Aufhebung dieſes Privilegs „in civilrecht⸗ 
licher Beziehung” betrifft, weiter dahin lautete: „Art. 4. 
In ſtrafrechtlicher Beziehung iſt der bisher beſtandene Un⸗ 
terſchied zwiſchen ſchriftſaͤſſigen und nicht ſchriftſaͤſſigen 
Perſonen aufgehoben. Die Stadt⸗ und Landgerichte find 
demnach competent, alle im Art. 2 des Competenzgefeges 
d.d. 17. September 1841 bezeichneten Verbrechen und Vers 
gehen gegen Jedermann ohne Unterfchied der Perſon zu uns 
teefuchen und abzumstheilen, auch in gleicher Ausdehnung 
da einzufchreiten, wo fie nach der beftehenden Gefeßges 
bung nur zur Unterfuhung, nicht aber zur Aburtheilung 
von Vergehen und Verbrechen competent erfcheinen. Art. 5. 
Ausgenommen von der Beftimmung ded Art. 4 find jes 
doch die Fälle, wo der Juſtizminiſter, Collegialrichter, 
Pandeichter oder Staatsprocuratoren eines gemeinen Vers 
brechen® oder .Bergehend befchuldigt werden follten. In 
ſolchen Fällen behält es vorerft bei den bisherigen Com⸗ 
petenzoorfchriften fein Berwenden. Art.6. Das Geſetz d.d. 
5. Juli 1821 über die Verantwortlichfeit der Minifter und 
oberfien Staatsbeamten 39) wird durch das gegenmwärtige 
Geſetz nicht berührt. Art. 7. Sämmtliche Beftimmungen 
dieſes Geſetzes finden auf die Mitglieder Unferes Großs 
herzoglichen Haufes Feine Anwendung.” Zur Motivieung 
teug dee Regierungscommiffar im Wefentliben vor: Die 
bisherigen privilegirten Gerichtoͤſtaͤnde feyen größten Theile 


Sm Allgemeinen Bezug auf Mittermaier, Das beutfche 

©trafverfahren ꝛc. Vierte Aufl. Heidelb. 1845, Th. 1. 8.55 

Bu de Kt Gerichtsſtände; und Müller, Lehrs 
des deutfchen gemeinen Griminalprozefies. Braunſchweig 


3 * e des rigſpngere te eb Qeovqxxxo⸗ 
spums Deffen. Darmſt. 1837. 4. 187. s I“ 
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Ausflug der Praxis oder beliebiger VBorfchrift, hätten mei⸗ 
ftens feinen gefeglihen Boden; um fo mehr Grund zur 
Reform; in firafrechtliher Beziehung habe bisher ein pris 
vilegirter Gerichtsftand beftanden: 4) bei dem oberften 
Gericht fir die Standesherren in f. g. Civilſtrafſachen, 
indem für peinliche Straffachen das Edict v. %. 1820 über 
die ftandesherrlihen Rectsverhältnifle ein judicium pa- 
rium gemwähre *); 2) bei den Hofgerichten für die ſ. g. 
Ecriftfäffigen; diefe Privilegien follten — Art. 4 — 
verfhrwinden. Wenn daher insbefondere im zweiten Or⸗ 
ganifationsedict v. J. 1803, der Regel nad), den Unter; 
gerichten die Strafgerichtsbarkeit über Echriftfäffige ent: 
zogen worden fey, das Competenzgeſetz zum Strafgeſetz⸗ 
buch v. 17. Sept. 1841 aber im Art. 1 e8 dabei babe be; 
wenden laffen, fo folle nunmehr die Perſoͤnlichkeit Feine 
Verfchiedenheit der Competenz mehr begründen. Die 
Ausnahmen ded Art. 5 gälten dem Amt; Einzelrichtern 
könne die Befugnig nicht zuftehen, vorgefegte ‚Beamten 
ftrafrechtlib zu verfolgen. Daher ähnlide Ausnahmen 
z. B. in $ranfreih. Der Art. 6 rechtfertigt ſich von ſelbſt. 
Der von dem Gefeggebungsausfchuffe Durch den Abo: 
Köfter erftattete Ausſchußbericht erfannte einleitend: an, 
daf die Privilegien in Anfehung des Gerichtsftandes als 
eine nicht zu rechtfertigende Ungleichheit erfchienen , die bes 
feitigt werden müfle, und trug dann u. U. weiter vor: 
In fteafrechtlicher Beziehung feyen, wenn es ſich von Vers 
brechen und Vergehen f. g. ſchriftſaͤſſiger Perfonen Handle, 
die Untergerichte theild nur unterfucbende, theild auch ur: 
theilende Behörden, legteres Hinfichtlih der Delicte, die 


40) Weiß'a. a. O. 9.84, S. 293, 294. Schon das Gefek 

vom 7. Auguft 1848 über die Verhältniffe der Standesherren 
und adeligen Gerichtsherren hatte unter den aufgehobenen 
perfönlichen Vorrechten der Stantesherren und. ihrer Fami⸗ 
lien auch den privilegieten Gerichtskand. aularzähtt.. 


in Bezug auf Strafrecht u. Strafverfahren. 187 


im Art. 2 des Sompetenzgefeges verzeichnet feyen; die Un: 
tergerichte hätten gegen fchriftfäflige Perfonen in der Regel 
feine Eriminaljurisdiction, und nur bei Gefahr im Verzug 
koͤnnten fie, vorbehältlich der Anzeige bei dem vorgefegten 
Gerichtshof, gegen fie inquifitorifch einfchreiten; dies folle 
nad Art. 4 des Gefegesentwurfs aufhören; der Ausſchuß 
ſey einverftanden , wenngleich nicht zu verfennen fey, „daß 
bei der dermaligen Stellung unferer Landrichter als Einzel: 
richter und Unterfuchungsrichter, die ohne alle Mitwir: 
fung einer Staatsbehörde rein inquifitorifch verfahren , die 
vorgefchlagene Sompetenzerweiterung für manche Fälle im 
Intereſſe der Strafrechtäpflege felbft einiges Bedenken er: 
regen fönnte”, ein neuer Impuls für die Staatsregies 
rung, die totale Reform des Strafverfahrens möglichft zu 
befchleunigen. Was den Art.5 angehe, fo fey bezüglich der 
Stadts und Landrichter eine Ausnahme ſchon darum uners 
täglich, weil die ihnen beigegebenen Affefforen von dem Diri⸗ 
genten die Gefchäfte zugetheilt erhielten. ine gleiche Aus⸗ 
nahme vechtfertige fi in Bezug auf die Mitglieder der Ger 
richts hoͤfe und den Juftizminifter; bei einer Umgeftaltung der 
GSerichtöverfaffung und des Strafverfahrens werde fich die 
Nothwendigkeit von Ausnahmen gleichfalls geltend machen, 
wobei indeflen jeder Schein eines perfönlichen Privi⸗ 
legs fern gehalten werden muͤſſe. 

Die kurze Berathung eröffnete. der Freiherr v. Löw 
(früher Landgerichtsaſſeſſor) durch den Antrag, den Art. 5 
des Geſetzesentwurfs zu ftreichen, da dieſe Ausnahmen ſich 
nicht hinreichend rechtfertigen liegen und den Grundfag vers 
fümmerten. Der Regierungscommiffär entgegnete, die 
Ausnahmen feyen nur darauf berechnet, das Intereſſe des 
Dienftes zu wahren, und führte diefes, auch in Bezug 
auf die Staatsprocuratoren, weiter aus. Der Abg. 
Goͤrz (Advofat:Anwalt in Mainz) fügte hing, doh Vie 
franzöfifehe ©efeggebung, die alle Brioilegien veieitin, 
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habe, diefe Ausnahme für nothwendig erachtet Hätte, 
In gleihem Sinne äußerte ſich der Abg. Glaubrech. 
Der Abg. Koͤſter (Berichtserftatter) hob die Stellung des 
Unterfuchungsrichtere hervor, der ohne alle Eontrole und 
Mitwirkung einer Staatsbehörde über den Angefchuldigten 
ſelbſt Specialinquffition verhängen koͤnne. 

Die Kammer nahm mit 41 Stimmen gegen eine 
den Art. 5 des Gefegedentwurfs, und einftimmig die uͤbri⸗ 
gen Artikel deſſelben an. 

Der von dem Freiherrn v. MündhsBellinghaus 
fen (Mitglied des oberften Gerichts) der erften Kammer 
erftattete Ausfchußbericht erfannte „das durchaus Zeitges 
mäße eines ſolchen Geſetzes vollfommen an”, fprach aber 
Zweifel darüber aus, ob es zweckmaͤßig fen, jetzt ſchon, 
vor der Prozeßgeſetzgebung, mit der Aufhebung der pri⸗ 
vilegirten Gerichtsſtaͤnde voranzufchreiten, und legte die 
Gründe dieſes Bedenfens dar. Am Schluffe des Berichts 
heißt e8: „Zu den Artikeln 4 — 7 finden wir nichts zu 
erinnern, und koͤnnen insbefondere das gegen Act. 5 von 
einem Abgeordneten hervorgehobene Bedenken, daß das 
durch wieder ein Privilegium gefchaffen werde, nicht thels 
lien, da, wie auch von mehreren Seiten geltend gemacht 
wurde, es fich Hier lediglih von einer im dienſtlichen 
Sntereffe liegenden Ausnahme handelt, in welcher Ber 
ziehung jedoch Ein Mitglied des Ausfchufles abweichender 
Anficht ift, welche daſſelbe bei der Berathung hervorzu⸗ 
heben fich vorbehält. Wir beantragen ſonach Zuftimmung 
zu ſaͤmmtlichen Beichlüffen der andern Kammer.” 

Diefes Ausfchugmitglied war Here v. Breidens 
fein, der bei der Berathung erklärte, er fey mit dem 
Art, 5 nicht einverftanden, und hinzufügte: „Es ift nur 
ein Motiv für denfelben angeführt, naͤmlich das dienſt⸗ 
ſiche Intereſſe. Ich habe nachgeforfcht, morin diefes bes 

Reben foll, babe aber keine Austunkt inden Tramen, Bob 
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Intereſſe des Dienftes liegt darin, daß das Anfehen bes 
hauptet wird. Einem Landrichtee gegenüber committirt 
man einen andern Landrichter. Was die Richtercollegien 
beteifft, fo ift es ein Uebelftand, wenn in ſolchen Fällen 
inter pares gerichtet wird. Die Mitglieder find auch 
nicht die Vorgefegten des Landgerichts, fondern das Colleg. 
Ueberhaupt ift diefer Artifel eine außerordentliche Abwei⸗ 
bung von dem, was man fonft mit dem Gefeßesentwurf 
will; er fteht in einem wunberlichen Contraft mit dem 
Princip gleihee Unterordnung unter die Juſtiz, welchem 
man alle privilegivte Gerichtsftände aufgeopfert hat.” Als 
dere v. Homberg den Art. 5 der Unvollftändigfeit ans 
klagte, indem aud die übrigen Minifter genannt feyn 
müßten, auch die Räthe des Yuftizminifteriums, hinſichtlich 
deren fich ähnliche Gründe geltend machten, ftimmte ihm 
Here v. Breidenftein bei, während der Berichtserftats 
tee und der Regierungscommiffär (Herr v. Lindelof) ent: 
gegnete, der Gefichtspunft des dienftlichen Intereſſes ſey 
der maßgebende. Here v. Schend (Director des Finanz: 
minifteriums) erklärte, er werde auf Verwerfung des Ars 
tikels ftimmen, ohne welchen das Gefeß mehr befriedigen 
werde. Freiherr v. Arens deutete darauf hin, daß 
der für den Artikel angeführte Grund zur Ausdehnung auf 
Civilſachen führen müßte, und meinte: „Will man die Pri⸗ 
vilegien aufheben, fo mache man reine Bahn und nehme 
fie auch einem Jeden ohne allen Unterfhied.” In vers 
wandtem Sinne äußerte ſich noch Herr v. Hombergf 
und Zreihere v. Rabenau. 

Die Kammer nahm den Gefegesentwurf an, jedoch 
mit Ausnahme dee fo befämpften Art. 5, gegen den ſich 
13 Stimmen gegen drei erklaͤrten. 

Nach Anhoͤrung ihres Ausſchuſſes, der vorſchlug, 
den Artikel fallen zu laſſen, weil, obgleich er ihn fott- 
während für gesechtfectigt halte, dieſer Artikel bei den wur 

Srals d, Er. AR. 1800. II. &t. N 
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noch kurzen Herrſchaft Der beitehenten Gerichtsverfaſſung 
wenig praftiih ſeyn werde, ging Die zweite Kammer mit 
28 Etimmen gegen 7 von ihrem früheren Beichluffe ab. 

So wurde der Geſetzesentwurf mit Ausfcpeidung dies 
ſes neuen Artikels zum Geſetz erhoben. 


8. 


Befeg vom 23. Februar 1849, einige Abäns 

derungen an dem in den Provinzen Starten> 

burg und Oberheffen beftehbenden Strafproze$ 
für Civilperfonen betreffenb. 


In der Eigung der zweiten Kammer am 2. Juni 
1848 erſchien der Suftizminifterialrath Emmerling ale 
Regierungscommiffär und Iegte folgenden Gefegesentwurf 
vor: „Ludwig ꝛc. Da ed wuͤnſchenswerth erſcheint, aus 
dem bisher in Unferen Provinzen Starkenburg und Ober⸗ 
heilen für Eivilperfonen beftandenen Strafprozeß auch ſchon 
vor Abfaffung und Einführung einer vollftändigen neuen 
Prozeßordnung einige weſentliche Gebrechen zu entfernen, 
fo haben Wir mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände 
verordnet und verordnen wie folgt: Art. 1. Cine Unter: 
fuhung in Streaffachen hat für den Befchuldigten in fo 
lange Feine nachtheiligen ftaatsbürgerlichen oder bürgers 
lichen Kolgen, als gegen denfelben nicht ausdruͤcklich eine 
Speciafinquijition erfanntift 1). Art.2. Bei der Erkennung 
der Specialinquifition, oder, falls eine folche nicht befonder® 
ausgefprochen wurde, vor dem Endurtheile und der demſelben 
vorausgehenden Vertheidigung, muß das Gericht dem Ans 
gefchuldigten die Gattung des Vergehens oder Verbrechen, 
deſſen er befhuldigt ift, mit den die Art deſſelben beftims 
menden Umftänden unter Hinmweifung auf die einfchlagens 


5 vecu. meinen Beitrag zum erſten Bon der Beitfchrife für 
deutſches Strafverfahren. Karlsruhe 1841, ©. 465 — 488: 
Sur Lehre von der General⸗ und —85 —E 
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den Steafgefebe bezeichnen. Art. 3. Hat eine Unters 
fuhung gegen einen Befchuldigten Feine hinreichende Indi⸗ 
cin oder Beweife ergeben, um auf Specialinquifition zu 
erkennen, oder fofort Endurtheil zu geben, fo hat das 
Gericht den Beichluß zu fallen, daß Fein Grund vorhans 
den fen , die Sache weiter zu verfolgen. Art. 4. In dies 
fem Falle kann der Befchuldigte wegen derfelben Thatfache 
nicht weiter zur Unterfuchung gezogen werden, es fey denn, 
dag fich neue Anzeigen, bevor Berjährung eingetreten, 
wider ihn ergeben. Art. 5. Als neue Anzeigen werden bes 
teachtet : Zeugenausfagen und Urkunden, welche dem Ges 
richt fruͤherhin unbefannt geblieben waren, gleichwohl von 
der Beſchaffenheit find, daß fie entweder die früheren Bes 
weißgründe, welche zu ſchwach befunden wurden, erhebs 
lich verftärfen, oder daß fie über bie Thatumftände neue 
Aufflärungen geben, welche geeignet ericheinen die Wahrs 
heit zu ermitteln. Art. 6. Nach erfolgter Erkennung der 
Specialinquifition, oder wenn, ohne daß diefe vorausges: 
gangen, ndurtheil in der Sache erlaflen werden foll, 
koͤnnen die Gerichte den Angefchuldigten nur entweder freis 
fprechen oder verurtheilen. Die Abfolution von der Ins 
ftanz ift aufgehoben. Art, 7. Auf einen Reinigungseid 
kann nicht mehr erfannt werden. Art. 8. Wer durch ein 
Erfenntniß freigefprochen worden iſt, kann wegen: derfels 
ben Thatfache nie niehr in meitere ftrafrechtliche Unters 
fuhung gezogen werden. Art. 9. Wider Erfenntniffe in 
Steaffachen finden Rechtsmittel innerhalb der bisherigen 
gefeglichen Friſt und unter Beobachtung der gefelichen 
Foͤrmlichkeiten unter folgenden Beftimmungen ftatt: L Aps 
pellationen: 1) gegen Urtheile der Untergerichte an die 
Mittelgerichte, wenn auf eine der im Art. 7 des Straf⸗ 
gefegbuch® unter 1 bis 11 incl. bezeichneten Strafarten, 
oder auf 3 Gulden Geldſtrafe oder daruͤber erfannt IS 
2) gegen Urtheile der Mittelgerichte an das Spt, Düren 
R 2 
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appellationg = und Caflationsgericht: a) wenn Jene in erfter 
Inſtanz auf eine der in dem Art. 7 des Strafgefegbuche unter 
4 — 14 incl. bezeichneten Strafarten, oder über neunzig Gul⸗ 
den Geldfirafe erfannt haben, b). wenn die Mittelgerichte in 
der. Appellationsinftanz auf eine der in dem Act. 7 des 
Gtrafgefegbuchs unter 1 — 10 incl. bezeichneten Straf: 
orten, oder auf vierhundert Gulden Geldftrafe oder‘ dars 
über erfannt. haben. IE. Nichtigfeitsbefchwerden und 
zwar unbeſchraͤnkt durch irgend ein Strafmaß, in folgen: 
den fünf Fällen: 1) wenn das Erfenntnig von einem un: 
zuftändigen oder fonft unfähigen Richter resp. Gericht ers 
lafien roorden ift; 2) wenn. die Handlung, welche den Ge 
genftand. der Unterfuchung bildet, überhaupt nicht unter 
den Begriff eines Vergehens oder Verbrechens zu fublumis 
een ift, oder wenn diefe Handlung, wiewohl an ſich ftraf; 
bar, ſich doch nicht zur richterliden Competenz eignet; 
3) menn eine Handlung zur Strafe.gezogen wurde, welche 
nicht. Gegenftand der Unterfuhung gewefen war; 4) wenn 
wefenttiche Kormen ‚der Unterfuchung nicht beobachtet wors 
den. find; 5) wenn dem Angefchuldigten die VBertheidigung 
abgefchnitten worden ift. III. Rechtömittel der Reftitus 
tion oder der weiteren Bertheidigung finden in allen Fällen 
nur ftatt, wenn zu deren Begründung neue Thatumftände 
und Beweiſe erbracht werden fünnen — und dies au 
blos dann, wenn eine Appellation überhaupt nicht, oder 
wicht mehr zuläflig if. Gegen Erfenntniffe, die auf 
Rechtsmittel der Reftitution oder der weiteren Vertheidi⸗ 
gung ergehen, find. diefe Rechtsmittel nicht weiter ftatthaft, 
fondern nur.Appellationen oder Nichtigkeitsbeſchwerden in 
den dazu geeigneten Hallen. Das bisherige Rechtsmittel 
ber Revifion in Steaffachen ift aufgehoben. Art. 10. In 
den höheren Inſtanzen kann die von dem Gerichte erſter 
Faftanz. erkannte Strafe auch dann nicht verfchärft werden, 
wenn. des höhere Richter, in Foloe einer Brrokung \et 
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Augefchuldigten, Die Entfcheidung des Unterrichterd wegen 
Incompetenz vernichten und die Sache zur erften Aburthei⸗ 
lung an fich ziehen würde. ” 

Dieſen Gefegesentwurf begleitete der Regierungscoms 
miffär mit ausführlichen Motiven, im Wefentlichen dahin 
lautend: Für die „ſchweren Straffachen ” habe die Staats⸗ 
regierung eben den Entwurf eines umfaſſenden Gefeges 
wegen @inführung des öffentlich: mündlichen Strafverfah⸗ 
rens mit Schwurgericht in den beiden dieffeitigen Gerichten 
vorgelegt. Würde derfelbe zum Geſetz erhoben, fo fey das 
mit noch immer nicht die Rechtöfprechung in den Kormen 
des bisherigen Strafverfahrens ausgefchloflen, das „Höchft 
drücende Männel und Gebrechen ”, mit Recht der Gegen⸗ 
ftand langjähriger lebhafter Klagen, an ſich trage — 
Abfolution von der Inſtanz — Reinigungseid — übers 
große Beſchraͤnkung der Rechtömittel 22). Daher Abficht 
dee Staatsregierung, dieſen Gebrechen ſchon jebt, vor 
Einfuͤhrung einer umfaſſenden Strafprozeßordnung, durch 
ein Zwiſchengeſetz abzuhelfen. In Bezug auf die Entfer⸗ 
nung der Losſprechung von der Inſtanz komme 
6 darauf an, vor Allem einen Abfchnitt der Unterfuchung 
zu bezeichnen, von dem an erft den Angefchuldigten nach⸗ 
theilige bürgerliche oder ſtaatsbuͤrgerliche Kolgen der Unters 
ſuchung treffen dürften, daneben aber den Grundſatz aus⸗ 
juipeechen,, daß bie dahin die Unterfuchhung, jedoch mit 
Vorbehalt der Wiederaufnehmung derfelben beim Yuftaus 
ben neuer Anzeigen und Beweiſe, eingeftellt werden koͤnne. 


42) Ein Beleg der Druckſchrift: „Actenmäßige Darftellung der 
wider den Gemeinderath E. E. Hoffmann in Darmfladt Alte 
hängig gemachten Unterfuchung wegen angebliche Theilnahme 
an einer angeblich bei den Wahlen zum fechsten Grh. Heff. Lands 
tag vorgefallenen, 17 Kr. betragenden Beſtechung. Woͤrtlicher 
Abdrud der bei dem Orh. Heſſ. Oberappellationg = und Caſ⸗ 
ſations gericht eingereichten Rechtfertigung: der Nicyriateltubes 
Ihwerde und Appellarion, Epeyer 1836”, uud ihre Rrfaltoie. 
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Darum die Art. 1—6. Mit dem im Art. 1 Berordneten 
folle natärlich nicht ausgefpeochen feyn, daß die Gerichte 
immer, auch in den einfachften Sachen, dem Endurtheil 
die Erfennung der Specialinquifition vorangehen laſſen 
müßten; died fen ihrem Ermeflen überlaffen; nur der 
Grundſatz folle herrſchen, daß eine Unterfuchung, fo lange 
fie ſtillſchweigend in Specialinquifition übergehe, nie 
mehr deren Solgen nach fich ziehen koͤnne. Der Art. 2 
rechtfertige fich von felbft ; bisher Habe Hierin eine Uns 
ficherheit geherrfcht, welche die Vertheidigung des Ange: 
fhuldigten in hohem Grade verfümmert habe *); der 
Vorbehalt der Art. 3 und 4 fey gegenüber der Verban⸗ 
nung der Freifprechung von der Inſtanz unentbehrlich, 
„damit nicht die Gerichte ohne Noth und genügenden 
Grund zu Endurtheilen bingedrängt würden, welche dem 
Anfangs unüberführt gebliebenen Verbrecher zum immerwaͤh⸗ 
renden Schilde gegen neu auftauchende beffere Beweiſe dies 
nen möchten” ; die Befchaffenheit derfelben ald Bedingung 
der Wiederaufnahme der Unterfuchung beftimme der Art. 5 
in einer der franzöfifchen Eriminalordnung entfprechenden 
Weiſe *), Der Art. 6 fey der Ausgang und Zweck der 
vorhergehenden Artikel und bedürfe Feiner weiteren Begrüns 
dung. Der Art. 7 fen die Anerkennung der längft ers 
Fannten Wahrheit, daß dee Reinigungseid feinen Raum 
mehr im Strafverfahren einnehmen dürfe; das non bis 
in idem des Art. 8 fey ein von der neueren Geſetzgebung 
adoptirter Grundfaß. Zu den wefentlichften Gebrechen des 
bisherigen Strafverfahrens habe die ungebührfiche Höchft 
inhumane Beſchraͤnkung der Rechtsmittel gehört 7°). Der 


43) Ih ann dies aus vielfacher Erfahrung bezeugen. 
44) ©. Misteumater, Das deutfche —— —— Vierte 


‚ Aufl. Th. 2. $. 206, ©. 638, 639. Vergl. Zhilo, 
—ã für das Großherz. Baden, a erloruhe 
a) ⸗ 


45) ©. Mittermaisr a. a. D. S. 613, Now % u &. 201. 
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Appellation, nicht mehr an den Beweis der vollen Uns 
ſchuld geknüpft, fey im Art. 9 ein weiter Spielraum ges 
geben, fo dag nunmehr das Rechtsmittel der Revifion Feis 
nen Stoff habe. Was die Nichtigkeitsbeſchwerde 
betreffe, fo zeige die Landesgefepgebung Luͤcken, welde die 
Pragis Habe ausfüllen müflen; das fo Feftgeftellte fey unter 
I. 1 — 5 aufgeführt; die Rechtsmittel der Reftitution 
resp. der mweiteren Vertheidigung feyen zurückgeführt auf 
die Grenzen des beftehenden Rechts, die zu überfchreiten 
oft verfucht worden ſey; der Art. 10 rechtfertige fich Durch 
die Betrachtung, daß das Inſtitut des Staatsanwalts 
fehle und ſo auch den hoͤheren Gerichten nicht die Befugniß 
eingeraͤumt werden koͤnne, auf eine ſchwerere Strafe zu 
erkennen. 

Der durch den Abg. Koͤſter erſtattete Ausſchußbe⸗ 
richt erklaͤrte ſich mit der Staatsregierung darin einverſtan⸗ 
den, daß man Abhuͤlfe leiſten, ſich aber auf die beſchraͤn⸗ 
ken muͤſſe, die ohne tief eingreifende Reformen des Beſte⸗ 
henden moͤglich ſey, und verbreitete ſich dann zuerſt auf die 
Art. 1 — 8 des Geſetzesentwurfs. Er erkannte an, daß 
man über die totale Verwerflichkeit des Reinigungseides *9) 


46) Der Reinigungseid hatte fich in Heffen zuerſt durch die Praris 
eingebürgert. Bei Malcomesius, Observationes pra- 
cticae fori hassiaci, Francof. 1667, findet ſich P. 1V, 
Obs. 10, überfchriebden: In causis etiam criminalibus, ubi 
indicia ad torturam sufficientia desunt, 'obtinet juramen- 
tum purgationie, ein Befcheid vom Sahr 1627, des Inhalts: 
Wird Peinlich Beklagter einen Leiblihen Eid — ſchweren, 
daß die Büchfe ohn einigen Vorfag und über all fein Wer⸗ 
fhulden und Verwahrloſen ab und loß gegangen, fol er darin 

ehört werden und ferner darauf geſchehen, was recht iſt. — 
efe Praris ward fpäter zum Geſetz sppoten, Die Erimis 
nalordnung v. 3. 1726 verordnet im Tit. XVI, überfchries 
ben: Bon der Tortur und pyeinlihen Frage, wie 
auch von dem Reinigungs⸗Eyd ıc., 917: „Wann 
nach Beichhaffenheit des Verbrechens, oder deren Indiciorum, 
anftatt würklicher Zortur oder Zorrition mit derfelben Ver 
Reinigungs» Epd, oder au, falls noch einiger metun yer- 
Jarll vorhanden wäre, die Zorrition mit Vrelem Kox goke, 
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in der Theorie längft einig fen *7); Pie Anwendung dieſes 
Wahrheitserforſchungsmittels führe nach der Erfahrung 
nur zu Häufig zum Meineid und fen nach dem noch herr⸗ 
fehenden Prozeßrecht um fo drüchender, ald ein auf diefen 
Kid erfennendes Erfenntnig nur durch die Nichtigfeitsbes 
ſchwerde angefochten werden koͤnne 8), während die Verwei⸗ 
gerung deflelben unbedingt zur Berurtheilung führe. Weiter 
erfannte der Ausfchußbericht an, daß über die Verwerflich⸗ 
feit des AInftituts der Sreifprehung von der Inſtanz *°) 


kommt auf vernünftiges Ermeſſen eines jeden Richters derges 
ftalten an, daß deshalben nicht wohl einige Regul au fegen iſt.“ 
Die Praris bildete fich dahin aus, dag nur dann dem Anges 
fhuldigten der Reinigungseid zuerkannt werden folle, wenn 
es fich nicht von einem ſchweren Berbrechen handle. Bei⸗ 
fptele: Mein Beitrag zum 34. Band der Annalen der Erimis 
nalrechtöpflege, Altenburg 1846, S. 122 — 124: Berſuch⸗ 
ter Betrug eigner Art, und: meine Mittheilungen, 
sh. 4. Darmftadt 1831, ©. 113 — 117. Gleiches z. B. im 
Herzogthum Braunfchweig,, f. Scholz, Abriß der Gerichts⸗ 
verfaf]. u. d. Verfahrens in Straffachen im Herzogth. Brauns 
ſchweig. Altenburg 1841, ©. 62. 


47) Im Allgemeinen, auch in Fe Beziehung, Bezug 
auf Mittermaier, Die Lehre vom Bemweife im deutſchen 
Strafverfahren. Darmit. 1834, ©. 483 —486. Derfelbe, 
Das deutfche Strafverfahren , Vierte Aufl. Th. 2. Heidelberg 
1846, $. 184: Gebrauch des Eides als Beweismirs 
tel in Straffahen, wo der Berf. S. 492— 504 vom 
Reinigungseid handelt. Müller, Lehrbuh 6. 163. 
Heffter, Lehrb. d. Criminalrechts, 3. Aufl. 1846, $. 650. 


43) Nach der Rechtsſprechung Großh. Hofgerichte in Darmfladt 
tft gegen ein Zwiſchenerkenntniß in Etraffachen, befonders 
gegen ein auf den Reinigungseid erfennendes, kein Rechtes 
mittel zuläffig, weil ein folches Zwifchenurtheil nach gemeis 
nem Recht nicht in Rechtskraft übergeht, in Heflen vor dem 
Jahr 1803 überhaupt feine Rechtsmittel in Straffachen ftatts 
haft waren und die feitdem ftatthaften ein Urtheil verlangen, 
welches eine Strafe ausfpricht; dagegen ift eine fogenannte 
aufergerichtlihe Beſchwerde zuläffig; ſ. Anmalts Zeitung, 
Jahrgang 1845, ©. 148— 152: Rechtskraft von Zwi⸗ 
ſchen⸗Urtheilen in Straffahen «. 


49) Auch die Zreifprechung von der Inſtanz hatte fih durch die 
Praris in Heſſen eingeführt; f. z. B. Malcomesius I. c. 
Obs. 57: Reus, qui criminis indicia per lorturam purga- 
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ein Streit mehr obmalte °%); fie brandmarfe den Ans 
jefchuldigten für immer in der Öffentlichen Meinung und 
yabe für ihn nach dem Gefeg vom 28. Scptember 1842 
ea Nachtheil, daß ihm, mit Ausnahme einiger Vergehen, 
ie Möglichkeit, als Landtagsabgeordneter zu erfcbeinen, 
ntzogen ſey °'); übrigens verlange die Gerechtigkeit, daß die 
Staatsbürger, gegen welche ſolche Erfenntniffe vorlägen, an 
em Makel jenes Geſetzes, den nach der Praxis nicht einmal 
we Ablauf der Verjährungszeit tilgen fünne 82), befreit 





vit, ab instantia absolvendus est. Zum Beleg werden 
jwei Erfenntniffe der Jahre 1618 und 1633 mitgetheilt — 
„daß Peinlih Beklagter auf Erfordern des Wiedereinftellens 
von diefem Serichtsitand zu abfolviren und gegen genugfame 
Caution und Urpheden der Hafften zu erlaflen ſey“ ꝛc. — ©. 103, 
104 des 42. Bandes der Annalen der Criminalrechtspfiege, 
Altenburg 1848, theilte ich einen Bericht der Zuriftenfaculrät 
ju Marburg v. 3. 1645 an den Landgrafen Georg I. mit, 
aus dem hervorgeht, daß fie einen Angefchuldigten theils zu 
‚einer „extraordinari ftraif  verurtheilten, theils, wegen Mans 
gels genügenden Beweifes „nur von diefem Gerichteſtand“ abs 
folvirten. Meine Mittheilungen, Ih. 6, ©. 210 fg.: Loss 
fprehung von der Snftanz. Merurtheilung des fo Losgeſpro⸗ 
henen in die Koften ıc. : 


HH Im Allg. Bezug auf Mittermaier aa. O. $. 193: 
Losfprehung von der Inſtanz. Ellen, Das Entbins 
den von der Inſtanz. Ein Beitrag zur Gefchichte der Geſetz⸗ 
gebung des deutfchen Strafverfahrens. Zübingen 1846. 


51) Breidenbach, Sommentar, Bd. 1. Abth. 2, ©. 698— 
700. Mirtermaier, Die Strafgefeggebung in ihrer Forts 
bildung 20. Zweiter Beitrag, S. 194— 1%. Der VBerfaffer 
hebt hervor , daß ſchon bei der Berathung des Entwurfs dies 
ſes Sefeßes in der zweiten Kammer das Snftitut der Entbins 
dung von der Snftanz mir feiner Härte, obwohl fruchtlos, 
angefochten worden fey. 


52) ©. Wörtlicher Abdrud der neueren Eingaben und Erlaffe 
in den wider den Gemeinderarh Ernit Emil Hoffmann in Darnıs 
ſtadt anhängigen Unterfuhung wegen Theilnahme an einer 
angeblich ber den Wahlen zum fechsten Großh. Hrffifchen Lands 
tage vorgefallenen , 47 Kr. betragenden Beſtechung. München 
1845, und die Betrachtung dieſer Schrift S. 200 — 223 des 
Jahrg. 1845 der Anwalt » Zeitung (aus der Feder des vers 
ſtorbenen Advofaten H. K. Dofmann in Darmitadt). — Dir 
neueſte Entfcheibung des Großh. Heſſ. Oberappıllaıenes YUd 
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würden. Der Ausfchuß verweilte hierauf vorzugsroeife 
noch bei dem Art. 1 des Geſetzesentwurfs, indem er fich, 
um deffen Zweckmaͤßigkeit beurtheilen zu können, über das 
bisherige Verfahren und namentlid) darüber verbreitete, 
weiche Bewandtniß e8 mit der Specialinquifition habe. 
Machdem der Ausfchußbericht noch die Zweckmaͤßigkeit des 
Art. 2 anerkannt Hatte, namentlich auch darum, weil die 
Erkennung der Specialinquifition ganz allgemein gehalten 
zu werden pflege, indem die Gerichte es gefliflentlich ver: 
mieden, durch eine Epecialifirtung der Anfchuldigungs: 
punfte dem Endurtheif zu präjudiciren, forie darum, weil 
in demfelben auch) ſolche Anfhuldigungspunfte berucfichtigt 
würden, die dem Angefchuldigten nicht ausdrücklich als 
folche bezeichnet worden feyen, woraus fich namentlich der 
Uebelftand ergebe, daß die Defenforen oft im Zweifel feyen, 
ob fie auf diefen oder jenen Punft die Vertheidigung aus: 
dehnen follten, ſchloß der Ausſchuß mit dem Antrag , die 
Art. 1— 8 unverändert anzunehmen, nur dem Art. 6 den 
Zufag zu geben: „In Anfehung der bereitd erlafienen, auf 


— [——n 


Caſſationsgerichte in Darmftadt nebft den Entfcheidungsgrüns 
den in der wider den früheren Abgeordneten E. E. Hoff⸗ 
mann in Darmfladt anhängig gewefenen Unterfuchung wegen 
Theilnahme ꝛc. Eritifh beleuchtet. Eine Erörterung der Frage 
über die rechtlichen Wirkungen der Verjährung nach erfanns 
ter Entbindung von der Inſtanz, mit Bezug auf die im 
Großherzogthum Heſſen beftehende Sefeggebung. Mannheim 
1846. Anwalt = Zeitung, Sahrg. 1847, ©. 177 — 184, 193 — 
197: Muß der im Griminalprozeffe Angeklagte auf Grund 
der Verjährung des Verbrechens oder Vergehens, innbefondere 
auch nach ftattgehabter Losfprechung von der Sinftanz, durch 
ein Erkenntnig freigefprochen worden? Diefes Archiv Sahrg. 
1846, ©.473 fg.: Beitrag zur Lehre über die Wirfung der 
Verjährung im Strafrecht, nebit einem Anhang über das Vers 
hältniß diefer Lehre zu den Beitimmungen verfchiedener Deuts 
ſcher Berfaffungsurfunden über die Mahlfähigfeit eines An: 
’ gefhuldigten zum Kammermitglied. Bon Av. Kraus in 
Darnıfladt. ©. auch noch diefes Archiv, Jahrg. 1842, 
©. 199 fog.: Zahariä, Bemerkungen zur Lehre von der 
- ®erjährung der Verbrechen. 
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Abſolution von der Inſtanz lautenden Erfenntniffe hört die 
nachtheilige Kolge auf, welche in Beziehung auf Landtages 
fähigkeit der Art. 4 des Gefepes vom 28. September 1842 
damit verbindet.” 

Uebergehend zu dem Art. 9 des Gefegesentwurfs 
äußerte fih der Ausſchußbericht im Wefentlichen dahin: 
Das Drganifationsedict vom %. 1803 geftatte zwei Rechter 
mittel, die Appellation und die Revifion, die erftere für - 
das Darthun völliger Unfchuld 8), die letztere zur Erlans 
gung befieren Rechts; erftere erfordere, wenn fie gegen ein 
unterrichterliches Erfenntnig gerichtet werde, daß es mehr als 
deei Tage bürgerlichen Arreftes zuerfenne, wenn gegen ein 
bofgerichtliches Erkenntniß, daß daffelde mehr als bürgers 
lihen Arreſt ausfpreche (nach der Praxis werde eine Ges 
fängnißftrafe von 15 Tagen noch als eine bürgerliche Ars 
reſtſtrafe angefehen und eine Geldftrafe von einem Gulden 
einem Tag Gefaͤngniß gleich gerechnet); letztere (die Revi⸗ 
fion) fey gegen ein untergerichtliches Urtheil nur dann ftatts 
baft, wenn es eine mehr als achttägige Gefängnißftrafe 
zuerfenne, gegen ein hofgerichtliches Erfenntniß fogar nur 
dann, wenn darin eine Zuchthausftrafe von zwei Jahren 
oder eine gleichgroße Strafe, namentlich) Dienftentfegung, 
ausgeſprochen ſey (ſeit der Ausbildung der Eorrectionds 
hausſtrafe ftehe diefe in fofern der Zuchthausftrafe gleich) ; 
es fen erftaunlich, daß eine folche Gefengebung mit ihrem 
auf einem fehlerhaften Princip beruhenden Unterfchied zwi⸗ 
fchen Appellation und Revifion fih fo lange habe erhal: 
ten Eönnen. 

Der Ausſchuß erflärte fid im Allgemeinen mit dem 
Art.9. pos. I. einverftanden, mit Ausnahme der Geldftrafe 


53) Nach der Nechtsfprechung des oberiten Gerichts kann diefer 
Beweis auch durch den NReinigungseid erbracht werden, in 
fofern derfelbe nah der Individualität des Faleo md 


der Perfon, fowie nach Lage der Unteriudung ala yliina 
erſcheint. 


200 Gefeßgeb. Thätigkeit im Großherz. Heſſen 


unter 2 a und b (15 Gulden ftatt 90, und 90 Gulden 
ftatt 400). 

Auch Hinfichtlich der pos. II. erflärte fi der Aus; 
ſchuß einverftanden. Da die Landeögefeßgebung über die 
Michtigfeitsbefchwerde ſchweige, fo habe die Pragis, bei 
der Dürftigfeit ded gemeinen Rechts, Hauptfächlich auf die 
Doctein hingemwiefen ®), im Ganzen die Grundfäge befolgt, 
die der Geſetzesentwurf adoptirt habe; er empfehle diefe 
Deftimmungen, wenngleich die unter 4 und 5 etwas vag 
feyen. 
Ebenſo fand der Ausfchuß bei der pos. III. (Rechtes 
mittel der weiteren Bertheidigung, das hier eine andere 
Dedeutung habe, wie in der Doctrin des gemeinen Rechts 
und der Reftitution) nichts Wefentliches zu erinnern. 

Dem Eingang des Art. 9 gegenüber, wonach hin⸗ 
fihtlih der Rechtsmittel die bieherigen Friſten und For⸗ 
malitgten fortbeftehen follten, ftellte der Ausſchuß einen 
Antrag auf beftimmte Zufäge. 

Die Betrachtung des Art. 10 führte den Ausfchuß 
zu folgendem Vortrag: „Diefer Aetifel fcheint dem Aus; 
ſchuß bedenflih. Darüber, daß nach gemeinem Recht 
rebtsbeftändige Urtheile in höherer Inſtanz nicht zum 
Nachtheil des Angefchuldigten abgeändert werden fönnen, 
ift man in der Theorie ziemlich einig, wiewohl in neuerer 
Zeit mandye Stimmen für die entgegengefegte Anficht ſich 
erhoben haben 9). Mehr Streit herrſcht darüber, ob 
der Staat nichtige Urtheile zum Machtheil der Anger 
fhuldigten anfechten koͤnne? 9) Mas die Praxis unferer 

54) Abegg, Lehrbuch des gemeinen Sriminalproseffes ꝛc. ab 
nigsb. 1833, $. 188, ©. 324 — 326. Heffter, Lehrb. 6. 688 
Mittermaier, Das beurfehe Strafverfahren, 4te Aufl. 
Th. 1. S.224fg. Th. 2. $.204: Nichtigkeitsbeſchwerde. 

55) Vergl. Mittermater, Das deutfche Strafverfahren, 
te Aufl. Ch. 2, ©. 623 — 625 


56) Bergl. Mitiermaier a, a. D. 8.1. &37: Unzu⸗ 
fänbigfeit, S. 391 fg. 
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Gerichte anbelanat , fo fteht es feſt, daß ein zu Recht 
beftehendes Urtheil vom oberen Richter nicht verfchärft 
werden kann, und ebenfo gewiß ift es, daß der höhere 
Richter nicht jede Nullität eines Urtheils Namens des 
Staates zum Nachtheil des Angefchuldigten geltend machen 
fann. Dagegen haben die Dbergerichte fich ſtets für bes 
fugt gehalten, ein unterrichterliches Urtheil zu caffiren, die 
Sache an ſich zu ziehen und ohne alle Ruͤckſicht auf defs 
fen Inhalt, mas Rechtens, zu erkennen, wenn daB Uns 
tergericht in die Competenz des Obergerichts eingegriffen 
hatte 7). Der Ausfchuß glaubt, dag man diefen Grunds 
fog und zwar gerade darum, weil wir feinen Staatsanwalt 
haben, der die Rechte des Staats gegen folche Eompetenzs 
überfchreitungen zu wahren hat, aufrecht erhalten follte, 
indem es fonft in der Macht der Untergerichte läge, die 
ſchwerſten Verbrechen vor ihe Forum zu ziehen. In dies 
fem Kalle wenigſtens follte man den Obergerichten, als 
oberauffehenden Behörden, die Befugniß zugeftehen, die 
Rechte des Staats auch gegen Erfenntniffe von Amts wegen 
ju wahren, mag das betreffende Urtheil durch ein von dem 
Angefchufdigten ergriffened. Rechtsmittel oder fonft zu ihrer 
Kenntnig gelangt ſeyn. Da nun das in dem Art. 10 
außgefprochene Princip im Allgemeinen von der Pragis ans 
erkannt , eine Ausnahme nur In jenem einen Kall geftattet 
und fie vom Intereſſe des Staats gefordert wird, fo dürfte 
ſich das Vorgefchlagene als entbehrlich und fo al nicht em: 
pfehlenswerth darftellen und der Artikel zu ftreichen feyn.” 


57) Einen folhen Fall theilte ih ©. 45 fg. des erften Ban⸗ 
des der Zeirfheift für Geſetzgebung und Rechtspflege des 
Aurfürftenrhums und Großherzogthums Heffen und der freien 
Stadt Frankfurt, Darmftadt 1834, mit. Das Landgericht 2. 
erfannte in einer Unterſuchungsſache wegen Inceſtes durch 
Beruriheilung in Correctionshausſtrafe. Großh. Hofgericht in 
Darmflads caflirte das Erkenntniß wegen Inrampriray Wo 
Landgerichts und erlich Urtheil. 
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Der fo begutachtete Gefegesenttourf verwandelte fich, 
nach mehrfachen Verhandlungen in den beiden Kammern 
und zwiſchen denfelben, in das Gefeg vom 23, Sebr. 1849, 
des Inhalts: ' 

Ludwig III. ꝛc. Nachdem Wir in den Provinzen Star: 
fenburg und Oberheflen duch Unfer Gefeß vom 28. October 
1848 für die zur Competenz der Affifen vertoiefenen Vers 
brechen das geeignete Verfahren angeordnet haben, finden 
Wir ung bewogen, aus dem Strafprozeß für Eivilperfos 
nen binfichtlich der übrigen Straffälle auch ſchon vor Einr 
führung einer vollftändigen neuen Prozeßordnung einige 
wefentliche Gebrechen zu entfernen. Wir haben daher, mit 
Zuftimmung Unferer getreuen Stände, verordnet xc. Art. 1 
(tie der Entwurf). Art.2. Bei der Erkennung der Spe⸗ 
cialinquifition, oder, falls eine folche nicht befonders aus: 
gefprochen würde, vor dem Endurtheile und der demfelben 
vorausgehenden Vertheidigung muß das Bericht dem Ans 
gefhuldigten, bei Vermeidung der Nichtigkeit des verur⸗ 
theilenden Erkenntniſſes 88), das Vergehen oder Verbrechen, 
deffen er befchuldigt ift, unter Hinweiſung auf die einfchlas 
genden Strafgefege bezeichnen ®). Art. 3 (tie der Ent; 


58) Bei der Berathung in der zweiten Kammer ftellte der Abg. 
Bolbard den Antrag, diefe Nichtigfeit anzudrohen, da es 
für den Angefchuldigten höchft wichtig fen, zu erfahren, wefs 
fen er befhuldigt fey, indem er fich fonft nicht gehörig vers 
theidigen könne; jene Bezeichnung vertrete die Anklageacte. 

. Der Abg. Köfter (Berichtserflatten) erachtete das Vorgeſchla⸗ 
gene als fich von felbft verfiehend. Nach einer weiteren Eurs 
zen Berathung erhob die Kammer den Antrag einflimmig 
zum Befchluffe. Auch der durch den Freiheren v. Mündhs 
Bellinghaufen (Mitglied des oberften Gerichts) der erften 
Kammer erftattete Ausfchußbericht erklärte fich für das Amen⸗ 
dement, gegen das indeflen die Kammer felbft ih mit Stim⸗ 
menmehrheit erklärte. Erft nachdem die zweite Kammer bei 
ihrem Befchluffe beharren zu wollen erklärt und der Auss 
ſchuß wiederholt auf Anfchluß angetragen hatte, erfolgte der 
Beitritt. 

59) Der Ausſchuß der eriten Kammer hatte fich über Art. 2. des 

Entwurfs u. A. dahin ausgeiprohen: Dirie Biürkeilıng 
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murf). Art. 4. In diefem Kalle kann der Befchuldigte 
wegen ber nämlichen That nicht weiter zur Unterfuchung 


werde, wie. der der zweiten Kammer erftattete Ausfchußbericht 
hervorgehoben, allerdings von dem urtheilenden Gericht 
ausgehen müflen, weil nur diefes zu beurtheilen habe, welche 
Sattung von Delict in der Handlung, die Gegenftand der 
Unterfuhung, zu finden fey; es würde jedoch den Angefchuls 
digten felbft benachtheiligen, wenn man diefer Beſtimmung 
wegen der Worte „mit den die Art defielben beftimmenden 
Umftänden unter Hinweifung auf die einfchlagenden Strafges 
feße”” die Auslegung geben wollte, als müßte die Mitthei⸗ 
{ung in den Rear der Handlung und auf die die Größe der 
Strafe fih beziehenden Momente und Gefege eingehen ; denn 
dann würde, wenn Unterfuhung und Aburtheilung verfchies 
denen Serichtsbehörden zuftehe, ein gründlichese Etudium der 
Unterfuchungsacten erfordert und die Aburtheilung verzögert 
und dem Angefchuldigten doch Fein Bortheil gewährt. Zus 
gleich mit Hinblid auf die beantragte Androhung der Nichtige 
keit des Erkenntniffes, die genaue Bezeichnung des Sinns 
nöthig mache, „weil nur hierdurch vielfachen Nullitätsque⸗ 
relen der Anwälte vorgebeugt werden” Eönne, trug der Aus⸗ 
fhuß darauf an, nur zu fagen: „muß das Gericht dem Ans 
gefhuldigten das Verbrechen oder Vergehen, deflen er bes 
ſchuldigt ift, unter Hinmweifung auf die einfchlagenden Straf⸗ 
gefege bezeichnen.” — Bei der Berathung gab Herr u. Home 
berg der Faſſung des Entwurfs: „die Gattung des Ver⸗ 
brechens ıc.” den Vorzug vor der Faſſung des Ausfchuffes ; 
daher Beibehaltung jener Faſſung mit dem Strich der Worte: 
„mit den” bis „Umftänden” Wenn der Unterfuchungss 
richter, bei Strafe der Nichtigkeit, den Rechtsbegriff des Vers 
brechens fpectell bezeichnen folle, fo mürden häufige Ans 
fragen bet dem vorgefegten Gewicht und dadurch Verzoͤgerun⸗ 
gen und fonftige Inconvenientien hervorgerufen ; die Feſtſtel⸗ 
lung des ftrafrechtlichen Begriffs einer That werde oft zwei⸗ 
felhaft und namentlich beim Beginn der Unterfuhung oft 
nicht möglich ſeyn; daher dringende Nothwendigkeit fo gene= 
veller Bezeichnung, wie fie ohne Beeinträchtigung der Rechtes 
vertheidigung möglich erſcheine. Der Berichtserftatter ent⸗ 
gegnete, der Ausfchuß habe diefes im Auge und wolle darum 
die Befeitigung des Wortes: „‚ Gattung”; darunter Eönne 
nämlich 3. B. verftanden werden, als. müfle bet Diebftaht 
noch näher angegeben werden, ob einfacher oder ausgezeichs 
weter. Der Kanzler Dr. Birnbaum beftätigte dieſes mit 
dem Zufage, daß er zunächft im Ausfchuffe diefen Punkt her⸗ 
vorgehoben habe; es gefelle fich noch die theoretifhe Schwies 
tigkeit hinzu, die in der Frage beftehbe, ob bei gewiſſen 
Verbrechen, z. B. der Zödtung, Überhaupt An Gortunass 
begriff angenommen werben Eönne,, worüber une Ara Ace 
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gezogen werden, es ſey denn, daf ſich neue Belaftungsgründe 
wider ihm ergäben. Art. 5. Als neue Belaftungsgründe 
werden Zeugenausfagen, Urkunden und Ueberführungs: 
ftüde betrachtet, welche dem Gerichte früher zur Prüfung 
richt vorgelegt werden konnten, jedoch geeignet find, ents 
weder die vorhandenen Beweife zu verftärfen, oder über 
die Thatumftände neue zur Ermittelung ber Wahrheit. diens 
liche Aufflärungen zu geben ®%). Art. 6 (mie der Ent: 


tern des gemeinen Rechts, an welches das Strafgeſetzbuch fich 
doch Ichne, Streit. Here v. Arens meinte, es genüge, 
wenn dem Angefchuldigten das Delict feinem factifchen 
Beftande nach bekannt gemacht werde; ihm und feinem 
Bertheidiger fey es überlafien, dafjelbe unter die Gattung und 
die Artikel des Geſetzbuchs zu fubjumiren, melde auf dir 
den Gegenitand der Unterfuhung bildende That angewendet 
oder nicht angervendet werden könnten. — Der Grh. Regie⸗ 
tungscommiflfär (Minifterialrath v. Lindelof) deutete dars 
auf hin, daß nach dem die Grundlage des Gefeßesentwurfs 
bildenden gemeinen Recht dem richterlihen Ermeflen Vieles 
überlaffen fen, daher auch die Folge genügender Bezeichnung 
des Delicts und des entfprechenden Strafgefeges. — Die Kams 
mer nahm den Art. 2 des Entwurfs unter der Bedingung 
an, daß die Worte: „mit den die Art deffelben beftimmens 
den Umftänden”, wegfallen. Die zweite Kammer trat dies 
fem Befchluffe in foweit bet, als diefe Worte geitrichen wers 
den follten, nicht aber in fofern, als es heißen folle: „die 
Gattung des Verbrechens und Bergehens”, indem fie den 
Antrag des Ausfchuffes der erften Kammer adoptirte; aus der 
ausführlichen Discuffion ergiebt fi), daß fie die bloße Bes 
zeihnung der Sattung des Delicts für zu allgemein erach⸗ 
tete. Der weitere Bericht des Ausfchufles der erften Kammer 
trug darauf an, diefe möge, um einen gemeinfchaftlichen Bes 
ſchluß zu erzielen, den mit dem Befchluffe der zweiten Kams 
mer übereinflimmenden Vorſchlag Ihres Ausfchuffes annehmen, 
was auch einftimmig gefhah. — Vergl. v. Sagemann, 
Handbud der gerichtlichen Unterfuchungsfunde Frankfurt 
1838, $. 278, ©. 308, 309. 


60) In Bezug auf die Art. 3—5 des Gefeßesentwurfs bes 
fchräntten fih die Stände darauf, die Staatsregierung zu ers 
fuhen, bei der definitiven NRedaction darauf Bedacht zu neh⸗ 
men, daß die Faffung derfelben den mit ihnen im Weſent⸗ 
lichen übereinftimmenden Artikeln 81, 89— 91 des Gefepes 
wegen Einführung des öffentlich = mündlichen Strafverfahrens 
mit Schwurgericht angepaßt werde. 
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murf, nur mit dem Zufat %): In Unfehung der bereits 
erlaſſenen, auf Abfolution von der Inſtanz lautenden Er⸗ 
fenntniffe Hört die nachtheilige Folge auf, welche in Bezies 
hung auf Landtagsfähigfeit der Art 4 des Geſetzes vom 
28. September 1842 mit diefer Abfolution verbindet). 
Art. 7 (wie der Entwurf). Art. 8 (wie der Entwurf, 
nur mit dem Unterfchiede, Daß es ftatt „„megen derfelben 
Thatfache” heißt „wegen der nämlichen That.” Art. 9, 
Wider Erfenntniffe in Etraffahen finden Rechtsmittel 
unter folgenden Beftimmungen ftatt: J. Appellatios 
nen: 4) gegen Urtheile der Untergerichte an die Mittel: 
gerichte, wenn auf eine der im Art. 7 des Strafgefegbuche 
untee 1 —11 bezeichneten Strafarten 9%) oder auf drei 
Bulden Geldftrafe oder darüber erfannt ift; 2) gegen Ur: 
theile dee Mittelgerichte an dag Großh. Dberappellationg s 
und Eaflationsgericht: a) wenn jene in erfter Inſtanz auf 
eine der in dem Art. 7 des Strafgeſetzbuchs unter 1— 11 
incl. bezeichneten Streafarten, oder über fünfzehn Gulden 
Geldftrafe erfannt Haben; b) wenn die Mittelgerichte in 
der Appellationsinftanz auf eine der in dem Art. 7 des 
Strafgeſetzbuchs unter 1 — 10 incl. bezeichneten Straf: 
arten, oder auf eine Seldftrafe von einhundert Gulden oder 
mehr 8) erfannt haben (der weitere Inhalt ift den Ent⸗ 





61) Diefen, wie oben bemerft, von dem Ausfchuffe der zweiten 
Kammer vorgefchlagenen Zufag nahmen die beiden Kammern 
on. Sn der erſten Kammer ergab fich darüber Feine Discufs 
fion. Der Regierungscommiffär deutete nur darauf hin, daß 
der Entwurf des Wahlgefeßes hiervon handle. Das inzwis 
hen publicirte MWahlgefeg macht die Unfähigkeit von rechts⸗ 
kräftiger Verurtheilung zu einer beftimmten Strafe abhängig. 

62) Bon der Zodesitrafe herab bis zu bürgerlichem Gefängniß. 
Die Strafen unter 12 und 13 find Geldftrafe und gerichts 
liher Verweis. 

63) Beide Kammern hatten den oben gedachten Antrag des Auss 
ichuffes der ameiten Kammer adoptirt, nur die Summe von 
%0 Gulden auf 100 erhöht, um mit einem andern Gelee anf 
gleiche Pinic zu Eommen. 

SIrhio b. Er. 8. 1850. 11. ©t. O 
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wurfe gleichlautend, nur daß den fünf Richtigkeitefällen 
der bereits im Art. 2 aufgeführte beigezaͤhlt ift). Art. 10. 
Die Rechtsmittel der Appellation und Nichtigkeitsbe- 
ſchwerde muͤſſen bei dem Gericht, welches das befchwerende 
Erkenntniß erlaflen hat, binnen zehn Tagen angezeigt 
und, je nachdem fie gegen ein Untergerichtö> oder gegen 
ein Hofgerichte : Erfenntnig gerichtet find, binnen vier, 
beziehungsmeife ſechs Wochen, vom Tage des Ablaufs 
der jehntägigen Einwendungsfrift an gerechnet , gerechtfer- 
tigt werden. ft das befchwerende Erfenntnig von einem 
Untergericht erlaflen worden, fo koͤnnen die Beſchwerden 
auch mündlich zu Protofoll gegeben werden. Aus erheb: 
lichen Gründen findet eine Erftrecfung der Rechtfertigung 
frift ftatt. Weber Kriftgefuche und Geſuche um Wiedereins 
fegung in den vorigen Stand gegen den Ablauf der Eins 
mwendungs= und Rechtfertigungsfrift entfcheidet das Gericht, 
welches das angegriffene Erfenntnig erlaffen hat. Das 
Gericht , gegen deflen Erfenntnig dad Rechtömittel der 
Appellation oder Nichtigfeitsbefchwerde verfolgt wird, hat 
die Beſchwerdeſchrift, beziehungsmeife das die Beſchwer⸗ 
den enthaltende Protokoll nebft den Acten längftens bins 
nen 8 Tagen an den höheren Richter zue Entſchei⸗ 
dung einzufenden. Art. 11. Die Entſcheidung über die 
Rechtsmittel der weiteren Bertheidigung oder der Reftitution 
fteht dem Gericht zu, welches in erſter Inſtanz entfchieden 
hat *). Kür den Fall, daß dee Höhere Richter abäns 


64) In dem Art. 10 und diefem erften Cap des Art. 11 bes 
ftehen die von dem Ausfchuffe der zweiten Kammer vorgefchlas 
genen und von den Kanımern angenommenen Zufäße zu dem 
Art. 9, deren oben im Allgemeinen gedacht ift. Der Ausſchuß 
hatte zur Begründung feines Borfchlags vorgetragen: Nach 
dem Eingang des Artikels follen für die Rechtsmittel die ders 
malen beftehenden Vorfchriften über Friften und Formalitäten 
in Kraft bleiben. In Beziehung auf Appellation , Revifion 
und Nullitätsbefchroerden galten nach einer Werordnung v. 3. 

1810 die Vorſchriften über die Rede ia Slfaiıs, 
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der nd erfannt hat, wird die Entfcheidung über die Rechtes 
mittel der Reftitution und weiteren Vertheidigung an dies 
fen Höheren Richter verroiefen. Art. 12. Wird ein nicht 
devolutives Rechtömittel mit einem bei dem höheren Richs 
ter zu verfolgenden (devofutiven) Rechtsmittel verbunden, 
fo erſtreckt fi die Sompetenz diefes höheren Richters aus⸗ 
nahmsmeife auch auf jenes Rechtsmittel. Letzterer kann 
Indeffen, wenn er das devolutive Rechtsmittel aus focs 
mellen oder materiellen Gründen verwirft, das nicht devo⸗ 
lutive Rechtömittel zur Entfcheidung an den Richter voriger 
Inſtanz verweiſen. 


wit Ausnahme der Beſtimmungen über die Verluſtgelder. 
Diefe VBorfchriften find an ſich unzweckmäßig und müffen um 
fo mehr befeitigt werden, als fie fogar für Civilſachen nad 
dem Eutwurfe eines Gefeßes einige Abänderungen des civils 
gerichtlichen Verfahrens betreffend, aufgehoben und durch ans 
dere , ein einfacheres Verfahren bezweckende Borfchriften erfept 
werden follen. (Diefer Entwurf gedieh auch zum Geſetz.) Es 
würden hiernach auch für die Rechtsmittel in Strafſachen je» 
nem Geſetzesentwurf nachgebildete Beitimmungen zu treffen 
feyn. Aucd wäre es wohl zwedmäfig, ausdrüdlich zu beſtim⸗ 
men, daß die Rechtsmittel der Reftitution und meiteren Vers 
theidigung nicht devolutive Rechtsmittel feyen. — Den Art. 12 
nahmen die Kammern an auf den Vorfchlag des Ausfchuffes 
der erften Kammer, der fich dahin ausgefprochen hatte: Der 
Abficht des Gefeßes dürfte es entfprechen, auch zu beftimmen, 
wie es gehalten werden folle, wenn ein nicht devolutives 
Rechtsmittel mit einem devolutiven verbunden werde, 3. 3. 
die Reftitution mit der Appellation oder Nichtigfeitsbefchwerde ; 
nah dem Grundfage des Prozefrechtse, daß das devolutive 
Rechtsmittel das nicht devolutive nach fich ziehe, müßten beide 
bei dem höheren Richter verfolgt werden; nur muſſe dann 
auch, im Einklang mit dem Gefege über den Devolutiverfect 
des Rechtsmittels der Reititution in Eivilfachen, dem höheren 
Richter geftattet fen, dann, wenn er das depolutive Rechtss 
mittel verwerfe, das nicht devolutive an den Richter voriger 
Suflanz zu verweilen. — Den zweiten Cab des Art. 11 
sahmen die Kammern an auf Anregung des Herrn v. Hom⸗ 
berg£, der es nicht für paflend erachtete, von dem Grunds 
faß des gleichen civilprozefjualifhen Geſetzes, wonach gegen 
abändernde Erkenntniſſe bei dem Oberrichter Reftitution nadıs 
gefucht werden müſſe, in Straffachen abzumeicdhen. 


2 
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Gefeg vom 11. April 1849 wegen Aufhebung 
der Zodesftrafe. 6°) 


| Als am 22. April 1839 den Ständen der Entwurf des 
Strafgeſetzbuchs vorgelegt wurde, zeigte fih, Daß die 
Staatsregierung ſich entfchloffen Habe, auch die Todes: 
ftrafe noch vorzufchlagen. So erhebend auch die Hoff: 
nung fey, — fo fprach fih der Regierungscommiffär in 
feinem begleitenden Bortrag aus — daß eine Zeit fom: 
men werde, in welcher Todesftrafe zur Antiquität gewor⸗ 
den, fo wuͤrde doch deren Verbannung der gemwagtefte Ber: 
fuch einer Gefeggebung feyn; nur eine Schärfung derfels 
ben weiſe dad Jahrhundert zuruͤck, während die Humani⸗ 
tät die Spärlichfeit des Gebrauchs gebiete &). Der 
Bericht der vereinigten Ausfchüffe beider Kammern äußerte 
fich in verwandtem Sinne und beantragte die Beibehaltung 
der Todesftrafe. Als Gegner derfelben fegte ich meine Tegte 
Hoffnung darauf, daß fich In der zweiten Kammer Stim⸗ 
men für die Verbannung einer Strafart erheben würden, 
gegen die ſich fehon vor fo vielen Jahren die edelften Bei: 
fie — ib nenne nur Beccaria — erhoben hatten. 
Ich fand mich daher, als der furchtbare Art. 9 des Ge: 
fegesentwurfs zue Berathung fam, auf der Galerie der 
Kammer ein. Wie groß war aber meine Täufehung. Die 
kurze, nicht tief eingehende Discuffion ließ feine Stimme 


65) Im Allg. Bezug auf die Darlegung Mittermaier’s im 
Jahrg. 1840 und 1841 diefes Archivs: Die Todesftrafe 
— nah dem neueften Stande der Anfihten in Engs 
Land, Rordamerifazc. über die Aufhebung diefer 
Strafart; und die neuefte Auflage von Feuerbach's Lehrs 

- buch: Gießen 1847, veranflaltet von Mittermaier, 6.145. 
66) Gleihe Stimmen erhoben fih z. B. im Niederländifchen 
Staändeſaal; f. den genannten Beitrag des Advokaten Baums 
bauer in Utrecht zum 19. Band der Zeitfchrift für Rechts⸗ 
wiſſenſch. u. Geſetzgeb. d. Ausl. S. 76. Nur wenige Stim⸗ 

men widerfegten ſich der Todesſtrafe. 
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gegen bie Todeöftrafe auftauchen (nur ein Abgeordneter 
fragte ſchuͤchtern, ob man nicht Deportation der Todes: 
fteafe an die Seite fegen folle); alle Abgeordnete erachte⸗ 
ten fie für ein nothiwendiges Uebel, und beide Kammern 
erklaͤrten ſich einftimmig für fie, daher fie in dem Geſetz⸗ 
buch ihren Sig einnahm 97) und feitdem mehrmals Köpfe 
fallen ließ 8). 

Erſt nach zehn Fahren follte es zur Abhuͤlfe kommen. 
In der Sigung der zweiten Kammer am 27. Sebruar 1849 
erſchien Minifterialrath v. Kindelof und legte folgenden 
Gefegesentwurf vor: „Zur Ausführung der im Reichsge⸗ 
fege vom 27. December 1848, die Grundrechte des Deuts 
hen Volks betreffend, im $. 9 enthaltenen Beftimmung, 
dag die Todesftrafe, ausgenommen, wo das Kriegörecht 
hie vorſchreibt, oder das Seerecht im Kalle von Meutereien 
fie zuläßt , abgefchafft ift, Haben Wir, nach Anhörung 
Unfers Staatsraths und mit Zuftimmung Unferer getreuen 
Stände, verordnet zc.: Art. 1. „Bei den mit Todesftrafe 
zu abndenden Verbrechen foll, fo weit dieje Strafart durch 
das gedachte Reichsgeſetz abgefchafft iſt, ftatt der Todes: 
ſtrafe auf lebenslängliche Zuchthausftrafe erfannt werden. ” 
(Art.2 beftimmt, daß das Gefeg mit dem Tage der Publi- 





67) Breidenbah, Kommentar, Band 1, Abth. 1, S.313 fg. 


68) ©. meine Mittheilung im 40. Band der Annalen der Cri⸗ 
minalrechtöpflege,, herausgegeben von Schletter, Altenburg 
1847, ©. 244—2369: Meukhelmord, Banditenmord, 
Bermandtenmord; ſowie meinen weiteren Beitrag zum 
44. Band derfelben, Altenburg 1848, ©. 34—68: Die 
That des Maurergefellen Wabhlberg aus Brauns 
ſchweig. Dem Raubmörder, von dem meine Darftellung im 
46. Band, Lipzig 1848, S. 2351 — 275: Ein Raubmord, 
handelt, ward Lim November 1846) die Todesftrafe erlaflen. 
Sch fand mich veranlaft, die Bemerkung zuzufügen: „Die 
gegen die Zodesitrafe immer reger werdende Stimmung mochte 
wohl ihren flillen aber mächtigen Einfluß geltend gemacht 
haben.” Vergl. den Zahrg. 1848 diefes Archivs ©. 409 fo. 
Mittermaier, Die Zodesjtrafe in ihrem Berhältuis wat 
Peynadigung ec. 
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cation In Kraft treten folle.) Der Ausſchuß der zweiten 
Kammer trug, hervorhebend, daß die der Todesftrafe zu 
fubftituirende Strafe nur die feyn koͤnne, welche nach alls 
gemeinen Rechtsgrundfägen und dem Strafgeſetzbuch in 
der Stufenleiter der Strafübel auf die Todesftrafe folge, 
die lebenswierige Zuchthausftrafe, auf unveränderte Ans 
nahme des Gefegesentwurfd an. Die Kammer felbft 
nahm nach einer Furzen Discuffion über die Frage, was 
unter „‚Kriegsrecht” zu verftehen fen, den Gefegesentwurf 
an, und zwar einftimmig, ſowie fie früher den entgegen: 
geſetzten einftimmig angenommen hatte. Auch der der 
erften Kammer erftattete Ausfchußbericht empfahl die Ans 
- nahme deffelben. Die Berathung eröffnete der Kanzler 
Dr. Birnbaum, indem er im Wefentlihen ſprach: 
Nach der gegenwärtigen Sachlage Fönnte ich in Kürze mid) 
an die Motive des Gefeßesentwurfs und Berichte anſchlie⸗ 
fen. Dennoch halte ih e8 auf meinem Standpunfte für 
geboten, über die Abfchaffung der Todesftrafe mich in 
wenigen Worten auszufprechen, um mich dagegen zu vets 
wahren, als billige ich fie gegen meine feit Langem und 
fortdauernd vertheidigte Anficht, indem ich für den Ge⸗ 
ſetzesentwurf ftimme, da ein verpflichtendes Reichsgeſetz 
vorliegt und unzweifelhaft die lebendwierige Zuchthausſtrafe 
die nächftftehende if. Ich Fann den Beſchluß der Natio: 
nalverfammlung nicht für hinreichend begründet erachten, 
bezweifle, ob er in allen deutfchen Staaten zur Geltung 
fommen wird 9°), und bin innigft überzeugt, daß die Tos 
desftrafe in feinem deutfchen Staate lange abgefchafft blei: 


69) Die Zwiſchenzeit begünftigt diefen Zweifel. Die octroyirte 
Keicheverfaffung gedenkt in ihrem $. 137 der Abfchaffung der 
Sodesftrafe nicht; f. Die deutfche Reichsverfaffung nach ihrer 
zweiten Lefung nebit Grundrechten, Neichswahl: und Eins 
führungsgefeg und Entwurf der octronirten Verfaffung des 
Deutfchen Reiche , im vergleichender Weiſe abgedrudt. Deffau 
und Köthen, 189, ©. 4. 
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ben wird. Schon vor mehr als 20 Jahren habe ich an 
einem Streite über deren Verbannung fehr lebhaften An; 
theil genommen, und fie gegen die Argumente franzöfifchee 
und belgiſcher Juriſten vertheidigt, mit welchen ich Damals 
in näherer Verbindung ftand und welche hauptfächlich zur 
Wiederbelebung der feit Beccaria erhobenen Frage beis 
getragen haben. Auch noch heute huldige ich diefer Ans 
bt, nicht blos aus theoretifchen Gründen, fondern weil 
ſie mir auch durch die Erfahrung vielfach beftätigt erfcheint. 
Ran hat fi) für die Abfchaffung der Todesftrafe damals 
befonderd auf das Beifpiel Tosfana’d berufen, was mich 
veranlaßt bat, mich mit Gelehrten diefes Landes in Cors 
seipondenz zu ſetzen, insbefondere mit dem als erften Eris 
einaliften Italiens befannten Carmignani in Pifa, 
der zuc Zeit der Abfchaffung durch Leopold von Tosfana in 
einer eigenen Schrift fich gegen diefe Abſchaffung erflärte, 
obfbon viel fpäter, noch kurz vor feinem Tode, jedoch 
mehr aus theoretifchen Gründen, dafür. Theils durch 
deſſen Gefaͤlligkeit, theild auf anderen Wegen bin ic in 
den Befig von Urkunden gekommen, die mich überzeugten, 
dag die fo vielfach gepriefenen wohlthätigen Kolgen der Abs 
Kbaffung der Todesftrafe in Toskana allen Grundes ents 
behrten. Sicher ift, daß das Gefeß, welches fie als 
Etrafe des Hochverraths und des Mordes nach menigen 
Jahren wieder einführte 7%), in feinen Motiven angab, 


70) Mittermater, der uns ©. 147 feiner Schrift: Stalienis 
fye Zuftände, Heidelberg 1844, belehrte, von 1831 bis 1839 
fey in Toskana fein Zodesurtheil gefällt, feitdem keins volls 
zogen worden, während die Zahl der jchweren, befonders der 
todeswürdigen Verbrechen ſich nicht vermehrt habe, hebt das 
beachsenswerthe Moment hervor, die öffentliche Meinung jen 
der Zodesitrare nicht günftig,, hinzufügend: Die Ereigniffe 
bet dem legten im Jahr 1829 und 1830 in Pifa und Florenz 
Hartgefundenen Hinrichtungen find von fo vrnfter Art, daß 
der Regent, von deſſen Ausſpruch die Entfcheidung Ver Kraat 
nber Die Bolljiehung der Zodeöjtrafe adhangt , in der Erine 
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es fen geichehen, weil feit ihrer Aufhebung die Zahl der 
Verbrechen fehr zugenommen habe, und namentlich den 
Mord hervorhob, wegen deſſen in den vierzehn der Ab» 
fhaffung vorangegangenen Jahren nur zweimal die Todes: 
firafe verhängt worden wäre. Auch in Deutfchland wird 
man nach meiner feften Ueberzeugung zu demfelben Ergeb; 
niſſe fommen. Was den Gefegesentwurf angeht, fo ift 
es unzweifelhaft, daß die lebenswierige Zuchthausftrafe die 
Stelle vertreten muß; ob aber dadurch die Gefeggebung 
ihrer Aufgabe genügt hat, ob fie nicht aufgefordert ift, 
diefe lebenswierige Strafe für die Fälle, für die fie biöher 
angedroht war, zu mildern, damit nicht dad Rechtsgefuͤhl 
des Volks, das z. B. einen vorbedachten Batermord ebenio 
beftraft ficht mie viel geringere Verbrechen , verlegt wird? 
Freilih Grund, das ganze Strafſyſtem zu ändern, wozu 
jegt nicht die Zeit. 

Der Regierungscommiffär bemerfte, die Staats: 
regierung fen hinfichtlich diefer Krage zu demfelben Refulrat 
gefommen,, während zu einer Revifion jegt noch nicht ger 
fehritten werden fünne. 


nerung an die Scenen der Vergangenheit unwillführlich zus 
rüdfchaudern muß, durch die Beftätigung des Zodesurtheils 
ähnliche Erſcheinungen, welche der Strafgerechtigkeit nicht 
günftig find, in das Leben zu rufen. Bei der Hinrichtung in, 
Yifa Hatte die Unzufriedenheit des Volkes fich fo heftig aufs 
gefprochen, dag nur mit Mühe der Scharfrichter, der das 
Urtheil vollziehen follte, der Wuth des empörten Volkes, das 
die Vollziehung mißbilligte, entzogen werden Eonnte. In Flo⸗ 
renz hatte bei der legten Hinrichtung die Mißbilligung der 
Zodesftrafe fih fo ausgefprochen, daß der Zag der Hinrichs 
tung als ein Zag der allgemeinen Trauer galt. Biele Eins 
wohner hatten die Stadt verlaffen, die Straßen, durch welche 
der Trauerzug zog, waren faft leer, und die geringe Zahl der 
Perfonen, welche am Hinrichtungsplage gegenwärtig waren, 
zeigten dem aufmerkfamen Beobachter , wie wenig das Volk 
an jenem Acte der Gerechtigkeit ein Gefallen fand.” Bei fols 
hen Erfcheinungen ift es fehr zweifelhaft, ob der Geſetzgeber 
gut daran that, die Todesſtrafe zurüdzuführen, 


in Bezug auf Strafrecht u. Strafverfahren. 213 


Der Präfident, Prinz Emil, erfannte die Nothwen⸗ 
digfeit an, der Reichsgeſetzgebung zu folgen, fügte aber 
hinzu: Dagegen verzichte ich nicht auf mein Recht, hier 
eine abreichende Anſicht Hinfichtlih der Abfhaffung der 
Todesftrafe und zugleich mein Bedauern darüber auszus 
ſprechen, daß der Landesgefeggebung nur das Recht der 
Subftituirung einer andern Strafe zufteht. Es wird mich 
nicht leicht Jemand einer Härte des Gemuͤths zeihen fönnen; 
aber ich fpreche es aus: ich beflage, daß die Todesftrafe- 
wegfallen fol. Es liegt in diefer mir falfchen Philanthros: 
‚pie 7%), in diefer Milde gegen Verbrecher, welche für die 
bürgerliche Gefellfchaft nur Laft und Schande ift, eine 
Härte, ein Unrecht gegen die Staatsgeſellſchaft, deren 
EigentHum und Leben des Schutzes beraubt wird, den die 
Zurcht vor der Todesftrafe bisher in unzähligen Sällen 
gewährte. Es bedarf Feiner großen Belefenheit zur Aufs. 
zoͤhlung vieler Rechtsfälle, welche lehren, daß nach dem 
eignen Eingeftändniffe der Schuldigen nur die Beforgnig, dem 
Beil zu verfallen, fie von ſchweren Miffethaten zurückhielt. 
Politifhe Verbrechen find nach meiner Ueberzeugung eben 
fo ftrafbar, wenn nicht ftrafbarer, als alle anderen. 
Sie find gegen den Staat, Ordnung und Ruhe gerichtet. 
Dennoch erfenne id an, daß, von einem andern Stand: 
punkte aus, die Anfichten hierüber verfchieden feyn koͤn⸗ 
nen 79), befonders in einer Zeit, in welcher, wie in der 
jegigen, alle Berhältniffe und Begriffe aus den Fugen ge: 
treten find, und felbft die bisher als unerfchütterlich betrachs 
teten Wahrheiten in Zweifel gezogen werden. Nimmt man 
aber einmal einen folhen Standpunft an, dann iſt aud) 


71) Der Prinz hat bier Kant zur Seite, der den italienifchen 
Marchefe befchuldigt, er habe aus theilnehmender Empfindes 
lei einer affectirten Humanität die Zodesftrafe bekämpft. 


72) Bergl. diefes Arhiv. Jahrg. 1847, S,16l1 fa. HIN 
Ueber Wifbraud der Todesftrafe. 


314. Gefebgeb. Thätigkeit im Großherz. Heffen-- 


die Auffaffung über das Straffällige politifcher Vergehen 
eine fehr verfchledene, und es ift weit beſſer, geradezu 
auszufprechen , daß politifhe Verbrecher durch die Todes: 
ſtrafe nicht erreicht werden follen. Es wird auch dies ein 
geoßer Irrthum und Sehler feyn, aber die Folgen find 
doch nicht in dem Grade nadhtheilig, ale dann, wenn man 
die Todesftrafe überhaupt aufhebt und die Milde auch auf - 
die gemeinen Verbrechen ausdehnt.e Auch von meinem 
militärifben Standpunft aus fann ich nur die volle Ueber; 
zeugung ausfprechen, daß durch das Wegfullen der Todes: 
ftrafe in den feltenen Fällen des Militärfteafgefeßbuchs die 
ſchwerſten Nachtheile erwachfen werden. Die Subordis 
nation ift das Lebensprincip des Militärs 7*), und es giebt 
Fälle, in denen zu Ihrer Aufrechthaltung die Androhung 
der Todesſtrafe unentbehrlich iſt. Ich bin zwar überzeugt, 
daß noch vor dem Ablauf eines Decenniums die Todesftrafe 
durch die Macht der Nothmentigfeit zurückgeführt wird, 
aber ich muß bedauern, daß man erft die traurigen Folgen 
ihrer Aufhebung abwarten will, um fie zurückzuführen. 
Ich vermag in der Beftinnmung der Grundrechte nur eine 
traurige Gabe zu erfennen. 

Freiherr dv. Breidenftein erfannte in der Art, 
„vwie in der neueren Zeit Verbrechen abgeurtheilt werden”, 
ein Moment für die Abſchaffung der Todesftrafe. „War”, 
fprach er, „ſchon der in unferm Strafprozeſſe für zuläffig 
erflärte Indicienbeweis ein Fehlgriff, fo ift dies in noch 
höherem Grade der Fall bei der Aburtheilung durch 
Schmurgerihte, wenn mah nur einigermaßen betrachtet, 
wie Diefe zu Stande fommt.” — „Dagegen” — fügte 





73) Diefe Betrachtung führte auf dem legten Landtage zu einem 
Gefegesentwurf auf Ausdehnung des ſtandrechtlichen Werfahs 
rens bei dem Militär außerhalb des Zujtandes des Kriegs. 
Die zweite Kammer ließ indeflen dieſe Propofiiion auf ſich 
beruhen. 
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diefer erflärte Gegner des Gefchwornengerichte Hinzu — 
„ſpricht gegen die Aufhebung der Todesftrafe auch noch 
dee weitere Umftand, daß man, weil das Volk die Größe 
des Verbrechens nach der Größe feiner Strafe zu beurtheis 
fen pflegt, eine weit mildere Beurthellung der Eapitalvers 
brechen hervorrufen wird, als bisher herrſchte und herr⸗ 
ſchen follte. 

Die Grafen von Goͤrtz und Leiningen: Wefterburg 
erflärten fich gleichfalls gegen die Aufhebung der Todess 
ſtrafe, der Letztere mit dem Zufate: Sch beflage es 
tief, daß die Reihsverfammlung einen folhen Befchluß 
gefaßt Hat, weil ich vorausfehe, daß er zu großen Calami⸗ 
täten führen wird; denn die Verbrechen werden fich vers 
mehren. Wenn ich mich gegen diefe Aufhebung erfläre, 
fo beftimmt mich hierzu zugleih ein veligiöfes Princip; 
denn die Todesftrafe ift fo alt wie das Ehriftenthum; ich 
fehe mich daher gedrungen, meiner Weberzeugung treu zu 
bleiben und werde gegen den Gefegesentiwurf ftimmen. 

Dee Prälat Dr. Zimmermann entgegnete: Ges 
ade vom religiöfen Standpunkte aus wuͤrde ich mich 
für die Verbannung der Todesftrafe ausfprechen müffen 7%), 
binzufügend : Dennoch halte ich e8 für beflagenswerth, 


74) Dberhofprediger v. Ammon in Dresden hat fi im drits 
ten Band feines Handbuchs der chriftlihen Sittenlehre vom 
Standpunkt des Chriftenthums aus dahin ausgefproden, daf 
der Mord mit dem Tode beftraft werden müffe. Wohl Eonnte 
Sarriere S. 16 der von ihm und Nöllner herausgegebes 
nen Schrift: Wiffenfchaft und Leben in Beziehung auf die 
Sodesftrafe, Darmftadt 1845, fagen: Wenn Gott die Liebe 
iſt und fi aller feiner Sefchöpfe Zag und Nacht erbarmt, 
iſt dann der Menſch ein Ebendild Gottes, wenn er feine 
Mitmenſchen erbarmungslos, lieblos zum Zode führt? Bes 
reuet der Verbrecher, fo ift er auf dem Wege zur Befferung, 
und warum fie ihm abfchneiden? MBereuet er nicht, fo hat 
er auch das Böfe feiner That noch nicht erfannt, und es ift 
doppelt graufam, einen Menfchen zum Richtplatz Idıleiten, 


der weder vor noch nach der Mifferhat das rehhte Brrohtlens 
über fie hatte. 
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- daß fie gerade in eine fo aufgeregte und an Begriffsverwir⸗ 
rungen fo reiche Zeit fällt. 

Nachdem noch der Abg. v. Rabenau das Wort 
genommen hatte, um zu erflären, daß er nicht aus Ueber⸗ 
zeugung für den Geſetzesentwurf ftimmen werde, überzeugt 
fey, daß man, wie in Toskana, vor Ablauf eines Decen- 
niums die Todesftrafe zurüchrufen werde, fchloß fich die 
Berathung. Die Kammer nahm mit 11 Stimmen gegen 
den Gefeßesentwurf an, der fo zum Gefeg erhoben wurde. 


Noch hätte ich mich mit dem wichtigen Geſetz vom 
28. October 1848 wegen Einführung des öffentlich » muͤnd⸗ 
lichen Strafverfahrens mit Schmwurgericht in den beiden 
älteren Provinzen, forte mit dem Gefeß vom 31. Decem⸗ 
ber deſſelben Jahres wegen des Verfahrens in Affifenfachen 
und Bildung der Schwurgerichte in Rheinheflen, ferner 
mit dem Gefeg vom 23. Februar 1849 wegen Abänderung 
einiger Beftimmungen des Strafgeſetzbuchs, das mit dem 
erftgedachten Gefeg in Relation fteht, zu befchäftigen. In⸗ 
deſſen follen diefe legislativen Erſcheinungen den Stoff einer 
befonderen Darftellung bilden, theils aus dem Aufßes 
ven Örunde, weil fonft der gegenwärtige Beittag zu ums 
fangreich feyn wuͤrde, theild aus. dem inneren Grunde, 
weil ich die nächften Affifenfigungen zu Beobachtungen 
und Erfahrungen, zu denen mich ſchon mein Amt als 
BVertheidiger, das Ich zufällig gleich in der erſtern Sache 
zu verwalten hatte, führt, benugen und deren Früchte 
mit darlegen will 7°). 


75) Im Juni 1848 legte der Suftizminifter Kilian einen Ges 
feßesentwurf wegen der Grundlagen der Gerichtsorganifation 
für die Provinzen Starkenburg und Oberheffen vor, der in 
Der zweiten Abtheilung die „, Strafgerichtsorganifation” bes 
trifft (Art. 21— 33) und den Seit der cheinhelliichen Ges 


—— 
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Das Reſultat des Einblicks in meine gegenwaͤrtige 
Darſtellung iſt die erfreuliche Wahrnehmung, daß die 
Sache des Fortſchritts einen Sieg erfochten und Vieles von 
dem, was die Stimme der Wiſſenſchaft laͤngſt forderte, 
zur Geltung gekommen iſt — Abſchaffung der koͤrperlichen 
Zuͤchtigung — definitive Uebertragung der Polizeigerichts⸗ 
barkeit an die Gerichte — Verbannung des privilegirten 
Gerichtsſtandes, der Abfolutign von der Inſtanz, des Rei⸗ 
nigungseides — Reformen im Gebiet der Rechtsmittel — 
Aufhebung der Todesſtrafe. 


rihtsverfaffung in fich trägt. Ein in der erften Kammer ges 
gefteliter Antrag und. die Annahme befielben ließ erwarten, 
daf diefe Kammer fich gegen diefen Gefegesentwurf erklären 
werde. Mit aus dieſem Grunde ließ die zweite Kammer den 
Gefegesentwurf auf fi beruhen. 
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X. 


. dur Lehre | 
von ven Belei digungen 
nach engliſchem Rechte. 


Von 


Herrn Dr. Marquardſen 
in London. 


(Beſchluß von Nr. IV. im vorigen Hefte.) 


Ein weiterer dee Erwähnung werther Punkt ift die Pu⸗ 
blication des Libel. Auch dieſer Ausdruck bezeichnet wie 
malice viel mehr als wir etwa darin finden würden. Unter 
dem Einfluffe dee Friedensbruchtheorie find die Englifchen 
Quriften zur Entfcheidung gefommen, daß jede fchriftliche 
Mittheilung, wenn fie auch nur an den Beleidigten, ohne 
in Anderer Hände zu kommen oder fpäter ihrem Anhalt 
nad Dritten mitgetheilt zu werden, gerichtet ift, ein libel 
darftellt, daß ein folcher Privatbrief, und feine Aufgabe 
bei der Poft, die Publication eines libel ausmacht. Dies 
bezieht fih nur auf eriminelle Verfolgung; damages fön: 
nen nur dann gefordert werden, wenn eine Publication 
im engeren Sinn vorgefommen ift. Da die Englifche actio 
injuriarum aestimatoria, wenn ich fie fo nennen foll, nicht 
wie die Römifche durch materiellen Gewinn einen ideellen 
Schmerz vergüten will, fondern von allem Ideellen abs 
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fehend, einen Vermoͤgensverluſt entweder präfumirt oder fich 
nachweiſen (äßt. Wäre wirklich die Befürchtung eines breach 
of the peace der Grund der Beftimmung über Beleidigun: 
gen, fo müßte natürlich auch ſchon die Befchimpfung unter 
4 Augen ftrafbar feyn (das Beweiſen laſſe ich dahingeftellt) 
‚oder zum Schadenerfaß verpflichten, aber dies ift Durch» 
aus nicht der Fall. Die Art und Weife wie in England 
gedruckte Libelle, welche in Zeitungen oder Zeitfchriften 
erſcheinen, in Bezug auf die Publication und den Verleger 
bewiefen werden, iſt fehr einfach und beruhet auf einem 
Statut aus dem Pitt'ſchen Regiment. Bon Seiten der 
Dppofition wurde gewaltig dagegen geredet, man zwaͤnge, 
fagte fie, die Drucker, fich felbft anzugeben. Seine 
nähere Ausführung gehört aber nicht hierher. Dagegen 
ift die Beftimmung wichtig , daß nach Englifhem Rechte in 
tinellfällen der Master für das Thun feines Servant vers 
antwortlih iſt. Wird 3. B. in einer Buchdrucerei ein 
libel ohne Theilnahme des Eigenthümerd der Anftalt ge⸗ 
druckt, verfauft in einer Buchhandlung ein Gehuͤlfe ein 
libel, fo ift dies nicht blos prima facie Evidenz gegen 
den Herrn, fondern es bildet eine juriftifche Gewißheit, 
und fein Beweis, daß er 5. B. in Amerifa war und von 
der Abnahme des Buchs nichts wußte, ift ihm offen 
aelaflen. Kin Buchdrucder wurde verurtheilt wegen eines 
Libells in feinem Blatt, obgleich er zur Zeit des Druckes 
der betreffenden Nummer wegen eines früheren Artifels im 
Gefaͤngniß ſaß. Wo Autor und Drucker oder Autor und 
"Berleger bekannt find, hat ſich in England bald die Flas 
gende Partei gefehämt gegen beide zu verfahren. In 
Staateprozeflen erinnere ich mich einige Male, daß dad 
Urtheil gegen den Drucker gefprochen wurde, darauf der 
Verfaſſer ſich nannte, auch prozeffirt murde und fo zu 
fagen die jenem zuerfannte Strafe erftand. Diefes Bei⸗ 
fpiel mag auch als ein Erempel gegen den Area ÜROUN 
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als ob die Englifhe Praris an Formeln und Buchftaben 
fi klammre. 

Ich Habe ſchon oben angedeutet, daß bei ber ſtraf⸗ 
"rechtlichen Behandlung eines libel die Srage, ob Wahr: 
heit, oder nicht ganz irrelevant ift, daß fie gar nicht vor 
die Jury gebracht werden darf, Diefer auf den erften 
Blick ganz unvernünftige Sag hängt mit dem Drohen der 
‚Seiedensbrecher zufammen und ift, hat man dieſes einmal 
"zugegeben, ganz folgerichtig; denn nach der menfchlichen 
Natur, tie fie einmal befchaffen ift, wird ſich, abgefehen 
‘von den feltenen Kallen, wo das Bormerfen einer wahren 
ſchimpflichen Handlung den Thäter niederdruͤckte, der 
Schuldige viel eher zu einer gemwaltthätigen Rache, einem 
Kriedensbruche Hinreigen laflen, als der Unfchuldige, der 
entweder den Vorwurf ganz verachtet oder mit fühlem 
Blute abweif. Sehen wir aber nun weiter, mie jene 
Regel ein richtiger Schluß aus unmahren Borausfeguns 
gen, in der Wirflichfeit ſtellt. Es ift geftattet in den ans 
geführten Fällen nachyzuweifen, daß das. angeflagte: libel 
ein treuer Bericht von Parlamentsverhandfungen oder Ges 
richtsvorgaͤngen iſt, daß 3. B. der Brief, welcher die 
Schmähung enthielt, die Beantwortung eine® anderen 
eben fo groben war. Es iſt geftattet bei der Anklage, 
daß wegen eines seditious libel, den ganzen Auffaß als 
evidence einzubringen, aus dem die incriminirten Stellen 
entnommen find, um aus dem Geift des Ganzen den einzelnen 
Ausdruck, die einzelnen Gedanken zu erläutern. Zwiſchen 
all diefen Dingen, welche vorgebracht merden dürfen, 
läßt fich gar leicht hie und da ein Ausdruck über die Wahrs 
heit und Nichtwahrheit einſchmuggeln, und eine jede 
Fury wird Acht darauf geben, meil fie bei all jenen Mos 
menten, ‚die ihr vorgeführt werden dürfen, immer auf die 
Frage fommen wird: Aber, ift denn die Angabe des Ans 

sefbulbdigten wahr oder nit? nd wenn tw Anaekhuß 
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Mate gar feine andere Hülfe hat, fo pflegt er anzudeuten, 
dag er allerlei mittheilen würde, wenn es Ihm eben nicht 
verboten wäre, die Wahrheit zu fagen. So gefehieht es 
oft, daß Wahrheit und Lüge fich deſſelben Ausweges bes 
dienen. Was ich eben erwähnt, zeigt, mie es in der Wirk⸗ 
Ischfeit zugeht, allein auch das Geſetz hat fich der Geltends 
machung der Wahrheit nicht ganz entziehen koͤnnen. Wie 
eine jede Halbheit, ift auch die jegige Einrichtung in diefer 
Hinſicht faſt ebenfo ſchlecht, als ihr gänzliher Mangel 
feyn würde. Nachdem das Verdict gefprochen und für 
den Anfläger ausgefallen, wird nach Englifchem Berichtes 
gebrauch der Berurtheilte gefragt: Prisoner at the bar 
You sland convicted of a felony (or misdemeanor) 
what hair You to say, why the Court should not 
pass sentence over You? In den meiften Straffällen 
wird die Strafe foglcich über ihn ausgefprochen und Eins 
wendungen werden felten gemacht. Aber in Libellfällen 
it e8 Sitte geworden das Urtheil zu verfchieben, und in 
dee Zwiſchenzeit erlaubt das Geſetz, dag durch Affidavit 
des Beruetheilten oder anderer Leute, alfo ohne mündliches 
Zeugenverhör, ohne Kreuzexamen, alles Mögliche und 
darunter auch Beweiſe und Behauptungen von der Wahrs 
kit des Geſagten und Angefchuldigen dem Richter vorges 
gt werden. Man geftattet auch Gegen» Affidavits des 
Anklaͤgers, aber das Ganze erfcheint dem Lefer, der fo 
eben die Darftellung des Trial aelefen, wo im offnen 
Sampfe Geſchicklichkeit und Standhaftigfeit bei Examina⸗ 
toren und Zeugen fich meflen, wo Alles fo fern von ches 
toriſchen Kunſtſtuͤcken und labyrinthifchen Plaidoyers ift, 
wie Maulmwurfsarbeiten, die den eben aufgeführten Bau 
wieder zu unterminiren trachten. 

Die Strafe für libel ift Gefängniß und Geldbuße; 
jene in der Regel zwei Jahre nicht überfteigend. Mad 
einem Statut Georgs III. (wir werden 28 unten wöhre, 

Birds d, Er. N. 1800. LI. ©t. P 


228 Zur Lehre von den Beleidigungen 


anführen) Fann im Falle von seditious libel nad vor: 
hergehender Beftrafung fogar bis auf 7 Jahre Transpors 
tation erkannt werden. Keine folche Strafe ift aber noch 
foviel ich weiß ausgefprochen oder ausgeführt worden. 
Jetzt iſt es längft erlofchen. Dis zum Jahre 1816, wo 
die Taylor'ſche Bill Wandel ſchaffte, wurde noch pillory, 
des Pranger hie und da als Zugabe beierfannt. 

Ein weſentlicher Theil in einee jeden Anflageacte 
wegen Schmähungen,, einerlei ob als Informations oder 
Indictment abgefaßt — und im Eriminalverfahren von 
derfelben Wichtigfeit, find die Innuendos. So bezeichs 
net man die Erklärungen, welche zum Verſtaͤndniß des 
kibells gehören und welche der Sitte gemäß an den ents 
fprechenden Stellen eingefügt werden. Sie dürfen nicht 
Dreues enthalten, fondern müffen ſchon im Libell liegen 
und werden gleichfam nur in den Innuendos ausgeſchrie⸗ 
ben, Ein Inn. ift 3. B. wenn in einem !ibell gegen 
den König der Ausdruck King durch ein meaning His 
Majesty now on the throne u. f. w. erfläct wird, 
oder wenn eine Schmähfchrift in Form einer Kabel ges 
febrieden ift und 3. B. angegeben wird: mit dem Minifter 
Jackbool ift Earl Bute gemeint, oder wenn z. B. in 
einem Peivatlibell gegen einen Receiver of taxes derielbe 
- Mr. Deceiver genannt, und diefe Bezeichnung von dem 

Anfläger als ihn meinend dargeftellt wird. Wie weit 
in den Innuendos gegangen werden durfte, ift dann und 
ann beftritten worden, da dies als eine Kormeltegel zur 
Competenz des Richters gehört, — aber die Wahrheit 
der Innuendos, od der Anfläger mit feinen Ausftelungen 
die Meinung des Angeklagten getcoffen, ift Immer eine 
Stage für die Jury geweſen. 
Icch komme ſchließlich zu einem Doppelthema, wels 
ches bei Lichte betrachtet den Kern der ganzen Lehre ent⸗ 
Hält und eben durch dieſe Wedeurlamtet In eine Sache 
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ufammenfließt, die Frage: was iſt libellds und was hat 
im Libellprozeſſe die Fury zu thun? 

Es ift nicht eben angebracht, ſich wie Brougham 
lange über liber, libellus — ein kleines Buch u. f. w. 
auszulaflen; wenn die Sache auch nicht fo einfach wäre 
als fie ift, daß nämlich libellus eine Abkürzung von 
ibellus famosus ift, wobei das Subftantiv die Kraft des 
Adjectivs in ſich aufnahm, fo ift doch Feine Ueberfegung 
oder Derivation denfbar , welche den criminaliftifchen 
Sinn des Ausdruckes ſchon kurz und bündig bezeichnen 
würde, und daher haben die Engländer ganz wohl ge: 
than, den Ausdruck wie fie ihn vorfanden abgefürzt zu 
behalten. Was wichtiger ift, ald der Mangel einer 
Ueberſetzung, ift, daß man In England feine fefte Defints 
tion von libel hat. Schon der Umftand deutet auf ein 
Vorwalten ber einzelnen Faͤlle gegenüber einer möglichen 
allgemeinen Definition des Verbrechens, daß libel nicht 
das Verbrechen in abstracto, fondern immer nur das 
Corpus delicti, das ftrafbar Niedergefchriebene oder Ge⸗ 
dtuckte felbft bezeichnet... Man kann deshalb von einer 
Berbrechensart libel gar nicht reden. Uebrigens fieht 
man leicht, daß die Engländer fi um den Mangel einer 
Definition gar nicht fehr gegrämt haben müffen — une 
ſind gar Feine Verſuche aufgeftogen diefe Luͤcke auszufüls 
Im, wenn nicht etwa die folgende Erflärung als eine 
ſolche gelten foll, die Hier im Scherz gemacht, an vers 
fdiedenen Stellen des Eontinents gewiß eben fo haftig 
als die abfolutiftifchen Eonftitutionen des Coder recipirt 
würden, wenn es fich thun liege. Nach diefer iſt libel 
Alles, what at any time, anywhere, anybody, dis- 
pleases. Die VBollftändigkeit läßt Nichts zu wuͤnſchen 
übrig. Allein ernftlih,, wie gefagt, empfindet man den 
Mangel einer allgemeinen Definition gar nit — Wr 
Brundfäge allgemeiner Natur, welche hier aufgeitellt wre» 
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‚den fönnten, find, fagt man, wenn vernünftig, wenige 
nur dem gefunden Menfchenverftand ſich gleichſam auf: 
dringend — und wenn wie und bemühen wollten, ine 
Spezielle einzugehen, und .anftatt Hreiter Grenzftreifen 
‚allerlei kuͤnſtliche Zäune zu ziehen, würden wir gar nichts 
gewinnen, fondern die VBortheile jener allgemeinen Unter 
fheidungen und dazu unfere ganze Arbeit verliren. Man 
bat mandmal darauf fingedeutet, daß, während in der 
Hochverrathslehre eine fo große Genauigkeit und. Detailk- 
ung herrſcht, auf dem ihr naheverwandten Gebiet des 
public libel gerade das entgegengefete Prinzip zur Bel 
tung gefommen fey, und dadurch Nachtheil für die Frei⸗ 
heit befuͤrchtet; allen man hat dabei überfehen, daß es 
ganz unmöglich iſt, bei dem Verbrechen, welches wir bes 
fprechen , jene fehügenden handgreiflichen Requiftte zu for 
dern, welche bei jenem Staatövergehen fo Leicht und gut 
angebracht find. Auch darf jene Ruͤckſicht bei unferer Krage 
ſchon deshalb nicht dominicen, meil darin ein Zurüds 
fetzen der Privatintereffen lage, welche nicht minder gegen 
Beleidigungen gefhigt werden follen und nicht nur blos 
als Beigabe zum Staatslibell zu behandeln find. Wie 
wenig mit Definitionen hier gethan ift, fieht man an der 
früher angeführten Norm, wonach mündliche Aeußerungen 
nur dann eine Entfchadigung ohne special damage nach 
ſich ziehen follen, wenn 5. B. ein indictable. offence vor 
lest. Man follte meinen, dies fey ziemlich plan ger 
ſprochen; aber wer einen Augenblick fi jene Garnitur 
von Ausdruͤcken vergegenmwärtigt, mit welchen wir einen 
Menſchen direct und indirect, Halb ſcherzend und doch 
eenftlih mit einem Vergehen zufammenbringen fönnen, 
vpn allgemeinen Phrafen bis zum: Du haft dem A dies 
und dag geftohlen — der wird fich überzeugen, daß ihm 
als Richter die allgemeine Regel bald unter den Füßen 
Ibrwinden würde und er ohne zint interpreiaiao , qehuns 
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den blos durch "Vernunft und Billigfeit, manches gute 
Korn durchfieben und eine Unzahl von Unkraut im rich: 
terlichen Siebe behalten würde. Nachdem man fo dag 
Definiren aufgegeben, fing man e8 mit dem Numeriren an, 
man ſammelte fich die einzefnen Entfcheidungen über die 
einzelnen Ausdruͤcke — und erhielt fo eine neue Art leges 
barbarorum, nur daß eben: durch den. Mangel der feiten 
Etrafe die Reports Feine vollftändigen Preiscourante 
wurden. Die Englifchen Richter, nicht die ratio seripta, 
fondern die ratio vivens im Engliſchen Rechtsorganis: 
mus, tie fie ſchon früher in. den Zeiten der Eliſabeth den 
vielen Civilklagen entgegengetreten waren, fanden auch 
bald die Unzweckmaͤßigkeit jener Codificationsart, die ja 
prinzipiell Hinter dem Berbrechen herhinken mußte, und 
erklaͤrten, man muͤſſe eben den einzelnen Fall fcharf: an: 
fehen; ftelle es fich heraus, daß er ein folcher ſey, -der 
vernünftiger Weife beftraft werden müffe oder in der Ents 
ſchaͤdigung gerechtfertigt erfcheine, fo. werden fie erflären, 
daß das Geſetz, das common law of England. ihn bes 
faſſe. Der Zeit nach find wir mit diefem Grundfag in 
die erften Jahrzehnte des vorigen Sahrhunderts gefommen 
und unfere zieite Srage fängt an bedeutend zu werden. Ich 
habe oben die kurze Skizze der Sternfammerzeit gegeben 
und Habe gezeigt, daß diefe alle Arten von Fibellprozeflen 
an fich gezogen. Nachdem fie zufammengeftürjt, ging 
ihre custodia morum an die Kings -. oder wie fie mähs 
end dee Republik hieß, die Upper-bench — bancus 
superior — über. Die Cenfur, faum aufgehoben, wurde 
wieder eingeführt und die Preſſe litt an Beſchraͤnkungen 
aller Art. Die Unzahl von Hochverrathsprozeffen, womit 
während ber Regierung Carls II. Cavalier- und Landpartei 
gegen einander wuͤtheten, je nachdem diefe oder jene die 
mächtigere war , und die gänzliche Erlahmung der (etteren 
für Die erſte Zeit von James II. Regierung lofen Aronit 
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wegen Beleidigungen mehr in den Hintergrund treten; der 
einen Partei genügten fie nicht um ihre Rache zu Fühlen, 
und die andere hatte bei der Befchaffenheit der Richter feis 
nen Erfolg ettvaiger Anklagen zu erwarten. In der allge: 
meinen Rechtlojigkeit jener Zeit find die einzelnen Libell⸗ 
prozeſſe Durch Nichts ausgezeichnet, und gerade das Mos 
ment, das, wie wir gleich fehen werden, im folgenden Jahr⸗ 
Bundert fo fehr auffallend wurde, war damals ein allge: 
meines Merkmal in allen Tribundlen, denen ein Wright, 
Allybone oder Scroggs vorfaf. Der Bifchofeprozeß 
bejchleunigte die Revolution und das alte England ath⸗ 
mete wieder frei in feinen hergebrachten Rechten und 
guten Gewohnheiten. Ein Präftiger Steuermann, lenfte 
Wilhelm das Staatsſchiff Frifch in das braufende Meer 
der Europäifchen Politik, vielleicht im Herzen mehr aus 
Neigung zum alten Heimathlande, aber weder ohne Ruhm 
noch Nugen für feine neue Errungenfchaft. Nun lernte er 
oft fchmerzlih, daß er ſich auf einen großen Theil feiner 
Mannſchaft nicht verlaflen Fonnte. Während feiner und 
feinee nächften Nachfolger Regierung trat nämlich ein 
Mipftand zu Tage, welcher die Zufunft Englands zu ber 
drohen ſchien. Wohl Hatte er, mie e8 einem freien 
Staate gebührt, zwei gefchlofiene Parteien, welche von 
verſchiedenen politifchen Prinzipien bewegt in Wort und 
Schrift, im Parlament und der Preſſe um dad Gouvers 
nement vangen, aber e8 fehlte den beiden Parteien der 
nothtvendige gemeinfam anerkannte Kampfplag — aud 
der wefentlihe Charakter des Staats , proteftantifch> 
frei oder katholiſch-abſolutiſtiſch; auch die Herricherfamis 
lie, 06 die Linie Kacob des Zweiten oder der Abzweig des 
erften Jacob — maren noch at issue. Deshalb hielten 
die Whigs, welche mit furzen Ausnahmen all jene Zeit 
hindurch regierten — hatten fie ja doch den Naflauer 
und dad Haus Braunſchweig auf den Thron bracht — 
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es für unmöglich , fi) mit der alten Torypartei auf gleiche 
Degenlänge zu fehlagen. Es beginnen freilich die erften 
Zeitungsfehden politifcher Parteien in jener Zeit — ich 
innere nur an Swift und feinen Examiner — allein 
wie auf der einen Seite das Drucen und Schreiben gegen 
die Rechtmäßigkeit des vom Parlament eingefegten Herr: 
ſcherhauſes als Hochverrath, das mündliche Predigen 
und Aeußern (freilich advisedly) folcher Doctrinen als high 
misdemeanor bedroht wurde, fehen wir auf der anderen 
Seite die viel inhaltvollere Pragis ſich ausbilden, daß bei 
Lübeltrials die Frage, ob eine beftimmte Aeußerung ein 
übel fey, einen Rechtspunft ausmache und der Beurtheis 
lung des Richterd unterliege. Dies war feheinbar feine 
Neuerung — man fonnte nicht leicht Fälle aufzeigen, daß 
es früher anders geweſen — in der Sternfammer hatte 
de jure während der legten Stuarts de facto Alles in den 
Händen der Richter gelegen — dazu die althergebrachte 
Formel ad quaestionem facti juratores, judices ad 
quaestionem juris respondent, deren Qualificationen 
man nicht felten vergag — , aber gegen den Gelft der 
Englifchen Eonftitution, gegen den Kern der Whigprin: 
jipien felbft ging diefe Pragis fiber. Gewiß nicht unans 
gezweifelt, aber in einem Gerichtshofe nie beftritten, 
machte fie ſich ftärfer und ſtaͤrker. Skrupuloͤſe Whigs 
mochten ſich mit den Rebellionen von 1715 und 1745 be: 
ruhigen, welche darthaten, daß aus den Familien der 
Jacobiten, aus den Gefchlechtern von König Karls Schottis 
(hen Cavalieren der alte Geift noch nicht gemwichen mar, 
der nicht ruhen und raften wollte, bis „der König fein Eigen 
wieder hatte” — einerlei wie viel dad Volk von feinem das 
bei verlöre —. Am Schlachtabend von Eulloden ging end⸗ 
lich die Sonne der Stuarts für immer unter, es ſchwand 
das religiöfe Element aus dem Credo der Torys, wel⸗ 
ches nicht mis dem commonprayerbook harntonickt , AM. 
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ich , und in kurzer Zeit nimmt diefe Partei weſentlich die 
Stellung gegen Whigdoetrinen und Reform ein, welche 
die Whigs gegen das Stuartthum und den Katholicismus 
früher behauptet. Kür nahezu zwei Generationen ift der 
Whiggismus mefentlich oppofitionell und ruhen Hochkirche 
und Staatsmifftände auf den treuen Schultern der länd: 
lichen Toried. Diefes whiggiftifche otium cum dignitate 
hat im großen Ganzen ziwar mit zur Reformbill verholfen, 
aber es ſcheint nicht fo angenehm gemwefen zu ſeyn, wenig⸗ 
ftens ließ diefe Partei fih von Anfang an nicht fo ruhig 
Alles gefallen, als die Tories Manches von ihr hingenoms 
men hatten. Ich habe fchon oben Gelegenheit gehabt, an 
die ftürmifchen Zeiten zu erinnern, wo von der Seele des 
Hofes, dem Earl Bute, im Regierungsanfang des Zten 
Georg — eine Zerfegung der Parteien in Eoterieen, und 
bei ihrer Ohnmacht eine Regierung durch Puppen, die 
im Parademarich auf „Königs: Befehl” an den Minifters 
tiſch marfchiren, verfucht wurde, — wo einem folden 
Hoftreiben gegenüber leichter Schaum, wie John Wils 
fes, von der aura popularis in den Himmel gehoben 
wurde, von dem und ihm gleichen Volfötribunen eine 
Afterpolitif uns zwar glauben machte, daß fie Urfachen 
und nicht blos Wirfungen der Unzufriedenheit find, als 
wenn die Blafen, welche auffpringen mo ed fiedet und 
ziſcht, nicht bloße Anzeigen von Unten wären, — in dies 
fen flücmifchen Zeiten wurden die großen Fragen von den 
Generalverhaftsbefehlen, von der Hausſuchung in Libell⸗ 
prozeffen zur Ruhe gebracht; auch die, von der wir jeßt 
ſprechen, trat damals in das Stadium Ihrer Erledigung; 
aber diefes dauerte lange genug, daß fich der größte Publis 
ziſt, der größte Richter und der größte Gerichtsredner des 
vorigen Jahrhunderts bis auf unfere Epigonenzeit in der 
Loͤſung betheiligen konnten. Ich rede natürlid von Ju⸗ 
nius, Mansfield und Erskine. Der terütnte Briet 
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on den König war es, um defientwillen ſich die Miniſter 
mdlich ermannten; vie taufend Geifelhiebe, welche der 
große Unbekannte feit Kahresfrift auf fie felbft und ihre 
Greaturen gefchleudert, hatten fie nicht durch eine Vers 
fgung zu ahnden gewagt; man verfuchte eine Zeitungss 
fehde mit ihm; aber mer war ihm gewachſen? Es ers 
bien der Königöbrief, den er felbft als fein Meifterftüch 
iu betrachten ſchien. Woodhall wurde 1770 deshalb ans 
geflagt. Serjeant Glyn, der Ersfine feiner Zeit, Ans 
walt jedes von dem Gouvernement Bedrängten, vertheis 
digte ihn. Lord Mangfield reſumirte. Er fagte der 
Jury: Sure Pflicht ift ed, Euch zu überzeugen, ob 1) die 
Innuendos richtig find; ob z. B. K— g den König, ob 
L—d N —th Lord North bedeuten foll, ob der Ans 
geklagte die ineriminirte Nummer publiziet hat. Der An: 
walt des Vertheidigers Hat Euch auf die intention des Vers 
faſſers oder Verlegers hingewieſen, hat Euch an das Wort 
maliciousiy in der Anklage erinnert — ich aber fage 
uch: Ueber die malice erhaltet hr fo wenig evidence 
und Habt Ihr ebenfomwenig zu urtheilen, als über das 
moved and seduced by the instigation of the devil, 
weiches fich in den Hochverraths⸗indictments als alther⸗ 
gebrachte Formel vorfindet. Ihr Habt nur jene beiden 
Kragen zu beantworten; ich habe zu entfcheiden, ob die 
Schrift ein libel if. Das vom messenger of the press 
bei Woodfall gefaufte, von ihm beſchworene Eremplar 
des Public Advertiser wurde der Jury eingehändigt und. 
fie 309 ſich zuruͤck. Sie berieth fih lange. Der Lord 
Chief Justice brad auf, nachdem fich die Parteien ges 
einigt, daß die Fury ihre Verdict demfelben, der außers 
halb Middiefeeg wohnte, bringen dürfe. Sie bradıten. 
ihm ein Verdict: Guilty of printing and publishing: 
only. Der Attorneygeneral behauptete, dies (ey (wol 
als nöthig zur Berurtheilung ; die Jury hätte ex weht 
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zu enficheiden, als jened. Glyn führt aus, was das 
Wort only hier zu bedeuten hätte, daß es foviel als eine. 
Freiſprechung ſey, daß unter allen Umftänden nun auf 
einen new trial erfannt werden fönne. Lord Mansfield 
und die übrigen Richter der Kingsbench geben Erlaubnif 
zu einem new trial. Da ftellt fich der große Uebelftand 
hervor, daß der Bormann der “Fury das einzige beweis⸗ 
fräftige Exemplar eingeftecft und zerftört hatte. I have no 
evidence, flagte der Attorney -general; that is not my 
fault, mar Mansfields lafonifche Erklärung, und fo ſchloß 
diefer Prozeß. Sn einigen anderen gleichzeitigen gaben die 
Juries, wenn man jene Berdictform nicht annehmen 
wollte, Not guilty ab, Junius felbft fehrieb gegen die 
Mansfieldſche Doctrin; Flugſchrift drängte ſich an Flug⸗ 
ſchrift; im Parlament wurde eine Bill fuͤr die Sicherung 
der Rechte der Jury eingebracht, aber ohne Erfolg; nur 
Bruchſtuͤcke einer trefflichen Burke'ſchen Rede verdanken 
wir ihr. Aber erſt 1778 trat der Mann auf, welcher 
beſtimmt war das ganze Gebäude der Mansfieldſchen 
Theorie umzuftogen und der 14 Kahre lang mannhaft das 
Recht der freien Preſſe verfocht, bis es gelang, die Bill 
durdygubringen, welche zwar nicht feinen, aber einen 
Namen von eben fo gutem Klange trägt — die For'ſche 
Libellacte. Es mar zuerft in dem Prozeſſe, befannt unter 
dem Namen: der Dean of St. Asaph, daß Ersfine mit 
Mangfield zufammentraf. Der bei dem trial vorfegende 
Judge hatte die Mansfieldfhen Grundfäge niedergelegt, 
und die Erskine'ſchen Prinzipien, die er in der glänzends 
ften Sprache vortrug, zuruͤckgewieſen. Er weigerte fi) 
ein Berdict auf guilty of publishbing anzunehmen, bes 
wog die Jury zuruͤckzugehen, und befam fo ein allgemeis 
ned guilty. Bei der Motion for the court of jud- 
gement fprady Erskine dann von der ganzen Kingsbench. 
Cr jeste auseinander , vole die mens ven dos eg, Mas 
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den Menſchen zum Verbrecher mache, daß die Außeren 
Sandlungen nur ald die Zeugen jener anzufehen feyen. 
Daß das Wort malicious den Verbrechenscharafter der 
Sandiung bezeichne, daß gerade die intention vor das 
Forum der Jury gehöre, die ja über die Schuld oder 
Nichtſchuld, über das Guilty und Notguilty zu entfcheiden 
babe. Nicht ob der Angeklagte die Publication gemacht, 
fondeen ob er derfelben ſchuldig fey, märe die Frage. 
Nach der herrfchenden Lehre ftelle man die an fih uns 
fhuldige Handlung zu fchreiben und zu drucken auf den: 
felben Fuß z. B. mit der Tödtung , wo allerdings prima 
facie eine Schuld des Tödtenden vorliege. Meifterhaft find 
fomohl in diefer wie in feinen anderen Bertheidigungsreden 
die Betrachtungen über die Preſſe. Er vertheidigte ford Gors 
don und gab in der Rede eine Revifion der Hochverrathslehre 
namentlich in ihrer Annäherung an die Riot und Tumult: 
beftimmungen; vor und nach jener Bill finden wir ihn 
fhlachtgerüftet gegen jeden Profit, den namentlidy auch 
William Pitt aus der Franzöfifhen Revolution in gag- 
gingbills (Knebelgefegen) zu machen ſuchte. Wollte ich 
Stellen ausheben, ich möchte faft jede Seite feiner Spee- 
ches citiren (London 1810. 4. Bd.) Eine Zeitlang (1793) 
bildeten fich unter einem wahren Ruere in servitium 
Spiongefellfchaften aus den angefehenften Leuten Londons 
beſtehend, um die Englifhen Demokraten und Franzoͤſi⸗ 
ſchen Emiffäre zu überwachen und der Gerechtigkeit zu 
überliefern. Eins ihrer Opfer hatte er zu vertheidigen 
und macht dabei die wahre Bemerfung : Nicht unfere, 
nein, Sure Anzeigegefellfchaften zerftören die Gefellfchaft 
und ſchwaͤchen die Kraft der Geſetze. Wenn hr Eure 
Kunft verfteht, fo wird in London nicht ein Mittagseffen 
ohne ein Duell und eine Anklageacte vorübergehen. Der 
letzte Libellprozeß, welcher vor der Libellacte verhohdex 
wurde, war der des Buchhaͤndlers Stockdakſe. Waren 
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Haftinge war vom Unterhaufe angeklagt worden, von 
den Whigs ging die ganze Sache aus, und halb unwillig 
ließ Pitt ihnen da8 management. Ein Schottifcher Geifts 
licher hatte im gutgemeinten Eifer für Haftings gegen das 
house of Commons gefchrieben. Stockdale verlegte das 
Buch und das Haus forderte den König auf, durch feinen 
Attorneygeneral den Berleger zu belangen. Es geſchah. 
Da wendet ſich Stockdale, der Verleger eines Buches, in 
weichem das ganze Impeachment, das Werf der Whigs 
aufs heftigfte getadelt, die einzelnen Manager [charf anges 
griffen, die Saction der Whigs Hart mitgenommen wurden, 
an Ersfine, an den Theilhaber in erfterer, an den Freund 
und Anhänger diefer, an deren politifhe Mache er feine 
ganze Zußunft gefnüpft, von denen allein er Ehre und Bes 
förderung zu. eewarten hat. Erskine nimmt an, und feine 
fhönfte Rede, von einer Freifprechung gefrönt, ift die 
bei: diefer Öelegenheit gehaltene. Ron den alten Tenets 
der Richter greift er namentlich dad an, monad der 
Grund des Unterfchiedes zwifchen libel und anderen Vers 
gehen darin liege, daß das ganze Corpus delicti auf dem: 
Record erfcheine. Er zeigt, daß dies nie gefchieht; mas 
ift, fragt er, hier gefchehen? Man hat aus einem Bude 
8— 10 Stellen .herausgeriffen, und ohne von dem Geifte 
des Ganzen, ohne von dem Zufammenhang jener Stellen 
mit anderen weniger fchroffen Notiz zu nehmen, verlangt 
man von Euch) ein Berdict auf guilty. Als wenn ic) den 
Sprud the fool sarp, there it no God trennen und 
den Drucker deſſelben wegen der legten Worte und ale 
Dlasphemant anklagen wollte. Das Corpus delicti if 
ihm das ganze Bub, wenn ein delictum vorliegt. Er 
macht weiter darauf aufmerffam, wie der Verfafler feine 
ſchaͤrfſten Pfeile gegen eine Faction richtet. Meine Herren 
Geſchwornen, fagt er, diefe Kaction tft nicht dag house 
of Commons, ift nicht die Mayoritöt , dos God mie, Die 


nach englifchem Rechte, 238 


Whigs! Une meint er, nicht Euh! Das Haus der Ges 
meinen {ft darin nicht beleidigt. In feinen Schlußworten 
verwahet er fi): Was er von der freien Prefle gefprochen, 
daß er den weiteften Raum für ihre Schwingen gefordert, 
beziehe ſich aufs Öffentliche Leben, nicht auf die, welche 
vom Herzblut der Familien fih.nähren, vom Mark ders 
feiben gehren — folche Libelliften — und wenn fie zehn: 
mal die Wahrheit fagen, müßten die Schwere des Ges 
feges fühlen. Nach diefer Rede und diefem Prozeß ging 
die Libellacte im Unterhaufe duch; im Dbechaufe fiel fie, 
wurde aber im nächften Jahre 1792 von beiden Häufern 
angenommen, Sog hielt bei diefer Gelegenheit eine fehe 
ſchoͤne Rede, aber Ersfine gebührt das eigentliche Vers 
dienft des Geſetzes. Im Grunde feßt er nur dag Libel 
auf denfelben Fuß mit allen anderen Verbrechen, d. h. 
wie überall hat die Jury das Recht auch bei libels, ein 
allgemeine® Guilty and Notguilty zu geben. Jenes 
Guilty wird bezogen ſowohl auf die Außerlihen Kragen 
über Publication, als über die Kragen, ob die Schrift 
libelloͤs oder nicht. Man hatte früher immer gefagt, 
dag das Guilty bei einem Libellprogeffe einem Specialver⸗ 
diet gleichkomme, fo daß felbft nach dem Guilty noch eine 
Freifprehung durch den Richter möglih war. Wie in 
allen anderen Fallen, ift e8 auch jegt in Libellfällen dem 
vorfigenden Richter geftattet, der Jury feinen Rath zu 
geben, aber wie in allen andern ift Dies ein bloßer Rath und 
trog jenem ad quaestionem facti juratores respondent, 
respondent judices ad quaestionem juris, hat die Jury 
die Bollmacht, wenn fie will, durch ihre Generalverdict Recht 
und Kartion zu entſcheiden. Wie fehr einzelne Richter aber 
an der alten Einrichtung auch noch nach dem Erlaß der 
kibellacte und nach dem faft gleichzeitigen Erloͤſchen jenes 
great luminary of law, wie Erskine felbft Lord Mands 
Held unnte, Hingen, fieht man an einzelnen Relumne& 
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der fpäteren Zeit, wo der Richter 3. B. fagt: No doubt 
gentlemen of the jury, it is You duly to say if it 
is a libel or not; but I tell You, it is the most 
dreadful improves libel I ever saw in my life. Die 
Aufrüttelungen Erskine's von Gordon Prozeß here und 
feine frifchen Angriffe in den Hochverrathsprozeflen von 
1794 — wobei er den Minifterien offen fagte, fie wuͤß⸗ 
ten recht aut, daß hinter Allem gar Nichts wäre — 
brachten auch in diefen lauter Kreifprechungen zum Vor⸗ 
fein. Um noch einen kurzen Ruͤckblick auf die Ausdrücke 
der Richter und der Gefege zu werfen, ſoweit fich einige 
vorfinden, müflen wir hier den Mann verlaflen,, deffen 
Name mit der höchften Glanzperiode der Englifchen Barre, 
mit der Freiheit der Prefle und der Würde der Jury von 
England faft identifch geworden iſt. Später war es Ihm 
auch vergönnt, die höchfte Staffel de Ruhme im Eng: 
liſchen Furiftenftande zu erreihen. Im Minifterium Kor 
1806 war er Liordchancellor, aber das ftolzbefcheldene 
Motto, womit er fein Wappen ſchmuͤckte, als er den Wolls 
fach einnahm: Trial by Jury — verdient hat er es In 
der Zeit, aus der ich einige ſchwache Züge feiner Thätig- 
Peit gegeben habe. 
Nach der Libellacte Hat die Legislation, abgefehen 
von einer gagging- bill, dem obenangeführten Gefeg 36 
@eorg III. c. 7, wonach hate and contempt against the 
King and Government durch Schrift oder Wort zu ers 
regen, mit feril und imprisonment und im Wiederhos 
lungsfalle, mie ſchon oben angeführt, mit 7jaͤhriger 
Transportation zu beftrafen ift, — aber immer 2 Zeus 
gen verlangt werden — Feine neuen Gefege mehr ges 
macht, welche auf unfer Thema Bezug hätten. Jenes 
Geſetz fcheint mehr ein Schreckſchuß mit der Transpors 
tation' geroefen zu feyn; denn mwenn man die früheren 
Anſichten der Richter durchgehht, Anden Ay art Terfelke. 


nad) englifchem Rechte. 255 


gdruck hate and contempt vor — auf jeden Fall 
alfo doch die Erregung von Mifvergnügen glorreichen 
denkens unfer Driginal. Bon den Arten des public 
l find in den früheren Theilen diefer Skizze meift nur 
eigentlichen seditious libels gegen König und Gouver⸗ 
ent , gegen die Konftitution, die Parlamentehäufer 
peoshen worden, aber die Tertwriters, Blackſtone, 
phens und Starkie ftellen auch contempts of the 
urts , blasphemy und libels against the public 
rality unter jenen allgemeinen Titel. Der drohende 
ach of the peace ift in dem Syſtem die zufammens 
tende Agraffe. Wie fchlecht gewählte fie aber ift, zeigt 
auch evident daran, daß ein breach of the peace in 
Regel mit der Nöthigung Buͤrgſchaft zu ftellen bes 
ft wird, daß hier dagegen nur die fingirte indirecte 
ıßerung dazu, mie wir gefehben haben, fogar mit 
msportation bedroht war. Was nun die Ausdrüce 
Englifhen Juriſten von Anfehn betrifft, fo find fie 
edinge nicht fo bedeutfam, als die lex gewordenen 
ıgerungen der Römifchen — fie find Höchftens mate⸗ 
| Sefeg, aber ed wäre doch in anderen Punkten 
ınches aus ihnen zu entnehmen, wenn fie nicht eben 
gar unbeftimmt wären, oder auf der andern Seite 
28 zu fehr an einen einzelnen all zu denfen febienen. 
» brauche darüber nicht viele Worte zu verlieren; aͤhn⸗ 
en Klingflang, wie 3. B. Blackftone giebt, haben wir 
Deutfchland auch; nur ift die Tonart in der Regel ets 
8 tiefer. Sonſt ift ducchfchnittlich bei uns und in 
land die Defonomie und der Zufchnitt in Staatsanfläs 
reden und Richterfummirungen gleich. Man beginnt mit 
m hoben olympifchen Elogium der freien Prefle, man 
de gewiß niemals zu ihrer Benachteiligung die Hand 
en — allein im vorliegenden Fall. Es geichehe im 
nfte der Proßfreiheit, wenn man die Frechheit yuale u.\.W. 
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Die Tertroriterd ftellen natürlid den Oberſatz nicht auf 
einen einzelnen Fall, fondern verallgemeinern auch die Au: 
nahme, wodurch fie denn flacher und nicht fo lebensge⸗ 
Fänrlich erfcheint. ES iſt dies in der Natur der Sache 
begründet und foll durchaus Fein Vorwurf z. B. gegen 
das Buch von Starkie feyn, melches viel Nügliches ent: 
haͤlt und dem Unterfucher des Englifchen Rechts viele Ar- 
beit fpart — und deflen Hauptfehler ift, daß es vor 35 
und resp. 20 Jahren gefchrieben wurde. Wenn in unfe 
rer Wiſſenſchaft Werke ſich fo lange auf der Höhe der Zeit 
erhalten , müffen fie gemeiniglih bei ihrem Erſcheinen 
einen guten Borfprung genommen haben, und find viel: 
leicht die erften zehm Jahre unpraftifch gewefen. Seine 
Beftimmungen über libel gegen den König und das Mir 
nifterium (Souvernement fagt man meift im Engliſchen, 
was auch den König einbefaßt, aber worunter man ihn 
dei libels nicht eingefchloffen denft) find großentheils gut. 
Er Hält darauf, dag die Perfon des Königs ganz frei 
bleibe — mit Recht, denn für feine politifchen Handlun⸗ 
gen ift er nicht verantwortlih, da er fie ja auch nur 
nach einer Fiction ſelbſt thut — und von feinem Privat: 
leben nimmt dad Recht feine Notiz. Ganz anders das 
Minifterium. Es ift in focialen Dingen zu tadeln, wo 
es nicht gerade angeklagt werden fann, daß die öffent: 
liche Beiprechung feiner Maßregeln ebenfo nothmendig, 
als das Erzählen defien, mas der Fuͤrſt thut, überfläffie 
ift. Daher liegt im letzteren $all prima facie ein ftraf: 
bares Tadeln, im erfteren eine ftraflofe Rüge vor. Wo 
natürlich ein König die conftitutionelle Praxis mit Füßen 
teitt, fein Sch in die Wirflichfeit des Staatslebens Bineins 
drängt, da ift natürlich Alles verfehet; man ann jenen 
Grundfag ihm nicht zugeben und dem Koͤnigthum ift er 
doch nothwendig. Dabei hören die Rechtsfragen auf. 
Bo der König ſich ald Bräfident benimmt, woht ec ganz 
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natüclichee Weife feine Unterthanen zu Republifanern. Be⸗ 
fondere Strafbeftiimmungen für die Beleidigung der Königin, 
dee königlichen Prinzen u. ſ. w. giebt es in England nicht, 
wenn man nicht das alte Scandalum Magnatum herans 
jiehen will. Wie werden unten fehen, wie in England 
Prinzen von „Beblüte” Flagen. Gleichberechtigt neben dem 
König ſtehen die Parlamentshäufer; nur daß fie niemals 
ohne ihren Befehl anflagen laſſen und das Recht haben, 
was der Krone (den Miniftern natürlicher Weife) fehlt, 
ſelbſt Juſtiz zu üben.  Nehnlich Fönnen wegen Contempt 
die Courts anflagen laffen oder unmittelbar felbft ſtrafen. 
m Court geäußerte Schimpfworte ftehen dem libel 
gleich. Der Berfauf und das Ausftellen von unfittlichen 
Büchern ift in die Vagrantsbil aufgenommen und wird 
jegt fummarifch von den Justices of the peace beftraft. 
Ehe ich zum Privatlibell übergehe, will ich noch ein feines 
Libel anführen, wegen deſſen nach des Verfaſſers Perry 
Vertheidigung der Angeklagte, Herausgeber der Morning - 
Chronicle, 1810 freigefprochen wurde, und deflen Beurs 
theilung im Refume duch Lord Ellenborough gleichfalls 
ein fhöner Beleg if. Man findet Beides in den State- 
trials (XXXI. B.) vom angegebenen Jahre und im 2ten 
Theil von Starkie. — Es heißt: Welch eine Fülle von 
Gluͤckſeligkeit kommt über Einen, in Gedanken bei der 
Betrachtung, was Alles ein vollftäandiger MWechfel des 
Syſtems dem Baterlande bringen fönnte! Bon allen Mos 
narchen , wahrlich, feit der Revolution wird der Nachfol: 
gee Georgs des Dritten die fchönfte Gelegenheit haben, 
im edeiften Sinne populär zu werben. 

Was von den Actions, den Klagen auf damages 
im Allgemeinen bemerkt wurde, kann vollfommen ges 
nügen; ich will nur das noch hervorheben, daß in Actios 
nen, wo auf jeden Hall die damages beurtheilt werden 
mußten, wo die Mehrheit mit at issue toar und vor üre 
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Jury beſprochen und bewieſen wurde, der Jury immer 
Alles gelaſſen wurde, der Richter ihnen aber die oben 
angeführten Regeln vorzuhalten pflegte. Uebrigens wer 
den fie ſowohl als die Eriminalanflagen in diefem Jahr⸗ 
hundert immer feltner, Mir find nur einige Faͤlle erins 
nerlich, mo gegen Blätter wegen Mittheilung von Ber: 
handlungen in einer MagiftratSporunterfuhung geflagt 
wurde und auch mirflich Verurtheilungen erfolgten. Der 
Richter ging von dem Grundfage aus, daß Veroͤffent⸗ 
lichung von Borunterfuchungen durch die Preffe von vorn: 
herein ſchaͤdlich feyen und daher Feine Juftification in fi 
hätten, daß aber bei einem trial die Veröffentlichung 
nur dur ein Verbot ded Nichterd contempt gegen den 
Court, und libel gegen die Betheiligten werde, 

Die heilige Allianz warf natürlich auch einige vers 
zehrende Strahlen nach England herüber, es gab Hoch⸗ 
verrathöprogefle, Prozeduren wegen riots, strikes, un- 
lawful combinations — aber libel war nicht mehr an 
der Tagesordnung , gerade fo tie wir in den legten Zeiten 
der Stuart ed gefehen und es ſich ähnlich in den fpätes 
ven Jahren der Franzöfifhen Revolution nach den gog- 
gingbils verhielt. alt und Eröfine ald der Anfang 
diefer Periode, wo die Jury mächtiger und die Verfolguns 
gen feltener werden, fo fönnen wir füglich Cannings Mi: 
nifterium als den Beginn der Zeit betrachten, worin 
wie in unferer Lehre jett ftehen und worin ich die 
goldne Pragis von England fehe: wo die Jury allmaͤch⸗ 
tig ift und die Staatsverfolgungen ganz aufgehört haben. 
Sch Habe mich befragt bei Alt und Yung, bei Radicalen 
und Confervativen, bin alle Reports durchgegangen, 
welche feit jener Zeit erfchienen, aber Niemand hat mie 
einen Fall nennen fönnen, daß während diefes Zeitraums 
von den Anwälten der Regierung ein Staatslibellprogeß 

angeftellt worden. Bon Lord CowybeC Lirat das Zeugniß 
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dag er niemals während er Attorneygeneral war 
e unangenehme Lage gefommen, von einer Englifchen 
‚ für die Regierung wegen Prekvergehen ein Verdict 
fangen. Und ich habe Niemanden gefunden, der 
ı Zuftand der Dinge nicht gerühmt und nicht zugleich 
dert hätte, daß es jest in England eine Unmöglichs 
fen, für ein politifches Libel ein Guilty zu erlangen. 
&mankcipation der Katholiken, die Reformbill, die 
sollaufhebung waren gewiß Bewegungen, die bei dem 
{chen Charakter Englands nicht geringere Kreife ſchluͤ⸗ 
als bei und das vergangene Jahr; — hundertjaͤh⸗ 
Borurtheile, altverjährte Rechte, und, der mächtigfte 
ollen Herrſchern, der Eigennug, wurden in jenen 
zungen angegriffen — als die Lords ſich befannen, 
e die Reformbill paffiven laffen wollten, ftand Eng: 
am Vorabend einer Revolution — ohne nur die 
Hichen Organe jener Sturmperioden gefehen zu haben, 
Jeder fi vorftellen, mit welcher Heftigfeit und Par: 
ıth fie ſich geäußert, mie unausbleiblich unreine Ele: 
e bie und da mit obenfhmwammen; — aber dennoch 
in Preßprozeß vorgefommen. Keine Partei hat vers 
1, daß fie gleichgerüftet ihrem Feinde gegenüberftand, 
was er ihr abgewann, im offnen ehrlichen Kampfe 
gen wurde, — und jedes regierende Minifterium 
te, daß diefelbe Waffe der Staatöverfolgung, von 
ı im Amte gebraucht, vielleicht nah einem halben 
e von der dann regierenden Gegenpartei gegen 
Prinzipien und feine Organe gefehrt werden Fünnte. 
8 hodie mihi, tibi cras, deſſen Einfluß man, wie die 
ſſchen nun einmal find, faft nicht überfchägen kann, 
leider in den Staaten weg, wo eine Hofpartei, mag 
ym Kürften angeführt werden oder, was gewöhnlicher 
ihn anführen, immer die Rolle des Verfolgees \piet 
nur dutd eine etwanige Revolution in die Stlung 
Q2 
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des Befiegten fommt. Hofpartet heißt mie Hier jede, 
welche nicht offen und ehrlich gefchloffene Reihen auf dem | 
politifhen Kampfplag bildet, deren Vollmacht nicht von 
der Majorität des Parlaments fommt, fondern die fi 
aus dem perfönlichen Einfluß des Fürften, aus der politi 
ſchen Gewalt einer ftehenden Armee, aus den Erinneruns 
gen alter Adelsherrlichfeit und den Kräften einer polypen⸗ 
artigen Büreaufratie Ihe Scepter zufammengefchweißt, 
und welche fo glüclih ift Dummföpfe oder Schurken zu 
finden, die ald Minifterium dies Scepter — ihr eignes 
Kreuz — tragen, ind Amt nichts als ihre eigne Unbedeutend 
heit und Unfähigkeit mitbringen, und ftatt des Haſſes nur 
die Verachtung einer jeden aufgeflärten politifchen Partd 
daraus mit fortnehmen. Ich mag dies Bild nicht weiter 
ausmalen — zumal da wir von Burke's Meifterhand die y 
Schilderung eines ſolchen Zuftandes bejigen, eine Schil⸗ 
derung von fo frifehen Karben und fo frappanten Ychn is 
lichfeiten, daß man fie, ftatt 1770, ale 1848 entftanden : 
aufrollen koͤnnte. Erfreuen wir ung lieber noch einen 
Augenblick an Englands befferer Wirklichkeit. Bon Mas 
jeftätsbeleidigungen weiß man hier nichts. In politb : 
ſchen Dingen ſchimpft man auf Ruffel, Peel, Cobden — x 
Victoria wird da nicht genannt — und wenn 5. B. auch 
1846 Robert Peel im Parlament anzeigte, daß Ihr 
Majeſtaͤt ihn, ihren ergebenften Diener, zu entlaffen 96 = 
ruht und, mie er glaube, den ehrenwerthen Lord auf der — 
entgegengefegten Ban? zu ſich gerufen, fo heißt das: ich 
habe die Majorität nicht mehr, und ihr ein neues Mine = 
fterium gemadt. Ich glaube gern, daß über die Häußs x 
lichen Verhältniffe der Königin und des Prinzen Albert oft =. 
allertei Unfeines gefprochen wird; — daß Unfanftes ge 
schrieben wird, zeigt 3. ©. Yun, aber man fcheint bie — 
der Siction: the Kiug can do no wrong, eine andere: 
the people can mean wrong , wiarmunhlin. Le 
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n wenig Medifance über feinen Souverain Fann man 
hn Bull, denkt man, fchon geftatten. Ich glaube übris 
8, wenn nicht die Münzen wären, bie Königin würde 
b und halb vergefien. Wo fie einmal öffentlich aufteitt, 
Parlamentseröffnungen und anderen Staatsactionen, 
fieht fie fo freundlich aus, da befommt das Volk for 
Schreier zu fehen — daß das Volk fih von Herzen 
ide freut und das God save the Queen die Zenfter 
sen macht. Man braucht gerade Fein großer Freund 
monarchiſchen Beiwerks im Repräfentativftaat zu ſeyn, 
an einem folchen unbefangenen Berhältnig zwifchen 
fin und Volk feine ehrliche Freude zu haben. Daß 
wo man feine ſchriftlichen Staatsbeleidigungen mehr 
ft, die mündlichen von felbft jedee Rüge durch die 
ichte entzogen find, verfteht fich von felbfl. In Bes 
auf Privatbeleidigungen ift der gegenwärtige Zuftand 
Englifhen Rechts meniger rühmenswerth. Sch habe 
a die ‚bedeutenderen Mängel hervorgehoben, einzelne 
ıgen fo in die Augen, daß ich fie Faum als folche 
nut. Es wird im folgenden Abfchnitt meine Auf: 
ſeyn, nad) den Erfahrungen, welche aus ihnen ges 
a worden, nach den Borfchlägen der Englifchen Prak⸗ 
— und hier muß Broughams. Name wie fein ans 
’ mit gebührendem Ruhme genannt werden — und 
emtlich nach den Ideen der India law consolidation 
mission und des Finingfton’fchen Code für Loui⸗ 
ı Die Grundfäge zufammenzuftellen, welche mir für 
he Zuftände nöthig erfcheinen, aus jenem großen 
Be das Annehmbare zu vertheidigen und die Grunde 
das Ablehnen anderer Beftimmungen anzuführen. Es 
icht Undanfbarkeit, noch Unterfhägung, wenn ich in 
‚Materie mir aus jenen lieber, als aus dem Corpus juris 
Jaufteine zufammengetragen. Aber wer mag (Augen, 
ver unßerbliche Stein der Roͤmiſchen Rechtswelt um 
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großen Theil auch in den Engliſchen Rechtöbau übergegangen, 
daß er in diefem thätig und lebendig erhalten — re vera har: 
dein 3. B. jet alle Engliſchen Richter wie der Römifche Praͤ⸗ 
tor vor dem edictum perpetuum — und daß auf der an⸗ 
dern Seite gerade in unferer Lehre eine abweichende Grund⸗ 
anſchauung und eine verwerfliche Praxis, gebaut auf eins 
zelne abfcheuliche Eoderftellen (in der Lehre von der Majes 
ftätsbeleidigung ſowohl als dem Hochvertath muß der Ta⸗ 
del in Bezug auf das Römifche Recht nicht ſowohl gegen 
defien Beftimmungen , al& gegen das wirflihe R. R., den 
von der nachrömifchen und deutfchen Pragis eingeführten 
Mißbrauch jener gerichtet werden), ein näheres Anfchmies 
gen an Einzelbeftiimmungen jenes in unferer Zeit gan 
unmöglich gemacht hat. Daß eine freie Preffe wie eine 
immer thätige Mafchine ſich felbft roftfrei und blank ew 
hält, zeigte fih auch in England feit der Libellacte. & . 
twerden jest weniger Privatinjurienprozefle behandelt, als 
früher — aber die Veruetheilungen find jegt viel haus 
figer. Fruͤher verftedte ſich jeder Libellant Hinter die 
Härte des Geſetzes, welches ihn dem Urtheif feiner Mits 
Bürger, der Jury, entzog — jeder Ungeflagte ſtellt ſich 
als die verförperte Prepfreiheit dar. Seit jener Acte haben 
foßche Leute, welche von Schmusblättern leben, eine Frei⸗ 
heit erhalten , welche fie im Prozeß oft genug um ihre Kreis 
heit bringt. Für die, welche Autoritäten verehren und 
befonders Hohe, möge ein ſolches Beifpiel diefe Abtheilung 
fhliegen. 1833 war der Duke of Cumberland (der 
jetzige König von Hannover) in einem Blatte aller mög | 
lichen. Verbrechen, fogar eines Morde befchuldigt wor | 
den. Was that der Bruder des Königs? Er begnügte 
ſich nicht durch affidavit in der Kingsbench. feine Uns 
ſchuld zu verfichern, er vief alle Leute, welche von dem 
Eodesfalle Wiſſenſchaft Hatten, Krankenmwärter, Coroner 
und, Inqueſtjuries vor die Scranten Ur. Seruiiuiiek, 
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um, was tie wir gefehen haben nicht nöthig war, die 
Unwahrheit des Gefagten zu beweifen, und endlich kam 
er felbft in die witnessbox, um fi) vor 12 feiner Mit: 
bürger von dem auf ihn geworfenen Verdacht zu reinis 
gen — und ließ fi von feinen und den Anwälten der 
Gegenpartei verhören und Freuzverhören. Und das war 
ein Hochtory und war der Herzog von Cumberland! 
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X. 


Bemerlungen 


zu dem Entwurfe eines Strafgefehbuches für 
die Shüringifchen Staaten 
unter Berüdfihtigung 
der bisherigen Sahfifhen criminalgefep- 
lihen Beflimmungen. 
Bon 
Herrn Geheimen Juſtizrath Dr. Groff 


in Dresden. 








(Beſchluß von Nr. VI. im vorigen Hefte) 
Art. 29. 


Die bier aufgeftellten Grundfäge über rechtswidrigen 
Vorſatz ftimmen im Wefentlichen mit dem Inhalte des 
Art. 31 der Sächfifhen Gefegbücher überein, nur if 
der darin befindlihe Sat weggelaſſen, daß ein vorſaͤtz⸗ 
liches Berbrechen auch dann vorhanden iſt, wenn die ver: 
übte Handlung von einer folhen Befchaffenheit war, daß 
der Ihäter den wirklich eingetretenen Erfolg vorausfehen 
mußte, über deffen Auslegung Buſch a. a. O. ©. 74 fg. 
und die von ihm angeführten Schriftfteller zu vergleichen. 
Ob durch die im Entrourfe enthaltenen Betimmungen die 
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In den Saͤchſiſchen Gefegbüchern bezeichneten, unftreltig 
als vorfägliche Verbrechen zu beftrafenden Faͤlle fämmtlich 
getroffen worden, möchte doch zu bezweifeln feyn. 


Art. 30. 


Auch Hier ift die wegen der fahrläffigen Verbrecher 
gegebene Beftimmung mit dem Art. 32 der Sächfifchen 
Geſetzbuͤcher gleichlautend,, jedoch ift eine Definition der 
Fahrlaͤſſigkeit hinzugefügt, welche man dort uͤbergangen 
bat, um rein theoretifche Säge zu vermeiden. 


Yrt. 31. 


Die im Art. 33 u. 34 der Sächfifchen Gefegbücher 
wegen der gleichen Thellnahme an verbrecherifchen Hands - 
lungen gegebenen Borfchriften find in diefem Artifel ohne 
materielle Abänderung zufammengefaßt, auch ift darin 
die in den Sächfifchen Gefeßbüchern im Eapitel von der 
Zumeffung der Strafe und von Schärfungs: und Milde: 
tungsgründen enthaltene Beftimmung über die Zumef- . 
fung der Strafe bei mehreren gleichen Theilnehmern mit 
aufgenommen. 


Art. 33, 


Die in diefem Artikel enthaltene, in den Sächfifchen 
und andern neueren Gefegbüchern wenigſtens nicht ausges 
fprochene Beſtimmung, daß mehrere Perſonen, welche bei 
Ausführung einer verbrecherifchen Handlung ohne aus 
drückliche oder ſtillſchweigende Webereinfunft mitwirken, 
niht als gleiche Theilnehmer, fondern als einzelne Vers 
brecher zu behandeln find, dürfte theils überflüffig, theils 
in der Wirklichkeit Faum anwendbar feyn, fobald dabei 
vorausgefegt wird, daß von der Ausführung einer und 
derfelben verbrecherifchen Handlung die Rede iſt, ut die 
geneinfchaftliche Theilnahme ſchon durch eine KÜNML- 
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gende Uebereintunft begrandet wird. Das für einen fol 
Sen Fall von Krug in den Studien zum Eriminalgefeg 
buch Abth. 1. ©. 81. und von Weiß a. a. O. Th.1. 
S. 168 (II. Ausg. S. 169) angeführte Beifpiel, daß zwei 
Derfonen jeder für fihd die Ermordung eines Dritten be 
ſchließen, am Drte der Ausführung zufällig zuſammentref⸗ 
fen und dann jeder für ſich Handelt, ohne ſich um: den 
andern zu befümmern, ift zwar denkbar, dürfte aber zu 
zen allerfeltenften Ereigniffen gehören; Dagegen ift. das 
ztveite von Weiß erwähnte Beifpiel eines nicht gemein; 
ſchaftlich ausgeführten Diebſtahls nur dann als richtig 
anzufehen, wenn man annimmt, daß z. DB. der erfte Dieb 
einen Senfterladen im Haufe des Beftohlenen erbrochen und 
eingeftiegen, der zweite, nachher zufällig ebenfalls dahin 
gekommen, den erbrochenen Fenfterladen bemerft, und die 
Deffnung ebenfalld zur Ausführung eines Diebftahls auf 
feine eigene Hand benugt hat. Sollten aber beide zufällig 
zugleih an das Haus gelangt feyn, und gemeinfchaftlid 
oder wenigftens der eine in des andern Beifeyn den Ken: 
fterladen aufgebrochen haben, fo würde meines Erachtens 
ſchon eine ftillfchrweigende Uebereinfunft wegen gemeinfchaft: 
licher Ausführung des Diebftahls vorhanden feyn, und 
darauf, daß jeder für fich geftohlen hat, eben fo menig 
als in andern Källen auf eine ungleiche Theilung der ge: 
ftohlenen Sachen etwas anfommen. Sollte der Artikel 
des Entwurfs unverändert bleiben, fo würde er in der 
Draris gewiß zu vielen Bedenken und Zweifeln Veranlaſ⸗ 
fung geben. 


Art. 36. 


Nach dem Vorgange mehrerer neueren Gefegbücher, 
nanrentlih des Würtembergifchen, Hannoverſchen und 
Großherz. Heffifhen, find zu den. im’ Art. 38 der Saͤchſi⸗ 

ſchen Gefegbücher aufgeſtelten Fohen Ver Brahakigung 
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eined Verbrechens noch diejenigen hinzugerechnet, wo ber 
Begimftiger Gegenftände des fremden Verbrechens an fi) 
bringt, an Andere abſetzt oder abfegen läßt oder von 
denfelden einigen Nugen zieht: welche Handlungen im 
Art. 239 der Sähfifchen Geſetzbuͤcher zwar auch ald Be 
günftigung,, jedoch nur in Beziehung auf Verbrechen gegem 
das Bigenthum. erklärt worden. Fälle diefer Art werden 
der Natur der Sache nach eigentlich nur bei dem letztge⸗ 
dachten Berbrechen vorfommen, und es fragt ſich, ob 
nit duch die Aufnahme diefer Beftimmungen in den 
allgemeinen Theil des Geſetzbuchs die Kalle der Begünfti: 
gung eine zu große, von dem Gefeggeber felbft nicht beab⸗ 
fichtigte Ausdehnung erhalten würden, wie denn z. DB. die 
Käufer der im Art. 194 des Entwurfs erwähnten durch 
den Druck veröffentlichten Schmähfchriften oder Schandge: 
mälde ebenfalld als Begünftiger des dadurch berübten 
Verbrechens zu beftrafen feyn würden. 

Nicht weniger ift hier auch die Beftimmung des 
Art. 239 der Sächfifchen Gefegbücher aufgenommen, daß 
bei Ehemweibern und Kindern der Verbrecher dad Empfan: 
gen des nöthigen Unterhalts für einen unerlaubten Gewinn 
nicht zu achten iſt, diefen Perfonen find jedoch noch beige: 
zählt Pfleglinge der Verbrecher. Diefer Ausdruck dürfte aber 
viel zu unbeftimmt feyn, und felbft auf den in meiner 
Ausgabe des Criminalgeſetzbuch Abth. IL. ©. 160 erwaͤhn⸗ 
ten all ausgedehnt werden fünnen, wo eine fiederliche 
Weibsperfon als Zuhalterin von Diebsgenoffen mit diefen 
herumzieht und dabei den nöthigen Unterhalt empfängt. 


Art. 46. 


Den in diefem Artikel in Beziehung auf die Straf: 
ſchaͤrfung wegen Rücfälligfeit des Verbrechens enthalte: 
nen Beftimmungen ift die allgemeine Bemerkung vorauks 
geſchickt, daß die Strafbarkeit eined Berbrrägend Ariakı 
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jemehr er durch feinen früheren Lebenswandel VBerdorben: 
heit und Hang zu ftrafbaren Handlungen gezeigt hat, 
‘welche hier wohl nicht an geeigneter Stelle ftehen dürfte, 
da es bei dem Rückfall um eine über die Grenzen der ge: 
fetzlichen Strafe hinausgehende Schärfung ſich Handelt, 
was in dem erwähnten Kalle aber nicht ftatt finden Fann. 
Sodann find für Beſtrafung der Rückfälligkeit folgende 
Vorſchiften gegeben: 

1)5) Der Richter iſt ermächtigt, die den Verbrecher ſonſt 
treffende Strafe nicht nur innerhalb des anzumenden- 
den gefetlihen Straffages durch Auswahl einer Höhe: 
ren Strafart oder längeren Strafdauer, fondern auch 
ruͤckſichtlich der Strafdauer felbft über das für das 
feagliche Verbrechen gefeglih beftimmte Maag hinaus, 
jedoch nur bis zu der Verdoppelung der eigentlichen 
- Strafe und bei Arbeitshauss oder Zuchthausftrafe nicht 
über die gefeglich laͤngſte Dauer derfelben zu erhöhen. 

2) Bei Auswahl einer höheren Strafart hat der Rich: 
ter das im Schlußfag des Art. 10 beftimmte wechſelſei⸗ 
tige Verhältnig der Sreiheitsftrafen zu beruͤckſichtigen. 

3) Der Richter ift befugt, Gefängniffteafen von Sechs 

Monaten oder darüber mit um die Hälfte verkuͤrzter 
Dauer im Arbeitshauſe verbüßen zu laffen, wenn das 
zu beftcafende Verbrechen im höheren Grade mit Ar» 
beitöhaus ‚bedroht iſt, und es treten bei diefer Ber: 
büßung im Arbeitshaufe die Folgen der Arbeitshauss 
ſtrafe nicht ein. 

4) Bei wiederholten Rückfall Fann der zuerfennenden 
Strafe eine der im Art. 12 erwähnten Schärfungen 
beigefügt werden. 

5) Auf eine Schärfung der gefetlichen Strafe kann ers 
kannt werden, wenn der Verbrecher früher wegen uns 

- gleichartiger Verbrechen Strafe erlitten hat. 
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Die unter 1, 4 und 5 befindliden Beftimmungen 
treffen völlig mit den Borfchriften der Sächfifchen. Gefeps 
bücher Art. 58 und 61 unter 1 überein. 

Dagegen läßt der Sat unter 2 den Zweifel übrig, ob 
der Richter bei Beftrafung des Rückfalles über die Grenzen 
des Geſetzes hinaus In eine höhere Strafart übers 
gehen kann. Es ſcheint diefe verneint werden zu müffen, 
da nach den Worten des Entwurfs dem Richter nur inner: 
halb des anzumendenden geſetzlichen Straffages die Auss 
wahl einer höheren Strafart geftattet ift, und die Strafe 
nur ruͤckſichtlich der Strafdauer über das für 
das Verbrechen gefeglich beftimmte hoͤchſte Maaß hinaus 
erhöht werden kann, wie denn auch bei dem Satz unter 3 
immer vorausgefegt ift, daß ein Verbrechen, bei welchem 
wegen Rücfalld von Gefaͤngniß auf Arbeitshaus überges 
ſchritten werden kann, wenigftens im höheren Grade ges 
feglich mit Arbeitshaus beftraft wird. Es ift alfo wohl 
anzunehmen, daß der Richter nur da in eine höhere Strafs 
art übergehen kann, mo das Gefeg felbfe die Auswahl 
unter mehreren Strafarten geftattet, mie bei der Faͤl⸗ 
fhung, welche nach Art. 253 mit Arbeitshaus oder Zucht: 
haus big zu Sechs Jahren zu beftrafen iſt. Iſt aber dies 
ſes die Meinung des Geſetzes, und der Richter will bei 
einem Uebergange in die höhere Strafart die Geltung der 
Freiheitsſtrafen gegen einander berückfichtigen, fo koͤnnte 
z. DB. in dem erwähnten Kalle einer Faͤlſchung der Rich⸗ 
ter eine Arbeitshausftrafe von 2 Jahren angemeflen fin; 
den, und dafür wegen Kücfalle eine Zuchthausftrafe von 
Einem Jahre nach der Geltung fubftituiren, der Richter 
zweiter Inſtanz aber die Strafe zu hoch finden, und folche 
auf achtzehn Monate Arbeitshaus herabfegen, was zwar 
der Geltung nach richtig wäre, allein alle die bereits bei 
den Actifeln 24, 25 erwähnten Eonveniengen hrrvorruin 
würde, welche Beranlafjung zu der Erlafung Ver STAR 
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ſchen Gefeges vom 30. Juli. 1846 gegeben haben. Die 
Beftimmung unter 3 fann zufolge des im Art. 10 audge: 
fprochenen Princips, daß Gefängnifftrafe nicht über. drei 
Monate anfteigen darf, wenn nicht dag Gefeß eine längere 
Dauer ausdrüclich zuläßt, nur bei den nach dem Geſetz 
zuläffigen Gefängnißftrafen über drei Monate eintreten, 
dann aber auch nur da, wo nach dem einfchlagenden Artis 
fel.neben der Gefängnißftrafe zugleich Arcbeitshausftrafe an: 
gedroht wird. Wenn aber dabei zugleich die Vorfchrift 
gegeben ift, daß in diefem Falle die Verbügung der Ars 
beitshausfteafe nicht die Kolgen derfelben nach fich ziehen 
foll, fo ift zu bemerfen, daß im Art. 9 die Kolgen der Ars 
beitshausftrafe gar nicht angegeben find, fondern deshalb 
auf die beftehenden oder noch zu erlaflenden gefeglichen 
Vorſchriften verwiefen wird. Indeß würde es doch bes 
denflih feyn, Jemandem, wenn er auch unter dieſen 
Verhältniffen Arbeitshausftrafe verbüßt hat, die Fortfuͤh⸗ 
rung eines Staatdamted, die Wahlfähigfeit bei Lands 
tagen und Ähnliche Rechte zugugeftehen. Angemeffener ift 
wohl jedenfall die Beftimmung der Sächfifchen Geſetz⸗ 
bücher Art. 58, daß bei dem Rückfall auf Arbeitshausftrafe 
ſtatt auf Gefängnig nur bei Verbrechen erfannt werden 
kann, welche höchftend mit drei Monaten Gefängnig, in 
höherem Grade aber mit Arbeitshaus beftraft werden, 
alfo bei ſolchen, welche in der Regel fehon in dee öffent: 
lichen Meinung für entehrend gelten. 


Art. 49. 


Hier ift die im Art. 65 der Sächfifchen Gefegbücher 
enthaltene, zur Berathung des Eriminalgefegbuchs in der 
Saͤchſiſchen Ständeverfammlung fehr heftig beftrittene Be⸗ 
flimmung wegen Straflofigfeit der Eigenthumsverbrecher 
bei dem aus eigenem freien Antriebe und vor dem Ein⸗ 

ſchreiten einer Behörde geleiteten Exrfag dad mir Alan 
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Modificationen aufgenommen werden. Zunächit find hin? 
ter den Worten: „aus eigenem freien Antriebe”, noch die 
Worte: „und ehe ein Anfordern des Beſchaͤdigten ftatt 
gefunden”, eingefchaltet worden, unftreitig um dadurch 
noch beftimmter zu bezeichnen, daß der Erſatz ohne alle 
vorherige Anregung von Seiten des Verlegten erfolgt feyn 
muͤſſe. Daß auch ohne diefen Zufat ſchon nach der Faſ⸗ 
fung der Saͤchſiſchen Gefegbücher diefelbe Vorausſetzung 
ftatt finde, behauptet Weiß a. a. O. Th. 1. ©. 294 u. 
296, und es fiimmt damit auch der angenommene Antrag 
in dem Bericht der Deputation der I. Sächfifchen Kammer 
über den Entwurf des Criminalgefegbuchs überein, ftatt 
dee Worte des Entwurfs: aus eigenem Antriebe, zu 
feen: aus eigenem freien Antriebe, „um mehr zu bes 
„zeichnen, daß der Antrieb zum Erfa nicht etwa in Dro⸗ 
„hungen mit der Anzeige oder dergleichen beftanden haben 
„dürfe.” (Landtagsacten v. J. 1836 Bd. I. u. Abth. 2. 
Samml. 3. &.75.) In einem folden Falle würde nun 
unftreitig die Straflofigfeit ausgefchloffen bleiben; das 
gegen dürfte der Aeuferung von Weiß ©. 294 nicht uns 
bedingt beizupflichten feyn, daß auch bei einer nur ent: 
fernten Vorhaltung des Verlegten, worauf der Thäter 
fi veranlaßt fühlt, das Verbrechen zu geftehen und Ers 
fag zu leiften, nicht die Borfchrift des Artifels, fondern 
nur Strafmilderung eintrete. Weiß führt felbft einen 
Fall an, wo dad Dberappellationsgericht die Straflofig- 
feit eines Dienfimädchens anerfannt hat, welche auf Vor⸗ 
haltung ihres Vaters einen bei ihrer Dienftherrfchaft be⸗ 
gangenen Diebftahl eingeftanden und Erfag geleiftet hatte. 
tag hier fogar eine beftimmte Anfchuldigung des Diebs 
ftahl8, wenn auch nicht von Seiten des Verletzten vor, 
ſo ſcheint doch auch dann, wenn nicht auf eine directe 
Bezuͤchtigung, ſondern auf eine allgemeine, nicht uf 
die Perfon gerichtete Heugerung des Verletzten, dee <iybrer 
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Geftändnig ablegt und Erfag leiftet, Straflofigkeit ſtatt⸗ 
finden zu koͤnnen. Weiß ſcheint diefes felbft anzuer: 
kennen, indem er in der II. Ausgabe ©. 218 das Wort 
„entfeent” mweggelaffen hat. Selbſt nach den Worten des 
Entwurfs dürfte in einem folchen Falle die Straflofigfeit 
nicht ausgefchloffen feyn, da hierzu ein Anfordern des 
Beihädigten, mithin eine unzweifelhafte Beimeffung des 
Verbrechens verlangt wird. Es werden immer die Spes 
clalitäten des einzelnen Falls in Erwägung zu ziehen und 
dabei zu berückfichtigen feyn, daß bei allen einfachen Vers 
brechen gegen das Eigenthum das Intereſſe der Verletz⸗ 
ten vorzüglich in Obacht zu nehmen ift, und es unter ges 
wiſſen VBerhältniffen fehr im Intereſſe des Verletzten liegen 
fann, den Verbrecher nicht in Unterfuchung ziehen zu laflen. 
(Landtags>Acten v. %. 1836. Abth. J. Bd. III. ©. 133.) .. 


Sodann findet ſich im Entrourfe der Zufaß, daß die 
Straflofigfeit bei Veruntreuungen: und bei dem Betrug 
zur Eingehung von Verträgen auch dann ftatt finden foll, 
wenn der Verbrecher zwar nicht aus freiem Antrieb, aber 
doch auf Anfordern des Befhädigten vor Einfchreiten einer 
Behörde Erfag leiſtet. Diefe mildere Beftimmung dürfte 
in Beziehung auf das Verbrechen des Betrugs wenigſtens 
dann nicht unbedenklich feyn, wenn man, mie es jept 
leider von mehreren Gerichtshöfen gefchieht, die Grund: 
fäge über den Betrug bei Verträgen auch auf folche Ver: 
träge anmendet, bei welchen der Betrüger gar nicht die 
Abſicht Hatte, einen wirklichen von ihm zu erfüllenden Vers 
trag einzugehen, fondern das Scheingefhäft nur vorſpie⸗ 
gelt, um unter diefer Form einen gewöhnlichen Betrug 
auszuführen, indem dann gerade den gefährlichften Gau⸗ 
neen Gelegenheit gegeben würde, im Fall der Entdeckung 
duch ein Abfommen mit den Betrogenen ſich der Strafs 
lofigfeit zu verfichern. 
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Ferner ift der in den Sächfifchen Gefegbüchern ent⸗ 
haltene Sag ausgefallen, daß in einem folchen Falle bet: 
aur theilmeife bewirktem Erſatz bei Feftfegung der Strafe 
aue auf ben nicht erfeten Betrag Rückficht zu nehmen ift. 
Diefe Beftimmung möchte ſich dadurch rechtfertigen laffen, 
namentlich in Beziehung auf die von mehreren Theilnehs 
mern gemeinfchaftlich verüubten Eigenthumsverbrechen, deren 
Betrag nach dem Entwurfe ebenfo wie nad) den Sächfis 
kben Geſetzbuͤchern jedem Theilnehmer vollftändig zuzurechs 
nen ift. 

Nimmt man aber an, daß drei Theilnehmer gemeins 
ſchaftlich einen Diebftahl ausgeführt und das Geftohlene 
fofort unter fich gleich vertheilt Haben, einer davon aber 
aus Reue freiwillig dem Beftohlenen das Verbrechen eins 
gefteht und den auf ihm gefallenen Antheil zurückgiebt, 
mithin feiner Seits Alles gethan Hat, was ihm möglich 
war um der gefeglihen Vorfchrift zu genügen, fo würde 
es doch gewiß hart feyn, wenn man ihm außer den ihm 
ohnehin noch zur Laft fallenden unverlegten zwei Drittheis 
len des Seftohlenen auch das von ihm erfegte Drittheil bei 
Keftfegung der Strafe anrechnen und fo feinen Mitfchuldis 
gen gleichftellen wollte, zumal da eine Verminderung der 
anzurechnenden Summe felbft eine Herabfegung der Strafs 
art zur Kolge haben fann. 

Endlich ift in Beziehung auf die Theilnahme an einem 
ſolchen Verbrechen die Strafloſigkeit auf diejenigen be⸗ 
ſchtaͤnkt, welche an dem Erſatze Theil genommen haben, 
wogegen nad den Saͤchſiſchen Geſetzbuͤchern bei. der 
von einem Theilnehmer bereits vollftändig bewirkten Erfags 
leiftung die übrigen Thellnehmer auch ftraflos bleiben, 
wenn fie nur vor der Unterfuchung das Verbrechen gegen 
den Verletzten außergerichtlich eingeftanden haben. Diele 
Beftimmung beruht darauf, daß durch den bereit® vobe 
Ründig geleifteten Erſatz den übrigen Theilneymern iM 

Arie 9. Er. #. 1850. II. @t. R 
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Möglichkeit Henommen ift, ihre Reue auf gleiche Weile 
thätlich zu bezeugen, mithin fie diefelde nur duch ein freis 
williges Geſtaͤndniß an den Tag legen fönnen, überdies 
bei dem Wegfall diefer Beftimmung es völlig in der Hand 
des erftern Erſatzleiſtenden liegt, feine Mitſchuldigen ftraf: 
108 oder fteaffällig zu machen, je nachdem er dem Vers 
legten den Erſatz zugleich in ihrem Namen leiſtet 
oder nicht. 

Uebeigens ift fehe richtig die in dem Altenburgifchen 
und Meiningiichen Criminalgeſetzbuche hinzuaefügte Bedins 
gung himmeggelaffen worden, daß die Entihädigung dei 
Berlegten innerhalb vier und zwanzig Stunden nach der 
Verubung des Verbrechens erfolgen müfle, wofuͤr ſich, 
noch abgefehen von der oft fehmwierigen Ermittelung, ein 
rationeller Grund ſchwerlich auffinden daffen dürfte. 


Art. 50. 51. 


Der im Art. 48 der Saͤchſ. Gefegbücher ausge⸗ 
fpeochene Grundſatz, daß dei einer ideellen Concurem 
von Verbrechen nur auf die Strafe des Fchwerften Ders 
brechen zu erfennen iſt, wird auch im Art. 50 des Ent⸗ 
wurfs anerfannt , jedoch find im Schlußfage diefed Artis 
fels wie im Art. 51 noch die Beftimmungen Hinzugefügt, 
daßerſtens, wenn bei Einem Verbrechen mehrere Umftände 
zufammentreffen, weshalb daffelde mit Höhen Straffagen 
bedroht iſt (mas insbefondere bei dem Raube, der 
Brandftiftung und dem ausgezeichneten Diedftahle der Fall 
feyn fann), auf die dem am meiften erfchwerenden Uns 
ftand entfprechende Strafe unter Berückfihtigung der uͤbri⸗ 
gen bei der Strafzumeflung zu erfennen, zweitens die 
Hortfegung Eines Verbrechens durch mehrfache Uebertre⸗ 
tungen deſſelben Strafgefeges als Grund höherer Straf: 
Barfeit zu betrachten if. Beide Vorſchriften finden fi 

gewiß richtig, wohl aber fragt 2& Kg , vo Terın heinuhere 
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Erwähnung unbedingt nothmwendig, da fie aus dem im 
Art. 50 ausgefprochenen Hauptgrundfage von felbft her⸗ 
vorgehen. 


Yrt. 53, 


De von Buſch a.a.D. ©. 96 fa. gegen die Be: 
kimmung des Art. 50 der Säcfifchen Gefegbücher anges 
regten Zweifel ungeachtet hat der Entwurf, und wohl mit 
Recht, Diele Beftimmung nebft der durch das Sächfifche 
Gefeg vom 16. Juni 1840 dazu gegebenen und in den 
übrigen Gefegbüchern ebenfalls zu findenden Erläuterung 
beibehalten, und es fey hierbei in Beziehung auf die 
Aeußerungen von Buſch nur die Bemerfung geftattet, 
daß die Vorfchrift wegen Zufammentechnung des Betrages 
mehrerer @igenthumsverbrechen in den allermeiften Faͤllen 
eine große Strafmilderung für die Verbrecher hHerbeiführt, 
indem 3. B. Bier einfache Diebftähle, jeder von einem 
Betrage über 50 Thaler, Höchftens mit Sechs Jahren Ars 
beitöhaus zu beftrafen find, mogegen bei Berücfichtigung 
dee verfchiedenen Diebſtaͤhle als einzelne Verbrechen die 
Strafe bis zu Vier und Zwanzig Jahren Arbeitshaus 
Reigen fönnte, da mwenigftens nach den Sächfifchen Geſetz⸗ 
büchern rt. 56 die vorgefchriebene Befchränfung der 
Dauer der Zucht: und Arbeitshausftrafe bei zufammens 
treffenden zeitlichen Kreiheitsftrafen Feine Anwendung fin⸗ 
det. Diefe Vorfchrift ift aber in den Entwurf nicht auf: 
genommen, vielmehr foll nach Art. 56 auch bei Zufams 
menrechnung zufammentreffender zeitlicher Sreiheitsftrafen 
gleicher Art die beftimmte längfte Dauer derfelben nicht 
uͤberſchritten und die überfchiegende Zeit in Wegfall ges 
bracht werden. Hierdurch rechtfertigt fih auch die am 
Schluſſe des Art. 53 Hinzugefügte Beftimmung, daß die 
Borfchriften des Artifels auch gelten , wenn Verſohe von 
Oigenthumesverbrechen, nicht aber vollführte und verkugte 
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dergleithen - Verbrechen zufammenteeffen, wiewohl es in 
den meiften. Fällen fehr fchtwierig feyn wird, die Steafe 
verfuchter Eigenthumsverbrehen nach deren. Betrage 
abzumeflen. 

nn Art. 55. 

Diefer Artikel enthält in Beziehung auf die Straf: 
perwandlung bei zufammentreffenden verſchiedenartigen 
Freiheitsſtrafen im Wefentlichen ganz die Art. 53 u. 55 der 
Saͤchſiſchen Gefegbüchee befindlichen Beftimmungen, vom 
welchen jedoch die im erften Sage des Art. 53 anzutreffen; 
den wenigftens im Königreihe Sachen duch das Gefeg 
vom 30. Juti 1846 (abgedrudt in Buſch a a. O. 
S.366 fg. u. Weiß a. a. D. II. Ausg. ©, 232 fg.) 
ſehr weſentliche Modificationen erlitten haben. Die Me: 
tiven zu. den getroffenen Abänderungen find ausführlich an- 
gegeben in Weiß ©. 240 und meinen Bemerfungen zu 
dem angeführten Gefeg in den neuen Jahrbuͤchern für 
Saͤchſiſches Strafrecht; und wenn fhon nicht zu leugnen 
iſt, daß dergleichen Abänderungen ſich in denjenigen Laͤn⸗ 
dern, in welchen in Abweichung von dem Sächfifchen Eris 
minalgefegbuche nur Em Grad der Zuchthausftrafe anges 
nommen ift., weniger deinglich darftellen, fo dürfte doc 
auch in diefen manche der angegebenen Inconvenienzen fish 
bemerkbar machen. 

Art. 56, 

Diefer Artikel enthält eine fehr bedeutende Abwei 
&ung von der in allen bisher publicirten Sächfifchen Gefegs 
büdyern enthaltenen Vorfchrift, daß bei zufammentreffen 
den zeitlichen Freiheitsftrafen derfelben Art, ſowie be 
Verwandlung geringerer Freiheitsſtrafen in höhere, die vor⸗ 
geſchriebene Befchränfung der Dauer der Zuchts und UÄr⸗ 
beitöhauöftafen Feine Anwendung findet, indem vielmehr 
in den beiden genannten Arttteln teiltamt G Vag. bei 
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sufammentreffenden Freiheitsſtrafen derfelben Art .ebenfos 
wohl als verfchiedener Art, bei welchen fonach die Vers 
wandlung in die höhere eintritt, bei Zufammenrechnung ders 
felben die Art. 10. feftgefegte langfte Dauer der Zucht s und. 
Arbeitshausftrafe,. mithin eüskfihtlih Zwanzig Jahre und 
zehn Fahre nicht. überfchritten werden, fondern nur. nad) 
Befinden auf eine Schärfung erfannt werden fol. Diefe 
Beftimmungen treffen zum Theil mit den im Entwurfe 
des Sächfifchen Eriminalgefegbuchs enthaltenen Vorſchlaͤgen 
überein, nach welchen zufolge Art. 51, 52, 53 u. 55 die 
zufammentreffenden zeitlichen Sreiheitsfteafen derſelben oder 
verfchiedener. Art, je nachdem fie dur. Zuchthausftrafe 
eeften Grades, Zuchthausftrafe. zweiten Grades oder Ars 
beitöhausftrafe zu verbüßen waren, auch die im Art. 16 
des Entwurfs feftgefegte längfte Dauer: diefer Strafarten 
von Zwanzig, Funfzehn und Zehn Jahren ebenfalls nad) 
Befinden mit Hinzufügung von zuläffigen Schärfungen bes 
ſchraͤnkt werden follten (Landt.sActen vom “Jahre 1836 
Abth. J. Bd. J. S. 15). Die außerordentliche Deputation 
der J. Kammer erklaͤrte ſich jedoch in dem erſtatteten Bericht 
gegen das im Entwurf angenommene Princip, die Beſtim⸗ 
mungen uͤber die laͤngſte Dauer der verſchiedenen Straf⸗ 
arten auch bei der Concurrenz der Verbrechen anzuwenden, 
Indem dadurch möglicher Weiſe In manchen Fällen ſehr 
grobe Verbrechen gaͤnzlich ohne beſondere Beſtrafung blei⸗ 
ben koͤnnten, und brachte dagegen den gegenwaͤrtigen Art. 06 
des Eriminalgefeßbuchs in Vorſchlag, wonach bei der Con⸗ 
currenz der Strafen die Befchränkung in der Zeitdauer in 
Wegfall fommt, und nur bet einer Freiheitsſtrafe, welche 
die wahrfcheinliche Lebensdauer des Verbrechers uͤberſteigt, 
dee Richter ermächtigt ift, die Strafe in angemeflener 
Weife zu verfürzen. Da auch die Deputation der IL Kam⸗ 
mer fich zu dieſer Anficht Hinneigt, fo erklärten Die Regie: 
ung8s Sommifjarien, vielleicht etivad zu nadyareig, KM 
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ebenfalls Damit einverftanden, und es nahm die Deputa⸗ 
tion der II. Kammer den erwähnten Artikel in ihren Bericht 
auf, auch wurde derfelbe von beiden Kammern bei der 
Berathung ohne alle Discuffion angenommen. Beiläufig 
zu erwähnen wäre eigentli duch Annahme des nunmehri⸗ 
gen Art. 56 die Beftimmung im 17. Artikel, in foweit fie 
fih auf dad Maximum der Zucht: und Arbeitshausſtrafe 
bezieht, überflüffig geworden, da die hoͤchſte Strafdauer 
für jedes einzelne Verbrechen im fpeciellen Theile des Ges 
ſetzbuchs feftgefegt ift, die allgemeine Anwendung des 
Principe aber durch den Art.56 ganzlid aufgehoben wird. 
(Landt.: Acten v. %. 1836, Beil. zu Abth. IL. Samml. 1, 
&.68, Beil. zu Abth. IT. Samml. 1, ©.57; Abth. II. 
Bd. 1, ©. 150; Abth. IN. Bd.1. ©. 221.) Wenn 
sun auch nicht zu leugnen ift, dag nach dem Srundfage 
des Sächfifhen und des nunmehrigen Thüringifchen Ent⸗ 
wurfs bei einer großen Zufammenhäufung mehrfacher Bers 
brechen manche derfelben bei der Beftrafung unberuͤckſichtigt 
gelafien werden müflen, fo fcheint doch auch ohne einer 
uͤbergroßen Humanität huldigen zu wollen, derfelbe der 
Beſtimmung des Sächfifhen Eriminalgefegbuche, welche 
in fämmtlihe übrige Gefegbücher übergegangen iR, vors 
zuziehen. Denn ift einmal ein Maximum der Zeitdauer 
für eine Sreiheitsftrafe für angemeflen befunden, fo if 
dabei fon ſtillſchweigend vorausgefegt, daß auch bei cons 
eurrenten Verbrechen diefe Beftimmugg Anwendung finde, 
und eine Ausnahme davon läßt fi) ebenfomwenig rechtfers 
tigen, als eine Schärfung der lebenslaͤnglichen Zuchthaußs 
firafe, wenn auch mehrere damit bedrohte Verbrechen 
concurriren. 

Dagegen erfcheint die Beftimmung im zweiten Sage 
des Artikels, dag die vom Ermeflen des Richters abhäns 
gige Berbüßung concurrivender Gefängnißfteafen im Ars 

Beitshaufe die Kolgen der Arbeitöynansttroke va IH üchen 
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fol, um fo auffälliger, da im Art. 9 des Entwurfs die 
Folgen der Ürbeitöhausftrafe gar nicht angegeben find, viel: 
mehr deshalb und namentlich wegen des Verluſts der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte auf die beftehenden oder noch zu erlaffens 
den Geſetze hingewiefen if. Soll nun in diefem Falle die 
verbüßte Arbeitshausftrafe den Verluft der ſtaatsbuͤrger⸗ 
lihen Rechte nicht nach fich ziehen, fo wird ein vormaliger 
Arbeitshausfträfling zum Landtagsdeputirten, zum Stadt: 
eath, zum Gemeinderat, und andern bürgerlichen Ehren⸗ 
ämtern erwählt werden fünnen, was doch wohl nicht 
unbedenklich feyn durfte. 


Art. 57. 


Diefer im Wefentlihen ganz mit dem Art. 57 der 
Saͤchſiſchen Gefegbücher übereinftimmende Artikel hat den 
Zufag erhalten: daß, wenn ein Verbrecher Durch verfchles 
dene Erkenntniſſe zu Keeiheitsftrafen verurtheilt wird und 
deshalb diefe von dem fpäter. erfennenden Richter zu vers 
wandeln oder zufammenzurechnen find, der Verbrecher aber 
eine der Kreiheitsftcafen bereits zu verbüßen angefangen 
bat, bei der Zufammenrechnung nun der noch nicht vers 
bügte Theil derfelben in Betrachtung fommt; welcher 
Zufag in Beziehung auf die VBorfchrift im Art. 56 wegen 
der längften Dauer zeitlicher Sreiheitsftrafen nothmendig 
iſt. Es tritt Hier eine Ausnahme von diefer allgemeinen 
Beſtimmung ein, indem, wenn 5. B. ein Verbrecher wegen 
eines Verbrechens bereitd zu Bier Jahren Arbeitshaus: 
ſtrafe verurtheilt ift, und davon fhon Zwei Jahre vers 
bugt hat, nachher aber durch ein fpäteres Erkenntniß 
wegen mehrfacher Verbrechen mit Sechs Jahren, Bier 
Fahren und Dret Jahren Arbeitöhaus zu beftrafen ſeyn 
würde, der Richter nur die noch nicht verbüßten Zwei 
Fahre der erftern Freiheitsſtrafe bei der Zufammmentedhnung 
zu beruͤckſichtigen, mithin immer auf die lange Dan 
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der Arbeitshausftrafe von Zehn Jahren zu erfennen hat, 
fo daß der Verbrecher im Ganzen vine Arbeitöhauöftrafe 
von Zwölf Jahren verbüßt. 

In Berücdfihtigung des allgemeinen im Art. 56 auf 
geftellten Grundſatzes dürfte diefe Ausnahme doch micht 
confequent erfcheinen. 


Art. 58. 


Der in allen Sächfifchen Gefegbüchern Art. 62 aus⸗ 
geſprochene Grundſatz: malitia supplet aetatem , -ift hier 
nicht anerfannt worden, vielmehr kann gegen Perfonen, 
welche das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet Haben, 
auch in den Fällen nicht auf Zuchthausftrafe erfannt wer⸗ 
den , bei welchen der Verbrecher erweislich aus Bosheit 
und mit Weberlegung gehandelt hat, wo nach der Bor 
ſchrift dee Sächfifchen Gefegbücher auf zeitliche Zuchthaus; 
firafe erfannt werden fann. Der erwähnte Grundſatz 
wird allerdings von vielen Seiten beftritten, allein er 
dürfte fich doch rechtfertigen laffen, menn man erwaͤgt, 
wie gering bei einem groben Verbrechen die Entfernung vor 
der Altersgrenze feyn Fann, über welche hinaus unbedingt 
ſelbſt lebenslaͤngliche Zuchthausftrafe eintreten kann, und 
beruͤckſichtigt, daß für den Richter zu einem Erkenntniſſe 
auf Zuchthausſtrafe nur die Ermächtigung gegeben, ‚nicht 
die Nothmendigkeit vorgefchrieben iſt. So würde z. B. die 
Anwendung des Grundfages gewiß angemeffen feyn, menn 
bei Ausführung eines ſchweren Verbrechens ein der Erfuͤl⸗ 
lung des achtzehnten Lebensjahre fehr naheftehender Theil 
nehmer im Verhaͤltniß zu den übrigen Älteren Mitfchuldigen 
als Anftifter und Anführer erfcheinen follte. 


Art. 59. 


Bei dieſem Artikel hat, vielleicht auf Veranlaſſung 
der Demerkungen von Buſch a. a. O. S. 113 66., eine 
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Abänderung des auf denfelben Gegenftand ſich beziehenden 
Art. 64 der Saͤchſiſchen Geſetzbuͤcher ftatt gefunden, indem 
nach dem letztern nur bei todesmürdigen Verbrechen im 
Fall eines vorhandenen hohen Grades von Blödfinn oder 
Verſtandesſchwaͤche an die Stelle der Todesftrafe lebens⸗ 
länglihe Zudthausftrafe tritt, wogegen nach dem Ents 
wurfe in folchen Fällen in Beziehung auf jede Art von Bers 
brechen der Richter ermächtigt iſt, nach Befinden unter 
die gefeglihe Strafart und Strafdauer herabzugehenz 
weiche Beftimmung mit dem Art. 98 des Würtembergi- 
ſchen Strafgefegbuchs übereintrifft. . In dem Entwurf des 
Gaͤchſiſchen Sriminalgefegbuchs war auch der gegenwärtige 
Art. 64 nicht aufgenommen, weil man von der Anficht 
außging, daß, wenn der Verbrecher im Stande fey, die 
Geſetzwidrigkeit feiner Handlung zu erfennen, auch die 
gefegliche Strafe gegen ihn eintreten müffe, und durch die 
Relativität der Strafe dem Richter genugfamer Spielraum 
gegeben fen, bei deren Beftimmung die Individualität des 
Verbrechers zu beruͤckſichtigen. In dem über den Ents 
wurf erftatteten Bericht der Deputation der I. ‚Kammer 
hatte ein Mitglied derfelben, und zwar der Referent, — 
unter dem Anführen,, daß zroifchen der gänzlichen Unzurech⸗ 
nungs⸗ und der vollen Zurechnungsfähigfeit noch eine 
Menge Zälle der gefchwächten Zurechnungsfähigfeit in der 
Mitte lägen, für welche ebenſowohl die ordentliche Strafe 
als die Straflofigkeit unangemeflen ſeyn mürde, und der 
Untergang nach den beiden erften Zuftänden hin fo allmähs 
lig fheine, daß dem Richter nothwendig der ganze Spiels 
raum von dem niedrigften Maße der Sriminalftrafe bis zur. 
ordentlichen Strafe herauf gelaffen werden müffe, — einen 
dem Art. 92 des damaligen Würtembergifchen Entwurfs 
nachgebildeten Zufagartifel beantragt, welcher lautet: 
„Was ein Verbrecher in einem Zuftande begangen, Kl 
„ welchem der Bernunftgebrauh zwar nicht gan, dvh⸗ 
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„hoben, aber doch in fo hohem Grade geſchwaͤcht ers 
„ſcheint, daß die gefeglihe Strafe auch im geringften 
„Maße im Mifverhältnig mit der Verſchuldung ftehen 
„würde, fo haben die Gerichte die Strafe unter dieſes 
„Maß herabzufegen.” Die übrigen Mitglieder der Des 
putation pflichteten jedoch diefem Antrage nicht bei, unter 
Anderm auch um defroillen, weil fie. fürchteten, daß eine 
folhe Beftimmung den Defenforen zu einer Menge Aus: 
flüchten Veranlaffung geben, und fomit zu einer Umge- 
bung des Gefeges führen würde. (Landt.⸗Acten v. Jahr 
1836, Beil. zu Abth. II. Samml. 1. ©. 77 fg.) Die 
Deputation der II. Kammer erklärte dagegen fich einftims 
mig für die Aufnahme des mit dem nunmehrigen 98. Ar: 
tifel des Wuͤrtembergiſchen Strafgefegbuchs völlig gleichs 
lautenden Art. 92 des Entwurfs. (Beil. zu Abth. IH. 
Samml. 1. ©. 62.) Bei der Berathung in der II. ftäns 
difhen Kammer wurden nun zwar die fowohl von den 
Regierungscommiffarien ald mehreren Kammermitgliedern 
gegen dieſen Antrag aufgeftellten Bedenken anerfannt und 
derfelbe abgelehnt, jedoch, um menigftens bei den mit 
der abfoluten Todesftrafe bedrohten Verbrechen unter den 
erwähnten Verhältniffen dem Richter die Möglichkeit einer 
Milderung zu gewähren, ein Zufagartifel in der Faſſung 
des nunmehrigen Art. 64 in Borfchlag gebracht und anges 
nommen, womit ſich auch die I. Kammer vereinigte (Abth. TIL 
Bd. J. ©. 731 fg.), und es ift diefer Artifel unveräns 
dert in die übrigen Sächfifchen Gefegbücher übergegangen. 
So fehr nun auch diefer Artikel wegen feiner Befhränfung 
auf die todeswuͤrdigen Verbrechen von mehreren Keitifern 
angegriffen worden ift , fo dürften doch die gegen die 
Ausdehnung deffelben, wie fie im 98. Artikel des Wuͤrtem⸗ 
bergifchen Strafgeſetzbuchs gefchehen, vorgebrachten Gründe 
nicht fo unhaltbar erfcheinen, als Bufch behauptet. 
Sloͤbſinn und Verſtandesſchwͤhe, In ini &e nicht von 
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der Beſchaffenheit find, daß fie alle Zurechnungsfoͤhigkeit 
ausfchliegen, fondern in dem Menfchen das Bewußtſeyn 
der Geſetzmaͤßigkeit oder Gefegwidrigfeit feiner Handlun⸗ 
gen zulafien, find von fo unendlicher Abftufung, je nach 
den: individuellen perfönlichen Berhältniffen der. Erziehung, 
dee Umgebung, daß es kaum möglich ſeyn dürfte, über 
die Grenze des Minimum der angedrohten Strafe hinaus 
einen völlig richtigen und für ähnliche Fälle verhältnißs 
mäßigen Maßſtab für Beſtimmung der Steafe zu finden, 
vielmehr würde nach den verfciedenen Anfichten der Rich⸗ 
tee und vielleicht nach der Art, wie die Vertheidiger wiflen 
würden , dergleichen Verhältniffe zu benutzen und geltend 
zu machen, eine ungemeine richterlihe Willkuͤr eintreten, 
und ed möchten unter ganz gleichen Umftänden die verfchie: 
denartigften Erkenntniffe erfolgen. Bei der Gelindigfeit 
dee Strafen im Allgemeinen wird das Minimum derfelben 
für den Verbrecher, der ungeachtet feiner Verſtandes⸗ 
ſchwaͤche das Widerrechtliche feiner Handlung fi bemußt 
war, nicht zu hoch erfcheinen; und wenn Buſch fagt, 
daß bei einem mit Todesftrafe bedrohten Verbrechen die 
ihm fubftituicte febenslänglidie Zuchthausftrafe nach dem 
Verhaͤltniſſe des Bloͤdſinns des Thäters immer noch zu 
hart ſeyn fönne, fo ift dagegen zu erwidern, daß die 
wenigen ſehr ſchweren Verbrechen, bei welchen gegenwärs 
tig noch nad) dem Sächfifchen Eriminalgefegbuche die To: 
desſtrafe eintritt, ‚ihrer Befchaffenheit nach immer eine 
fpätere Freilaſſung des Verbrechere unzuläffig und auf das 
Rechtögefühl des Volks nachtheilig einwirkend erfcheinen 
lafien werden. 

Außerdem ift dem Artifel noch die im Art. 98 des 
Würtembergifhen Strafgefegbuchs nicht enthaltene Be: 
fimmung beigefügt, daß auch bei Verfonen, welche an 
einer theilmeifen Seelenfranfheit leiden, die mit Dem in 
Frage ſtehenden Berbrechen nicht im Zufammenhyang KR, 
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der Richter ermächtigt iſt, nach Befinden unter die geſetz⸗ 
liche Steafart und Strafdauer herabzugehen. In ſofern 
unter der weniger gewöhnlichen Benennung einer theilwei⸗ 
fen Seelenkrankheit derjenige Geifteszuftand verftanden wird, 
welchen man gewöhnlich partiellen Wahnfinn oder Affection 
von einer firen dee zu nennen pflegt, feheint der in Hin⸗ 
ſicht auf die Ermächtigung des Richter gebrauchte Zufat, 
nach Befinden, fehr zweckmaͤßig; denn es würde 3. B. die 
fire Idee eines folhen Unglüctichen, daß er ſtets dur 
Verſuche verfolgt werde, ihn durch ein unfichtbares Gift zu 
tödten, ſchwerlich als Milderungsgrund bei einem boshaf⸗ 
ten mit aller mögfichen Ueberlegung ausgeführten Diebftahle 
angefehen werden Fönnen. 


xl. 
" Zur 
Lehre von. der Sheilnahme am Verbrechen, 
insbefondere Der Anftiftung. 


Ton 
H. A. Zachariä—. 


Zur Lehre von der Theilnahme am Verbrechen Haben wir 
in neuerer Zeit verfchiedene fhägenswerthe, Ihrem Gegen: 
ftiande nach bald mehr bald weniger umfaflfende, Arbeiten 
halten. Wir erinnern, abgefehen von den das ganze 
Strafrecht oder deilen allgemeinen Theil betreffenden lite⸗ 
tärifchen Erſcheinungen der letzten Jahre, namentlich der 
neuen Revifion von Köftlin, insbefondere an die Leiſtungen 
von Bauer (Abhandi. I. S. 409 fg.), Kitka, (über 
das Zufammentreffen mehrerer Schuldigen bei einem Vers 
brechen. Wien 1840), Zr. ®. Ziegler (die Theil⸗ 
nahme an einem Verbrechen nah P. G. D. Art. 148, 
Marb, 1845), A. Sr. Berner (die Lehre von der Theils 
nahme am Verbrechen. Berlin 1847), und Hepp (Beis 
träge zur Lehre v. d. Thellnahme an einem Verbrechen, in 
diefem Archiv 1846, ©. 313 fg. 1848, ©. 262 fg.). 
Doc ift auch Hier die Sache noch zu feinem Abſchluß 
gediehen und die Anfichten über verfchiedene wichtige Fra⸗ 
gen find noch fehr divergent in der deutfchen Steafcechtss 
wiſſenſchaft, welder vernöge des der Eeretiakeit antigtrs 
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enden Grundfages von der verfchiedenen Strafbarkeit der 
Theilnehmer nach der verfchiedenen Befchaffenheit ihres Wil: 
lens und ihrer That, die pofitiorechtlich feftfteht, allerdings 
feine fo leichte Aufgabe geftecht ift, mie der franzoͤſi⸗ 
ſchen Aurisprudenz, für welche die entftehenden Schwie⸗ 
rigfeiten durch den Örundfag des Code penal Art. 59 von 
der gleichen Steafbarkeit der Theilnehmer auf Koften. der 
‚Gerechtigkeit, wie auch franzöfiiche Juriſten anerfennen, 
über dem Knie abgebrochen find; wie z. B. A. Chau- 
veau und Helie Faustin (Theorie du Code pe- 
nal T. I. chap. XI prooem.) ſich dahin äußern: „Il ne 
„faut point s’etonner de ce que le legislateur de 
„1810, au lieu de penetrer dans les entrailles de ces 
„difficultes, au lieu d’essayer quelques distinctions 
„propres & les resoudre, se soit determine à poser 
‚une regle absolue, uniforme, par laquelle les com- 
» ” plices sont punis, sans exception, de la même 
„Peine que les auteurs m&mes du delit. Cette regle 
F generale, inflexible, sur tous les individus qui ont 
„ participe & l’action criminelle, quelle que soit la part 
„de chacun d’eux, que cette part soit materielle ou 
„  morale, principale ou accessoire, legere ou com- 
„plete, cette regle E&ludait toutes les difficultes, 
„tranchait toutes les questions, dont cette matiere 
„est herissee; mais r&pond-elle aux besoins de lu 
‚„justice morule qui demande des degres dans les 
„chätimens quand elle en appergoit dans les cri- 
„mes?” In aͤhnlicher Weife fpricht fib Rossi im 
Trait& de droit penal Livre II. chap. XXXIV aus und 
fagt mit Recht von der gefeglichen Beftimmung der gleichen 
Strafbarfeit der Theilnehmer: „C'est Eviter la diffi- 
culte, a Paide de linjustice. C’est manquer en möme 
temps aux regles de la prudence et aux exigence de 
Tihteret social. "Prononcer contre un complice upel- 
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' conque la m&me peine que contre l’auteur du crime, 
c'est souvent le moyen de contraindre les tribunaux 
a ne pas declarer constant le fait de complicitd. C’est 
encore un des cas, ou l!’on arrive A l’impunite par la 
voie de la terreur.” — 

Der Umftand, daß die deutfche Strafrechtswiſſen⸗ 
ſchaft, mie vorhin bemerft wurde, noch zu feinem einhels 
ligen Abſchluß in Betreff der Behandlung der verfchiedenen 
Arten der Theilnahme gelangt ift, tritt auch bei der Bes 
trachtung der neuern deutfchen Strafgefeßgebungen ſehr 
ſichtbar hervor. Zwar halten fie feft an dem Grundfag 
des gemeinen deutfchen Strafrechts, welchen bereits das 
canonifhe Recht mit den Worten ausdrüdt: „cum 
idem exoessus magis in uno quam in alio sit punien- 
dus” cap. 6. X. de homicid. (V. 12.) und nur das 
Öfterreichifche Geſetzbuch über Verbrechen und ſchwere Pos 
lizeiuͤbertretungen von 1803 $. 5 fcbeint hiervon eine Aus⸗ 
nehme zu machen, indem ed auch den Vorſchub oder Hülfe 
Leiftenden, tie den Thäter, des Verbrechens für fehuldig ers 
Hört; allein in der Unterfcheidung der Arten der Theil: 
nahme, der Begriffsbeftiimmung, der Feftftellung 
dee Strafbarfeit und in andern Beziehungen weichen fie 
vielfach von einander ab, fo daß ſich auch in diefer Bezie⸗ 
hung die Anfiht, daß auf die neueren deutfchen Straf: 
gefeggebungen fich ein neues gemeines Recht gründen laſſe, 
gegen welche wir und vor Kurzem noch bei Öclegenheit der 
verdienftlichen Arbeit von Häberlin („rundfäge des 
Eriminalrehtd nad den neuen deutfchen Strafgefeßs 
büchern”) erflären mußten (Gött. gel. Anz. 1849. St. 196), 
als eine unhaltbare herausſtellen dürfte. 

Schon über den allgemeinen Begriff der Theils 
nahme herifchen verfchiedene Anfihten. Man gebraucht 
diefen Ausdruck bald in einem weitern, bald in einem 
engern Siane. Manche verftichen unter Thyeiinehiineen 
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alle diejenigen, welche in Betreff eines und defielben Vers 

brechen irgend eine ftrafrechtlihe Verfchuldung teifft, alſo 
nach römifcher Ausdrucsweife Alle, welche in eadem 
causa obnoxii, oder unius facinoris rei find, obwohl 
auch diefe Ausdrücke in einem engern und einem weitern 
Sinne genommen werden können. Hiernach find denn 
auch die bloßen Mitwifler, conscii im engern Sinne, folche, 
welche der gefeglichen Pflicht zur Anzeige oder Hinderung 
des Verbrechens nicht nachgefommen find, unter den Theils 
nehmern begriffen; noch viel mehr alfo die Begünftiger, 
fautores delicti. Andere nehmen duch die Saflung des 
Begriffs wenigftens die Letztern unter die Theilnehmer auf 
und unterfcheiden zwifchen einer. vorausgehenden, gleichzeitis 
gen und nachfolgenden Theilnahme, obwohl mit der le& 
tern au ein Begriff verbunden werden kann, welder 
etwas Anderes als Begünftigungshandlungen umfaßt, 
> DB. wenn Jemand, nachdem vom Thäter die Haupts 
handlung vollzogen war, zur Körderung des Eintrittd des 
ducch jene noch nicht bewirften Erfolgs thätig wird. 

Der wahre Begriff der verbrecherifhen Theilnahme 
iſt, mie befonders Berner gut enwickelt hat, der des 
bewußten Zufammenhandelng mehrerer Perfo: 
nen bei einem und demfelben Verbrechen, ohne daß die 
eine Perfon zugleih als Dbject der verbrecherifchen Hands 
lung der Andern erfcheint. Hiernach liegt, mie ſich von 
ſelbſt verfteht, feine Theilnahme an demfelben Verbrechen 
vor, wenn A und B zu gleicher Zeit, aber ohne von eins 
ander zu willen, dem C auflauern und vielleicht in dems 
felben Moment auf den Borübergehenden ſchießen. 8 
ift aber auch feine eigentliche Theilnahme, wenn dag Ob⸗ 
jeet des Verbrechens mit der mithandelnden Perfon idens 
tiſch iſt, wie z. B. bei Chebruch, Inceſt, Bigamie, Ber 
ſtechung und Zweikampf. In dieſen Faͤllen, welche man 
aster den Begriff der notwendigen Iheluahme ſub⸗ 
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fumirt Hat, fehlt es an dem Zufammenhandeln für einen 
außerhalb der mitthätigen Perfonen liegenden Zwed. Es 
kann Daher auch die eine derfelben ganz ftraflos feyn, wenn 
fie fih in Betreff der andern in einem das Verbrechen aus: 
ſchließenden Irrthum befand. Auch find die fonft bei der 
Theilnahme vorfommenden Unterfchiede zwifchen Urhebern 
und Gehülfen (die jedoch neben den beiden mitthätigen 
Perfonen auftreten können) hierbei ebenfo unanwendbar, 
ald der Begriff des Complotts auf die zmwifchen ihnen ftatts 
gefundene vorausgehende Verftändigung. Es giebt aber 
doc einen Fall wirklicher nothwendiger Theilnahme, d. h. 
wo das Zufammenhandeln mehrerer Perfonen für einen 
außer ihnen liegenden Zweck für den Begriff des Verbre- 
chens weſentlich ift, nämlich beim Tumult, Aufruhe und 
Eandfriedensbruh. Daß bei diefen Verbrechen auch die 
Theilnahme eine gleiche und eine ungleiche feyn koͤnne, uns 
terliegt feinem Zweifel; auch ift hier das Zufammenhan- 
dein mehrerer Perfonen offenbar in einem andern Sinne 
weientlih. Ehebruch fann Niemand mit fich felbft be: 
gehen und fich auch nur mit einem Andern duelliven; Ge: 
walt gegen die Dbrigfeit dagegen ift auch von Einzelnen 
begangen ein Verbrechen, aber die vielleicht zufällige Vers 
tinigung einer Mehrzahl fteigert es zum Aufruhr. | 

Halten wir das zum Begriff der Theilnahme mwefents 
liche Requifit des Zufammenhandelng feft, fo wird 
zunächft theils die Begünftigung eines Verbrechens, theils 
noch mehr die bloße Mitwiffenfcbaft und das Nichthindern, 
die Ratihabition und die Nichtanzeige des Verbrechens 
eines Andern von felbft vom Begriff der Theilnahme aus- 
gefchieden feyn. Die praktifche Bedeutung hiervon ift aber 
die, Daß dergleihen Handlungen oder Unterlafjungen vom 
Richter nicht unter das allgemeine Strafgefeg über ver: 
brecherifche Theilnahme, z. B. gemeinrechtlid) wit water 
Art, 177 der D. ©. D. fubfumirt werden konnen , \ondern. 
Brdbie 2. Cr. X. 1850, 11. ©. © 
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nur in Solge einer fpeciellen Strafdrohung zu beftrafen 
find, und daß auch der Gefeggeber nicht berechtigt ift, Hier 
die Srundfäge von der Theilnahme zur Anwendung zu 
bringen. Welcher Mißbrauch befonders mit der ſ. 9. 
negativen Theilnahme in der gemeinrechtlichen Theorie 
und aud in der neuern Öefeggebung, namentlich mit der 
Strafbarfeit unterlaſſener Denunciation getrieben worden 
ift, iſt fhon von Andern (vergl. Hepp im Archiv Jahrg. 
1849 ©. 109 fg.) eenftlich gerügt worden. 

Streng genommen fällt auch die Anftiftung und 
jede andere Art der mittelbaren Urheberfchaft 
nicht unter den wahren Begriff der Theilnahme; denn der 
Anftifter berheiligt fich nicht mit einem Andern an dem 
Verbrechen, fondern bringt e8 durch die von Ihm Intels 
fectuell in Bewegung gefegte Kraft hervor. Schon der 
gemeine Sprachgebraudy nennt das, mas der Anftifter 
thut, Feine Theilnahme, und auch in den Geſetzen, d. h. in 
den Quellen des gemeinen Rechts, dürfte fich feine Beſtaͤ⸗ 
tigung für das Zufammenfaffen der Anftifter und Thäter 
unter dem einen Begriff der Theilnehmer finden, wie bes 
reits früher Birnbaum in diefem Archiv 1842 ©. 1 fg. 
in fo geündlicher Weife dargelegt und befonder® auch ges 
zeigt hat, daß die in der neuern Theorie und Gefeggebung 
herrfchenden Terminologieen Feuerbach's, abgefehen von 
der innern Unmwahrheit der Gegenfäge, nichts weniger als 
die Quellen des gemeinen Rechts für fih haben. Die 
eömifchen Leges haben zwar meiftens ſolche Ausdrücke ge: 
braucht, durch welche ſowohl Anftifter als Thäter und Ges 
huͤlfen getroffen wurden; allein diefes find Feine Terminos 
logieen in unferm Sinne. Den römifhen Sprachgebrauch 
zur Bezeichnung des Anftifters überhaupt und der einzels 
nen Fälle der Anftiftung habe ich bereits in meiner Lehre 
vom Derfuche der Verbrechen Th. II. S. 110 fg. näher 

nachgeriefen, und in noch umfallenterer Wehe mäter 
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von Birnbaum a. a. O. S. 16 fg. geſchehen. Es 
ſteht hiernach feſt, daß auctor (caedis, seditionis ete.) 
nicht den Urheber des Verbrechens im neuern Sinne, der 
dann wieder entweder unmittelbarer Urheber (Thaͤter) oder 
mittelbarer Urheber (Anſtifter) ſeyn ſoll, bezeichnet, — 
ſondern nur den „,mittelbaren Urheber” resp. Anſtifter des 
Berbrechens , oder überhaupt denjenigen, ‚qui causam 
delicti praebuit.” Daß es fo fprahmidrig als möglich 
ſey, zwiſchen einem phyſiſchen und intellectnel: 
len Urheber zu reden und als den phyſiſchen Ur- 
heber den Thäter (factor) zu betrachten, dürfte wohl 
einleuchtend genug ſeyn; denn der Begriff von Urheber 
fehließt immer eine durdy Ihn veranlaßte, hervorgebrachte, 
darauf folgende That eines andern Subjects oder menig- 
ſtens einen meitern nicht ganz von feiner Willkuͤhr abhaͤn⸗ 
gigen Erfolg ſtillſchweigend in ſich, und es iſt in der That 
lächerlich zu fagen, Cajus fen Urheber des von ihm felbft 
veruͤbten Verbrechens geweſen. 

Allerdings wird man auch zwiſchen phyſiſchen und 
intellectwellen Urhebern unterfcheiden koͤnnen, aber 
in einem andern Sinne, als es in der neuern Doctein zu 
geſchehen pflegt. Dies wird ung nachher auf eine andere 
Unrichtigfeit oder Inconſequenz derfelben Hinführen. Hier 
mag nur noch bemerft werden, daß auch) die P. ©. O. die 
getadelte Feuerbachfche Terminologie und insbefondere die 
ſprachwidrige Bedeutung, welche dem Worte „Urheber ” 
beigelegt worden ift, in Feiner Weife ftüst. Die P. G. O. 
bat in der Regel bei ihren Strafbeftimmungen nur den oder 
die THäter im Auge. Auch der Art. 177, welcher als 
allgemeines Strafgefet wider alle Arten von Mitſchuldigen 
betrachtet worden ift, kann offenbar nicht auf die fautores 
delicti bezogen werden, denn er fpricht nur von „hilff, 
beiftandt oder fürderung”, die einem „migthäter An 
bbung einer mißthat” geleiſtet wird, und lat hh Area 
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genommen auch nicht auf die Anftifter oder auctores de- 
lieti im römifhen Sinne beziehen, da er offenbar nur den 
Fall im Auge hat, wo einem ſchon vorhandenen „, Mif- 
thäter” Beiftand geleifter wird, alfo, wie man zu fagen 
pflegt, ein zur That ſchon Entfchloffener vorhanden war. 
Wo die P. ©. D. die Anftiftung bezeichnen will, bedient fie 
ſich anderer Ausdrücde. Für „anftiften” fagt fie „anrich⸗ 
ten”, 3. B. im Art. 107: „Wer folch falſch ſchweren mit 
wiffen, fürfeglich und argfliftiglich dazu anrichtet, der 
leidet gleiche peen”; auch wäre es möglih, daß fie im 
Art. 127, wo fie von Denjenigen ſpricht, die Aufruhr des 
gemeinen Volks wider die Obrigkeit machen, nur die 
Anftifter im Auge habe. Doch ift mir dich nicht wahr⸗ 
ſcheinlich. Im Art. 148 aber, der für die Lehre von der 
Theilnahme Mehrerer am Verbrechen der Tödtung fo wich 
tig ift, nennt fie „beiftender, helffer und ur: 
faher” nebeneinander, wo der Ausdrucf ‚‚urfacher” 
offenbar dem fpäter gebräuchlichen „‚Urheber” entfpricht. 
Wenigftens fehe ich feinen genugenden Grund, weshalb, 
wie Birnbaum a. a. ©. ©.7 annimmt, das Wort 
hier anders genommen ſeyn follte, als in der Reichs⸗Exe⸗ 
cutions⸗Ordn. v. 1555 $. 43, wo von Anfängern, Ur; 
ſachern, Auftiegleen der Bergadderung die Rede ift. 
Aber auch der Reichsabſch. von 1526 fpricht von „An: 
fängern, Aufwieglern und Hauptfähern.” 
Das Einfachfte und Richtigfte wäre nach der bisherigen 
Erörterung, daß man Hinfichtlich der Mehreren, welche in 
Betreff des nämlichen Verbrechens eine Schuld trifft, zwi⸗ 
fhen Urhebern, Theilnehmern und, wenn man 
die Zufammenftellung nicht aufgeben will, den Begüns 
ftigern unterſchiide. Die Theilnehmer find dann 
entiweber Thäter resp. Mitthäter (factores, rei und 
socii principales, unter welchen ich aber den Feuerbach⸗ 
ſchen und Bayerifchen Hauptachyulten nat mit heaniie), 
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oder Gehuͤlfen im engern Sinne, jenachdem fie die 
zue Veruͤbung des Verbrechens erforderliche Abficht als Ihre 
eigene verfolgten, oder die verbrecherifche Abficht eines 
Andern nur unterftügen wollten. Hinſichtlich der Ur⸗ 
heber dagegen ift zwiſchen den Anftiftern im eigent- 
lichen Sinne und andern Urhebern zu unterfcheiden, 
wovon man jene auch al8 die intellectuellen, Diefe 
als die phyſiſchen Urheber, aber, wie ſchon vorhin be⸗ 
merkt wurde, in einem andern Sinne als dem gemöhn: 
licheen der neueren Theorie bezeichnen koͤnnte. 

Vergleicht man nämlich die gewöhnlich zur Anftiftung 
gerechneten Sälle mit dem Begriff der Anftiftung, fo 
tritt eine offenbare Inconſequenz in der neuern Theorie 
und Geſetzgebung hervor. 

Anftifter, fagt man, ift. derjenige, welcher vors 
ſaͤtzlich oder durch abſichtliche Einwirkung den Entſchluß 
zur Begehung des Verbrechens in dem Andern (dem Thaͤ⸗ 
tee) hervorgebracht hat. So definirt 3. B. auch das 
Hannoverſche Ecim. Gefegbuch (Art. 53), und es dürfte 
fh von diefer Begriffsbeftimmung wohl nirgends eine er- 
bebliche Abweichung in der Theorie und neuern Geſetzge⸗ 
bung finden. Kommt es aber dann zur Aufzählung der 
einzelnen Arten der Anftiftung, fo merden meiftend (3. B. 
auch im Hannoverſchen Erim. Gefegb. Art. 53) ale 
Anftifter bezeichnet Diejenigen, welche einen Andern durch 
Gewalt, Drohung, Befehl, Auftrag, Berfprechen oder 
Gehen eines Lohns, durch Rath, Verführung, Webers 
sedung oder Bitten, durch abfichtlihe Erregung oder Bes 
mugung eines Irrthums, einer Leidenfchaft oder Gemuͤths⸗ 
bewegung zur Begehung eines Verbrechens beftimmt haben. 
Wir wollen hier nicht weiter unterfuchen, ob überhaupt 
und unter welchen Borausfegungen in diefen verfchiedenen 
Einwirkungen auf einen Andern ein hinreichender pſychi⸗ 
ſcher Beftimmungsgrund zur Veruͤbung des Burbrehend 
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gefunden werden koͤnne. Allein foviel dürfte klar feyn, 
daß auf mehrere berfelben der Begriff der Anftiftung gar 
nicht paßt. Denn ift ed wahr, daß diefelbe in der Er⸗ 
zeugung eines verbrecheriſchen Entfchluffes in 
einem Andern befteht, fo Fann bei der wirflihen Anftifs 
tung, abgefehen von den allgemeinen Gründen der Zurech⸗ 
nungslofigfeit, Die auch bei dem Angeftifteten vorfommen’ 
fönnen, legterer niemals ftraflos feyn. Nichts⸗ 
deftorweniger giebt man zu und muß zugeben, daß der 
Gezwungene, der Getäufchte, der den Befehl Befolgende, 
wenn bei ihm ſelbſt von einem verbrecherifchen Willen nicht 
die Rede ſeyn kann, ftraflos fey, und verfällt Damit in einen 
argen Widerfpruch mit fich felbft; — ein Vorwurf, der 
die meiften neueren Theoretiker, jedoch Heffter, Lehrb. 
des Criminalrechts $. 79. 83, nicht In gleicher Weiſe trifft, 
obwohl die von ihm gewählte Terminologie der „, unfreis 
willigen Eomplicität” ſich nicht zuc Annahme empfeh- 
len dürfte. 

Hält man den Begriff der Anftiftung feft, fo koͤn⸗ 
nen in der That nur zwei Hauptfälle derfelben unterſchie⸗ 
den werden, die im verfchiedenen Seftaltungen vorfommen 
und in concreto in einer gewiffen Bermifchung hervortreten 
mögen, die aber doch als begriffmäßig verfchieden zu betrach⸗ 
ten find. Mir wollen diefe beiden Fälle furz mit den herges 
brachten Terminologieen ald Mandatum delinquendi und 
Consilium delinquendi bezeichnen. Sie unterfcheiden 
fi) beide dadurch von einander, daß beim Auftrag der 
Angeftiftete zue Veruͤbung eines im Intereſſe des 
Auftragebers liegenden Verbrechens beftimmt wird, 
während beim böfen Rath) es ſich um ein Verbrechen hans 
delt, welches der Berathene in feinem eignen Ans 
tereffe verüben foll, wobei aber nicht verfannt werden 
fol, daß die Intereſſen Beider fi in concreto mit eins 
ander vereinigen fünnen und in ofen ir Tukkktung theild 
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unter den Gefichtspunft des mandatum, theild unter den 
ded consilium delinquendi fallen fann. Verführung, 
Ueberredung und Bitten aber, welche 3. B. das 
Hannop. Erim. Gefeßb. befonders aufführt, find Feine 
eignen Arten der Anftiftung. Sie find nur die Mittel 
der pfochifchen Einwirfung, die in gleicher Weiſe beim 
Auftrag wie bei der Rathertheilung vorfommen fünnen, 
und wobei lediglich aus den Umftänden zu beurtheilen ift, 
in wiefern fie ald wirffam genug gelten fönnen, um den 
Auftraggeber oder Rathgeber für den intellectuellen Urheber 
des Verbrechens zu erklären. Befonders beim Auftrag 
wird man immer daran zu denfen haben, daß Niemand 
aus bloßer Gefälligkeit für einen Andern ein Verbrechen 
eben fo leicht veruͤben wird, als man erlaubte Gefchäfte 
aus purer Sefälligfeit für einen Andern übernimmt. Es 
iR dies aber ein die Erforderniffe der Anftiftung betveffens 
dee Punkt, den wir bier nicht weiter verfolgen wollen. 
Dagegen iſt noch darauf aufmerffam zu machen, daß auch 
die Erregung oder Benußung eines Irrthums 
entweder gar unter den Begriff der Anftiftung fällt, oder 
wenn Dies der Hall ift, nämlich wenn fich der Irrthum 
nur auf die Motive oder den Zweck des Verbrechens bezog, 
ohne daß dem Thäter die verbrecherifche Eigenfchaft der 
That verhüllt blieb, als Feine befondere Form der 
Anftiftung, fo wenig wie Verführung, Ueberredung und 
Bitten betrachtet werden kann, fondern wieder nur ein 
Mittel der pfochifchen Einwirkung ift, deſſen fich der Ans 
kiftee fowohl bei der Auftraggebung als bei der Rath⸗ 
ertheilung bedienen Fann. 


Rath und Auftrag find alfo, unter der allgemeinen 
Borausfegung, daß die Art der Einwirkung als hinveichens 
dee pfochifcher Beftimmungsgrund für die Verübung des 
Verbrechens durch den Thaͤter betrachtet werden Tünuun, 
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die einzigen Arten der Anftiftung oder intel: 
fectuellen Ucheberfchaft. 

Mie fteht es nun mit dem Befehl, dem Zwang 
und der Androhung von Uebeln und der Erregung 
oder Benutzung eines Irrthums, bei welchem die 
verbrecherifche Eigenfchaft der Handlung dem Tihäter ver: 
Hüllt war? Gewiß müffen auch diejenigen, welche auf 
foihe Weife ein Verbrechen hervorgebracht Haben, als Urs 
heber deffelben betrachtet werden. Allein in ſoweit hier 
der Thäter blos als Mafchine, als willführlofes Werkzeug 
behandelt und beriugt wurde, wird man den Befehlenden, 
den Zmwingenden u. f. w. in der That mehr ald phy⸗ 
fifhen Urheber. des Verbrechens betrachten müffen, in 
derfelben Weife wie Denjenigen, welcher dur eine in 
Bervegung gefegte willführlofe Kraft, durch ein wildes 
Thier u. f. w. feine verbrecherifche Abficht ing Werf ſetzte. 

Was zunaͤchſt den Befehl betrifft, fo fagt fehon 
das römifche Recht ganz richtig: „Is damnum det, qui 
jubet dare; ejus vero nulla culpa est, cui parere ne- 
cesse sit”, L. 169 D. de R. J., beftätigt alfo unfere 
Anfiht, daß der Befehlende ale phnfifcher Urheber des 
Verbrechens zu betrachten fey. Wir haben aber beim Bes 
fehl zwei Sälle zu unterfcheiden: Entweder der f. g. 
Thäter war zum unbedingten Gehorfam verpflichtet, es 
ftand ihm gar fein Urtheil über die Rechtmäßigkeit des Bes 
fehls zu, oder von einer. folchen Verpflichtung zum Ges 
horfam konnte Feine Rede feyn. Nur im erften Kalle ge: 
Hört der Befehl Hierher und nur in ſoweit begründet er eine 
befondere Art der Ucheberfchaft bei Verbrechen; im zwei⸗ 
ten Salle dagegen ift er als Befehl gar nicht wirffam, 
ſondern wie müffen die Sache vielmehr fo betrachten: 
Hätte der Thäter die Wahl, ob er den f. 9. Befehl befol- 
gen wollte oder nicht, fo kann derfelbe nur in der Bedeu: 
fung eine8 mandatum deimquendi aufagkett werden; 
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die Form des Befehls ändert hieran fo wenig, als der 
entgegengefegte Fall, wenn der Thäter durch Bitten vers 
mocht wurde, den Auftrag zu übernehmen und auszufühs 
vn. Fehlte dagegen die Freiheit der Wahl, fo kann dies 
nur vermöge einer mit dem Befehl verbundenen Vergewals 
tigung oder Drohung gefchehen ſeyn. Es fommt alfo 
dann wieder nicht der Befehl als folder, fondern der gegen 
den Thäter verübte Zwang in Betracht, welcher ein 
factiſches Subjectiong : Verhältnig zu dem Willen des 
Zwingenden begründete. Hält man diefes feft, fo ift 
licht zu enticheiden , bei welchen legitimen oder vechtlichen 
Abhängigkeitss Verhältniffen der Befehl: als eigne Art der 
Ucheberfchaft in Betracht kommen fann, und wir glauben 
nicht zu irren, wenn wir behaupten, daß nur bei denen 
bed Öffentlichen Kechts, niemals bei den privatrecht⸗ 
lichen Subjectiong> Berhältniffen der Befehl jene Bedeu: 
tung haben fönne. Weder das Kind ift den Eltern, noch 
die Krau dem Manne Gehorfam fchuldig, fobald fie die 
Einfiht von der Strafbarkeit Desjenigen haben, was von 
ihnen begehrt wird. Erkennt doch felbft bei dem ftrengs 
hen aller privatrechtlichen Unterwürfigfeitsvechältniffe, bei 
dem des Eclaven zum Herren, das römische Recht feine 
Berpflichtung zum Gehorfam an, wenn es fi um ein 
wirkliches Verbrechen handelte, und fagt deshalb: „Ad ea 
quao non habent atrocitatem facinoris vel sceleris, 
ignoscitur servis, si vel dominis, vel his, qui vice 
dominorum sunt, optemperaverit”, L. 157. pr. D. 
de R. J. (vergl. auch die noch pofitiveren Ausfprüche der 
L. 20. D. de obl. et act. 44, 7.), während es in Betreff 
eines richterlichen Befehls ganz allgemein fagt: „Qui Jussu 
judicis aliquid fecit, non videtur dolo malo facere, 
quia parere necesse habet”, L. 167. $. 1. eod. Es 
verfteht ſich wohl von felbft, dag wir hiermit nicht die 
tehre von einem in jeder Beziehung zu Iciitenten Wlinten 
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oder unbedingten Gehorſam des Untergebenen zu dem Bor 
gefegten in öffentlichen Verhaͤltniſſen vertreten wollen. 
Gewiß ift aber nicht zu leugnen, daß es eine Mehrzahl von 
Berhältniffen giebt, wo man fagen muß, der Untergebene 
konnte oder durfte gar nicht über die Rechtmäßigkeit des Ber 
fehls urtheilen. Andrerfeits wird man auch bei dem ſtreng⸗ 
ften aller oͤffentlichen Subordinationg » Berhältniffe, naͤm⸗ 
lid dem militärifchen, fich Fälle denken koͤnnen, wo von 
einer Pflicht des Gehorfams Feine Rede feyn fann. Wird 
z. B. der Soldat in der ordentlichen militärischen Form 
bei einem Auflauf commandirt und Hat er dem Befehle 
gemäß von feiner Waffe Gebrauch gemacht, fo wird nicht 
zu bezweifeln feyn, daß nur der commandirende Offizier als 
Urheber der erfolgten Tödtungen oder Berlegungen zu bes 
trachten ſey, mag auch der Mißbrauch der öffentlichen 
Gewalt ein noch fo fchreiender feyn. Dagegen giebt es 
auch Verbrechen, wo felbft den Soldaten niemals ein 
Befehl des vorgefegten Offizier wird entfchuldigen koͤnnen, 
weil er auf etwas gerichtet war, morauf die Pflicht des 
Gehorſams ſich augenfcheinlih gar nicht erſtrecken konnte. 
Beiſpiele bieten ſich ſo leicht dar, daß es uͤberfluͤſſig woͤre, 
dergleichen hier aufzuſtellen. Daſſelbe gilt von den Sub⸗ 
altern⸗Beamten im Verhaͤltniß zu den vorgeſetzten Behoͤr⸗ 
den. Der Gehorſam kann ſich auch hier nicht auf etwas 
niemals im Kreiſe der dienſtlichen Sphaͤre liegendes er⸗ 
ſtrecken, und die in Verfaſſungs-⸗Geſetzen zur Erhaltung des 
regelmaͤßigen Ganges der Staatsmaſchine ausgeſprochene 
Befreiung des Beamten von der Verantwortlichkeit bei vor⸗ 
handen geweſenem formell guͤltigen Befehle des Vorgeſetz⸗ 
ten hat auch ihre natuͤrlichen Graͤnzen. 

Noch deutlicher liegt es bei Zwang und Dros 
hung, in ſofern in denſelben wirklich allein die Urſache 
der Exiſtenz des Verbrechens gefunden werden muß, am 
Zage, daß hier der Gendehioke nur das vhyſiſche Werk 
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zeug für die That des Uchebers ift und da dabei der Bes 
geiff der Anftiftung gar niht paßt. War es aber Fein 
metus qui in constantem virum (od. auc) foeminam ?) 
cadere potest, haben Zwang und Furcht höchftens nur - 
eine adminiculivende Bedeutung auf den Entfchluß des Thäs 
ters ausgeübt, in welchem Falle allein das ſtoiſche „etiam 
coactus volui” eine gewiſſe Berechtigung haben kann, fd 
wird man mieder von feiner befondern Art der Ans 
Riftung reden fönnen. 

Endlich wird da, wo der Verbrecher nur den Kerr 
thum oder die Unkenntniß eines Andern in Betreff 
der Bedeutung der Handlung benugte oder hervorrief , die 
verbrecherifche Intention aber ganz verhüllt blieb, der Ber 
griff der Anftiftung am allerwenigften am Plate feyn, 
Wenn er 5. B. den Aberglauben einer Perfon von der güns 
kigen Wirfung eines Liebespulvers benugte, um zu vers 
eiften, fo wird fich ein folcher Fall feiner weſentlichen Bes 
ſchaffenheit nach von einer unmittelbar verübten Vergifs 
tung nicht unterfcheiden, ebenfo wie da, mo Jemand 
duch Zwang, Drohung oder zum Gehorfam verpflichtens 
den Befehl bewirkte, daß ein Anderer das tödtliche Ges 
ſchoß abſendete, es in der That fo gut ift, als hätte er 
das Gewehr felbft abgedruͤckt. Deshalb kann e8 gewiß 
nicht unpafiend genannt werden, wenn man in folchen 
Fällen den Verbrecher als den phyfifchen Ucheber 
des Verbrechens bezeichnet. Gewiß gilt hier vor Allem der 
Sat des römifchen Rechts: Nihil interest occidat quis, 
an causam mortis praebeat, L. 15. D. ad L. Corn, 
de sic. — Später wird ſich noch zeigen, welche Bedeus 
tung die Unterfcheidung der gewöhnlich unter dem einen 
Begriff der Anftiftung zufammengefaßten Säle für die 
ſtrafrechtliche Beurtheilung derfelben hat. 

Was die Strafbarfeit der Anftiftung betrifft, 
fo habe ich bereits in meiner Lehre vom Verhohe dex Por⸗ 


280 Zur Lehre von der Theilnahme am Verbrechen, 


brechen Th. IL ©. 112 fg. (vergl. auch Hepp in diefem 
Archiv 1848 ©. 279 fg.) ausführlicher nachgewieſen, 
daß das römifche Recht Feine f. g. felbftftändige Straß 
barkeit der Anftiftung Fennt, fondern die auf Hervorbrin; 
gung des Verbrechens gerichtete intellectuelle Einwirkung 
deſſelben, ebenfo wie die Handlung des Thäters felbft der 
felben Strafe unterwirft, und daß dabei Fein Unterfchied 
zwiſchen intellectuellen Urhebern und Gehülfen gemadıt 
wird, well das römifche Recht überhaupt den Gehülfen 
und eigentlihen Thäter auf gleiche Stufe der Strafbarkeit 
ſtellt. Das römifche Recht kennt alfo. Fein f. a. Verbre⸗ 
hen der Anftiftung, wie wir es mehr oder weniger 
in neueren Spftemen und Geſetzen in einer oft wunderlichen 
und das Strafgebiet im Widerfpruch mit allgemein aner: 
fannten Grundfägen des Eriminalcechts erweiternden Weiſe 
hingeftellt finden. Bon einer Anklage wegen Anftiftung 
ducch Auftrag oder böfen Rath, ohme dag eine im Geſetze 
bedrohte Handlung des Thäters vorlag, die freilih nad 
unfern Begriffen auch eine bloße Verſuchshandlung feyn 
fonnte, ift im cömifchen Criminalrecht nirgends die Rede. 
Die einzige Ausnahme, welche ſich dafelbft findet, betrifft 
die Hochverrätherifche oder auf seditio gerichtete Provo⸗ 
cation (Lehre v. Verf. IL. ©. 125 fg.), was in der befon: 
dern Natur. des crimen majestatis, wo der Anftiftee in 
gewiſſem Sinne eigentlich felbft ſchon der Thäter ift, feine 
genügende Erklärung findet. Das canonifhe Recht 
hat hieran nichts geändert. Die auf das Assassinum 
( verum) bezügliche Stelle Cap. 1. de homic, in VIto 
(V. 4.) fagt nur, daß der Tod in Folge des Mandate 
nicht eingetreten zu feyn brauche, und kann außerdem auch 
nur für das Firchliche Strafrecht als mafigebend be 
teachtet werden. - Bergl. au Carpzov Pract. rer. 
crim. Qu. XIX. No. 52. Die P. G. O. endlich enthält 
auch Feine von den Grundſotzen des vümiihm Rechts. abs 
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weichende Beftimmung. In dem Falle, wo fie der Ans 
fiftung ausdrücklich gedenft und den Anftifter wie den 
Thäter derfelben Strafe unterwirft, nämlich beim Meineid 
Art. 107, feßt fie augenfcheinlich voraus, daß der falfche 
Eid wirklich gefhmoren wurde. Die Anftiftung an fich, 
ohne eine darauf folgende Ausführungshandlung des Thäs 
ters, iſt alfo in den gemeinrechtlichen Quellen, abgefehen 
von der ſchon bemerften Ausnahme beim Majeftätsver> 
brechen, nirgends für ftrafbar erflärt. 

Wie ift man nun dazu gekommen, auch die Anftif- 
tung , bei welcher wir nach der obigen Ausführung nur 
das mandatum und consilium delinquendi im Auge 
haben, für ftrafbar zu erflären, fowohl in der gemeins 
rechtlichen Theorie, als in der fich derfelben anfchließenden 
neuern Gefeßgebung? Offenbar aus feinem andern Grunde, 
als weil man die Anftiftung unter den Begriff der unters 
fandenen Miffethat (9. G. O. Art. 178) oder des 
krafbaren Verſuchs fubfumiren zu koͤnnen glaubte. 
Ich felbft bin noch in meiner Lehre vom Verſuche der Ver: 
brechen diefer communis opinio gefolgt, obwohl ich da⸗ 
mals ſchon fühlte, wie ſchwer es fey und zu welchen kuͤnſt⸗ 
lihen und gezwungenen Wendungen man feine Zuflucht 
nehmen müfle, um den leitenden Gedanfen durchzuführen 
und auf die Anftiftung dann auch die Unterfcheidungen 
zwiſchen beendigtem und nichtbeendigtem, oder nächften und 
entfernten Verſuch, Vorbereitung und Anfang der Aus⸗ 
führung zur Anwendung zu bringen, befonderd auch mit 
Rückfiht darauf, ob wirkliche zur Ausführung des Ber; 
brechens dienliche Berfuchshandlungen des Thäters hinzus 
gefommen find oder nit. Daffelbe gilt vom Com: 
plott, welches die neuern Gefeggebungen auch unter den 
Gefichtspunft des Verſuchs gebracht und Dadurch die 
Steafbarkeit deſſelben meit über die in den gemeinteht- 
dchen Quellen geftechten Scänzen ausgedehnt haben. Werl. 
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z. B. Hanno v. Erim. Geſetzb. Art. 58— 60. Saͤchſ. 
Geſetzb. Art. 30. 

| Meiner jegigen Ueberzeugung zufolge wird nur da 
Durch der bisherige Wirrwarr gehoben und die bis ins Un: 
endliche getriebene Caſuiſtik (vergl. z.B. die neuefte Ab- 
handlung von Hepp in diefem Archiv) vermieden werden 
fönnen, wenn man fich entfchließt, zu der einfachen Auf 
faffung dee gemeinrechtlihen Quellen zuruͤckzukehren, wos 
mit dann zugleich eine Mehrzahl unnüger Controverfen ab: 
gefchnitten feyn wurde. Als allgemeine ftrafrechtliche Res 
gel foll man alfo nur die betrachten, daß der Anftifter ale 
Ucheber (Urfacher) der begangenen That, fey es 
des Thäters im engern Sinne oder des Gehülfen, gefteaft 
werde, momit denn allerdings die Strafbarkeit der Anftif- 
tung an fich bei einem von Seiten des Thäterd gar nicht 
verfuchten oder ausgeführten Verbrechen von dem Gebiete 
des Criminalrechts entfernt feyn würde, einerlei ob der 
Angeftiftete wirklich oder nur ſcheinbar auf den Antrag ein 
gegangen ift, oder fi) durch den Kath zur Faffung eines 
verbrecherifchen Entfchluffes Hat beftimmen laffen. Dies 
foll aber nur die allgemeine Regel feyn; Ausnahmen , wie 
wir eine folche ſchon im gemeinen Rechte, der ganzen Ras 
tur des Verbrechens gemäß, beim crimen majestatis fins 
den, kann und mag der Gefegeber aufftellen. Die Feſt⸗ 
ftellung der Ausnahmen muß aber, ohne weitere Generalis 
firung, bei dem einzelnen Berbrechen erfolgen und man 
fchreche nicht deshalb vor Anerfennung der Regel in der 
Geſetzgebung zuruͤck, weil ſich im Auftrag und der Rath⸗ 
ertheilung der böfe Wille manifeftirt Habe. Denn es iR 
ausgemacht, daß die Gränze des bürgerlichen Strafrechts 
hierdurch nicht beftimmt wird, daß eine f. g. aͤußerliche 
Erfennbarfeit des böfen Willens auch in der Drohung mit 
Begehung eines Verbrechens, in der Ratihabition und In 
f. 9. Vorbereitungs⸗-Acten enthalten feyn Fann und daß 


insbeſondere der Anftiftung, 285 


deshalb dennoch die Strafloſigkeit folder Aeußerungen 
eines böfen Willens anerfannt wird und anerfannt wer: 
den muß. 

Wenn aber aud) die Strafbarfeit der Anftiftung ale 
foihee im pofitiven Rechte ausgefprocen ift, wenn auch 
das Geſetz beſtimmt, daß fie ald Verſuch des Verbrechens 
geftraft werden foll: fo ift Damit nicht entfchieden, daß fie 
wie der Verfuch des Verbrechens felbft zu behandeln ſey; 
fondeen e8 liegt darin nur dee Ausfpruch, daß, wenn dass 
jenige, was das Geſetz als Anftiftung bezeichnet, vorliegt, 
eine folche Anftiftung dem Berfuche des Verbrechens hins 
fichtlich der Strafbarkeit gleichzuftellen fey. Zunächft ift 
wenigſtens foviel Flar, daß die in Altern und neuern Ge: 
fegen fich findenden Stufen oder Grade des Verſuchs auf 
die Anftiftung gar nicht anwendbar find oder wenigſtens 
nur dadurch, daß man den Begriffen Gewalt anthut, auf 
fie übertragen werden koͤnnen. Soll die f. g. gelungene 
Anftiftung (provocation agree) als beendigter Verſuch 
(ded Verbrechens) betrachtet werden, wie Fann dann die 
Strafbarfeit des Anftifters, was doch nach der relativen 
Bedeutung der Anftiftung der Kall feyn müßte, noch ges 
fteigert werden, wenn der Angeftiftete felbft zu einem been: 
digten oder nicht beendigten Verſuch des Verbrechens fort: 
gefchritten war? Will man aber bei der Anftiftung felbft, 
old delictum sui generis, zwiſchen Verſuch und Vollen⸗ 
dung unterfcheiden, fo müßte der beendigte Verſuch 
der Anftiftung vorliegen, wenn der Anftifter von feiner 
Seite alle8 gethan hatte, um Denjenigen, welcher nady 
feinee Intention das Verbrechen verüben follte, zur Faſ⸗ 
fung des verbrecherifchen Entfchluffes zu beftimmen. Mer 
wird wohl nun fo fühn feyn, dafür die Gränze zu ſtecken, 
und wie will man in Betreff der Hervorbringung einer in: 
telleetuellen Wirfung den dem beendigten Verfuche des 

WBerbrechens analogen Punkt finden? Wie wil man ferner 
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B einen Berfuch des Verſuches betrachten koͤn⸗ 
velher anerfannter Maßen keiner Beftrafung unter; 
md unterliegen fann, wenn man nicht das crimis 
Bebiet bis ins Unendliche ausdehnen will. Kann 
ernach die directe und ausdrücliche Aufforde- 
zue Begehung eines Verbrechens nicht als ftrafbar 
tet werden, fie möge nun in der Form des Auftrags 
‚athes hervortreten, fo wird noch weniger die noch 
ur beftimmten Aufforderung fortgefchrittene Verfuͤh⸗ 
oder das Bemühen, den Willen eines Andern an 
terordnung zu gewöhnen, in die Sphäre des Crimi⸗ 
#8 gezogen werden dürfen. 
In Beziehung auf die bisher behandelte Frage wird 
r wieder von Wichtigfeit, den Begriff der Anftifs 
ein zu halten und die übrigen Fälle der Urheberfchaft 
zen Sinne davon zu fondern, wobei wir an die oben 
jte Unterfcheidung erinnern. Faſſen wir nämlich 
den Befehl ins Auge in den Kallen, wo er als 
‚wirklich in Betracht fommt, d. h. wo ihm eine 
zum unbedingten Gehorfam correfpondirte: fo. wird 
m verfennen feyn, Daß feine Bedeutung eine ganz 
ſey, als die einer Aufforderung, bei welcher der Pro⸗ 
fich ſelbſt erft zu entfchließen hatte, ob .er der Pro⸗ 
m gemäß handeln wolle, oder nicht. Man wird da: 
H nicht in Abrede ftellen koͤnnen, daß die Ertheilung 
yerbrecherifchen Befehls an fich fchon den Befehlen: 
safrechtlich verantwortlich machen müfle, und tie 
uch des Verbrechers zu ftrafen fey, wenn er ohne 
ſchenkunft einer Willensanderung des Befehlenden 
führt blieb; z. B. ein die Verfaſſung verlegender 
erial» Befehl oder Commando eines militairiſchen 
Es ift hier in der hat der Fall kaum verfchie- 
n demjenigen, wo das ſchon abgedrücte Mordge⸗ 
wrfagte. 
ebd. Er. #. 1850. II. @t. 7 
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z. B. Hanno. Erim. Geſetzb. Art. 585— 60. Saͤchſ. 
Gefesb. Art, 30. 

Meiner jegigen Ueberzeugung zufolge wird nur da⸗ 
Durch der bisherige Wirrwarr gehoben und die bis ins Un: 
endliche getriebene Caſuiſtik (vergl. 3. B. die neuefte Ab⸗ 
handlung von Hepp in diefem Archiv) vermieden werden 
fönnen, wenn man fich entfchließt, zu der einfachen Auf: 
faffung der gemeinrechtlihen Quellen zuruͤckzukehren, wos 
mit dann zugleich eine Mehrzahl unnüger Eontroverfen ab: 
gefchnitten feyn würde. Als allgemeine fteafrechtliche Res 
gel foll man alfo nur die betrachten, daß der Anftifter ale 
Urheber (Urfacher) der begangenen That, fey eb 
des Thaͤters im engern Sinne oder des Gehülfen , geftraft 
werde, womit denn allerdings die Strofbarfeit der Anftif- 
tung an fich bei einem von Seiten des Thäterd gar nicht 
verfuchten oder ausgeführten Verbrechen von dem Gebiete 
des Criminalrechts entfernt feyn würde, einerlei ob der 
Angeftiftete wirklich oder nur ſcheinbar auf den Antrag. ein- 
gegangen ift, oder fi) durch den Rath zur Faſſung eines 
verbrecherifhen Entfchluffes Hat beftimmen laſſen. Dies 
fol aber nur die allgemeine Regel feyn; Ausnahmen , wie 
wir eine folche fhon im gemeinen Rechte, der ganzen Ras 
tur des Verbrechens gemäß, beim crimen majestatis fins 
den, Fann und mag der Geſetzgeber aufftellen. Die Feſt⸗ 
fellung der Ausnahmen muß aber, ohne weitere Generalts 
firung, bei dem einzelnen Verbrechen erfolgen und man 
fehrecfe nicht deshalb vor Anerfennung der Regel in der 
Geſetzgebung zurück, meil fih im Auftrag und der Rath 
ertheilung der böfe Wille manifeftirt habe. Denn es if 
ausgemacht, daß die Gränze des bürgerlichen Strafrechts 
hierducch nicht beftimmt wird, daß eine f. g. Außerliche 
Erxfennbarfeit des böfen Willens auch in der Drohung mit 
Begehung eines Verbrechens, in der Ratihabition und in 

f: 9. Borbereitungs = Acten enthalten Kaya Tann und daß 
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deshalb dennoch die Gtraflofigfeit folder Aeußerungen 
eines böfen Willens anerfannt wird und anerfannt wer: 
den muß. 

Wenn aber auch die Strafbarkeit der Anftiftung als 
ſolcher im pofitiven Rechte ausgefprocen ift, wenn auch 
das Geſetz beftimmt, daß fie ald Verfuch des Verbrecheng 
geſtraft werden foll: fo ift damit nicht entfchieden, daß fie 
wie der Verſuch des Verbrechens felbft zu behandeln fey; 
fondern e8 liegt darin nur der Ausfpruch, daß, wenn dass 
jenige, was das Geſetz als Anftiftung bezeichnet, vorliegt, 
sine folche Anftiftung dem Berfuche des Verbrechens hin⸗ 
ſichtlich der Strafbarkeit gleichzuftellen ſey. Zunächft ift 
wenigſtens foviel Flar, daß die in Altern und neuern Ges 
fegen fich findenden Stufen oder Grade des Verſuchs auf 
die Anftiftung gar nicht anwendbar find oder wenigſtens 
nue dadurch, daß man den Begriffen Gewalt anthut, auf 
fie übertragen werden fünnen. Soll die ſ. g. gelungene 
Anftiftung (provocation agree) als beendigter Verfuch 
(des Verbrechens) betrachtet werden, wie fann dann die 
Streafbarkfeit des Anftifters, was doch nach) der relativen 
Bedeutung der Anftiftung der Fall feyn müßte, noch ges 
fteigert werden, wenn der Angeftiftete felbft zu einem been 
digten oder nicht beendigten Verfuch des Verbrechens fort: 
gefchritten war? Will man aber bei der Anftiftung felbft, 
als delictum sui generis, zwiſchen Verſuch und Vollen⸗ 
dung unterfcheiden, fo müßte der beendigte Verſuch 
der Anftiftung vorliegen, wenn der Anftifter von feiner 
Seite alles gethan hatte, um Denjenigen, welcher nady 
feiner Intention das Verbrechen verüben follte, zue Faſ⸗ 
fung des verbrecherifchen Entfchluffes zu beftimmen. Ber 
wird wohl nun fo fühn feyn, dafür die Gränze zu ſtecken, 
und wie will man in Betreff der Hervorbringung einer ins 
tellectuellen Wirkung den dem beendigten VerſoGe WE 
Berbeechens analogen Punft finden? Wie wi man kerare 
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für Vorbereitung und Ausführung der Anftiftung eine , 
Gränzlinie ziehen, die fhon für den wirflichen Verfuch des 
Verbrechens ſchwierig genug zu beftimmen ift, und wie fol 
hier überhaupt ein für die Anwendung irgend brauch⸗ 
barer Thatbeftand deffen, was ftrafbar feyn foll, gewon⸗ 
nen werden ? 

Alle diefe Schroferigfeiten und häfligen Sragen, wie 
fie aus der doctrinären Auffaffung des Baperifchen Straf: 
geſetzbuchs und feiner Nachtreter hervorgegangen find, 
verfchwinden bei der einfachen und natürlichen Behandlung 
der Anftiftung in den Quellen des gemeinen Rechts. In 
foweit aber die neueren Gefeggebungen darüber hinaus 
gehen, wird man bei ihrer Anwendung jedenfalls fireng 
bei der gefeglichen Beftimmung ftehen bleiben und fie nicht 
in doctrinärer Weife ducch nterpretation erweitern dürfen. 
Wenn daher in Betreff des Hannoverfhen Criminal: 
Gefegbuches die Frage aufgemworfen worden iſt (vergl. &rs 
Örterungen u. Abhandl. aus dem Gebiete des Hannov. Er. 
Rechts von v. Bothmer Bd. II. Hft. 2. ©. 113 f.), 
ob die bloße Aufforderung zur Begehung 
eines Verbrechens jtrafbar fey? fo muß man 
der dieſe Frage verneinenden Ausführung von Floͤckher 
a. a. O. gewiß vollfommen beiftimmen. Denn das Gefek 
unterwirft nur die Anftiftung felbft, d. h. die doloſe Er⸗ 
zeugung eines verbrecerifchen Entfchlufles in einem 
Anderen, der Strafe des Verſuchs des intendirten Vers 
brechend. Bon einer felbftftändigen Strafbarfeit der Ans 
ftiftung weiß das Gefeg nichts; es faßt diefelbe nur als 
wirkliche oder mögliche Urfache des beabfichtigten Ver⸗ 
brechens auf; Die Regel, daß auch der Verfuch eines Vers 
brechens zu fteafen fey, Fann mithin hier gar nicht zur 
Anwendung fommen. Soll fie aber, wie das Gefek 
will, als Verſuch des Verbrechens geftraft werden, fo 

würde man den Verſuch, Fine Anttiitung u vernielen, 


\ 
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nur als einen Berfuch des Verſuches betrachten koͤn⸗ 
nen , welcher anerfannter Maßen keiner Beftrafung unters 
liegt und unterliegen fann , wenn man nicht das crimis 
nelle Gebiet bis ind Unendliche ausdehnen will. Kann 
nun hiernach die directe und ausdrüdliche Aufforde- 
rung zuc Begehung eines Verbrechens nicht als ftrafbar 
betrachtet werden, fie möge nun in der Form des Auftrags 
oder Rathes hervortreten, fo wird noch weniger die noch 
nicht zur beftimmten Aufforderung fortgefchrittene Berfühs 
tung, oder das Bemühen, den Willen eines Andern an 
die Unterordnung zu gewöhnen, in die Sphäre des Crimi⸗ 
nalrechts gezogen werden dürfen. 

In Beziehung auf die bisher behandelte Srage wird 
ed aber wieder von Wichtigkeit, den Begriff der Anftifs 
tung rein zu halten und die übrigen Faͤlle der Urheberfchaft 
im engeren Sinne davon zu fondern, wobei wir an die oben 
gemachte Unterfcheidung erinnern. Faſſen wie nämlich 

1) den Befehl ind Auge in den Fällen, wo er als 
folder wirflih in Betracht fommt, d. h. wo thm eine 
Micht zum unbedingten Gehorfam correfpondirte: fo wird 
nicht zu verfennen feyn, daß feine Bedeutung eine ganz 
andere ſey, als die einer Aufforderung, bei welcher der Pros 
vociete fich ſelbſt erft zu entfchliegen hatte, ob er der Pros 
vocation gemäß handeln wolle, oder nicht. Man wird da⸗ 
bee aueh nicht in Abrede ftellen koͤnnen, daß die Ertheilung 
eines verbreeheriichen Befehls an fich ſchon den Befehlen: 
den ftrafrechtlich verantwortlich machen müfle, und mie 
ein Verſuch des Verbrechers zu ftrafen fen, wenn er ohne 
Dazwiſchenkunft einer Willensanderung des Befehlenden 
mausgefuͤhrt blieb; z. B. ein die Verfaſſung verlegender 
Minifterial» Befehl oder Commando eines militairiſchen 
Chefs. Es iſt hier in der That der Hall kaum verfchie- 
den von demjenigen, wo das ſchon abgedruͤckte Mortar- 
wehr verfagte. 

Wed d. Cr. %. 1850. 11. Gt. T 
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2) Wo Jemand duch phufiiben Zwang oder Andro: 
Hung von Ueben, dem die Standhaftigfeit des Andern 
nicht gemachfen war, ein weiteres Verbrechen herporbringen 
wollte, kann die Strafbarkeit des angewendeten Zwanges 
um fo weniger einem Zweifel unterliegen., als er fchon an 
fi) unter den Begriff des Verbrechens der Gewaltthaͤ⸗ 
tigkeit fallen wird, defien Strafbarfeit natürlich mit 
Ruͤckſicht auf die weitere verbrecherifche Intention geftei- 
gert werden müßte. Es wird aber auferdem nicht zu 
:verfennen ſeyn, daß bei wirklich phyſiſchem Zwange die 
That ganz unter den Begriff des verbrecherifchen Verſuchs 
fällt und beim pſychiſchen Zwange die Analogie des Be 
fehl8 eintritt, deſſen Strafbarfeit auch bei mangelnder 
ihm correfpondirender That vorhin nachgeriefen wurde. 

3) Dei der Benutzung des vorhandenen oder abſichtlich 
erregten Irrthums eines Andern zum Zweck der Hervor: 
bringung eines Verbrechens wird es Faum möglich feyn, 
daß ohne eigene phyſiſche Thätigkeit des Urhebers die ver: 
brecheriſche Abficht ins Werk gefegt werde, und diefe phy: 
fifche Thätigfeit dann auch meiftens von felbft unter den 
Begriff des verbrecherifchen Berfuches fubfumirt werden : 
fönnen. Wir haben aber dabei, wie fih von felbf ver 
ſteht, nur folhe Fälle im Auge, welche nicht unter den 
Begriff der Anftiftung fallen, z. B. wenn der Aberglaube 
einer Perfon, die ein Liebespulver gu erhalten meinte, zur 
Vergiftung eines Dritten benugt wurde. Denn Hiee we 
die Mittelsperfon nur das unmillführlihe Werkzeug der 
Vergiftung feyn follte, wird die Uebergabe des Giftes an 
diefelbe von Seiten des eigentlichen Verbrechers unbedenk⸗ 
li als Ausführungsact der Vergiftung betrachtet wer; 
den können. | 

Die weitere Befprehung anderer Fragen behalten 
wir einer fpätern Erörterung vor. 





Al. 


neber den Hochverrath 
in ſeiner allgemeinen Richtung 
gegen die beſtehende Verfaſſung. 


Von 


Herrn Dr. T. Brackenhoeft, 
Privatdocenten in Heidelberg. 


. 1. 


Mer in ein Migvechättnig zum Zuſtande der Sicherheit 
oder Des Friedens tritt, ift Feind. Wer in ein Mißver- 
haͤltniß zu einer ihm obliegenden Verpflichtung zur Treue 
tritt, iſt Verräther., Wer in ein Mißverhaͤltniß zu einer 
durch Steafe reagirenden Rechtönorm tritt 1), ift Vers 
brecher. Diefe drei Mißverhältniffe koͤnnen fich zu einer 
Einheit geftalten, wenn die Verpflichtung zur Treue die 
Grundlage des Zuftandes des Friedens' ift, und ihre Er⸗ 
füllung durch eine Strafdrohung gefchügt wird ). Eons 
ſtituirt ſich ein Träger, ſey es nun des Zuftandes des Fries 


1) Diefeb Archiv Jahrg. 1840. ©. 410. Jahrg. 1847. ©. 38, 


2) So bei dem Uebergehen zum Feinde: L.7. D. de re mi- 
litari 49. 16: „Proditores, transfugae plerumgue capite 
puniuntur . . . pro hoste non pro milite habentur.” L.3, 
8.9. D. eod. L.19. $.4. D. de captiv. 49.15, Ra, Ta- 
citus de morib, Germ. 12, 
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dens oder der Sicherheit 3) oder des Rechts auf Treue *), 
fo begründet jenes Mißverhaͤltniß gegen ihn eine Verlegung. 
In fofern er als der Inhaber einer Hoheit gedacht wird, 
ift wenigftens eine Erflärung für die Bezeichnung einer fol: 
hen Verlegung als Hochverrath gefunden. 

Mas wir Hochverrath zu nennen gewohnt find, ift 
ein Zweig der roͤmiſchen Mojeftätöneriegung. Die Feinde 
feligfeit des Roͤmers gegen das roͤmiſche Volk oder den 
Inhaber der roͤmiſchen Regentengewalt, die Träger der 
Majeſtaͤt °), ift dee Stammbegriff ©), aus dem die Maje 
frätöverlegung zur Zeit der Zreiheit des römifchen Gemein: 
weſens, der Republik 7), fi entwickelte. Diefer gefell- 
fchaftliche Zuftand, der jeden Römer zum Träger deffelben 





3) 3. 8. das Boll: L. 1.$.1. D. ad Leg. Jul. maj. 48. 4. 
„Majestatis autem crimen illud est, quod adversus popu- 
Ium Romanum, vel adversus securitatem ejus committitar”; 
oder der Herrfher: L. 11. D. eod. „qui. perduellionis reus 
est, hostili animo adversus rempublicam vel principem 
animatus.” — Dief. Archiv Jahrg. 1847. ©. 65. 


9 3. 3. der Kriegsherr, der Lehnsherr, auf den Grund des 
Gelöbnifles. 


5) Im Nechtsfinne gewiß nichts anders, als eben der beftehende 
Zuftand des römischen Gemeinwefens, wenn auch der Auss 
drud die mit demfelben verbundene Erhabenheit anderen Wöls 
fern gegenüber zu bezeichnen fcheint. Unterfuchungen darüber 

haben nur zur Anerkennung der Unbeflimmtbeit des Fra 
geführt: Died biftor. Berl. 6. 20. 21. Weise 
rath u. f. w. 6.7. 8, 10, 


. & Die perduellio: L. 11. D. cit.: über deren Bedeutung in 
diefer Stelle die Meinungen indeß verfchieden find: ſ. Mits 
termaier und Hepp in dief. Archiv Jahrg. 1836. &. 480 fgg- 
Jahrg. 1837. ©. 165 fog. 357 fgg. 


N) Zur Zeit der Könige beftand freilich der Begriff der per- 
duellio, aber er ergriff in diefer Zeit auch Verbrechen, die 
. ich bei feinem UWebergange in die Majeftätsverlegung abges 
fondert haben: vol. Walter röm. Rechtsgeſch. II. ©. 421. 
Mot. 1. Die perduellio erfcheint in jener Zeit als der In⸗ 
begriff derjenigen Handlungen, megen wmwelder das crimen 
(Strafverfahren) perduellionis ftattfindet, und nimmt einen 
ähnlichen Standpuntt ein, wie im ältern deutſchen Rechte 
Der Friedensbruch. 


gegen die beſtehende Verfaſſiung. 289. 


und feines Friedens conftituirte 8), trug feiner Ratur nach 
ſchon eine gegenfeitige Treupflicht fammtlicher Bürger in 
ſich ?), die jener Feindfeligfeit den Charakter eines Treu⸗ 
beuches oder Verraths mittheilen mufte, wenn er au 
zue bei der Bereinigung mit äußeren Feinden als eine be⸗ 
fondere Eigenfchaft des Verbrechens Hervortritt: 1%). Die 
Beränderung der Kaiferzeit, der Erwerb der Ausübung 
jener Trägerfchaft von Seiten des Princeps 11), lieh den 
Begriff des Gemeinweſens beftehen, und ftand daher der 
Bortdauer des einmal entftandenen Grundbegriffs der Ma⸗ 
jeſtaͤtsverletzung nicht entgegen. 


4. 2. 


Jene Veraͤnderung vernichtete aber die Eigenſchaft 
des Gemeinweſens als Staat im rechtlichen Sinne des 
Worts wenigſtens thatſoͤchlich, indem fie es den Sonder⸗ 
zwecken des Herrſchers dienſtbar machte, und diefen die 
Geſammtzwecke unterordnete. Mir der Entaͤußerung der 
ausuͤbenden Traͤgerſchaft jener Majeſtaͤt ) war das Volk 
in eine Unterthanenſchaft verwandelt ?). Aber die Feind⸗ 


8) Dief. Archiv Sahrg. 1817. ©. 61. 62. 

9 Daher die Vergleichung des Mordes am Mitbürger mit dem 
Werwandtenmorde: Cic. in Verr. 11, 8. c. 66., wriäger legs 
tere, wenigfiens am Mitbürger begangen, unter die per- 
duellio der älteften Zeit fällt: Liv. 1. 26, 

10) Bei den Ueberläufern Coben not.2), die ebenfalls unter das 
crimen majestatis fallen: L. 2. D. ad leg. Jul. ma). 48. 4. 
11) Durch Bermittelung der lex regia: Burdardi Stnak: 

und Rechts » Sci. d. Römer $. 69. Not. 1 — 14. 

1) Mit der Magiftratur, aus der die Eaiferliche Gemalt hervors 
ging, war eine Theilnahme am derfelben bereits verbuns 
den. Man flreitet indeß, ob dies glei von Anfang an 
(De Jonge, de delictis coutra rempublicam admissis. 
Traj. ad Ah. 1817. 1. p. 262) oder erft im Laufe der Zeit 
(van Heiden, de varia ınajestatis signif. Greaning. 
1834. p. 6. 9 — 11) ftattgefunden. 

3) Diefes Archiv Jahrg. 1847. ©. 65. 
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feligfeit des Unterthanen gegen den Herrfcher wurde ‚eben. 
fo behandelt , als früher die des Bürgers gegen das 
Bolt *2). Der Uebergang des Majeftätsverbrechens nad 
Deutfchland kann nur der allgemeinen Reception des 
römifchen Rechts duch Wiffenfchaft und Pragis zugeſchrie⸗ 
ben werden. Die ausdruͤckliche Publication eines Theils 
der römifchen Beftimmungen über dafielbe, namentlich der 
Lex quisquis, im €. 24. der goldnen Bulle, zeigt indeß, 
dag man e8 nur auf VBerleßungen der Faiferliden Ma; 
jeftät anwendbar hielt; indem fie daflelbe auf die Chur⸗ 
fürften für den Fall der Lebensnachſtellung eben fo auf 
dehnt, mie es die Lex quisquis in Anfehung der viri 
illustres gethan hatte %): was überflüffig geweſen wäre, 
wenn man Berlegung der landesherrlichen Perfönlichkeit 
und Hoheit ebenfalls als Majeftätsverlegung angefehen 
hätte Die gemeinrechtlihen Quellen räumen alfo der 
Majeftätsbeleidigung in der That Fein weiteres Gebiet ein, 
ald das der Faiferlihen Majeftät, zu deren Theilhabern 
die Churfürften erklärt find. Aber Verrath kennt die 
P. G. O. Art. 124 außer gegen gleichgeftellte verbundene 
Derfonen ®), auch gegen ein Land, eine Stadt, umd 
feinen eignen Herren. Bei der Größe der hier ausgefpros 
ebenen Strafe, der gefchärften Todesftrafe, mird man 
diefen Artifel nur auf ſolche verrätherifhe Handlungen be; 
ziehen dürfen, vie die Eriftenz des Verrathenen gefähr: 


3) Das zeigt namentlich die Zortdauer der Strafbarkeit des 
Entfchluffes: ebendaf. ©. 62. ©. 9%. 95 mit Not.7. Die 
tepublifanifche Strenge Eonnte dem Despotismus nur willkom⸗ 
men feyn, und der religiöfe Charakter des altrömifchen Straf⸗ 
rechts ergreift nicht fowohl den Rechtsbegriff des Verbrechens, 
als die Auffaffung der Strafe, die fi in den leges sacrae 
ausfpridht. Größeres Gewicht fcheint Darauf zu legen Mars 
quardfen, in dief. Archiv Jahrg. 1849. ©. 248. 


4) L.5. C. ad Leg. Jul. maj. 9. & 
5) Nahe Verwandte und Bettgenofien. 
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en *8). Ungeachtet der Unbekimmtheit des Thatbeftans 
es, die diefer Artikel übrig läßt, dient er doch dazu, es 
u beftätigen, daß man den Begriff der Majeftätsbeleidi- 
ung keinesweges auf jede Verlegung des. Zuftandes des 
zriedens oder der Sicherheit, oder feiner Träger, ans 
yendbar hielt; auch dann nicht, wenn fie den Sieden des 
ignen Landes oder den Inhaber der Hoheit über daſſelbe 
erichtet war. Denn daß hier der: Landesherr ausgenom: 
nen ſey, läßt fi ohne Willführ nicht annehmen U); und 
venn eine Majeftätsbeleidigung gegen ihn begangen mers 
en fönnen, fo wäre eine befondere Beftimmung über einen 
egen ihn veruͤbten Verrath offenbar eben fo überflüffig ges 
sefen, als die Ausdehnung der Lex quisquis. auf die 
hurfuͤrſten. 


$. 3 


Das Verbrechen des Verraths hat feiner Natur nach 
sit der Majeſtaͤtsverletzung, fofern fie in gefährdender Weife 
egangen wird, das gemein, daß die Gefährdung zum 


6) Namentlch alfo Angriffe auf das Leben: Roßhirt, N. 
Archiv d. Crim. R. IX. ©. 143. Daß nad) dem Geiſte ber 
ER G. 9. unter Verrath nur diejenige Handlung zu vers 

ehen fen, dur die jemand der Feindfeligkeit eines Dritten 
erponirt wird, läßt ſich dadurch, daß fie im Art 42 verdächtigen 
Verkehr mit einer Perfon, die folhe Feindfeligkeiten verübt, 
als Indicium aufftelt, nicht begründen. A. M. Bo hmer, 
med. in C. C. C. p. 495. 


7) Beiſpiel der Anwendung der Strafe des Verraths auf Ver⸗ 
rath gegen den Fürſten, bei Zöpfl Bamb. Str. R. S. 140 
Einleit. S. 117. Diejenigen, welche auch gegen jeden Lan⸗ 
desherrn ſchlechthin einen der Majeſtätsbeleidigung gleichſtehen⸗ 
den Hochverrath begehen laſſen, ſuchen zwar in dieſem Artikel 
einen andern Herrn (fo Boehmer L. c. p. 497), nament⸗ 
lich den Lehnsherrn. Daß übrigens der Art. 124 der Y. G. O. 
die eigentliche Majeftätsverlegung gegen den Karfer nicht mit 
umfaßt, zeigt ih auch darin, daß die Bamberg. H. ©. O. 
neben dem gleichen Ars. (149) noch einen belondern Krükel 
(132) über die Majeflärsbeleidigung enthält. 
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Verfaffung begründeten hoheltlihen Rechts des Beherr⸗ 
fhers der unterworfenen Gefammtheit betrachten Fann 
und betrachtet. 

$. 4. 


Daß die einzelnen Laͤnder Deutfchlands ſolche Ge: 
meinmwefen nicht bilden, folgt daraus, daß fie der Landes⸗ 
berrlichfeit unterworfen find, und diefe anerfannt feine 
Magiftratur if. Als reines, von Feiner Rechtspflicht zur 
Ausübung begleitetes, Recht ift fie weiter nichts, als eben 
ein Privatreht 1). Und wenn mit derfelben die ihrer 
Natur nach Öffentlihe, d. h. mit Verantwortlichkeit 
wegen der Ausübung begleitete ?), Regentengewalt vers 
bunden ift, und dadurch ihre Ausübung mit der jenes 
Privatrechts ident iſch und den Unterworfenen gegenüber 
eine rechtlich verantwortlichfeitefreie wird ?), fo ift das 
eben dasjenige juridifche Mißverhaͤltniß, welches heutzus 
tage unter dem Namen der Monarchie im Widerftreite mil 
der Rechtsidee des Staats, dem Rechtsſtaate, befteht 
Die rationale Grundlage eines ſolchen Verhältniffes fan 
nur politifheer Natur feyn. Seine hiftorifhe Grundla 
liegt aber in der Eigenthuͤmlichkeit deutfcher Rechtsbildu 
durch autonomiſche Unterwerfung. Darunter wird h 
verftanden: die Begründung von Rechtögeftaltungen, ol 
was daſſelbe ift, die Seftaltung von Rechtsverhältnif 


1) Diefes Achiv Jahrg. 1847. ©. 65. 
2) Ebendaf. Not. 8. 


3) Fragt man: wie es werden fol, wenn der Monard 
regiert, fein Recht nicht ausübt? fo findet man zw 
Antwort: dab e6 dann feinen andern Ausweg gebı 
ihn als verzichtend zu betrachten, fo bei Mobhl: 9 
wortlichkeit dur Minifter. Das fteht indeg mit dem 
eines Rechts im geraden Widerfpruhe; und wenn er 
andern Ausweg giebt, fo liegt darin allein fchon der 
daf das monardhifche Recht im Widerfpruche mit den 
des Staates Feht. 
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unabhängig von einer die Begründer beherrfchenden Rechtes 
norm nad) ihrer durch Rechtsanmaßung von der einen und 
Unterwerfung unter diefelbe von der andern Seite, fie fey 
wörtlich oder durch Handlungen oder Unterlaffungen ge: 
geben, als gemeinfam anerfannten fubjectiven Rechtes 
anſchauung *). Der auf diefes Hiftorifche Recht gegruͤn⸗ 
dete Zuftand bleibt aber nichts defto weniger im Widers 
fpruche mit der Rechtsidee des Staated. Kin gegen ihn 
oder gegen das Beftehen jenes Rechts gerichteter Angriff, 
dee Feine weitere Verlegung in ſich faßt, hat demnad, 
auch wenn er mit Strafe bedroht ift, dennoch immer den 
Charakter eines Angriffs auf ein Unrecht und einen unrechts 
mäßigen Zuftand, der die Negation einer verbrecherifchen 
Eigenfchaft der That in fih trägt. — Es ift die in der 
Ratur jener Monarcbie nothwendig begründete Eigenfchaft 
derfelben, daß fie mit jedem Rechte, welches nicht eine 
precatre Gabe von ihr und demnach ihr gegenüber kein 
Recht ift, in dem gegenfäglichen Verhäftniffe der Keindfeligs 
keit fteht, fobald dieſes Recht einen gemeinfamen Rechtes. 
zuſtand der ihr unterworfenen Gefammtheit bildet; mag. 
nun deſſen Zuftändigfeit in Anfehung Einzelner von befons 
deren Vorausfegungen abhängig feyn oder nicht. Mur 
Rechte Einzelner als folche Fönnen ihr befreundet feyn, da 
fie Ihrer Natur nach in Abhängigkeit von einer höhern 





4% Während bei der Begründung von Rechisgeftaltungen nad) 
einer die Begründer gleichmäßig beherrfchenden Rechtsnorm 
diefe als gleiche vereinbarende Perfünlichkeiten einander gegens 
überftehen, tritt hier Unterwerfung der Perfon, beziehungss 
weife des Rechrtsftoffer des einen Theils dem andern Theile 
gegenüber ein, was fich namentlich auch bei der Begründung 
von Nechtsverhältniffen durch das, vom Gewohnheitsrechte 
durchaus verfchiedene, Herkommen findet. Zur NRechtferris 

gung diefer Anſicht kann an diefem Orte freilich nur auf das 
Weſen der deutfchen Rechtsbildung im Allgemeinen Bezug ges 
nommen werden ; allein fie dürfte das Dunkel, welches über 
dieſes Weſen noch immer ſchwebt, zu befeitigen gerigart (von. 
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Verfaffung begründeten hoheitlichen Rechts des Beherr⸗ 
fhers der unterworfenen Gefammtheit betrachten Fann 
und betrachtet. 


we 


Daß die einzelnen Lander Deutfchlands folche Ge⸗ 
meinwefen nicht bilden, folgt daraus, daß fie der Landes: 
herelichfeit unterworfen find, und dieſe anerfannt feine 
Magiftratur iſt. Als reines, von Feiner Rechtspflicht zur 
Ausübung begleitetes, Recht ift fie weiter nichts, als eben 
ein Privatreht 2). Und wenn mit derfelben ‘die ihrer 
Natur nach Öffentlihe, d. H. mit Verantwortlichkeit 
wegen der Ausübung begleitete ?), Regentengewalt vers 
bunden iſt, und dadurch ihre Ausübung mit der jenes 
Privatrechts Identifch und den Untermworfenen gegenüber 
eine rechtlich verantwortlichfeitsfreie wird °), fo ift das 
eben dasjenige juridiihe Mißverhältnig, welches heutzus 
tage unter dem Namen der Monarchie im Widerftreite mit 
der Rechtsidee des Staats, dem Rechtsſtaate, befteht. 
Die rationale Grundlage eines ſolchen Verhaͤltniſſes kann 
nur politiſcher Natur ſeyn. Seine hiſtoriſche Grundlage 
liegt aber in der Eigenthuͤmlichkeit deutſcher Rechtsbildung 
durch autonomiſche Unterwerfung. Darunter wird hier 
verſtanden: die Begruͤndung von Rechtsgeſtaltungen, oder, 
was daſſelbe iſt, die Geſtaltung von Rechtsverhaͤltniſſen, 


1) Dieſes Archiv Jahrg. 1847. ©. 65. 
2) Ebendaf. Not. 8. 


3) Fragt man: wie es werden fol, wenn der Monardh nicht 
regiert, fein Recht nicht ausübt? fo findet man zwar die 
Antwort: dab es dann feinen andern Ausweg gebe, als 
ihn als verzichtend zu betradten, fo bei Mohl: Berants 
wortlichkeit dur Minifter. Das ftcht indes mit dem Wefen 
eines Rechts im geraden Widerfpruche; und wenn es keinen 
andern Ausweg giebt, fo liegt darin allein fchon der Beweis, 
Daß das monarchiſche Recht im Widerſpruche mit dem Weſen 
des Staates fteht. 
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unabhängig von einer die Begründer beherrfchenden Rechtss 
norm nach ihrer durch Rechtsanmaßung von der einen und 
Unterwerfung unter diefelbe von der andern Seite, fie fey 
wörtlich oder durch Handlungen oder Unterlaffungen ges 
geben , als gemeinfam anerfannten fubjectiven Rechtes 
anſchauung *). Der auf diefes Hiftorifche Recht gegruͤn⸗ 
dete Zuftand bleibt aber nichts defto weniger im Widers- 
fpruche mit der Rechtsidee des Staated. Kin gegen ihn 
oder gegen das Beftehen jenes Rechts gerichteter Angriff, 
der Feine meitere Verlegung in ſich faßt, hat demnach, 
auch wenn er mit Etrafe bedroht ift, dennoch immer den 
Charakter eines Angriffs auf ein Unrecht und einen unrechts 
mäßigen Zuftand, der die Negation einer verbrecherifchen 
Eigenſchaft der That in fih trägt. — Es ift die in der 
Natur jener Monarchie nothwendig begründete Eigenſchaft 
derfelben, daß fie mit jedem Rechte, welches nicht eine 
precaire Gabe von ihr und demnach ihr gegenüber kein 
Recht ift, in dem gegenfäglichen Verhältniffe der Feindfeligs 
feit ſteht, fobald diefes Recht einen gemeinfamen Rechts⸗ 
zuſtand der ihr unterworfenen Gefammtheit bildet; mag. 
nun deſſen Zuftändigkeit in Anfehung Einzelner von befons 
deren Borausfegungen abhängig feyn oder nicht. Nur 
Rechte Einzelner als folche fönnen ihr befreundet feyn, da 
fie ihrer Natur nach in Abhängigkeit von einer höhern 


4) Während bei der Begründung von Nechtsgeftaltungen nad 
einer die Begründer gleihmäßig beberrfchenden NRechtsnorm 
dieſe als gleiche vereinbarende Perfünlichkeiten einander gegens 
überftehen, tritt hier Unterwerfung der Perfon, beziehungss 
weife des NRechreftoffen des einen Theile dem andern Theile 
gegenüber ein, was fi) namentlich auch bei der Begründung 
von Nechtsverhältniffen durch das, vom Gemwohnheitsrechte 
durchaus verfchiedene, Herkommen findet. Zur Rechtferris 
gung diefer Anficht kann an diefem Orte freilich nur auf das 
Weſen der deutichen Rechtsbildung im Allgemeinen Bezug ges 
nommen werden; allein fie dürfte das Dunkel, worldner üher 
dieſes ZBefen noch immer ſchwebt, zu befritigen geeigart \Ki8. 
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Macht fiehen °), während der Rechtäzuftand einer Ger 
fammtheit ihrer Natur nach in ihrer eignen Macht beruht, 
die der Selbftändigkeit nur in Kolge einer befondern Ent: 
ziehung entbehrt. Mit der Anerfennung der Monarchie 
find ihe gegenüber feine anderen gefammtheitlichen Rechte 
vereinbar, als Rechte auf die Gabe oder die Nichtentzie: 
hung von Rechten, oder Rechte auf Rechte. Aus diefer 
Mißgeftaltung beftehen diejenigen Rechte, welche man polls 
tifche nennt; eine Geftaltung,, die außerhalb der Monat: 
hie geradezu unmöglich feyn würde 6%, — Iedes der 
artige Recht, welches nicht in diefer Mißgeftaltung dem 
monarchiſchen Rechte (ald Errungenfchaft) gegenübertrftt, 
ift ihm gegenüber nur fubjective Rechtsanfhauung und 
feine Verwirklichung Verlegung. Der Angriff auf das 
monarchiſche Recht und den auf daflelbe gegründeten Zus 
ftand geftaltet fich fo, ungeachtet des Mangeld einer ver 
beecherifehen That, zu einer Rechtöverlegung und fofern er 
mit Strafe bedroht ift, zum Verbrechen; eine zweite Mißs 
geburt der Monarchie, die als politifhes Verbrechen 
getauft ift. 


5) Daher erkennt denn auch die abfolute Monarchie die natür⸗ 
liche Freiheit des Einzelnen, fofern fie dem Gefege nicht wis 
derftreitet, gern an (Preuß. Landr. Einleit. $.94. Defterreich. 
Geſetzb. $. 16. 17), weil es deflen ungeachtet von ihrer Wills 
kühr abhängig bleibt, welche Befchränfungen das Geſetz ihr 
hinzufügt. 

6) Denn die Sefammtheit kann Eeine Rechte gegen fich felber 
haben; und die Sanction der Unentziehbarkeit gewiſſer Rechte 
Einzelner würde in einer Republik immer nur eine Modifis 
cation der gefeßgebenden Regierungsfunction feyn, Lie von 
der Sefammtheit immer geändert werden könnte. Die Grunds 
rechte der deutfchen Nation Eönnten in einer von republikani⸗ 
—* Anſchauung durchdrungenen und von jedem monarchi⸗ 
ſchen Elemente freien Organiſation die Geſtaltung politiſcher 
Rechte Überall nicht annehmen. In Frankreich führten ſolche 
Rechte den Namen: droit public des Francais; darüber: 
Kauter Zeitſchr. f. Erit, Rechte. ARL S. 349 Ian. 


gegen die beftehende Verfaſſung. 207 


g. 5. 


Der Angriff auf jene Monarchie iſt nicht etwa An⸗ 
griff auf eine bloße Regierungs form, oder auf den bes 
fiehenden Regierungsorganismus , fondern ein Angriff auf 
ein Kundamentaleeht, auf die rechtliche Grunds 
lage der beftehenden Regierungsform, oder auf die 
Staatsform, fofern man diefen Ausdruc für die Mos 
narchie gebrauchen kann. Er ift ein Angriff auf ein Ders 
hältnig, welches vermöge der Geftaltungen,, welche die 
monarchifche Gewalt in ihrem Intereſſe dem ihe unterwor⸗ 
fenen Zuftande verleiht, feinen Einfluß auf die ganze fos 
ciale Stellung der Glieder der ihm unterworfenen Ges 
fammtheit erftredt. So lange man nicht nach dem Rechts⸗ 
geunde der monarchiſchen Gewalt fragt, fondern fich mit 
dem Glauben eines Berufenſeyns ihres Trägers zu derſel⸗ 
ben begnügt, wird die “dee eines politifchen Verbrecheng 
überall feinen Anhaltpunft finden koͤnnen. Sie wird 
auch da, mo jene monarchiſche Gewalt fehlt, und die auf 
dem Geſammtwillen begründete Magiftratur, besiehungss 
weife die Gefammtheit felber, die Trägerin der höchften 
Gewalt ift, auf Unternehmen zur Aenderung der Regies 
eungsform Feine Anmendung erleiden, weil fie, fofern fie 
nicht Durch verbrecherifche Mittel erftrebt wird, Teinen 
verlegenden Charakter hat, indem fie als Angriffe auf bes 
ſtehende Rechte überall nicht aufgefaßt werden Fann; und 
ihrer Anwendung auf Unternehmen zur Aenderung der 
Staatsform durch Unterwerfung der Gefammthelt unter 
eine monarchiſche Gewalt fteht entgegen, daß ihnen Fein 
Rechtsgrund zur Seite ftehen kann, der ihnen den gemein s 
verbrecherifchen Charakter des Verraths gegen die Ges 
fammtheit entzöge. Die gemeinrechtlichen Quellen, in 
denen die Merfmale, nach denen wir die Verfchiedenheit 
der Verbrechen beftimmen, nur ald Merkmale ver\ntte: 
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nee Begehungsarten des Verbrechens überhaupt von ver: 
fhiedener Strafbarfeit hervortreten ), kennen weder jene 
noch diefe Unternehmen als Begehungsarten des Verbre⸗ 
hend. Denn die Strafdrohung der roͤmiſchen Republik 
gegen die unternommene Decupation der Regierungsges 
walt ?) ging nicht in diefe Quellen über. Das Unternehs 
men des Umfturzes oder der Aenderung der Berfaflung tritt 
in den Gefegen al8 befondere und felbftändige Begehung: 
art ded Hochverraths erft hervor, als die deutfche Landess 
herrlichkeit eine felbftändige Stellung zu behaupten unter 
nimmt 2). Die größere Zahl der geltenden Strafrecht; 
bücher Deutſchlands entftand in den nad Einteitt diefer 
Selbftändigfeit gegründeten conftitutionellen Zuftänden, 
in denen das monarchiſche Princip, die Zuftändigfeit der 
Regierungsgemwalt als ein von Feiner rechtlichen Berants 
wortlichkeit begleitetes Sonderrecht, durch die Erflärung 
der Heiligkeit und Unverfeglichfeit der Perfon des Monats 
hen befeftigt wurde. In ihm fand man noch in den Bes 
mwegungen der neueften Zeit die allein zur Erhaltung dee 
Zuftandes des Friedens oder der rechtlichen Ordnung geeigs 
nete Macht *). Nur politifche Berechtigungen der Unters 


1) Diefes Archiv Jahrg. 1847. ©. 66. 67. 


2) Livfus II. 8: (die lex Valeria) .. . „de sacrando ... 
cum bonis capite ejus, qui regni occupandi consilia in- 
isset.” Daraus folgt aber nur, daß die Römer Ummäls 
zung der Staatsform als Verbrechen, nicht aber, daß fie «6 
als Begehungsart des Majeftätsverbrechens der Quellen ber 
monarhifchen Zeit Eennen. In fofern nun das legtere ver⸗ 
neint wird von Weiste a. a. D. ©. 38. 39, Mitters 
mater Staatslericon VII. ©. 203, erfcheinen die Einwen⸗ 
dungen dagegen bi de Jonge |]. c. p. 386 sqq. uns 
begründet. 


3) Im preufifhen Landrechte zuerft: unten $. 8. 
4) Die Majorität der Frankfurter Nationalverfamnlung, in 
Uebereinftimmung mit der in Folge der Karlsbader Beſchlüſſe 


über den Art. 13 der Bundesacte abgegebenen dfterreichifchen 
Erklärung. 
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worfenen befchränften den Umfang und die Ausübung der 
monarchifchen Sonderrechte °). 


% 6. 

Die Doctein ftellte eine Statiftiif der Sonderrechte 
des Monarchen und der ihnen gegenüberftehenden politis 
fchen Berechtigungen der Unterworfenen, verbunden mit 
der Darftellung des auf fie gegründeten Regierungsorgas 
nismus als ein Staatsrecht auf, und vindicirte den ihr 
um Grunde liegenden Privatrechten den Charakter öffent: 
licher Verhaͤltniſſe. Die mit der völferrechtlichen Unab⸗ 
hängigfeit des Staates, der Souverainetät 1), befleideten 
Monarchien gelangten zu dem Namen von Staaten. Die 
Brundlage des monarchifchen Staats, das Sonderrecht des 
Monarchen am Lande, charafterifirt ihn als Territorials 
ſtaat *). Seine natürliche Reaction gegen die Wirkſam⸗ 
feit der ihm feindfeligen,, durch autonomifche Anerfennung 
in ein außeres Friedensverhältnig aufgenommenen politis 
ſchen Berechtigungen der ‚Gefammtheit und die Regungen 


5) Die Begründung der Monarchte auf einem Eigenthume des 
Monarchen am Grunde und Boden des Gebietes war fehr 
leicht zw widerlegen, wenn man ihr den Begriff des Eigen» 
thums in der heutigen Bedeutung unterfchob. Germanifches 
Eigenthum, die Grundlage der Monarchie in England (Bas 
hbartä Erit. Zeitfhr. für Rechtsw. d. Aust. I. ©. 70), dem 
Lande, welches den conftitutionellen Zuitand aus fich felber 
berausgebildet hat, ift indeß etwas anderes, 


1) Deren Anerfennung bekanntlich auch der deutfhen Bundes⸗ 
er ungeachtet des durch fie begründeten Verbandes, nicht 
fehlt. 


2 Die Ausdrüder Staat und Land, pflegt man fehr belichig 
zu gebrauchen. Doc hat man mohl noch nie von Staats⸗ 
ſtänden, fondern immer nur von Landftänden, oder zumeilen 
auch von Reichsfländen, gefprochen; dahingegen in neuerer Zeit 
in Beziehung auf die Begriffsbeftimmung des Hochverraths 
den Ausdrud: Landesherr, unpaffend gefunden Cin den Ber: 
bandlungen über den preuß. Entwurf: Temme, Critik des 
Entw. d. Str. G. 2. f. d. preuß. Staaten 11. ©. 5). 
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der ihm fremd gegenuͤberſtehenden dee des rechtlichen We⸗ 
ſens des Staats, des Rechtsftaated, Hat Ihm auch den 
Namen des Polizelftaats erworben. Die Berechtigungen, 
welche die Sonftitutionen den Unterworfenen dem Monat: 
chen gegenüber gewähren, haben die Benennung ver 
Staatsbürger für diefe in Aufnahme gebradt. Die Ge 
fammtheit der Staatsbürger eines Landes ftellt fich in der 
Trägerfchaft diefer Berechtigungen dem Monarchen gegen: 
über als ein, wiewohl ihm unterworfened, der Souveraine: 
tät entbehrendes Gemeinmefen dar, das nicht allein einen 
integrivenden Beftandtheil jenes Territorialftaates an fi, 
. der Staatdform, fondern auch in der Theilnahme an 
der Gefeßgebung durch die Kammern einen folchen Beſtand⸗ 
theil der Regierungsform bildet. Diefes dualiftifche 
Verhaͤltniß ift indeß auf die Geftaltung des Hochverraths in 
den neueren ÖStrafgefeßbüchern der conftitutionellen Länder 
Deutfchlands ohne Einfluß geblieben, die Hinderung des 
Monarchen an der Ausübung der Regierung als eine der 
Hauptarten der Begehung des Hochverraths aufftellen, 
aber nicht die Hinderung der Kammern in der Ausübung 
ihrer ftaatsbürgerfchaftlichen Thätigkeit. Es zeigt fich darin 
eine Fortdauer der Befchränfung des Hochverraths auf 
Berlegungen gegen die Souverainetät ?). Dem conftitu: 
tionelfen Zuftande dürfte es indeß entſprechen, der Wirk; 
famfeit der ftaatsbürgerfichen Rechte gleichen Schuß zu 
Theil werden zu laffen, wie der Ausübung der Rechte des 
Monarchen. In iviefern aber die Bedrohung des Umftur- 
zes der Verfaſſung mit der Strafe des Hochverrathes, 
wobei das Würtembergifche Strafgefeg die Aufhebung des 
Inſtituts der Landftände ausdrücklich hervorhebt , jenen 
Schuß zu gewähren geeignet fey: das hängt davon ab, In 
weicher Weife ein folchee Umfturz, die Aufhebung oder 


3) Summum 'imperium: Boehmer \. c. 9. M. 
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Veränderung eines rechtlichen. Verhäftniffesg durch eine 
widerrechtliche Handlung überhaupt bewirkt werden kann, 
und weiche Unternehmungen ‚demnach unter jene Straf: 
beohung fallen. 


$. 7. 


Der Hochverrath zeichnet ficb vor anderen Verbrechen 
dadurch aus, daß er, von der theilmeifen Richtung abges 
fehen die er in der conftitutionellen Monarchie nehmen 
kann, ein Migverhältnig zu der Totalität des beſtehenden 
Zuftandes des Friedens oder des Rechtszuftandes-begrüns 
det, indem feine Begehung gegen ein Sundamentalverhäftnig 
deffelben gerichtet ift !). Ein Fundament des Rechtszuftandes 
if die Verfaffung, d. h. der normirende Ausdruck der Ges 
faltung eines Rechtszuftandes, allerdingg. — Allein das 
Dafeyn der Verfaflung in der rechtlichen Bedeutung ift mit 
dieſem Ausdrucke noch überall nicht gegeben, fondern be: 
dingt durch die Verwirklichung der ausgedrüchten Geftals 
tung in dem beftehenden Rechtszuftande. Der Rechtszu: 
fand an ſich iſt wiederum nur ein Inbegriff intellectueller 
Verhaͤltniſſe; aber ihr Dafeyn beruht auf ihrer Anerfens 
nung, vie es erfordert, daß fie die ihr entfprechenden 
Wirkungen in der Außern Sinnenwelt durch den entfpre 
chenden Einfluß auf die Handlungsweife ihrer Träger und 
der ihe Unterroorfenen äußert. Dadurch wird der Rechts⸗ 
zuſtand, und mit ihm die Verfaffung, Außeren Angriffen 
zugaͤnglich. Ein Träger der Verfaffung als folder 
fann indeß nie einen Angriff auf fie begehen, indem er 
durch einen ſolchen Angriff und in demjelben aufhört ein 
Träger der Verfaffung zu feyn. Der hochverrätherifche 
Angriff auf die Verfaſſung wird demnach immer nur von 


1) Diefes Archiv Jahrg. 1847. ©. WM. 3. 
Irato 8. Er. R. 1880. II. @t. R 
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ſolchen Subjeeten begangen, die ihr unterworfen find 2). 
Der Träger der Verfaſſung kann indeß ſchon dadurch eine 
Verlegung derfelben begehen, daß er fich der Trägerfchaft 
- derfelben entzieht und damit einen Verrath begeht). Diefe 
Art der Begehung eines Hochverraths gegen die Verfaſſung 
ift aber Heutzutage dadurch ausgefchloflen, daß die Perfon 
des Monarchen fein Verbrechen begeht, und die Kammern 
nue durch verfaffungsmägige Thätigkeit als folche beftehen, 
auch verfafiungsmwidrige Handlungen der Minifter nicht in 
diefer Weife begangen werden Fünnen *). Gie ift ferner 
auch nach den particulairen Strafgefegen dadurch ausge⸗ 
ſchloſſen, dar fie zuc Begehung des Hochverraths gegen 
die Verfaffung das Unternehmen einer Gemwaltthat ale Mits 
tel zu deren Aenderung, oder Doch ein Unternehmen, wel: 
ches den Gebrauch eines ſolchen Mittels, bezweckt 5), für 


2 Ob nur der Untertban, oder auch, wie nach den neueren 
Strafgefegen (mit Ausnahme des baierifchen und oldenburgi⸗ 
fhen mit denen im Principe auch das hannöprifche überein⸗ 
flimmt: Häberlin Grundf. d. Erim. R. nah den neum 
deutfhen Str. ©. B. II. ©. 7 fgg), der Fremde den Hoch⸗ 
verrath begehen Fannz das muß confequenterweife davon abe 
hängen, ob er ein ZTheilnehmer an diefem NRechtszuftande 
geworden ift Cdief. Archiv Jahrg. 1847. ©. 93). In Folge 
einer Unterfcheidung zwifchen Rebellion und Hochverrath hat 
man auch die Begehung des lestern auf einen Theilhaber der 
Öffentlihen Gewalt befchränft: Fichte Grundlage des Nas 
turrehts u. f. w. I. ©. 110. 111; Zittmann Handb. I. 
©. 11. 12. Durch Handlungen eines Fremden im Dienfte 
eines feindlihen Staats kann aber jedenfalls Fein Hochverrath 
begangen werden. 


3) Diefes Archiv Jahrg. 1847. ©. 61. 94. 95; oben $.1. 
Pot. 9. 10. 


4) Denn ihre Pflicht zur verfaffungsmäßigen Thätigkeit wird 
nur durch ein Dienftverhältnig zu einem Träger der. Werfafs 
fung vermittelt, und deren Nichterfüllung raubt daher der 
BVerfaflung eben fo wenig einen Träger, als dies, bei dem 
ebenfalls mittelbaren Verhältniffe eines Kammermitglicdes zu 
einer ſolchen Zrägerfchaft durch deſſen Austritt gefchieht. Sie 
find nur Zräger der Autübung. 

5) Letzteres nach preuß. Tandr. 11.20. 8. 822; Oeſterr. Str. G. B. 

5.62; fo wie bei der Verſchwoͤrvog. 
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erforderlich erflären. Sie fordern alfo eine Begehungsart; 
weiche an fich fhon mit dem Zuftande rechtlicher Ordnung 
im Widerftreite ift, fofeen ihr nicht ein Rechtfertigungs⸗ 
geund zur Seite ſteht, oder ein auf eine folhe Begehungss, 
art gerichtetes Unternehmen. Und wenn nach Ihrer Faſ⸗ 
fung es dunfel bleibt, wie fie in diefem Wege eine Aufz 
bebung oder Aenderung der Berfaffung für möglich halten, 
fo wird man zu der Anficht gedrungen, daf irgend ein, 
einem derartigen Unternehmen mit den übrigen Begehungss 
arten des Hochverrathes gemeinfamer, rein idealer Geſichts⸗ 
punft dafür leitend geroefen ſey, dem Begriffe des Hochs 
verraths diefe Ausdehnung zu geben. Das Merkmal des 
Verraths, welches in dem Angriffe des Unterthanen auf 
den Monarchen gefunden werden Fan, fcheint indeß auf 
diefe Begehungsart heutzutage jedenfalld dann nicht zu 
paſſen, wenn überall feine Aufhebung oder Schmälerung 
des Rechts des Monarchen bezweckt wird. ine Feinds 
feligkeit gegen den beftehenden NRechtszuftand, die ſich in 
einem derartigen Unternehmen ausfpräche, Fann dahingegen 
an fi und von dem Merkmale des Verraths entkleidet 
die verbrecherifche Eigenſchaft der That nicht -begrün: 
den 8); auch abgefehen davon, daß der Begriff eines 
eigentlichen Feindesverhältniffes doch immer eine Feind: 
feligkeit gegen die Totalität des Nechtszuftandes mit Ein: 
ſchluß der in demfelben vereinten Gefammtheit gehört, wie 
fie in dem von dem Hochverrath im engern Sinne in den 


6) Sft auch der animus hostilis (oben $. 1. Not. 3) ein Bild 
der beabfichtigten Kriegführung CHepp in dief. Archive 
Jahrg. 1837. ©. 361. 363) oder der Ausübung eines Krieges 
rechts im der Beftrafung (Roßhirt N. Archiv d. Erim. R. 
XI. ©. 141 — 143), fo folgt aus ihm doch noch feine vers 
brecheriſche Eigenfchaft. Vielmehr erfcheint er ale die Eigen⸗ 
[haft eines andern Verbrechens, welches gegen deffen Urheber 
eın erfahren wie gegen einen Feind (crimen perduellionis 
oben $. 1. not. 7) begründet. 


Ur 
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neueren Gefegen adgefonderten Landesverrathe fich zeigt ). 
Sonach bleibt als möglicher leitender Geſichtspunkt nur bie 
Auffaſſung des Hochverraths als Staatsverbrechen °) und 
dee Verfaſſung als eines Fundamentalbeſtandtheils des 


Staates übrig; wobei indeß auch die Idee nicht fern ge . 


wefen ſeyn mag, die Berfafiung an dem Gepräge der Heb 
ligkeit Theil nehmen zu laffen, welches die Verfaſſungen 
der Perfon des Monarchen pindiciren. 


8. 


Nicht alle Strafgefege aber find bei jener Unbe⸗ 
ſtimmtheit des Begriffes ftehen geblieben. Zunächft findet 
fie fi in einem Gefege der abfoluten Monarchie , im 
Preuß. Landrechte IL. Tit. 20. $. 92, wo es heißt: 

„Ein Unternehmen, welches auf eine gewaltfame Um: 
mwälzung !) der Verfaffung des Staates oder gegen 
dad Leben oder die Kreiheit feines Dberhauptes abzielt, 
ift Hochvervath.” 
Dahingegen heißt es im Badifchen Strafgefeg von 1845 
Tit. 42. 8. 586: 


„Wer mittelft Anwendung von Gewalt oder Drohung 


einen Angriff gegen den Großherzog unternimmt, 

um denfelben von der Regierung zu entfernen 

u. ſ. w. ... oder zur Abänderung oder Unterdrückung 

der Staatsverfaffung zu nöthigen u. f.w. . . . mir 
e als Hochverräther mit dem Tode beftraft.” 


7) Zuweilen auch Staatsverrath, bald diplomatifäier, bald milis 
tairifher: Häberlin a. a. D. ©. 35 fgg 


8) Staatöverrath als Collectivname für Verbrechen dieſer Art: 
Häberlin a. a. O. ©6 7 


1) Ueber Vorſchläge zur Abänderung in: „gewaltfam ändern”, 
genmäctig ändern”, „unttüten”. Temme a. a. D. 
I. ©. 10 fgg. 
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Daran reihen ſich, als hierher gehoͤrige Faͤlle des 
Hochverraths: das Verlaſſen des gewaltſamen Einſchrei⸗ 
tens einer fremden Macht, um den Monarchen zur Aen⸗ 
derung der Verfaſſung zu noͤthigen ($. 588), und die 
Erregung eines Aufruhrs forte die Thellnahme an einem 
Aufruhr in Folge vorausgegangener Verſchwoͤrung zum 
Iwecke der Menderung oder Unterdruͤckung der Verfaſſung 
($. 589). — Gemaltfame Handlungen zum Umfturze der 
Berfaffung, die ohne einen durch Geroalt oder Drohung 
unternommenen Angriff gegen den Monarchen, ohne Der: 
beiziehung einer fremden Macht, ohne Erregung von Aufs 
ruhr und ohne Verſchwoͤrung vorgenommen worden, bes 
gründen darnach feinen Hochverrath. ine folche Hands 
lung würde indeß ohne Hinzutreten der Einwilligung des 
Monarchen auch nicht einmal zu einem vorübergehenden 
Erfolge führen fönnen, und demnach ohne diefe nur eine 
gewaltfame Manifeftation der Abficht des Umfturzes feyn. 
Sie läßt fi aber auch unter Borausfegung diefer Einwil⸗ 
ligung als ein Act der Ausführung nur denken, wenn fie 
zur Erlangung der Einwilligung in die Abänderung der 
Verfaſſung gegen die dazu ermächtigte Volksvertretung 
gerichtet if.“ Während dem Zuftande, auf den die 
preußiſche Strafbeftiimmung geht, ein folches Ereigniß 
ſchon von felber fremd ift, wird ed in dem conftitutio: 
nellen Zuftande Badens durch die Strafbeftimmung vom 
Hochverrathe ausgeſchloſſen. Durch die badiſche Straf⸗ 
beſtimmung hoͤrt aber auch die Verfaſſung an und fuͤr ſich 
ſelber in der That auf, Gegenſtand der Begehung des 
Hochverraths zu ſeyn, indem die Richtung auf ſie nur die 
Bedeutung hat, an ſich ſchon verbrecheriſche Handlungen 
zu hochverraͤtheriſchen zu qualificiren. Zu demſelben Re⸗ 
ſultate fuͤhren die Geſetzbuͤcher fuͤr Baiern, Hannover und 
Oldenburg, indem ſie die genannten Arten des Hochver⸗ 
raths, welche das badiſche Geſetz auffielt , Ad au: 


306 Ueber d. Hochverrath in feiner allg. Richtung x. 


fchlieglihe Mittel der Begehung des Hochverraths betrach⸗ 
ten 2); fobald man davon abfieht, daß fie auch durd 
Verſchwoͤrung einen Hochverrath begehen laffen %). — 


(Beſchluß im nächften Hefte) 


2) Eine Modification erleidet dies indeß im Hanndv. Str. ©. 8. 
dur gen watern Begriff des Staatsverraths: Häberlin 
a. a. 


3) ©. Häberlin a. a. O. ©. 18. 


807 





xUl. 


Vergleihung 
der englifchen und franzöfifhen Jury, 
Bon | 
Hepp. 


(Bergl. Nr. XXU. Jahrg. 1849. Heft4. u. Nr. I. im vor. Hefte.) 


$ 5 


Die verfhiedene Durchführung bes Anklage: 
principß. 


Hier treten wiederum in verfchiedenem Gegenfaße das eng⸗ 
lifche und das franzöfifche Recht hervor. Während dem. 
englifchen Strafproceß die volle und confequente Durchfuͤh⸗ 
rung des Anklageprinzips nachzurühmen ift, erinnert das 
franzöfifche Verfahren, ungeachtet die Staatsbehörde die 
Veranlaffung zur Unterfuchung giebt, die von ihe erhobene 
Anklage zu begründen und desfalls Anträge an das Criminal⸗ 
gericht zu ftellen Hat, nur zu fehr an den Deutfchen Ins 
quifitionsprocef und deflen Tendenz, dem Angefchul: 
digten ein Befenntniß der Schuld abzupreflen, oder doch ihn. 
dahin zu treiben, daß er durch Fügen, Widerfprüche und 
Verweigerung der Antwort (denn Feine Antwort ift auch 
eine Antwort) die gegen ihn vorhandenen Anzeigen ver: 
ſtaͤrkt, und fich gleichfam ſtillſchweigend für ſchuldig ber 
kennt. Dies tritt nicht nur in der Vorunterfuguän 
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fondern auch in dem Hauptverfahren fo unverhüllt hervor, 
daß ähnliche Klagen, wie man fie langft in Deutfchland 
über die Mißbräuche der Inquiſitionsmaxime gewohnt if, 
fhon oft genug auch von Sranfreih her vernommen wor⸗ 
den find. Und doch beläßt man in diefer Beziehung alles 
beim Alten, weil man in Frankreich der Fury fein andes 
res Intereſſe als ein politifhes abzugewinnen weiß, 
fih daher nur in immer neuen Wahlgefegen erfchöpft, 
abet für die wirklichen Gebrechen des Strafverfahteris Fein 
Auge und fein Ohr Hat! Zu diefen Gebrechen gehört vor. 
allen Dingen dag eminente Vorherrfchen der Inquiſitions⸗ 
marime ungeachtet der Form der Anklage. 

Betrachten wir zunächft die englifhe, und dann die 
franzöfifche Borunterfuchung in ihren Gegenfägen. 

In England 1) geht die Vorunterfuhung (exami- 
nation) von dem Kriedensrichter der Grafichaft, 
welcher polizeiliche und richterlihe Sunctionen in ſich ver 
einfgt 9), in der Hauptftadt aber von dem die Stelle def 
felben vertretenden Polizeirichter, und bei Tödtungen 
insbefondere von den Coroners ($. 3) aus. Die Vers 
anlaffung dazu giebt in der Regel eine Denuncliation, 
ſey es daß der Damnificat, oder ein Dritter, oder ein 
öffentlicher Angebee (Polizeibeamter, Conftabler 2c.) vor 
dem Sriedensrichter auftritt, um fpäter die Rolle eines 
Anflägers in der Sache zu übernehmen, wozu er 
nöthigenfalls durch Gautionsbeftellung angehalten wird, 
wenn er fich nicht freiwillig dazu verftändigt. Hier aber, 
d. h. in der Vorunterfuchung, wird die Partei noch nicht 
als Kläger, fondern mehr als Denunciant behandelt, das 





1) Rüttimann a. aD. ©. 16fg. Mittermeier in Me 
fem Archiv 1848. ©. 203 fg. ©. 618 fg. 


2) Wie dies auch beim deutfchen Unterfuchungsrichter der Fall 
ift, 5. B. wenn er dem Grund oder Ungrund eines Gerücts, 
der Glaubwürdigkeit einer Denundistion nahforiät zc. 
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her der Friedensrichter an das zur Begründung der An: 
fhuldigung Vorgebrachte nicht gebunden ift, alfo z. B. 
zur Ermittelung der Sachlage auch nicht vorgefchlagene 
Zeugen vernehmen kann, überhaupt die durch die jedess 
malige Lage der Sache gebotene amtliche Thätigfeit ent: 
wickelt, indem er 3. B. DVerhaftungen, Hausfuchungen, 
Ortsbeſichtigungen ꝛc. vornimmt, ohne daß dem Anklage: 
prinzip dadurch Abbruch gefchieht. Denn theils Handelt 
es fich bei der Verfolgung von Verbrechen um die Interefs 
jen der bürgerlichen Gefellfchaft, was auch formell dadurch 
bervorteitt, das der Kläger Namens des Königs Flagt, 
während bei Streitigfeiten um das Mein und Dein das 
Geſetz Alles den ftreitenden Theilen allein überlaffen kann 
und foll; theils muß der Bürger darauf zählen Fönnen, 
daß ihn der Staat in der Ausübung einer befchwerlichen 
Bürgerpflicht fo weit unterftüge, als feine Privatmittel 
zur Verfolgung des Verbrechers nicht ausreichen. Weiter 
aber als zur Ermittelung der Frage, ob nach den vors 
läufig ermittelten Bemweifen ficb die Sache zu einer Anflage 
eigne, oder ob diefelbe auf fich zu beruhen habe, reicht 
der Zweck der englifchen Vorunterfuchung nicht, und diefe 
bedarf um fo weniger mweitläufiger Inquiſitionen, als erft 
noch die große Jury, vor welcher der Denunciant ale 
Kläger auftritt, zu beurtheilen hat, ob die erhobene Ans 
age aehörig begründet fey. Daher zeichnet ſich die Vor⸗ 
unterfuchung in England durch eine — im VBerhältnig 
sum deutfchen und zum franzöfifhen Recht — ungemöhns 
liche Kürze aus, wodurch von vorn herein allen Inquis 
fitorifhen Tendenzen, d. h. dem Beftreben ein Bes 
fenntnig zu erwirfen, wirfjam vorgebeugt wird. Ueber 
die Dauer der Borunterfuchung, bemerft Rüttimann 
0.0 O., ift zwar gefeglich nichts vorgefchrieben, allein 
felten werden mehr ald S— 10 Tage darauf verwendet, und 
früher galten fon drei Tage ald genügend. Ynnotirar 
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Berzögerungen von Seiten der Beamten haben eine bedeus 
tende Strafe zu gemärtigen. | 

So furz die Vorunterfuchung ift, fo zeichnet fie 
fi zugleich ducch die günftige Stellung des Befchuldigten, 
und durch Befeitigung aller Heimlichfeit des Berfahrens 
aud. Die Abhörung des Befchuldigten gefchieht im der 
MWeife, daß der Kriedensrichter, nachdem er Die Zeugen in 
Gegenwart deflelben abgehört und beeidigt hat, ihm 
die Ausfagen derfelben zur Erflärung vorhält, und fonftige 
geeignete Fragen an ihn ftellt, nicht um ihn dadurch zu 
einem Bekenntniß zu veranlaffen, fondern umgefehrt um 
ihm Gelegenheit zu geben, fich gegen die erhobenen An: 
fhuldigungen zu vechtfertigen. Daher fteht es ihm 
frei, jede Antwort auf die geftatteten Fragen zu ver: 
weigern, wodurch er freilich feine Lage nicht verbeflert, 
fondern umgekehrt verfchlimmert. Aber hat er einmal 
erflärt: J decline an answer, fo darf er nicht weis 
ter gefragt werden. Berner bat er das Recht, die An: 
fehuldigungszeugen in feinem Intereſſe über einzelne Punkte 
zu befragen, und darf fich in der Regel fchon hier eines 
Rechtsbeiſtandes bedienen. Diefer Rechtsbeiftand ift 
ztoar Fein Advocat, fondern nur ein Attorney, d. h. Ahns 
lich dem franzoͤſiſchen avoue?), eine Mittelsperfon zwiſchen 
dem Advocaten und der Partei; aber dies ändert an der 
Sache nichts. Genug daß der Rechtsbeiftand mit einem 
Schreiber den Berhafteten an jedem Tage und zu jeder Stunde 
frei befuchen darf, und eben fo frei, d. h. ohne Beaufſich⸗ 
tigung des Gefängnigauffehers , der fchriftliche Verkehr 
zwifchen dem VBerhafteten und feinem Rechtöbeiftande ges 
ftattet if. Dies und noch meiteres beftimmt die von 
Mittermaier a. a. D. mitgethejlte Verordnung vom 
24. Septb. 1847 „über die Behandlung der Unter 


3) Frey in. Sagemann’s Serihtslan Ah.1. Ruth. 1. S.41fg. 
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fuhungsgefangenen”, welche um des fpäteren Gegenſatzes 
der franzöfifchen Gefege willen, hier eine kurze Wieder: 
holung verdient. 


Nah diefem Geſetz darf der Verhaftete „an jedem 
Wochentage zwifchen 11 — 12 Uhr ohne befondere Erlaubs 
niß feine Verwandten und Freunde fehen; ſoll es zu einer 
andern Zeit gefchehen , fo bedarf es dazu einer ſchriftlichen 
Erlaubniß. Dagegen darf er von feinem Rechtsfreunde 
und defien Schreiber zu jeder Zeit Befuche empfangen. 
Brieflicher Verkehr ift dem Gefangenen zwar auch geſtat⸗ 
tet; allein die Briefe, die er fehreibt oder empfängt, müfs 
fen erft von dem Gefängnigvorftande geprüft werden, 
Ausgenommen von diefer Eontrole find indeß vertrauliche 
ſchriftliche Mittheilungen an feinen Rechtsfreund oder defs 
fen Schreiber, welche diefen perfönlich mitgetheilt werden. 
Wer ſich aber für den Schreiber oder Bevollmächtigten des 
Vertheidigers ausgiebt, muß genügende Nachweiſung lies 
feen, daß er diefe Eigenfchaft Habe.” Eine ſolche Bes 
Handlung der Unterfuchungsgefangenen fett freilich voraus, 
dag dem Strafverfahren alle inquifitorifchen Ten⸗ 
denzen fremd find, und verbindet damit weiter, daß 
dee Verhaftete nicht nur einen befonderen gefeglichen 
Schuß ?) gegen willk uͤr liche Berhaftungen oder 
Verlängerungen derfelben genießt, fondern auch unbe⸗ 
dingt das Recht hat, gegen Bürgfchaftsleiftung von der 
verhängten Haft befreiet zu werden (nur daß bei fehweren 
Verbrechen nicht der Friedensrichter dazu autorifirt ift, 
fondern e8 dann eines Befehls des oberften Gerichtshofs 
bedarf): fo ift Damit einerfeitd das Intereſſe ded Staats 
an der Sicherung des Zwecks der Unterfuchung , anderfeits 
der Schug der bürgerlichen Sreiheit, bevor diefelbe durch 


3) Durch die bekannte Habcas, Corpus Acte. 
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Urtheil und Recht (zur Strafe) verwirkt ift, vollkommen 
ausgeglihen. Hiezu fommt noch, daß die Vorunter⸗ 
ſuchung regelmäßig Öffentlich ift, es möchte denn in bes 
ftimmten Fällen eine Ausfchliegung des Publicums ange 
ordnet werden. 


Wir faſſen dies Alles in folgende kurze Säte zufams 
men: Die Abhörung des Befchuldigten in der Vorunter⸗ 
ſuchung hat feinen andern Zweck, als ihm Gelegenheit zu 
feiner Rechtfertigung zu geben; er Fann daher ganz oder 
theilweife die Antwort verweigern. Die Zeugen werden 
in feiner Gegenwart vernommen, und e8 fteht ihm frei, 
einzelne Fragen an diefelben zu richten. Er darf fich eines 
Mechtsbeiftandes bedienen, welcher freien Zutritt zu ihm 
in der Haft Hat, und mit dem er eben fo frei ſchriftlich 
communiciren Fann. Täglich darf er Befuh von Vers 
wandten und Freunden empfangen, ift gegen willkuͤrliche 
Verhaftung gefhüst, und kann durch Eautionsbeftellung 
wieder auf freien Fuß geftellt werden. Endlich ift bie 
Vorunterfuchung öffentlih, und in der Regel von fehr 
kurzer Dauer. 

Ganz das entgegengefehte Bild bietet die franzd: 
fifhe Vorunterfuchung dar, welche durch ihre längere 
Dauer, duch die hermetifche Abfperrung des Befchuldig- 
ten von der Außenwelt, die Abhörung der Zeugen hinter 
feinem Rüden, die Verweigerung eines Rechtsbeiſtandes, 
die Befchränfung der Caution, die inquifitorifche Form 
der Verhöre, und die Heimlichfeit ded Verfahrens nur zu 
fehr an den deutfchen Inquiſitionsproceß erinnert. 


Betrachten wir zunächft die Dauer der franzöfi- 
fchen Vorunterfuchungen,, fo ift dieſe natürlich verfchieden, 
je nachdem es fich von Verbrechen (crimes) oder nur von 
Bergehen (delits) handelt, über welche legtere auch ohne 
alle Borunterfuchung durch unmittilbore Borlstung der 
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Staatsbehoͤrde °) oder der Civilpartei entfchieden werden 
fann. Die franzöfifhen Proceftabellen, die aber nicht 
von dem Tage dee Anzeige, fondern der verubten That zu 
rechnen pflegen, ergeben ald Dauer der VBorunterfuhung 
einen Monat bis zu 5 oder 6 Monaten, und felbft darüber 
hinaus, wie 3. B. der im vorigen Jahre über die Juni⸗ 
gefangenen zu Bourges entfchiedene Proceß eine achtmonats 
liche Unterfuchung erforderte, während der englifche Ries 
fenpeoce über O'Connnel feiner Zeit in drei Monaten 
vollftändig beendigt war 8). Diefe längere Dauer der 
franzoͤſiſchen Vorunterfuchung bat ihren Grund theils in 
inquiſitoriſchen Tendenzen, theild darin, daß, während 
nach englifhem Recht nur Ein Magiftrat (der Friedens⸗ 
oder Polizeirichter) fih mit der Vorunterſuchung befaßt, 
ed hiezu nach franzöfifhem Recht eines Zufammenmirfeng 
mehrerer Behörden bedarf, und eine weitere Verzoͤge⸗ 
rung wird noch dadurch bewirkt, daß zwei Behörden 
über das Ergebniß der Borunterfuchung zu entfcheiden 
haben , nämlich die Raths- und die Anklagefammer. 
Denn um fo fpäter gelangt die Sache an die Jury, und 
wenn der Verhaftete freigefprochen wird, fo erlangt er um 
fo fpäter feine Sreiheit wieder. 

Nach dem verwicelten Syſteme des franzöfifchen 
Rechts find in der VBorunterfuchung und für diefelbe nicht 
weniger als drei Behörden thätig, nämlich die Staats 
behoͤrde (der Staatsprocurator), der Unterfuhungss 
richter (juge d’instruction), und das Bezirksge⸗ 
richt (das Tribunal erftee Inſtanz), oder wie man es 
auch — im Gegenfage das Appellationsgericht — nennen 
fann, das Kreisgeriht.e Dieſe verſchiedenen Behörden 


5) welche dafür die Sache um fo länger in ihrer Hand behals 
ten kann, um gehörig gerüftet zu fiyn. 

6) Mittermaiera a D. ©. 611. Braun, KHauytükt 
bes öffentlich mindl. Verfahrens , Leipzig 1845. ©. 81. 
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fiehen in folgendem ziemlih compficirten Verhäftniffe zu 
einander. Ä Ä 

Don der Etaatsbehörde ($. 3) geht zunächft in allen 
von Amtd wegen ftrafbaren Handlungen die Aufforderung 
zur Unterfuchung aus. Ohne fie darf ferner der In⸗ 
ftructionsrichtee gewiſſe proceffualifide Handlungen, 3. ®. 
Hausfuchungen und (förmliche) Verhaftungen nicht vor⸗ 
nehmen. Sie vollzieht ferner die Beſchluͤſſe des In⸗ 
ſtructionsrichters. Endlich hat fie das Recht, im Laufe 
der Unterfuchung weitere Anträge zu ftellen, und wenn fie 
damit abgemiefen wird, Oppofition bei dem Bezirfsgericht 
einzulegen. Hiernach ift der Inſtructionsrichter durch die 
Befugniffe der Staatsbehdrde mannigfach befchränft 7), 
und muß felbft da, mo er unaufgefordert von ihr einfchreis 
tet (nämlich bei delits flagrants), die Ergebniffe der amts 
lichen Einfohreitung der Staatsbehörde mittheilen, damit 
diefe beftimme, ob eine Unterfuchung einzuleiten fen oder 
nicht. Außerdem Hat der Inſtructionsrichter wöchentlich 
Bericht an das Bezirksgericht über alle anhängigen Unter: 
fuhungen zu erftatten, wodurch diefe Behörde in den 
Stand gefegt wird, nach Umftänden eine ordonnance de 
non lieu zu erlaſſen, d. h. die Abbrechung der Unters 
fuchung zu verfügen. Eben diefe Behörde entfcheider über 
den von der Staatsbehörde eingelegten Einſpruch (oppo- 
sition), fo tie über Befchwerden des Befchuldigten gegen 
den Inftructionsrichter, übt mithin außer und neben der 
Staatsbehörde eine Aufficht über anhängige Unterſuchun⸗ 
gen aus. Daß diefer Gang des Verfahrens von Einfluß 
auf die Dauer der Vorunterfuhung ſeyn muß, ift eins 
leuchtend, und zugleih Hat der Befchuldigte Hier eine 
ſchwierigere Stellung als nad) englifchem Rechte und felbft 
nach dem deutfchen Inquifitionsproceg, indem die Staats⸗ 


7) Ausführliher bei Daniels a. a, D.S.8. 
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behörde und der Infteuctionsrichter gemeinfchaftlich gegen 
ihn agiren, es aber ſchwerer Hält, dem vereinten Angriffe 
zweier Behörden ald Einer zu widerftehen. 

So weit übrigens der Inſtructionsrichter nicht durch 
die Befugniffe der Staatsbehörde befchränkt ift, febreitet 
ee nach gefchehener Aufforderung derfelben zur Unter⸗ 
fuchung, eben fo felbftthätig und felbfiftändig wie der deuts 
ſche Unterfuchungsrichter ein, indem er alle zur Aufflärung 
der Sache dienlichen legalen Mittel in Anwendung bringt, 
von welchen er entweder aus den Verhandlungen oder fonft 
auf anderem Wege Kenntniß erlangt Hat, Was insbes 
fondere die Vernehmungen des Verdächtigen betrifft, fo 
folten diefe im Geiſte des Anflageproceffes durch offenen 
Vorhalt der Berdachtsgründe gefchehen; allein in Frank⸗ 
reich hat die Praxis den entgegengefegten Weg eingefchlas 
gen. Die franzöfifche Procegordnung enthält nämlich nur 
dürftige Beftimmungen über die Einrichtung und den Zweck 
dee mit dem Verdächtigen in der Vorunterfuchung zu Hals 
tenden Berhöre, und wenn fie gleich Fein Befenntniß defs 
felben verlangt, fo unterfagt fie doch auch dem Richter 
ein darauf gerichtetes Streben nicht. Verbindet man das 
mit weiter, daß die Geſchwornen auch auf außergerichtliche 
Bekenntniffe Werth zu legen pflegen, und zugleich das Des 
kenntniß ein”dientiches Mittel ift, um etwanige Mitfchufs 
dige zu erfahren: fo liegen darin für den franzöfifchen “ns 
fiructionsrichter Veranlaſſung und Anreiz genug zu ins 
quifitorifhen Tendenzen, melche bei der englis 
fhen Vorunterfuchung unmöglich find. Zwar ftehen ihm 
zu diefem Behuf gefeglich Feine Ungehorfamsftrafen und 
Zwangsmaßregeln, wie dem deutfchen Inquirenten, zu Ge: 
bote. Dagegen wird er in diefem Streben durch manches 
andere unterftügt, namentlich durch die längere Dauer der 
Unterfuhung und die damit in Verbindung ftehente Ver: 
längerung der Haft, wogegen dem Verhafteten wit Am 
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mal ein gefegliches Schugmittel zufteht; insbeſondere durch 
bermetifche Abfperrung deflelben von der Außenwelt, die 
Vernehmung der Zeugen hinter feinem Rüden, die Heim: 
fichfeit des Verfahrens, und was fonft immer dem deut: 
ſchen Inquirenten dazu dient, um den Befchuldigten zu: 
legt „mürbe zu machen” Zwar fünnte und follte das 
Bezirksgericht, da e8 wöchentlich über die anhängigen Uns 
terfuchungen Bericht erhält, im Intereſſe der Verhafteten 
von Amts wegen für die Abkürzung der Vorunter⸗ 
fuchung forgen; allein was von einer ſolchen papiernen 
Dberauffiht zu halten fey, weiß man in Frankreich fo 
gut wie in Deutfchland, daher der Franzöfifhe Inſtructions⸗ 
sichter und die Staatsbehörde die Sache fo lange in Hans 
den behalten und fortleiten, als e8 ihnen zur gehörigen 
Aufklärung der Sache nöthig oder dienlich febeint, und 
ohne Sorge abwarten fönnen, daß ihnen bei der Öffent: 
liben Verhandlung Gefegmwidrigfeiten vorgeworfen 
und nachgeiwiefen werden. Denn dazu müßte erft das Ger 
ſetz dem Richter bindende Borfchriften geben, oder dad 
gewifle Richtungen und Xendenzen deflelben mißbilligen, 
was die franzöfiiche Giefeggebung nicht thut 8). Ermägt 
man, daß felbft der Afjifenpräfident und der Generalpro; 
curator in dem Hauptverfahren ganz offen folche inquis 
fitorifche Tendenzen verfolgen, fo darf man ſich nicht wun⸗ 
dern, daß die Infteuctionsrichter fich dies zum Vorbilde 
für eine geheime Xnquifition nehmen. Denn fie leiften 
dem Staatsanwalt immerhin einen Dienft, wenn fie den 
Vefchuldigten zu einem außergerichtlichen 9) Befenntnifle 
8) Dagegen beftimmt z. B. das württemb. Schwurgerichtsgefeß 
vom 14. Aug- 1849 Art. 5. ausdrüdlich, daß in der Worunters 
fuhung die bisherigen inquifitorifchen Zendenzen aufgehoben 
fenn follen. Dann bedarf es aber auch Feiner Lügenftrafen, 
Ungehorfamsftrafen, Zwangsmittel 2c. mehr, welche daher für 


Juryſachen aufgehoben find — im Mebrigen aber noch forts 
befteben. 


9) weil nur in der Borunteriuhung abarlegten 
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veranlaflen, weil daffelbe zur Begründung der Anklage 
dienen kann, und indem es folchergeftalt in den Bereich 
der Öffentlihen Verhandlung Hineingezogen wird, auf das 
Verdiet der Jury von Einfluß werden fann 19), 


Sehr hart find dann aber die Beftimmungen des 
feanzöfifchen Rechts über Berhaftungen und deren 
Anwendung durch Sicherheitsleiftung. Wer eines 
Verbrechens (crime) angefhuldigt ift, wird zu Feiner 
Saution zugelafien, und für die übrigen Fälle (delits) 
it das Minimum fehr Hoch gegriffen (500 Frk.). Außers 
dem muß nicht nur die Staatsbehörde, fondern auch die 
Sivifpartei, wenn eine folche aufgetreten ift, über das 
Geſuch des Verhafteten gehört werden 1), Endlich ift die 
Sicherheitsfumme fehon dadurch verwirft, daß der Ber 
ſchuldigte der Aufforderung vor Gericht zu erfcbeinen, Feine 
Folge leiftet, alfo einfach ungehorfam if. Doc wird die 
verfallene Summe dann zur DBeftreitung der Koften und 
Entfhädigungen, und zur Abtragung der verwirften Gelds 
firafe verwendet, und was noch übrig bleibt, reſti⸗ 
tuirt 12). 

Daß biefe Beftimmungen für inquiſitoriſche 
Tendenzen berechnet find, iſt einleuchtend. Denn bei 
einem Befchuldigten, welcher auf freiem Fuße fich befins 
det, werden diefelben vergebens angewendet, ja in der 
Regel nicht einmal verfuht. Der Richter muß den Bes 
fhuldigten in feiner Gewalt haben, wenn er ihn mit Er⸗ 
folg für inquifitorifhe Zwecke foll bearbeiten Fönnen. 
Dazu dient aud) ein von der franzöfifchen Praxis gedulde: 


105 Mittermaier a. a. O. ©. 623. Dernburg über den 
Werth der Schwurgeridhte ©. 27 fg. ©. 37 fo. 


11) In England bedarf es diefer Weitläuftigfeiten, welche nur 
Zögerungen in ihrem Gefolge haben, nicht. | 
12) Daniels a a D. © 17 — 19. 
Brio b. Er. 5. 1850. 11. &t. X 
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teß ſehr dedenkliches Mittel, nämlich das mettre en se- 
cret während der Vorunterſuchung, welhes Beren: 
ger 2) mit den ſchwaͤrzeſten Karben ſchildert. Er nennt 
e8 un nouveau genre de torture, auquel le plus ferme 
eöurage ne peut resister long temps, und belegt diefes 
Urtheil mit Thatfahen. Mögen au jetzt fo fchreiende 
Mißbraͤuche nicht vorfommen, fo fteht es immer dod 
ſchlimm genug um diefe Einrichtung. 

i Über nicht nur dies Allee — die Heimlichkeit des 
Verfahrens — die Abhörung der Zeugen hinter dem 
Rücken des Befchuldigten und ohne die Gegenwart des An: 
klaͤgers — die Entziehung eines Vertheidigers in der Vor: 
unterfuhung — die Art der Vernehmung des Beſchul⸗ 
disten, welche in ein foͤrmliches Inquiriren über die einzel 
nen Verdachtsgruͤnde, mit der Verpflichtung Rede und 
Antwort darüber zu ftehen, ausartet — die völlige Ab: 
ſchließung des Verhafteten von der Außenwelt, wodurch 
derfelbe ganz der Gewalt des Unterfuchungsrichters und der 
Staatsbehörde unterworfen wird — die Ausfchliegung 
beziehungsweife Erſchwerung der Cautionsbeftellung —: 
nicht nur dies Alles erfiheint als ein Ausflug des In qui— 
fitionsprinzips, indem es vernünftigermeife Feinen 
andern Zweck Haben Fann, als den Beichuldigten zu einem 
Bekenntniß zu bringen, oder doch neue Verdachtsgruͤnde 
aus feinen Aeußerungen oder Berftummen gegen thn zu 
Jammeln; fondern die ganze Einrichtung Des mini- 
stere public ift in fo bedeutender Weife für inquiſitoriſche 
Zwecke bereebnet, daß Brauer 1?) nicht zu viel behaup: 
tet, wenn er fagt: die ganze franzöfiiche Vorunterſuchung 
fey nichts als ein bedenflicher Ueberreft des inquifitorifchen 








„19,de la justice criminelle en France p. 389 sq. Ball. aud 
Mittermaier Strafverfahren 33. Not. 21 — 23, $. 100. 
ot. 28, 


14) in Jagemann's Serihhtelan Th. 1. S. I. 
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Prinzips, welche dag Gefeg nur durch den Prachtbau der 
öffentlichen Echlugvechandlung zu verdecken ſuche, mwähz 
rend vielmehr die Aufgabe der Vorunterfuhung fen, im 
Seifte des englifhen Verfahrens die Rechte und die Ges 
malt des öffentlichen Anflägers gegen die des Angeflagten 
gehörig auszugleihen, und alle Heimlichkeit 
des Verfahrens, welche nur für die Erpreffung eines Ber 
Eenntniffes einen oftenfibeln Zweck haben fann , zu vers 
bannen. 

Das inquifitorifche Prinzip findet in der That in der 
der Staatsbehörde und dem Inſtructionsrichter in der Vor: 
unterfuchung , und fchon vor vderfelben eingeräumten 
außerordentlihen Gewalt eine folche Stüge, daß 
dadurch die natürliche Scheu der Eugländer vor der oͤf⸗ 
fentlichen Anklageſchaft 10), ungeachtet der offen einge⸗ 
ſtandenen Maͤngel der bei ihnen beſtehenden Privatanklage⸗ 
ſchaft, vollkommen gerechtfertigt wird. 

Zunaͤchſt tritt vermoͤge der Organiſation des mini- 
stere public ($. 3), welches von Amts wegen Der: 
brechen verfolgt, das inquiſitoriſche Element in Frankreich 
weit wirffamer, Fräftiger, gegliederter und zuſammenhaͤn⸗ 
gender als ſelbſt in dem deutſchen Inquiſitionsproceſſe her⸗ 
vor. Der Staatsanwalt iſt der Mittelpunkt der gericht⸗ 
lichen Polizei, und zu dieſem Behuf mit einer großen Zahl 
von Huͤlfsbeamten umgeben. Er uͤbt in Betreff der Ein⸗ 
leitung des Verfahrens die gleichen Rechte und Pflichten, 
wie der deutſche Unterfuchungsrichter aus, indem er Die 
Spuren des Verbrechens verfolgt und Beweife gegen den 


15) wenigftens im Einne des franzöfifhen Rechts, welches 
indeß einer vernünftigen Reform wohl fähig iſt. An beach⸗ 
tungswerthen Vorſchlagen fehlt es in dieſer Beziehung nicht. 
Se democratiſcher aber das Wahlgeſetz der Geſchwornen 
iſt, um fo bedenklicher ſind dieſe Keformen. Will man dieſen 
Democratismus, fo muß man ſich auch alle fchlinmen Bun 
sen des franzöfifchen Rechts gefallen Laflen. 

X 2 
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Thaͤter fammelt, . zu diefem Behuf Anzeigen anz und zu 
Protocol nimmt, ja in Zudtpolizeis und Polizeifachen, 
fo oft er eine Vorunterfuchung für entbehrlich Hält 1), 
die ganze Inſtruction in feiner Hand behält! Er ift 
ferner bei delits flagrants und cas assimiles au flagrant 
delit (Code d’instr. Art. 41, 106) wahrer Unter: 
fuhungsrichter, nur unter einem andern Namen, 
indem er fih an Drt und Stelle begiebt, Hausfuchungen 
vornimmt, Papiere mit Befchlag belegt, den Verdaͤchti⸗ 
gen feftnimmt und verhört, Furz zur Herftellung des Ber: 
brechens eine volle Unterfuchung führt, und dann freilih 
die Sache an den Inſtructionsrichter abzugeben hat; wie 
umgefehrt diefer bei delits flagrants und cas assimiles 
von Amts wegen, d. h. ohne Aufforderung der 
Staatsbehörde, einfchreiten darf, und dann eine Anzeige 
davon dem Staatsprocurator zu machen, und deflen An: 
träge abzuwarten hat. Allein dies ändert an der Sache 
nicht8; denn von beiden Seiten ift der Uebergriff einmal 
gefhehen. Eine folche Vermengung einerfeits des Anklaͤ⸗ 
gers, alfo der Partei, mit dem Richter, und ander 
feits des Richters, der doch Feine Partei, fondern nur 
Anſtruent feyn foll, mit dem Anfläger ift nicht anders 
gu erklären, als daß es dem franzöfifchen Gefeßgeber mehr 
um ein Fräftiges inquifitorifches Eingreifen, als um eine 
coufequente Durchführung des Anklageprinzips zu thun if. 
Fa es wird dieſe Bermengung der Rollen nicht einmal 
durch dringende Eile gerechtfertigt, weil beide, der Staats⸗ 
procurator und der Inftructionsrichter, fih an dem Sike 
des nämlichen Gerichts befinden 27). Aber auch darin liegt 
eine Verlegung des Anflageprinzipe , daß der Staat 


16) mithin, nachdem er die nöthigen Beweiſe gefammelt hat, 
Direct den Angeklagten vor est ladet. Sagemanns 
Gerichtefaal Th. 1. Abth. 1. 


17) Brauer n.a.dD.©. * 
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anwalt, fatt nur ald Partei dem Inſtructionsrichter 
„gegenüber zu ftehen,, ihm zugleich als eine gerichtliche 
Macht gegenüberfteht, indem die Inftruchionseichtee 
quant aux fonctions de police judiciaire, d. h. hins 
fichtlich Ihrer Amtsverrichtungen der gerichtlichen Potizei!®), 
unter der Auflicht des Generalſtaatsprocurators ftehen 
(Art. 57), ftatt unter den des vorgefeßten Obergerichts 
geftellt zu feyn, indem nach franzöfifchem Kechte der In⸗ 
firuetionggichter als folcher,, gleich den Huͤlfsbeamten des 
Staatsbpfbcurators, nur zu den Beamten der gerichtlichen 
Polizei (Criminalpolizei) gehört, weilnur das Rechtfprechen 
(Urtheilen) als Sache der Gerichte betrachtet wird, und in 
Folge davon auch die vollziehende Gewalt ſowohl 
während der Vorunterfuchung !®) ats nach gefälltem Straf⸗ 
urtheil in die Hand der Staatsbehörde gelegt iſt ($. 3). 
In ſofern kommt diefer Behörde eine Gewalt: zu, melde 
wicht nur weit über die einer Partei (eines öffentlichen 
Anftägers) Hinausreiht, und dadurch die Gleichheit des 
Parteiverhaͤltniſſes ſchwer beeinträchtigt, fondern felbft auf 
Koften der, dadusch in ihren natürlichen Rechten verfürz- 
ten Gerichte ungebührlich ausgedehnt ift. Und diefe aufer: 
ordentlichen Rechte find obendrein in die Hand einer Be: 
hoͤrde gelegt, welche von der Regierung und deren In⸗ 
fructionen abhängig und willfürlich entlagbar if. Mit 
Recht dringt daher auch Lippert?) vom Standpunfte 
des Anflageprinzips darauf, daß von den Sunctionen des 
Staatsanmwalts Alles ausgefchieden werde, was nicht ftreng 






18) alfo im Gegenfaß ihrer richterlichen Zuncdion, naments 
lich als Referenten und Votanten in der Rathefammer — 
was wiederum an den deutfchen Inquifitionsproceß in Unter 
gerichtsfachen erinnert, wo der Inquirent die Hauptperſon 
des Spruchgerichts ift. 

19) Denn auch der Snftructionsrichter kann nach dem Obigen 
nur befchließen. 


20) in Jagemann’s Gerichtsſaal Ah. 1. Aih. 2%. S. . 
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aus dem Character deſſelben als einer Partei folge, und 
der Gteichberechtigung der Parteien widerftreite, naments 
ih daß der Staatsanwalt nicht vollziehende Behörde, 

daß er unabfegbar, und nicht eine bloße Mafchine in der 
Hand der Regierung fen. Ob man dies in Deutſchland 
beachten werde, fteht dahin. Denn fo lange noch die 
Wahlgeſetze der Geſchwornen einen fo vorherrfchend demo: 
eratifchen Character wie gegenwärtig haben, koͤnnen die 
Regierungen mit gutem Gemiffen zu einer Pungfator des 
franzoͤfiſchen Rechts in diefer, und in vielen Mern Rich⸗ 
tungen unmöglich die Hand bieten. Aber welden An 
klageproceß haben wir nach diefem Vorbilde des franzöfi 
ſchen Rechts gewonnen, in Bergleihung mit der vollen 
und confequenten Durchführung des englifhen Privat: 
anklageprorefies, welcher feinen Character auch da, wo 
ausnahmsmeife ein oͤffentlicher Ankläger auftritt ($. 1), 
nicht verläugnet! Diefer Hält ſich von inquifitorifchen Ten 
denzen fo fern, erkennt die Bleichberechtigung der Parteien 
ſchon in der Borunterfuchung fo vollftandig.an, und forgt 
dadurch und in anderer Weife fo genügend für die Ber: 
theidigung des Befchuldigten, daß es eine ganz überflüf- 
fige Aufgabe des Friedens- oder Polizeicichterd waͤre, 
amtlich für die f. g. materielle Defenfion des Be 
fHuldigten zu forgen. Der deutſche Inquiſitions⸗ 
proceß dagegen. mußte dies dem Interfuchungsrichter 
zur befonderen Pfliht machen, weil der Angeſchuldigte 
.ganz ſchutzlos und verlaffen wäre, wenn fi nicht. der Yu 
quivent felbft feiner annähme: und aus dem gleichen 
. runde gilt dies vom frangdfifchen Strafproceh, wo 
der Staatöprocurator und der Anftructionsrichter zugleich 
amtliche Vertheidiger des Befchuldigten find und feyn muͤſ⸗ 
fen =). Man mag darin fehr humane Ideen finden. 


21) Jagemann’s Gerichtsfaal Th. 1. Abth. 1. 8.193. Möhl 
AR Fagemaun's Zirfchr. fur Stxatproceß, Jahrg. 1844. ©. 236. 
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Iſt denn aber das englifhe Vorverfahren bei aller feiner 
Eonfequenz inhuman? 

Nach Beendigung der Vorunterfuchung *?) wird nicht 
nur eine abermalige Verzögerung dadurch herbeigeführt, 
dag ftatt Einer Anklagejury (wie in England) immer zwei 
Behörden, nämlich die Raths⸗ und die Anklagekam⸗ 
mer zu befchliegen haben, wenn das unterfuchte Verbre⸗ 
hen vor die Jury gebracht werden foll; fondern diefe Ver: 
zoͤgerung fteigert fich noch dadurch, daß der Code der An⸗ 
flagefammer (marum nicht auch der Rathskammer?) die 
Befugnig einraumt, von Amts wegen Bervollftändi- 
gungen der Vorunterſuchung anzuordnen, und damit eines 
ihrer Mitglieder zu beauftragen (Art. 228, 235 — 37), 
So kommt zu dem erften Inſtructionsrichter jegt ein 
jweiter, und in der instruction intermediaire gat noch 
ein dritter Anfteuctionsrichter auf! So menig ’ 
dies zu der Anflageform paßt, fo nimmt man doch in 
Frankreich Feinen Anftoß daran, weil man fcbon mit der 
äußeren Form der Anklage ohne die innere (fubftanzielle) 
zufrieden ift. 

In die Ziwifcheninftruction (instruction interme- 
diaire), welche das dritte Stadium des Proceffes bilder, 
gehören diejenigen proceffualifhen Handlungen, welche in 
die Zeit nach dem Vermweifungsdecrete bis zur Eröffnnng 
dee Jury fallen, was die deutfchen Schwurgerichtsuefege 
die „Vorbereitung der dffentlichen Verhandlung” nennen. 


27) Diefe bildet das erfte Stadium des franzöfifchen Pros 
cejjes. Während aber der Inquiſitionsproceß dann fofort zum 
Hauptverfahren (Spezialunserfuchung) übergeht, liegen bier 
zwifchen dem Bor s und dem Hauptverfahren noch zweit 
Stadien des Procefies in der Mitte, nämlich das Verfah⸗ 
ren vor der Rathss und der Anklagefammer, und die ig der 
franzöfifhen Doctrin f. g. Zwiſcheninſtruction. Somit 'erges 
den ih vier Stadien des Proceſſes, und in allen diejen 
Stadien tritt das inquifiterifche Element mehr uüer winter 
autgcprägt hervor. 


324 Vergleichung 


Dazu gehoͤrt: 1) die Zuſtellung des Verweiſungsdeecrets 
und der Anklageacte an den Angeklagten; 2) die Abliefe⸗ 
rung deſſelben in das Criminalgefaͤngniß am Site des Aſſi⸗ 
ſenhofs; 3) die Beförderung der f&hriftlichen Verhandlun⸗ 
gen und Ueberführungsftücke an die Gerichtscanzlei des 
Affifenhofs, was Alles auf Betrieb des Generalprocu: 
rators gefchieht, während die nachfolgenden Handlungen 
zuc Befugniß des Affifenpräfidenten gehören, mithin ‚ge: 
rihtliche Handlungen find, namlih: 4) die Verneh⸗ 
mung des Angeflagten binnen 24 Stunden nad) feiner An: 
kunft im Eriminalgefängniß, bei welcher Gelegenheit der; 
ſelbe 5) zur Wahl eines Vertheidigers ®) aufzufordern ft 
(mädlt er nicht, fo wird ein folder von Amts wegen be 
ftellt), und über das ihm wegen etwaniger Nichtigkeits⸗ 
gründe gegen das Verweiſungserkenntniß zuftehende Rechts 
‚mittel zu belehren iſt; 6) Vervollftändigung der Borunter 
fuchung , wenn es der Affifenpräfident zur Aufflärung dee 
Sache für nöthig Hält; und 7) Mittheilung der Dienft- 
lifte dee Gefchwornen, aber nicht früher als einen Tag 
vor der Bildung des Schwurgerichts (der Spruchliſte), an 
den Angeklagten. 


Don diefen Handlungen find für den vorliegenden 
Zwe nur die Vernehmung des Angeklagten, und die 
Bervollftandigung der Vorunterfuchung durch den Affifen; 
präfidenten oder durch ein von Ihm ernanntes Gerichtsmit: 
glied, oder wenn Zeugen außerhalb des Sitzes des Aſſi⸗ 
fenhof8 zu vernehmen find, durch den dortigen, oder durch 
- einen andern AInftructionsrichter (Art. 303), von In⸗ 
tereſſe. Hieruͤber Hat fih Fürzlih Mittermaier #) in 


23) Diefer wird dann, d. b. nach beendigter VBernehmung zuerfl 
zu dem Angeklagten zugelaffen, darf Acteninfpection vornchs 
men, Abfchrift vor den Verhandlungen nehmen ıc. 


| 24) in Zagemann’s Srrihtslani Ti, 1. Kath. 1. ©. 391 fg. 
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einem intereflanten Auffage verbreitet, worin er auf der 
einen Seite es tadelt, daß in der franzöfifchen Praxis die 
Bernehmung des Angeflagten durch den Affifenpräfidenten 
zu einer leeren Körmlichfeit Herabgefunfen fey (mas z.B. 
auch Dernburg 7) und Daniels *%) tadeln), auf 
der andern Seite aber es billigt, daß die franzöfifche 
Praxis, ungeachtet der Art. 303 des Code nur von der 
Abhörung neuer Zeugen (nouveaux temoins) rede 27), 
dem Afiifenpräfidenten volle Freiheit gewaͤhre, jede ihm 
nothwendig oder zweckmaͤßig feheinende VBervollftändigung 
der Borunterfuchung vorzunehmen, ſey e8 Durch nochmas 
lige Abhörung eines Zeugen oder Sachverſtaͤndigen, oder 
durch Einnahme eines neuen Augenſcheins ꝛc. Wenn das 
gegen bei dem mit dem Angeklagten abzuhaltenden Verhöre 
im Sriminalgefängniß der Affifenpräfident ſich auf die nichts⸗ 
fagende Frage zu befehränfen pflege: ob der Angeflagte 
auf feinen Ausfagen beharre 2c., fo verfenne man, Daß 
ſchon die Kenntnig der Perfönlichfeit des Angeflagten eine 
zweckmaͤßige Vorbereitung zur Leitung der öffentlichen Vers 
handlung fey ®), und dag durch diefe Vernehmung zus 
gleich dem Angeklagten Gelegenheit zu feiner weiteren Vers 
theidigung gegeben werden folle 2). Was den zweiten 
Punkt betreffe, fo koͤnne fich die Vervokftändigung der 


25) Ueber den Werth und die Bedeutung der Schwurgerichte 
©. 33. Diefer bemerkt, daß das Interrogatorium zu einer 
Art Reconnaiffevifite hberabgefommen fen, und die ges 
druckten Protocolle die ftehende Formel enthalten: der Anges 
Elagte vom Präfidenten befragt, erklärte, fich auf feine in dem 
Acten enthaltenen SInterrogatorien zu beziehen. 


26) a. a. O. ©. 171. 

27) Eben fo 3. B. das württemb. Schwurgerichtsgefeg Art. 101. 
28) Hätte der Code darauf ein Gewicht gelegt, fo würde er dem 
Alfifenpräfidenten keine Stellvertrerung geftattet haben. 
29) Sollte e6 nicht auch inädiefer Beziehung an ter ren Br 

ſprechung mit dem Defenfor genügen? 
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Vorunterſuchung nicht blos auf den Fall befchränten, 
daB inzwifhen die Staatsbehörde neue Beweiſe der 
Schuld, beziehungsweife der Angeklagte neue Verthei⸗ 
digungsmittel aufgefunden Habe, fondern der Affifenprä: 
fident müffe, wenn er die öffentliche Verhandlung gehörig 
leiten folle, ein klares Bild von der ganzen Sachlage 
haben, daher das Recht haben, ſchlechthin alle ihm zweck⸗ 
mäßig ſcheinenden Vervollftändigungen anzuordnen, was 
er am beften felbft thue, meil er mit dem Inhalte der Bor: 
unterfuchung beffer befannt fen als ein Stellvertreter, dem 
er dieſe $nftruction überlaffe. 

Man fieht, Mittermater fucht dies nur aus for: 
mellen Gründen, und zwar dadurch zu rechtfertigen, 
weil fonft der Affifenpräfident der ihm obliegenden ſchwieri⸗ 
gen Aufgabe der Leitung der öffentlihen Verhandlungen 
nicht nachfommen koͤnnte. Allein in der Sache fteht er 
ganz auf dem Boden des Inquiſitionsproceſſes, 
indem die ihm zu Ermittelung der Wahrheit eingeräumte 
discretionäre Gewalt ſchon hier ihren Anfang nimmt. Je 
mehr aber durch wiederholte amtliche Vervollftändigungen 
die fchriftliche Vorunterfuhung anwächft, um fo mehr finft 
Dadurch die öffentlihe Verhandlung zu einem feierlichen 
Schlugverfahren, zu einer bloßen Reconftruction der 
fohriftlichen Verhandlungen herab, mas fie doch nicht feyn 
fol. Insbeſondere erwaͤge man, wie viele Unterfuchung®: 
richter, nue unter verfchiedenem Namen, fucceffiv in der; 
felben Sache thätig feyn koͤnnen, ehe diefelbe zur Verhand: 
lung vor die Jury kommt, und frage fi), ob dies mit 
dem Prinzipe der Anflagefhaft zufammenftimme? Am 
anftöfigften tritt dies bei den, obendrein fehr ausge—⸗ 
dehnten delits flagrants hervor. Erfter Unterſuchungs⸗ 
richter ift hier (wenn er dem nftructionsrichter zuvor; 
fommt) der Staatsanwalt; zweiter der Inſtructions⸗ 
richter, auf welchen die Sache Dann Wurracht: Dritter 
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die Anflagefammer, wenn fie eine Ergänzung der Acten 
befchließt und folche durch eines ihrer Mitglieder vornehs 
men läßt; vierter endlich der Affifenpräfident, wenn 
diefer nach dem Verweiſungsdecret eine abermalige Vers 
vollſtaͤndigung der Vorunterſuchung, fen e8 durch theil: 
weife Reaffumirung derfelben, oder durch Aufnahme neuer 
Beweife für nöthig Hält, wobei es fi) dann leicht treffen 
fann, daß die Anflageacte nicht mehr zu dem jegigen Er⸗ 
gebniffe der Unterfuchung paßt, dennoch aber nicht zurück 
genommen toerden darf. Die erfte Art der Unterfuchung 
fann man die vorläufige, die zweite die Vorunterfuchung, 
die dritte die Nachunterfuchung,, und die vierte die Zwi⸗ 
ſchenunterſuchung nennen, und bei jeder diefer verfchiedes 
nen Inquiſitionen find immer andere Perfonen, bald (naͤm⸗ 
lich bei den beiden erften) gerichtlich = polizeiliche, 
bald (bei den beiden fetten) gerichtliche Beamte thätig. 
Sormell betrachtet kann dies freilich nach franzoͤſiſchem 
Rechte nicht anders feyn, weil mit der Uebergabe der 
Sache an die Rathöfammer die gerichtlich = polizeiliche Fun⸗ 
tion ihre Ende nimmt, alfo jegt die gerichtliche bes 
sinnt. Daher Heißt es im Art. 236 ausdruͤcklich, daß 
die von der Anflagefammer beſchloſſene Ergänzung der Vor⸗ 
unterfuchung duch ein Mitglied des Gerichtshofs 
zu gefchehen habe, welches die Amtsverrihtung des In⸗ 
ftructionsrichters (als gerichtlich = polizeilichen Beamten ) 
vertrete, d. 5. die diefem zuftehenden Rechte und Pflich: 
ten auszuüben hat. Eben daher kann auch, menn der 
Affifenpräfident eine theilmweife Reaffumirung. der Unters 
fuchung oder neue Bemweisaufnahmen für nöthig Hält, Dies 
fer Act nur von ihm felbft ausgehen. Denn weder der 
nfteuctionsrichter Fann in diefem Stadium des Proceffer 
(der instruction intermediaire) thätig ſeyn, teil febon 
ein Bermeifungserfenntnig ergangen ft, noch fteht der 
Staatsbehörde das Recht zu, die Ihe Ingeoiicgen bekommt 
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gewordenen Beweiſe 3%) durch den Friedensrichter oder den 
Inſtructionsrichter erheben zu laſſen, weil fie nur befugt 
ift, Anträge während der Dauer der Vorunterfuhung zu 
ſtellen, dieſe aber laͤngſt abgeſchloſſen iſt. In diefer Ver: 
legenheit bleibt Niemand anders als der Aſſiſenpraͤſident 
ſelbſt übrig, fo wenig auch dieſe Function zu der Stellung 
eines vorfigenden Richters paßt, welcher niemals 
zugleich Inquirent ſeyn darf, und dies ift und bleibt 
der Affifenpräfident auch dann, wenn die Inſtruction in 
frinem Auftrage entweder von einem andern Mitgliede des 
Gerichtshofs, .oder wenn die neu aufgefundenen Zeugen 
außerhalb des Sites des Affifenhofs fich befinden, auf ſei⸗ 
nen Befehl von dem dortigen, oder von einem andern In⸗ 
ftructionsrichtee vorgenommen wird (Art. 303). Denn ein 
Unterfuchungsricter, welcher zu feinem Reflort gehörige 
Handlungen durch einen Andern ausüben läßt, Fann dies nur 
in der Eigenſchaft als Unterfuchungsrichter thun. An den Af- 
fifenpräfidenten muß ſich daher aud) der Staatsanwalt 
wenden, wenn er in diefem Stadium des Procefles die Auf⸗ 
nahme neu entdeckter Beweiſe wünfht. Die neu aufgenom⸗ 
menenProtocolle und Verhandlungen fendet hierauf der Prä- 
fivent verfchloffen und verfiegelt dem Gerichtsfchreiber (gref- 
fier) des Aflifenhofs zu (Met. 303), nad) deren Eröffnung 
fie Theile der Unterfuhungsacten werden, und 
deshalb dem Staatsanwalt und dem VBertheidiger des An⸗ 
geflagten mitgetheilt werden müffen. Diefen fteht e8 dann 
frei, die Ergebniffe der neuen Beweisaufnahme zu be⸗ 
nußen, indem z. B. die Staatsbehörde die vernommenen 
Zeugen auf die Zeugenlifte fegt, oder der Angeklagte Ge: 





30) Um folche leichter zu erlangen, beflimmt der Art. 245, daf 
der Generalprocurator eine Abfchrift des Bermweifungs» 
. Decrets (Carret de renvoi) dem Maire des Wohnorts des 
Angeklagten und zugleich des Drts der begangenen That aus 
.äuftellen habe, was ganz uwetmähle RK. 


L 
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genbeweiszeugen vorfchlägt und diefe in feine Lifte aufnimmt. 
Damit find indeß die fehriftlichen Verhandlungen gefchlof: 
fen, indem der Angeklagte nicht verlangen Fann, da 
die von ihm vorgefchlagenen Gegenbeweiszeugen zuvor zu 
Protocol vernommenwerden, weshalb die Abhoͤrung derfelben 
der mündlichen Verhandlung vorbehalten bleibt, fonft wuͤrde 
des fchriftlichen Proceſſes, welcher ohnehin fehon lang ges 
nug gewährt hat, Fein Ende ſeyn! Ehen ‚deshalb aber 
fragt man mit Recht, weshalb nicht fehon (wie in Eng». 
land) mit dem Verweiſungsurtheil die fehriftliche 
Verhandlung vollftändig abgefchloffen, alles Weitere daher 
dem mündlichen Verfahren vorbehalten werde, zumal da 
die Ergebniffe der instruotion intermediaire von feinem 
Einfluß auf das Verweiſungsdecret und die Anflageacte 
find, d. h. diefe danach nicht abgeändert werden dürfen, 
Sind die Raths- und die Anflagefammer der Anficht, 
daß der Fall an fib zum Reſſort der Jury gehöre und 
zugleich genügende Verdachtögründe gegen die Perfon des 
Angeklagten vorliegen, fo follten weitere fchriftliche Ver⸗ 
Handlungen nicht geduldet werden. Was In der Vorunter: 
fuhung nicht gehörig aufgeklärt werden Fonnte, wird 
fhon in dem mündfichen Verfahren feine volle Aufklärung 
finden, und dabei bleibt e8 den Parteren unbenommen, 
neue Beweiſe vorzubringen und zu benugen, follte auch 
eine fchriftlihe Aufnahme: derfelben nicht moͤglich geweſen 
ſeyn, weil fie erft nach der Anklageacte und Deren Mit: 
theilung zur Kenntniß der Parteien gelangten. Die Ruͤck⸗ 
fiht auf die bequemere Leitung der mündlichen Ber: 
handlungen durch den Präfidenten Ffann dagegen um fo 
weniger in Betracht fommen, ald diefelbe nur durch das 
fehwere Opfer, den Affifenpräfidenten zum Inquirenten zu 
ſtempeln, erfauft werden kann, und trog der beften Vorbe⸗ 
reitung aus den Unterfuchungsacten und der ana Ur- 
vollftdndigung derfelben die Sache indem wuntügun Bu 
Biehio b. Cr, A. 1850, II. @t. V 
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fahren eine ganz andere Wendung nehmen kann und nimmt, 
als worauf der Präfident gerüftet war, fo daf ihm feine Vor⸗ 
bereitungen zur Leitung der Verhandlungen jet nichtd mehr 
nugen. Man erfieht aber daraus, dag nicht nur die 
franzöfifche Borunterfuhung durchaus inquifitorifch 
iſt, fondern die inquifitorifche Richtung, jet ohne-Mitwirs 
fung des Anklägers, auch in das zweite Stadium 
des Procefies, nämlich die Verhandlungen vor der Raths⸗ 
und der Anklagekammer, und dann weiter in dad dritte 
Stadium, nämlid die instruction intermediaire, 
übergeht, mithin das f. g. Verfahren feine inquifitorifche 
Färbung bis zur Eröffnung der mündlichen Verhandlungen 
beibehätt — um felbft Hier noch in gleicher Richtung 
fortgefegt zu werden! 
(Beſchluß im nächften Hefte.) 


Drudfehler | 
in bee Abhandlung von Abegg. 
Heft J. S. 57. 8.6 v. m. flatt bewährt [. berührt. 
— 70. — 3v. u fi. unbedingt I. unterliegt. 
fl. fogar I. fies — 
— 1 290 fl worden L werden. 
— 72 — 18 fl. nicht I. wohl. 
Heft I. —177.— 15 ua „und nur” iſt hinzuzufügen: „be 
fen, daf x.” 
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XIV. 
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Umgeftaltung der neuern Strafgeſetzbuͤcher nach 
den Bedürfniffen der Schwurgerichte, 
mit Beziehung 


auf die neueften in Baiern, Heffen, Würtem: 
berg, Deflerreich verfündigten Abänderungen 
an den Strafgefegbühern, fowie die Entwürfe 
von Strafgefegbühern für die freien Städte 
Nordbdeutfhlands, für Schleswig: Hoiftein, 
für Medlenburg, die neuen Geſetzesentwürfe 
für England und Belgien und das neue Straf: 
gefegbud für die Thüringifhen Staaten. 


Von. 
Mittermaier, 





— 


(Fortſetzung des Aufſatzes Nr. V. im erſten Hefte dieſes Jahres.) 


Wir haben im erſten Hefte das Bedauern ausgeſprochen, 
daß einige neuere Geſetzgebungen von Ländern, in welchen 


Schwurgeriepte beftehen, die Entſcheidung hariiver, 5 
3 


rate d. Er. R. 1850. III. ær. 


⁊ 
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Milderungsgrüunde in einem Kalle vorhanden find, den &e: 
ſchwornen entziehen und nur den Aflifenrichtern die Ent: 
ſcheidung übertragen. Nur das neue baierifche Geſetz 
über Preßvergehen ") überläßt den Geſchwornen bei den 
Anflagen wegen der obengenannten Vergehen den Aus: 
fpruch zu thun, daß mildernde Umftände vorhanden feyen, 
in welchem Kalle das Gericht eine mildere Strafe erfennen 
muß. Dagegen hat das neue belgifche Gefeg *) dem A: 
fifenhofe das Recht übertragen, wenn er Milderungsgründe 
vorhanden findet, mit Bezeichnung diefer Grunde die zeitliche 
Zmwangsarbeitshaus : oder die Zuchthausftrafe und zwar die 
Erſte in Zuchthaus oder felbft Sefängnig nicht uber 6 Mo: 
nate, die Zmeite im Gefängniß nicht unter 8 Tage zu ver 
wandeln. Der Wunfch eines Mitgliedes der belgifchen zweiten 
Kammer, Hrn. Lelievre, daf allgemein dag neue fran: 
söfifche Suftem der Milderungsgründe zum Grunde gelegt 
werden möchte, wurde nicht beruͤckſichtigt. Die neue 
kaiſerl. Öfterreichifche Strafprozegordnung ?) giebt nur dem 
Schwurgerichtshofe das Recht in Fällen, in denen nad 
dem Gefege die Strafe zwifchen 10 und 20 Fahre oder 
auf Lebenszeit auszumeffen ift, wegen vorhandener Milde: 
zungsgründe zwar nicht in der Art, aber in der Dauer 
(nicht unter 3 Fahre) Herabzufegen; in Sällen aber, in 
welchen das Gefeg die Strafe zwiſchen 5 und 10 Fahre 
beftimmt, fowohl in eine gelindere Art zu verandern, ale 
auch in der Dauer, jedoch nicht unter ein Fahr herabzu: 
fegen. So fehr wir die Kortfchritte anerfennen, die auc 
in dieſen Vorfchriften liegen, obwohl fie von dem Bor: _ 
wurfe der Halbheit *) nicht freizufprechen find, fo gern 





1) vom März 1850. $. 54. 

2) vom 1. Mai 1849. Art. 2. 

3) vom 17. Januar 1850. $. 346. 

4) Dan fragt, warum dies Milderungsrecht den Gerichten nicht 
bei Tebenslänglichen Zreiheitsftraien (noch vAdiien Serge) 


nach den Bedürfniffen der Schwurgerichte. 838 


wir glauben, dag auch die Gerichte in Faͤllen, in denen 
Milderungsgründe vorhanden find?), gemwiffenhaft von dem 
ihnen ertheilten Rechte Gebrauch machen werden ſo feheint 
es Doch inconfequent zu feyn, wenn man die Befugniß den 
Gefhmwornen entziehen will. Mit Recht fagt der als 
geündlicher Rechtöfenner befannte v. Maurer als Be 
richterftatter über das Geſetz über Preßvergehen in der 
baierifchen Kammer der Reichsräthe 9), dag, wenn man 
überhaupt mildernde Umftände zulaffen will, dag Urtheil 
darüber denjenigen Richtern wird übertragen werden müfs 
fen, welche über das Factum zu erfennen haben; denn 
die Frage, ob im einzelnen Salle mildernde Umftände vor: 
handen find, ift feine Rechts: fondern Thatfrage. Thut 
man dies nicht, fo fegt man die Geſchwornen bei ihrem 
Wahrſpruche in eine dem Ausfpruche der Wahrheit nach: 
theilige Zmwangslage, da ein Echuldig auszufprechen, 
während nad ihrer Anficht auf ſchmaler Gränze die Ents 
fheidung über die Frage liegt, ob der Angeflagte über: 
haupt für fehuldig erfannt werden dürfte, wo nur die 
Ausficht, daß nicht die volle gefegliche Strafe den Anges 
Plagten treffen werde, die Geſchwornen bewegen fann, 
das Schuldig auszufprechen, und fie bitter getäufcht werden 
fönnen, wenn dennoch von den Richtern wider Erwarten 
die volle Strafe erfannt wird. Geht die Gefeßgebung, 
welche Gefchmwornengerichte einführt, davon aus, daß 


nun 


und nicht auch bei Zodesftrafen (nah belgifchem und öfters 
reichifhen Geſetze) anerfannt wird. Glaubt man, daß bei 
den dahin gehörigen Verbrechen die Verfchuldung weniger fo 
fi) geftalten kann, daß die gefegliche Strafe mit ihr im 
Mißverhältniſſe fenn würde? 


5) Wir bitten Alle, die fich mit Gefeßgebungsarbeiten befchäfs 
tigen, den Erfahrungen Franfreihs über die Nachtheile der 
Beihränkung des Milderungsrechts zu beachten Neypels 
in der Zeitfchrift für ausländifches Recht XXII. &. 39%. 


6) Bortrag bes Ausſchuſſes vom 3. März 180, &.68. 


27% 





354 Die Umgeftaltung der neuern Strafgeſetzbücher 


nicht die Affifeneichter über die Schuldfrage entfcheiden fol: 
fen, fo ift e8 inconfequent, ihnen das Urtheil über das 
Daſeyn des fo verminderten Grades der Schuld zu übertra- 
gen, worüber nur diejenigen am beften urtheilen koͤnnen, 
welche die Schuld überhaupt zu entfcheiden haben. 


XI. Ein Hauptpunft, melcher die Aufmerkſamkeit der 
Geſetzgeber befhäftigen muß, um die Strafgefege mit 
den Schwurgerichten in Einklang zu bringen, ift der Eha: 
rakter der Strafdrohung und die Stellung der Gefchwor: 
nen und Richter zum Strafgefege. Man macht befonders 
geltend 7), daß auf Feinen Fall, da wo Geſchworne ur: 
theilen, nebeneinander im Geſetze entehrende und nicht ent: 
ehrende Strafen gedroht werden dürften, weil da, mo Ge⸗ 
ſchworne einen Angeklagten für fchuldig finden, immer der 
Berluft der Ehre eintreten müfle, und den Richtern nidt 
überlaflen werden koͤnne, darüber zu urtheilen, ob Je 
mand feine Ehre verlieren foll. Nicht weniger hält man 
mit der Geſchworneneinrichtung die weiten Strafräume der 
Strafausmeflung für unverträglich ®), und-hofft, daß die 
Strafgefegbücher mehr zu einem einfacheren und beftimms 
teren Strafſyſteme fommen würden, da ohnehin die Straf: 
ausmeſſung inerhalb eines weiten Rahmens felbft bei recht; 
gelehrten Richteen nicht viel mehr als Spielerei ſey. — 
Wir würden es fehr bedauern, wenn diefe Anfichten einen 
größeren Einfluß gewinnen würden, als fie verdienen, 
wenn fie insbefondere zu dem mit Recht von franzöfifchen 
Praktikern getadelten ?) Syſteme zu führen im Stande 


7) Leue Bemerkungen über den preußifchen Entwurf. Leipiig 
1848. ©. 35, 


8) Brauner, in dem Gerichtsfaal von v. Sagemann, 189. 
u. ®d. ©. 381 in Not. 


9) In den Motiven zu dem neuen beigifchen Geſetzesentwurfe 
von 1850. ©. 16 — 18 if ſehe aut ie Mongelhaftigkeit des 
franzöfifhen Syſtems nahygewirien. 
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wären, nach welchem der franzöfifche Geſetzgeber die zur 
Zuftändigfeit der Affifenhöfe zugewiefenen Verbrechen (cri- 
mes) von den Vergehen (delits) dadurch zu feheiden ver: 
fuchte, daß die Erften immer entehrende Strafen nach fich 
jiehen, und daß man jene eng begränzten Strafräume 
(nah Marimum und Minimum) , mie fie der Code penal 
aufftellt, anwendet. Nur dem verderblihen Einfluffe 
der in ihrer Einfeitigkeit nie zu billigenden Abſchreckungs⸗ 
theorie war die enge Begränzung zugefchrieben , welche die 
furchtbaren Härten in der Strafanwendung herbeiführte, 
bei welcher das gefegliche Minimum häufig im Mißverhaͤlt⸗ 
niffe mit der Größe der Verſchuldung ftand, und die 
1832 erfolgte Einführung des Syſtems der mildernden 
Umftände das Rettungdmittel war, das vor der Häufig: 
feit grundlofer Wahrfprüche der Nichtfehuld bewahrt. 
Wenn die Gerechtigkeit fordert, daß die Strafe der Größe 
der Berfhuldung anpaffe und, diefe hoͤchſt verfchiedenartig 
vorkommen kann, daher dem Richter die Möglichkeit ge: 
geben werden muß '9), die Strafe nad der Verſchuldung 
auszumellen, fo muß der Gefeßgeber entweder in dem Ges 
fege bei jedem Verbrechen viele Abftufungen machen und 
jeder derfelben entfprechende Strafen drohen, oder er muß, 
wenn er dem Verbrechen überhaupt oder den einzelnen 
Hauptabftufungen Strafen nah Marimum und Minimum 
droht, durch Bezeichnung gewiſſer Milderungsgründe oder 
durch den Zufag, daß bei dem Dafeyn mildernder Um: 
fände eine geringere Strafe gedroht wird, den Richtern 
möglih machen, füc die Fälle geringerer Verſchuldung 


— 





10) Hr. Brauer macht in dem Gerichtsfaal a. a. D. ©.580 mit 
Recht darauf aufmerkſam, daß die VBorunterfuchung ohne North 
auf fo viele Umftände ausgedehnt wird, welche die Strafausmefs 
fung beftimmen follen , während da, wo öffentlich mündliches 
Berfahren beſteht, weit beſſer durch dies Verfahren ale Mur 
mente Bar hervorgehoben werden, durdy deren Aeanivik Ti 
Größe der Berfhuldung bemeflen werben kam. . . 
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auch geringere Strafen auszufprechen, oder er muß all: 
gemeine Milderungsgründe anerfennen oder das franzoͤſi⸗ 
ſche Syſtem von den mildernden Umftänden aufnehmen. 


Bei der Wahl ded einen oder andern Weges treten 
widerftreitende Rückfichten hervor. Werden Feine Abftu: 
fungen im Geſetzbuche bei einem Verbrechen gemadt, fo 
werden die Gefchtwornen in eine peinliche, der Fällung 
eines gerechten Wahrſpruchs ungünftige Lage gefegt; fie 
fehen vorher, daß ihr Ausfpruch der Schuld des Ange: 
flagten den Richtern eine bedenflihe Macht giebt, und 
ihnen die Möglichkeit einräumt, eine fehr hohe Strafe 
auszuſprechen, indem das Gericht einen hohen Grad der 
Schuld annimmt, mährend die Geſchwornen in Fällen, 
in welchen ohnehin viel Streit unter ihnen war, ob über: 
haupt die Schuld angenommen werden durfte, das Schul; 
dig Nicht ausgefprochen haben würden, wenn fie das er; 
gangene Strafurtheil als Folge ihres Wahrfpruchs vorher 
geroußt hätten. Die Geſchwornen werden dadurch leicht 
in ein nachtheifiges Verhaͤltniß des Mißtrauens gegen die 
Richter geſetzt, weil fie die übergroße Strenge der Richter 
fürchten, und werden dadurch oft zu Wahrfprücen der 
Nichtſchuld gebracht, während fie bei einer anderen Kal: 
fung des Geſetzes das Schuldig ausgefprochen Haben wuͤr⸗ 
den. Ohnehin werden die Richter, wenn das Geſetz Feine 
Adftufungen .aufftellt und weite Strafräume ſetzt, eigent: 
lich zu Richtern der That gemacht. Auf der andern Seite 
ift die Aufftellung vieler Abftufungen in einem Gefegbuche 
bedenflih, weil das Gefeg dann leicht dazu fommt, nad 
äußeren Merkmalen und Zahlverhältniffen, z. B. bei 
Diebftahl nach der Summe des Geftohlenen 1), oder bei 


— — —— 


13) Das franzöfifche Geſetzbuch macht die Strafdrohung nicht 
von der Größe des Berrags hhänaig. Dr verafiihe Ent: 
wurf folgt dieſer Anſicht. 
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dee Körperverlegung nach der Dauer der Krankheit oder 
nach der Art der verlegten Körpertheile 17) Abftufungen zu 
machen , und dadurch ungerechte Entfcheidungen herbeizus 
führen, weil dann der Zufall einen zu großen Einfluß 
erhält und die Verſchuldung nicht immer nach der Art des 
Erfolgs bemeffen werden Fann. 

Der Gefengeber muß nun vorerft mit fih im Reinen 
ſeyn, ob er ein allgemeines Strafmilderungsrecht erthei⸗ 
ien, wenigſtens bei den einzelnen Verbrechen durch den 
Zufag: unter mildernden Umftänden, die Richter zur Ans 
wendung einer geringeren Strafe ermächtigen will 18). 
Thut er dies,. fo kann das Minimum hoch geftellt und die 
Strafraͤume zwifchen demfelben und dem Marimum enger 
beftimmt werden. Mie aber würden wir den in neuerer 
zeit gemachten Borfchlag 1*) billigen, dem Richter ein 
Milderungsrecht. unter das Minimum herabzugehen, nur 
bei leichten Verbrechen, deren hoͤchſtes geſetzliches Straf: 
maaß eine fünfjährige Sreiheitsftrafe nicht überfteigt, zu 
geben ; ein Berfuch diefer Art fommt ſchon im franzoͤſi⸗ 
ſchen Code penal vor, wo nach art. 463 nur bei delits, 
deren Strafmaaß bie 5 Jahre geht, ein richterliches Mils 
derungsrecht gegeben if. Die allgemeine Stimme in 
Frankreich fand dies inconfequent und nachtheilig, weil 
eben bei den fchweren Verbrechen z. B. Todtfchlag, 
Nothzucht, Raub, Faͤlſchung nad der Erfahrung durch 
vorhandene Milderungsgründe , deren Combination der 
Geſetzgeber bei feiner Strafbeftimmung nicht vorherfah, 
am häufigften die Verfchuldung fo vermindert feyn kann, 


12) Nachweifungen in meiner Ausgabe von Feuerbach's Lehrs 
buh ©. 412 — 15. 


12) 3 Di thut vorzüglich häufig der preußifche Entwurf von 





14) race bereeffend die Einführung an RA 
buchs in Medienburg s Schwerin 1880. ©. 47 
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dag das gefehlihe Minimum mit ihre im Mißverhältnig 
fiehen würde. Will denn der Geſetzgeber nicht zugeben, 
dag auch bei den ſchweren Verbrechen eine gerechte 
Strafe erfannt werde, und ift nicht das richterlihe Mil: 
derungsrecdht das ficherfte Mittel, dies zu bewirfen ? Eben 
die fchweren Verbrechen gehören zur Competenz der Ge 
ſchwornen, und ihr Rechtsbewußtſeyn würde. fehr verletzt 
und ihrem Gewiſſen Zwang zugefügt werden, wenn fie 
nicht auf das zuläffige Milderungsrecht rechnen fönnten. 
Wir fegen aber voraus, daß, wenn der Geſetzgeber ent: 
weder allgemein oder bei befonderen Verbrechen ein Milde: 
rungsrecht anerfennt, die Entfcheidung über das Dafeyn 
milderndee Umftände den Geſchwornen zuftehen muß, wie 
dies auch mit Recht der Entwurf des Einfuͤhrungsgeſetzes 
zum Strafgefeßbuch für die preußifchen Staaten 18) aus⸗ 
fpriht. Nur dann wird confequent die ganze Schuldfrage 
von den Geſchwornen beantwortet und der Vortheil gerech⸗ 
tee Wahrfprüce erreiht. — Sollen Abftufungen ges 
macht werden, fo laffen fich die in unfern deutfchen Straf: 
gefeßbüchern vorfommenden Abftufungen nicht rechtfertigen, 
weil fie Häufig zu Fünftlich oder nach rein Außerlichen,, die 
Berfhuldung nicht wahrhaft beftimmenden Merkmalen auf: 
geftellt find. Die Art der Verbrechen entfcheidet dabei 19). 
Dei Verbrechen, bei denen Peine große Mannigfaltigfeit ihrer 
Richtung vorkommt, bedarf es Peiner Abftufungen im Ges 
fege. Bel andern, bei welchen ihrer Natur nach viele der 
Verſchuldung ändernde Arten der Veruͤbung vorkommen, 
möchte regelmäßig die zweckmaͤßigſte Erlaſſung der Straf: 


— 


15) Nämlich im Ginführungsgefes des Gefegbuchs im Bezirke 

bes Theinbefffhen Appellationshofs $. XIV. Die Zrage foll 

die Sefhmwornen nur auf Grund der Entfcheidung des 
Affienbofes geftellt werden. 


16) Gute Bemerkungen in der Schrift: Exachten über Einfüh⸗ 
rung eines Eriminals @rlrghuie in IRedleaburg ©. AM, 
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gefeße die feyn, für die gemöhnlichen Fälle eine nah Mari: 
mum und Minimum beftimmte Strafe zu drohen, und dann 
für die ſchwereren Fälle eine Ermächtigung zu geben, bis zu 
einem getoiffen Höheren Maximum zu fteigen und für die leich⸗ 
teren Fälle die Ermächtigung auszufprechen, bis zu einem 
niederen Minimum herabzugehen 17), und zwar fann der 
Geſetzgeber entweder allgemein 3. B. durch Hinmeifung 
auf ſchwerere oder leichtere Fälle diefe Srmächtigung geben, 
oder die Umftände, welche einen Fall als einen ſchwereren 
oder leichteren darftellen follen, näher bezeichnen 1°). Bel 
manchen Verbrechen laſſen ſich die Abftufungen leicht das 
durch machen, daß der Gefeßgeber, nachdem er für die 
gewoͤhnlichen Kalle Strafe droht, nach den befonderen Ar: 
ten der Veruͤbung, wodurch die Verfehuldung gefteigert 
wird, höhere Strafe droht 1%). Bei anderen Verbrechen 
ergeben ſich Abftufungen nach den verfchiedenen die Zurechs 
nung wefentlich ändernden, bei der Art des Verbrechens am 
bäufigften vorfommenden Seelenftimmungen des Verbre⸗ 
chers, 3. B. in dem Kalle, wo der Tod einer Perfon durch 
tebensgefährliche ohne Abficht zu tödten zugefügte Miß⸗ 
bandlungen bemwirft wurde 20). Nach dem Ergebniß der 
Dandlungen läßt fi dann die Krage, ob der Angeklagte 
des höheren oder niederen Grades des Verbrechens fehuldig, 
ob der beftimmte gefegliche Milderungsgrund vorhanden fey 
(begreiflih oft fo, daß eventuelle Fragen geftellt werden), 
aufftellen, und nach dem Wahrfpruche entfcheiden die Rich⸗ 


17) Bei Körperverlegung, bei Nothzucht läßt fich dies Syſtem 
leicht durchführen. 


18) Dies Leute iſt z. B. bei Körperverlegung gut anzuwenden. 

19) 3. 3. bei Diebftahl, wo für Einfteigen, Einbrud mit 
Waffen, höhere Strafdrohungen paflen. 

20) Hier bildet fi 1) die Abftufung,, ob der Thäter den Tod 
als wahrfcheinliche oder nach den Umftänden unwahrikhen- 
liche Folge vorderfah, 2) ob er ohne Weberlegung ut Rute 
Bebacht handelte, 3) 0b er ſchwer jam Zorae gerri Wurtt. 
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ter. Daß man in den Ländern, in welchen Geſchwornen⸗ 
gerichte feit langer Zeit beftehen, fein Bedenken findet, 
den Richtern ein fehr weites Ermeffen zu geben, lehren die 
englifchen ?*) und nordamerifanifchen ??) Geſetze. Wir koͤn⸗ 
nen nicht der Anficht des Hn. Brauer zuftimmen, daß bie 
Ausmeflung der Strafe innerhalb eines weiten Rahmens 
nur eine Spielerei fey. rfüllen die Richter ihre Pflicht, 
forgt der Vorftand , daß jedes Mitglied die Gründe feiner 
Meinung, welche Strafe erkannt werden foll, angeben 
muß und darüber eine Berathung und Abftimmung erfolge, 
fo ift das Strafmaaß das Ergebniß einer gehörigen Abwä: 
gung und wird der VBerfchuldung entfprechend um fo mehr 
ausgemeffen werden koͤnnen, jemehr die mündliche Ver: 
handlung den Richtern ein reiches Material zur richtigen 
Würdigung der Eigenthümlichfeit des Angefchuldigten und 
feinee Berfchuldung giebt. Nur follten aus unfern Strafs 
gefegbüchern die größtentheils aus Feuerbach's Lehrbuch 
entlehnten kuͤnſtlich gefaßten, eher irreführenden Straf 
ausmefiungsgründe wegfallen #). 

Wir menden uns zur Darftellung der neueften Er: 
zeugnifle der Geſetzgebungskunſt. — Am. erften hatte 
die baierifche Regierung die Wichtigfeit erfannt, das 


21) In dem neuen, 1849 dem De von Lord Broug⸗ 
‚ham vorgelegten, an die beftehende Gefeggebung und Uebung 
fich anfchließenden Entwurfe eines Strafgeſeßbuchs kommen 
Strafdrohungen, z. B. lebenslängliche Zransportation ober 
Einfperrung nicht über 3 Jahre, oder Transportation auf 
15 Jahre, oder Einfperrung bis 3 Jahre oder Geldftrafe und 
Einfperrung vor. 


22) In den revised Statutes of Newyork (vol. Il. p. 552) 
fommen oft Strafdrohungen von Gefängnif bis 10 Sabre vor. 
Im Geſetzbuche von Rhode s Island von 1838 ift z. B. dem 
Raub Lohne weitere Abftufungen) Einfperrung auf Lebenszeit 
oder zeitliche Einfperrung nicht unter 5 Jahre gebroht. 


23) Wir haben fhon oben in diefem Archive 1847. ©. 608 auf 
fe Unzwedmäßtgkeit ſolcher Borihritten aufmerklam mad; 
f. auch Erachten über medienburg. Seiminelarkegivui & 
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rafgeſetzbuch von 1813 mit den neu eingeführten 
bwurgerichten in Einflang zu bringen. Den vereinigten 
Sfchüflen der Kammern wurde von dem Auftizminifter 
ing 1848 ein Gefegesentwurf, betreffend die Abaͤn⸗ 
ungen am Ötrafgefeßbuche, vorgelegt. Die Motive 
yen richtig hervor, daß ‚die Rechtöbegriffe von Dolus 
y Kahrläffigfeit in Zukunft in das Rechtsbewußtſeyn der 
ſchwornen geftellt werden und ein durch gefeßliche Defi⸗ 
ionen der Ueberzeugung der Geſchwornen zugefügter Zwang 
eitigt werden müffe, ebenfo auch nach dem Wegfallen 
gefeglihen Beweistheorie die im Geſetzbuche aufge: 
Iten Rechtsvermuthungen nicht beibehalten werden dürf: 
. Die Art. 39— 44. 64 des Geſetzbuchs müßten weg⸗ 
en. An die Stelle der bisherigen Ruͤckfallsſtrafen, 
auf unnatürlichen Fictionen und großer Schwierigfeit 
Berechnung beruhen und ungerechte Härte erzeugten, 
te der einfache Sag treten: daß der Rückfall ein Er: 
mwerungsgrund fey. Die Härte der Vorfchrift, daß die 
Hter, wenn fie auch noch fo viele und wichtige Milde: 
igsgruͤnde der gefelichen Strafe ale im Mißverhältnig 
t der Verfehuldung ftehend erfannten, die Strafe nicht 
abfegen dürften, müßte verfchwinden. Die Pragis in 
teen, freilich eine unrichtige Auslegung des Art. 106 dee 
rafgeſetzbuchs, hatte den Ausweg ergriffen, unter dem 
fichtepunft der Mangelhaftigkeit des Thatbeſtandes 
gen verminderter Zurechnung die Strafe herabzufegen. 
r neue Entwurf enthielt $. 3 die Beſtimmung, welche 
Richter zu Diefer Herabfegung ermächtigte. Bei dem 
dtſchlage mußte die Strafe für den Fall, menn der 
äter von dem Getödteten zum Zorne gereizt war, herab: 
etzt werden; für den Sall, wenn der Thäter ohne Ab: 
t zu tödten lebensgefährlihe Mißhandlungen zufügte, 
Ihe den Tod des Verlegten hecheiführten, mupte Wehr 
Baleen wegen des Het. 41 der Thäter ad Todriiglagt 


‘ 
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beftraft werden. Da die geundlofe zuc Ungerechtigkeit füh: 
vende Vermuthung des Art. 41 meggelaflen wurde, fo 
mußte eine andere Vorfchrift ($. 5) aufgenommen werden, 
bei welcher das Maaß der Strafe davon abhängig gemacht 
wurde, ob der Thäter den Tod als mahrfcheinlich vorher: 
fehen Ponnte oder nicht. Bei dem Kindesmorde Hatte die 
Conſequenz des Art. 506 des baierifhen Gefegbuchs regen 
Mangeld am Thatbeftande und der früheren Bemweistheorie 
zu Strafdeohungen geführt für die Fälle, wenn nicht alle 
Merkmale des Kindesmords fich herftellen ließen; nach ge: 
Anderten Anfichten über die Bemweistheorie mußten diefe 
Beftimmungen wegfallen; nur hielt der Entwurf es für 
nothwendig, noch für zwei Fälle des mangelhaften That; 
beftandes bei Kindesmord Strafdrohungen vorzufchlagen *). 
Auch für die Fälle der nicht mit Vorbedacht verübten Koͤr⸗ 
perverlegung mußten die Richter zur Herabfegung der , 
Strafe ermächtigt werden ($. 8). Als unverträglich mit 
den Schwurgerichten mußten die Vorſchriften des Gele 
buches $. 106 uber Mangel an Thatbeftand (eine unfelige 
doctrinele Geburt), die unpaflende in der Anwendung 
Berlegenheit bereitende Vorfchrift $. 116 über Warnung 
vor Rückfalleftrafe, die Art. 134 bis 136 uber den Bes 
weis der Nothwehr und die aufgeftellten Rechtsvermuthun: 
gen, insbefondere die ungerechte Vorſchrift, welche den: 


— 


24) In $.6 heißt es: Eine Mutter, melde in der Abficht ihr 
neugebornes, uneheliches Kind zu tödten, fi) einer Lebens» 
gefährlihen Handlung oder Unterlaffung an demfelben fchul: 
dig macht, foll, wenn die lebendige Geburt oder die Lebenss 
fähigkeit nicht nachgemiefen ift, mit 4— Sjährigem Arbeits: 
haufe beftraft werden. $.7. beflimmt: Eine Weibsperfon, melde 
erwiefener Maßen geboren und entweder durch abfichtlide 





Beranftaltung ihr uneheliches Kind einer möglichen richters 
lichen Unterfuchung entzogen hat, oder die Erklärung darüber, 
wohin fie daffelbe gebracht hat, verweigert, ‚fol, wenn fie 
nicht des Kindesmords fchuldig befunden wird, wegen der 
Hinwegfhaffung des Kindes mit Gefängnig von 2 Monaten 
bis 2 Sahren beftraft werden. 
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jenigen ftrafte, welcher, wenn er in gerechter Nothwehr 
toͤdtete, nicht fogleich bei Gericht die That anzeigte, Fünf: 
tig wegfallen. Die Berathung in den Ausfchüflen der 
Kammern führte bald zu einer ausgedehnteren Prüfung 
dee Frage: welche Vorfchriften des Strafgeſetzbuchs mit 
den Schmwurgerichten verträglich feyen. In dem Ausfchuffe 
der Kammer der Reichsräthe 7°) erflärte der Berichterftat: 
tee 29) die Zuftimmung zu der Anficht, daß alle wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Begriffe und Rechtsvermuthungen aus dem 
Geſetzbuche verbannt werden müßten; erfannte aber in 
einigen Artikeln 3. B. über Giftmord (149) 27), Raub 
(234) feine Aufftellung einer Rechtsvermuthung , fondern 
ein beftimmtes Strafgefet. In dem Art. 56 des Geſetz⸗ 
buche, worin am Schluffe, nachdem von der Strafloſig⸗ 
feit des freiwillig von dem Verſuche Abftehenden die Rede 
war, die Worte vorfommen: welches lestere jes 
doch nicht vermuthet wird, mil der Ausfchuß 
Ceine die Geſchwornen beengende Rechtsvermuthung finden. 
Dagegen follte die im Art. 279 des &. B. aufgeftellte 
Rechtsvermuthung meggeftrichen werden. in Streit er: 
bob fih, ob nicht auch die Art. 65 — 68 über die Grade 
der Kahrläffigfeit aus dem Gefegbuche entfernt werden 
follten. Wir haben bereits angeführt ®), dag nach lan: 
gen Verhandlungen aus fehr ungenügenden Gründen die 
66 beibehalten wurden. 


25) Berhandlungen des ef der Kammer der 
Reichsſsräthe. 1. Beilageband 1. ©. 2 


26) der NReichsrath v. Arnold; ihm hunter wir die in 
diefem Archive trefflichen Nachweifungen der 30jährigen Ers 
fahrungen über das baierifche Geſetzbuch. 


37) Wir haben im erften Hefte ©. 125 bereits von diefem Ars 
titel gefprochen. 


38) im erften Hefte ©. 121. 
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Eine wichtige Verhandlung veranlagte die Beftim: 
mung über die verminderte Zurechnung ®). Der Referent 
bemerfte, daß die Geſchwornen nicht in die Lage gebracht 
werden dürften, denjenigen, welchen fie nicht für vollfom: 
men , fondern nur für gemindert zurechnungsfähig Halten, 
unbedingt für ſchuldig zu erklären, weil fie dann leicht in 
die VBerfuchung kommen fönnten, ein Nichtfehuldig auszu⸗ 
ſprechen. Mit Recht hatte fib der Referent gegen den 
Ausdruck: eine dem Blödfinne nahefommende 
Geiftesbefhränftheit, erflärt, weil auch ohne einen 
folden Hohen Grad die Zurechnung vermindert ſeyn fann; 
ebenfo fand er die Befchränfung in der Strafherabfeßung 
durch Hinmeifung auf Art. 99 des Geſetzbuchs 3%) für un 
paflend und führte an, daß ſchon bisher das Dberappella: 
tiondgericht wegen verminderter Zurechnung ftatt Tode: 
ftrafe auf 8 Fahre Feſtung, ftatt 2 Fahre Arbeitshaus 
4 Wochen Gefaͤngniß erfannt habe. Bei der Berathung 
des Ausfchuffes mit dem Minifter erflärte der fette 9), 
dag der Ausdruck: dem Blödfinne nahe ꝛc., gewaͤhlt worden 


——— — — 


29) Der $. 3 lautet nach dem Gefegesentwurfe: Wenn das Bes 
wußtfenn der Strafbarfeit der Handlung in dem Verbrecher 
zur Zeit der begangenen That zwar nicht gänzlich aufgehoben, 
aber doch durch eine dem Blödfinn nahe kommende Geiſtes⸗ 
befchränftheit , durch Altersſchwäche, durch Gemüthskrankheit, 
durch unverfchuldere Zrunfenheit oder andere unverfchuldete 
Verwirrung der Sinne oder des Verſtandes in fo hohem 
Grade getrübt war, daß bei der Entfcheidung der Thatfrage 
die Zurechnungsfähigfeit als gemindert erklärt wird, fo find 
die Gerichte ermächtigt, auf eine geringere als die geſetzliche 
Strafe zu erkennen, diefelbe darf jedoch nicht unter das im 
Art 99 beftimmte niedrigite Strafmaaf herabgefegt werden. 


30) Diefer Artikel 99 fpricht von jugendlichen Verbrechern, die 
das 12te aber noch nicht das 16te Jahr zurüdgelegt haben; die 
Zodesftrafe fol hier in 12 — 16 Jahre Zuchthaus, die Kettens 
ftrafe oder Zuchthaus auf unbeftimmte Zeit in 8 bis 12 Jahre 
Zuchthaus, die zeitliche Zuchthausftrafe in 1 bis 8 Jahre Ars 
beitshaus verwandelt werden. 


31) Verhandlungen I. Bd. ©. 78. 
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ſey, damit nicht wegen jeder unbedeutenden Geiſtesbe⸗ 
fhränftheit die Strafe gemildert werden foll; und daß 
wegen geminderter Zurechnung der Verbrecher nicht anders 
behandelt werden dürfte als ein jugendlicher Verbrecher. 
Ungeachtet mehrere Mitglieder fih gegen den Geſetzesvor⸗ 
flag ausfprachen, wurde dennoch) 3?) das Gefeß ange: 
nommen, nur mit der Veränderung der angefochtenen 
Kaflung, indem es heißen follte: gro fe Geifteebe: 
ſchraͤnktheit. 

Im Vortrage des Ausſchuſſes der Kammer der Ab⸗ 
geordneten 8) ſtimmte man der oben bemerkten Faſſungs⸗ 
aͤnderung bei, fand aber auch, daß die Strafe, bis zu 
welcher die Gerichte wegen verminderter Zurechnung herab: 
gehen dürften, zu hart fey. 

In der gemeinſchaftlichen Sitzung der vereinigten 
Ausſchuͤſſe #) hatte Hr. Arnold mit Recht ausgefpro: 
den, daß, wenn man die Befchränfung des Entwurfs an: 
nehme, entweder fürchterliche Strafen oder eine ungeheure 
Menge von Kreifprecbungen vorfommen würde 3°), daß die 
verminderte Zurechnungsfähigkeit bis zu Null ſich abftufen 
fann. Der Juftizminifter machte theils die große Willfur, 
welche entftehen und bei dem öffentlihen Verfahren leicht 
noch f&hädlicher wirken würde, theild den Umftand gel: 





32) Staatsrat Maurer erklärte (S. 80), daß dann der (es 
ſchworne ganz freifprechen wird. 


33) Erſter Beilageband ©. 123. 


34) Verhandlungen des Gefeßgebungsausfchuffes der Kammer 
der Reihsräthe 1. ©. 241. 


35) Eine merkwürdige Erfahrung ift die, daß die Wertheidiger 
oft gegen die eventuelle Frageftelung wegen verminderter 
Zurechnung fich erklären, und manche Advocaten in Ländern, 
deren Gefege diefen Milderungsgrund nicht Eennen, ihn gar 
nicht eingeführt wiſſen wollen, weil dann die in die Zwangs⸗ 
eh gefegten Geſchwornen lieber das Nichtſchuldig auss 
prechen. 
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tend, daß die Ausfchüffe zu einer fo tief gehenden, auch auf 
Art. 99 ſich beziehenden Aenderung nicht befugt feyen, 
und fprach felbft aus #), daß, wenn ein erwachfene 
Menſch fo herunterfommt, daß er nicht den Verftand eine 
Kindes von 12 Yahren hat 27), er beſſer freigefprochen 
wird. — Die Ausfhüffe ftimmten zulegt dem Geſetzes⸗ 
vorfchlage bei. — So gern man au in der jetsigen 
Faſſung des Geſetzes fehon begründeten Kortfchritt aner: 
fennen muß (der freilich der bicherigen baierifchen Pragis 
gegenüber eine Berfehärfung des Rechtszuftandes enthält), 
fo muß man doch zugeben, daß, wenn nicht bald die end: 
liche Revifion des balerifchen Geſetzbuchs erfolgt, die 
Rechtsanwendung in doppelter Beziehung in eine nachtheis 
fige Lage kommt, theils weil die Borfchrift zu enge ge 
faßt, theild die Befugniß, die Strafe herabzufegen, zu 
fehr beſchraͤnkt iſt. Nicht blos die in $. 3 bezeichneten Zu: 
fände fünnen in einem zwar die Zurechnung nicht aufs 
hebenden, aber fehr verminderten Grade vorfommen; folge: 
eichtig nach dem Prindp muß man anerkennen, daß au 
der Nothftand, der Zwang im geminderten Grade einfluß: 
reich ſeyn koͤnnen ®), fo dag dem Richter auch hier ein 
Milderungsrecht gegeben werden muß 3%), Sehr ftörend 


36) Verhandlungen ©. 247. 

73) Es fcheint, daß man von einer irrigen Vorausfeßung auss 
ging, daß die verminderte Zurehnung zunähft auf Geiſtes⸗ 
befchränftheit fich beziehe, während nach der Erfahrung andere 
Zuftände vorfommen, wo (z. B. durch Einfluß von Hallus 
cinationen) ohne Geiftesbefchränftheit die Zurechnung fehr 
vermindert wird. Das thüringifche Strafgeſetzbuch Art. 69 
hat daher auch Unrecht, wenn e6 die verminderte Surechnung 
nur auf Verſtandesſchwäche ſtellt. 

38) Das badifche Strafgefegbuh $. 59 erkennt dies an. In 
dem Entwurfe für Schleswig s Holftein $.76 ift anerkannt, 
dag auch wegen Zwangs oder Drohungen die Zurechnung ver⸗ 
mindert feyn Fann. 

39) Am umfaflendften erkennt der neue (1850) Entwurf eines 

Strafgeſetzbuchs für Toskana 9. &A an, au) Ta, wa dn 
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wird aber die Beichränfung des richterlichen Ermeffens in 
Bezug auf Strafe wirken, da nach der Erfahrung eben 
bei Tödtungen die Fälle verminderter Zurechnung am häus 
figften vorfommen, und es ebenfo die Gerechtigkeit vers 
legen als die Geſchwornen in eine nachtheilige Zwangs⸗ 
lage fegen wird, wenn der Richter höchftens bis 8 Jahre 
Zuchthaus (alfo immer einer entehrenden Strafe) da herab: 
gehen kann, wo die bisherige Rechtsuͤbung in Baiern wie 
in anderen Ländern weit geringere Strafe ausfprechen 
fonnte. 

Vorzüglich veranlafte der neue Vorfchlag , bei Kindes: 
mord für einige Zälle des mangelhaften Thatbeftandes bes 
fondere Strafdeohungen 20) aufzunehmen, lebhafte Vers 
bandlungen. Der Referent der Kammer der Reiches 
räthe *) machte geltend, daß nach dem Entwurfe auch 
da, wo die lebendige Geburt oder Lebensfähigkeit ungewiß 
ft, 4— 8 Jahre Arbeitshaus eintreten foll, dadurch 
aber eine Verdachtftrafe (weil juriſtiſch das Zweifelhafte 
dem nicht Ermwiefenen gleich ftehen muß) begründet wäre, 
die leicht ungerecht werden fönnte, wenn das Kind todt⸗ 
geboren war. Nach feiner Anficht Fönnte man hoͤchſtens 
für den Fall, mo die Mutter in der Abficht ihr lebendiges 
neugebornesd Kind tödtet, einer lebensgefährlichen Hands 
lung fi ſchuldig macht, wenn die Lebensfähigfeit unges 
wiß oder Lebensunfähigfeit gewiß ift, Strafe von 1 bie 
4 Jahre drohen. Am meniaften wollte der Referent den 
6.7 billigen, der Strafe droht, wenn die Mutter, die 


Zuftand des Zwangs, des Befehls, der Noth (vicino a quello, 
che secondo gli art. (nun folgen 10 XArtifel) esclude in- 
teramente l’imputazione die Zurechnung vermindert, der 
Richter auf eine geringere Strafe herabgehen dürfe. — Das 
thüringiſche Geſetzbuch $. 59 geftattet überhaupt auf eine 
geringere Strafart und Strafdauer herabzugeben. 
4) ©. oben in Mote 24 die vorgefchlagenen Artikel. 
41) Bellogebaud zu den Berhandlungen 1. S. W. 
Sinti . A. 1880, III. t. Ya 
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erweißlich geboren hat, die Kindesleiche bei Seite fhafft, 
oder fie nicht angiebt. Auch hier wäre eine Verdacht; 
ftrafe gedroht, die auch als Strafe des Ungehorfams der 
Mutter, die nöthigen Angaben zu machen, nicht geredt: 
fertigt werden Fönne. 

Bei der Berathung in den Ausfchüffen 32) hob der 
Juſtizminiſter hervor, daß die Aerzte gewoͤhnlich Feine poſi⸗ 
tive Gewißheit, daß das neugeborne Kind lebte, angeben, 
daher Häufig die Kindesmörderinnen ftraflos ſeyn wir: 
den, wenn man nicht auch die moͤrderiſchen Anfälle mit 
Strafe bedrohte; dag auch die bürgerliche Ordnung dabei 
betheiligt fey, Kinder, bei denen es auch nicht gewiß wäre, 
ob der Athmungsprozeß begonnen hat, zu ſchuͤtzen gegen 
BVerlegungen; er gab aber zu, daß für den Fall der Ge 
wißheit der Pebensunfähigfeit eine mildere Strafe ein: 
trete 2), Die Berathung der Reichsräthe drehte fich nun 
um den Einfluß der verfchiedenen Merkmale des Kindes: 
mords; zufegt führte die Abftimmung auf Annahme de 
$. mit einer Herabfegung der Strafe und geänderter 
Faſſung ?*). 

Ä In dem Ausſchuß der Kammer der Abgeordneten *°) 
fpricht der Referent ſich auch für die Aufhebung der Ver: 
dachtftrafen im Geſetzbuche aus, mill aber die Beibehal⸗ 
tung jener Artifel, welche eigentlih eine Strafe megen 
Kahrläffigkeit der Schwangeren drohen; er ftimmt der 
Kaffung des Art. 6 nach der Abftimmung des Ausſchuſſes 


42) en des Gefeggebungsausfhufles der Reiches 
räthe I 
43) Verhandlungen ©. 94. 


4) Es fol, wenn die lebendige Geburt ober Lebensfähigkeit 
zweifelhaft ift, 4 bis 8 Sahre Arbeitshaus, wenn aber die 
Lebensunfähigkeit gewiß, 1—4 Jahre Arbeitshaus eintreten. 


45) Berbandlungen des weis ver Kamm der Abgeorbe. 
„neten, Bellagebaad:L &. iB8. 
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der Reichsräthe zu, weil er die Drohung einer Strafe des 
Verfuchs des Kindesmordes findet, und auch der Verſuch 
der Todtung an einem fchon Todten Strafe verdiene. Der 
Ausſchuß der Kammer der Abgeordneten befhloß den Res 
gierungsentiwurf anzunehmen; in der Berathung der vers 
einigten Ausſchuͤſſe 26) drehten ſich die Verhandlungen 
darum, 0b man da, mo ein lebensunfähiges Kind getöds 
tet wuͤrde, noch zu ftrafen berechtigt fey, ob der Zall ſtraf⸗ 
barer wäre, als der verwandte Fall der Kindesabtreibung, 
ob eine Mutter leicht wiffen koͤnne, daß ihre Kind lebens: 
unfähig fey; zulegt Fam man zur Annahme des Kegies 
rungsentwurfs. — Wir find überzeugt, daß der Artikel 
in feiner jegigen Kaffung (oben Note 24) Feine Billigung 
verdient, indem er höchft verfchiedene Kalle zuſammen⸗ 
wirft, und insbejondere den Kall nicht hervorhebt, wo 
bei dem Kindesmord nur das Merkmal der Lebensfähigkeit 
fehlt. Sage man nicht, daß die Mutter nicht weiß, ob 
das Kind lebensfähig iſt, oder wenn fie das lebensunfähige 
Kind fieht, daſſelbe nicht tödtet. Dem Verfaſſer diefes 
Auffages find ſchon zwei Falle vorgefommen, wo in 
einem Kulle die Mutter im öten Monat der Schwanger: 
haft gebahr, in einem andern Falle das Kind in einem 
erbaͤrmlichen Zuftande zur Welt kam (weil, mie fih ergab, 
das Kind nicht lebensfähig war), und eben diefer Anblick des 
jwar lebendigen aber im traurigften Zuftande liegenden 
Kindes die Mütter bewog, die Kinder zu tödten, um (wie 
eine der Angeklagten erflärte) ein Kind nicht vorzeigen zu 
müffen, von dem Gott felbf nicht wollte, daß es am 
Leben bliebe. In Fällen diefer Art ift das Minimum von 
4 Jahren zu hob. Noch mehr Berhandlungen erzeugte 
der Art. VII des Geſetzesentwurfs. Der Referent der 


DM Des Aus 8 Rear 
+0) re zug Ausfchuffes der Kammer er N 
Kur 
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Kammer der Reicheräthe trug auf Befeitigung des $. an, 
weil Hier nur eine Strafe des Verdachts vorliege, indem 
man den Kindesmord annehme, weil die Mutter die Kin: 
desleiche befeitigt oder die Erflärung verweigert , wohin 
fie das Kind gebracht Habe. Auch in der Berathung des 
Ausſchuſſes *7) erklärten fi) mehrere Reichsräthe gegen den 
$. und bemerften, als der Juſtizminiſter fi darauf berief, 
daß, wenn auch ein Kind todt zur Welt gefommen, der 
Staat betheiligt ſey, daß die Leiche nicht heimlich befeitigt 
werde, und daß der Staat darüber Aufficht üben muͤſſe, 
daß darnad eigentlich nur eine Polizeiſtrafe gerechtfertigt 
wäre. Die Mehrheit nahm jedoh mit Modificationen 
den $. 7 an. Der Ausſchuß der Kammer der Abgeord- 
neten erflärte fich entfchleden gegen den $. ?°). In der 
gemeinfchaftlichen Sigung dee Ausfchüffe wurde die Unges 
vechtigfeit der Strafdrohung im Art. 7 noch fchlagender 
geltend gemacht 9) und der Artifel wurde mit Recht 
weggeftrichen. 

Die Berathung führte noch auf die Frage: ob nicht 
auch die Art. 143. 144 °9) des baierifchen Geſetzbuchs 
‚ weggefteichen werden follen, weil fie Vorſchriften enthiel- 
ten, welche den Geſchwornen gegenüber nicht als Gefege 
gelten Fönnten, da fie mit der Thatfrage zufammenhingen 
und daher mit der Beweistheorie wegfallen müßten. Der 
Ausſchuß der Reichsräthe ſtimmte für die Weglaffung der 
Artikel 9%). Auch der Ausfchuß der Abgeordneten ftimmte 

47) Verhandlungen des Ausfchuffes der Neichsräthe I. &. 8. 
48) Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten I. ©. 141. 


49) Man bezog fih auch auf die in diefem Archive X. ©. 595 
geltend gemachten Gründe. 
50) Sie beftimmen, nad welchen Srundfägen der Zödtlichkeit 
eine Verlegung beurtheilt werden fol. 
51) Berhandlungen 1. &. 40. Dos thürtagiiine SGelrutuch a‘ u 
giebt die Worſchrift des boreriien Sriruv 
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dieſer Anfiht bei, und fo befinden fi) unter den nach 
Act. VIII des Gefeges vom 29. Auguft 1848. aufgehobenen 
Artifeln des Strafgefegbuches auch die Art. 143 — 145. 
Wir geben zu, daß diefe Artifel zunächft auf die Anwen: 
dung durch vechtsgelehrte Richter berechnet waren, und 
wohlthätig wirkten, in fofern fie der verderblichen älteren 
Theorie über Todtlichfeit entgegenteaten; wahr ift ed aber, 
daß die Geſchwornen, wenn fie über die Thatfrage entfcheiden, 
ob der Angeklagte der Tödtung des A fehuldig fey, duch 
jene Vorfchriften nicht Elüger, vielmehr leicht verwirrt ge: 
macht werden, da fie die Bedeutung derfelben häufig gar 
nicht verſtehen koͤnnen; und in fofern koͤnnen die Artifel ohne 
Rachtheil aus dem Geſetzbuche wegfallen. Die Aerzte wer: 
den in den Verhandlungen die Srundfäge, welche die richtis 
gen find, ohnehin ihren Gutachten zum Grunde legen. 
Noch tiefer eingreifend als das baierifche Geſetz iſt 
das Fönigl. würtembergifche %). Es war nit 
blos wie das baierifche darauf gebaut, das bisherige, 
auf die Anwendung duch rechtegelehrte Richter berechnete 
Strafgeſetzbuch mit den Schwurgerichten in Einflang zu 
bringen , fondern auch die vielfachen immer häufiger ge: 
rügten Mängel des Strafgefegbuches und die duch Erfah: 
rung nachgemwiefenen Härten zu befeitigen. Da in Ges 
mäßheit der Grundrechte die Todesftrafe aufgehoben wer⸗ 
den mußte, fo bedurfte die Straffcala des Geſetzbuches 
einer Abänderung: an die Stelle der bisher gedrohten To: 
desftrafe trat Iebenstängliches Zuchthaus; mo dies gedroht 
war, wurde 20 dis 30 Jahre Zuchthaus gefeßt (Art. 1); 
wo das Geſetzbuch zeitliches Zuchthaus droht, darf diefe 
Strafe nicht über 20 Jahre erfannt werden. Auch da⸗ 


tur; an (fo daß eigentlich nichts gefagt if). Der holftein = 
fchleswigfche Entwurf $. 157 enthält Feine Beflimmungen 
über Zödtlichkeit der Werlegungen. | 


59) vom 13. Auguft 1849. 
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duch war manche Härte befeitigt, die nach dem Geſetz⸗ 
buche dadurch eintrat, daß zu oft zu lebenslänglichem 
Zuchthaus aufgeftiegen twerden mußte (z. B. wegen Zuſam⸗ 
menfluffes oder Rückfalle), wo fie nicht zu rechtfertigen 
war. Ein oft gerügter Fehler des würtembergifchen Ge⸗ 
fegbuches war die Häufigkeit der Drohung entehrender 
Strafen; diefem Uebelftande wurde abgeholfen durch $. 2, 
welcher die Gerichte ermächtigt, die Vollziehung der Zucht⸗ 
Haus: und Arbeitdhausftrafe auf der Seftung anzuordnen, 
wofern ihnen folches nach forgfältiger Erwaͤgung der befon: 
deren Umftände des Verbrechens und der bisherigen Ehren: 
Haftigfeit des Uebertreters begründet erſcheint. Dadurd 
wurde der Uebelftand befeitigt, daß auch bei Verbrechen, 
die nicht auf niedriger Gefinnung beruhen, insbefondere 
bei Staatsverbrechen,, nothmwendig Zuchthaus erfannt wer; 
den mußte; denn nach dem Strafgefegbuche konnte nur ftatt 
Arbeitshauſes die Feftung erfannt werden, und da man 
mit der Drohung des Zuchthaufes insbefondere auch bei 
Hochverrath ſehr freigebig mar, fo waren eben folche Ber: 
brecher mit gemeinen Berbrecheen zufammengemworfen. — 
Im Zufammenhange damit fteht der Art. XVIII des neuen 
Geſetzes, nah welchem, wenn die bürgerlichen Ehren: 
und Dienftrechte duch ein rechtsfraftiges Erfenntnig aus: 
druͤcklich oder duch die erfannte Keftungsftrafe entzogen 
wurden, diefe Rechte auf Bitten des Verurtheilten durch 
das erfennende Gericht twiederhergeftellt werden koͤnnen, 
falls fih der Berurtheilte in den legten vier Jahren nad 
Erſtehung der Freiheitsſtrafe, oder falls die Entziehung für 
ſich allein erfannt wurde, nach eingetretener Rechtsfraft dee 
Erfenntniffes feines im Strafgefegbuche oder im Polizeiſtraf⸗ 
gefege verpönten vorfäglichen, nicht blos mit Bezirksge⸗ 
fangniß oder Geldbuße zu ahndenden Vergehens fehuldig 
gemacht hat. Trat ein folder Verluſt in Folge der Ars 
beitshaus⸗ oder Zuhthausftrafe ein, OR DA. eufuer 
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der Ablauf von 7, bei letzterer von 10 Jahren ‘erforder: 
ih. Durch diefe Vorſchrift ift menigftens etwas gewon⸗ 
nen und der verderbliche Grundſatz, nach welchem die ents 
ehrende Strafe lebenslänglich wirfte, befeitigt, fo daß 
jeder Beftrafte vorher weiß, daß es von ihm abhängt, 
nad) Ablauf einer gewiſſen Zeit nach erftandener Strafe die 
volle Wiedereinfegung in feine Chrenrechte zu erhalten, 
wenn er fich tadellos beträgt. Die Zeit, in melcher .er 
nach überftandener Strafe feiner Ehre beraubt ift, dürfte 
freilich zu lange feyn, wenn man erwägt, welche Verbres 
ben mit Arbeitshausftrafe bedroht find °°). 

Nach Art. III des Geſetzes ift die Förperliche Zuͤch⸗ 
tigung abgeſchafft. Als eine Ergänzung der Vorſchrift, 
welche bürgerliche Rechte durch Ehrenverluft entzogen wer: 
den ‚sfchien durch die in der Zwiſchenzeit erfolgten Veraͤnde⸗ 
tungen in Bezug auf die Jagdrechte und die Schwurgerichte 
die Beftimmung im Art. IV nöthig, Daß auch der Ber: 
luft des Rechts Schiegwaffen zu tragen und Gefchworner 
zu ſeyn, unter den Rechten begriffen feyn follte, die 
duch Ehrenverluft entzogen werden. Der Art. V ber 
ſtimmt, daß die Kreisgefängnißftrafe, melche neben dem 
Berlufte der bürgerlichen Ehren: und der Dienftrechte gegen 
einen Angeklagten zu erfennen ift, der dieſe Rechte bereits 
verloren hat, in dem Zuchtpolizeihaufe vollzogen werden 
fol. Die Bedeutung diefer neuen Beftimmung ergiebt fich, 
wenn man erwägt, daß das mürtembergifche Gefegbuch 
auf eine nie zu vechtfertigende Weile den Verluft der Ehren: 
rechte über alle Gebühr ausdehnte, und felbft'in Verbin: 
dung mit Gefängnifftrafe, ja felbft in einzelnen Faͤllen mit 
Entziehung einer öffentlichen Berechtigung, mit Geldſtrafe 


53) Daß, wenn man das Pönitentiarfgiten redlich Durchführen 
will, das Syitem der entehrenden Strafen .ohnehin ein andes 
zes werben muß, als das bisherige, ift Kor, uud \n hettaihe 
sen wir die Berbefjerungen des Geſetzes nun als varkünkter. 
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und bei Dienftvergehen als felbftftändige Strafe erfennen 
ließ. Eine folhe Borfchrift mußte empören, wenn z. 9. 
alle Wahl: und Wähldarfeitsrechte auf Lebenszeit, fogar 
nach Art. 129, wenn die erkannte Strafe duch Berjäh: 
tung aufgehoben war, verloren gingen. Man fehuf fi 
dadurch felbft eine große Zahl von Feinden der bürgerlichen 
Geſellſchaft, welche entehrt, überall zurücgeftoßen, in 
ihrem Kortfommen gehindert, die Drönung um fo willi⸗ 
ger zu gefährden bereit find, je mehr fie in verzweiflungsvol⸗ 
ler Lage und von aller Möglichfeit einer Theilnahme an 
Öffentlichen Angelegenheiten auf gefeglihem Wege ausge: 
ſchloſſen ſind. Es war lächerlich, wenn nach dem Geſetze 
manche Perfonen, welche zu der Ausübung der politifchen 
Rechte gar nicht gelangen fonnten, z. B. Srauendperfonen, 
dennoch als der Ehrenrechte verluftig durch Urtheil erklärt 
wurden. Sehr nachtheilig für die ganze Wirkſamkeit des 
Strafenfpftems war noch, daß vermöge des Gefeges in 
das Kreisgefängnig, welches regelmäßig für die mit nicht 
entehrenden Strafen belegten Uebertreter beftimmt war, 
dennoch Sträflinge fommen follten, welchen auch die 
Ehrenrechte abgefprochen waren. Nach Art. VI fönnen 
die Gerichte fratt oder mit der Polizeiaufficht **), auf Orte: 
begrenzung erkennen. Nach Art. VII foll, menn die 
Strafe des Berluftes der Ehren: und Dienftrechte nicht 
vollzogen mwerden Fann, weil der Schuldige in feinen frü: 
heren vechtsfräftigen Erfenntniflen hierzu veructheilt war, 
die Ehrenftrafe in Gefängnig bis 6 Monate verwandelt 
werden. Der Ausländer foll nach Art. VIIL ftatt des 


54) Es ift unbegreiflich, wie unfere Gefeßgeber , die ſoviel von 
Pöonitentiarſyſtem fprechen, noch immer die Stellung unter 
Polizeiaufficht als Nahahmung des franzöfifhen Geſetzbuchs 
beibehalten können, während in Frankreich felbft die auss 
gezeichneten Praktiker die Werderblichkeit dieſer Einrichs 
sung nachweiſen; ſ. Chatagnier du Renvoi sous la 
vielllance de la haut police. Parin 1849. 
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Berlufts der Ehrenrechte mit Gefängnig bis 6 Monaten 
beftcaft werden 9%). Bon Bedeutung ift der Art. IX, 
nach welchem die Art. 54 — 61 des Strafgefegbuchs als 
gefegliche Vorfchriften wegfallen. Darnach kaͤmen ferner 
die Vorſchriften über rechtswidrigen Vorſatz (55), - über 
den fogenannten allgemeinen Borfag und tiber die Zurechs 
nung der Kolgen bei der fogenannten culpa dolo determi- 
nata und eventuellem Dolus (56) , die Vorfchriften über 
Kahrläffigfeit und ihre Grade (58— 60) nicht mehr zur 
Anwendung. Darüber, daß Feine Definitionen von Dos 
lus und Zahrläffigfeit in ein Geſetzbuch, am wenigſten in 
ein zur Anwendung durch Geſchworne beftimmtes gehören, 
wird allgemein zugegeben, weil diefe Begriffe im Rechts⸗ 
bewußtſeyn des Volkes liegen, und Geſchworne durch folche 
gefegliche Begriffe 86) Teicht irregeführt werden. Wenn 
nun auch in neuefter Zeit eine fehr achtungswerthe Stimme 
in Bezug auf den mecflenburgifchen Entwurf für die Noth⸗ 
mwendigkeit der Aufnahme einer Vorfchrift über eventuel- 
len Dolus fi ausfpricht und einen folchen Artikel vor: 
ſchlaͤgt °7), fo muß man fich dennoch dagegen erflären. 





55) Die Art. 51 u. 52 des Geſetzbuchs find aufgehoben. 


56) Was an folhen Begriffen richtig ift, wird in den Vers 
bandlungen immer vom Staatsanwalte und dem Verthei⸗ 
diger in der Anwendung auf den vorliegenden Fall benugt 
werden. 


37) Erachten, betreffend die Einführung eines Criminalgeſetz⸗ 
buchs in Medlenburg S. 103 — 111. Es follen nach dem Vor⸗ 
ſchlage aus dem darmftädtifchen Strafgeſetzbuche die Art. 59 
und 60 aufgenommen werden, jedoch mit dem Zufage zu dem 
legteren. Auch dann iſt der eingetretene Erfolg dem Ver⸗ 
brecher zum Vorſatze zuzurechnen, wenn er denfelben zwar 
nicht bezweckt, wohl aber, ungeachtet er eingefehen daß das Eins 
treffen leicht möglich fen, die verbrecherifche That zur Aus⸗ 
führung gebracht hat. Die Motive ©. 109 fühlen felbft , dag 
am jede Mifdeutung zu befeitigen noch das Wort: genüs 
gend vor eingefehen gefegt werden könnte; allein wir 
fragen , ob durch folche vieldeutige Worte die Meakigen Wöort 
wer 
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Die Erfahrungen Baierns follten belehren; alle folche Be: 
fiimmungen des Gefeged find Nachbildungen der baieris 
fhen Art. 42. 44 fg., die dort mit der unfeligen aufgeftell: 
ten Vermuthung des böfen Borfages zufammenhängen,, und 
zeigen fich in der Rechtsanwendung ald verderblich. Mit 
dem Ausfpruche der Geſchwornen über die Schuldfrage 
find folhe Vorfchriften, welche Vermuthungen aufftellen 
und mit der alten Bemeistheorie zufammenhängen, um 
verträglich , fie feiten den Geſchwornen irre, oder fügen 
ihrem Gemiflen einen ungerechten Zwang zu; was an fol: 
Ken Vorſchriften wahr ift, wird auch ohne fie von den 
Geſchwornen beachtet. Der richtige Sinn der Berfafler 
des Entwurfs brachte fie felbft dazu durch einen Zuſatz⸗ 
artifel, ein Mittel in das Gefegbuch zu bringen, durch 
welches dem Richter die Möglichfeit gegeben wird, in 
Fällen die Strafe zu mildern, in welchen die vorausgefegte 
Einfiht des Thaͤters nicht vorhanden ift und eigentlich 
mehr culpa vorliegt ꝰ8). Das Gefeg foll dann dem Rich⸗ 
ter ein Milderungsrecht geben 9%. Wir glauben, daß 
auch damit wenig geholfen wird; uberläßt der Gefeßgeber 
den Richtern, darüber zu erfennen, ob Grund zur Mil: 
derung da ift, nachdem die Geſchwornen über den Fall 
das Schuldig ausgefprochen haben (auf den Grund der 
vom Geſetze ausgefprochenen VBermuthung), fo fegt man 
die Geſchwornen in eine peinliche Lage, indem fie gend: 
thigt werden, das Schuldig auszufprechen und nur hof: 
fen fönnen, daß die Richter die Milderung eintreten laf- 
fen werden. Sollen die Geſchwornen aber entjchelden, ob 


— — — — — — 


58) Erachten ©. 110. 


89) Der Artikel fol lauten: Doch fol in Fällen dieſer Art, in 
welchen erhebliche Gründe einer milderen Beurthei vor⸗ 
liegen, dem Richter geftattet ſeyn, die geſetzliche Strafe, 
wenn dieſelbe in Todesſtrafe oder lebenslänglichem Zuchthaus 
beſteht, bis auf Zuchthaus von 15 Jahren, die zeulice Zucht⸗ 
hausſtrafe bis auf die Hälfte herabzuiegen. 
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ein Grund der Milderung vorliegt, fo wird die Frageſtel⸗ 
lung und die Beantwortung derfelben oft ſchwierig, waͤh⸗ 
rend die baieriſche und mürtembergifche Praxis feit einem 
Fahre bewiefen Hat, daß die Weglaffung aller folcher ges 
feglichen Borfchriften feinen Nachtheil hat und ohne fie 
gerechte Wahrfprüche gegeben werden 99). 

Durch den Art. IX des mwürtembergifchen Geſetzes 
find die Art. 62 bis 73 aufgehoben und durch andere Bes 
flimmungen erfegt. Die gefegliche Strafdrohung begreift 
vorbehaltlich der im Gefege beftimmten Ausnahmen ®!) die 
Steafe des Verſuchs, fofern die Ausführung des 
beabfihtigten Verbrechens angefangen und nur 
durch zufällige oder von dem Willen des Thäterd unabhaͤn⸗ 
gige Umftände aufgehalten worden ift, oder die Wirkung 
verfehlt Hat. Die Saflung ift viel Flarer ald im Ent: 
wurfe. Aufgehoben ift auch der Art. 72 des Geſetzbuchs, 
nach welchem aud Strafe gedroht mar, menn der Thäter 
aus Irrthum oder Verwechslung ein untaugliches Mittel 
anmandte oder gegen vermeintliche Rechte richtete. Das 
neue Gefeg will an dem Saße felbft, daß auch in den bes 
zeichneten Faͤllen der Verſuch ftrafbar feyn fol, nichts 
ändern; mas fchon aus den Worten des Art, IX fich er: 
giebt, wenn es heißt: oder die Wirfung verfehlte 92). 
Eine bedeutende Verbefferung finden wie darin, daß das 


rn u 


60) Als zweckmäßig bewährt fih nur der Art. 5 des baier. Ges 
feges vom 29. Auguft 1848, worin für den Fall, wo Jemand 
mit dem Entfchluffe einem Andern Eörperliche Mißhandluns 
gen zufügt, welche defien Tod verurfachen, ein Strafen 
gedroht werden, je nachdem der Zod als wahrfcheinlich vor⸗ 
ausgefehen werden Eonnte oder nicht. 


51) Die im Geſetzbuche nach Art. 142, 185. 211. 238, 242. 
282. 312. 379 aufgeftelten Ausnahmen, nad welchen bei 
gewiflen Verbrechen auch Worbereitungshandlungen beftraft 
werden follen , bleiben alfo vorläufig ftehen. 


62) Die Motive zu 5. 8 erklären, dah fie ie Carieltung er 
Doctrin überlaffen. an 
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Geſetz die bisherigen Abſtufungen von dem beendigten und 
nichtbeendigten Verſuche, ſo daß uͤberall beſondere Stra⸗ 
fen gedroht waren, aufhob, und nur beſtimmt, daß die 
Strafe nach dem Grade, in welchem ſich der Verſuch der 
Vollendung naͤhert, auszumeſſen iſt, und die Gerichte be⸗ 
rechtigt find, die Strafe des Verſuchs unter dem gering: 
ften gefeglichen Maaß und nach Umftänden in der naͤchſt⸗ 
folgenden niedrigeren Strafart zu beftimmen ; das Gefet 
droht auf diefe Art Fein Minimum. Wenn es audy richtig 
ft, daß das richterliche Ermeffen dadurch einen fehr weiten 
Raum erhält, fo müflen wie dennoch dies Syſtem jenem 
vorziehen 88), welches Grade des Verſuchs im Gefege auf: 
ftellt und jedem Grade befondere Strafen droht. Mit 
Schmwurgerichten find folhe Gradationen unverträglich. 

Nach Art. XI des neuen Geſetzes foll der Verſuch 
eines Vergehens, welches vollendet nur Gefängnißftrafe 
bis 3 Monate, oder zeitliche Entziehung: der bürgerlichen 
Ehren⸗ und Dienftrechte oder noch geringere Strafe nach 
ſich ziehen würde, fteaflos feyn. Es liegt darin die An: 
erfennung des auch -im franzdfifchen Gefegbuche, das bei 
allen Vergehen (mit einigen Ausnahmen) feinen ftrafbaren 
Berfuch annimmt, aufgeftellten Grundfages, daß bei Pleis 
neren Vergehen, wo doch das öffentliche Intereſſe an der 
Beftrafung nicht bedeutend ift, wo aber viele unnöthige, 
Eoftfpielige, Häufig nicht zum Ziele führende Unterfuchun: 
gen vorfommen, Beftrafung nicht eintreten foll. 

In Bezug auf den Verſuch des Hochverraths führte 
die Berathung in der zweiten Kammer zu einer wichtigen 
Stage. Das mwürtembergifche Strafgefeßbuch (Art. 140) 
bedroht blos Vorbereitungshandlungen zu Hochverrath und 
zwar nach den angeführten Beifpielen in meiter Ausdeh: 


3 eG auch Erachten über den medlenkurgiihen Entwurf 


nach den-Bedärfniffen der Schwurgerichte. 359 


nung mit Arbeitshausftrafe. Die Commiffion der zweiten 
Kammer trug auf Aufhebung des Art.142 an). Die Res 
gierungscommifläre widerfeßten ſich dieſem Antrage, weil. 
in der Aufforderung zum Hochverrathe,, in der Anwerbung 
bewaffnetee Mannfchaft- nicht blos Vorbereitung, fondern 
fehon eine zur Veruͤbung des Hochverraths führende Hand: 
lung begangen wird. Als Ergebniß der Berathungen 
wurde nun Act. XX aufgenommen 6°), durch welche der 
Art. 142 einigermaßen verbeffert wurde. Wir geben zu, 
daß in der Anwendung durch Geſchworne, welche die Um⸗ 
fände, unter denen gehandelt wurde, die Ernftlichfeit 
und Möglichkeit einer Gefahr für den Staat erwägen, der 
neue Artikel weniger Gefahr Hat; dennoch ift feine Faſſung 
fehr unbeftimmt und wird vorausfichtlich viele geundlofe 
Unterfuchungen veranlaflen, welche der Staatsregierung 
ſelbſt zum Nachtheile gereichen. 
Nah Art. X VI des neuen Befeges find die Art. 74— 
88, 93. 94 des Geſetzbuchs aufgehoben. Wir halten dies 
für eine große Verbeſſerung. Das Strafgefegbuch hatte 
durch feine der Doctrin entlehnten‘, in ihrer Faſſung unbe⸗ 
ſtimmten Begriffe, die von Geſchwornen am wenigſten 
richtig gewürdigt werden fonnten, eine Reihe von Zwei⸗ 
fein in der Rechtsanwendung veranlaft und zu großen Haͤr⸗ 
ten in Bezug auf die Strafe geführt. Die Beftimmung 


6) Mit Recht hatte Hepp: die politifchen und unpolitifchen 
Gtaatsverbrehen, S. 27— 32, gezeigt, wie gefährlich die Fafs 
fung des Art. 142 ift. , 


65) Es Heißt nun: Wer in hochverrätherifcher Abficht eine 
Handlung unternimmt , um einen Angriff oder eine Ders 
ſchwörung der im Art. 140 des Geſetzbuchs bezeichneten Art 
zu bewirken , insbefondere wer in folder Abficht dazu auffors 
dert, Mannfchaft anmwirbt oder einübt, Waffen oder andere 
zum Angriffe dienliche Mittel anfchafft, austheilt, annimmt, 
Verbindungszeichen aufftedt oder austheilt, Berfammlungen 
zu hochverrätherifchen Zweden hält oder an ſolchen im Bes 
wußtſeyn dieſer 8wecke thätigen Antheil nimmt , Ik wit Ares 
gefängnif C5I6 6 Jahre) oder Ardeisshaus ya beittoktt. 
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im Art. 7%, daß der Anftifter als Urheber mit der auf 
das Verbrechen gefeßten Strafe zu belegen fey, veranlaßte 
ebenfo wie die völlige Steichftellung des fogenannten Mit; 
urhebers im Art. 75, mit dem Thaͤter eine in manchen 
Fällen ungerechte Gleichftellung in Bezug auf die Strafe. 
Der Art. 76 bemühte fich durch eine allgemeine Faſſung die 
Frage zu beftimmen, was man durch Feinen allgemeinen 
Satz beftimmen fann, nämlich mwieweit dem Anftifter alle 
Kolgen zuzurechnen find. Der weder in der Doctrin allge: 
mein als richtig anerkannte €), noch dem Volfsrechtsbe: 
wußtſeyn entfprechende Begriff von Eomplott erzeugte in 
der Rechtsanwendung viele Streitigkeiten; fehr richtig hat 
der Berichterftatter der Commiſſion 97) aus der wuͤrtem⸗ 
bergifchen Praxis dies nachgewiefen. In der Anwendung 
auf Schwurgerichte würden diefe Beitimmungen hoͤchſt 
nachtheilig gewirft haben 8). Durch das neue Gefeg ift 
nun (Art. XIII) nur ausgefprodhen, daß die Mitſchul⸗ 
digen an einem vollendeten oder verfuchten Verbrechen oder 
Vergehen den nämlichen Strafbeftiimmungen wie die Thäs 
ter unterliegen, den Gerichten aber geftattet ſey, die Strafe 
derjenigen, melche eine wiſſentliche Mitſchuld trifft, ohne 
daß fie zugleih Anftifter oder im Eomplotte 
find, nach VBorfchrift des Art. X unter die dem Thäter 
gedeohte Strafe herabzufegen (e8 wird darnach ganz fo 
wie bei der Berfuchsftrafe fein Minimum aufgeftellt; der 
oben unterftrichene Mittelſatz aber empfiehlt ſich nicht: 
denn darnach feheint es, daß der Anftifter und der Com; 
plotteue in allen Sällen gleich wie der Thäter beftraft 


66) ©. im erften Hefte ©. 118. 

67) Hr. Holzinger in dem Commiſſionsberichte ©. 7. 

63) Es ift aus der baterifchen Praris, wo man dieſen Begriff 
im Gefepbuche beließ, leicht nachzumeifen , daB die Geſchwor⸗ 
nen nicht gut diefe Begriffe veriichrn und die Wahrſprüche 
auf dies Mißverſtehen dewire. . . oo 


nad) den Bedürfniflen der Schwurgerichte, 364 


werden follten; allein da es nun heißt: daß fie denfels 
ben Strafbeftimmungen unterliegen und be 
‚ diefen ein Marimum und Minimum gedroht ift 9), 
fo wird das Gericht Innerhalb diefes Rahmens doch die 
Strafe gerecht ausmefien koͤnnen. Nach Art. XIV foll, 
wenn die Thäter wegen freimilligen Abſtehens ftrafs 
108 bleiben, dies nur denjenigen Anftiftern und Com⸗ 
plotteurs zu Gute Fommen, welche das Aufgeben ihres 
Entfehluffes an den Tag legten. Wird die That vollfühet, 
nachdem ein Theilnehmer am Verbrechen feinen Entſchluß 
geändert Hat, fo ift er von Strafe nur frei, wenn er dies 
Zurücknehmen feinen Genoſſen angezeigt und ſoviel an ihm 
lag fie von der Ausführung abzuhalten fi) bemühte. Nach 
Art. XV ift die bloße Eingehung eines Complotts, forern 
Zuchthausſtrafe auf dem vollendeten Verbrechen fteht, mit 
Gefängnißftrafe geahndet; es liegt darin eine große Milder 
rung des Art. 80; allein der Sag hat in der Anwendung 
befonders bei Geſchwornen feine Bedenken; denn wie 
ſchwierig ift e8 zu erfennen, ob in dem einzelnen Kalle, 
wo fein Verbrechen vollendet wurde, das vollendete Bere 
brechen mit Zuchthaus oder Arbeitshaus beftraft worden 
wäre; wer kann dies vorher beftimmen ? Die Frageſtel⸗ 

lung an die Geſchwornen wird fehr fehtwierig feyn. Der 
Art. 93 des Str. Gefegb. droht Strafe demjenigen, der 
von dem Vorhaben eines Andern, eine ftrafbare Hands 
lung zu begehen, glaubhafte Kenntnig hat und nicht der 
Obrigkeit Anzeige macht, oder das Verbrechen nicht verhin: 
dert. Der Art. XVI des neuen Gefeges hebt mit Recht 
diefen Art. 93 auf; in, der Commiſſion wurde der Antrag 
geftellt, auch folgerichtig den Art. 143 des Str. Gefepb. 
aufzuheben, welcher ftrenge Strafe dem Unterthan droht, 


69) Nur da, wo dem Thäter eine lebenslängliche Strafe 
gebrobt wird, beſindet ſich das werich in einer unangeneh⸗ 
men Lage» 
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welcher von einer hochverrätherifchen Unternehmung oder 
Verſchwoͤrung Kenntniß hat, und nicht Anzeige macht. 
Die Mehrheit der Kammer trug auf Weglaffung des Arti- 
kels an; allein da die Regierung die Gefährlichkeit einer 
ſolchen Luͤcke nachwies, fo vereinigte man fich zulegt zur 
Annahme des Art. XXI, nach welchem die unterlaffene 
Anzeige oder Verhinderung nur beftraft wird 79%), wenn 
der Staatsangehörige von einem hochverrätherifchen An: 
griffe oder einer Verſchwoͤrung von einem Unternehmer 
unmittelbar oder mittelbar durch einen Beauftragten in 
Kenntniß gefegt wird 7). Die Grundfäge von dem Zu: 
fammenfluffe der Verbrechen, wie fie nach dem bisherigen 
geheimen fchriftlihen Unterfuchungsprozeffe vorfommen 
Pönnten, bedürfen nothwendig einer Umgeftaltung der Ans 
wendung auf das mündliche Anflageverfahren 2). Englands 
Beiſpiel zeigt, wie nothwendig es ift, die Verhandlung 
vor Geſchwornen fehr zu vereinfachen; durch die Anklage: 
kammer und die Anträge des Staatsanwalts wird ohnehin 
geholfen, indem hier abgewogen wird, wegen welcher 
Verbrechen Jemand vor Gericht geftellt werden fol. Iſt 
dies Urtheil der Anflagefammer einmal ergangen, fo muß 
es dabei bleiben; das neue Gefeg Art. XVII beftimmt 
nun, daß die Beftimmungen des Strafgefegbuchs über 
Zufammenfluß nur auf ſolche noch unbeftrafte Verbrechen 
und Vergehen derfelben Anwendung findet, welche begans 
gen wurden, ehe die Verfeßung in den Anflageftand oder - 





70) Das Geſetzbuch drohte Kreisgefängniß von 1 bis 6 Jahren. 
Das neue Gefeg nur mehr Gefängnif bis 2 Sahre. 


71) Das Gefeg nimmt Verwandte, Ehegatten, Gefchwifter und 
Beichtväter aus; wie tft es mit der Verlobten, oder einem 
vertrauten Kreunde, denen unter dem Siegel der Verſchwie⸗ 
genheit das Geheimniß anvertraut wird? 


73) Die Art. 3? — 35 des neuen Belrers herichen fich nf das 
Verfahren bei sufommentrefenden Vergehen. 
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die Verweiſung vor ein Strafgericht wegen eines derfelben 
ergangen und eröffnet ift. 

Nah Art. XXII follen die Beftimmungen des 
Art. 148 des Strafgefeßb. (von Berbrechen gegen den 
deutſchen Bund) jet von Verbrechen gegen das deutfche 
Reich gelten 738). In Beziehung auf die Beleidigung der 
Amtsehre, welche nach dem Gefeßbuche (162) unter die 
Staatöverbrechen geftellt war, mas zu ftörenden Folgerun⸗ 
gen In der Rechtsanwendung führte 7%), verbeffert der 
Art. XXIII des neuen Geſetzbuchs, indem diefe Handlun: 
gen jegt unter die Art. 284 — 294 (alfo von den Privat: 
verbrechen gegen die Ehre) geftellt werden, fo daß die 
in den Berhältniffen liegende Erſchwerung nur bei der 
Strafausmeffung zu berücfichtigen ift, und die Strafe, 
die zwar in ſchwereren Fällen bis 2 Fahre Arbeitshaug 
gehen kann, in leichteren Faͤllen bie Geldbuße herabgeſetzt 
werden darf. 

Um manche nach der Erfahrung eingetretene Haͤrten 
zu beſeitigen, 3. B. bei Diebſtahl, beſtimmt Art. 25, daß 
bei Entwendung, Unterfchlagung und Betrug in Fällen 
von Art. 3238 Nr. 1 und Nr, 3, 347 Nr. 2, 353 Nr. 5 
des Strafgeſetzb., menn der Werth des Entwendeten den 
Betrag von einem Gulden nicht überftelgt ,: polizeiliche 
Strafe eintreten fol. Die harten Art. 333. 350 über 
Zufammenfluß mehrerer Diebftähle wurden aufgehoben 
(Art. XXVII). In Bezug auf Rückfall bei Diebftählen 
fegt Art. XX VII die Strafen des Strafgefegbuchs herab 
und geftattet, wenn der Werth des Entwendeten nicht 
3 Gulden überfteigt und beſonders mildernde Umftände 


73) Es ift hier freilich eine Strafbeftimmung ohne Gegenftand 
vorhanden. 


74) Ueber die Nachtheile diefer Stellung |. meine hr U. 
Orrafgefesgebung in ihrer Zortbildung I. &. W 
Arcbſv d, Er. A. 1830. TIL. æt. 
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vorliegen, die Ruͤckfallsſtrafe unter dem geringfien Maaße 
feftzufegen. — In Anſehung der Unterflagung , welche 
nad) Art. 344 des Strafgefegbuhs von Amts wegen ver: 
folgt werden mußte, beftimmt Art. XXIX des neuen Be: 
fees, daß das Verbrechen (mit Ausnahme gewiſſer im 
Geſetze bezeichneten ſchweren Kalle) nur auf Anzeige des 
Beſchaͤdigten oder desjenigen, der feine Stelle vertritt, 
unterfucht und befteaft werden fol. Die Erfagleiftung 
vor erhobener Klage foll von Strafe befreien. Wer eine 
fremde vertretbare Sache mit der Abficht der Erfagleiftung 

widerrechtlich verbraucht hat, und darzuthun vermag, daß 
er zur Zeit des Verbrauchs die Mittel hatte, den beabſich⸗ 
tigten Erfag zu leiften, fol auf Klage des Befchädigten 
mit Öefängnißftrafe belegt werden. — Nach der Erfah; 
rung hatte fich in der Anwendung des Art. 419 über Taͤu⸗ 
fhung bei Amtshandlungen eine große Härte der Strafe 
oft gezeigt; das neue Gefeg (Art. XXXI) geftattet in 
leichteren Faͤllen, wenn fonft Feine widerrechtliche Abficht 
zu Grunde liegt, Geldftrafe bis 100 Gulden in dem Be 
zirksgefaͤngniß zu erfennen. 


(Forſetzung im nächften Hefte.) 
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XV. 


Vergleichung 
der engliſchen und franzoͤſiſchen Jury. 
Von 
Hepp. 


(Beſchluß von Nr. XIII. im vorigen Hefte.) 


Haben wie die Gegenſaͤtze zwiſchen dem engliſchen und 
dem frangöfifcben Verfahren bis zu diefem Hauptwendes 
punkte des Procefles verfolgt, fo treten dieſe Gegenfäge 
nicht minder fchroff in dem Hauptverfahren hervor. 
Denn wie der Anfang, fo das Ende! 

Betrachten wir zunächft das englifche Recht, fo ftellte 
ih fehon die Borunterfuchung als völlig frei. von allen ins 
quifitorifchen Tendenzen, d. h. von dem Streben nach Bes 
kenntnißzwang, dar, und darin ift der Grund der Defs 
fentlihfeit, der Dffenheit, der Kürze und 
der Humanität, melde das erſte Stadium des eng⸗ 
liſchen Proceffes in fo Hohem Grade auszeichnen, zu fuchen. 
Noch viel weniger wird daher die Inquifitorifche Tendenz 
in dem Hauptverfahren hervortreten Eönnen, und dies iſt 
auch wirklich der Fall. Ra in England fcheint man In das 
entgegengefeßte Extrem gefallen zu feyn, indem auf das 
Bekenntniß , dieſe Königinn der Beweiſe (regina proba- 
tionum) des Inquiſitionsproceſſes, wenig Werth gelegt, 
daſſelbe von vielen Schriftftellern völlig herabaekeut , ud 
fogar geſchmaͤht wird. So giebt es engliiie Syantteitt, 

Br 2 


366 Vergleichung 


welche das Geſtaͤndniß „das ſchlechteſte und unſicherſte Be⸗ 
weismittel” nennen. Woher dieſe eigenthuͤmliche Auffaſſung; 
da doch anerkannt werden muß, daß in einem reuemuͤthi⸗ 
gen, freiwilligen Bekenntniſſe ſich die Macht und der Drang 
eines ſchuldbeladenen Gewiſſens offenbart (confessio con- 
scientiae vox est), und insbeſondere von dem religioͤſen 
Sinne Der Engländer die Anerfennung diefer Thatfache 
erwartet werden follte? Hierauf dürfte zu antworten feyn: 
1) wenn das Geſetz Gewicht auf das Befenntnig legt, fo 
entfteht fehon dadurch die gegründete Beſorgniß, daß fich 
mancherlei Inquifitionsfünfte in die Vorunter⸗ 
fuchung einfchleichen werden, und dann ift es kaum mehr 
möglich, ein Freiwilliges, veuemüthiges Bekenntniß von 
einem halb oder ganz abgedrungenen zu unterfcheiden. 
Denn was Alles läßt nicht der deutfche Inquiſitionsproceß 
noch unter dem Namen eines ,„feeimilligen” Befenntniffes 
paſſiren! Soll daher der Anflageprocek von allen inqui: 
fitorifehen Tendenzen rein erhalten werden, mie in Eng: 
land der Kal ift, fo muß zu Erreichung diefes Zwecks 
eine gewiffe Abneigung gegen Belenntniffe bei den 
Richtern beftehen. Jede Sympathie des Richters für die: 
felben ift gefährlich, weil fie über Furz oder lang den An: 
Flageproceß mehr oder minder in den Inquiſitionspro⸗ 
ce hinüberfpielt. Sodann 2) fommt in Betracht, daß 
es vom Standpunfte des Anflageprinzips als eine Ab: 
weichung von der Regel, als etwas Außergemöhnlichee. 
angefehen werden muß, wenn der Angeflagte, ftatt von 
dem Ankläger überführt und von der Jury gerichtet zu 
werden, durch Ablegung eines Befenntniffes ſowohl dem 
Klaͤger die Mühe des Beweiſes erfpart, als die Jury 
entbehrlich macht. Denn mer fich felbft richtet, braucht 
nicht erft gerichtet zu werden. Ye inniger das Bekenntniß 
mit bem Inquiſitionsproceſſe zuſammenhaͤngt, um fo 
‚frembartiger ift e8 dem Anklageproceſe. Dakyer -eriägeket 
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son dieſem Standpunfte die Abneigung aegen daffelbe nas 
i, türlicher als eine Sympathie für daſſelbe. Sodann 3) ift 
zu berücfichtigen, daß es bei der prägnanten Kürze, 
welche die englifhe Vorunterfuchung charafterifiet, felbft 
an der nöthigen Eontrole über die Glaubwürdigkeit 
des Befenntniffes fehlen würde Der deutfche Inquifi⸗ 
tionsproceß legt, und mit Recht, nur einem vollfommen 
verificirten Bekenntniſſe volle Bemweisfraft bei, und man 
weiß, welche Zeit und Mühe der Inquirent auf die Veri⸗ 
fication der von dem Angefchuldigten eingeftandenen Haupt: 
und Nebenumftände der That zu verwenden hat. Der 
englifche Richter, melcher ohne weitläufige Vorunterfuchung 
die Strafe nur auf den Grund des vor ihm abgelegten Bes 
kenntniſſes auszufprechen hat, kann daher fein folches 
Gewicht auf daflelbe legen, mie es der deutfche Richter im 
Inquifitionsprocefie thut. Endlich 4) da das Geſetz den 
Angeklagten nicht hindert, ein Bekenntniß der Schuld, 
fen es in der Vorunterſuchung oder fpäter abzulegen, ja 
derfelbe beim Beginn der öffentlichen Sigung ausdruͤcklich 
befragt wird, ob er ſchuldig oder nicht fehuldig plädiren 
wolle, fo ift damit Alles gefchehen, was vernünftiger: 
weife gefchehen kann. Was darüber hinausgeht, gehört 
der inquifitorifchen Tendenz an. Giebt der Befchuldigte 
fhon in der Borunterfuhung auf an ihn gerichtete 
Kragen die Antwort: Idecline an answer (ich vermweigere 
die Antwort), fo fpricht er damit fchon hier aus, daß er 
es auf eine Ueberführung anfommen laflen wolle, und 
dann darf er eben deshalb nicht meiter befragt werden. 
So auch, wenn er im Hauptverfahren erflärt not guilty 
plädiren zu wollen, fo darf er von nun an mit weiteren 
Kragen nicht gedrängt werden. Durch diefes Verfahren 
wird ihm auch nicht die Gelegenheit zu feiner Vertheidi⸗ 
gung abgefchnitten; vielmehr glaubt er in dem Sywägt 
Das wirffamfte Bertheidigungsmittset m WW 
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den. Dacin Fann er fich freilich mitunter täufchen. Allein 
iſt es nicht weit natürlicher, e8 Dem Angeklagten felbft zu 
überlafien, wie ee am zweckmaͤßigſten ſich glaubt vertheidi- 
gen zu follen, fratt ihm (wie nach franzöfifhem Recht) 
scheinbar ,‚ Gelegenheit zu geben, ſich gegen Die Anſchuldi⸗ 
gungsbeweiſe zu rechtfertigen und Gegenbeweis anzutreten”, 
ſtatt deſſen aber förmliche Inquiſitionen mit ihm anzuſtellen, 
die ihn immer mehr verdächtigen ? 

Dies führer uns jegt zur näheren Betrachtung des 
englifchen und des feanzöfifhen Hauptverfahreng, 
beide vom Standpumfte des ihnen gemeinfchaftlichen An: 
-Plageprinzips betrachtet. 

Was zunächft das engliiche Recht betrifft *), fo 
teitt hier die confequente Durchführung des Anflageprin- 
zips in zwei Hauptrichtungen hervor, nämlich in dem 
Verfahren gegen geftändige Angeklagte, und darin, 
dag den Parteien felbft die Bemweisführung in die 
Hand gegeben ift. 

In der VBorunterfuchung darf zwar nicht auf ein Be: 
ftändnig inquicirt werden; der Beichuldigte kann aber 
ſchon hier, oder vielleicht außergerichtlich ein folches abge: 
legt Haben. Mag dies der Kall ſeyn oder nicht, fo muß 
er in dem Hauptverfahren, und zwar gleich nad) der Ber: 
lefung der Anflagefchrift immer befragt werden, ob er 
guilty (ſchuldig) oder not guilty (nicht fepuldig) plädiren, 
d. h. ob er bekennen, oder nicht bekennen, alfo letzteren⸗ 
falls es auf eine Ueberweifung ankommen laſſen molle. 
Hiernach find zwei Faͤlle zu unterfcheiden: 1) der Ange: 
Plagte entfcheidet fich für „nicht fhuldig”, hat aber vors 


31) Rüttimann a. a. O. ©. 20, 22, 71, 79 fg. Mitters 
mater Strafverfahren II. $. 155. Derfelbe: über den 
Sefesesvorfchlag, gegen den geftändigen Angeklagten fein 
ſchwurgerichtliches Berfahren eintreten a (ofen, in Jage⸗ 
mann’s Berichtsfaal Th. 1. Abth. 1. &. 31 1a. 
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her, fen es gerichtlich oder außergerichtlih , feine Schuld 
eingeftanden. Dann bringt der Kläger dies natürlich vor den 
Geſchwornen zue Sprache. Entweder fann dann der Ange: 
flagte nachweiſen, daß er durch rechtswidrige Mittel, 3.8. 
Drohungen, Berfprechungen zc. dazu verleitet worden fey, 
dann fällt das frühere Befenntnig ald unbemweifend hinweg. 
Oder er kann diefen Beweis nicht führen, und das Bes 
£enntniß liegt durch die Acten der Vorunterſuchung, oder 
ducch Urfunden oder Zeugen als ertwiefen gegen ihn vor; 
dann hängt e8 von den Gefchwornen ab, welchen Beweis: 
werth fie demfelben beilegen wollen. Da aber im Als 
gemeinen in England fein günftiges Vorurtheil für Be 
fenntniffe befteht, fo find die Gefchwornen viel geneigter, 
jedem den Glauben deſſelben fchwächenden Umftande ein 
größeres Gewicht beizulegen, als dies in Deutfchland und 
in Frankreich der Fall ift, two der vor der Jury geftäns 
dige Angeklagte nicht anders als der nicht geftändige bes 
handelt, mithin nach vorgängiger Verhandlung der Sache 
dem Berdict der Geſchwornen unterworfen wird. 2) Der 
Angeklagte entfcheidet ſich für „guilty”, d. h. für ein 
Bekenntniß der Schuld, mag er diefes fchon vorher abges 
legt haben, oder fich jet erſt dafür entfcheiden, fey es 
aus Gemiflensregung oder meil er fich eine mildere Beur⸗ 
theilung verfprechen darf. Nicht felten fommt ed nam: 
ih vor, daß durch Vermittlung der Advocaten der eines 
fchwereren Verbrechens Angefchuldigte ſich zu einem Bes 
Penntniffe vor der Jury für geneigt erklärt, wenn der Ans 
Fläger ihm dagegen zufagt, die Anklage auf ein minder 
ſchweres Verbrechen, 3. B. auf einfachen Diebftahl ftatt 
auf qualifizieten zu ftellen. Dies kommt bei öffentlichen 
Anflägern vor, welche, wenn fie ein befonderes Intereſſe 
daran haben, daß der Angeklagte nicht freigefprochen 
werde, gegen das Verfprechen des EingeköndwEetd {ir 
Buficberung geben, daß die Sache Teine writern TÜR 
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haben werde; was den Sinn hat, daß im Falle der Ber: 
urtheilung der Beftändige der Begnadigung empfohlen 
ſeyn werde. Solche Trandactionen,, fo wenig fie auch zu 
dem öffentlihen Anklageproceſſe paflen, find doch vom 
Standpunkte des Privatanklageproceſſes weniger auffallend. 
Dennoch wird ein Befenntnig, weil es Die Beurtheilung 
durch die Jury und die Ueberführung durch den Kläger 
ausſchließt, nicht leicht angenommen. Vorerſt muß daf: 
felbe, wenn es beachtet werden fol, protocollirt 
ſeyn. Bis dahin fteht es alfo dem Befennenden immer 
noch frei, fein Geftändnig, und zwar ohne Angabe von 
Gründen, zurüczunehmen, und dann geht die Sache in 
den ordnungsmäßigen Gang des Verfahrens über, 
fo daß der Angeklagte vielleicht noch von der Jury, ale 
nicht gehörig überführt, freigefprochen werden kann. So: 
dann hat ſich in England die Praris gebildet, daß der 
(vorfigende) Richter, ehe er das Bekenntniß protocolliven 
läßt, erft eine Prüfung vornimmt, ob daſſelbe die Er: 
forderniffe eines völlig freien, aus dem Bewußtſeyn der 
Schuld hervorgegangenen Befenntniffes habe. Zu diefem 
Behuf fucht er namentlich die Veranlaffung und das Mo: 
tio defielben zu ermitteln, und macht zugleich den Befen: 
nenden auf die ſchweren Folgen feines Geftändniffes auf: 
merffam; ja er kann ihn, wenn er die That unter mil: 
dernden Umfländen verübte, um der oft fehneidenden Härte 
des Gefeges willen, welches auf Milderungsgründe Feine 
Rückficht nimmt, fogar ermahnen, fein Geftändniß lieber 
zuruͤckzunehmen und es auf eine Ueberführung anfommen 
zu laflen. Erſt wenn der Angeklagte diefer Vorftellungen 
und Mahnungen ungeachtet auf feinen Erflärungen be: 
harrt, wird er zurücgeführt und dann am Schluſſe der 
Affife Durch den Richter das Strafurtheil gegen ihn ge: 
fällt. Man hat diefe Aengftlichfeit Häufig für uͤbertrieben 
und felbft für des Richters unwuͤrdig erklaͤrt. Allein es 
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liegt doch eine Wahrheit darin, daß nur wenn das 
Motiv des Befenntniffes Flar vorliegt, und der Angeflagte 
twiederholt auf die Kolgen feines Schritts aufmerffam 
gemacht ift, der zur Glaubwürdigkeit des Bekenntniſſes 
erforderliche anımus confitendi nicht bezweifelt merden 
fann. Oder worin liegt der Grund der fo häufigen 
Widerrufe von Befenntniffen im Inquiſitionsproceß wohl 
anders, ald daß es entweder an dem vechten Motive des 
Befennens fehlt, oder daß der Bekennende zu fpät die 
Kolgen feines Schrittd bedachte, oder daß beides zugleich - 
zufammentrifft? Hiezu kommt noch, daß, wie ſchon bes 
merft wurde, das englifche Verfahren eine Berification des 
Bekenntniſſes, mie fie der deutſche Inquifitionsproceß ver⸗ 
langt, nicht zuläßt, und dag vom Standpunkte des An: 
klage- insbefondere des Privatanklageprocefird das Be: 
Fenntniß immer als etwas Ungemwöhnliches, ale eine Ab⸗ 
weichung von der Regel erfcheint. Es ift Fein eigentliches 
Beweismittel, fondern e8 erfpart nur dem Kläger die Mühe 
des Demeifes. 

Indeß iſt Mittermaier der Anficht, daß die 
Ausfchliegung der Geſchwornen bei dem not guilty Plädi 
ven nicht ſowohl auf inneren Gründen, als vielmehr auf 
der gefchichtlichen Ausbildung der Jury in England beruhe, 
indem die Geſchwornen erft nach und nach aus Zeugen zu 
einer Art Schöffen geworden feyen; ja daß diefe Einrichs 
tung geradezu dem Geiſte des Geſchwornengerichts, ber 
wahren Bedeutung des Befenntniffes und dem oberften 
Grundfage des Strafproceffes widerftreite. Allein, wenn 
e8 auch bedenklich feheinen mag, diefe Einrichtung des eng⸗ 
lifchen Rechts mit dem wefentlich verfchiedenen franzöfifchen 
Anflageproceß zu verbinden, mie dies in Preußen und 
in Württemberg gefchehen iſt 39), fo Fann ihr doch die 


32) K. Preuß. Sefeg v. 4. San. 1848 6.98. Württemb. Gefer 
über die Schwurgerichte v. 14. Auguſt 1849 Art 90. 
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innere Conſequenz nicht ſtreitig gemacht werden. 
Schon in dem alt⸗germaniſchen Criminalproceß bis zu 
Karl dem Großen ünd nach demſelben galt der Grundſatz: 
wenn der Angeklagte geſteht, fo richtet er ſich ſelbſt, iſt 
daher zu verurtheilen. Denn das Gericht iſt nur dazu da, 
um über beſtrittene Thatumftände zu entſcheiden, und 
wenn es diefelben zum Nachtheil des Beklagten ald wahr 
annimmt, rechtliche Folgen daran zu knuͤpfen. Befteht 
daher fein Streit unter den Parteien über die Thats 
frage, und ift dieſe den Geſchwornen, die Rechtsfrage 
dagegen dem Richter zur Entfcheidung übermwiefen, fo 
koͤnnen die Geſchwornen gar nicht in den Fall kom⸗ 
men, über fehuldig ober nicht fehuldig zu erfennen, 
müflen es daher lediglich dem Richter überlaffen, die . 
Strafe des Geſetzes gegen den geftändigen Angeklagten aus⸗ 
zuſprechen. Und darin liegt auch Feine Gefahr, da 
in England weder in dem Bor: noch in dem Hauptverfah⸗ 
‘een irgend eine Spur von inquifitorifchen Tendenzen be: 
ſteht, und der Richter, ehe er das Geftändnig annimmt, 
dem Angeklagten Gelegenheit genug zur Zuruͤcknahme def: 
felben giebt. Beharrt er aber nichts defto weniger darauf, 
fo kann man fich nicht nur auf die Wahrhaftigkeit defielben 
vollfommen verlaflen, fondern es wuͤrde felbft widerfpre- 
hend ſeyn, die Geſchwornen erft daruͤber entfcheiden zu laf- 
fen, ob Ihn fein Gemwiffen recht gerichtet Habe? Nur 
der Inquifitionsproceß Fonnte und mußte, weil er alle Hebel 
in Bewegung feßte, um von dem Angefchuldigten ein Ber 
fenntniß zu erzwingen, fich eine forgfältige Prüfung ſei⸗ 
nes Beweiswerths in dem einzelnen Kalle vorbehalten, wo⸗ 
durch er fich aber nicht zum Beurtheiler des Gemiffens des 
Angefehuldigten, fondern nur der fegalität der Mit: 
tel, Ducch welche das Bekenntniß erwirft worden wat, 
aufwarf. Und fo verhält 28 fich auch nach franzoͤſiſchem 
Rechte, In welchem die inquifitorifchen Elemente auf 
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eine Weife vorherrfchen, daß den Geſchwornen die Ent⸗ 
ſcheidung über die Glaubwürdigkeit oder Unglaubwuͤrdig⸗ 
Feit des vor Ihnen, und vielleicht fchon in der Vorunters 
juhung abgelegten Befenntniffes nicht entzogen werden 
fonnte, ohne den Angeklagten wahrhaft zu gefährden. 
Daher paßt denn auch die Aneignung des englifchen guilty 
Mädirens in dem Württembergifchen und dem Preußiſchen 
Schwurgerichtögefeß nicht zu dem Ganzen, während dafs 
felbe mit dem englifchen Verfahren vollfommen harmonitt, 
ja unentbehrlich iſt. 

Eine eben ſo conſequente Durchfuͤhrung des Anklage⸗ 
prinzips in dem Hauptverfahren zeigt ſich darin, daß die 
englifchen Gefege die Bemweitführung in die Hand der 
Parteien fegen, weil fie ed find, welche die Gefahr des 
Proceſſes auf fich nehmen und Niemand befler ale fie ins 
ftruirt feyn kann, die Mittel des Angriffs und der Ber: 
theidigung zu wählen, endlich die Stellung des vorfigenden 
Richterd Dadurch an Unparteilichfeit gewinnt. Der Gang 
des Verfahrens ift In Kürze folgender 7). Hat der Ange: 
klagte nad) Berlefung der Anflagefchrift erflärt not guilty 
zu plädiren, d. h. will er ed auf eine Ueberführung ankom⸗ 
men laſſen, fo ergreift zunächft der Rechtsbeiftand (Advo⸗ 
cat) des Anflägerd Das Wort, bezeichnet Furz die Haupts 
momente der Anklage, und die Art und Welfe wie er den 
Beweis derfelben zu führen beabfichtigt. Dann producirt 
ee feine Beweismittel, namentlich vuft er die von ihm 
porgebrachten Zeugen einzeln auf und verhört diefelben, 
unter ihnen zuerft den Anfläger (indem diefer feine Faͤhig⸗ 
feit als Zeuge aufzutreten nach englifchen Geſetzen nicht 
verliert, $. 1), und dann die übrigen Zeugen in derjent- 
gen Drdnung und Reihenfolge, mie fie ihm am zweck⸗ 


33) Rürtimann a ad. 8, 75fg. Mittermaier 1. c. 
11. $. 1885. 
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mäßigften duͤnkt. Zugleich hört er, wenn es deren be: 
darf, die Sachverftändigen ab, producirt Urfunden, furz 
benugt alle ihm zu Gebot ftehende Beweife, welche zur 
Weberweifung des Angeflagten dienen koͤnnen. Nach Ab: 
hoͤrung jedes einzelnen Belaftungszeugen fteht ed aber dem 
Rechtsbeiftande (Advocaten) des Angeflagten frei, feiner: 
feits gewiffe Kragen an den Abgehörten zu richten; eine 
Befugniß, welche zu ihrer Inſtruction auch den Ge⸗ 
ſchwornen und dem vorfigenden Richter zufommt. 
Sind diefe Verhöre und Kreuzverhöre beendigt, fo ruft 
feinerfeits der Vertheidiger des Angeflagten die von ihm 
vorgebrachten Schuß : oder Entlaftungszeugen einzeln auf, 
und verhört diefelben in der Ihm zweckmäßig fcheinenden 
Reihenfolge, mobei wieder dem NRechtsbeiftande des An: 
klaͤgers das gleiche Recht des Kreuzverhoͤrs zufteht. Somit 
find es die beiderfeitigen Advocaten, in deren Hand die 
Beweis⸗ und Gegenbemweisführung liegt, und nur wenn 
die eine oder andere Partei feinen Adoocaten haben follte, 
vertritt der vorfigende Richter ?*) die Stelle deſſel⸗ 
ben. Nah Beendigung des Beweis: und Gegenbeweis⸗ 
verfahrens wird der Vertheidiger noch zu einer Schugrede 
zugelaflen, die fih auf die Nachweifung , daß es an dem 
zur Schuldigerflärung genügenden Beweiſe fehle, be= 
fhränft. Seltener wird von Seiten des Anflägers eine 
Rede gehalten. Jedenfalls gebührt dem Angeflagten das 
legte Wort. Hierauf fpricht der Richter den Schluß der 
Verhandlungen aus, knuͤpft daran geeignetenfalls Beleh⸗ 
lungen über Rechtsfragen, bringt den Geſchwornen die 
law of evidence in Erinnerung, wiederholt die wichtig: 





——— 


34) An der Regel leitet nur Ein Richter die Verhandlungen, 
wie bei den deutfhen Schöffengerichten, in Frankreich das 
gegen ein Richtercollegium , anfangs aus fünf, jebt nur aus 
drei Richtern beftehend. So auch nad) dem württemb. Schwurs 
gerichtsgeſetz, Art. 37. 
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ften Zeugenausfagen, die er zur Unterftügung ſeines 
Gedaͤchtniſſes ſich mährend der Abhörung kurz notirt, 
und fordert dann die Geſchwornen auf Ihe Verdiet abs 
zugeben. | 

So wenig auch die deutfchen Advocaten nach ihrer 
bisherigen Bildung und Stellung zu den Gerichten geeignet 
wären, folhe Verhoͤre 3%) und Kreugverhöre ( cross- 
examinations) mit Gervandtheit und Geſchick abzuhalten, 
fo darf man doch nicht vergeffen, daß auch die englifchen 
Adoocaten ihre Meifterfchaft darin erft durch Hebung ers 
langt haben. Allerdingd wird es bei Kreuzverhören mit: 
unter darauf angelegt, die gegneriſchen Zeugen durch ins 
discrete, zweideutige und captidfe Kragen in Verwirrung 
zu bringen, fey es um den Inhalt ihrer Ausfagen anzu: 
greifen, oder um ihre perfönliche Glaubwuͤrdigkeit zu vers 
dächtigen. Allein der englifche Zeuge läßt fich dadurch nicht 
leicht außer Faſſung bringen. Er weiß, wie meit das 
Recht der FSrageftellung geht, und vertoeigert daher die 
Antwort auf ſolche Fragen *88). Nöthigenfalls nimmt ſich 
feinee auch der Advocat an, und felbft der Richter kann 
folchen Fragen von Amts wegen entgegentreten, weil die 
Zeugenpflicht eine zu roichtige ftaatsbürgerliche Pflicht ift, 
als dag fie durch unmürdige VBerationen erſchwert, oder 
zu Sörderung einfeitiger Partelintereffien mißbraucht wer⸗ 
den dürfte. Eben fo find Suggeftivfragen bei den Haupts 
verhören, unterfagt, hingegen bei den Kreugverhören zus 
läffie. Auch Hier kann der vorfigende Richter von Amté 
wegen Daztoifchen treten. Somit tritt das englifche Recht: 
genügend etwanigen, vbendrein nicht einmal häufigen: 

35) Hauptverhöre, examinations in chief genannt. 


36) z. B. wenn er über ein Verbrechen befragt wird, welches 
er felbft begangen haben fol, oder über eine Thatfache , die 
ihm zur Schande gereichen würde, oder wenn «6 pormwigige 
oder überflüffige Circelevante) Fragen find. 
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Mißbräuchen entgegen, welche aus der Selbftabhörung der 
Zeugen entfpringen fönnen; und wenn auch diefer Schuß 
fein vollfommener ift, fo möchte man fragen, ob denn 
nach der franzöfifchen Einrichtung , welche die Beweisfuͤh⸗ 
rung in die Hand des Affifenpräfidenten unter Mitwirfung 
des Generalpeocurators legt, weniger Migbräuche in die: 
fer und in andern Richtungen, namentlich hinſichtlich der 
Abhoͤrung des Angeklagten, zu beforgen find? „Wenn 
man, bemerft Dr. Elben ?), die Wirfung folcher Ver: 
höre und Kreugverhöre in den englifchen Gerichtsfälen mit: 
erlebt hat, fo weiß man zu ermeffen, wie ungenügend da: 
gegen die franzöfifehe Einrichtung durch den Wechſel der 
verhörenden Perfonen , durch die wirffame Controle, welche 
der zum Kreuzverhoͤr gerüftete Gegenanmwalt ausübt, durch 
die eigne Abhörung der vorgebrachten Zeugen, deren für 
die Sache fprechende Wiflenfchaft der eigne Anwalt am 
beften Fennt und zur Ausfage bringen fann, endlih und 
insbefondere durch die Verhöre, mittelft melcher der Ange: 
klagte felbft am wirkſamſten führen fann, entfteht jenes 
lebenvolle, klare, anfchauliche, recht eigentlich mündliche 
Drama, welches dem englifchen Verfahren fo eigen ift. 
Es entfteht Dadurch jene durch und durch gehaltvolle, prak⸗ 
tifche, auf die Sache zielende Thaͤtigkeit der englifchen An⸗ 
wälte, welche in dem Beftreben, ducch die Verhöre den 
Beweis beizubringen, hervortritt, während die Neben: 
ftellung, welche in Kranfreich die Parteien, insbefon- 
dere der Vertheidiger wahrend der Verhöre einnehmen , fie 
nöthigen, fich in langen Reden nach den Verhören, 
und damit oft in unnügen Wortſchwall und hohlen Pathos 
zu ergehen.” Giebt man den Parteien felbft die Beweis: 


37) Zur Einführung der Schwurgerichte in Deutichland, Beob⸗ 
achtungen aus den Gerichtsfälen Frankreichs, Englands ıc. 
1848. &.24, 35 fg., 46 — 49. j 
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führung in die Hand, fo fünnen fie dadurch ihrer Sache 
weit mehr und ficherer nügen, als durch mweitläufige Re: 
den und Gegenreden, denen ohnehin durch das Refume 
des Präfidenten die Spige abgebrochen werden Fann. 


Hiernach laͤßt fih das Ergebniß der bisherigen Bes 
trachtungen kurz dahin zufammenfaflen, daß, tie die 
englifhe Borunterfuhung, fo auch, und eben 
deshalb, dad englifhe Hauptverfahren auf einer 
vollen, reinen und confequenten Durchführung de Ans 
flageprinzips beruft. Umgekehrt, je mehr die 
franzdfifche Vorunterſuchung auf dem inquifitos 
riſchen Prinzipe beruht, um fo geroiffer wird darauf 
gezahlt werden koͤnnen, daß diefes Prinzip auch bei dem 
Hauptverfahren Hervertreten werde, und dieſer Beweis iſt 
leicht geführt. 


Das Verfahren ift im MWefentlihen folgendes. 
Nachdem der Affifenpräfident oder das von ihm zum 
Stellvertreter ernannte Mitglied des Gerichöhofs, den An- 
geflagten ſchon in der instruction intermediaire vernom⸗ 
men hat, was aber nach dem Dbigen eine bloße Kormalis 
tät iſt, wird derfelbe gleich nach Eröffnung der öffentlichen. 
Sitzung von dem Präfidenten nach feinen Perfonalien,, 
d. h. nach feinem Vor⸗ und Zunamen, feinem Alter, Ge 
werbe, feiner Wohnung und feinem Geburtsort befragt: 
(Art. 310). Hierauf erinnert der Präfident den Vers 
theidiger, nichts gegen fein Gewiflen oder gegen die den. 
Geſetzen fehuldige Achtung vorzubringen, und fich mit. 
„Anftand” und Mäfigung auszudrücken (Art. 311) — 
was ganz an die Mahnungen der deutfchen Procepordnuns 
gen erinnert, und trefflih zum Ganzen paßt, tveil der 
Vertheidiger leicht in den Fall kommen koͤnnte, feinem 
Unmuth tiber die inquifitorifchen Tendenzen und die Ver: 
kuͤmmerung des Rechtsfchuges feines Elienten den Lauf zu laſ⸗ 
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fen, wenn er nicht von vorn herein gewarnt wurde 3®), 
Nachdem hierauf die Beeidigung der Zwölfmänner ftatt- 
gefunden, erinnert (Yet. 313) der Präfident den Ange⸗ 
Flagten, auf das was er jet hören werde, aufmerffam 
zu feyn. Eine überflüffigee Mahnung! Denn das Ver: 
welfungsdecret und die Anflageacte, die jeßt von dem Ges 
richtsfchreiber mit lauter Stimme (a haute voix) ver: 
lefen werden, Fennt er laͤngſt. Die Verlefung der Ans 
klageacte hat außer dem allgemeinen Zweck, die Geſchwor⸗ 
nen, die Richter und das Publicum mit dem Gegenftande 
der Anklage im Allgemeinen befannt zu machen, noch ihre 
befonderen Zwecke. Borerft wird dadurch dem Staats: 
anmwalt Gelegenheit gegeben, alle in der fchriftlichen 
Borunterfuhung gelegenen Anſchuldigungsgruͤnde, 
welche eigentlih gar nicht vor die Geſchwornen gehören, 
durch Aufnahme derfelben In die Anflageacte zum Gegen: 
ſtande mündlicher Verhandlungen zu machen, 
indem er diefelben fpäter für feine mündlichen Vorträge 
benugt, den Angeklagten darüber befragt ac. , z. B. wenn 
derfelbe jeßt laͤugnet, während er in der Vorunterfuchung 
geftändig war, indem die Geſchwornen nicht gehindert find 
ihe Schuldig auh auf aufßergerichtlihe Bekenntniſſe zu 
gründen. Da ferner die Anflageacte fi auf die Aus: 
fagen der in der VBorunterfuchung abgehörten Zeugen fügt, 
fo werden auch diefe durch die Verlefung der Anklagefcheifr 
an ihre früheren Ausfagen, mithin vor Abweichungen, 
Zufägen oder Veränderungen in der mündlichen Abhörung 
gewarnt. Diefe befondern Zwecke hat die Berlefung der 
Anflageacte, verfehlt fie aber nicht felten dadurch, daß 
fie zu meitläufig ift, fo daß Geſchworne, Richter, Zeus 
gen und Publicum fich herzlich nach dem Ende diefes Acts 





33) Zn dem württemb. Schwurgerichtögefeg wurde diefe Wars 
nung geftrichen. 
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fehnen — mas den deutfchen Staatsanmwälten zur Wars 
nung dienen fann. Nach Beendigung diefes Acts richtet 
der Präfident wiederum das Wort an den Angeklagten, 
indem er ihn (Calfo nochmals!) an das erinnert, was in 
der Anklageacte enthalten ift, und Hierauf zu ihm 
fpricht (Art. 314): „Das ift es, weſſen ihe angeklagt 
feyd; jegt follt ihr die Bemweife und Anzeigen vernehmen, 
welche gegen euch vorgebracht werden.” Dies fcheint eher 
eine Mahnung an die Gefchwornen ſeyn zu follen, wei 
der Angeklagte Feiner doppelten Erinnerung deflen, was 
er fehon länaft weiß, bedarf. Allein eine folhe Mahnung 
geht vielmehr von dem Generalprocurator aus, welcher 
ſich jegt (Art. 315) an die Geſchwornen wendet, ihnen 
den Segenftand der Anklage auseinanderfeht , fie darauf 
aufmerffam macht, worauf es von Ihrem Standpunft bei . 
Beurtheilung der Sache Hauptfächlich anfomme, auf was 
fie daher ihre Aufmerkſamkeit befonders zu richten haben. 
Zugleich empfiehlt er ihnen das Intereſſe der bürgerlichen 
Geſellſchaft und des Geſetzes, und fohildert den Angeflags 
ten bier oft ſchon mit den fohwärzeften Farben. Unter Dies 
fem Eindruck des Befturmens entwickelt fi das Beweis⸗ 
verfahren vor den Augen der Geſchwornen. Nachdem der 
Generalprocurator dem Präfidenten die Lifte der auf fein, 
oder des Eivilflägers, oder des Angeklagten Anfuchen zu 
verhörenden Zeugen übergeben hat, und diefe vom Ger 
richtöfchreiber a haute voix verlefen worden, nimmt der 
Präfident die Bemweisführung in die Hand. Zus 
naͤchſt läßt er die Zeugen abtreten, dann einzeln zur Vers 
nehmung wieder eintreten, und zwar werden dem Prin—⸗ 
zipe der Anklage gemäß zuerft die Belaftungs:, und dann 
die Entlaftungszeugen vernommen. So fteht es wenig: 
ftens im Code; allein in der Wirklichkeit wird es oft ganz 
anders gehalten, indem das erfte Verhör mit einer aus⸗ 
führlichen Vernehmung des Angeklagten über die in der 
Archiv d. Er. R. 1850, 111. ©t. ge 
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Anklageacte zuſammengeſtellten, oder ſonſt 29 erlangten 
Verdachtsgruͤnde beginnt, alſo foͤrmliche Spezial⸗ 
verhoͤre mit demſelben abgehalten werden; und wenn 
Mitangeklgte da ſind, ſo werden dieſe eben ſo vernommen, 
und weichen ſie in ihren Ausſagen weſentlich von einander 
ab, ſo wird ſofort zu einer Confrontation derſelben 
geſchrittn. Der Code konnte und wollte nämlich den 
Hräfidenten eben fo wenig an eine beftimmte Reihenfolge 
der. proceffualifchen Handlungen binden, mie der Inqui⸗ 
fitionsproceß den Unterfuchungsrichter an eine folche bindet, 
und da es im Art. 319 Abſ. 3 heißt, daß der Präfident 
„von dem Angeklagten (zu jeder Zeit) alle Aufſchluͤſſe 
fordern darf, die er zur Entdeefung der Wahrheit für 
nöthig Hält”, fo fteht es ihm vollfommen frei, die Ver: 
Höre mit dem Angeflagten felbft zu eröffnen. Das 
mwürttembergifche Schtwurgerichtsgefeg drückt dies (mit 
andern deutfchen Gefegen) beftimmt aus, indem es im 
Art. 122 dem Präfidenten fogae vorfchreibt, die Ber: 
handlungen mit einer folchen Epezialinquifition zu eröffnen. 
Es heißt dort: „Der Präfident durchgeht mit ihm 
dem Angeflagten) den twefentlichen Inhalt des (verlefenen) 
Anklageactd, und macht ihn insbefondere auf Abwei⸗ 
ungen zwifchen feinen jegigen und früheren Ausfagen auf- 
merffam.” So unfchuldig auch) Hier der Ausdruck „, durch: 
geht” Tautet, fo ergiebt ſich doch aus den Worten „jetzi⸗ 
gen Ausfagen” und dem voraudgefegten ,,Widerfpruch” 
mit feinen. früheren Ausſagen, daß es bier nicht auf eine 
bloße, ohnehin überflüffige Recapitulation der Anklages 
acte abgefehen iſt, fondern auf ein foͤrmliches Inqui— 
riren über dieſelbe. Die zweite Spezlalinquifition ber 
ginnt nach Art. 125 Abſ. 1 eben diefes Gefeged (wie nach 
dem Code Art, 219 Abſ. 1), während der Abhörung der 





39) In der Swifcheninftruction. 
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Beloftungszeugen, und fehließlich giebt der Abſ. 3 dem 
Präfidenten das Recht (Code Art. 219 Abf. 3), fein Ins 
quiriren bei jeder Ihm günftig fcheinenden Gelegenheit 
fortzufegen. Iſt hiernach nicht der Präfident der leibhafe 
tige deutſche Inquirent, nur daß er offen treibt was letz⸗ 
terem heimlich zu thun angemwiefen ift ? 

Geht es zur Vernehmung der Belaftungszeugen über, 
fo fol der Präfident (rt. 219 Abf. 1 des Code) nad 
jeder Ausſage (apres chaque deposition) den Zeugen 
befragen, ob er bei feinen Ausfagen den anmwefenden Aus 
geflagten meine (was freilich nicht bei allen Ausfagen mög- 
lich ift), und dann an letzteren die Frage richten: ob er 
auf das, was fo eben gegen ihn vorgebracht worden jey, 
antworten wolle? An fofern befteht zwar für den 
Angeklagten Feine Nöthigung zur Antwort, fondern man 
will ihm nur Gelegenheit geben, fich gegen die einzels 
nen Berdachtsgründe 29%) auf der Stelle zu rechtfertigen. 
Allein was ift dieſe Aufforderung in der Sache wohl anders 
als ein Inquiriren über Spezialitäten, ähnlich dem Ver⸗ 
fahren des deutfchen Inquirenten, dem läugnenden Anges 
fhuldigten nach und nach die einzelnen VBerdachtsgründe 
vorzubalten, um ihn durch das Gewicht derfelben wo 
möglich zu einem Bekenntniß zu veranlaffen, oder neue 
Verdachtsgruͤnde auf ihn zu häufen. Das Verſtummen 
des Angeklagten, feine Berlegenheit, fein Blaßwerden 
oder fein Erröthen, fein Zögern und Zagen, kurz fein 
ganzes Benehmen, Lügen und Widerfprüche, welche die 
DBerlegenheit ihm eingiebt, find in den Augen der Ges 
ſchwornen oft die wichtigften Ueberführungsmittel fo pei⸗ 


40) Apres chaque deposition heißt nicht: nachdem der Zeuge volle 
ftändig vernommen ift, ſondern nach jeder einzelnen, 
durch den Präfidenten an ihn gerichteten Frage, fo daß diefes 
Verfahren eigentlich eine fortgefegte Eonfrontattion 
des Angeklagten mit dem Zeugen iſt. & 

\ er 
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nigend auch ſolche ſchonungsloſen Inquifitionen oft für das 
zahlreich verfammelte Publicum find, und mitunter felbft 
auf die Befchtoornen den entgegengefeßten Eindruck her: 
vorbringen. Denn der Präfident (und mit ihm der 
Staatsanwalt) treibt die Sache oft bis zu einer tortura 
spiritualis, und erregt Dadurch auch den Unmillen der 
Geſchwornen. Ka der Angeflagte, an den folche Fragen 
nach jeder Ausfage des Zeugen gerichtet werden, hat nicht 
einmal das Recht zu feiner Vertheidigung geradezu Kragen 
an den abgehörten Zeugen zu ftellen, fondern er muß fich dazu 
(Art. 319 Abſ. 2) des Organs des Präfidenten bedienen, da: 
mit diefer erft die Zuläffigfeit der Stage prüfen koͤnne, und 
zugleich nicht zu oft von diefem Rechte Gebrauch gemacht 
werde; denn fich durch eine Mitteläperfon mit einer anz 
joefenden Perſon in einer beiden Theilen verftändfichen 
Sprache zu unterhalten, ift eine neue Art der Dolmetfche: 
rei, von deren Anwerdung man ihres Zwanges und ihrer 
Unnatur wegen nur möglichft felten Gebrauch machen wird, 
und außerdem fteht e8 dem Prafidenten frei, die ihm mit: 
getheilte Frage zurinfzumelfen. Dagegen giebt derfelbe 
Artifel (319 Abſ. 4) dem Staatsptocurator — alfo der 
Partei, aber dem Beamten! — fo wie zu Ihrer 
Inſtruction den beifigenden Affifenrichteen und den Ge⸗ 
ſchwornen das Recht der Directen Fragſtellung an die 
Zeugen und den Angeklagten, nachdem fie zuvor den Präs 
‚fidenten um das Wort gebeten haben, welches diefer ihnen 
nicht verweigern Darf, meil er nicht wiffen fann, was fie 
fragen werden. Diefe rechtliche Ungleichheit des Parteien: 
derhäftniffes (und man weiß, tele der Generalprocurator 
durch lebhafte Theilnahme an der Vernehmung der Zeugen 
und des Angeklagten den Präfidenten Im Sinne der 
Anklage zu unterftügen pflegt) kann unmöglich Aufklaͤ— 
rung und Förderung der Wahrheit zum Zweck haben, fo 
viel auch der Code die manifestation de la verite im 
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Munde führt, fondern ift offenbare Beguͤnſtigung eines 
Parteiintereſſes! Auch dem Präafidenten, beißt es im 
Art. 319 Abk. 3, ſteht es frei, von den Zeugen und den 
Beklagten alle Auffchlüffe zu fordern (demander), welche 
er zur Entdecfung der Wahrheit für nöthig halt. Hinficht: 
(ih dee Zeugen, deren Abhörung ganz in feine Hand ges 
geben ift, verfteht fich dies von felbit; er kann daher 
nöthigenfalls diefelben Zeugen noch einmal vernehmen, fie 
untereinander confrontiren ꝛc., aber er foH auch von dem 
Angeklagten alle Auffchlüffe fordern koͤnnen, welche 
ihm zur Aufklärung der Sache dienlich find. Diefe Fra⸗ 
gen feheinen von anderer Art zu feyn, als die nach jeder 
Abhoͤrung ded Zeugen: ob er (der Angeklagte) darauf 
antworten wolle? d. 5. hier foll er Rede und Antwort 
ſtehen — obwohl man ihn nicht zwingen kann den 
Mund aufzuthun,. wenn er nicht will. Kurz dort handelt 
e8 fich von f. g. Vertheidigungs - Sragen, hier Dagegen: 
von Wahrheitserforfhungssgragen „ mit weichen nad 
dem Dbigen der Affifenpräfident oft die Verhöre beginnt, 
indem er mit dem Angeklagten „den Inhalt der Anftages 
aste durchgeht.“ Wie oft dabei captiöfe und fugge⸗ 
ftive Kragen, nicht nur einzeln, fondern in ganzen Reis 
henfolgen mit unterlaufen *), ift aus den Annalen der 
franzöfifchen Schwurgerichte befannt genug. Man nimmt 
aber in Sranfreich feinen Anftoß daran. Denn der Code 
enthält feine derartigen Verbote für den Affifenpräfidenten, 
fondern läßt ihn fchalten und walten, wie er will. 

Mit diefer amtlichsinquifitorifchen Thaͤtigkeit des 
Prafidenten, und des ihn In diefer Richtung treulich unters 
ftügenden Generalprocurators, fteht in naher Beziehung 
die f. 9. Discretionäre Gewalt (pouvoir disere- 


— 


41) Ein monftröfes Saſent theil Jagemann's Gerichtsſaal 
Th. 1. Abth. 1. ©. 243 mi 
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tionaire), d. h. das dem Praͤſidenten verliehene Recht, 
uͤber die Production der Parteien hinaus, in der oͤffent⸗ 
lichen Verhandlung Alles vorzunehmen, was ihm, ſey es 
zum Nachtheil oder zum Vortheil des Angeklagten, zu Er⸗ 
mittelung der Wahrheit dientlich ſcheint. Le président, 
heißt es im Art. 281, est investi d'un pouvoir discre- 
tionnaire, en vertu duquel il pourra prendre sur lui 
tout ce qu'il croira utile pour decouvrire la verite; et 
la loi charge son honneur et sa conscience d’employer 
tous ses efforts pour en favoriser la manifestation. 
Alſo auch hier wieder ein fhranfenlofes Recht, deflen 
Ausübung dem Präfidenten zur Gewiſſenspflicht und zum 
Ehrenpunft gemacht iſt. Damit wird er ganz auf den 
Standpunft eines deutſchen Unterfuhungsrichs 
ters geftellt, dem das Gefet die freie Macht in die Hand 
giebt, die Wahrheit, und nur die Wahrheit, durch alle 
ihm zweckmäßig ſcheinenden Mittel zu Tage zu fördern. 
Bermöge diefer Gewalt darf z. B. der Prafident neue 
Sachverſtaͤndige in Die Sitzung vorladen und abhören, ein 
neue® Gutachten von andern Erperten verlangen, durch 
eine Commiffion eine ocalinfpection vornehmen und dar- 
über berichten faffen, oder fi mit Richtern und Geſchwor⸗ 
nen an Ort und Stelle begeben, um felbft die Befichti- 
gung vorzunehmen, was um fo häufiger vorfommt, je 
oberflächkicher die franzöfifchen Borunterfuchungen hinfichts 
lich der Sonftatirung des Daſeyns des Verbrechens (des 
objectiven Thatbeftandes) zu feyn pflegen. Insbeſondere 
aber darf er vermöge diefer Gewalt neue Zeugen vorrufen 
und abhören, d. h. folche, die ſich nicht auf der Zeugens . 
liſte befinden, gfeichviel ob fähige oder unfähige, weil fie 
nicht beeidigt werden dürfen, und nicht als Beweis⸗ 
zeugen , fondern nur zur Infteuction (renseignement) 
dienen follen. In diefer Beziehung läßt fich aber den Ge⸗ 
ſchwornen eben fo menig etwas vorfchreiben, als es ein⸗ 


der englifchen und franzöfifchen Jury. 984 


leuchtend ift, daß wenn folche Zeugen Belaſtungszeugen 
find, der Angeflagte felten in der Lage ſeyn wird, fich das 
gegen zu vertheidigen. Auch das Verleſen von Ausfagen 
inzwifehen verftorbener Zeugen, oder von Zeugen,. die 
nicht herbeigefchafft werden Ffonnten, und. vieles Andere, 
kann der Prafident vermöge feiner discretionären Gewalt 
anordnen, fo. unverträglich dies Alles auch mit der Form 
der Anklage ift, welche überhaupt im franzöfifchen. Ver⸗ 
fahren nur äußerlich hervortritt, innerlich aber nicht ge⸗ 
wahrt iſt. 

Nach Abhoͤrung der beiderfeitigen Zeugen, des Ans 
geffagten und der ettwanigen Sachverftändigen , Proz. 
duction und Recognition der vorhandenen Urfunden., Ber: 
kefung der Drtsbefichtigungsprotocolle ,„ Gutachten der 
Saceerftändigen ꝛc. und Borzeigung der vorhandenen 
Ueberfuͤhrungsſtuͤcke, kurz nach Beendigung. des Beweis⸗ 
verfahreng, beginnt das Deductionsverfahren, d. h. 
es werden Salvationd: und Impugnationsreden gehakterk 
Zunächft ift es die Staatsbehoͤrde, welche in. Togifch ges 
ordnetem Bortrage das Vorhandenſeyn fämmtticher Requb 
fite der angeklagten That und deren genügenden Erweis, 
unter Zurüdweifung und Befämpfung der vorgebrachten 
Schutzgruͤnde nachzumeifen hat, ſich abge dabei nicht felten 
in chetorifche Floskeln, pathetifche Uebertreibungen und Ap⸗ 
peHlationen an das Gefühl der Gefchwornen verliert, wo⸗ 
durch. der Vertheidiger feinerfeits zu ähnlichen Gefuͤhlsbear⸗ 
beitungen genöthigt wird. Kann auch ein folches Appel 
liren an das Gefüht der Richter nie ganz vermieden 
werden, ja erfcheint es als ein unnerfennbarer Vorzug bor 
dem bisherigen. geheimen fchriftlichen Verfahren, daß 
hier nicht blos die criminelle, fondern zugteich die menſch⸗ 
liche Seite der That zur Sprache kommt, weil der Richter 
in dem Angeflagten nicht bios den Verbrecher fehen, ſon⸗ 
dern in ihm auch den Menschen fo weit berückfichtigen fol, 
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als dies nach Maaßgabe der beftehenden Geſetze möglich ift, 
fo: find doch folche rhetorifche Ergiegungen, wie fie in 
Frankreich nur zu oft die Stelle logiſch geordneter Des 
Ductionen vertreten, ein wahrer Mißbrauch zu nennen. 
Befonders hervorzuheben ift aber, daß erft nach dieſen uns 
unterbrochenen Angriffen auf den Angeflagten — der Vers 
lefung der Anklageacte — dem Bortrag des Alifenpräfi; 
denten über dieſelbe — dem weiteren Bortrage der Staats⸗ 
behörde darüber — den mit den Angeklagten abgehaltenen 
inquifitorifchen Verhoͤren, und der Salvationsrede der 
Staatsbehörde — dem Vertheidiger das Wort ge: 
geben wird, worauf e8 dann weiter unter den Parteien 
zum Repliciven und Dupliciven zc. kommen kann. 

Dem Bertheidiger gebührt zugleich nach Art. 335 das 
Leute (und zugleich erfte) Wort. Dies Heißt aber nur, 
daß nach ihm die Staatsbehörde feinen meiteren Vortrag 
halten darf. Denn nachdem der Prafident den Schluß der 
Debatten ausgefprochen hat (que les debats sont ter- 
minds), folgt jet dad Refume defielben, d. h. eine die 
Ergebnifie der Verhandlungen zufammenfaflende Schluß: 
rede des Affifenpräfidenten. Darüber fagt Art. 336: Le 
prösident resumera l’affaire. Il fera remarquer aux 
jures les principales preuves pour ou contre l’accuse, 
Il leur rappellera les fonctions qu’ils auront à remplir. 
Hiernach foll der Schlußvortrag nur gefchichtlih und uns 
parteliich feyn, und es kann auch der Art. 267 nicht dazu 
benutzt werden, um dem Präfidenten bie Befugniß einzuraͤu⸗ 
men, feine eigne Anficht über die verhandelte Sache aus⸗ 
zufprechen 2), Mag aber die Zufammenftellung des 
Bactifchen und der Beweiſe noch fo einfeitig und parteiifch 
gegen.den Angeklagten ausgefallen ſeyn, fo fteht.dem Ber: 
theidiger eben fo wenig eine Widerrede dagegen zu, als 


—— 
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gegen die dem Präfidenten allein überlaffene Stellung der 
Fragen an die Geſchwornen. 

Alle diefe Inconfequenzen, Ungerechtigfeiten und Uns 
billigfeiten ftehen noch jet in dem frangöfifchen Verfahren 
feft, weil fie nicht die politiſche Seite des Inſtituts 
betreffen, auf welche allein fich alle bisherigen Reformen 
des Code zurücführen laffen. Nun haben zwar die deut: 
ſchen Schwurgerichtögefege im Einzelnen nachgeholfen, in: 
dem fie den Vertheidiger nach dem erften Vortrage der 
Staatsbehörde zu einem Gegenvortrag zulaffen, ihm 
das Recht der directen Kragftellung an die Zeugen 
geben, fo wie das Recht des Widerfpruchs, wenn der 
. Präfident neue Thatfachen in das Refume aufnimmt, oder 
die Kragen an die Geſchwornen nicht richtig ftellt. Allein 
dasinquifitorifhe Element herrſcht in den deutfchen 
Geſetzen eben fo wie im franzöfifchen Rechte vor, während 
das englifche Verfahren allein auf wahrer Anklage: 
ſchaft, d. h. nicht bloß der Form, fondern auch dem 
Weſen nach beruht. Dies fällt um fo mehr in das Ges 
wicht, als die englifche Jury (wenigſtens die Anflagejurp) 
aus einer inquifitorifchen Einrichtung, . nämlich aus den 
alten Rügegerichten, hervorgegangen iſt. Uber gerade 
diefe Bildung der Gefchwornengerichte (zunaͤchſt der Ent⸗ 
fheidung durch die patria) um die Zeit der Entwickelung 
des canonifchen Inquifitionsprocefies verhinderte das Ein: 
dringen des feßteren in die englifchen Gerichte, fo daß felbft 
einige Verſuche Heinrichs VIL, den canonifchen Inquiſitions⸗ 
proceß einzuführen, an dem einmal. Beftehenden und Be: 
feftigten fcheiterten. 
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gegen die beſtehende Verfaſſung. 
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Heren Dr. T. Bradenhoeft, 
DPrivatdocenten in Heidelberg. 


Befchtuß von Nr. XII. im zweiten Hefte.) 
6.9 


Die Geſetze anderer conftitutionefler Länder ftehen indeß 
in der Allgemeinheit der Saflung dem preußifchen Land: 
rechte gleich. So heißt e8 im Strafgefegbuche des König: 
reichs Sachſen, und ebenfalls in denen von Weimar, 
Altendurg, Meiningen und Schwarzburg = Sondershaufen 
(Art. 81): | 
„Wer gegen die Staatöverfaffung in der Abficht, dies 
felbe ganz oder theifweife umzuſtuͤrzen, einen gemalt: 
famen *) Angriff unternimmt, ift als Hochverräther 
mit dem Tode zu beftrafen.” 


1) Zu dem gegen die Perfon des Monarchen begangenen Hochs 
verrath verlangt das Braunfhm. Str. G. nur Vorſatz. WI 
man darnach den Ausdruck: gewaltfam, mit Häberlin 
0.0.9. ©. 15. 16. fo interpretiren, daß er auch Lift und Bes 
trug in ſich faßt, fo wird diefe Interpretation doch jedenfalls 
nicht auf die direct und allein gegen die Verfaſſung gerichtete 
Begehung angewendet werden Tännen. 
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Gewaltthat zur Verwirklichung eines wenn auch nur 
vermeinten Rechts, für welche es feine Rechtshuͤlfe gibt, 
ift an fich Fein Verbrechen, ſofern jenes Recht nur möglich 
if. Ein Recht auf Aufhebung oder Aenderung einer Vers 
faffung ift aber mit deren Beftehen unvereinbar, Obgleich 
alfo die Begehung des Hochverraths gegen die Verfaflung‘ 
nach diefen Gefegen Gewaltthat vorausfegt, fo ift Doch 
die Richtung gegen die Verfaſſung hier ein nothwendiges 
Erfordernig, um der Gewaltthat auch den Charakter ets 
laubter Eigenmacht zu entziehen, wozu der. Mangel der 
Rechtshuͤlfe im Kalle der Möglichkeit des Rechts fie geftals 
ten würde, und diefe That abfolut und unabhängig von 
anderen Eigenfchaften zum Verbrechen zu qualificiren. Die 
Verfaffung ift Hier alfo felber Gegenftand der Begehung 
des Hochverraths. Einen gewaltfamen Angriff gegen fie 
kann man fich indeß nur fo denken, daß ein folcher Angriff 
gegen irgend ein Subftrat der Außern Sinnenwelt eine Aufs 
hebung oder Abänderung derfelben bezweckt. Darnach 
fallt jede angreifende gemwaltthätige Handfung , welche dies 
fem Zwecke dienftbar ift, unter den Begriff des Hochvers 
raths. Allgemeinen Grundfägen zufolge muß indeß diefe 
Gewaltthat von der BefchaffenHeit feyn, daß fie möglicher: 
weife zu diefem Zwecke führen Fann. - Denn wenn auch 
der Verſuch ihn zu erreichen das Verbrechen felber fchon 
conftituirt 2), fo ift doch felbft zum rechtlichen Dafeyn dies 
ſes Berfuches eine folhe MöglichFeit erforderlich ). Und 


2) Diefes Archiv Jahrg. 1847. ©. 93 fgg. „Ein Unternehmen, 
welches in feiner Volführung im Stande ift, den ruhigen 
Kechtsbeftand des Staats in einem wefentlichen Beftandtheile 
aufzuheben oder zu gefährden” ; fordert Heffter Lehrb. 
©. 204. Das: „Gefährden”, ift indeg mit dem: „im 
Stande ift aufzuheben” , identifh und tritt nur ein, wo das 
vollführte Unternehmen -aufbebt, wenn, wie hier, die zu vers 
wirklichende Abficht eine Aufhebung oder Aenderung if. 


3) Wie beim gemeinrechtlichen Hochverrath , der Mairkirtueien 
digung: ebendaf. ©. 4.95. Rot. 5—7. &., Roi, 3. 10. — 
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daß hier nicht der bloße Entfchluß der Begehung den Hoch: 
verrath felber begründet, zeigt fih eben darin, daß ein 
gewaltſamer *) Angriff gefordert wird, und darin, daß 
diefe Geſetze (Art. 84) die Vorbereitung zum Hochverrathe, 
der auch der Entfchluß angehört, vom Hochverrathe abs 
fondern. Die Einhaltung der richtigen Gränze zwifchen 
dem Hochverrathe und der Vorbereitung zu demfelben wird 
daher, fobald jener Entfchluß auf irgend eine gewaltthaͤ⸗ 
tige Weiſe an den Tag gelegt worden, ‚von einer richtigen 
Würdigung jener Möglichkeit abhängig, und bei deren 
Schwierigkeit keinesweges ausreichend gefichert feyn. In 
fofern aber diefe Würdigung ftattfindet, werden diefe Ges 
fege mit dem Badifchen, und abgefehen von dem Falle der 


In den Verhandlungen über das Sähftfhe Str. G. B. wurde 
indeß von der Deputation der zweiten Kammer die in eine 
unzweifelhafte Handlung Übergegangene Abficht der Strafe 
des Hochverraths unterworfen erklärt, indem es auf Erfolg 
nicht ankomme, fondern auf die Gefährlichkeit der Hands 
Lung gefehen werden müfle: Weiß Crim. G. B. f. d. Königr. 
Sachſen U. ©. 14. Die Gefährlichkeit fordert aber auch Möge 
ichkeit des Erfolgs. Bloße fubjective Gefährlichkeit, auf die 
das „an potuerit facere” in L.7. $. 4. D. ad leg. Jul. 

-  maj. zu beziehen feyn dürfte, tft aber Eeine Gefährlichkeit 
der Handlung. 


4) Daß da, wo die Sefege eine gewaltfame Abänderung der 
Verfaſſung als Zweck erfordern, wie das MWürtembergifche 
und Darmftädtifche bei der Verſchwörung, darunter jede 
verfaffungsmwidrige Abänderung zu verftehen fen (Hä⸗ 
berlin „a. 9.1. ©. 16. 17), kann man zugeben, ohne 
daß das Erforderniß der Sewaltanwendung, oder der auf fie 
gerichteten Abficht, damit befeitigt wird. Denn eine nicht ges 
waltfam, alfo durch Lift, erzmungene Abänderung kann nur 
gedacht werden, inden fie in der verfaffungsmäfigen Korm 
gefchieht; und dann kann die Herbeiführung durch Lift ihr 
den Charakter der Verfaſſungswidrigkeit nicht beilegen. Auch 
die fi in den Gefegen (das Badifche, Braunfchweigifche und 
die Sächfiſchen ausgenommen) findende Behandlung der Ver: 
ſchwörung als Hochverrath berechtigt zur Aufftelung der Re: 
gel: daß überhaupt der Hochverrathb auch ohne Gewalt bes 
gangen werden Eönne (Häberlin a.a. O.), keineswegs; da 
die Verſchwörung eine eigenthümliche Begehungsart iſt. 
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Verſchwoͤrung und des vorhin erwähnten Zwanges gegen die 
Bolfsvertretung auch mit den vorhin gleichgefteliten Geſetzen, 
in der Anwendung zu gleich befchränften Refultate führen, 
Denn dann erfordert die Begehung des Hochverraths gegen 
die Verfaffung, daß dem Ucheber der zu ihrem Zwecke 
verübten Gewaltthat eine ſolche Macht zu Gebote oder zur 
Seite ftand, oder doch durch, die Gewalt dienftbar oder 
beihelfend werden fonnte, die im Stande war oder 
gewefen wäre, den beabfichtigten Zweck den Trägern der 
Berfaffung gegenüber aufrecht zu erhalten. — Died 
wird aber, ohne Verſchwoͤrung und Aufruhr oder Herbeis 
ziehung der Hülfe einer freien Macht und ohne Gewalt 
gegen die Perfon des Monarchen, nur unter Hinzutritt dee 
Einwilligung deffelben durch Zwang gegen die Volksver⸗ 
tretung der Halt feyn koͤnnen. Diefer letztere Fall findet 
unter den Begehungsarten des Badifchen Strafgefeges Fels 
nen Pak, da der Nolfsvertretung eine obrigfeitliche Ges 
walt fehlt, und daher ein Aufruhr nicht gegen fic begans 
gen wird; und nach den ihm oben gleichgeftellten Straf: 
geſetzen wuͤrde er nur durch Verſchwoͤrung zum Hochvers 
rathe qualificirt werden. Dahingegen faͤllt er allerdings 
unter den allgemeinen Begriff des gewaltſamen Angriffs auf 
die Verfaſſung. 


$. 10. 


Was gehoͤrt indeß zur Verfaſſung? Nach dem Um⸗ 
fange des Inhalts der Verfaſſungsurkunde wird, wo er 
nicht ausdruͤcklich als maßgebend dafuͤr erklaͤrt worden, 
dies doch nicht bemeſſen werden duͤrfen. Allerdings zeich⸗ 
net ſich dieſer Inhalt vor anderen rechtlichen Normen aus, 
in ſofern eben durch die Aufnahme in jene Urkunde ſeine 
Beſtandtheile als zur Verfaſſung gehoͤrig behandelt ſind, 
und er im Wege der gewoͤhnlichen Geſetzgebung nicht geöv- 
dert werden Fann. Indeß befteht Der welenkinige \uneet 
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Unterfchied zwiſchen einem Gefege und einer Berfaffunge: 
fagung, der allein über eine Verfchiedenheit: feiner Abaͤn⸗ 
derung entfcheiden follte, darin, daß jenes fofort durch 
feinen legalen Ausſpruch in's Dafeyn tritt, ohne daß es 
einer Anwendung deflelben auf beftimmte Subjecte bedarf, 
während feßtere ohne das Dafeyn von Trägern der durch 
fie angeordneten VBerhäftniffe rechtlich gar nicht eriftirt *). 
Das Gefen ſchafft nur Regeln für noch zu begründende 
BVerhältniffe, die Verfaffung dahingegen Berhältniffe, die 
Regeln zu tragen beftimmt find, und daher ihre Verwirk⸗ 
icrchumng nicht erft von dee Herrfchaft dieſer Regeln erwar⸗ 
ten, fondern unabhängig von deren Fünftigee Herrfchaft 
beftehen. Alle Beftimmungen einer Berfaffungsurfunde, 
die nicht Geftaltungen der Verhältniffe der Träger der Ber: 
faſſung, oder der Träger ihrer Verwirklichung, als folcher, 
find, d. h. die nicht Ihre Befugniffe oder Pflichten in Ans 
fehung der Aufrehthaltung und Verwirklichung der Ver⸗ 
hältniffe, aus denen die Berfaffung befteht (und die eben 
feine anderen find, als die ihrer Träger, feftftellen, ge: 
hören in die Kategorie jener durch die Verfaffung getrages 
nen Regeln. Dahin gehört 3. B. die Zeftftellung der Uns 
abfegbarkeit der Beamten, die Unveräußerlichfeit der Do⸗ 
mainen. Wenn man in der neueren Zeit den Hochverrath 
auf die Angriffe auf das Wefentliche oder die hauptfächs 
lichen Beftandtheile der Verfaſſung befchränft 2), aber 
eben diefe Befchränfung in der Regel ?) weder in das 
Sefeß aufgenommen, noch jene Beftandtheile feftgeftellt 


1) Weshalb auch die deutfche NReichsverfaffung ohne Kaifer im 
FRA ar nicht in's Daſeyn getreten iſt. Vgl. oben 
na 


2) So die Koͤnigl. Sächfiſchen Gommiflarien: Phil Erin. 
&. 8. f. d. Königr. Sachſen u. f. w. 1. ©. 


3) Anders Braunſchw. Str. &. 5. 81. 
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bat *), fo wird nur dasjenige zu dem Unweſentlichen einer 
Verfaſſung gezahlt werden fönnen, was den Eharafter 
jener Regel hat. Sieht man auf das Wefen eines Rechtes 
ſtaates, fo ift eben das Princip der Freiheit des Gemeins 
weſens das weſentliche Kundament des Rechtezuftandes, 
Sein abfolutes vernunftmäßiges Daſeyn ift aber einem Ans 
griffe oder Umfturze uͤberall nicht zugänglich, Gegenftand 
ſolcher Handlungen fönnen nur feine Verwirklichung und 
die daffelbe verwirffichenden Träger feyn; fo im vömifchen 
Rechte die res publica, der populus und die Magiftras 
turen. Ein Umfturz der Verfaſſung ift jenem Principe 
gegenüber immer nur eine Thatfache, die feine Verwirk⸗ 
lihung durch Befeitigung der demfelben entfprechenden 
Macht und damit des thatfächlichen Daſeyns jener Träger 
ausfchliegt, und einen Zuftand herftellt,, der nicht Staat, 
fondern fein Gegenfag iſt °). Eine Veränderung des oͤf⸗ 
fentlichen Zuftandes anderer Art wurde nicht die Staates 
form, fondern nur die Regierungsform ergreifen. — 
Hat aber. gegen jenes Rechtsprincip ein monarchiſcher Zus 
ftand fih zum thatfächlichen Rechte conftituiet, fo find 
rechtlicher und thatfächlicher Zuftand identificirt, und es 
ift die Möglichkeit eines aͤußern Angriffs auf den rechtlichen 
Zuftand vermittelt, weil er felber thatfächlich if. Ihm 
gegenuber giebt e8 uͤberall Fein Rechtsprincip als ſolches; 
ein Rechtsprincip ift ihm gegenüber erft vorhanden, wenn 
e8 fi) durch eine Gewalt in diefer zur Thatfache gefaltet 
und deren Natur fi angeeignet hat. Das f. g. conftitus 
tionelle Princip der Befhränfung der Ausübung der mo⸗ 


— 


4) Abgeſehen don der monarchiſchen Regierungsgewalt der be⸗ 
ſtehenden Dynaſtie ſelber, neben welcher das Würtemb. Str. 
G. B. Art. 140 auch die Landſtände nennt. 


5) So die Trägerſchaft einer Regierungsgewalt ohne Ernen⸗ 
nung von Seiten des Volle. Das regui occupand\ - 
lium inire der Lex Valoria (Liv. 1. 8). 


394 Ueber d. Hochverrath in feiner allg. Richtung 


narchiſchen Gewalt erfordert daher felbft zu feinem recht: 
lichen Dafeyn eine Verwirklichung in einer der monardi: 
ſchen gegenüberftehenden Gewalt, und empfängt gleiche 
Zugänglichkeit für äußere Angriffe wie diefe. Vermoͤge 
dieſer gegenfäglichen Stellung beider Gewalten find die Be: 
graͤnzungen der einen oder der andern Gewalt eben fo we: 
ſentlich, als diefe Gewalten felber.. Ihr Antheil an der 
Regierungsthätigfeit iſt zugleich Beftandtheil der Staats: 
form. — Im Rechtsſtaate iſt das Recht Erzeuger der 
Gewalt, in der Monarchie die Gewalt Erzeugerin dee 
Rechts. — Der Rectsftaat ift, gleich dem Zuftande 
der GSefundheit, immer nur einer. Die Monardie hat, 
glei dem Zuftande der Kranfheit, mannigfache Spiel: 
arten. in Umfturz des Rechtöftaates ift daher immer 
gänzlicher Umfturz, tie Aufhebung der Geſundheit ims 
mer Uebergang zur Krankheit if. in Umfturz einer mo: 
narchifchen Spielart Fann aber auch ein theilmeifer durch 
Uebergang in eine andere vermittelter feyn, tie die eine 
Krankheit in eine andere Krankheit übergehen kann, wäh 
vend der Zuftand immer Krankheit bleibt. 


g. 11. 


| Sowohl im Rechtsſtaate ald in der Monarchie aber 

erfordert das Dafeyn der Verfaffung eine Verwirklichung 
derfelben durch Träger. Der Umfturz der Verfaſſung ift 
alfo gegeben, fobald einem ſolchen Träger nicht blod durch 
eine ihrer Natur nad) nur vorubergehende Handlung, fons 
dern Durch eine den Eharafter der Dauer an fich tragende 
Gewalt, die Möglichkeit jener Verwirklichung entzogen ift, 
ſey e8 nun ganz oder theilmeife, ſey es daß er eine ein- 
willigende Erklärung der Aufhebung oder Abänderung fei- 
ner Befugniffe ertheilt habe oder nicht. 8 feheint die 
Erflärung einer folhen Einwilligung demnach nicht allein 
gleichgültig, fondern es ſcheint ſelbſt Kraalih zu kun: ob 
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fie, im Salle des Erzwungenſeyns, In der That einen Um⸗ 
fturz der Berfaffung mit ſich führe? Dennoch fcheinen die 
Geſetze, wo fie die Abänderung oder Unterdrücung der 
Berfaffung als den Zweck hochverrätherifcher Handlungen 
aufftellen, das Erzwingen einer Einwilligung dazu befons 
ders im Auge gehabt zu haben !)., In fofern nun, ale 
in einer folchen Einwilligung eine autonomifche Untermwers 
fung liegt, wird durch fie denn auch allerdings eine wirk⸗ 
lihe Veränderung des Verfaffungszuftandes herbeigeführt; 
und der neue Zuftand ift, als Product einer folchen Unters 
werfung betrachtet, durch das Erzwingen der einmilligenden 
Erklärung auch keinesweges als ein rechtlich mangelhafter 
qualificirt. Die rechtliche Bedeutung diefer Unterwerfung 
ift die der Anerfennung, dee thatfächlichen Einfegung in 
die Ausübung der anerfannten Befugnig oder des aners 
fannten Berhältniffes, oder das thatfächliche Zuruͤckwei⸗ 
chen von einer folhen Ausübung. Außer dem Gebiete der 
Autonomie ift fie nur Geund der Befreiung vom Beweiſe, 
und im Falle des Erzwungenſeyns mwirfungslos 2). Im 
Gebiete der Autonomie dahingegen ift fie die Hiftorifche Ers 
fcheinung des Rechts, vermittelft welcher die Gewalt das 
Recht erzeugt; und diefe Bedeutung wird durch das Er⸗ 
zwungenſeyn überall nicht beeinträchtigt ?), Sie ift, wenn 


1) So durch unmittelbare Gewalt oder Drohungen gegen den 
Monarchen (Bad. Str. ©. B. $. 586), oder durch Aufruhr 
oder Weranlaffen des Kinfchreitens einer fremden Macht 
(Bad. Str. ©. B. $. 588. 539). Den beiden lestern Fällen 
fheint die Auffaffung zum Grunde zu liegen, daß der hoch⸗ 
verrätherifche Act nur eine Macht conftituirt, die in Ueberz 
einftimmung mit dem Zwecke feines Urhebers die Abänderung 
oder Unterdrüdung vornimmt. 

2) Denn hier find Thatſache und Recht nicht identifh. Die 
Thatſache Fann alfo auch während ihrer Dauer unrecht⸗ 
lich feyn. 

3) Denn fo lange die diefer Erfheinung eniiprehhenie Süpte 
fache dauert, ift fie auch vechtlidy. 

Archiv db. Er. R. 1350. 111. &t. DV 
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man den Ausdruck: Publiciſtiſch, in der heutigen Bedeu: 
tung nimmt, die publiciftifche Begründungsart des Privats 
rechts, von dem Das Recht der Eroberung nur eine Art 
iſt. Im Rechtöftaate wäre eine Aenderung der Verfaflung 
durch Einwilligung nur denfbar vermittelt der autonomis 
fehen Unterwerfung des Volks unter eine monarchiſche 
Gewalt. In der Monarchie hingegen ift fie gegeben: 
durch die Anerfennung einer Aufhebung oder Beſchraͤnkung 
einer, einen wirklichen Beftandtheil der Verfaflung bildenden 
Gewalt von Seiten eines durch ein Sonderverhälts 
niß conftituirten Trägers derfelben, gegenüber von 
der Anmaßung entweder diefer, oder einer ihre widerftrei- 
tenden, oder fie befchränfenden Gewalt, die von Sei⸗ 
ten eines, durch die bisherige Verfaflung oder erft durch 
diefe Anerkennung, conftituirten Trägers der Verfaſſung 
ausgeht. 

| §. 12. 

Die neueren Strafgefee, mit Ausnahme des Preußi⸗ 
ſchen Landrechts und des Defterreichifchen,, fordern, von 
der Verfehwörung "abgefehen, Gewalt, oder doch Dro⸗ 
Hung gegen den Monarchen, zur Begehung des Hochver: 
raths. Bloße Aufreizungen zu Unternehmen gegen das 
Beftehen der Verfaffung fallen unter die Vorbereitung zum 
Hochverrathe als ein befonderes Verbrechen 2). Zum Hoch: 
verrath an der Verfaffung fordert aber gleich dem Preußi⸗ 
ſchen Landrechte auch das Defterreichifche Gefeg das Ab⸗ 
zielen der Handlung auf eine gemwaltfame Aenderung ?). 
Meinungs= und Willensäußerungen über eine Abänderung 
dee Verfaſſung, fofern legtere Feine Richtung auf eine 


— — — — 


1) Vol. Häberlin a. a. O. II. S. 21. 


2) 6.52. Daß hiernach auch die Vorbereitung Hochverrath ſey 
(Paberlin a. a. D.), trifft nur dann zu, wenn man das 
Abzielen nicht auf die objertioe Belchaffenheit der Handlung 

beſchraͤnkt. 
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ſolche Gewaltſamkeit haben, find alfo auch hier vom Hochs 
verrathe ausgefchloffen; fo mie fie eine Vorbereitung defs 
felben nicht begründen Fönnen, wo zur Begehung Gemwalts 
famfeit gehört. Handlungen, welche dahin zielen, die 
allgemeine Meinung und den allgemeinen Willen für eine 
Abänderung der Verfaffung zu gewinnen, fönnen alfg 
weder Hochverrath noch Vorbereitung zu demfelben feyn. 
Die Gefege verftehen indeß unter der Vorbereitung zum 
Hochverrathe nicht eben nur die Vorbereitung der eigney 
Ausführung, fondern vielmehr die Vorbereitung, oder 
eigentlicher die Zubereitung oder Aufftiftung Anderer zur 
Begehung oder Mitbegehung des Verbrechens °). Und 
wenn jene Allgemeinheit der Meinung und des Willens zum 
Dafeyn gelangt ift, fo wird fie auch die Hinderniffe, melche 
der Ausführung entgegenftehen, gewaltfam befeitigen. Diefe 
Hinderniffe koͤnnen auh in dem toiderftrebenden Willen 
Einzelner beftchen, da diefer jene Allgemeinheit nicht aus: 
ſchließt. Sind diefe Einzelnen nicht felbftändige Trägeg 
der Verfaſſung, fondern nur Theilhaber an der Trägers 
fbaft der Sefammtheit, fo geht ihr Einzelwille in dem 
Willen der überwiegenden Maffe diefer Gefammtheit auf, 


3) So heißt es in dem Sähf. Str. CB. (Art. 84): „wer irgend 
eine Handlung zur Vorbereitung des Verbrechens des Hoch⸗ 
verrath6 begeht, foll mit Gefängniß . . . . beftraft werden. ” 
Handlungen zur Vorbereitung der Ausführung eines Vers 
brechens follen erft beftraft werden, wenn fie an fih ſchon 
ftrafwürdig find CArt. 29). Die bloße Abfiht, das Verbrechen 
hervorzurufen, Eann alfo die Strafbarfeit nicht begründen, 
fondern nur die Eigenfchaft der Handlung, durch welche fig 
der Anfang des Dafenns einer verbrecherifchen That wich 
(dieſ. Archiv Sahrg. 1847. ©. 60 fgg.). Sol der Richter 
aus den Umftänden das Dafeyn der verbrecherifchen Abſicht 
ermitteln (Weiß a. a. D. 11. ©. 28), fo wird, bei verftäns 
diger Behandlung , das Refultat freilich daſſelbe ſeyn; und 
der bloße Anfauf u. f. w. von Waffen u. f. w. in der Abficht, 
fie zur Ausführung einer hochverrätherifchen Handlung zu bea 
nuben (vgl. Weit a. a. D.), wird dann ihr 
reitung gelten Eönnen. | . - 

QDVR 
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und die Gewaltſamkeit, welche gegen fie etwa angewendet 
wird, um fie dem Willen der übrigen zu unterwerfen, 
ift vollfommen legal, und kann alfo überhaupt nicht ver: 
brecherifch feyn. Wäre nun der Monarch blos ein Glied 
zu einem und demfelben Rechtszuftande verbundenen Ges 
fammtheit, fo würde auch fein Widerftand unter der ange: 
gebenen Borausfegung in vollfonmen legaler Weife durch 
Gewalt gebrochen werden können. Die Sache verhält ſich 
aber anders, da er durch die Verfaflung vermöge des ger- 
manifchen monardifchen Princip ein Sonderberechtigter 
if. Hat eine Gemeinde befchloffen,, eine befiere Benugung 
ihres Grundes und Bodens einzuführen, fo werden ihre 
Glieder rechtmäßig gezwungen, fich dem zu unterwerfen, 
nicht aber der Inhaber einer Servitut an demfelben. Es 
fragt ſich alfo, ob nicht jede Handlung, welche geeignet 
iſt, jene allgemeine Willensbeftiimmung hervorzurufen, 
ganz von ſelber auf eine illegale gewaltfame Verwirk⸗ 
lihung derfelben gegen den Monarchen abzielt. Dieſe 
Trage muß aber fchon deshalb verneint werden, weil man 
nicht vorausfegen Fann, daß die Einwilligung des Mo⸗ 
narhen ohne Gewaltanwendung entfchieden verfagt wer⸗ 
den werde. 


$. 13. 


Diejenige Rechtsordnung, welche den Umfturz ihrer 
Verfaffung ald ein Verbrechen qualificirt, muß indeß die 
Möglichkeit, dag diefe Berfaffung durch eine andere ver: 
Drangt werde, gänzlich bei Seite feßen. Denn gelingt das 
Unternehmen, fo bat fich eben dadurch eine Macht, die 
vermöge ihres Uebergemwichtd die Allgemeinheit bildet, für 
die Unrechtmäßigfeit des aufgehobenen und für die Rechts 
mäßigfeit des eingeführten Zuftandes ausgefprochen, und 
die That kann felbft dem Principe nah, und ungeachtet 
der angewendeten Gewalt, fofern diefe nicht in ein anderes 
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Verbrechen übergegangen iſt, nicht verbrecherifch ſeyn, weit 
fie ja nur zur Geltendmachung eines Rechts diente, fie welche 
feine Rechtshuͤlfe zu erlangen war. Mit der Beruͤckfichti⸗ 
gung diefer Möglichkeit wuͤrde fie zugeben, daß ein Umfturz 
der Verfaffung eine rechtmäßige Handlung werden Fünne, und 
fih dadurch mit Ihrer eignen Strafdrohung in Widerfprud 
fegen. Sobald fie ftrafend auftritt, muß fie auch den 
Umfturz als mißlungen betrachten, feldft wenn fie in dee 
That eine Zeitlang außer Wirkfamfeit gervefen wäre; teil 
fie fonft überall nicht mehr als die frühere ftrafdrohende 
Rechtsordnung auftreten koͤnnte %). Der Begriff des Hochs 
verraths gegen die Verfaſſung Ift daher: das mißlun⸗ 
gene Unternehmen eines Umfturges der Vers 
faffung; wiewohl der Beiſatz: mißlungene, nur ald 
eine toiflenfchaftliche Beftimmung der Tragmeite der Strafs 
deohung anzufehen ift, weil feine Aufnahme in den gefeß- 
lien ſchon eine bei ihm zu vermeidende Andeutung der 
Möglichkeit des Gelingens enthalten würde. Zu diefem 
Unternehmen gehört: eine Handlung, welche ges 
eignet ift, einen Träger der Verfaffung 
außer Stand zu fegen, feinen freien Willen 
zu deren Uufrechterbaltung zur verfaſſungs⸗ 
mäßigen Wirffamfeit zu bringen. Träger der 
Verfaffung iſt jeder, deſſen Zuſtimmung die rechtliche Auf: 
Hebung oder Aenderung bedingt; alfo der Monarch, und 
die Gefammtheit der Staatsbürgerfchaft, oder ftatt des 
erfteen die Minifter, ftatt der leßteren jede der fie vertretens 
den Kammern, fofern deren Thätigfeit in der Ausübung 
der verfaffungsmäßigen Rechte, beziehungsweiſe ded Mo⸗ 
narchen oder der Staatsbürgerfchaft,, deren Aufrechterhafs 
tung bedingt. Geeignet ift eine Handlung zu jenem 


1) Nicht „die fuspendirte Strafgewalt wieder in ihr Rechte 
eingefegt” CBahariä in dief. Archive Jahrg. 1838, 
©. 229) ſeyn könnte. 
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Zwecke, wenn durch fie eine der auf den Umſturz gerichte: 
ten Abſicht ihres Urhebers dienftbare, oder durch 
diefelbe ihre dienftbar gewordene phnfifche Gewalt Mn 
Wirkſamkeit gefept ift, melde entweder die Ertheilung 
der nach der Berfaffung auf deren Abänderung zu in; 
fluiren und nach den Umftänden die Hiftorifche Erſcheinung 
der verfaffungsmäßgig zur Aenderung der Verfaffung erfor- 
derlichen Thatfachen herzuftellen geeigneten Einmwillis 
gung eines jener Träger zu erzwingen und deren 
Wirkſamkeit zwangsweiſe aufreht zu er; 
halten”), oder aber einen bderfelben von der Aus: 
Abung der dem durch fie begründeten Regierungeorgas 
nismus als Beftandtheil angehörigen Handlungen zwangs⸗ 
weife zu verdeängen ftarf geung if. Sie muß da- 
Hin führen Fönnen, die verfaffungsmäßige Gewalt eines 
folhen Trägers, in irgend einem Theile wenigftens, gänzs 
lich zu befeitigen. ine blofe Hinderung der Ausübung 
würde an ſich die Freiheit des Willens des gehinderten 
Trägers zur Aufrehterhaltung der Verfaſſung nicht auf: 
heben; es würde diefe Aufhebung erft dann gegeben feyn, 
wenn feiner Reaction gegen diefe Hinderung die Möglich- 
feit des Erfolgs nach dem Maaße der ihm dienftbaren 
Kräfte entzogen wäre, Sobald aber diefer Fall eintritt, 
iſt der Umfturz der Verfaffung auch dann gegeben, wenn 
die Ihn bezweckende Handlung nicht gegen ihn unmittelbar, 
fondern an fih und ihrer natürlichen Wirkſamkeit nad) 
nur gegen diejenigen Kräfte gerichtet ift, die ihm zur Ber: 
wirflihung feiner verfaffungsmäßigen Gewalt dienftbar 
find. Eine äußere Gewalt z. B., welche die Richtung 


2) Wird alfo die umftürzende Gewalt auch nur gegen Eine der 
Kammern gerichter, fo ift fie, obgleich deren Einwilligung 
alfein nicht zur Aenderung gemügt, dennoch für ihren Zweck 
geeignet, wenn die Einwilligung des Monarchen und der ans 

dern Kammer bereits als gegeben eriaint. 
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und die Geeignetheit hätte, die ganze Juſtizpflege ®) 
eines Landes außer Wirkſamkeit zu fegen, würde dem ver⸗ 
faffungsmäßigen Träger der Juſtizhoheit, dem Monarchen 
beziehungsweife feinem Minifterium, jene Freiheit des 
Willens entziehen, wenn ihre Anwendung auch nur gegen 
die Inhaber der Richterämter gerichtet wäre; fie würde 
aber jene Geeignetheit nur dann befigen, menn fie bie 
Tauglichkeit beſaͤße, eine Gewalt zu gründen oder zu bils 
den, die in dauernder Oppofition gegen jenen Willen defs 
fen Verwirklichung fi unterwürfe. Selbft in offene Ge⸗ 
maltthat gegen die DObrigfeit durch Zufammenrottung von 
Menfchenmaffen übergegangen , würde fie, ohne jene Taugs 
lichkeit, die Graͤnze des Aufruhrs nicht überfchreiten. Es 
kann aber nicht erforderlich geachtet werden, daß diefelbe. 
Gewalt, mittelft welcher der Umfturz der Verfaffung uns 
teenommen wird, 3. B. die der aufrührerifchen Volks⸗ 
maſſe, jene dauernde DOppofition übernehme, fondern es 
muß vielmehr genügen, wenn fie eine Gewalt herzuftellen 
vermag, die eine folche Oppofition tragen wird, und die 
Abſicht desjenigen, dem fie dient, auf deren Herftellung 
gerichtet if. In Wirkſamkeit getreten aber ift eine ſolche 
Gewalt dann, wenn ihre vwiderftrebende Richtung gegen 
die verfaffungsmäßige Gewalt eines Trägers der Verfaſ⸗ 
fung durch eine Regung gegen diefelbe in der Außenwelt 
zur Thatfache geworden if. In diefem Augenblicke eris 
ftirt die Handlung, welche in der Abficht unternoms 


3) Etwas Anderes iſt es, wenn man Gewaltthat gegen eine 
ganze Klaffe von Einrichtungen, die nicht zur Verwirklichung 
der Werfaffung dienen , der Allgemeinheit ihrer Richtung wegen 
zum Hochverrathe zählt, wie es einft englifche Suriften ges 
wollt haben. S. darüber: Marguardfen Zeitſchrift f. Keit. 
Rechtswiſſenſchaft XXL ©. 178. — Die Grundidee dieſer 
Anfiht aber: daß zum Hochverrathe eine Nichtung gegen den 
Zuftand der Gefammtheit gehöre, kann keinesweges Aeuwuute 


fen werden. 
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men war, die Verfaſſung umzuftürzen %). Eine folche Re⸗ 
gung ift auch erforderlich, damit die Handlung auf eine 
gewaltfame Abänderung abziele, und fie genügt anderer; 
feits , fie felber zu einer gewaltfamen Handlung zu qualifi: 
civen; fo daß überall, wo man nicht die Vorbereitung 
fhon als das Verbrechen felber anfieht °), der Anfangs⸗ 
punft der Begehung derfelbe ift. 


$. 14. 


Es kann jene Gewaltfamfeit nur dann zu jenem Er⸗ 
folge gegeignet ſeyn, die verfaffungemäßige Gewalt eines 
Trägers der Berfaffung in irgend einem Theile gänzlich zu 
befeitigen, wenn die beabfichtigte Veränderung im Falle 
ihrer Ausführung: entweder einer bereitd durch die 
Verfaſſung als Träger derfelben oder ihrer Verwirklichung 
dauernd organijirten Gewalt, die mit diefer Veränderung 
einverftanden iſt, einen größern Einfluß in Anfehung der 
Bermirflihung des Rechtszuftandes gemährt, und das 
durch den gleichen Einfluß einer gleichen gegenüberftehens 
den Gewalt veringert Y); oder wenn fie eine Verpflich: 
tung eines Trägers jener Verwirklichung einem andern 
Träger gegenüber aufhebt ); oder wenn fie die Grunds 
lagen einer folchen Trägerfchaft ergreift 3); oder menn 
fie eine neue dauernd organifirte Gewalt *) in die Reihe 


4) Kleinfhrod A. Archiv d. Crim. R. J. ©. 67. 
5) Oben $. 12. Not. 2. 


1) 3.83. dem Monarchen die allein entfcheidende Stimme in 
der Gefeggebung zuweiſet, und die Kammern auf bloße Bes 
rathung befchränft. 


2) 3. B. die Verantwortlichkeit der Minifter. 


3) Die Schronfolgeordnung ; den Wahlmodus oder die Wahls 
fähigkeit. 


4) 3. B. eine Kammer. 
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der Trager der Verfaffung einfchiebt, oder aber die bi &s 
herigen Träger, oder einen derfelben gänzlich ver 
drängt. Denn fehlt es an einer ſolchen Organiſation, fo 
ift die auf die Veränderung gerichtete Gemwaltthat nur vors 
übergehender Natur, und nach ihrem VBorübergehen vers 
bieibt dem vergewaltigten Träger noch immer die Macht, 
die Ungültigfeit der erziwungenen Veränderung geltend zu. 
machen, und es ift blos eine Etdrung der Thätigfeit des 
Verfaſſungsorganismus eingetreten, Wäre 3. B. die Volkes 
vertretung gezwungen worden, eine Aufhebung der ducch die 
Verfaſſung garantirten Unauffündbarfeit des Verhältniffes 
der Beamten, oder Unveräußerlichfeit der Domainen °), 
zu bemilligen, fo würde fie eine willfürlihe Abfegung 
oder beziehungsmeife Veräußerung mit demfelben &f 
fecte als eine Rechtswidrigfeit behandeln Fünnen, als ob 
jene Einwilligung gar nicht ertheilt worden wäre, und bie 
Gerichte des Landes wuͤrden diefe Acte als widerrechtlich 
und nichtig zu behandeln haben 9), Wäre ihr dagegen die 
Einwilligung abgedrungen: zue Zurüdführung ihrer Theil: 
nahme an der Gefeßgebung auf eine bloße Begutachtung, 
zur Aufhebung der Steuerberilligung oder der Minifters 
verantwortlichkeit; fo hätte fie ein Stuͤck der von ihr bis⸗ 
her getragenen Macht thatfächlih verloren und in die 
Hand eines andern Trägers der Verfaffung gelegt, oder 
diefen von dem Unterwürfigfeitsverhältniffe zu derfelben 
befreit; wodurch auch die rechtliche Möglichkeit der Aus⸗ 


5) Aufhebung unmefentlicher Theile: oben $. 10 nah Not. 1. 


6) Denn es würde ihnen eine nad der thatfächlich beftehenden 
Verfaſſung erforderliche Worausfegung der Gültigkeit mans 
geln; da fie als gefeggebende Acte als Ausſprüche der Rechtss 
überzeugung der Geſammtheit zu behandeln, und durch Ihr 
Erzwungenfeyn ihrer rechtlichen Quelle beraubt find. Und 
ob die verfaffungsmäßigen Erforderniffe eines Geſetzes vor» 
handen find, darüber ſteht richtiger Anfiht nad, Lem BU 
die Ensfcheidung zu. \ 


m 
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uͤbung verloren gegangen wäre, fo daß die Gerichte des 
Landes die ohne ihre Zuftimmung erlaffenen Gefege befol- 
gen 7), und Anklgen der Minifter oder Klagen auf Ruͤck⸗ 
gabe ohne ſtaͤndiſche Bewilligung erhobener Steuerbeträge 
zurüchweifen müßten. Hätte fie gezwungen in die Abäns 
derung der Thronfolge, ded Kammerſyſtems, des Wahl: 
modus oder Wahlcenfus, der Unentfernbarkeit der Richter 
von ihrer Function eingemilligt, fo Hätte fie eine Macht, 
von der fie als Trägerin der Verfaſſung abhängig ift, that: 
fachlich) in die Hände unmittelbarer oder mittelbarer Träger 
der Verfaffung gelegt, und die rechtliche Möglichfeit einer 
von derfelben unabhängigen Ausübung ihrer eignen und 
äbrigen Macht verloren. Ihre Lage wuͤrde diefelbe feym 
ale wenn ein neuer, auch nur durch bloße Gewalt conftis 
tuirter Träger eines Im gleicher Weife conftituirten Zus 
ſtandes fie theilweiſe oder ganz an der Ausuͤbung ihrer vers 
faffungsmägigen Befugnifle Hinderte. 


4. 15. 


Um dem Hochverrathe gegen die Verfaſſung einen bes 
ſtimmtern Begriff zu geben, würbe man diefen demnach faffen 
müffen ald: das Unternehmen des gewaltfamen 
Umfturzes der Berfaffung, entweder der gans 
zen Berfaffung duch Verdrängung ſaͤmmtli— 
her Träger derfelben mittelft Einſetzung von 
Trägern eines ihre Wirkſamkeit ausſchlie— 
genden Zuftandes, oder eines Theile der 
Verfaffung, fey es durch Einfegung neuer 
Träger der Berfaffung oder durch VBerändes 
zung ded MachtverHältniffes zwifhen den 
bisherigen Trägern Derfelben zu einander. 


7) Denn die Thatfache der nmerkennenden Einwilligung hat 
mit der Veränderung der Gewalt auch die rechtliche Aende⸗ 
sung der Verfaſſung bewirkt. 
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Hätte man Inden mit dem Hochverrathe gegen die Verfaßs 
fung einen fo beftimmten Begriff verbunden, fo würde man 
ihn ſchwerlich In die Geſetzgebuug aufgenommen Haben, ins 
dem dann deffen Begehung einen fo beftimmten Plan vor 
ausſetzt, wie er fich felten bei den Urhebern revolutionairer 
Bewegungen nachweifen laffen wird. Gewiß hat man ein 
Unternehmen zur gewaltfamen Herftellung der Anarchie 
nit vom Umfturze der Verfaſſung ausfchließen wollen. 
Als Träger der Anarchie ließe ſich aber immer nur eine 
unbeftimmte Maffe denfen, menn Ihe negativer Begriff 
überhaupt eine Trägerfchaft zufieße; fie trägt Daher den 
Charakter des Vorubergehenden an ſich und entbehrt des 
Merfmald des Umfturzed der Verfaſſung. Die Geſetze 
koͤnnen daher zu einer auf gewaltſamen Umfturz der Vers 
faffung gerichteten gewaltfamen Handlung nicht mehr fors 
dern wollen, als eben den Aufruhr (&meute, Krawall, 
Dutfh), der, wenn er auch den militairifchen Charakter 
eines Krieges annimmt, dennoch dadurch die Eigenfchaft 
einer Revolution nicht erlangt. Man wuͤrde alfo in ihrem 
Einne den Begriff blos durch die Feftftellung der Träger 
der Verfaffung dahin näher beftimmen dürfen, ald: das 
Unternehmen, durch Bewalt die Wirffams 
Peit der verfaffungsmägigen Beſtimmungen 
über die VBorausfegungen der Gewalt des 
Monarhen oder der Kammern, oder ihrer 
Ausübung, oder die Wirffamkfeit der dem 
Monarchen oder den Kammern durh die Vers 
faffung gefiherten Befugniffe ganz oder 
theilweife aufzuheben. Der Hocverrath gegen 
den Monarchen als befonderes Verbrechen würde dann die 
Borausfegungen der Gewalt und die Wirkfamfeit der Bes 
fugnifle der Kammern als alleinigen Gegenftand des Hoch: 
verrath8 gegen die Verfaffung übrig laflen., Dean irrt 
Wirffamfeit identificirt fich mit der dee veeka BVaGOwSSW 
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Befugniſſe der Staatsbürgerfchaft und der den Miniftern 
durch die Verfaflung zugemiefenen Stellung. Es entfteht 
aber die weitere Frage, ob nicht nach Analogie des gegen 
die Perfon des Monarchen gerichteten Hochverrath3 viel: 
mehr die Faſſung zu wählen wäre: das Unterneh: 
men eines gewaltfamen oder drohenden Ans 
griffes auf die Kammern oder eine derfel- 
ben, um fie in der freien Ausübung ihrer 
verfaffungsmäßgigen Befugniffe zu hindern. 
Allein diefe Gleichftellung der Kammern mit der Perfon des 
_ Monarchen 1) würde die Lüche nicht ausfüllen, welche 
durch Befeitigung der allgemeinen Strafdrohung gegen den 
Umfturz der Verfaſſung entftände. Denn das Unterneh: 
men eines Umfturzes der verfaffungsmäßigen Beftimmuns 
gen über die Vorausſetzungen der Gewalt der Kammern, 
die in dem Wahlmodus, Wahlcenfus, beziehungsweife den 
Berechtigungen der Standes: und Grundherrlichkeiten u. ſ. w. 
liegen, bleibt dabei übergangen. Dennoch aber erfcheint 
die allgemeine Aufftellung der Begehung des Hochverraths 
durch unmittelbare Angriffe auf die Verfaffung für die Anz 
wendung ungeeignet; und jene Lücke ift nur eine fcheinbare, 
fobald Gewaltſamkeiten gegen jeden Träger der Berfaffung 
old ſolchen mit geeigneter Strafe bedroht find. Es wird 
auch fchwerlich gelingen, durch Zergliederung des Begriffes 
des Umfturzed der Berfaffung , wie fie vorhin verfucht 
worden, die verfchiedenen Anfchauungsweifen verfchiedener 
Richter in daſſelbe Geleife zu lenken; da fie einestheils in 
eine Zergliederung des conftitutionellen Organiemus führt, 
über deffen Sundamentalien nach den Kundgebungen der 


1) Ueber dieſe Gleichftelung nach englifchem Vorbilde (feit 
Georg 111) und Entfernung gegen die Perfon des Monarchen 
gerichteten Verletzungen aus dem Gebiete des Hochverraths: 
Marquardfen, in dief. Archiv Jahre. 1849. ©. 257 fgg. 

©. 262 fgg. 
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neueren Zelt noch eine gewiſſe Dämmerung zu ſchweben 
febeint, und anderntheils die Beurtheilung der Secignets 
heit der That, oder ihre Gefährlichkeit wie man auch ges 
fagt hat 2), mit Schwierigkeiten verknüpft wird. Die 
Beftimmung der Begehungsart dürfte demnach vorzugs⸗ 
weife zur Abhuͤlfe des praftifchen Bedürfniffes geeignet 
feyn. Abgefehen von der Bermittelung durch ein Amtes 
verbrechen *), von der in den Geſetzbuͤchern bereits aufges 
ftellten Verſchwoͤrung, und von der im Badifchen Strafs 
gefege vorgefehenen Herbeizsiehung einer fremden Macht, 
wird eine zu nachhaltiger Wirffamfeit geeignete Begehung 
nut durch eine vereinigte Menfchenmafle und deren Widers 
ftand gegen die verfaffungsmägigen Obrigfeiten möglich 
feyn. Sie ware alfo Aufruhr. Nach den Auffaflungen 
der neueren Strafgefeße erfcheint aber der Aufruhr auf 
Widerftand gegen einzelne ausführende Anordnungen eins 
zelnee Behörden befchränft %. Es fragt fi demnach: 
two die einen Umfturz der Berfaffung bezweckende aufrühs 
verifche Thaͤtigkeit ihren Plag finden foll. 


$. 16. 


Das Badifhe Strafgefep hat, bei jener pofttiven 
Beſchraͤnkung des Aufruhrs, den hochverraͤtheriſchen Auf⸗ 
ruhr nicht unter dieſem ſondern als eine Art des Hoch⸗ 
verraths aufgeſtellt. Dem gemeinen deutſchen Strafrechte 
erſcheint aber jene Beſchraͤnkung keinesweges entſprechend, 


2) Oben $. 9 Not. 4. 


3) Verfaffungeverlegung durch den Monarchen unter Mitivire 
fung der Minifter. 


4) Sagt man, der Aufruhr könne auch gegen die Obrigkeit im 
Allgemeinen, nicht aber, ohne Hochverrath zu feyn, gegen 
den Souverain gerichtet feyn CHäberlin a. a. u. 
©. 153), fo wird fi zwiſchen beiden Richtungen —X 
eine reale Graͤnze ziehen laſſen. 
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wenn man mit den neueren Strafgefegen Anftiftung des 
Aufruhrs, worunter auch deſſen Leitung zu begreifen ift, 
und Theilnahme am Aufruhr als ein und daflelbe Vers 
brechen behandelt. Diefe Identitaͤt ift indeg im gemeinen 
Strafrechte nicht begründet. Die Anftiftung des Aufs 
ruhrs ift nach römifchem Rechte Majeftätsverlegung *), 
oder fteht ihe doch an Strafbarkfeit gleich 7), und ihre - 
Strafe kann nad der P. G. O. Art. 127 felbft die Todess 
ſtrafe ſeyn. Dahingegen wird der bloßen Theilnahme am 
Aufruhr, obgleich fie ja Die phyſiſche Urfache des Aufruhrs 
und demnach deflen Theilnehmer als folcher ein phufifcher 
Urheber des Aufruhrs ift, nur bei Gelegenheit befonderer 
Verhältniffe gedacht, und ohne daß ſich aus den Aeußerun⸗ 
gen über fie eine fo harte Strafe, wie die jener Anftifter, 
obleiten ließe ?), Der Aufruhr an fi, in feiner Zotalität, 
ift gar Fein Verbrechen, fondern nur ein Ereigniß; aber 
die Vorbereitung zum Aufruhr und die Benugung deflels 
ben zur Verübung von Berlegungen iſt vis puhlica ?). 
Die P. G. O. Hat dur ihre Strafbeſtimmungen über 
Verrath und Anftiftung von Aufruhr, von der Verſchwoͤ⸗ 
rung abgefehen, befondere Beftimmungen über Hochver- 
rath für die Zuftände ihrer Zeit in der That entbehrlich 


1) L.1. $.1. D. ad Leg. Jul. maj. 


2) L.3. $. 19. D. de re militari 49. 16. „Qui seditionem 
atrocem militum concitavit, capite punitur.” L. 38. 6. 2. 
D. de poenis 48, 19. Pauli S. R. V. 22. Tit. C. de 
seditiosis 9. 30. 


3) L. 3. $. 20. D. eod.: „Si intra vociferationem aut levem 
querelam seditio mota est, tunc gradu militiae dejicitur,” 
Nur mehrfache Wiederholungen führen zur Kapitalftrafe: 

L. 28. 8.3. D. de poenis. — Den Fall gegenfeitiger Aufftifs 
kung hat im Auge: Reichsfchl. v. 1731. 6.2. 5; und nur 
on Sogedigung bloßer Theilnehmer handelt: R. A. von 


4) L.3 pr. $. 2. D. ad leg, Jul, de vi publ. 48. 6. 
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gemacht ?). Und will man ihre Beftimmungen unter den 
Begriff des Hochverraths der neueren Geſetze ftellen ohne 
ihre Begriffe zu fpalten,, fo gehört nicht der Aufruhr, 
wohl aber die Anftiftung des Aufruhrs, unter den Hochs 
verrath. Welchen Zweck der Anftifter erreichen wollte, iR 
für den Begeiff dann gleich; aber die Strafe fann unter 
Umftänden gelinder ſeyn, NRuthenftreihen und Verweis 
fung; und immer muß der Aufruhr gefährlich feym, 
Der außerordentliche Abftand zmwifchen der Strafe der Aus 
ftiftung des hochverrätherifchen Aufruhrs, oder eines Hochs 
verrathes gegen die Verfaffung duch Anftiftung eines Aufs 
ruhrs, und der Strafe der Anftiftung eines gemeinen Auf⸗ 
ruhrs, der ſich in den neueren Strafgefegen berausftellt, 
ift demnach dem gemeinen Rechte fremd %). Beide unters 
ſcheiden ſich indeß nur durch ihre Ziel. Denft man ſich als 
das Ziel des erfteen blos die Aenderung der Verfaſſung, 
mit Beifeitefegung der Gefährdung des Rechts des Mos 
narchen und der dee der Verlegung eines heiligthümlichen 
BVerhältniffes, fo kann man in diefer Verfchiedenheit der 
Abficht an fich die größere Strafbarkfeit der erftern nicht bes 
gründet finden. Die Abficht einer Aenderung der Verfaſ⸗ 


5) Ueber den Umfang der Strafbeflimmungen der P. ©. D.: 
Roßhirt N. Archiv d. Erim. R. IX. ©.142 fog. ©. 150 fgg- 
Zahariä in dief. Archiv 1X. ©. 532 fgg. " 


6) Die höcfte Strafe der Anftiftung des Aufruhrs tft, ſofern 
ſiie nicht durch Concurrenz von anderen Verbrechen gefteigers 
wird, vom Defterr. Strafrechte abgefehen, nach dem fie bis zu 
20jährigem Kerker fteigt, Zuchthaus oder Arbeitshaus bis zu 
8 Sahren, und wenn fein Beharren im Widerftande gegen den 
ebrigkeitlichen Befehl des Auseinandergehens ftattgefunden, 
nicht über 3 Jahre Arbeitshaus (f. Häberlin aa. O. IL 
S. 178 fgg.). Auch wenn man in Betracht zieht, daß beim 
Hochverrätberifchen Aufruhr nad) Bad. Sır. ©. in dem Falle 
der Unterdrüdung deffelben vor dem Hinzutritt anderer Ver⸗ 
brechen nicht die Todesſtrafe, ſondern höchftens Ichenslängs 
liches aber nicht weniger u:6 10jähriges Zuchthaus, die Urs 
heber trifft ($. 590), fo bleibt der Unterfchied doch immer 
bedeutend. 
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fung dur erlaubte Mittel entbehrt vielmehr der Eigens 
(haft der Widerrechtlichfeit; während zue Hinderung der 
anerfannt beftehenden Obrigkeit in der Ausuͤbung der ihre . 
beigelegten Befugniffe e8 gar Fein erlaubtes Mittel giebt. - 
Der Grund der Steenge in der Strafdrohung für den 
hochverrätherifchen Aufruhr, fo wie für jedes Unterneh 
men zum gewaltfamen Umfturze der Verfaſſung, wird dem> 
nad) nur entweder in der damit verbundenen Gefährdung 
des Kechts des Monarchen oder in einer Idee der Heilig⸗ 
keit des Verhältniffes gefucht werden dürfen. Diefe dee 
erfcheint indeß in unferen Zuftänden immer nur als Begleis 
terin jenes Rechts des Monarchen und durfte alfein noch 
in Anfehung feiner Perfönlichfeit einige Haltbarkeit finden. 
Es fcheint alfo keinesweges gerechtfertigt, die auf fie ges 
gründete Strenge auf diejenigen Begehungsarten des Hochs 
verrathes, die frei von unmittelbarer Gewalt gegen jene 
Perſoͤnlichkeit find, feblechthin zu übertragen. Vielmehr 
wird ihre Strafbarkeit nach der Begehungsart zu bemeflen 
ſeyn. Namentlich wird diefe Ausmeffungsnorm da die 
alleinherrfchende feyn müffen, wo e8 feine phufifche Pers 
fönlichfeit des Monarchen giebt, und heutzutage die mo⸗ 
narchiſche Gewalt von einer Corporation (anders in den 
ehemals geiftlichen Territorien) getragen wird, die mit der 
Obrigkeit zufammenfällt, namlih dem Rathe in den 
freien Städten, wo die Territorialhoheit an fich ein Attris 
but der moralifehen Perfonlichkeit der Stadtgemeinde ift. 
§. 17. Außer den bereits in den Gefegen vorgefehenen Bes 
gehungsarten, mit Einfchluß derjenigen, welche das Badi⸗ 
ſche Strafgefeg aufftellt, wird als ein zum Umfturze der 
Verfaſſung geeignetes Unternehmen nur noch übrig bleiben: 
der gewaltfame oder drohende Angriff auf die Kammern 
oder eine derfelben zur Erzwingung einer Einwilligung in 
Die Abänderung der Verfaffung. Die Geeignetheit diefes 
Unternehmens ift aber dDadurdy bedingt, Vap rine Einmilk: 
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gung des Monarchen unter minifteriellee Mitwirfung, bes 
ziehungsmeife auch die Einwilligung der andern Kammer 
in Ausficht ſtehe. Geht indeß das Unternehmen nicht in 
eine dee anderen Vegehungsärten, die diefe Einwilligung 
zu erztoingen oder berflüffig zu machen tauglich find, Hinz 
tiber, z. B. mittelſt eines Ruftuhrs, ober erledigt fich die 
Frage über die Erreichbarkeit der Einwilligung nicht dis 
duch, dag Monarch und Minifter felber, wenn auch nur 
intelleetuelle, Urheber dee Unternehmens find, fo wird 
deren genügende Beantkbortärg kaum jemals möglich feyn. 
Die praftifhe Brauchbarfeit einer Strafbeftimmung für 
diefen Fall erfcpeint demndtß Kur dadurch erreichbar, daß 
man eben fo, wie bei Anariffeh auf den Monarchen, die 
Richtung des Unternehmens gegen den Träger der ver: 
faffungsmäßigen Gewalt zum entfcheidenden Merfmal des 
Verbrechens conftituirt. Neben Gewaltthat gegen den 
Monarchen, Herbeiziehung fremder Macht gegen ihn, 
Verſchwoͤrung und hochverrätherifhem Aufruhr, dürfte 
demnach: das Unternehmen eines getwaltfamen oder dro⸗ 
henden Angriffes auf die Kammern (d. h. die Verſamm⸗ 
fung der Kammern) oder eine derfelben, um fie in der 
freien Ausübung ihrer verfaffungsmäßigen Befugniffe zu 
hindern ; einen Plagverdienen , und dem hodverrätheris 
ſchen Aufruhr an Strafbarkelt gleich zu teilen ſeyn. 


Archiv d, Er. A. 1880. 1I11. &t. C ° 
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XVII. 
Zur Verſtändigung 
uͤber das Verhaͤltniß der Einzelhaft 


zur 


Strafgeſetzgebung“). 


Bon 


Herrn Dr. Röder, 
Drofeffor der Rechte in Heidelberg. 


— — — — — 


Die Verhandlungen der erſten und zweiten Verſammlung 
der Freunde einer Verbeſſerung des Gefaͤngnißweſens muß: 
ten ficherlih Jedem, der ihnen, wenn auch nur aus der 
Serne, aufmerffam gefolgt ift, die freudige Gewißheit 





1) Diefer Auffag enthält in der Hauptfache nur etwa das mas 
der Verf. in Brüffel mündlich auszuführen gedachte, um wo 
möglih unter den im Herbft 1847 dort tagenden von Fach 
äußerft verfchtedenen Männern eine Verftändigung ans 
zubahnen über die rechtliche Lebensfrage, von der jeder 
wahre Fortichritt des Sefängnißwefens abhängt, nicht aber 
wendet er fich allein oder auch nur hauptfächlich an die Rechts: 
fenner unter ihnen, da gerade fie am Fortfneten des alten 
Sauerteigs am Häufigften ihr volles Genüge finden und am 
Wenigften Empfänglichkeit zeigen für Alles was fie in ihren 
althergebrachten Berufsvorurtheilen zu ftören oder gar in ihre 
gelehrten Lehrgebäude einen Rif zu machen droht. Am Lieb: 
ften hätte darum der Verf. feine Anfprache in Julius? Sahrs 
büchern der Sefängnißkunde erfcheinen laffen. Da aber diefe 
Zeitſchrift inzwifchen leider aus Mangel an Theilnahme der 
rechtszünftigen Leſewelt eingegangen iſt, fo glaubte er das 
Anerbieten des Herausgebers diefes „, Archivs ”, ihr darin eine 
Stelle zu gönnen, nicht ablehnen zu dürfen. 
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geben, daß, durch die vereinten Bemühungen gleichgefinn- 
tee Männer aus allen Theilen der alten und neuen Welt, 
endlich vafcher als bisher das aroße Werk der Erlöfung 
eines nur zu lange verwahrlosten und mißhandelten 
Theils der leidenden Menſchheit werde gefördert werden, 
daß ein erfter erfolgreicher Angriff vom Boden der That: 
fachen und des Lebens aus auf die völlig verrottete Grund: 
lage des fogenannten Strafrechts der Gegenwart gemacht 
fey, — jenes Strafrechts, das dem ganzen Geift nach, 
den es noch in den neueften Erfcheinungen der Strafgefeß: 
gebung athmet, unverfennbar völlig einer laͤngſt überlebten 
Zeit angehört und im febreiendften Mißflang fteht mit der 
gefammten Bildung der meiften gefitteten Völker, wie mit 
den geläuterten Begriffen von Recht, Sittlichkeit und Re: 
ligion, die von Tag zu Tag ftärfer Kopf und Herz unſrer 
Zeitgenoſſen erleuchten und erwärmen. Langfam zwar und 
Feineswegs gleichmäßig, aber doch in erfreulicher Stetig: 
keit, bemerken wie demzufolge in allen Gebieten des gefells 
fhaftlichen Lebens und Wirkens ein bewußtes oder unbe⸗ 
wußtes Kortfchreiten von einer bloßen feelenlofen, Flapperns 
den, förmlichen Aeußerlichkeit des menfchlichen Thuns 
und Treibens zu einer größeren Innerlichkeit, vor Allem 
in Gebiet des Unterrichts und der Erziehung, aber auch im 
Gebiet des Rechts und Staats. Man erinnert fich all 
mählih wieder, daß man mit Menſchen zu thun hat, 
d.h. mit vernünftiger Selbftbeftimmung fähis 
gen, alleineigenthümlichen (individuellen) Selb ft> 
wefen, die fich nicht bloß von Außen treiben und abrichten, 
nicht als bloße Mittel zu beliebigen Zwecken, als Saden, 
brauchen laflen; man fängt an einzufehen, daß es eine 
verkehrte Schulmeisheit war, als man feit Kant das 
Recht außer aller Beziehung zu den übrigen in der Mens 
fchenbeftimmung beariffenen Aufgaben, namentlih zur 
Sistlichfeit feen zu Fönnen glaubte, ja fogar einen „Staat 
Er 


- 
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von Teufeln” nicht Fler ein Ding der Unmöglichkeit hielt ; 
tat begreift mehr und mehr, daß ohne allen Nechtfinn 
feinee Angehörigen (ohne innere Gerechtigkeit) ein Recht: 
ftaat nicht denkbar ift, daß mithin das Wecken und Pfle- 
gen gerechter Gefinnung unzweifelhaft zu deſſen Aufgabe 
gehoͤrt; und man ahnt twenigftens, daß die Strafrechts: 
pflege die Richtung diefer gewiſſermaßen erziehenden Thaͤ⸗ 
tigkeit des Staats einſchlagen müffe, wenn fie mit Erfolg 
deffen Zweck fördern fol. 

Der Eindru der Verhandlungen der Frankfurter 
Verfammlung wat in der That ein fo uͤberwaͤltigender, die 
dort mitgetheilten velchen Erfahrungen fo vieler Männer 
aller Länder, die als Vorfteher, Geiftlihe, Aerzte, Ban: 
meifter, endlich ald Mitglieder von Gefängnißgefellichaf: 
ten, mit Gefängniffen und Gefangenen feit Jahren befchäf- 
tigt und von den verfchiedenften Seiten innig verttäut 
waren, griffen fo munderbar In einander und ergänzten 
fih fo uͤberraſchend, daß bekanntlich in und außer der 
Verſammlung felbft zahlreiche Gegner der Einzelhaft, in 
welcher jene Männer alle der Rettungsanfer In dee Noth 
erblickten, ploͤtzlich fir fie geivonnen wurden und der größte 
Theil der Vorurtheile gegen fie, wenigſtens bei den Unbe- 
fangenen, denen ed nur um die Sache galt, zerftbrt ward. 
Allein zugleich wurde wohl Jedem der die Verbrechen und 
ihre Beftrafung zum Gegenſtand vielfachen Nachdenkens 
gemacht Hat, fehon in der Kranffurter, weit mehr aber 
nöch in der Bruͤſſeler Verſammlung ber Sreunde einer Um⸗ 
geftaltung der Gefängniffteafe die Ueberzeugung, daß eine 
große, ja die bei Weiten größte Zahl der Mitglieder bei 
Ihren Anfichten und Beftrebungen viel mehr durch ein ges 
wiſſes richtiges Gefühl geleitet wurde, als durch ein vol 
kommen klares Bewußtſeyn über daB eigentliche Wefen der 
gerneinfainen Aufgabe und folgeweife über den ganzen Umfang 
deefelben und die einzig angernehenen Mittel \nreriiiung, 
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Es ift in der That nicht abzufehen, wie man den 
Fürzeften Weg zum Ziel zu finden hoffen Fann, ohne das 
Ziel felbft deutlich vor Augen zu haben, oder nach Sieye# 
befanntem Wort: si le philosophe n’est au but, ilne 
sait ou il est; si ’administrateur ne voit le but, il’ne 
sait ou il va. Um aber den Zweck unzweifelhaft fefts 
zuftellen, fie den die VBerfammlung in ihren Berathungen 
die angemeffenften Mittel ausfindig machen wollte, war 
es vor Allem nöthig, daß man ſich zu verftändigen fuchte 
über die Bedingungen, unter denen allein e8 möglich ers 
fchien, eine wahrhaft vernünftige, fittliche und chriftliche, 
kurz: menfchlihe @ineichtung der Haft‘ (vorzüglich des 
Strafhaft), und namentlich der @inzelhaft, in Einklang 
zu bringen mit der Strafgefeßgehung und deren Anwen⸗ 
dung. Man durfte nit, aus Furcht an diefer Klippe 
zu foheitern, die entfcheidende VBorfrage umgehen: 
wie fich eine fo befchaffene Haft und Einzelhaft verhalte zu 
dem ganzen, zur Zeit noch weitaus vorherrfchenden Geift 
des geltenden Strafrehts, ob fie ſich mit ihm vertrage 
und ihm untergeordnet und angepaßt werden Fönne und 
mäffe, oder ob umgekehrt dieſer ganze alterthämliche Geiſt 
jenem befleren, ‘gerechteren Geift weichen müfle, aus dem 
dee Gedanfe der Einzelhaft fichtlich entfproffen war und in 
dem allein diefelbe das auch mwirflich leiften wird was fie 
ihrem Weſen nach zur Körderung der Zwecke des Staatd 
und der menſchlichen Gefellfchaft zu leiften vermag. Man 
hatte diefe Lebensfrage für einen vollftändigen, umfaffen- 
den Sieg der guten Sache, für die man Fämpfen wollte, 
und die doch vor allen Dingen eine Rechtsfrage mar, 
zwar hei Sutwerfung der Grundzüge für die Frankfurter 
Verſammlung in ihrev Wichtigkeit einigermaßen anevfannt, 
indem fie dort vorangeftelt — wenn auch bei den Deus 
handlungen felbft in den Hinteuguund gedrängt und ct am 
Schluffe halbwegs befpxochen ward. m \p Vmggabet 
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wäre es geweſen, zu Brüffel da wieder anzufnüpfen, wo 
man in Frankfurt aufgehört hatte, bei der näheren Pruͤ⸗ 
fung der vechtlihen Seite der Sache. Der Schrei: 
ber diefer Zeilen glaubte daher ſchon in einer vorbereiten: 
den vertraulichen Befprechung , two über Aenderungen des 
nach den Vorfchlägen des Ausfchufles entworfenen Leit: 
fadens für die Verhandlungen berathen ward, einen da⸗ 
hin gehenden Antrag ftellen zu follen, damit Niemand im 
Unflaren bleibe über dad was wir mollten, weil voraus: 
fihtlih nur hiernach eine wahrhaft zweckmaͤßige Auswahl 
der Mittel, alfo eine innerlich zufammenhängende, folges 
vechte Beanttwortung der zahllofen Einzelfragen über die 
Bauart, die höchfte Gefangnenzahl für jedes Gefängniß, 
die gefammte Behandlung der Gefangenen In leibliher und 
geiftigee Hinficht u. f. f. möglich war. Dies Letzte be> 
geiffen zwar manche Mitglieder vecht wohl, wie mehrfache 
Aeußerungen im Laufe der Verhandlungen zeigen; allein 
jener Antrag konnte dennoch fehon deghalb nicht durchdrin⸗ 
gen weil nicht Wenige in Brüffel wie in Sranffurt von 
einer Tächerlichen Angft geplagt waren, fonft auf das 
uferlofe Meer der Strafrechtstheorieen hinaus in die Irre 
getrieben zu werden, weil fie ſich darum lieber der eiteln 
Hoffnung hHingaben, ganz abgefehen von der fonftigen, 
wenn auch noch fo verfehrten, Grundlage, Abficht und 
Strafweiſe der bisherigen Strafgefeggebungen, ledig: 
lih auf dem Wege der Gefeg: Ausführung, zum We 
niaften bei der Sefängnißftrafe, durch eine dem altüblichen 
Berfahren geradeswegs entgegengefegte Art Ihrer Voll: 
ftrefung, den Anfichten unfrer fortgefchrittenen Bildung 
und Menfchlichfeit ganz unmerflih Bahn zu machen und 
den läuternden Geift der Befferungsfteafe gleichfam durch 
Hinterthür einzulaffen, — hierin nicht unähnlich man: 
oben Rechtsgelehrten die noch heute nicht anftehen, die 
Verfolgung des Beſſerungszwects Aucchanpt wur \o de 
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ber als einen von vielen Neben zwecken der Strafe und 
zwar nur der Gefängnifftrafe zu erwähnen! ?) — Ueber; 
dies beftand die Mehrzahl der Brüffeler Verſammlung aus 
f. 9. Praftifern und Techniken, von denen gar nicht zu 
erwarten war, daß fie auf der Stelle die Tragmeite der 
beantragten Verftändigung und deren Einfluß auf einen 
großen Theil ihrer eignen Befümmerniffe bemerken follten 
und von denen Diele fehr verzeihlich vor Ungeduld brann⸗ 
ten, ihre Anfichten und Erfahrungen über die Bauart, 
die befte Art der Heizung, der Lufterneuerung,, der Anz 
legung der Abtritte und ähnliche, allerdings in ihrer Art 
Außerft wichtige, obwohl verhaͤltnißmaͤßig fehr untergeords 
nete Dinge zur Sprache zu bringen. So ftürzte man fich 
denn Fopfüber in ein Meer von Einzelfragen, ohne fich bei 
deren Erörterung über den Zufammenhang oder Widers 
fpruch mit dem Geift des Ganzen Sorgen zu machen, ob; 
wohl diefer Grundmangel von allen klaren Köpfen lebhaft 
empfunden und bei verfchledenen Antäffen berührt wur⸗ 
de 9, In der That, wenn man abfieht von einigen 





2) Su unferm Leidiwefen find wir diefer Anficht auch noch In 
der Schrift von Sagemann „die Rechtöbegründung der Eins 
zelhaft” 1849 begegnet, in der wir wenigſtens Nichts zu 
finden im Stande waren was einer Zurüdführung der Einzels 
haft auf die legten Gründe des Nechts und Strafrechts ähns 
lich fähe, obwohl fie fonft manches Gute enthält. 


3) Da die „Debats du congrès penitentiaire de Bruxelles 
1847” die Verhandlungen bier fehr untren wiedergeben und 
neben Unmefentlihem aud Wichtiges weggefchnitten haben 
(21/, Seiten), fo muß ich auf den Moniteur beige (annexe 
au Nr. 265) p. XIII, 1 vermweifen, wo z. B. Moreau— 
Chriftophe fagt: „— mais auparavant il conviendrait 
que Passemblée posät le principe, qu’elle definit co qu’elle 
entend par l’emprisonnement cellulaire. Avant de char- 
ger des architectes de faire le plan d’une cellule il faut 
que nous decidions ce que c’est qu’une cellule. Une oel- 
Iule est une combinaison savante, une combinaison philo- 
sophique; une cellule est une prison compldte dont Vas- 
sembl&e doit determiner les conditions yhyaianen, er 
conditions de surveillance , les conditions manralen. En 
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wenigen vortrefflihen Andeutungen über den Geiſt der 
Strafmweife dee Bergangenheit und der Gegenwart in 
der Einleitungsrede des verehrungswürdigen Vorſitzers 
van Meenen, fam der nothwendige Grundſatz umd 
Ausgangspunkt für alle mahrhaft zweck maͤßige Bera⸗ 
thungen einer mit fo reichen Mitteln ausgeftatteten Ber: 
fammlung gay nicht zur Sprache, da au der Berf. es 
vorzog, darüber lieber ganz zu fehtweigen, ald, nah van 
Meenen’d Rath, nur bei Öelegenheit einer Einzelfrage 
eine Befprechung darüber gleichfam einzufchmuggeln. Die 
nothwendige Folge von dem Allem war, daß der Öang der 
Verhandlungen unmöglich ftetig und gemeflen einem feften 
Ziel entgegenfchreiten Fonnte, da diefes fo fehr Vielen nur 
im Daͤmmerlicht erfchien oder ganz dunkel blieb, daß viel: 
fache Verwirrung, nicht wenige müßige Worte und Reden 
und manche übereilte Befchlüffe nicht zu vermeiden waren 
und auch Fünftig nicht ausbleiben werden, wenn nicht fos 
fort bei dey nächften Zufammenfunft der erwähnte Grund: 
fehler foniel möglich wieder gutgemacht wird. Diefen 
ſchriftlich etwas näher zu befeuchten, hält der Verf. um 
ſo mehr für feine Pflicht als er kaum hoffen darf, es dem- 
nächft mündlich thun zu Fönnen; er verbindet damit den 
Verſuch einer Eyrzen Begruͤndung des folgenden Anfrage, 
dev auf Boſeitigung jenes Grundfehlers berechnet iſt und 
den er fich eben darum erlaubt, der Fünftigen Verſamm⸗ 
lung, ehe fie in Ihren Einzelberathungen weiter geht, 
zue Annahme und Erhebung zum Beſchluß dringend zu 
‚empfehfens Die Strafe, melde auf der Grumd- 
lage der Einzelhaft den Verbrecher zu bef> 


que le prisonnier trouve dans sa cellnle des conditions 
d’air, des conditions d’instruction, des conditions de mo- 
ralisation et de travail. Toutes ces conditions doivent 
etre determindes ayant qu'on puisse charger deg archi- 
feptes de proposer un projet da canstrucken.” 
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fern fucht, iſt Die einzige welche die Gerech— 
tigkeit vollftändig in Einklang bringt mit 
dem Beften der Gefellfhaft und des Bers 
brechers feldftz alle Strafen im Gegentpheil, 
die nur darauf hinauslaufen, diefem Letzte— 
ven ein feiblihes oder geiftiges Wedel zuzu— 
fügen, fey es zum Zwed der Einſchuͤchterung 
oder der Wiedervergeltung, find unvereins 
bar mit dem Geiſt der f. 9. Pönitentiars 
veform ), d. h. einer auf gründliche Beffes 
rung der Verbrecher abzweckenden Einrichs 
tung des Gefängnißmwefends Den innigen Zus 
fammenhang der f. g. Poͤnitentiarreform mit der ges 
fammten Strafgefeggebung und Strafrechtspflege kann 
Niemand verfennen dem es klar geworden ift daß, fo- 
bald die durch jene beabfichtigte völlige Umwandlung unſrer 
Strafanftalten und der den Verbrechern darin zu Theil wers 
denden Behandlung auf der Grundlage der Einzelhaft ins 
Leben getreten feyn wird, mit ihre und durch fie die 
Sreiheitz oder vielmehr die Gefängnißftrafe felbft ihrem 
innerften Weſen, ihrem ganzen Geift und Inhalt nach, fos 
fort eine durchaus amdere geworden ift als jene 
welche die bisherigen Gefege und Urtheile im Auge hatten, 
daß folglich, infomwelt diefe Strafart fo ziemlich die alleins 
herrfchende werden follte, wie fie e8 werden muß und tägs 


4) Dies Fremdwort hat mit fehr vielen andern in unfre 
herrliche, finnreiche Urfprache einge [hlichenen Fremdwörtern 
dies gemein, daß bei ihm, wie bei dem Ausprud: Pinitene 
tiarfoftem, durchaus nichts Beſtimmtes gedacht zu werden 
pflegt. Wir brauchen es hier in von einzig ſtatthaften Gm, 
den ihm der Vorfigende zu Brüffel beigelegt hat in den Wor⸗ 
ten: „C'est, en reglitö, le systeme camıplet de la pena- 
lite dans le but de l’amendement qua le cangräg s’ost 
donné 1a mission de cr&er, de faire connaitre et adapter 

ar opinion, et penetrer par e le dans les loia ak les 
institutions de foutes les parfieg du monde —V &, 
debats du congrès pönit. de Bruxelles, p. W. 
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lich mehr wird, zugleich die ganze Strafmweife nah 
allen ihren Abftufungen (das f. g. Strafenfuftem) einen 
völligen Umfchlag erfahren hat. In dieſer wirklichen und 
wefentlichen Aenderung mag man nun bloß mit dem großen 
Troß eine f. g. „Verſchaͤrfung“ der Strafe, eine größere 
„Härte und Graufamfelt” erblicden, oder man mag fie 
mit den weiter und tiefer Blicfenden dem Zweck der Straf: 
gerechtigfeit wie der Menfchlichfeit entfprechender fin- 
den, — immerhin ift und bleibt fie eine unleugbare 
Thatſache, die, wenn man nicht auf Schritt und Teitt 
in ſchreiendes Unrecht und in die gröbften Widerfprüche 
verfallen will, unmittelbare Beruͤckſichtigung finden muß 
ſowohl in der Strafgefeßgebung felbft als In der Straf: 
vechtspflege. 

Daß beide dadurch eine tief eingreifende Ruͤckwirkung 
und entfprechende Umgeftaltung erfahren müffen, darauf 
ift zwar fehon oft Hingemwiefen worden °), aber noch lange 
nicht oft und nachdrücklich genug ; denn es bedarf wieder: 
holter Anftrengungen und eines langen Hebels, um unfre 
Rechtömänner von Sach aus dem alten Gelelfe zu: bringen ! 
Sie find es nun einmal fo gewöhnt, nad Art und Erfolg 
des Voll zugs der Strafe, auch wenn fie felber diefe zu 
Recht erfannt haben follen, durchaus nichts zu fragen, 
gleich als ob dies Alles die Rechtspflege ganz und gar nicht 
mehr angehe! Man follte zwar meinen, ſchon der na- 
türlihe Menfchenverftand und der unverfchrobene Rechtfinn 


— — — 


5) Am Beften iſt dies von Reichmann geſchehen in feinen 
Lange nicht nah Werdienft beachteten „Betrachtungen über 
das Strafrecht des Staats.” 1836. Auch der Graf Stars 
bet hat darüber manches Bemerkenswertheßgefagt in feinem 
Auffag in Julius? Jahrbb. Bd. X. ©. 5 fog., deffen eins 
zelne Uebertreibungen Barrentrapp’s Nachwort berichiigt 
hat. Hierher gehört auch der achte der Frankfurter Bes 
Shläffe: „Die Umarbeitung der Strafgefeggebung u. f. w. 
neh als nothwendige Ergänzung der Hinitratlarteisem ats 

zufeben. ”- ' 
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ergäbe, dag vom Augenblick der Einführung der Einzelhaft 
an bie im alten Gefeß vorgefehene und danach zuerfannte 
Art der Gefängnifftrafe Hinterdrein für rechtlich uns 
ftatthaft erflärt und deßhalb unvollziehbar geworden fey, 
weil von ihr felbftverftändfih Nichts mehr übrig iſt ale 
etwa der alte Name (3. B. Zucthausftrafe), daß es mit⸗ 
hin durch ein neues Urtheil einer angemeflenen Umwand⸗ 
lung der Strafbeftiimmung bedürfe %). Daß naments 
lich eine ganz bedeutende Abkürzung der Strafdauer (1/e 
wie in Schweden, Y/s wie in Baden, iſt noch viel zu wenig) 
fi daran knuͤpfen müfle, hat man ziemlich allgemein rich⸗ 
tig gefühlt und diefem Gefühl hat der fiebente der Frank⸗ 
furtee Befchlüffe wohl gethan einen Ausdruck zu geben und 
eine Sprderung an die Gefeßgebung daran zu knuͤpfen; 
denn eine Strafeinrichtung , wie die Einzelhaft, Fann uns 
möglich, gleich den alten, den Geift der Wiedervergeltung 
und Rache athmenden Strafen, bloß vufwärts blicden 
auf die begangene That und, gleich unabänderlich wie 
diefe, als blindes Verhaͤngniß den Thäter hoffnungslos bes 
laften oder erdrücken, fondern fie muß zugleich vorwärts 
blicken in verftändiger Bemeffung und Begränzung nach 
einem zu erreichenden vernünftigen Erfolg — der Ums 
ftimmung des rechtswidrigen Willens; es wäre mithin 
völlig volderfinnig, wenn auch fie ohne Rückficht auf die 
nun unendlich geftiegene Wahrfcheintichfeit 
der Erreichung diefes Ihres beftimmten Rechtszwecks zuge: 
fügt werden follte, während vormals gerade umgefehet, 
je länger ein Verbrecher bereits eingefperrt war, deſto 
größer faſt nothwendig feine Berdorbenheit und Gefährlich: 


— — 





6) S. auch Reichmann a. a O. S. 67. Mit Bergnügen 
und wahrer Ueberraſchung iſt der Verf. ähnlichen Gedanken 
auch bei einem franzöfiichen Rechtswalter, Hrn. von St. 
Vincent begegnet, deffen lefenswerihe Kurführung Aula’ 
Jahrbb. Bd. Al. ©. 65 fgg. mitgetheilt hohen. 
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keit, Deito nothwendiger dann falgerecht, um der Ge: 
fehfchaft wenigſtens eine äußere Sicherheit gegen ihn 
zu geben, feine fortdauernde @infperrung bis zu feinem 
Lebensende geweſen wäre, ftatt daß man ihn, ganz unbe: 
kuͤmmert um jene höchft wahrfcheinlicde Wirfung der bie: 
hesigen Zuchthaudeinrichtungen, nach Ablauf der unter 
dem Ramen einer unbegreiftichen Gerechtigkeit ihm voraus⸗ 
beftimmten Stvafzeit unbedenklich wieder auf die Geſell⸗ 
ſchaft losließ. 

Faßt man dieſe Grundverſchiedenheit der möglichen 
und wahrſcheinlichen Wirkung der Einzelhaft und der Haft 
in Bemeinfchaft ind Auge, fa kann man es gemiß nicht 
mit Guſtave de Beaumont für ein irriges Vorur⸗ 
thoil halten, wenn in Frankreich, aber — um von 
Deutfchland gar nicht zu reden — nicht minder in Eng: 
land , in Holland u. f. f. fehr vielfache Bedenken gegen 
eine lange, wohl gar lebenslange Dauer der Einzelhaft 
geltend gemacht werden, ja wenn dort die allgemeine Stim⸗ 
mung ziemlich ebenfo gegen eine ſolche Dauer zu ſeyn fcheint, 
mie fie entfchieden für die Einzelhaft an fich ift, die auch 
ig Amerika täglich mehr Anhänger gewinnt 9. Hätte man 


7) Dies ergeben z. B. die Mittheilungen von Jebb, Beaus 
mont, Charles Sumner (in den debats du congrös 
de penit. de Bruxelles, ©. 3151; 137; 35; 49.) verglichen 
mit denen von Berenger und Baumhauer Cin Julius’ 
Jahrbb. der Gefängnißkunde, Bd. X. ©. 200fg. und Bd. XE. 
©. 55 fog). — Mit Recht hielt der Ausſchuß der zweiten 

Kammer der Generalflaaten die Aufnahme einer lebende 

laugen Zuchthausftrafe für eine völlige Anomalie, fos 
bald man ein Gefängnißſyftem angenommen habe, daB auch 
den ärgſten Verbrecher für befferungfähig erkläre. Statt 
deren wollten Einige, um doch nicht alle Hoffnung abzu⸗ 
chneiden, fogar lieber 30 Jahre fegen, Andere bemerften 
ehr richtig, daß man bei Beitimmung der Strafzeiten die 
unvergleihbar größere Wirkfamäeis der Einzelhaft außer Kugen 
gelafien habe und darum jene übermäßig hart ausgefallen 
fev. — Für fi klar if, daß man auf «ine gar wit zu 
rechtfertigende Weiſe die auf Lrbemnsrcit er dad anf \nuar 
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diefe Grundverſchiedenheit, wie es bis jetzt noch niegends 
geſchehen iſt, in ihrer ganzen folgenſchweren Bedeutung 
richtiger gewuͤrdigt, haͤtte man zuvor den rechtlichen 
Grund und Zweck, und folgeweiſe alle naͤhern rechtlichen 
Bedingungen: und Groͤnzen fuͤr die Anwendung der heuen 
Strafart Far erkannt und ausgeſprochen, anſtatt ſich nur 
gleichſam tappend auf dem neuen Wege fortzubewegen, fo 
wuͤrden wir nicht mit Erftaunen bemerfen, daß man z. B. 
in England 18 Monate ale längfte Dauer der Einzelheft 
(einftweilen und verfuchsweife) beftimmt Hat, In der babl⸗ 
ſchen Geſetzgebung 6, der pennſylvaniſchen 12, der niebed- 
fändifchen 15 Jahre, während die franzöfifche Regierung 
feinen Anftand nahm, Einzelhaft aucd «uf Lebenszeit zu: 
zulaffen; daß man ferner bald Berbeingung außer Landed, 
bald Wiederherftellung dee Gemeinfchafthaft auf die Ein: 
zelhaft folgen zu laffen, bald fogär eine zeitweiſe Abwechs⸗ 
fung zwiſchen Gemeinfchaft und Vereingelung anordnen gu 
folfen glaubte. Alle diefe und viele andere Abweichungen 
der Gefehgebungen, zumal in der innern Einrichtung und 
der dabei verfuchten Abftufung der Einzelhaft,, ſowie Ih 
Hinficht der uͤbrigen damit verfnäpften ſ. g. Zufasftrafen, 
vorzüglich det Ehrenfolgen, verrathen deutlich daß bei der 


Jahre Verurtheilten als verlorne Leute betrachtet und auf⸗ 
gibt, wenn man ſie entweder von Anfang an in Gemein⸗ 
ſchaft arbeiten läßt, wie in Dänemark und Schweden, oder 
doch nach Ablauf beſtimmter Jahre, ſey es ohne Weiteres, 
ſey es nur auf ihren Wunſch, wie Dieſes in Baden und dp s 
land gefeglich angeordnet if. Wenigftens fobald man 
unbedingte Verderblichkeit des Zuſammenlebens von Sttäfs 
lingen anerfannt hat, liegt darin eine Liebtoße Folgewidrig⸗ 
keit, bei der man die Willkür überſehen hat, die in jeder ge⸗ 
ſetzlichen Ziehung einer Gränze zwiſchen Eurz = und langzelilger 
Haft um ſo mehr hervortreten würde wenn ſich an dieſe Un⸗ 
terſcheidung eine ſo grundverſchiedene Behandlung knüpfen 
ſollte, bei der man ferner an die Möglichkeit einer Bestik- 
digung gar nicht gedacht hat. Das Beſte dagegen IK x 
rankfurt von Wilworth Ruiieli gefant weurten. . 
erbandl, ©. 196. 
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ganzen Neuerung die Triebfraft einer bloßen richtigen Ahn- 
nung, von der man dabei ausging, nicht ftarf genug war 
um den Einfluß des Zufalls und der Willfür und die mit 
dem Neuen ftreitenden Ueberbleibfel des Alten überall voll: 
ftändig zu verdrängen. Wird Fünftig eine ungemein 
viel Fürzere Strafzelt, als die heutigen Gefeggebungen fie 
für die fchiwereren Verbrechen beftimmen, in Einzelhaft zu: 
gebracht und gut benußt, aber nur dann wird während 
deffelden Großes und Gutes erreicht werden Fönnen für 
Staat und Verbrecher, da doch bisher auch während der 
längften Strafjeiten Nichte, jedenfalls faft nie etwas 
Gutes erreicht wurde, wenn man anders nicht eine mittel: 
bare langfame Hinrichtung, oder Doch Zugrundrichtung aller 
leiblichen und geiftigen Gefundhelt für etwas Gutes hält. 
Es muß überhaupt von nun an in der ganzen Strafs 
gefehgebung der veraltete Geift der bloßen Peinigung und 
des peinlichen Rechts, daß fich nur oder faft nur an den 
- Körper des Verbrechers hielt, und auf fein Inneres eben⸗ 
falls Höchftens durch geiftige und fittlihe Qualen, durch 
herabfegende, entehrende, entfittlichende Behandlung ein: 
wirfte, einem andern und beſſern Beift das Feld räumen, 
der auch in den geringften Einzelbeftiimmun: 
gen ebenfo die vollfte Uebereinftimmung bezeugen muß mit 
der beabfichtigten gründlichen Umgeftaltung der Strafhaft, 
wie der bisherige Gelft einer bloßen unmürdigen rechte: 
zweckwidrigen Quälerel, fen ed nur des Körpers oder auch 
der Seele, in unverföhnlichem Gegenfag zu ihr fteht. Und 
dennoch fehen wir, daß alles Ernftes Anhänger der Beſſe⸗ 
rung des Gefängnißtwefens und Freunde der Einzelhaft mit: 
unter noch den Franfhaften Gedanfen fefthalten, in und 
außer der Zelle entweder die altüblichen oder neuerfundenen 
Mißhandlungen der Sträflinge fortdauern zu laffen z. B. 
die Ketten ohne oder mit Kugel oder Klog am Zuß gleich 
unbändigen Hunden, eiferne Ringe am Hälfe oder an den 
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Beinen, Schauftellung der Sträflinge, gleich wilden Thies 
ven, für ein Eintrittögeld, zweigetheilt mehrfarbige Kleider, 
gleich Hanswurften, harte Zwangsarbeit, dabei nicht fel- 
ten eine zu allmählihem Hinfiechen oder Hinfterben füh- 
vende f. g. „magere Koft”, bisweilen „, Hungerfoft”, 
die Peitfche oder, wie man fie in Pentonville umgetauft und 
al8 privilegium odiosum für das männliche Sefchlecht bei⸗ 
behalten hat, die dreigefchrwängte „KRage” 8), ftatt deren 
man in Sing: Sing die berüchtigten Sturzbaͤder, anderes 
wo ähnliche Rohheiten unter dem Schilde der „Ordnung: 
ſtrafen“ eingeführt hatte Man Fann daher den in die 
fem Sinn gethanen Aeußerungen des Hrn. Hody (vor: 
mals procureur du Roi) nur beipflichten, der in der Bruͤſ⸗ 
felee Verſammlung hervorhob, daß deren Wirffamfeit 
ebenfofehe auf das Beſte der Gefellfchaft als der Sträf- 
linge abziele und daß er, obwohl er für die Zellenhaft zu: 





— — 


8) Daß dieſe im „freien England” noch gehandhabt wird auch 
außerhalb der Gefängniffe, ia dab Soldaten dort mit ,. stri- 
pes” zeitweilig noch zu Zode gepeitfcht werden, wiffen nicht 
Alle fo gut wie der Verf., der es felöft hat erleben müſſen 
während eines Eurzen Aufenthalts zu Göttingen nach der dors 
tigen f. 9. „„todtgeborenen Revolution” im Jahr 1830, daß 
hannöverfche Soldaten, die wegen vierwöchentlicher fortwäh⸗ 
vender Erbfennahrung, die ihnen aufs Aeußerfte zumider ges 
wirden war, eine Meuterei angezettelt hatten, nach den eng⸗ 
lifhen Kriegsartifeln mit 300 Hieben begnadigt, d. b. uns 
barmherzig todt gemartert wurden Wer diefe englifchen 
Gräuel Eennt, der begreift den blutigen Hohn, mit dem zu 
Brüffel der ruffifche Staatsratb de Zeche fich hierauf bezies 
hen Fonnte, gleihfam um es außer Zweifel zu feßen, daß die 
in Rußland unaufhörlich gefhwungene „Plett”, die feit 
1846 die Knute erfeßt, eine freifinnige Einrichtung ſey (de- 
bats, ©. 132). — Einen größeren Gegenfag fann man fidh 
kaum denken, als die Gewandtheit, mit der dieſer Herr über: 
haupt die ruffifhen Zuftände und Strafeinricdhtungen ins 
Schöne zu malen verftand und die mwürdevolle - Einfachheit 
und Offenheit, ſowie das tiefe Gefühl, womit der Spanier - 
Ramon de la Saygra die damaligen inneren Wirren feis 
ner Heimat und demzufolge aud das Stocden der begonnenen 
Gefängnißverbeſſerung ſchilderte! — a 


435 Zur Verftändigung über das Verhaͤltniß 


naͤchſt darum fen, weil ſie das Fräftiäfte, übfchrerfendfte 
Gegenmittel gegen Verbrechen, die ſtaͤrkſte Buͤrgſchaft Ber 
Sicherhelt der Gefellfchaft enthalte, doch darauf beſtehen 
muͤſſe, daß man ihre Strenge moͤglichſt nilldere, weil am 
Ende der Menfch, auch der fehuldige, Fein Hund, datum 
nicht, in Widerſpruch mit feier Menſchenwuͤrde, miß- 
handelt und gemartert, fonderh nur feftgehaften werden 
dürfe und auf die mögfichft guͤnſtigſten Bedingungen für 
feine Sefundheit Anfpruch habe, wovon e8 freilich unzet⸗ 
trennlich ſey, daß er oft im Gefaͤngniß befiere Nahrung 
erhalten muͤſſe als er fie draußen gehabt habe; mas, role 
Duͤchatel in feinem Vortrag bel Uebergabe des Gefeh: 
entwurfs von 1847 fiber das Gefaͤngnißweſen kichtig ſagte, 
auch in Hinſicht auf Kleidung, Wohnung, Heizung, At⸗ 
beit und Arbeitslohn gilt, indem dies Alles den Ver: 
brechern Im erforderlichen Maß ficher fen, Nicht aber 
allen freien Arbeitern. 

Leider aber finden wir in dem eben erwähnten Ent: 
wurf wie in beffen Begruͤndung UNb fuft Allgemein bei den 
Franzoſen 9) , zumal den Hechtöfachmännern, ein ängft- 
liches Beſtreben, die Einzelhaft lediglich an die Stelle des 
fruͤheren Zuſammenlebens der Straͤflinge treten zu laſſen, 
im Uebrigen ſie ganz und gar in Einklang zu bringen mit 
Ihrem peinlichen Geſetzbuch, anſtatt umgekehrt dieſes mit 
ihr, von der doch die Regierung anerkannte, daß ſie der 
Strafe „die ihr gebuͤhrende Eigenſchaft eines ſittlichen 
Zuchtmittels“ wiedergeben, die Verbrecher „heilſamen 
Einfluͤſſen ausfegen”, „an Ihrer Beſſerung arbeiten” folle, 
„auf eine erweiterte Herrfchaft des Sittengefeßes abziele” 
u. ſ. f. Sie fpricht fogar die Hoffnung aus, die Schug: 
vereine würden mit Erfolg das Werk der Befferung der 


9) ‚Diefelbe Bemerkung hat nah Varrrarrarp awächt iq 
Julius’ Jahrbb. Bd. X. S. 10 in. 
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Sträflinge nach der Abficht des Entwurfs fortführen und 
fihern, während man doch diefe nach wie vor nicht 
allein durch öffentliche Ausftellung befchimpfen, fondern 
obendrein mit lebenslangen Ehrlofigfeit behaftet der Gefellz 
ſchaft wiedergeben will; man hegt mithin zu diefer das Vers 
trauen, daß fie die vom Geſetz für verworfen ErPfärten 
und gleichfam mitten unter den Menfchen Fünftlich Vereins 
zelten, dennoch (weiſer als das Geſetz) brüderlich auf: 
nehme und unterftüge. Man bemüht fich angelegent⸗ 
lich das Bedenfen zu entfernen, als führe die Einzelhaft 
nothwendig zu einer Einförmigfeit der Strafen, wodurch 
deren Wirffamfeit gefchmwächt oder vielmehr die vers 
meintliche Bedingung von diefer: die im peinlichen Ges- 
fegbuch angeordnete dreifache Abftufung der Strafhaft — 
befeitigt werden koͤnnte; man fest ein Hauptverdienft des 
Entwurfs gerade darin, daß er diefe Abftufung nicht allein 
beibehalte fondern noch fehärfer auspräge und wirkſamer 
mache mittelft verfchiedener Strenge der Hausord: 
nung, Befchmwerlichfeit der Arbeit und Lage der Gefäng- 
niffe (in Sranfreih oder Afrika) u. f. fe, furz: ver: 
fhiedener Grade der H:rte der Behandlung! Wie 
ſklaviſch man fich dabei in dem zauberähnlichen Banne des 
alten barbarifchen Geſetzbuchs herumbewegt, an das zu 
rühren man für „gefährlih” Hält, fpricht fich vielleicht 
nirgends arglofer und ftärfer aus, ald in den Worten von 
Moreau: EChriftophe, der von der neuen „einfach 
und vernünftig eingerichteten” Abftufung des Entwurfs 
fagt: „Danach werden alle zur Zwangsarbeit Verurtheil⸗ 
„ten ihre Strafe in ?inem Zellengefängnig verbüßen; fie 
„, werden ihr Brandma.f beibehalten d. h. ihre Kugel am 
„Fuß anftatt des Zuſammenkettens von je Zweien; 
„denn das peinliche Geſetzbuch ſagt: Die zu Zwangs⸗ 
„arbeiten Berurtheilten werden zu Foren JOAMMTURS 
„kettet do der werden eine Kügl om TUR aka: 
Brio db, Er. R. 1850. 111. &t. 5‘ 
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pen” 19), Will man auf diefe Welfe den alten Geiſt der 
Peinigung auch in die Zelle übertragen, dann fpare man 
doch die ſchoͤnen Redensarten von beabfichtigter „, Verfitts 
lihung” der Streäflinge, die, folange diefe fich mißhan⸗ 
delt fühlen, fort und fort gereizt und erbittert werden, ges 
radeswegs unmöglich iſt; man geftehe, daß man nur ent: 
weder nicht genug Muth oder Kolgerichtigfeit des 
Denkens befist, um unſrer menſchlicher und feinfühlts 
ger gewordenen Zeit gleichermaßen in allen andern Stücken 
Hohn zu fprechen und die Zelle, anftatt nur theilmeife, 
lieber ganz und gar in eine bloße Marterfammer für ihren 
Bewohner zu verwandeln, lediglich Darauf berech— 
net, ihm zur aͤußern Wiedervergeltung oder Abſchreckung 
Körper» und Geiftesleiden zuzufügen, alfo auch wieder, 
wie dor Zeiten und wie zum Theil noch heute, durch mehr 
oder minder fchlechte Nahrung, Kleidung, Lagerung, 
Wohnung und Helzung , durch zeitweife vorgenommenes 
mwohlabgeftuftes Peitſchen, ſchwerere oder leichtere Eifen 
und dergl. m., fie planmäßig zu mißhandeln. 


Ganz ähnlich Hat man z. B. in Holland, aber auch 
in Deutfchland und In Schweden befondere Bellimmungen 
über das Gefängnißtwefen auf der Grundlage der Einzelhaft 
in „Uebereinftimmung” mit neuen Gefegbüchern zu brin- 
gen, alfo auch bringen zu Fönnen geglaubt, worin 
einzele entehrende Strafen, Iebenslängliche Gefaͤngnißſtra⸗ 
fen und Lebensſtrafen beibehalten find. 


10) ©. Debats du congrös penit. de Bruxelles. ©. 32. Vergl. 
au die Heußerungen von ©. de Beaumont cebend. ©. 36 
und des Miniftere Düchatel in Julius' Jahrbb. a. a. D. 
S. 277. — Daß in Frankreich Regierung und Kafjationshof 
an die Möglichkeit der Annahme der Zellenhaft, ohne defhalb 
das Str. ©. B. zu Ändern, glaubten, hatte zu Frankfurt 
fhon Ardit verfihert, Mittermater aber mit Nahdrud 
Diefe Möglichkeit in Abrede geſtelt z \. Werhantlangru &.258. 
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Um überhaupt richtig zu ermeflen, welche Rück 
twirfung die mit der Einzelhaft bezweckte Umgeftaltung des 
Strafgefängnigmwefense auf das ganze Strafrecht haben 
muß, ift e8 unumgänglich daß man fich vor Allem Rechen» 
haft gebe über die wahre Bedeutung jenes folgenreichen 
erften Schritte zu einer beſſeren Zufunft, über den lei⸗ 
tenden Grundgedanfen, der den Regierungen wie 
der Öffentlichen Meinung eine neue Richtung zu geben ans 
fing, der die faft einfiimmigen Befchlüffe der Frankfurter 
Berfammlung zu Bunften dee Einzelhaft hervorrief und 
der zugleich die unerläßlichen näheren Bedingungen und Bes 
ſchraͤnkungen ergibt, unter denen allein die Einzelhaft recht: 
lich zuläfiig und wahrhaft heilbringend feyn kann 1"), 

Diefer Gedanfe war offenbar Fein anderer 12) als 
ber, daß man In ihre das einzige Mittel erfann 
bat — : Ä 

1) um die Verbrecher nicht noch mehr zu verfchlechtern; 
was fih nach aller Erfahrung als ganz unvermeidlich 
gezeigt Hatte fobald man fie mit einander in Gemein; 
ſchaft, alfo gleihfam In ein Berhältnig des mechfelfels 
tigen Unterrichts im Böfen brachte; 

2) um fie überhaupt in die Lage zu feßen, die allein eine 
gründliche Umftimmung ihres unrechtlihen Willens 
möglich macht. 

Daß aber Beides — jenes Berneinige wie diefes Be: 
jahige — erftrebt d. h. alles dafür von Außen Nös 
thige und Mögliche den Verbrechern geleiftet werden 
müffe, erfannten oder ahnten wenigftens die Meiften 


— —— — 


11) Z. B. bei den jugendlichen Verbrechern, wie darüber, nach 
dem Zeugniß der Brüſſeler Verhandll., nur eine Stimme war. 


12) Befonders fchön und zum Herzen Tprechend hat fi in die⸗ 
fem Sinn in der —— zu Rrontiurt Hr. d 
geäußert. S. die Verbandll. ©. 143 Tag. ' 
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als ein Recht des VBerbrechers felbft wie der ganzen 
bürgerlichen Geſellſchaft. Wir fagen: als Recht; denn 
als Recht im wahren Sinn fodern wir Alle, bewußt oder 
unbewußt, von einander die Gewährung fammtlicher vers 
neinigen und bejahigen Mittel oder Bedingungen zum 
Zweck echt menfchlichen Lebens und Zufammenlebens 3); 
Die Anwendung diefes Begriffs von Recht auf die Strafe 
und Zelle ift eben fo leicht als unerläßlih. Denn es ift 
wahrlich nicht genug, daß man zwar die Frage auftoirft, 
die fchon der Borfigende in feiner Einleitungsrede an die 
Bruͤſſeler Verſammlung geftellt hat: worin befteht 
die Strafe des Gefängniffes? will fie etwa bios 
die Freiheit der Drsveränderung oder die Sreihelt des Ber: 
kehrs oder von Beidem zugleich aufheben? oder dag man 
mit Moreau⸗Chriſtophe nur abermals ausruft: 
was ift die Zelle? aber eine beftimmte Antwort auf 
diefe entfcheidende Frage fehuldig bleibt; da eine folche 
auch in der bloßen auf Eindruck berechneten Redensart Des 
Hrn. Wolomsfi, fie fey „ein Hemd von Stein” ſchwer⸗ 
lich Jemand finden wird. 

Es leidet feinen Zmeifel, daß man aus der Zellen: 
haft das Berfchledenartigfte, ja gerade Entgegengefegtes 
machen kann, je nachdem man fie auf diefen oder jenen 
Zweck berechnet. Es liegt 3. B. fehr nahe, daß man fie 
in Rußland in ganz andrer Abficht einführen will ald ander: 
waͤrts, fofern es feine Richtigkeit mit dem Grunde hat, 
den un der Staatsrath von Zehe dafür angeführt hat: 
„daß namlich Sibirien nicht mehr ſoviel Schrecken einflößt 





den Rechtiinn des Lefers zu berufen. Ihr ſtreng wilfenfchafts 
cher Machweis ift in meinen „Grundzügen des Naturrechts ” 
1846 zu führen verfucht worden, ebenfo in meines Freuns 
des Ahrens „Cours de droit naturel” 3e &dit. 1848; 
worauf ih mir alfo wohl erlauben dark für dos Rähere au 
verweifen. 


13) Zür a Wahrheit muß ich mich hier begnügen, mich auf 
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als font, ja von Bielen Rußland felbft vorgezogen wird 
und werden kann“! Jedenfalls follte man erwarten, daß 
von jeder Regierung, wenn fie eine fo wichtige Veraͤnde⸗ 
rung vornehmen will, ein beftimmter Zweck ins Auge ge: 
faßt werden müßte, da ja Fein Verftändiger in den Tag 
hinein zu Handeln pflegt und da doch Wenige feyn möchten, 
die e8 ſchon fo weit gebracht haben die Zellenhaft in aͤhn⸗ 
licher Art für einen Selbſtzweck anzufehen, wie von 
Jagemann den Zweck der SFreiheitftrafe ja fogar der 
Strafe überhaupt in der. bloßen Sreiheitbefchränfung er- 
fhöpft zu glauben fcheint 19. 

Wir wiederholen: uns ift es fchlechthin unbegreiflich, 
wie einem dentenden Kopf entgehen kann, daß es unmoͤg⸗ 
ih ift die rechten Mittel auszumählen, wenn man 
nicht weiß: wofür, — der Strafe und alfo auch der 
3elle die einzig zweckmäßige Einrichtung zu 
geben, folange man durchaus im Unklaren ift tiber den 
Zweck felbft, auf den man Hinfteuern fol. Soviel 
aber ift gewiß: 

1) durch die Strafe — alfo auch, fofern die Zellenhaft 
einen Theil derfelben bilden ſoll, durch die Zelle — foll 


14) ©. deflen „, Rechtsbegründung der Ginzelhaft” ©. 8, wo 
mit dürren Worten gefagt ift: „Zweck der Zreiheitftrafe. 
ift die Beſchraäͤnkung der Freiheit auf ein möglichft geringes 
Map”! — und ©. 26, wo es heißt: „Erkennt man — 
den Zweck der Strafe in der Beſchränkung der Freiheit, 
fo kann Fein Zweifel bleiben, daß das rechte Mittel — nur 
in — Einzelhaft beftehen kann“! — Hieran wird auch das 
durch Nichts gebeffert, daß S. 24 bemerkt wird: „das Wes 
fen der Zreiheitftrafe ift — von der Idee der Gerechtigkeit 
herzuleiten ; ihr Zweck nur darin zu erkennen, daß — ein 
lebendiges Rechtsgefühl im Volk erhalten und befefligt werde”; 
denn ganz Daffelbe kann von jeder andern NRechtseinrichtung 
gefagt werden, 3. B. vom Gantverfahren. Was von bergleis 
hen Allgemeinheiten zu halten iſt, glauben wir zur Genüge 
in unferer Kritit der ,, Berechtigkeitstheorie” des Hrn. von 
Preufhen von und zu Liebenftein in Kiurirca u 
Schneiders krit. Jahrbb. für dewiihe KR. W. 181. QM ®-. 
nachgemwiefen zu haben. 
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dem Verbrecher fein Recht werden, das Heißt: es 
follen ihm die Bedingungen der möglichen Gutmachung 
feines Verbrechens zu Theil werden. 


2) Ebenſo gewiß ift aber das Wefen ded Verbrechens 
nicht in einem Äußeren Schaden zu fuchen, der immer 
nur etwas fehr Zufälliges dabei bleibt, fondern in der 
bethätigten Verfehrung des Willens zum Unrecht. 


Jede tiefere Betrachtung lehrt aber, daß diefe fo eben in 
That ausgebrochene unrechtliche oder roiderrechtlihe Wil 
lensftimmung ihren eigentlihen Sig und ihre Quelle 
immer nur hat In irgend einem Mangel oder einer Fehl⸗ 
richtung (Berderbtheit) des Willens felbft oder der 
Seelenfräfte, von denen der Gegenftand des Willens, das 
Gewollte, abhängt, nämlich der Erfenntniß und des 
Gefuͤhls, indem die fehlerhafte Beichaffenheit oder 
Kichtung einer oder mehrer diefer Grundfräfte des Geiſtes 
bei der erften verführerifchen Gelegenheit hervorbricht. 


9 Demnach Fann der einzige maßgebende Gegenftand 
und Zweck der Strafe nur feyn: der, vom fittlichen 
und rechtlichen Standpunft aus betrachtet, verfehrten 
und in fofern Franfhaften Befchaffenheit des Willens, 
die in der widerrechtlichen Willensbeftimmung hervor: 
getreten ift, entgegenzumirken, fie aufzuheben in ihren 
Gründen, m. a. W. unmittelbar oder mittelbar die 
befondern Antriebe zum Verbrechen zu entfernen. Nur 
ein Heilverfahren diefer Art würde der Arzt mit Fug 
ein gründliches, „rationelles” nennen, und Feine 
Aehnlichkeit ift fprechender und fehrreicher als die des 
Verbrechens mit der Krankheit, der Strafe mit dem Heil⸗ 
verfahren. So wenig aber diefe die einzele Krankheit - 
Erſcheinung die Krankheit felbft ift und den Gegenftand 
des Hellverfahrens ausmachen darf, fo wenig fann und 

darf auch das Heilverfahren ded Krafenden Stat ak 
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(roie man fagt „ſymptomatiſch“ und „palliativ”) an 
den einzelen Ausbruch des verftimmten Willens, das. 
Verbrechen, fih halten, das nur im Zufammenhang 
mit feiner Quelle, die nur mit Hülfe der gefammten 
Lebensgefchichte des Verbrechers ganz ficher aufgefun: 
den zu werden pflegt, fich richtig würdigen und bes 
ftrafen läßt. 


Halten wir feft daran: Der Staat, als diejenige gefell- 
fhaftliche Einrichtung, deren nächfte Aufgabe in der Vers 
wirflihung des Rechts befteht, iſt wie das Recht felbft 
ein lebendiger Gliedbau, es ift darum unmöglich auch beim 
Rechtsleben der Gefellfchaft die Gefundheit des Ganzen zu 
erreichen und zu fördern auf Koften des Franfen Gliedes. 
Das Beſte Beider ift untrennbar verbunden 19); nur 
gründliche Heilung des Gliedes beſeitigt zugleich völlig jede 
feenere Gefahr für das Ganze. Nur in diefem Sinn vers 
ftanden und geuͤbt ift die Strafe gleichbedeutend mit der 
Zuͤchtigung 10); nur dann ift fie fein bloßes Mittel der 


15) Ardit bemerkte in den Berhandll. zu Frankfurt ©. 69, 
daß Dies bei der franzöfifchen Regierung zur feften Ueberzeu⸗ 
gung geworden fey. 


16) Schr gut bat der Vorfigende der Brüffeler Verſammlung 
gezeigt (f. debats ©, 94), daß Beides zufammenfallen müffe, 
als Bedenken laut wurden über den Ausdrud „maison de 
correction’’; er fagt: „corriger c’est punir pour &duquer; 
le mot corriger renferme en lui-me&me la pensée expri- 
me&e par ces deux mots — —”. Zu welcher Begriffs und 
Sprahverwirrung der eitle Verfuch führt, Beides fharf zu 
trennen, wohl gar als entgegengefegt anzufehen, darüber 
tönnen die ganzen Erörterungen zu Brüffel über die Behands 
lung der jugendlihen Verbrecher auch dem verftodteften 
Rechtshandwerker die Augen öffnen; denn bier merkt wohl 
ein Jeder, daß die Beſtrafung, um nicht geradezu unmenf 
lich zu feyn, die Eigenfchaft des erziebenden Zudtmits 
tels (,,education correctionnelle ”) nicht entbehren könne. 
Selbſt das barbarifche fränzöfifche peinliche Recht ſah dieſe 
Nothwendigkeit ein und gab dem Richter den Ausweg an die 
Hand, daf er erkläre, es ſey „sans dinsernement” — 
delt, um junge Miffethäter vor dem vElgrn Augrauhetiitts 


= 
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Peinigung und des Unheils, fondern ein fegenreiches Heil: 
verfahren, eine Wohlthat für den Staat und alle feine 
Glieder, mit Einfchluß des Sträflings felbft, nicht, wie 
bisher, ein Uebel für fie Alle. Die Strafe ift immer 
eine Arznei, die meiftens Außerft herbe, daher fehr be⸗ 
greiflich felten oder nie nah dem Geſchmack des Sträfs 
lings feyn wird, die aber dennoch der „,Seelenarzt”, tie 
fon die Griechen den Strafenden nannten, gibt und geben 
muß, nicht um dem Verbrecher ein Leid anzuthun, nicht 
damit fie ihm bitter ſchmecke, fondern damit fie 
ihre innere Hellfraft an ihm bemähre und ebendeß- 
Halb endlich mit den Gefuͤhlen des innigften Danks als 
eignes Beftes von ihm erfannt werden koͤnne und müffe. 
Soll die Gefellfchaft. ihre verlorenen Söhne in Wahrheit 
wiedergewinnen, fo ift es nur dadurch möglich, daß fie 
in der angegebenen Weife mit väterlicher Strenge Alles 
verfuht, was zu deren ſittlicher Rettung erfoderlich ift, 
daß fie zu dem Ende mit liebevollem Ernſt den Gefallenen 
die Hand reicht um Ihnen zur Wiederaufrichtung behuͤlflich 
zu ſeyn, anftatt fie mit herzlofer Kälte in die Nacht Hoff: 
nungslofer Verdammniß, wohl gar. auf Zeitlebens, hin⸗ 
audzuftoßen. 

Rrur die eben erwaͤhnte Behandlung der mit Recht 
für ſittlich unmuͤndig vom Staat Erklaͤrten ent: 
ſpricht dem Zweck aller Bevormundung. Soll 
aber überhaupt die Strafe rechtlich einen Sinn haben, 
fo kann fie nur al& eine Art der Bevormundung aufgefaßt 
merden und hat demnach die Aufgabe: vermittelft zweck⸗ 
mäßiger Sreiheitbefchränfung des Verbrechers Diefem eine 
Nacherziehung zu Theil werden zu laſſen, die ſoviel mög: 





—— — 


von, Staats wegen d. at bon feinen eignen Strafen reiten zu 
innen. (©. z. B. ds 63 u. 64.) Wie oft die Rich⸗ 
ter Befen Ausweg eareifen ‚, bezeugt der Vicomte von 
Malin, (f. debats ©. 38). 
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ih Das gutmacht, mas In der Vorerziehung — und 
zwar niemals ganz ohne Schuld der Gefellfehaft, ja nicht 
felten Hauptfächlih durch ihre Schuld — verfehlt wor⸗ 
den ift, fo aber ihn zu der vollen äußern Freiheit allmaͤh⸗ 
lich zu befähigen, deren er bisher ſich unfähig ertoiefen 
bat. Den Berfuch dazu fft fie ebenſowohl ſich ſelbſt 
als dem Verbrecher ſchuldig und darf fich nicht voreilig 
davon loszählen durch den ebenfo nichtswuͤrdigen und leicht, 
fertigen al8 bequemen Vorwand, daß er ein unverbefs 
ſerlicher Unmenſch fey, den man ebendeßhalb auch als 
ein völlig entmenfchtes Gefchöpf, m. a. W. gleich einer 
„durch das Verbrechen bezeichneten Sache” (van Mee— 
nen) behandeln, gleich einem milden Thier , einerlei wie, 
bloß unfchädlich machen dürfe. 

1) Run aber it es die Einzelhaft allein, die in der Re: 
get +7) Behandlung in diefem Geift geradezu erft mögs 
lich macht; fie macht daher ein Hauptftüd der 
verneinigen (Hinderniffe entfernenden) Seite der 
gerechten Strafmweife aus. ine folche vernei⸗ 


17) Eine Ausnahme wird diefe Regel bei jungen Verbre⸗ 
bern wenigftens in der Art gewiß nicht erleiden dürfen, 
daß man etwa diefe ohne Weiteres, fey es in Aderbaus 
anftalten oder irgendwie ut in Berührung mit einander 
bringen dürfte, da dies fchwerlich viel weniger gefährlich für 
fie felbft und die bürgerliche Gefellfchaft feyn möchte als bei 
erwachſenen Verbrechern. 

Ebenſo unzuläffig erſcheint ee unbedingt die 
Staatsverbredher von der Sonderhaft auszunchmen, 
wie die franzöfifhe Regierung in dem Entwurf von 1847 
mit faft allgemeiner Zuftimmung es gethan hat; denn fie 
fetoft haben fo gut ein Recht nicht zufammengefperrt zu wer⸗ 
den wie alle andern Gefangenen, abgefehben davon, daß dies 
unter Umftänden fehr gefährlich feyn kann, wie Moreaus 
Chriftopbe & —A hat an der eben dadurch in 
St. Pelagie herbeigeführten Verſchwörung der Legitimiſten 
mit den Republikanern im Jahr 1834. ©. die „Verhandll. 
der erſten Verfammlung für Gefängnißreform” ©. 224 fg. 
Wohl aber follte ihnen, wie den Unterfuchungsaefaugenen, 
geftattet werden dürfen zufammen zu \cyu, KU Te KR 
es wünſchen und nicht befondere Gründe 2% nerkieien. 


456 Zur Verftändigung über dad Verhältniß 


nige Seite ift überhaupt bei jeder Erziehung von unge: 
meiner Wichtigkeit, vor Allem aber hier, wo nur fie 
e8 vermag einer wahren Beflerung den Weg zu ebnen, 
d. h. die zahliofen äußeren und Inneren Störungen der: 
felben und ihrer Vorbedingung: der nöthigen Samm⸗ 
lung und Einfehe des Verbrechers bei fich felbft, die 
ftete Aufregung und Reizung böfer Lüfte und Neigun⸗ 
gen und alle jene Berfuchungen und Anftecfungen zu 
befeitigen wie fie in der fittlichen Peftluft jeder Verbre⸗ 
chergemeinfchaft, ſey es mit fei es ohne aufgedrunge: 
nes Stillſchweigen, ganz unvermeidlih find. Mur 
deßhalb und nur in fofern habe auch ich in der Berfamms 
lung zu Frankfurt für die Einzelhaft geftimmt. 


2) Aber man darf dabei nicht ftehen bleiben; 
denn Verneinungen oder Befchränfungen, auch der 
äußeren Sreiheit, wie jede Erziehung und Bevormun⸗ 
dung deren viele mit fich bringt, Fönnen nie Selbſtzweck, 
nie ganz unbedingt und auf die Dauer anwendbar feyn, 
fondern nur ale Mittel gelten fuͤr etwas Bejahiges (Po: 
fitives), für irgend einen (pofitiven) Zweck, durch deſ⸗ 
fen Erreichung fie demnaͤchſt überflüffig werden und 
werden follen, Berechnet. Nur danach alfo 
läßt fi auch einzig zweckmaͤßig die Einrichtung, der 
Umfang und die Dauer der Einzelhaft beftimmen. 


Die Unerläßlichfeit diefer bejahigen (pofitiven) Seite 
Der gerechten Strafmwelfe ergibt fih ebenfalls ganz 
von felbft aus der oben berührten wefentlichen Auffaffung 
der wahrhaft vechtlihen Strafe ald Bevormundung und 
demzufolge aus ihrem Zweck, der darin befteht, ihren 
Grund: die fittliche und rechtliche Unmündigkeit des Ver: 
brechers — völlig aufzuheben. Hiernach darf die Strafs 
behandlung (um wenigftens ihre Grundzüge anzugeben ) 
namentlich: . 
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a) nicht bloß, wie die Abſchreckung⸗- und Vergeltung⸗ 
ftrafen, an den Körper, an die Sinne, an das Thier 
im Menfchen fich Halten, wie Hinrichtungen und Mars 
teen, VBerftümmlungen und Brandmarf , Prügel, 
Ketten u. dgl. es thun, fondern an den ganzen 
Menſchen und zunächft an feine fittliche, vervoll⸗ 
fommnungsfähige Natur. Bei allee Menfchenbe: 
Handlung wird nur Der nie eine Sehlvechnung machen, 
der auf dieſe rechnet, fie anzuregen und zu benußen 
verfteht. Die Strafe muß mithin vor Allem immer 
Rücfiht nehmen auf das Vermögen vernünftiger 
Seldftbeftimmung, woran es auch dem anſchei⸗ 
nend fittlich unrettbaren, verthierten Menfchen nie 
ganz fehlt; fie darf nie beftehen in einem beftändigen, 
überall den Verbrecher bis ins Kleinſte ängftlich vers 
folgenden, ihm keinerlei freie Bervegung gönnenden 
leiblichen und geiftigen Zwang, einer bloßen Abrich- 
tung. Wie bei jeder Erziehung, fo darf man auch 
bei der des Verbrechers auf diefem lebten Wege fich 
nicht träumen laſſen je des inneren Menfchen Herr 
zu werden, der nue gewonnen werden fann mit 
Hülfe feines beffern Selbſt, feiner an fich guten, bis⸗ 
her nur mißleiteten, Kräfte. 
Wer es verfteht und die Mühe nicht fcheut diefe Kräfte an: 
zuregen, zu ftärfen und richtig zu leiten, den Verbrecher, 
wenn auch anfangs wider deffen Willen, und infofern zwar 
durch rechtlichen Zwang aber ohne rohe Gewalt, in die 
jenige Lage zu verfeßen worin ihm foviel möglich alle 
Auferen Bedingungen gegeben find, die der Entwicke⸗ 
lung der Inneren Bedingungen eines guten Gebrauchs 
jener Kräfte entfprehen, Der wird unfehlbar bald bie 
guten Früchte diefes Verfahrens reifen fehen. Denn es 
ift unausbleiblich, daß nicht der Sträfling dann ir us 
wiegenden Vortheile jener voohlihyätigen &atiate Kiet 
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neuen Lage mehr und mehr begreifen, fih ebendarum 
bald in fie finden lerne, vom unwilligen zum willigen Ge: 
horſam übergehe, kurz daß nicht unter fo guter Gewoͤh⸗ 
nung Die beffere Seite des Menfchen unmerflich Die Ober: 
band erhalten ſollte. Will man dies einen mittelbaren 
Zwang jur Beflerung nennen, fo wird deffen Möglichkeit 
wenigſtens nur Der beftreiten, der aller Menfchenfenntnig 
bar ift und vergift, daß die Innere Kreiheit des Menſchen 
Feine von Außen gar nicht bedingte ift 7°). 

Unmittelbar zwingen ſich zu beffern Fann 
man aber freilich feinen Menfchen, mie ſchon vorhin be: 
merft worden fft; da fein der Selbftbeftimmung mehr 
oder minder fähiges Wefen fich, gleich einer Harfe, rein 
leidend ftimmen läßt. Wer aber im Geringften über: 
legt, muß einfehen,, daß fich Hieraus fein Grund gegen den 
Beſſerungszweck der Strafe herleiten ließe, der nicht auch 
gegen die Möglichfeit aller Erziehung fpräche, mithin zu: 
viel bewieſe. Und wenn es ja einen Züchtling gegeben hat, 
wie Sagemann erzählt, der in die Worte ausbrach: 
„in diefer Anftalt will ich mich nicht beſſern“! — fo wer⸗ 
den doch wohl wir Alle in Dem mas wir für Recht zu hal: 
ten Haben, der Staat in dem was er zu thun und zu laſ⸗ 
fen hat, ebenfowenig beftimmt werden follen durch die⸗ 
fen Ausbruch Findifchen Trotzes und überhaupt durch uns 
verftändige Anfichten von Sträflingen, als etwa ein Vater 
fich irre machen laffen wird und darf in der Erziehung ſei⸗ 
nes Eleinen Sohnes durch deffen zornigen Ausruf: „ich will 
nicht artig ſeyn“, Der jedenfall weniger felten ift. 

Um nur ein Beifpiel jenes mittelbaren Zwangs zum 
Guten anzuführen, fo lehrt die Erfahrung aller Zeiten, 
wie Weniges und Schlechtes Frohn⸗ und Sflavenarbeit 
in Verhältnig zur freien Arbeit leiftet, ganz abgefehen das 


—— — 


18) ©, meine „Srundzüge des Naturcechta?” 186... U. 
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von wie theuer fie fonft erfauft werden muß. Nun hat 
man die Wahl, ob die Arbeit der Sträflinge bloß eine 
ſolche Zwangarbeit ſeyn foll, wobei die Sklavenpeitſche 
oder ein ihr ähnliches Btvangmittel Faum zu entbehren fegn 
wird oder eine freiwillige Arbeit; denn es müßte mit einem 
Wunder zugehen und der Thätigfeitsteleb müßte nicht tief 
im Menfchen gewurzelt feyn, wenn er fich nicht leicht und 
ohne vohe äußere Gewalt wecken und nähren ließe, wenn 
nicht Steäflinge mit Freuden nach einer Beſchaͤftigung 
greifen und die Arbeit liebgewinnen follten, falls fie ihnen 
angeboten wird als ein Gegengift gegen die peinliche Langer 
weile eines von jeder äußeren Zerftreuung abgefchledenen 
Aufenthalts in der Zelle," falls man ihnen ſoviel irgend 
moͤglich die Wahl einer Ihnen felbft erwuͤnſchten Befchäftir 
gung freiftellt, Falls endlich ein nad billigem Verhaͤltniß 
beftimmter Antheil ihres Arbeitverdienſtes ihnen ſogleich 
zur Verfigung für gute Zwecke (zumal zur Unterftügung 
der Ihrigen und möglichftem Erſatz des etwa durch ihre 
That geftifteten Schadens) anheimgeftellt, ein anderer in 
der Regel ihnen aufgefpart und nach Ablauf Ihrer Strafzelt 
als kleiner Grundſtock mit auf den Ruͤckweg in das buͤrger⸗ 
liche Leben gegeben wird 1%), — 

In eben dem Mag ald man den Menſchen zum bloßen 
todten Getriebe herabwuͤrdigt, zum Rad in einem klap⸗ 
pernden Raͤderwerk, wird unvermeidlich die Sittlichfeit in 
ihm ertödtet. Nur zum Nachtheil diefer muß demnach, 


19) Da die Gründe für diefe Beſtimmungen gleiche Geltung 
haben bei allen Gträflingen, fo tft es gewiß nicht zu rechte 
fertigen, wenn der erwähnte franzöf. Entwurf von 1847 den 
Verfuch macht durch Unterfcheidungen in diefer Hinficht neue 
Mittel der Abftufung der Gtrafhaft (dem Inhalt, nicht bLoß 
der Zeit nad) den alten beizufügen, indem danach nur den 
zu einfachem Gefängniß Werurtheilten die Mahl ihrer Bes 
häftigung, überdies die Hälfte, den Züchtlingen 4... en 

an —3 nur yo ihres Arbeideranhen vu St tame 
men foll. 
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gleich der voͤllig zweck⸗ und finnlofen Quälerel der „Wind 
mahlenden” Tretmühle, jede folche Arbeit der Sträflinge 
audfchlagen, wodurch, wie bei jedem fabrifmäßigen Be: 
triebe, die einzelen Arbeiter immer nur Stuͤck werk zu 
machen, nie etwas Ganzes zu fehaffen haben. Nur aber 
wenn dies Letzte der Fall wäre, Fönnte der Arbeiter, was er 
zu Stande bringt, als fein Werk betrachten und fich deſſen 
freuen; nur dann hat feine Arbeit, Indem fie zugleich feine 
Geiftesfräfte vielfeitig anregt und befchäftigt, ihren 
Lohn ſchon in fich felbft und ift e8 möglich, daß er fie 
mit Luft und Liebe betreibt. Die Hohe Bedeutung, welche 
die verfchiedene Art oder beſſer der verfehiedene Geiſt der 
Arbeit für die Anregung der Geiftes- und Gemuͤths⸗ 
Fräfte hat 29), fcheint nicht Wenigen ebenfo entgangen zu 
feyn wie überhaupt der entfchledene Gegenfag alles Me: 
hanifirenden zu dem Verfittlichenden 29). 





20) Manches Gute darüber findet fich in Julius' Jahrbb. 
beſ. Bd. XI. ©. 97 fgg. 


21) Dies war auch der Fall bei Hrn. MoreausChriftopbe, 
wenn er 3. B. die Anficht ausfprechen Eonnte, daß es gleiche 
gültig fen, ob Zaufend oder einige Hundert Verbrecher in ders 
felben Strafanftalt untergebracht werden, ja fogar daß — vom 
wirthſchaftlichen Gefichtspunfkt aus — das Erflere vorzus 
ziehen ſey, weil dann der theuern Angeftellten ſoviel Wenigere 
zu ſeyn brauchten und man nur dann hoffen Eönne mittels eines 
Unternehmers, der fih in der Nähe anfledle Cund die Gefang⸗ 
nenarbeit miethe), mit Erfolg den Betrieb von Großgewerben 
in den Gefängniffen eingeführt zu fehen; „da nun aber 
1000 Gefangene mehr Arbeit thun würden als 500, fo fey 
es einleuchtend, daß auch die verfittlichende Kraft der Arbeit 
in eben dem Verhältnig zunehmen werde, wie die Zahl der 
Gefangenen” C!!!). (CS. debats du congres penit.- de 
Bruxelles. 1847. ©. 102 fg.) — Was hier aber an Gelde 
erfpart wird, wird fiher auf Koſten der Zweckerreichung ers 
fpart, denn dieſelben Angeftellten Eönnen für die dreifache 
Sefangnenzahl unmöglich daffelbe Leiften was für die einfache; 
fie find dann gezwungen, ihre hochwichtigen Gefchäfte eben 
falls fabritmäßig und mechanifch zu treiben. 

Da die Aeußerungen der nicht beigifchen und franzöfis 
fen Redner zu Brüflel von den Shaciirettere wu 
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b) Die Strafe muß nicht nur die Perſoͤnlichkeit 
fondern auch die Individualität des Verbrechers 


höchft Tiederlich aufgezeichnet wurden und namentlich meine 
Ermwiderung auf die eben erwähnten Anfichten von Moreaus 
Chriftophe dermaßen Tüdenhaft und ftellenweife faft Bis 
zum Unfinn verunftaltet in den Moniteur übergegangen ift, 
dag ich fie kaum mwiederfannte, von da aber, gemwaltfam 
verbeffert durch Wegſchneidung des entftellten Schlußſatzes 
fammt einem Theil der lebhaften Erörterung die er zur 
Folge hatte, in die angeführte amtliche Ausgabe, fo ift es 
hier wohl am Ort, in Kürze das was man mich-hat fagen 
laſſen zu berichtigen: Sch bob hervor, daß jene wirth⸗ 
ſchaftlichen Geſichtspunkte ganz untergeordnete feyen gegen 
den der Erreichung des Zwecks derVerſittlichung, und daf 
nicht nur 1000 Sefangene in demfelben Haufe viel zu viel feyen, 
fondern mir fogar die Zahl von 300 nicht fcheine einen 
werden zu Dürfen, wenn man es hierauf und nicht auf bloße Mes 
banifation der Sträflinge abgefeben habe. Auf diefe letz⸗ 
tere laufe Alles um fo mehr hinaus je mehr Sträflinge man 
in derfelben Strafanftalt aufhäufe, und zugleich würden in 
eben dem Maße die duch unfre Beſchlüſſe zu Frankfurt als 
nothwendig erkannten täglihen Beſuche des Vorſtehers, 
Geiftlichen u. f. w., mithin auch deren heilfamer Einfluß auf 
die Sittlichkeit, völlig tlluforifh, wie dies auch noch 
kürzlich mit allem Necht ein berühmter deutfcher Arzt (Pfens 
fer) behauptet habe; denn es fen Leicht herauszurechnen , daß 
bei 500 Gefangenen noch nicht 11,, Minuten auf jeden Bes 
ſuch kommen könnten, alfo höchftens foviel Zeit als zum Auf s 
und Zumachen der Thür jeder Zelle hinreihe. So habe man 
denn, in Widerſpruch mit unferm Frankfurter Beſchluß, 
anftatt der Zrennungshaft, deren Anhänger ich fey, der 
That nah eine gänzlihe Vereinfamung (,lPiso- 
lement absolu, le secret” waren meine Worte), gegen die 
man aufs Entfchledenfte Einſpruch thun müſſe. — 
Seitdem hat fih diefe meine Heberzeugung durch die Ers 
fahrung nur zu fehr beſtätigt. Da man den großen Fehler 
emacht hat (und daß es ein folcher fen, hat der frühere Vor⸗ 
Rand des badiſchen Minifteriums des Suneren, Dr. Bekk, 
mir nicht in Abrede geftelt) , das badifche Zellengefängniß in 
der Eleinen Stadt Bruchfal zu erbauen, anftatt in einer der 
größten Städte des Landes, fo ift an wirkfame Unterftügung 
der Angeftellten durch eine zahlreiche Geſellſchaft von Mens 
fhenfreunden gar nicht zu denken. Alles, was von fittlicher 
Seite für Die Gefangenen gefchehen müßte, laflet auf den, 
überdies durch Führung von Derzeichniffen und vielerlei 
Schreibereien fehr in Anfprud) genommenen, Beamten und 
bauptfählih auf den Geiſtlichen der Anka. Kehren Veit 
nun täglich vorfchriftmäßtg 1], der Gefongaen ihre WELLt 
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achten. Diefe Hochwichtige, bisher fo gut wie gar 
nicht beachtete Foderung entfpringt zunächft aus 
dem Individualitätsrecht, das auch dem 
Sträfling nicht verfümmert werden darf. Seitdem 
ich diefes Recht in meinen „Grundzuͤgen des Naturs 
rechts” zum erften Mal näher entwickelt und auf def- 
fen weitreichenden Einfluß auf das Strafrecht in mei: 
ner kleinen Schrift „Zur Rechtsbegrüändung der 
Befferungftrafe” aufmerffam gemacht habe, Fonnte 
ich mit Vergnügen in mehren Schriften Andree die 
Wirfung diefer Ausführungen wahrnehmen. Es 
bleibt aber das befondere Verdienft des Amerifaners 


niffes beſucht, d. h. zwifchen 60 und 80, fo kommen dennoch, 
auch wenn fie jeden Tag 9 Stunden darauf verwenden, nur 
wenige Minuten auf jeden Gefangenen, und der Geiftliche 
muß, auch wenn er der Befte it, wire und wüſt im Kopfe 
ſeyn, ehe er auch nur die Hälfte feines Tagewerks Hinter 

hat. Noch weniger Tönnen vollends in der Hauptfache 
die Beſuche des Vorſtehers bedeuten. Das „systeme de la 
bonne compagnie”, wie der wadere Suringar die Eine 
zelhaft verftanden wiflen wollte, Läuft hiernach, im Licht der 
Wirklichkeit betrachtet, auf nicht viel Anderes hinaus als auf 
den Eimmerlichen Verkehr der Gefangenen mit ihren Aufs 
fehern oder Wärtern d. h. nicht etwa im Geift des „Tauben 
Haufes” gebildeten, fondern vollfommen rohen Leuten, bloßen 
„agens materiels”, wie man fie in Brüffel den „„agens 
moraux” gegenübergeftelt hat. Wenn «6 wahr wäre, daß 
von folhen Wärtern fogar gebildete politifhe Verbrecher mit 
dem „‚traulihen Du” angeredet werben dürfen, daß auch 
Diefen eine beſtimmte Handarbeit, und zwar Wollefpinnen, 
aufgesmungen wird, daß fie, ja auch nur die gemeinen Vers 
brecher, zum Herplappern vorgefchriebener Gebete zu gewiffen 
Zeiten (nach dem Mufter der batrifchen Gefängnißinſtruktion 
von 1813) angehalten werden follen, dann enthielte die unter 
dem Namen „San van Boer, die Mifhandlung der polis 
tifchen Verbrecher unfrer Seit, mit befondrer Rüdficht auf 
das Zellengefängniß zu Bruchfal” fo eben erfchienene Schrift 
wenigftens Etwas was ihrem Zitel entfpriht, — fie verkün⸗ 
digte Rohheiten von neuer Erfindung! Im Uebrigen enthält 
fie faft durchaus die ärgften Hebertreibungen, Entftellungen 
oder Abgefchmadtheiten, 3. B. den Sag: daß man die politis 
hen Verbrecher Human, die gemeinen Werbrecher „brutal? 


adeln mäfle. 
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Home), in richtiger Ahnung des Individualitaͤts⸗ 
‚rechts, jene darauf beruhende Foderung ſchlagend auf 
die Frage der Einzelhaft angewandt und .gezeigt zu 
haben, daß es eben fo unftatthaft al® bei dem Zus 
fammenfeyn der Sträflinge unvermeidlich fey, Diefe 
gar nicht ald Einzele zu behandeln, fondern nur in 
Maſſe en bloc, über einen eiften. Daß man fie fo, 
echt gleihmacerifh (Fommuniftifch) gewiffermaßen 
zu bloßen Rädern in einem großen Triebwerf bis auf 
unfre Tage herabgemwürdigt hat, war die bloße noth: 
wendige Kolge des gänzlichen Ueberfehens des Indivi⸗ 
dualitätsrechts in den zur Zeit noch vorherrſchenden 
Naturrechtölehren, wonach man fich gemöhnt hatte, 
die Menfchen Furzweg bloß als Menfchen über: 
haupt oder im Allgemeinen anzufehen, d. h. 
als ganz gleich und nicht auch als in fehr vieler Hin- 
fiht ungleich und in jeder Hinficht allein s eigenthumlich, 
und wonach man mit einer kahlen Außerlichen „Gleich: 
beit vor dem Gefeg”, auch wenn dieſes aller diefer 
inneren Unterfchiede fpottete, dem Recht genügt zu 
haben wähnte ®). 


c) Die Strafe foll das Ehrgefühl des Sträflingg, 
das nie ganz erlofchen ift, ſoviel möglich beleben und 
benugen, anftatt e8 zu erfticden, fonft ift wahre Bef- 
ferung für ihn ebenfo unmöglich als Rückkehr in die 


22) „Ueber das Gemeinſchaft⸗ oder Vereinzelungsſyſtem in der 
Sefängnifdisciplin” überfegt von Diez. 1847. 


23) Auh Graf Skarbek maht a. a, D. gegründete Bemers 
tungen gegen den tödtenden Buchftaben jenes gefeglichen Pros 
Eruftesbetts der. Gleichheit, in das man auch das Recht der 
Strafe einzwängt, indem man, ganz abgefehen von der uns 
gleihften Gemüthsart und Zriebfeder der Miffethäter, wenn 
nur deren ergehen äußerlich gleich erſcheine, dieſelbe 
Strafe verhänge. 


Archis d. Er. KR. 1860. 111. Gt. G 8 
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Geſellſchaft. Daher find alle Strafen unbedingt ver: 
werflih , die zu Entziehung oder Schmälerung der 
Ehre, alfo zur Zerftörung der Möglichfeit des geſell⸗ 
ſchaftlichen Verkehrs und gleihfam des gefellfchaft: 
lihen Daſeyns entweder befonders beftimmt 
find oder doch ebendarauf, nämlich auf Herabfegung 
des Verbrechers in feinen und Anderer Augen, hinaus: 
laufen. So der Unfinn der lebenslangen Ehrloſigkeit 
aller Züchtlinge, oder doch, — mas der That nad 
ziemlich daffelbe ift — Ihre bleibende Unfähigkeit zu 
Allem mas irgend Vertrauen fodert, wie Zeugniß- 
ablegung, Ausübung ftaatsbürgerlicher Rechte, Bes 
Fleidung eines Amts u. ſ. f., zu irgend einer Aus⸗ 

“ zeichnung; ferner Befchimpfungen, wie Schandpfahl, 
Halseifen, Brandmarf, Gaffenfehren und dergleichen 
Öffentliche Arbeiten der Sträflinge, die Nichts ale 
ein fortgefegtes Schauftellen am Pranger find, das 
Kahifcheeren, alle befonders ausgezeichneten lächer: 
lichen Kleidungsſtuͤcke u. f. mw. ). Nur was natür: 
liche Solge der durch jedes Straferfenntnig erflär- 
ten fittlichen und rechtlichen Unmündigkeit ift, währt 
jeldftverftändlich fo lange fort wie diefe felbft, aber 
nicht länger. 


"Der Segen der einzig gerechten Strafweife, mie 
"fie im Bisherigen wenigſtens in ihren Grundzuͤgen bezeich- 
net worden ft, zeigt fih in ihren allerfeits nuglichen un; 
ausbleiblichen Solgen: 


24) Ganz. Achnliches, wie vom CEhrgefühl, muß, auch vom 

. Shamgefühl des Sträflings gefagt werden ;. denn beide 
. find duch Die gemeinfame Wurzel, aus der fie entfpringen: 
das Gelbfigefühl — nah verwandt. Was immer aber. die 
Selbflachtung des Sträflings völlig zertritt, das richtet noth⸗ 
wendig such die Hoffnung auf feine fittlihe Wiedergeburt 
in Grunde. 


dyr Einzelhaft zur Strafatſetzgebung. 5 


1) Die aäußere und innere Beſſerung d. h. 
Vermenſchlichung des Verbrechers ſchreitet ſtetig fort 
zufolge ſeiner zweckmaͤßig veraͤnderten geſammten Lebens⸗ 
lage, ſeiner geregelten Thaͤtigkeit, des Unterrichts und 
religioͤſen Zuſpruchs, uͤberhaupt der nur guten Geſell⸗ 
ſchaft, die ihm zu Theil wird. 


2) Dieſer Fortſchritt im Guten ſoͤhnt ihn mehr und 
mehr aus mit ſich ſelbſt und mit der buͤrger— 
lichen Geſellſchaft, gewinnt ihm deren Zutrauen 
allmaͤhlich wieder und bahnt ihm ſo den Weg zur 
Ruͤckkehr in dieſelbe, der ihm ſonſt, trotz aller Noth⸗ 
behelfe, durch faſt unuͤberwindliche Hinderniſſe verſchloſ⸗ 
fen bleibt. Bisher wurden die entlaſſenen Straͤflinge 
nicht ohne Grund wie die Peſt geflohen und durch diefe 
Verftoßung nur um fo öfter und fchneller wieder auf 
den Weg des Verbrechens gedrängt. Das Erfte wird 
künftig anders feyn (mie ſchon jegt die zu Mettray und 
an den von Pentonville verbrachten Gefangenen ge: 
machten Erfahrungen bemweifen) und demzufolge auch 
das Legte. Erſt wenn die Strafweife ihrer Natur 
nach beflernd wirfen kann und muß, ift auch der men: 
fohenfreundlihen Thätigfeit der Schugpereine ein 
großer Erfolg ſowohl während der Haft als nach der 
Entlaffung der Sträflinge möglich ‚und gefichert; fo: 
lange hingegen unter dem Namen der Strafe nur eine 
nußlofe leibliche oder geiftige Peinigung geübt wird, die 
die Gefangenen ftetd von Neuem reizt und erbittert, 
wie 3. B. die tantalifche Dual eines aufgezwungenen 
Schweigens zufammengepferchter Verbrecher, folange 
wird das Hinwirken diefer Vereine auf wahrhafte Beſſe⸗ 
rung derfelben und auf Ermöglichung ihrer demnaͤchſti⸗ 
gen Wiederaufnahme in den Lebensverfehr von ihren 
Mitbürgern überall geftört und in den meiften Fällen 


©, % 
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ganz vereitelt. Sehr begreiflich! da hier und nirgends 
auch die beften Lehren gute Srucht bringen Fönnen , wo 
die Erfahrungen des Lebens in fchneidendem Wider: 
fpruch mit ihnen ftehen und ftündlich zum Abfall davon 
in Berfuchung führen. 

3) Die größtmögliche Sicherheit für die bürgerliche 
Gefellfchaft wird nur durch wahrhaft beffernde Strafen 
erreicht; denn die Zahl der Rückfälle wird dann und 
nur dann verfchrwindend Flein feyn, wenn mit höchfter 
Wahrfcheinlichkeit anzunehmen ift, daß nur wirklich 
Gebefferte, an ein arbeitfames, geordnetes Leben Ge: 
wöhnte aus der Strafanftalt hervorgehen. 


4) Zugleich werden in Folge der nun erſt möglichen und 
nothwendigen großen Abkürzung der Strafhaft und der 
ſtark verminderten Ruͤckfaͤlle, wie es oft genug ſchon 

gegzeigt worden ift, die Koften der Rechtspflege 
fih überaus mindern, und fo wird das auf die 
erfte, allerdings ſehr Foftbare, Anlage zweckmaßiger 
Gefängnifie Verwendete zulegt unfehlbar als eine ver: - 
ftändige Erſparniß ſich bewähren, jedenfalls reichliche 
Zinfen tragen und nicht, gleich den bisherigen Ausgaben 
für die Strafanftalten, groͤßtentheils meggemworfenes 
oder geradezu gemeinfchädfich verwandtes Geld feyn. 


5) Das gute Beifpiel thätiger Reue der ent: 
laſſenen Sträflinge wird fih nad allen Seiten hin 
wohlthätig wirkſam erweiſen und das natürlichfte Ge: 
gengift abgeben gegen das Aergernig und böfe Beifpiel, 
was fie früher ducch ihr Verbrechen gegeben hatten. 


6) Die Verbrecher empfinden diefe ihnen einzig wohltha: 
tige, weil einzig auf ihre gründliche Beſſerung gerich: 
tete Strafweiſe, zumal die dafüc bedingende Einzelhaft, 
anfangs nach aller Erfahrung äußerft bitter; fie macht 
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auf Alle, befonders auf die Gewohnheitsverbrecher, 
einen tiefen, nachhaltigen, erfchütternden Eindruc. Wie 
fehr fie dem oben erwähnten Individualitätsrecht ent: 
fpeicht, zeigt fich zugleich daduch,, daß fie allein mit 
unvergleichbarer Gefchmeidigfeit fich in 'ein vollfommen 
eichtiges Verhaͤltniß fegt zu der ganzen Individualitaͤt 
des Verbrechens oder vielmehr zur individuellen 
Schuld des Verbrechers, und zwar nicht nur durch 
das was fie für Ihren Hauptzweck wirklich leiſtet und 
ift, fondern fogar durch Das was fie ſcheint; fie _ 
fheint den Sträflingen nämlih, und zwar, tie 
Ardit ſehr richtig bemerft hat ®), um fo mehr je 
verdorbener fie find, ald das fhredlihfte Uebel. 
Ganz natürlich: denn fie lauft ſchnurſtracks der ganzen 
ſchlechten Drdnung ihres bisherigen Lebens zumider; fie 
beugt ihren Willen unter das ftrenge Gefeß der Drds 
nung, Maͤßigkeit und Reinlichfeit, der geregelten Thaͤ⸗ 
tigkeit, Zucht und Sitte; fie wirft darum ganz von 
felbft und ungeſucht, indem fie durchaus nicht auf 
Wehethun und Schrefen berechnet if und ſeyn darf, 
einen ebendarum Außerft heilfamen Schrecken, — aber 
fie wirft ihn nur duch ihre Außenfeite, ducch ihren 
Schein. Der Sträfling fühlt ſich nämlich von allen 
Seiten, nicht bloß durch feine Einfperrung, beengt, ges 
hemmt und befchränft in feiner äußeren Freiheit, ins 
fofern Dies für jegt unerläßlich iſt um die bisherige 
Art ihres Migbrauchs ihm vorläufig wenigftens 
äußerlich unmöglich zu machen, um ihn zu hindern 
auch fernerhin feinen fchlechten Begierden , Neigungen 
und Gewohnheiten den Zügel fehiegen zu laflen, in 
fteter Zerftreuung und Gefellfehaft mit Tagedieben und 


25) ©. Berhanblungen d der erſten Berfammlung für Gefängnißs 
reform 
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Zaugenichtfen ‚, in Muͤßiggang, Bettel und Verbrechen 
fich herumtreiben: er fühlt ſich durchweg unter firen: 
ger Bormundfcdaft. 


Aber daß er dies Alles, daß er diefe Bevormundung als 
ein Webel für ſich anfehe und fchmerzlich empfinde, ift 
fo wenig etwas Wefentliches, was zu Feiner Zeit feh- 
len dürfte ohne der Strafe ihr unterfcheidendes Merkmal 
zu benehmen, daß man faum begreift, wie man eg, alt: 
herfömmlichen Weberlieferungen aus den Zeiten zu Liebe 
wo Strafen und Peinigen gleichbedeutend war, bis auf ' 
unfre Tage allgemein dafür gelten faffen Fonnte. Im 
Gegentheil ift e8 etwas rein Zufälliges, es ift eine 
Thatſache die aus dem Gegenfat des durch die Strafe 
neu geordneten Lebens des Verbrechers zu deffen fruͤherem 
Leben fi ganz von felbft ergibt und erflärt, die ebendeß⸗ 
halb als eine ganz gewoͤhnliche Folge auch der ge: 
rechten Strafe hervortritt; nimmermehr aber befteht darin 
deren innerfies Wefen und Zweck, weder den Haupt= noch 
der Nebenzweck. 


Gerade darin liegt deren Unterfchied von den bisher 
weitaus vorherrfchend geivefenen Strafen im Geiſt einſeiti⸗ 
ger Abfchreefung oder blinder Vergeltung, daß nur jene 
fein wirkliches Uebel für den Verbrecher und für den 
Staat enthält, fondern ihm und Andern höchftens fo: 
lange als ein ſolches erfcheint, als fie bloß äußerlich und 
oberflaͤchlich betrachtet wird, daß fie vielmehr ihrem 
Wefen nah, alfo an fih auch für den Verbrecher 
felbfe die größte Wohlthat iſt, das einzige Mittel 
des Heils, die unentbehrliche Krücke, mittels deren er all: 
mählich wieder lernen kann fich ſittlich aufzurichten und auf 
dem Wege des Rechts zu wandeln. So kann es denn nur 
hoͤchſt wuͤnſchenswerth ſeyn, daß auch er ſelbſt ſie dafuͤr 
erkenne und nur die eigne innere Weekehetheit, die im 
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Verbrechen an den Tag fam, für das wahre Uebel, für 
die gefährliche fittliche Krankheit, der ohne, jenes Heilmit⸗ 
tel fein befferes Selbſt unrettbar erliegen müßte. 


Gebe man darum endlih und ganz d. h. in als 
fen feinen verderblihen Folgerungen *) den 
ungefunden Gedanken auf, der aus dem alten Schreckens⸗ 
ſyſtem herftammt: der Verbrecher müffe in der Strafe 
ftets ein Uebel für fich fehen Fönnen oder gar wirk⸗ 
lich fehen 7). Mit diefem widerfinnigen Grundgedan- 
fen, der treffend genug den Geift der überlebten Straf: 
wirthſchaft (des „ancien regime penal”) kennzeichnet, 
ftürzt diefe felbft zufammen. ' Deffen Aufgeben — 
aber nur dis — würde der Wendepunft feyn 
zwiſchen Sonft und Jetzt, es wuͤrde den Webers 
gang bezeichnen zu einer befleren, gerechteren, menſch⸗ 
liheren Strafrechtspflege. Zu diefer enticheidenden Wen⸗ 
dung aber drängt Alles hin. Es gilt, endlich das 
auf die Dauer unerläßlihe Gleichmaß herzuftellen zwiſchen 
unfrer gefammten, auf dem Standpunkt abgelaufener 
Jahrhunderte zurückgebliebenen Straftoeife und unfrer un; 
endlich fortgefchrittenen Gefammtbildung und Sitte. Schon 


26) ©. z.B. oben ©. 425 f. Eine firenge Folgerung daraus s0g 
Feuerbach, freilich wider alle richtigen Begriffe von echter 
grund und Rechtszweck der Strafe, durch den Sag: daß, 
wenn im befondern Fall Fein Uebel in ihr liege, fie verwan⸗ 
delt werden müſſe. 


27) Wir haben die Abgefhmadtbeit und Unftatthaftigkeit diefes 
Gedankens zuerft in einer befondern Abhandlung: Commen- 
tatio de quaestione, an poena malum esse debeat. 1839 
nachgewiefen und fpäter wiederholt in verfchledenen Schriften 
und Auffägen zu befprechen Gelegenheit gefunden, jedoch einer 
auf die legten Gründe des Mechts eingehenden Widerleggng, 
die freilich weniger bequem iſt als das MWiederfäuen abgenugs 
ter Gemeinpläge oder das gänzliche Verſchweigen jedes Anz 
griffs auf die herrfchenden Satzungen, big jeßt vergeblich ent⸗ 
gegengefehen. . 


450 Zur Berftändigung über dad Verhältniß 


hat diefe Bildung und Sitte felbft, wie es nicht anders 
feyn konnte, Das ins Wer? zu richten begonnen, was die 
Aufgabe des zu lange fchlafenden Geſetzgebers gemefen 
wäre; ſchon laͤngſt hat das fortgefchrittene Rechtsgefühl 
der gebildeten Völker den Bau der alten Barbarei gründ: 
lich unterwühlt und einen Stein nach dem andern von ihm 
abgebrochen; es bedarf nur noch einen legten Stoß und er 
fällt, zum Heil dee Menfchheit, vollends in Truͤmmer. 
Lange genug ift unter dem Schilde des Strafrechts das 
unchriftliche Werk geübt worden: Böfes mit Boͤſem zu ver: 
gelten anftatt mit Gutem, — denn, Wer mit Wiffen und 
Willen Andern Uebel zufügt, thut Böfes; lange genug haben 
die altüblichen vielgeftaltigen Peinigungen der Verbrecher, 
die man Strafen nannte, allerfeits als Uebel fich er⸗ 
wiefen d. h. Uebles gewirkt — für die Verbrecher felbft 
und für den Staat. 


Was zuerft die Verbrecher betrifft, fo hat man 
Diefe faft planmäßig leiblich und ſittlich zu Grunde gerich⸗ 
tet, ihre Menſchenwuͤrde mit Füßen getreten, fie mit 
Rachedurſt gegen ihre Quaͤlgeiſter erfüllt und dann, ges 
reisten milden Thieren gleich, wieder auf die Gefellfchaft 
gehegt, wenn die ihnen auf gut Gluͤck zugemeffene, mit 
Rechtswidrigkeiten von Anfang bis zu Ende ausgefüllte 
Strafzeit vorüber war. 


Inwiefern aber bei einem folchen fittlich und rechtlich 
finn » und grundlofen Verfahren irgendwie die Zwecke des 
Staats gefördert, moher dabei diefem auch nur äußere 
Siherheit fommen follte, war gar nicht abzufehen 
und vergaß man ganz auch nur zu fragen. Solange jene® 
Unheilverfahren in Uebung war, konnte wirflich und 
ganz gegen Rückfälle nur das Umbringen der Verbrecher 
fihern: was .auch für diefe ſelber, fittlich betrachtet, 
noch ungleich befier geweſen wäre, ald daß fie nun, zur 
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f. g. Steafe ihree Sünden gegen die bürgerliche Gefells 
ſchaft, von diefer in eine Anftalt gebannt wurden, mittels 
welcher fie, tie man meinte „von Rechts wegen” faft 
unausbleiblich fehr viel fündhafter und vermorfener ges 
macht wurden ald fie vorher waren. Nichts ift gewifler 
und allgemeiner anerkannt, als daß, indem man fo den 
Verbrecher nicht zunächft um feinetwillen ftrafte, ihm. 
nicht als Selbſt zweck behandelte, vielmehr ihn herab: 
würdigte zur Sache, zum bloßen Mittel für vermeintlich 
gute Zwecke Anderer und des Ganzen, — daß, fagen wir, 
dabei Niemand gewann, wohlaber alle Theile verloren, 
da es ſchlichthin unmöglich ift, daß ein Unrecht zum wahren 
Beſten irgend Jemandes oder gar der Rechtögefellfchaft fels 
ber gereiche. In jener Herabmürdigung und Mißhandlung 
fprach fi) aber, ohne daß man e8 irgend zu merfen fchien, 
im vollftien Maße der Grundſatz der Sflaverei auß, 
der in der ganzen Strafmweife der Vorzeit herrſcht und nicht 
bloß in der, aus richtiger Ahnung fogenannten Galeeren: 
fflaverei. Wer ſich Deſſen vollbewußt geworden ift, der 
muß, wenn er anders die Sklaverei als die gerade Vers 
neinung alles Rechts erfannt hat und folgerecht denkt, fie 
in allen Geftalten, auch in diefer, bekämpfen, nicht 
aber bloß in jener die man vorzugsmelle Sflaverei nennt, 
und er muß fie befeitigt mwiflen wollen in allen ihren Aus⸗ 
flüffen ohne Ausnahme. Es muß daher die ganze Stufen; 
leiter der bisher unter der Benennung der Strafen üblichen 
vielerlei Peinigungen einer einzigen, unendlich bewegs 
lichen und gefehmeidigen Strafart weichen : einer ſtrengen, 
ernften Erziehung, beziehungsmeife nachgeholten Erziehung 
der Bermahrlosten oder Verwilderten unter Vormund⸗ 
[haft des Staats. Diefe Strafe muß ſich dem ganzen 
Zuftand der Willenftimmung des Straͤflings möglichft 
genau anpaflen, fie muß deßhalb bald Fürzer bald länger 
währen; fie fann aber nur ganz im Allgemeinen durch ‚das 
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Geſetz beftimmt werden, näher fehon, aber auch nur 
vorläufig, durch das Bericht; fpäterhin ift fie dann, 
mit Rüdfiht auf ihren bisherigen Erfolg, auf den, Be: 
richt des Sefammtvorftandes der Strafanftalt,, fachdien: 
lich zu ändern und zwar nicht bloß auf dem Wege der 
Gnade fondern des Rechte, nämlich dur ein abermali⸗ 
ges richterliches Erkenntniß 2°). 


Bis heute hat man fich die eitle Mühe gegeben 
dag Viereck des Kreifes hHerzuftellen, indem man eine 
Gleichung fuchte zwiſchen unmeßbaren und überdies un: 
vergleihbaren Dingen : einem inneren, der Schuld, und 
einem Aeußeren, dem Schmerz oder Leiden aus der 
Strafe, mie man diefe bisher auffaßte; man ließ, un: 
befümmert um irgend melden vernünftigen Erfolg, als 
ob es fo fepn müßte vermöge eines unvermeidlichen 
Berhängnifes , einen Geift blinder Vergeltung tvalten 
bei allem Strafen; man brachte einem feldftgefchaffenen 
Goͤtzen der Gerechtigkeit, der mit verbundenen Augen 
abwägt und zufchlägt, nach dem bezeichnenden Sprich: 
wort: fiat justitia et pereat mundus — unzählige 
Menfchenopfer,, leibliche und geiftige: man quälte und 
tödtete die Körper oder doch die Seelen der Verbrecher. 
Höre man endlich auf den Menfchen mit dem Verbrecher 
umzubringen, man tödte den Verbrecher im Men: 
ſchen! — In diefem Sinn babe ih mir erlaubt, 
meinen obigen Vorfchlag vor allen Dingen der Verſamm⸗ 
lung der Freunde einer wirklichen Befferung der Ge: 


28) Auch in diefem Stüd treffen unfre Anfichten ziemlich zus 
fammen mit denen von St. Vincent in deffen oben anges 
führtem Auffa und von Reihmann a. a. D. Ihre nähere 
Ausführung müſſen wir uns vorbehalten. Hier, wo es uns 
nur auf Feftftelung des Grundgedankens ankam, fehien fie 
uns.noch nicht am Pas. 
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fängniffe und der Gefangenen ans Herz zu legen und-- 
bin überzeugt daß, wenn fie nicht verſchmaͤhen den 
darin ausgefpeochenen Grundſatz demnächft zum Befchluß 
zu erheben, fie zur Sörderung des fegenreihen Werks, 
dem fie ihre Kräfte widmen wollen, ein Großes gelei- 
ftet und den feſten Ausgangs⸗ und Zielpunft für jedes 
weitere Sortfchreiten vom Strafunrecht zum wahren Straf: 
recht gewonnen haben werden. 
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XVII. 


Ueber Reform 


der 


Geſetzgebung uͤber Unterſuchungshaft. 


Von 


Herrn Advocaten Purgold 
in Darmſtadt. 


$. 1. Einleitung. 


Der Zwieſpalt zwiſchen dem oͤffentlichen Wohle und dem 
Sonderintereſſe des einzelnen Staatsangehoͤrigen, welcher 
in der Lebensbewegung des Staats oft nicht zu vermeiden 
iſt, tritt am Schaͤrfſten bei Verhaͤngung der Unterſuchungs⸗ 
haft hervor. 

Nicht nur aber, daß dieſelbe fuͤr das betreffende In⸗ 
dividuum den ſchneidendſten Eingriff enthält, fo iſt es 
auch fuͤr die oͤffentliche Gerechtigkeit ſelbſt der peinigendſte 
Schritt, gerade mit derjenigen Handlung, welche ein 
Uebel fühnen ſoll, vielleicht ein groͤßeres Uebel, die Ver: 
haftung eines Unfchuldigen, herbeizuführen; das 
Gericht aber iſt eingefegt: „nicht feines Ruhms wegen, 
„oder um der Welt ein Schaufpiel zu geben, fondern um 
„der Gerechtigkeit willen, des Höchften und Heiligften, 
„was der gefittete Menfch befigt” *). 


1) Präfdent Wet im Reſume' von Staufs@örlis. 
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Die hierin liegende dringemdfte Anforderung an Pie 
Geſetzgebung, gerade hier das materielle Recht mit dem 
formellen auszugleichen, wird für ihre Erfüllung die Vor; 
bereitung durch die Wiſſenſchaft ficherer finden, wenn diefe 

1) wegen der Ungureichendheit der Gefeßgebungen über 
unfern Gegenftand, bei aller Benußung deren Stoffe, doch 
die hierzu erforderlichen Beftimmungen mehr aus der Ent: 
wickelung des Rechts aus feinem Begriffe fucht, und . 

2) hierbei die materielle Sicherheit des Angefchuls 
digten ins Auge nimmt, indeß feither fich zuniel mit der 
formellen Sicherheit um degmwillen begnügt wurde, weil 
man die materielle Sicherheit ausfchliegend von der Ein: 
fiht und dem Pflichtgefühl des Richters abhangig glaubte. 

Ein Ständemitglied fagte anfangs d. J.: „Unſer 
„zerriffenes Volk Habe feit Kahrhunderten nach Einigung 
„geftrebt, und wahrhaft rührend fei es, wie es, bei die- 
„fen Strebungen vom Schieffal verfolgt, Doch immer 
„wieder darauf zurüdgelommen fei”?) We 
ſentlich charakteriſirt fich Hierdurch unfere Zeit: toelchen 
ernfteren Beruf Fann aber die Wiffenfchaft haben, als Ihr 
Berhältnig zur Aufgabe unferer Zeit zu erfennen und, wenn 
nach Arndt's Ausdruck „eine deutſche Einheit ſchon Feine 
„Höhere Nothmendigkeit, fondern eine eigentliche Noth” 
ift, eben auch von Seite der Wiflenfchaft wenigſtens dazu 
beizutragen, mindeftens eine materielle deutfche Rechts: 
einheit herzuftellen. Diefes nun thut die Wiflenfchaft, 
wenn fie mit Gründen zeigt, welches allein in einer ein: 
zelnen Materie die rechtlichen Beftimmungen feyn Fönnen, 
damit fie eben, als begründete, auch in allen deutfchen 
Landen gleihmägig Eingang finden?). Gerade uns 


2) Klipftein, in der Sitzung der 1. Kmr. des Grhths. Heffen 
vom 7. Sanuar 1850. 

3) Einfender fuchte diefe Anficht weiter auszuführen in der Abs 
handlung: über die Möglichkeit eines allgemeinen deuts 
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fere Materie gehört aber zu denjenigen, in welchen vor: 
zugsweiſe dem dentfchen Rechtsbewußtſeyn Rechnung ge⸗ 
tragen und dem Recht ein nationaler Ausdruck gegeben 
werden Tann. Denn die Anerkennung des Rechts der Per: 
fon ift ein bezeichnender Zug des deutichen Rechts, welcher 
bis in das Verwaltungsrecht in den genoflenfchaftlichen 
Verbänden auch für den fogenannten gemeinen Mann fich 
geltend machte. 


Muß auf die Löfung der Aufgabe der Geſetzgebung 
in diefem Sinne die Wiffenfchaft mit Ernft dringen, fo 
kann fie hierüber zugleich auch jet fehon für einen Theil 
ihrer Anforderungen Einfluß auf die Rechtsprechung ge: 
innen, teil gerade in diefem Kache bis dahin fo Vieles 
dem richterlichen Ermeſſen anheimfählt und diefes denn doch 
angetoiefen ift, an dem in der Wiſſenſchaft Discutirten 
einen Anhaltpunft zu fuchen. 


6. 2. Beftimmungen der Grundrechte. Betrach⸗ 
ten wir zuerft eine der neuften und umfangreichften pofiti- 
ven Beftimmungen über unſern Gegenſtand; fo enthalten 
hierüber die Grundrechte: „Die Freiheit der ‚Perfon 
„ift unverleglih. Die Verhaftung einer Perfon fol, aus 
‚ger im Kalle der Ergreifung auf frifcher That, nur ge: 
„fchehen in Kraft eines richterlichen, mit Gründen ver- 
„tehenen Befehle. Dieſer Befehl muß im Augenblicke 
„der Verhaftung oder innerhalb. der nächften 24 Stunden 
„dem Berhafteten zugeftellt werden. Die Polizeibehörde 


ſchen Geſetzbuchs und defien Vorbereitung durch die MWiſſen⸗ 
fhaft, in Biedermanms deutfcher Monatsſchrift für Lite⸗ 
ratur und öffentliches Leben. 1842. Aprilheft, weil fich das 
mals auf eine auch formelle deutfche Rechtseinheit nicht im 
der Weife hoffen ließ, wie im Mai 1848 in:. der deutfche 
Gaffationshof zur Ergänzung der unfer Parlament umgebens 
den, Inſtitutionen. Daran b, Jonghaus. 
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„muß Jeden, den fie in Verwahrung genommen ‚hat, im 
„Laufe des folgenden Tags entweder freilaffen, oder der 
„richterfichen Behörde übergeben. Jeder Angefchuldigte 
„fol gegen Stellung einer vom Gerichte zu beftimmenden 
„Caution oder Bürgfchaft der Haft entlaffen werden, fo: 
„fern nicht dringende Anzeigen eines ſchweren peinlichen 
„, Verbrechens gegen denfelben vorliegen. Im Kalle einer 
„, widerrechtlich verfügten oder verlängerten Gefangenfchaft 
„iſt der Schuldige und nöthigenfalls der Staat dem Ver: 
„legten zur Genugthuung und Entfehädigung verpflich- 
„tet.“ 

Hinſichtlich ihrer ſagt Dr. Drechsler ): „Die 
„Grundrechte des deutſchen Volks, welche durch Das Ste 
„Stuͤck des Reichögefegblattes unter dem 28. Dec. 1848 
„für den ganzen Umfang des deutfchen Reihe als Gefeg 
„publicirt wurden, enthalten die umfafjendfte Grundlage 
„für die gleichmäßige Entwickelung des volksthuͤmlichen 
„deutfchen Rechte. Sie greifen wefentlich in das ge: 
„fammte Rechtsgebiet 2c. ein. Wir haben in den Grund: 
„rechten feit langer Zeit zuerft wieder eine reiche Quelle ge: 
„meinen Rechts für Deutfchland.” 

Allein theils ift die allgemeine Geſetzeskraft der Grund: 
rechte nicht anerfannt, theils enthalten ihre Hier einfchlä- 
gigen Beftimmungen nur mehr Grundzüge, welche zu ih: 
rer praftifchen Anwendbarkeit Ausführungsverord: 
nungen erheifeben, theils endlich möchte die rechtliche 
Möglichfeit unbedingter Befeitigung der Haft weiter gehen 
als die Grundrechte beftimmen. Der Wiffenfchaft bleibt 
hiernach immer noch die dreifache Aufgabe: dieſe Beſtim⸗ 
mungen, fchon nach ihrem Inhalte, ebenfowohl als noth⸗ 
wendigen Ausgangspunft jeder Geſetzgebung über Unter: 


—— 


4) in von Jagemann's Gerichtsſaal. 1849. Aprilheft, 
S. 299. 
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fuchungshaft zu begründen, als auch, duch Ent: 
wickelung diefer Begründung nach ihren Conſequenzen, 
dieſelben nicht nur für ein Ausführungsgefeg ihrer praf: 
tifhen Anwendbarkeit näher zu führen, fondern 
auch zu erweitern. 
$. 3. Begründung und Arten der Unterfuchungs: 
haft. Der Zweck der Unterfuchungshaft ift die Siche: 
tung der Fünftigen Suͤhne der öffentlichen Gerechtig⸗ 
keit. Diefe legtere liegt im Staatszweck, die zu ihrer 
Vollführung nothwendigen Maafregeln find daher zuläffig. 
Hiernach find fie aber einerfeits nicht weiter zuläffig, ale 
Diefer Zweck erheifcht °), und andrerfeits nur in ſoweit, ale 
fie Fein andres Recht verlegen. Denn der Rechtsftaat Fennt 
die Lehre nicht, daß der Zweck die Mittel Heilige, er ent: 
faltet feine Lebenskraft in ftets gleihmäßiger Aner 
fennung des Rechts des Ganzen und des der Einzelnen. 
Auch wir fennen das: Salus publica suprema lex esto; 
allein wir fennen Fein Staatswohl, das mit Beeinträchti; 
gung der Gerechtigkeit erfauft werden Fönnte. 

Iſt diefer aus der Berechtigung des Bürgers ent: 
nommene Grund für die vorfichtigfte Zulaffung der Unter: 
fubungshaft der entfcheidende,, fo tritt aber auch noch weis 
ter der Grund der Politik für den Staat felbft hinzu, wenn 
er im Vertrauen eine moralifche Stuͤtze ſucht. Denn 
fo befeitigt er auch gegen die einfeitig befangenfte An: 
ſchauungsweiſe des Betheiligten felbft den Vorwurf, wel: 
chem Temme Ausdruck verleiht, und huldigt dem Grund: 
fa, melchen ihm die Gefepgebung der neuen Welt vor: 
zeichnet. 





5) Mit Energie befeitigte die erfte Kammer im Grhth. Heffen 
aus dem Entwurf über das Geſchwornengeſetz diejenige Art 
der Unterfuchungshaft, melde ihr nur als Förmlichkeit des 
franzöfifhen Rechts erſchien, oder gar nur als Bequemlichs 
Zeit des Praͤfidenten. ung vom 2. Auguft 1848. 
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Temme®) fagt namlich: „Kein Volk ift fo entſitt⸗ 
„licht, daß es die Haft des Angefchuldigten rechtlich alß 
„eine Strafe beteachtete. Der Mißbrauch macht fie lei 
„der öfter dazu”; indeß der Ausfchuß für den Entwurf 
eines neuen Strafverfahrens im Staate Newyork 7) in ſei⸗ 
nem Berichte ©. 24 fagt: „Die Beftrafung leitet ihre 
„moralifhbe Macht nicht fo fehr von der Strenge der 
„Strafen, als von der Gewißheit ab, daß die Strafe in 
„Gemäßheit freifinniger Einrichtungen . 
„erkannt wurde.” 

Nur bei gleichzeitiger vollkommenſter Achtung 
der Rechte des Angeſchuldigten, gerade ſo wie der des 
Staats, iſt daher das Recht des Staats auf Unterſu⸗ 
chungshaft ausfuͤhrbar. Dieſe iſt daher nur alsdann zu⸗ 
laͤſſig, wenn nicht nur der Staatszweck auf andre Art nicht 
zu erreichen, ſondern auch in dem Individuum zugleich die 
Bedingung der Unterwerfung unter dieſe Anforderung des 
Staatszwecks nach der doppelten Seite hin gegeben iſt, 
daß hohe Wahrſcheinlichkeit ebenſowohl fuͤr die Begangen⸗ 
ſchaft durch den Angeſchuldigten, als dafuͤr vorliegt, daß 
derſelbe die Suͤhne vereiteln werde. Letzteres kann er nur 
dadurch, daß er entweder die Spuren des Verbrechens 
verwiſcht, oder ſeine Perſon der Gewalt des Gerichts ent⸗ 
zieht. Die Unterſuchungshaft koͤnnte daher nur durch die 
Annahme der Colluſionen, wenn wir dieſe noch als Grund 
fuͤr die Haft wollten gelten laſſen, oder der Flucht gerecht⸗ 
fertigt werden. Nach dieſen beiden Zwecken wuͤrde ſich 
hiernach die Unterſuchungshaft in zwei Arten theilen, in⸗ 


— — — 


6) Temme, Grundzüge eines deutſchen Strafverfahrens. Arns⸗ 
—— und Hamm 1850 bei Brote, ©. 63. und Note 1. das 
elb 

7) Mittermaier, der neue Entwurf einer Strafprozeßord⸗ 
nung für den Staat Newyork. In der Zeitſchrift für Rechts 
wie ie Seſctaebung des Auslandes B. ꝛi. H. 3 





.Urchiv d. Er. R. 1850. 111. er. N 
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deß die Sicherung gegen jede derfelben fich ebenfowohl auf 
ihre Zufäffigkeit, als auf ihre Dauer zu erſtrecken Hat. 

F. 4. Unzuläffigfeit der Eollufionshaft. 
Die Sicherung der Perfon gegen Unterfuchungshaft befteht 
nicht blos in der Erfchwerung, deren Zulaffung, fondern auch 
in der Möglichkeit ihrer Befeitigung duch Caution. Diele 
fhüßt nicht gegen Sollufionen und fo ift e8 doppelt wichtig 
zu prüfen, in wiefeen Eollufionshaft überhaupt zulaffig 
fen. 

Mittermaier ®) greift diefelbe fehr beftimmt an 
und mir müffen in der That auch ung unbedingt gegen die: 
felbe ausfprechen. England kennt diefelbe nicht, und 
England ift Doch, namentlich in den Einrichtungen, welche 
einen geemanifchen Urfprung beurfunden, in fo vielen Be: 
ziehungen nicht blos für die Sreiheit ein Mufter, fondern 
auch für die Ordnung. Freilich tft die Collufionshaft ein 
gordifcher Knoten; allein Eonnte ihn ein Staat und eine 
Gefeggebung mit der Kraft Englands zerhauen, fo fann 
die Wilfenfchaft immerhin ihn löfen. 

Diefe Löfung hat die Wiffenfchaft im MWefentfichen 
darin gefunden, daß bei und dee Anklageproze wie 
der hergeftellt worden und fo der Unterfuchungsrichter nicht 
mehr, wie im Inquifitionsprogeß, weſentlich darauf hin⸗ 
gerviefen ift, ein Geftändnig des Angefchuldigten, den 
gluͤcklichſten Erfolg der Eollufionshaft, zu erringen. 

So führt Temme?) aus, daß im Anflageprozeg 
fi zwei gleichberechtigte Partheien gegeneinander überfte: 
hen, die Rollen naturgemäß vertheilt find, der Eine ans 
greift, der Andere fi, vertheidigt, Jeder mit allen ihm 
zu Gebot ftehenden Waffen fämpft, natürlich nur mit 
rechtlichen, teil Jeder nur fein Recht fucht, wenigſtens 
fo der Richter die Sache anfehen muß. 


i 8) Archiv des Geimtnalneäns: II, S, Si. 
9) TZemme ſa. a. O. S 
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Ebenſo bezeichnet, nah Mittermaier’s oben al 
legirter Darftellung des Entwurfs eines neuen Strafpro⸗ 
zeffes für den Staat Newyork, die Commiffion das Ver: 
hör des Angefchuldigten als einen Schild 29%) deſſelben 
und daß ed eine Verfaffungsverfegung fey, wenn es ftatt 
defien zu einem Schwerdt gegen ihn gebraucht werde, das 
durch daß man Ihn nöthigen wolle gegen fich felbft zu zeu: 
gen. Auch der dort angezogene Livingfton will durch 
das Verhör dem Angefchuldigten nur Gelegenheit zu feis 
ner Vertheidigung geben. Bel folcher Vertheilung der 
Rollen bleibt freilich nicht leicht mehr ein Zweck für die 
Colluſionshaft, und wollten wir nicht in diefer Conſequenz 
die Verteilung der Rollen durchführen, fo wuͤrden mir 
nur den Namen vom Anflageprozeß haben, dem felbft das 
Wort zu reden in unfrer Zeit Niemand mehr nöthig hat. 

Allein der Staat hat gegen den Angefchuldigten doch 
auch immer das Recht auf Wahrheit, und bei verfchiedenen 
Mitangefchuldigten wird auch felbft für die Urtheilsjucy 
dem Wahrſpruch oft nur alsdann ein zuverläffigee Stoff 
vorbereitet werden Pönnen, wenn jeder Einzelne fein eignes 
Berhör ohne Kenntuig von der Ausfage feines Genoffen 
beftanden hat: wir werden daher gegen die Collufionshaft 
zu den aus der Natur des Anflageprozefles entnommenen 
Gruͤnden noch das Recht des Staatsangehörigen hinzu: 
fügen dürfen, ein Gut von der Bedeutung der -perfünli: 
hen Freiheit, deſſen auch nur vorübergehende Entziehung 
alle andern Rechte und Lebensverhältniffe gefährden Fann, 
nur alsdann hingeben zu müflen, wenn die zuerft im 
rechtsfräftigen Urtheilsfpruch liegende Gewißheit gege 
ben ift, daß er es verwirft hat. Nur ald Mittel, eine 


— 





10) Code of procedure by Livingston, art. 178.0 iu 
termaier 3. f. Rechtswiſſenſchaft und SGelrkarsuan Ab 
Auslandee B. 21. 9. 3. 3. 92. 

> 2* 
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moͤgliche Gewißheit zu erlangen, kann die Entziehung 
dieſes Guts niemals dienen: den Schuldigen ereile die 
Suͤhne, allein nur mit den Mitteln, welche mit der voll⸗ 
ſtaͤndigſten Rechtsachtung des moͤglicherweiſe Unſchuldigen 
vereinbar ſind. 

Inzwiſchen rechtfertigt hiernach die Entwickelung des 
Rechts aus ſeinem Begriffe nicht nur die Colluſionshaft 
nicht, ſondern dieſelbe Hat, auch blos als Mittel für den 
durch fie beabfichtigten Zweck betrachtet, gleich jedem ans 
dern nicht durch die Natur der Sache und in feinem Prin- 
zip durch die Gerechtigkeit begründeten Mittel, in der That 
fogar nur fehr prefären Werth. Denn eine Collufionshaft 
fann nur Beſprechung, directe oder indirecte, mit Zeus 
gen, oder Verabredungen zwifchen EComplicen, oder Ber: 
wifchung der Spuren des Verbrechens verhindern. Wol⸗ 
lien wie aber der Gewiſſenhaftigkeit der Zeugen bei Ablei- 
ftung eines feierlichen Eides, mollen wir Ihrer Einficht in 
die Bedeutung der Gerechtigkeitspflege, ihrer Bürgerpflicht 
und dem’ ganzen Eindruc einer Öffentlichen Gerichtsfigung, 
fo wenig Werth beilegen, daß Alles dies durch eine, mit 
oder ohne Beftechung veruͤbte, Collufion mit den Zeugen 
überwogen werden Fönnte: fo geben wie lieber füglich alle 
Einrichtungen für die Strafgerechtigfeitspflege auf; zwi⸗ 
{ben Eomplicen haben dagegen wohl in der Hauptfache 
Berabredungen ftatt gehabt; endlich die Spuren des Ver⸗ 
brechens Fonnte der Angefchuldigte entweder, wenn die 
Sache eine veraltete ift, vor feiner Verhaftung verwifchen, 
oder, wenn die Begangenfchaft dagegen frifch ift, muß 
der Unterfuchungsrichter duch Aufnahme der Spuren der 
Eollujion zuvorfommen fönnen. Bleibt natürlich deſſen 
allen ungeachtet nach der Eigenthümlichkeit eines Falls 
immer noch die Möglichkeit, daß die Unterfuchung durch 
eine Verhütung von Eollufionen durch Haft twefentlich Hätte 
befördert werden koͤnnen, fo kann die Möglichkeit des 


der Gefeßgebung über Unterfuchungähaft. 468: 


Nugens in Fällen, welche nicht die Regel bilden, (don 
an ſich nicht die Regel begründen. 

Ohnehin find die Begangenfchaften entweder beder⸗ 
tend, oder unbedeutend. Wegen unbedeutender wagt 
Niemand mehr die Colluſionshaft in Schutz zu nehmen, 
bedeutendere dagegen finden ihre Aburtheilung vor den Aſſi⸗ 
fen, vor welchen ohnehin nur das in der öffentlichen 
Sigung Vorgefommene felbft juriftifchen Werth hat. Ya 
die Collufionshaft kann fogar das Mittel feyn, welches 
dem Ergebniß der Unterfuchung entgegentritt, weil dem 
in diefer abgelegten Geftändniffe die Entfchuldigung zu 
nahe liegt, es fey durch den Wunfch nach Freiheit her⸗ 
beigeführt worden, indeß auf ein ſolches Geftändnig hin 
nun mancher Stoff zur Ueberführung nicht benugt wurde. 
Bor hiefigen Affifen ftand ein Weibsbild von der unterften 
Bildungsftufe und der Beihülfe bei einem ganz gemeinen 
Verbrechen beſchuldigt, und doch wußte fie ihr Geftändnig 
fo ſehr als nur durch ihre Unterfuchungshaft. herbeigeführt 
zu motiviren, daß Einfender ihren Widerruf mit innigfter 
Ueberzeugung vertheidigte. Wie um fo mehr foll nun nicht 
der gebildete Mann nach Freiheit und Thätigfeit lechzen 
und der Familienvater nach der Sorge für die Seinigen 
und nach dem Geftändniß greifen, welches die Kerkerthuͤre 
entriegelt, zumal es in der menſchlichen Natur liegt, dem 
gegenwärtigen Uebel ſich zunädhft zu entziehen. 
Durch die Unterfuchungshaft wied daher fo Außerordentli⸗ 
ches aufgeboten und feicht fo unmiderbringliches Ungluͤck 
herbeigeführt, deſſen ganzer Erfolg am Ende — Nichte 
if! 

Sollte jedoch noch Eollufionshaft zugelafien werden, 
fo mürde in diefer Beziehung dem Angefchuldigten aller 
formelle und materielle Schug zu Theil werden mäffen, 
weicher bei der unten zu erdrternden Haft zur Verhütung 
zu befuͤrchtender Flucht eintreten muß, ſoweit derſelbe 
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auf Eollufionshaft anwendbar iſt. Died möchte er aber 
in allen Beziehungen feyn, mit alleiniger Ausnahme der. 
in der Perſon des Angefchuldigten für oder gegen die Flucht 
giegenden Grunde und der Cautionsleiftung. 


$.5. Haft wegen Öefahr der Flucht. An 
diefer Beziehung erheifcht Die Geſetzgebung, wenn die Entzie: 
hung der Freiheit nicht über das Bedürfnig der nothwendig⸗ 
ften Zweckerreichung ausgedehnt werden foll, einen doppelten 
Schuß des Bürgers, nämlich Sicherung gegen grund: 
loſe Verhaftung und Möglichkeit der Befeitigung begrün: 
deter durch Sicherheitsleiſtung. Die Sicherung gegen 
geundlofe Verhaftung befteht in formellen und materiel: 
en Beftimmungen. In erfteren fuchte fie vorzugsweife 
Wiſſenſchaft und Gefeßgebung , eine Verbindung derfelben 
mit feßteren ift jedoch eine um fo Dringendere Aufgabe der Ge⸗ 
feßgebungsmiffenfchaft, als da, wo der Staat für feine 
Zwecke von einem feiner Angehörigen das Unerfegliche vers 
langt, es nicht ausreichen kann, die Sache blog zu einem 
juriftifchen Ende gebracht und dabei gegen außergerichtliche 
Willkuͤhr Gewähr geleiftet zu haben, fondern es ift gerade 
hier vorzugsweife erforderlich, in den mefentlihen Formen 
auch mefentlih materielles Recht, wirklichen Schuß, 
herzuftellen. 


§. 6. Materieller Schutz. ine materielle 
Gewähr glauben einige Gefeßgebungen darin zu finden, 
daß fie dem Spielraum des richterlichen Ermeſſens ein Ge: 
gengewicht in Anordnung eines Schadenserfaged geben, 
welchen der Richter wegen miderrechtlich verfügter oder 
verlängerter Haft zahlen fol 11). Allein, kann theils Fein 


11) urundechte Art. 3. 6. 8. -Badifher Entwurf von 

9. Art. 184. Weimariſcher Entwurf Art. 143. Auch 
in 1 Kemport tft gt guihter er [üabenserfagpfichtig; ; Mitters 
maier a. a. O. S 


der Geſetzgebung über Unterfuchungshaft. 465 


Geld die Freiheit und die -Gefundheit bezahlen, ſowie 
alle die Nachtheile erfegen, welche eine einzige Vers 
haftung durch Zerrüttung einer ganzen Samilte nach fich 
ziehen kann, ift ohnehin die Widerrechtlichfeit des Rich: 
ters einem Crfagfläger fehwer zu begründen und fann es 
nicht im Intereſſe des Staats liegen, bei einem wirklich 
nothtvendigen energifchen Schritt den Beamten durch 
die Gefährdung feiner und feiner Familie ganzen Subfis 
ftenz allzuängftlich zu machen: fo müflen wir den Schug 
des Angefchuldigten, neben der moralifchen und intel: 
lectuellen Tüchtigkeit des Richters, in aus der Sache 
feldft genommenen Gintichtungen fuchen. Gehen wir 
hiervon aus, fo findet die Nothwendigkeit der Verhaftung 
wefentlich in dem Eoncreten ihr Element; in ihm fin: 
det die Begründung fowie die Größe des Verdachts der 
Begangenfchaft ebenſowohl als die Vermuthung der Flucht 
ihren Boden: gerade im Concreten aber liegt das Feld des 
richterlichen Ermeffeng, unddiefemdie fubjective 
Schwähe, nah Willen und Einfiht, zu nehmen, oder 
menigftens auf ihr Minimum herabquführen ift daher 
Aufgabe der Geſetzgebungswiſſenſchaft. 


Dieſe Aufgabe aber wird ſie annaͤhernd dadurch er⸗ 
reichen, daß 


1) Dasjenige, was ſich durch allgemeine Grundſaͤtze 
nicht beſtimmen laͤßt, wenigſtens einigermaßen poſitive 
Anhaltpunkte in einzelnen allgemeinen Regeln erhaͤlt, 
und 


2) Dasjenige, was ſubjectivem Ermeſſen im concre⸗ 
ten Falle uͤbrig bleibt, zwar augenblicklichſte vorlaͤufige 
Ordnung durch den natuͤrlich als Einzelrichter fungirenden 
Unterſuchungsrichter erhaͤlt, allein das Verbleiben der von 
dieſem angeordneten Haft durch ſofortige Beſtaͤtigung durch 
ein Colleg bedingt wird, indeß auch dieſes Colleg 
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3) wieder zerfällt im vechtsgelehrte Richter und in ei: 
nige, der Analogie der Geſchwornen nachgebildete Mäns 
ner aus dem Volke, welche namentlich in allen, die pers 
fönlihen Werhäftniffe der Angefchuldigten betreffenden, 
Punkten die Entfcheldung über die Thatfrage, ob hiernach 
Flucht zu befürchten ſey, oder nicht, haben müßten. Nas 
mentlich bei dem Cautionspunfte müßte deren Ausfpruch 
entfcheidenden Einfluß auf die Modification der fhon nad 
dem Bermögen relativen Cautionsfumme haben. 
Nur in Betreff jener objectiven Anhaltpunfte und 
diefer judices facti bedarf e8 einiger Bemerkungen. 
$. 7. Poſitive Anhaltpunfte für die Haft 
wegen Gefahr der Flucht. Der Staat fann zum 
Zweck der Unterfuhung, ale dem bloßen Mittel, Peine 
Kreiheitsentziehung anordnen, wenn folche der Zweck nicht iſt, 
alfo Feine bei der Unterfuchung von Verbrechen, auf welchen 
Peine Freiheitsſtrafe fteht und aus gleichem Grunde feine folche 
von längerer Dauer, als auf dem Verbrechen felbft ftehen 
würde. Der nächfte objective Anhaltpunft für die Zulaf: 
fung der Unterfuchungshaft ift Daher die Schwere des Ber: 
brechens an ſich und die bei den indicirten Schärfungs : und 
Milderungsgrüunden in Ausficht zu nehmende Dauer der 
Strafhaft. Um in diefer Beziehung Feinen fubjectiven 
Spielraum zu laffen, müßte von feinen ſchweren peinli⸗ 
hen Verbrechen im Allgemeinen die Rede feyn, fondern 
ganz fpeciell von dem Strafmaaße, deflen in Ausficht zu 
nehmende Berhängung die Unterfuchungshaft zuliege. Auch 
der Vorſchlag von Temme a. a. D. wegen der Kategos 
rieen die Verhaftung mit denjenigen Verbrechen zufammen: 
fallen zu laffen, welche zur Aburtheilung durch die Ges 
fehwornen gelangten, empfiehlt fich nicht, da, man mag im 
Uebrigen noch fo beengende Anfichten über die Competenz 
der Geſchwornen haben, Doch alle politifchen und nament: 
lich Preßvergehen vor fie gehdren und tier , andy wenn tar 
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Schuldig erfolgt, oft auf viel unbedeutendere Strafen zu 
erfennen iſt, al® die Unterfuchungehaft ſeyn würde. 

Heben der Größe der zu erwartenden Strafe würde 
in weiterer objectiver Anhaltpunft für Erfennung der 
Haft in der objestiven oder fubjectiven Gemeingefährlichs 
feit 12) liegen. Die objective, mie etwa Brandftiftung, 
müßte, um einen der vichterlichen Anficht entzogenen Bes 
ftimmungsgrund zu "geben, vom Gefeß auf einzelne be 
ftimmt genannte Verbrechen präcifirt feyn.. Gleiches würde 
wegen einiger, und deghalb vom judex juris zu würdis 
gender Beftimmungsgründe aus dem fubjectiven That⸗ 
beftande der Fall feyn, fofern fie in jueiftifche Gewiß⸗ 
heit gebracht wären, etwa weil der eines ausgezeichneten 
Diebſtahls Befchuldigte ſchon früher des nämlishen Ver⸗ 
brechens fehuldig erfannt war und fogleid nach Entlaflung 
aus der Steafhaft auf freche Weife fein Handwerk forts 
geſetzt, oder wenn er Zeugen oder Gerichtsangehörige ber 
droht hat. 

Solche allgemeine, vom pofitiven Gefege anzuerfens 
nende, Beſtimmungsgruͤnde für die Verhaftung dagegen, 
deren ganzer Thatbeftand fich im Gefege nicht in der 
Art, mie dies etwa bei der in Ausficht zu nehmenden 
Strafgröße der Fall iſt, praͤciſiren Iäßt, nehmen nod 
mehr den Charakter bloßer Anhaltpunfte für den Rich 
tee an, und unterliegt daher die Erörterung, in wiefern 
einer von ihnen in einem gegebenen Kalle vorliegt, füglis 
cher der Beurtheilung durch die unten zu befprechenden 
judices facti. Anhaltspunfte der Art find] zunächft die 
Vermögensverhältniffe und zwar weniger die Größe des 
Bermögens, als die Art, mie daffelbe angelegt ift und 


12) Art. 38 bis 71. des Strafprozeß⸗E. für —— bei 
Mittermaier a. a D. ©. 387. führt gefeplich 
fhe Sitte ein, daß Derjenige, welcher Berion —— 
bedroht, verhaftet wird, wenn ex wit Si OR 
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ob es hiernach leicht flüffig gemacht werden kann; ferner 
die Art des Lebensberufs des Angefhuldigten und ob der; 
felbe vielleicht mehr oder weniger an die Kocalität gebun: 
den ift, oder umgekehrt; endlich} kommt in Betracht, ob 
der Angeichuldigte ein einzeln ftehender Mann, oder ein 
Samilienvater und die Verhältniffe feiner Kinder von der 
Yet find, daß auch fie, bei einer Flucht des Angefchuldig: 
ten, fich leicht an einen andern Ort überfiedeln koͤnnen. 

Wenn mit Recht diefen perfönlichen Berhältniffen ein 
größeres Gewicht beigelegt wird, als aufgeftellten Kate 
gorieen von Verbrechen, fo werden beide doch zuſam men: 
fommen müflen, um eine Verhaftung zu begründen: 
ein nach feiner perfönlichen Stellung der Flucht Verdädhti: 
ger wird deßhalb wegen der Anfchuldigung eined Fleinen 
Bergehens noch nicht verhaftet werden fönnen, und ebenfo: 
wenig wird auch bei fehr ſchwerer Anfchuldigung die Ver; 
haftung eines Mannes noch nicht erforderlich feyn , deſſen 
ganze Perfönlichfeit dem Berdacht der Flucht nicht Raum 
giebt. Allein gerade weil für diefe perfönlichen Verhaͤlt⸗ 
niffe alle allgemeinen pofitiven Beftimmungen mehr nur An: 
haltpunfte geben und das legte Urtheil, in wiefern fie et: 

nen Fluchtverdacht im gegebenen Fall rechtfertigen, aus 
dem Leben ſelbſt gefchöpft werden muß, fo werden es 
auch nur Männer finden. koͤnnen, die felbft mehr im Ges 
teiebe des Lebens ftehen. 

6.8. Ergänzung des Berhaftungsge: 
richts aus dem Volke. Diefe Männer würden, 
nach Analogie der Geſchwornen bei der Urtheilsfällung, zu 
fagen haben, ob die ganze Perfönlichkeit des Mannes und 
feine und feiner Samilie Stellung im bürgerlichen Leben 
einen Verdacht der Flucht rechtfertigen. Sie würden nicht 
mit einer Anklagejury zufammenfallen, denn diefe zu - ver: 
-fammeln und eine ganze Procedur vor ihnen vorzunehmen, 

— * einen zu großen Aufenthalt verurſachen, um eine 
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wirkfame Gewähr gegen die vorläufig vom Unterfuchungss 
richter vollzogene Verhaftung zu geben. Sie follen au 
nicht über den Grad des Verdachts der Begangenfchaft ent⸗ 
ſcheiden, theils weil dies wieder eine Procedur vor ihnen 
erforderte, theild weil den Werth eines Indiciums nicht 
ald Grund zur Schuldigerfennung , fondern ald Stoff zur 
Kortführung der Unterfuchung , doch vorzugsweiſe nur der 
rechtsgelehrte Richter beurtheilen kann. Cie würden auch 
duch ihren Wahrfpruch Fein Veto gegen die Verhaftung 
einlegen koͤnnen, fondern fie würden bei dem Richtercolleg, 
das über die Beſtaͤtigung der vom Unterfuchungsrichter volls 
zogenen Verhaftung zu entfcheiden hat, von den verſchiede⸗ 
nen, in ihrem Complexus die Verhaftung begründenden, 
Momenten nur einen Ausfpruch über das Eine, aus der 
Perfönlichkeit des Angefchuldigten und feiner VBerhältniffe 
entnommene Moment fich - auszufprechen haben. Es 
müßten hierzu in jedem Drte im Voraus einige tüchtige und 
uetheilsfähige Männer beftimmt feyn, welche den Anges 
fehuldigten, ihren Mitbürger, nach feinem Charakter, 
feinem Vermögen und feinen Kamilienverhältniffen, auch 
die einfchlägigen Verhältniffe ihres Drts, fo genau kennen⸗ 
daß fie aus diefer ihrer elgnen Kenntniß fich ein Urtheil dar 
über bilden koͤnnen, ob Flucht zu beforgen ſey, oder nicht‘ 
Sie würden, ähnlich wie bei dem Bürgermeifter,, welcher 
den Leumundsbericht ausftellt, zugleich Zeugen feyn, dem 
Materiellen nah, fie wuͤrden die thatfächlihen Grunds 
lagen ihres fo präcifirten Wahrſpruchs mit in die Gerichte: 
fhranfen bringen, ohne daß mit dem , mit der Verfügung 
über eine Verhaftung unzuläffigen Aufenthalt Zeugen 
hierüber aufgefunden und abgehört werden müßten. 

Somie der Anflageprozeß vor der Jury nicht auf: 
reicht, wenn er nicht auch in der Vorunterfuchung durch⸗ 
geführt iſt, fo fpricht der nämliche Grund ,. welger ie 
Urtheilsjury nicht blos zur politiichhen ,„ kontra EM 


— 
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jueiftifchen Nothwendigkeit macht, für Einführung eines 
folhen analogen Inſtituts bei Erkennung über die Beftäti: 
gung einer Haft. Denn was giebt eine größere Gewähr 
für materielles Recht, als wenn an das Lebendige ein les 
bendiger Maapftab gelegt wird, an das im ganzen Lebens; 
zufammenhäng gegründete Verhaͤltniß mieder die An; 
ſchauungsweiſe von aus dem Leben felbft in die Gerichts: 
ſchranken teetenden Männern und ftatt andern Beweiſes 
weſentlich die eigne lange Wahrnehmung ? 

Sagte Temme a. a. O.: freie Völker hätten nad) 
beſſeren Sarantieen gefucht und will man der großen Kur, 
wie in Nordamerika ??), die Unterfuchung aller Detentiongs 
gefaͤngniſſe uͤberlaſſen, oder dem Verhafteten die Befugnig 
geben, vor die Urtheilsjury geführt zu werden, fo liegt 
es doch theils in der Unmöglichkeit, der Fury bei diefer Eon: 
trolle alle Beweismittel vorzulegen , theils Hängt das Ganze 
vom Umftande ab, ob die Jury zufällig verfammelt ift, 
theil® endlich liegt e8 auch fehon im öffentlichen Intereſſe, 
eine Einrichtung, die zur Gewähr der Freiheit nöthig bes 
funden wurde, immer angemwendet zu fehen. 

:6.9 Formelle Schutzmittel. Diefe un 
terliegen Feiner Erörterung mehr. Sie beftehen darin, 
daß, augenblichliche polizeiliche Vorkehrung abgerechnet, 
nur der zuftändige Richter auf fchriftlichen Befehl hin ver: 
haften ann, welcher alle rechtlichen und thatſaͤchlichen 
Entiheidungsgrüunde enthalten muß, um dem Richter zu 
feiner eignen Controlle zu dienen, daß alle Bedingungen 
der Verhaftung vorliegen. Nur möchte die VBorfchrift 
noch beizufügen feyn, daß der Angefchuldigte im Augen: 
blicke feiner Verhaftung zu vernehmen fey, was er zur Ab⸗ 
wehr derfelben anzugeben wiſſe. Bei einee der empörend- 
ſten Mordthaten, welche Nachts um 4 Uhr Einfenders 


13) Entw. von Newyork Art. 237. 
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Bruder, als hiefigem damaligen Unterfuchungsrichter,, ans 
gezeigt wurde, fammelte derfelbe bei Aufnahme des ob⸗ 
jectiven Thatbeftandes die fubjectiven Spuren und glaubte 
ein Individuum fo dringend indicirt, daß en deflen Ver⸗ 
Haftung anordnete, diefelbe wurde auch vollgogen; der 
Verhaftete wußte durch Öffentliche Angeftellte das alıbi gu 
beweifen, und 5 Stunden nad) Beginn der Unterfuchung 
fonnte die Sreilaffung verfügt, dieſer Staatsangehörige 
alfo nicht nur vor fernerer Zreiheitdentziehung geſchuͤtzt, 
fondern auch, mit Verlaſſen einer falfchen Spur , der ‚Uns 
terfuchung die Richtung gegeben werden, welche bald zur 
Ermittelung ded wahren Thäters führte, 

Ausführlich find die formellen Schugmittel von 
Drechsler dargeftellt im Decemberheft 1849 in v. Jar - 
gemann’s Gerichtöfaal 1*) und dort auch die Ergreir 
fung auf friſcher That erörtert. Wenn wir auch 
deren Begriff, zur geößeren Garantie für die Sreiheit, in 
Mittermaier’s 1°) Sinn auffaffen, fo kann die Ergreis 
fung nur das Eine Requlfit der Verhaftung erfegen,, welr 
ches in genüugendem Berdachte der Begangenfchaft beftcht, 
indeß die beiden andern Requifite, nämlich daß diefe Ber 
gangenfchaft auch unter ein Strafgeſetz welches Verhaf⸗ 
tung zuläßt falle und daß die Verhältniffe des Anger 
ſchuldigten die Flucht befürchten laſſen, nun auch noch feft 
zu ftellen find, wenn die augenblickliche Ergreifung fich zur 
Verhaftung geftalten foll. 

6.10. Sreilaffung gegen Caution. Sind alle 
Bedingungen vorhanden, welche die Verhaftung wegen Ger 
fahr der Flucht rechtfertigen, fo muß dem Angefchuldigs 
ten die rechtliche Möglichkeit gegeben werden, der bloßen 
Vermuthung, daß er fih dem Arm der Gerechtigkeit ents 


— 


14) S. 428 .$.1.2.2. 4. 





15) Stenographifche Berti Ber deurihen Ramon . 
Band 3. Eritt 2354. 235 
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ziehen werde, eine Gegenvermuthung für fein Verbleiben 
entgegenzuftellen, nämlich Sicherheit für fein Stellen vor 
Gericht zu leiften. Der Staat fann an feinem unfchuldi- 
gen Dritten, dem Bürgen , die Strafe ſelb ſt vollzie: 
hen faffen wollen, und fo fann diefe Sicherheitsleiftung nur 
in Geld oder Geldeswerth, unmittelbar vom Angeſchuldig⸗ 
ten oder von dritten nur für Geldzahlung Bürgenden, 
geftellt werden und Seld kann freilich die Freiheit nicht 
aufwiegen und fomit Feine mathematiſche Gewißheit 
dafür geben, daß der Angefchuldigte fih in Perfon dem 
Gerichte ftelle. Allein: 

1) wo haben wir denn in unferm Rechtsweſen ma: 
thematifche Gewißheit; im alten Strafprozeß begnügten 
wir uns mit der Audfage von zwei Zeugen, und was Diefe 
ausfagten wurde als richtig von ihnen aufgefßat und wahr: 
heitsgetreu wieder gegeben unterftellt: es war juriftifche 
Wahrheit, und warum follten wir nicht auch zum Urtheile 
des Angefchuldigten eine ſolche juriftifhe Wahrheit einfühs 
ren, nämlich ein ohngefähres YAusgleichungsmittel für das 
in der wirflichen Strafverbüßung liegende Uebel? Selbft 
im neuen Strafverfahren verlangen wir ja felbft für ein 
Schufdig bei Eapitalverbrechen nicht mathematifche, fon: 
dern nur Hiftorifhe Wahrheit, die Geſchwornen follen 
nicht fo innig überzeugt feyn, daß fie das Gegentheil fich 
nicht als möglich gedenken Fünnen 19). 

2) So fange fein rechtsfräftiges Urtheil ergangen 
iſt, welches die Schuld ausfpricht, liegt noch Feine Ge⸗ 
wißheit der Schuld vor: warum mollte man daher, 
wenn die Rechte im Anflageprozeß gleich find, eine Ge⸗ 
wißheit, ftatt der durch die Cautionsleiftung gegebenen 
Wahrfcheinlichfeit, vom Angeklagten verlangen, daß er 
ſich ftellen werde? Endlich iſt 


16) Präfident Weiß im Refame von Strauteı@driir. 
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3) der Schaden nicht allzugroß, wenn der Anges 
Flagte, der Cautionsleiſtung ungeachtet, entmeicht, weil 
aledann die Staatsgefellfchaft diefes fehädlichen Indivi⸗ 
duums überhoben ift. Ä 

Sowie die Grundrechte, fo läßt fie auch die Preußi⸗ 
ſche Eriminalgrdnung $. 224 dem Grundfage nach bei eis 
nigen Verbrechen zu. ft aber dies der Fall: warum fie 
nicht, mit erhöhter Scala, für alle Berbrechen zulaf- 
fen, folange ja auch der des höchften Verbrechens blos 
Angeklagte immer noch der moͤglicherweiſe Sreizufprechende 
ift , und warum nicht auch auf ihn das allein mögliche Aus: 
gleichungsmittel anwenden zwifchen dem Anfpruce des 
Staats auf Sicherung der Verbuͤßung einer etwanigen 
Strafe und dem des Staatsangehörigen auf Sreiheit ſei⸗ 
ner Perfon , folange er noch Feines Verbrechens fchuldig ers 
fannt iſt ?17) 

$. 11. Beſtimmung der Größe der Eau: 
tion. Daß die Geöße der Caution mit der zu befürchs 
tenden Größe der Kreiheitsftrafe fteigen und fallen muß, 
bedarf Feiner Erörterung, weil die dringendere Gefahr der 
Flucht auch eine defto größere Gewähr gegen diefelbe er: 
heifcht. | 

Allein eine beftimmte Geldfumme felbft iſt mit Bezug 
auf die Berfchiedenheit des Vermögens der einzelnen Staats⸗ 
angehörigen nicht nur eine relative Größe, fondern je nach 


17) Der Entwurf für News Mork geht daher Art. 634 nid 
weit genug, wenn er bei Anfchuldigung ganz ſchwerer Ver⸗ 
oehen gar keine Kaution zuläßt, bei ſchwereren, felonies, 
fie dem richterlichen Ermefien anbeim giebt und nur bei ges 
ringen, misdemeanor, als Recht des Angefchuldigten vers 
leiht. Iſt fie überall als ein Recht des Verhafteten zugelafs 
fen, fo wird auch die Beſtimmung des Art. 636: welche 
Beamten welche Arten von Gautionen verfügen Eönnen, fich 
richtiger dahin ausdrüden laſſen, daß jedes Gericht, welches 
zur Aburtheilung des angefchuldigten Werachend 
ner Berweifung vor die Geſchworenen zutänttig IT, udn de, 
über die Zreilaffung gegen Kaution zukänhige (con mm. 
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der in der Perfönlichkeit eines Angeklagten liegenden Ge: 
währ wird auch die noch fehlende Bürgfchaft gegen feine 
Flucht einen größeren oder geringeren Betrag als Caution 
erheifchen. 


Somie nun bei der Begründung der Verhaftung ee 
nicht ausreicht, beſtimmte Kategorieen von Verbrechen 
und bezüglich zu erwartenden Strafgrößen aufzuftellen, 
fondeen auch die ganze perfönliche Stellung eine der Praͤ⸗ 
miſſen Hierzu zu geben hat und deghalb folgereht auch bei 
Beftimmung der Zulaffung der Caution nicht blos die 
Schwere des Verbrechens, fondern auch die in der Perfön: 
lichkeit des Angefchuldigten liegende Bürgfchaft gegen Lie 
Flucht einen der Kactoren der richterfichen Entfcheidung zu 
geben hat: fo hat auch, wenn es ſich nur noch um Die 
Größe der Eaution handelt, die Stufenleiter der für ein 
und das nämliche zu erwartende Strafmaaß beftimmten Sau: 
tionsſumme die Eine Seite aus der Größe des Vermögens 
des Angefchuldigten, die andere dagegen aus der Perfön: 
lichkeit deffelben und der Geſammtheit feiner Verhältniffe 
zu entnehmen. 


Weil auch hier bürgerliche Verhaͤltniſſe nicht mit mas 
thematifcher Gewißheit aufgefaßt werden fönnen und bei 
Normirung der Regel eben auch der regelmäßige Zuftand 
angenommen werden muß, fo wird, weil auch die Steuer; 
gefeggebung immer mehr ein richtiges Verhaͤltniß finden 
wird, der aus der Größe des Vermögens zu entnehmende 
Factor nach dem directen Steuerfapital zu berechnen ſeyn; 
je nach deflen Größe oder Geringfügigkeit, je nachdem alfo 
für den concreten Pflichtigen das Geld einen größeren oder 
geringeren Werth Hat, würde die Grundlage der Cautions⸗ 
größe das Doppelte oder die Hälfte derjenigen Summe bil- 
den, welche das Gefeg für eine zu erwartende Strafgröße 
als Mittelfumme beftimmt. 
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Die Beftimmung der Eautionsgröße bis hierher 
wuͤrde dem Gerichtshof als folchem obllegen, weil dieſer 
‚Theil der Beftimmung theild auf vechtögelehrter Beurthei⸗ 
fung der Natur und Schwere des Verbrechens und folge: 
weiſe der im Ausficht zu nehmenden Strafgröße, theils 
auf dem beftimmten Satze des Steuerfapitals beruht, Al⸗ 
lein die Größe des Vermögens bildet nur die Eine Prä- 
miſſe für den im concreten Falle eintretenden Wechfel der 
abftract für eine Strafgröße beftimmten Cautionsſumme; 
die andre Prämiffe für diefen Wechfel der Scala liegt In 
der Perfönlichfeit und den ganzen Berhältniffen des Anger 
fhuldigten: und die Beftimmung, ob und In welchem, etwa 
doppelten und dreifachen Berhältniffe, von diefem Ge: 
fihtspunfte aus die abftracte Sautionsfumme herabzus 
fegen fey, würde dem Bürgerausfchuffe obliegen, welcher 
dem über die Verhaftung zu erfennen habenden Gerichtshofe 
nach Analogie derjenigen Männer aus dem Volke beizugeben 
wäre, welche als Geſchworne dem urtheilenden Gerichte: 
hofe beigegeben find. Auch hier fann Fein irgend zeitraus 
bendes Verfahren die thatfächlihe Grundlage des Wahr: 
fpruch8 geben, fondeen diefe Männer haben nicht blos ihr 
Urtheil, fondern auch Ihre Kenntnigquelle aus dem Leben 
mitzubringen; als Mitglieder dee Gemeinde des Angeſchul⸗ 
digten werden fie mit den betreffenden thatfächlichen Ver: 
hältniffen im Allgemeinen befannt feyn, und auch hier, wie 
ettva nun ein Büurgermeifter bei Yusftellung eines Leumunds⸗ 
berichts, in fofern die Eigenfhaft von Zeugen und Richter 
der Thatfrage vereinigen. Denn ihr Wahrfpruch hat ja 
nicht die Sache zu erledigen, fondern giebt nur für eing 
der vom eigentlichen Gerichtshof zu berückfichtigenden Mo⸗ 
mente den Stoff. Sie find hiefuͤr freilich mehr Richter 
als Zeugen, allein fie find, was fir einen folchen provifos 
riſchen und einer fchnellen Erledigung erheifchenden Zu: 
ftand ebenfo zuläffig als erforderlich ik, Vu Kir ans 

Brio d. Er. R. 1850. 111. &t. Ix 
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pelte Eigenſchaft zugleich gewiſſermaßen als Zeugen, ei: 
gentlid nur in ihren Beweisgruͤnden weniger be: 
fhränft. Reicht nun aber ihre Sachfenntniß in einem 
gegebenen Falle für eine concrete Verminderung der ab⸗ 
ſtracten, durch den eigentlichen Gerichtshof zu beftimmen: 
den Sautionsfumme nicht aus, fo iſt ed bei Beſtimmung 
der Cautionsfumme, die ja eine fehon für zuläffig erfannte 
Verhaftung vorausfegt, weniger bedenklich, als bei Ver: 
bängung der Haft, der Ueberzeugung jener Männer au 
außer ihrer eigenen Erfahrung liegende Beweismittel über 
die hier einfchlagende Perfönlichfeit und die Verhaͤltniſſe 
des Angefchuldigten vorzulegen, wobei denn die andre Seite 
ihrer Eigenfchaft, die urtheilende, mehr hervortritt. 

Muß Hier die Beftimmung diefer Männer weſentlich 
auf ihrer eignen freien Anfchauungsweife beruhen, fo wird 
fie doch auch hier das Geſetz anweiſen, vorzugsmeife neben 
dem Charakter und dem Leumund des Angefchufdigten auch 
die Natur der Quellen feines Lebenserwerbs zu betrachten 
und ob er hiernach fich freier überall bewegen fann, oder 
mehr an ein feftes Etabliffement überhaupt und an feine 
Heimath insbefondere, ſowie an bereits angeknuͤpfte, nicht 
ſo leicht zu erneuernde Geſchaͤftsverbindung verwieſen iſt, 
wohin namentlich auch die Art der Anlage ſeines Vermoͤ⸗ 
gens gehoͤrt und die hierin begruͤndete Leichtigkeit oder 
Schwierigkeit deſſelben zu verpflanzen oder fluͤſſig zu ma⸗ 
chen. Namentlich werden ſie auch den Umſtand zu betrach⸗ 
ten haben, ob der Angeſchuldigte ein einzeln ſtehender 
Mann, oder ob er Familienvater iſt, und wie die Angele⸗ 
genheiten ſeiner Kinder geftaltet find. Denn wird auch 
der deutfche Familienvater mit Wärme und Neigung feine 
perfönliche und unmittelbare Sorge vorzugsmeife feiner Fa⸗ 
milie widmen wollen und fchon deghalb viel an feine per: 
Sönliche Freiheit wagen, fo wird-er doch die Eautionsfumme 

nicht aufs Spiel fegen, wenn fie zur Suplittens (einer Fa⸗ 
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milie und zur Erziehung und Ausbildung feiner Kinder noͤ⸗ 
thig ift, und daher eine ſolche Caution, auch wenn ihr Be: 
trag unter dem abftracten Tarif der Cautionsſcala fteht, 
eine fehr fichere Bürgfchaft feyn, daß der Angefchuldigte 
fie durch feine Flucht nicht Preis giebt. 


Durch eine folhe Ausbildung der Gefeggebung über 
die Cautionen wird diefen nicht nur eine praftifche Anwen⸗ 
dung erleichtert, fondern auch diefes Prinzip eine über dies 
fen nächften Zweck hinausreichende Bedeutung erlangen. 


Die Berücfichtigung der in der Perfönlichfeit und 
allen Berhältniffen-des Angefchuldigten liegenden Gewähr 
gegen die Flucht kann die Gefeßgebung nur zur Erleichte⸗ 
rung dev Cautionsftellung im Intereſſe des Angefchuldigs 
ten aufnehmen, um auch’ weniger Bemittelten die Mögs 
lichfeit zu geben, fich gegen Caution zu befreien: wenn 
daher ein Angefchuldigter die Mittel hat, die volle Cau⸗ 
tion ftellen zu koͤnnen, ohne die aus feiner Perfönlichfeit 
und feinen VBerhältniffen entfpringende Berechtigung auf 
eine Verminderung des abftracten Tarifanfages in Ans 
fpruch nehmen zu müffen, fo darf er duch Erbieten zur 
Stellung der Caution in diefer Größe ſich natürlich den 
MWeiterungen einee Würdigung durch die Volksmaͤnner ent; 
ziehen, ob und welche Eaution unter dem Tarifanfage 
ausreiche. 


Iſt der Grundfag der Eautionsleiftung anerkannt, 
fo muß die Saution auch ebenfowohl in Geld und Geldess 
werth, als Durch Bürgen geftellt werden Fönnen, telche 
der Bezahlung der Summe diefer Kaution gewachfen find. 
Gerade unter andern auch über die Zuläffigkeit der Perfon 
der Bürgen würden die dem Gerichtöhofe beigeordneten 
Volksmaͤnner entfcheiden koͤnnen, wenn ihre ausreichende 
Zahlbarfeit nicht. auf der Stelle durch Flare Urfunden dar⸗ 
zuthun ift. Je nach dem Bedurfnig oder dar Tonnen, 

IR 
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der Betheiligten muß, wie im Entwurf für New: York 18), 
ein Wechfel diefer Sicherheitsleiftung geftattet feyn, der 
Angefchuldigte ftatt der Bürgfchaft das Geld hinterlegen, 
der Bürge dagegen den Angefchuldigten ftellen dürfen. 
In der Achtfamfeit des dem Angefchuldigten doch jeden⸗ 
falls nahe ftehenden Bürgen auf den Angefchuldigten liegt 
ein weiterer Grund für die Wirkfamkeit der Caution. 
$.12. Die Caution fein Privilegder Rei— 
hen. Unfern Rechtsmittel wirft man vor, eg fey ein Pri⸗ 
vileg der Reichen. Allein dies ift e8 an fich nicht und naments 
lich nicht in feiner Hier vorgefchlagenen Modification. Soll 
nicht Derjenige, toelcher "Durch feinen und der Seinigen 
Fleiß und nüchternen Lebenswandel ſich die Mittel zur Cau⸗ 
tionsleiftung erworben hat, fo wie eine Erleichterung bei 
jedem andern Ungluͤck, fo namentlich auch mit einem mit 
fo vielen Entfagungen, welchen fi Andre nicht unterzogen 
haben, erworbenen Vermoͤgen die Kreiheit erfaufen duͤr⸗ 
fen? Allein fehen wir felbft ab von der Art des Erwerbs 
des Dermögend; wenn wir in der Cautionsleiftung ein 
Mittel erfannt haben, die Ausgleihung der Rechte des 
Staats und dee Angefchuldigten herzuftellen und Manche 
leider nicht in der Lage find, davon Gebrauch zu machen: 
warum die Gewährung diefer Anforderung der Gerechtig: 
feit nun auch Denjenigen entziehen, welche in der Lage waͤ⸗ 
ven, fich ihrer zu bedienen? Wollen wir überhaupt feine 
Sifenbahnen bauen, weil wir diefelben nur in der Ebene 
anlegen und daher nicht auch den Bewohnern der Gebirge 
ihren unmittelbaren Vortheil fihern koͤnnen? Inzwiſchen 
wird ja auch dem weniger Bermögenden die Cautionslei⸗ 
fung möglich, wenn das Gefeß diefelbe nicht nur dem 37 
lativen Vermögen durch eine nach dem Steuerfapital ftei- 
gende Scala mehr bequemt, fondern noch neben der Größe 





88) Art. 666. 
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des Vermoͤgens auch der Perſoͤnlichkeit und den ganzen Ver⸗ 
haͤltniſſen des Angeklagten auch bei Beſtimmung der Cau⸗ 
tionsgroͤße einen Einfluß geſtattet, der, weil er bei der 
unendlichen Mannichfaltigkeit der concreten Verhaͤltniſſe 
und ihrer gegenſeitigen Nuͤancirung der Möglichkeit un; 
mittelbarer gefeglicher Beftimmung entzogen ift, dadurch 
ausführbar wird, daß er dem Ausfpruche der Maͤnner 
aus dem Volke unterliegt, welche, nach Analogie der Ur⸗ 
theilsgeſchwornen beim entſcheidenden Gericht, demjenigen 
Gerichtscolleg beigegeben ſind, welches uͤber die Verhaͤn⸗ 
gung der Verhaftung und ihre Wiederaufhebung gegen 
Caution zu entſcheiden hat. Endlich wird, bei geſetzli⸗ 
cher Zulaſſung der Caution, auch dem ganz Mittellofen. die 
Möglichkeit der Sicherung feiner perfönlichen Freiheit gebo⸗ 
‚ten, wenn er durch ein tadellofed Leben fich das Vertrauen 
feiner Mitbürger erworben hat. Reden wir nicht von dem 
eines politiſchen Verbrechens Angeflagten, der eine Sys 
pathie erregt, weiche ihm die Caution verſchafft; laſſen 
wir die Verfettung unglückfeliger Verhältniffe den Richter 
beftimmen, wegen eines gemeinen Verbrechens einen Wann 
in Anklage zu verfegen, welchen die Öffentliche Meinung auf 
fein ganzes unbefcholtenes Leben hin freifpricht: wird hier 
bis der Wahrfpruch der Geſchwornen fein Schieffal definis 
tiv entfcheidet, das Vertrauen feiner Mitbürger ihm nicht 
die Möglichfeit geben, durch Kaution fich feine perfönliche 
Freiheit zu fihern? Wie alles Gute in innerem Zufammens 
hang fteht, wird auch Hierdurch der gegenfeitige Einfluß 
von Gefeg und Sittlichfeit fich beleben und in diefer Rich⸗ 
tung eine Entwicelung zu nehmen der Gefegebung den 
Boden im Leben fichern. 
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Ueber die neueſten Fortſchritte 
der 


Geſetzgebung des Auslands 
über 
Unterſuchungshaft. 

Von 
Mittermaier. 


&; mag den Lefern des Archivs nicht ohne Intereſſe feyn, 
zur Srgänzung der im Auffage des Hn. Purgold üben 
Unterfuchungshaft aufgeftellten Anfichten und zur Verglei⸗ 
chung, wie die immer dringender in neuefter Zeit aufgeftell: 
ten Sorderungen eines nachdruͤcklichen Schuges perfönlicher 
Freiheit ohme Gefährdung der Antereffen der bürgerlichen 
Geſellſchaft verroirflicht werden, die neueften Kortfchritte der 
Gefeßgebung über Unterfuchungshaft kennen zu lernen. Uns 
fere Leſer wiſſen, wie fehr die Frangöfifchen Vorfchriften über 
Unterfuchungshaft Gegenftand des gerechten Tadels waren. 
Die wichtigften Materialien zur Beurtheilung des gegenwaͤrti⸗ 
gen Zuftandes liefert die neuefte Eriminalftatiftif von Frank⸗ 
reich 13. Nach .den Tabellen wurden im Jahr 1847. 82247 
Derfonen verhaftet. Nur 452 murden gegen Sicherheits: 
leitung proviforifch freigelaffen. Der Bericht bemerkt: diefe 
unbedeutende Zahl zeigt einen Sehler der Strafgefeßgebung 
vor Ihrer Verbeſſerung durch das Dekret vom 23. März 
1848. Bon den 82247 proviforifeh Verhafteten wurden 


41) Compte general de l’administration de la justice cri- 
minelle eu France pendant llannée 1847, KAapport 
pP. XXXV, 
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5834 von den Affifenhöfen, 45856 von den correctionel- 
fen Gerichten verurtheilt und 7747 von den beiden Ges 
richten losgefprochen, waͤhrend gegen 22358 die Unters 
fuhung durch Dekret der Bezirfögerichte oder die Ans 
Pagefammern aufgehoben wurde Die Unterfuchungss 
haft gegen 30105 Perfonen, welche darnach ganz los⸗ 
gefprochen wurden, oder gegen welche die Unterfuchung 
aufgehoben war, dauerte bei 22080 unter einem Mo: 
nate, bei 4385 einen bis zwei Monate, bei 1582 ziel bie 
drei, bei 1640 3 bis 6, bei 418 mehr als 6 Mo: 
nate. Man bemerkt, fährt der Bericht fort, daß ge 
vade diejenigen die lange Unterfuchungshaft vorzüglich 
traf, welche nachher von den Aiffifenhöfen losgefpros 
chen wurden (1172 von diefen Losgefprochenen waren 
3 bis 6 Monate verhaftet). Die Abhülfe, welche das 
Defret der proviforifchen Regierung in Franfreih vom 
23. März 1840 brachte, iſt ziemlich unbedeutend; es ent: 
hält nur die Aufhebung der Borfchrift des art. 110 
des Code, daß das Minimum der Sicherheitslciftung, 
welche der megen delits Befchuldigte zu ftellen Hat, 
500 France betragen muß. Das Dekret giebt ald @es 
waͤgungsgruͤnde für die Aufhebung an, daß die gefeßs 
liche Borfcheift eine fehreiende Ungerechtigfeit gegen die 
Angefchuldigten enthalte, daß fie die Folge Habe, daß 
Manche, welche nicht Aber die Summe von 500 Franes 
verfügen koͤnnen, nicht zur Wohlthat der Sreilaffung zu: 
gelafien werden koͤnnen, daß die Garantieen der gehörigen 
Stellung eines Angefchuldigten vor Gericht nicht allein in 
feinem Vermögen , fondern in feiner perfönlichen Stellung, 
in feinem Wohnfige, in feinem Gewerbe oder Befchäftigung, 
in feinen früheren Lebensverhältniffen und in der Natur des 
Vergehens liegen, deſſen er angefchuldigt ift. 

Wie verfchieden von den franzoöſiſchex GRWaﬀñW[ecñccdu 
über Unterfuhungshaft und Lantiomstrlieng I üÜL 
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englifchen und nordamerikanifhen Beftimmungen. Wir 
haben in der Zeitfchrift für ausländifche Geſetzgebung 
die fehr umfänglichen und in Einzelnheiten eingehenden 
Borfchriften über Verhaftung und Sicherheitsleiftung 
nach dem neuen englifhen Entwurfe der Strafprozeß⸗ 
ordnung ?) und des Staats Neu⸗HYork ?) mitgetheilt. 
Während das franzöfifhe Recht als Regel aufftellt, 
dag der megen Verbrechen und Bergehen Befchul: 
digte verhaftet werden foll (ausnahmslos der wegen 
eine crime Angefchuldigte), und nur bei Vergehen 
mit vielen Häftigen Befchränfungen das Gericht die 
Srellaffung gegen Caution ausfprechen Fann, geht das 
englifche und amerifanifhe von der höchften Beguͤn⸗ 
ftigung der Befreiung von der Haft aus; der Be 
amte der DBorunterfuhung (Hriedensrichter oder police 
magistrate) ift völlig frei in feinee Entfcheidung, ob 
der Angefchuldigte verhaftet oder zur Cautionsleiftung zu: 
gelaſſen werden fol, und zwar ohne Untgrfchied der Ver: 
gehen; nur in dem fehmwerften Verbrechen fchließt man 
zwar die Cautiongftellung nicht aus, will aber dem ma- 
‚ gistrate der Vorunterſuchung dies Recht nicht geben, 
fondern nur von der Entfcheidung des oberften Gerichts 
abhängen laſſen, ob durch Sicherheitsleiftung die Haft 
abgewendet werden foll. 

Hoͤchſt merkwürdig ift in diefer Beziehung ein Aufſatz 
im neueften Hefte einer englifchen Zeitfchrift *), der über 
die Mängel des franzöfifhen Strafprozeſſes und porzuͤg⸗ 
lich über die Ungerechtigkeit der franzöfifchen Gefeßgebung 
in Bezug auf Unterfuchungshaft und Befreiung davon 


2) In der Zeitfchrift für ausländ. Geſetzgebung Band XXL. 
©. 283 — 291. 


3) Zeitfhrift Band XXI. ©, 238, befonders S. 317. 
4) Law Beview and Quater\y Journ), May. IN, 2. Ru 
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gegen Sicherheitsleiftung ſpricht und die Nachtheile 
der franzöfifchen Einrichtung ſchildert. Er Hält die 
MWahrfcheinlichkeit einer Losfprechung für einen Haupt⸗ 
grund, der für Geftattung der Sicherheitsleiftung 
fpricht,, weil die Gefahr einen Unfchuldigen gefangen zu , 
halten immer beachtet werden muß. Die Rücficht auf 
die Lebengftellung des Betheiligten und auf die Neigung 
zu entfliehen muß entjcheiden; allein dann muß in die 
Waagichale auch die Gemwißheit fallen, daß der Ange⸗ 
fohuldigte „ wenn er entfliehbt, einer weit ſchwereren 
Strafe, der Verbannung aus feinem Baterlande, und 
dem Verluſte des Vermögens fich ausfegt, der gegen den 
ungehorfam Ausbleibenden eintritt. 

Aus amtlichen Tabellen ergiebt fih, daß die Ges 
ftattung von Sicherheitsleiftung bei folchen, bei denen 
die Richter die Vorgerichtftellung ausfprechen, fehr häufig 
vorfommt. Ueber die Dauer der Unterfuchungehaft leh⸗ 
ven die Tabellen, daß von 24473 Gefangenen in der 
Vorunterfuhung in England und Wales 1839. 9493 
über einen Monat verhaftet waren, bis ihre Sache abs 
geuetheilt wurde, 3946 zwei Monate und 881 über 
3 Monate verhaftet waren. Mach genauen Erfundis 
gungen ift die Sicherheitsleiftung leicht zu erlangen: 
feldft ärmere Perfonen, wenn fie ſich gut betrugen und 
von ehrenmwerthen Bürgern gekannt find, finden leicht 
Buͤrgen während der Unterfuhung; insbefondere iſt 
ed nicht felten, daß die Meifter und Fabrikherren für 
ihre Gefellen oder Arbeiter, welche ſich gut betragen 
haben, Bürgfchaft Ieiften, wenn dieſe Perſonen 
eines Vergehens angefchuldigt werden. Wie fehr aber 
auch das englifhe Recht die Unterfuhungshaft milde ein: 
richtet und den Gefangenen von den Befuchen feiner Sreunde, 
insbefondere feines Vertheidigers, nicht abfchneidet, wait 
fid aus einer ſchon früher in.diefewm, Ardgipe HUN O6 
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mitgetheilten °) Verordnung uͤber Gefängnißeinrichtung für 
Unterfuchungsgefangene. Daraus ergiebt fih auch, daß 
in England feine Spur eines Collufionsverhafts vorkoͤmmt 
und Verhaftung nur eintritt, wenn Sluchtgefahr begrüns 
det ift, mo dann wieder dad Grundgefeg der Habeas- 
corpus-acte dem Berhafteten wie feinen Freunden Mit: 
tel genug gewährt, die perfönliche Freiheit zu fichern. 

Es dürfte unſern Leſern nicht ohne Werth feyn, 
noch die Beftimmungen der neueften ausländifchen Geſetze 
über Unterfuchungshaft und Gicherheitsleiftung kennen 
zu lernen. 

Die neue großherzoglich tosfanifche Verordnung vom 
22. Nov. 1849 8) beftimmt (art. 42): Go oft es fi 
um ein mit entehrender Strafe bedrohtes Verbrechen 
handelt, ift jeder Agent der öffentlichen Gewalt ermaͤch⸗ 
tigt, den auf frifchee That oder in den gleichgeftellten 
Källen 7) betroffenen Angefchuldigten zu verhaften. Iſt 
der Angefchuldigte ein Ausländer, oder unbekannt, oder 
ein Landfteeicher, fo kann er verhaftet werden, wenn 
auch das Vergehen nur mit einer Geldftrafe bedroht if. 
(43): Der BVerhaftete ift fogleich vor den Prätor (den 
Einzelnrichter) mit den auf den Thatbeftand bezliglichen 
&egenftänden und den bei ihm gefundenen Ueberweiſungs⸗ 
ſtuͤcken zu führen. (44): Wenn das Vergehen nit 
fhon an fich eine Unterfuchungshaft begründet oder es 


5) Verordn. vom 24. Sept. 1847, tm Archiv des Crim. Rechts 
1848. ©. 213. 


6) Decreto di 22. Nov. -1849 che istitulsca il regola- 
mento per la istruzione dei processi criminali. 


7) Die Verordnung bedient fich des Ausdruds quasi flagranza. 
Das Geſetz von 1838, zu deflen Ergänzung die neue Vers 
ordnung dient, nennt im Art. 289 quasi flagranza die Fälle, 
wo der Angefchuldigte in einer dem verübten Verbrechen nahe 
folgenden Zeit und einem nahen Date mit Waffen, Werkzeugen, 
Papieren oder andern Gegenftänden oder unter Umftänden bes 
troffen wird, welche eine genügente Wermuttung Gegründen, 
Daß der Angefchuldigte am Werteeden hell nahen. 
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an genügenden Verdachtsgründen mangelt, um den Ans 
gefehuldigten als fhuldig anzunehmen, fo wird fogleich 
die Sreilaffung erfannt; ift das Vergehen von der Art, 
dag es Unterfuchungshaft begründet, fo wird der Ange: 
fhuldigte vor den Staatsanwalt geführt. (45): Kann der 
Verhaftete genügende Sicherheit leiften, fo wird er freis 
gelafien. (46): Das Anerbieten der Sicherheitsleiftung 
wird der Eivilpartei mitgetheilt, "und nachdem fie gehört 
und der Staatsanwalt mit feinen Antragen vernommen 
ift, entfcheidet der Unterfuchungsrichter oder Prätor über 
die Zuläffigfeit dee Sicherheit und die Summe derſel⸗ 
ben. (47): Die Sicherheit fann entweder durch Hinter: 
legung einer Geldfumme oder Beftellung eined Burgen 
bewirft werden, welcher fih zue Zahlung einer beftimm- 
ten Summe für den Fall verpflichtet, daß der Ange: 
ſchuldigte fich nicht auf ergangene Aufforderung vor Ger 
richt ſtellt. Diefe Verpflichtung bewirft, daß der Bürge, 
wenn er nicht bezahlt, durch Perfonalarreft dazu angehal: 
ten werden Fann. (48): Die Summe der Caution fann 
nicht unter 200 Lire®) und nicht über 2000 Lire betragen, 
Wenn e3 jedoch auf ein Vergehen ankommt, das nur 
mit Geldftrafe bedroht ift, fo genügt es, wenn der Ber 
trag der Kaution dem höchften Maaße der Geldftrafe 
gleihfommt. Ergiebt fih aus dem Vergehen ein zu 
Geld anzufchlagender Schaden, fo muß die Caution auf 
eine Summe gerichtet feyn, welche die Hälfte des Schar 
densbetrags überfteigt. (49): Die Vorunterfuchungshaft 
findet Statt in allen fchweren körperlichen Verlegungen, 
wenn fie auch Feine Lebensgefahr begründeten; ferner in 
den gegen Öffentliche Behörden ausgeübten Gemwaltthätig- 
feiten, bei Widerfegung gegen diefelben , und bei jeder 
öffentlichen Gemwaltthätigfeit, wenn auch die Strafe des 


8) Lira als gleihftehend einem Bier und yaaanıyı BUmentüt- 
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Vergehens geringer als die des Zuchthaufes ift. Art. (49): 
Die während der Unterfuchung erfannte Haft wird von 
der Strafzeit, zu welcher der Angefchuldigte nachmals ver- 
uetheilt wird, abgerechnet, wenn die Haft bei Ber: 
sehen, die zur Zuftändigfeit der niederen Strafgerichte 5 
"Tage, bei dem zur Zuftändigfeit dee Gerichte der erften In⸗ 
franz gehörigen Zällen einen Monat, und bei ſchweren 
Criminalfaͤllen 3 Monate überftieg. (51): Im Straf: 
urtheil muß diefe Abrechnung ausgedruckt werden. (53): 
Außer dem Falle des Betroffenwerdens auf frifcher That 
oder quasi flagranza ®) kann feine Verhaftung ohne Be: 
fehl der zuftändigen Behörde vorgenommen werden; wenn 
jedoch fehr ſchwere Indicien gegen eine Perfon ſich er: 
geben und diefe verdächtig ift, daß fie fih durch Flucht 
der Gerechtigkeit entziehen werde, Fann auch, unabhän: 
gig von jedem anderen Verhaftsbefehl, der Prätor, in 
deffen Gerichtsbezirk ſich der Angeklagte befindet , die 
Verhaftung anordnen, muß aber fogleih an die zu: 
ſtaͤndige Behörde Bericht erftatten. (54): Auch außer 
diefen Fällen Fann jeder Beamte der gerichtlichen Pollzei 
und jeder Gensdarm feine Thätigfeit auf die Verfolgung 
der Verbrecher und die Sammlung von Beweiſen rich 
ten, welche duch Verzögerung verloren gehen oder ver: 
ändert werden Fönnten. 

Ein ausführliches Gefeg über den Schuß ber per: 
ſoͤnlichen Freiheit und die Unverfegbarfelt der Wohnung 
vom 23. April 1849 erging im Canton Genf 1%. Nach 
art. 1 kann Niemand feiner Freiheit beraubt merden, 
ausgenommen in’ Gemaͤßheit eines von dem zuftändigen 


9) Unfere Lefer werden erkennen, daß diefer Begriff fo weit 
und unbeftimmt gefaßt ift, daß unter diefem Mantel fo viele 
Zälle begriffen find, daß eigentlich Eeine Sicherheit beiteht. 

10) Das Geſetz beſteht aus 20 $$. In $. 20 ift auch die 

.. iSchuldhaft aufgehoben. - 
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Gerichte ausgegangenen Urtheild oder Fraft eines von 
einer ‚durch das gegenwärtige Geſetz hiezu ermächtigten 
Behörde erlaffenen Befehls zum Zwecke einer criminellen 
oder correctionellen Unterfuhun. Nur im Kall des 
flagrant delit ?!) Fann jeder Perfon die Verhaftung des 
Schuldigen bewirken, muß aber den Verhafteten ſogleich 
an die zuftändige Behörde führen. — Nah art. 3 
wird Vorfuͤhrungsbefehl (mandat d’amener ) derjenige 
genannt, durch welchen ein Richter oder ein zuftändiger 
Beamter verfügt, daß ein Angefcehuldigter verhaftet und 
24 Stunden lang im Gefängnig gehalten werde Er: 
mädhtigt zur Erlaffung eines folchen Befehls ift der Un⸗ 
terfuchungscrichter, der mit dem Departement der Polizei 
und Juſtiz beauftragte Staatsrath, der Polizeidirector 
und im Falle des flagrant delit der Generalprocurator, 
die Friedensrichter , Polizeicommiffäre , Buͤrgermeiſter, 
und in befondern gefeglich bezeichneten Faͤllen die Ge: 
vichtöpräfidenten. Nach art, 5 wird der Haftsbefehl 
(mandat d’arret) derjenige genannt, durch welchen der 
Unterfuchungsrichter die Verhaftung und Kefthaltung einer 
wegen Verbrechens oder Vergehens angefchuldigten Per⸗ 
fon während 8 Tage, oder wenn die Perfon ſchon ver: 
haftet ift, die Zurückhaltung der Perfon während jener 
Friſt anordnet. 

Der Vermahrungsbefehl (mandat de depot) wird 
in art. 6 der Befehl genannt, durch welchen die Rath 
fammer (chambre d’instruction ) verordnet, daß eine 
wegen eines Verbrechens oder Bergehens angefchuldigte und 
verhaftete Perfon im Gefängnig verwahrt werde. Nach 
art. 7 muß jeder in Gemäßheit eined Befehls Verhaß⸗ 
tete binnen 24 Stunden von dem Beamten, der den Be 
fehl erließ, vernommen und, wenn er nidht freigelaflen 


11) Der art. 2 und 3 nimmt wörklich die im granzöſ ‚Code 
vorkommende Bezeichnung des Nagraut dElft a 


Archiv d. Er. R. 1850, 111. St. ER 
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wird, vor die zuftäntige Behörde geführt werden, welche 
dann entweder den Haftbefehl erlaffen oder die Srellafs 
fung anordnen muß. Nur die wegen Bettelei, Lands 
ftreicherei, oder Uebertretung der Kremdenpolizel Verhafte: 
ten werden binnen 24 Stunden von dem Departement 
der Polizei und Zuftiz freigelaffen oder, wenn fie Aus: 
länder find, über das Gebiet des Cantons gefchafft. Nach 
art. 8 muß jeder Befehl mit Datum, Unterfchrift der 
anordnenden Behörde, genauer Bezeichnung des Angefchul: 
digten, der Handlung, wegen welcher er verhaftet, und des 
Gefetzes verfehen feyn, nach welchem die Handlung Ber: 

> brechen oder Vergehen if. Die Einhändigung einer Ab⸗ 
ſchrift des Befehle muß an den Angefchuldigten fogleich 
gefchehen. 

Nah art. 9 kann der Unterfuchungsrichter, wenn 
die Inſtruction eines Prozeſſes dies fordert, den Ange 
ſchuldigten binnen 8 Tagen der ftrengen geheimen Haft 
unterwerfen; nur mit Genehmigung der Rathsfammer 
fann diefe Haft verlängert werden. Nach art. 10 hat 
jeder Verhaftete das Recht, 1) einen Vertheidiger ſich zu 
wählen und ſich mit ihm zu unterreden, nachdem er von 
dem Richter oder Beamten binnen 24 Stunden vernom: 
men worden iſt; die Befugniß fällt weg, wo geheime 
Daft angeordnet if. 2) Er hat das Recht, in jeder Lage 
der Sache feine proviforifche Freilaſſung gegen Sicher: 
heitsleiftung zu fordern; diefe muß immer bemilligt wer: 
den, wenn es ſich um ein correctionelles Vergehen han: 
delt, ausgenommen, wenn der Angefchuldigte ſchon frü- 
her wegen eines Verbrechens verurtheilt war, oder die 
Saution verfallen ließ. Nah art. 11 beftimmt die 
Rathsfammer den Betrag der Sicherheitsleiftung mit 
Ruͤckſicht auf die Umftände des Verbrechens oder Ber: 
gehens und nach der Größe des mahrfcheinlichen Scha: 

dend. Die Sicherheit wird dur Dinterleguag din 
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Geldfumme oder duch Hypothek, oder durch folidarifche Be: 
ftelung von drei zahlungsfähigen Bürgen geleiftet. (Die 
übrigen $$ beziehen fich auf die Hausfuchung; nur art. 16 
beftimmt, daß jede geſetzwidrige Verhaftung, jede geſetz⸗ 
widrige Verlängerung der Haft eine Schadensflage gegen: 
denjenigen begründet, den die Schuld der Maaßregel 
trifft; die Entſchaͤdigung kann nicht die Summe von 
25 Fres. für jeden Tag geſetzwidriger Verhaftung betragen.) 

Die Berhandlungen über den Gefegesentwurf im 
großen Rathe 12) tragen einen eigenthümlichen Charakter 
an fich; fie zeigen überall den Kampf der Anfichten der’ 
an den bisherigen franzöfifchen Code gewöhnten Männer, 
die ſich fein Mittel des Präftigen Einſchreitens entziehen 
laffen wollten, mit den Anfichten Anderer, welche die 
Sreifinnigfeit der Einrichtungen zumeit treiben woll⸗ 
ten, und mit den Stimmen verftändiger Praktiker, welche 
aus Erfahrung die Mißbräuche nach der franzöfifchen Geſetz⸗ 
gebung Fannten, aber nicht zu rafch bedenkliche Neuerungen 
begünftigen wollten. Am intereflanteften waren die Verhand⸗ 
fungen 3) über den Antrag, daß der Verhaftete vor einer 
Anklagejury (4 Gefchwornen) Som Unterfuchungdrichter 
vernommen werden follte und die Geſchwornen darüber zu 
entfeheiden hätten, ob die Unterfuchung fortgeführt und 
der Angefhuldigte verhaftet werden foll; wogegen (wohl 
mit Recht) geltend gemacht wurde, daß eine Jury hier 
niht am Plage wäre, daß grundlofe Freilaſſungen das 
durch zu fehr begünftigt würden und die Gefchwornen 
nach den vorliegenden dürftigen Verhandlungen zu wenig 
im Stande mwären, richtig zu urtheilen. Die Anordnung 
der geheimen Haft war ein fernerer Gegenftand der Ver: 


— 


12) Memorial des sdances du grand conseil 1RAR— IRA, 
p. 383, und über den neuen Catwurt IBAB. p. TR, 
13) Memorial 1849, P. 758, 
xt? 
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Handlungen 7); die Berfammlung hielt die Maafregel für 
nöthig, nur um nachtheilige Unterredpingen mit anderen 
Derfonen zu verhindern; nach den Aeußerungen der Com⸗ 
miffion folfte die Maaßregel bei Angefchuldigten wegen cors 
vectionellee Vergehen nie, und bei criminellen Anflagen 
nur dann eintreten, wenn die Sreilaffung gegen Eaution nicht 
geftattet werden Fann. in leitender Grundſatz follte ſeyn, 
daß das Ermeflen der Rathskammer bei Geftattung der 
Caution völlig frei ſeyn ſollte. Die auffallende Vorfchrift, 
daß die Bürgfchaft durch drei Buͤrgen geleiftet werden 
follte, wurde fehr ungenügend gerechtfertigt; es ift unbes 
geeiflih, warum ein ehrenwerther zahlungsfähiger Bürge 
nicht genügen und warum ein neues Hindernif dem Ange: 
ſchuldigten, der über Fein baares Geld fogleich verfügen, aber 
auf einen völlig tüchtigen zahlungsfähigen Bürgen fich beru⸗ 
fen kann, bereitet werden foll, feine Freilaſſung zu bemwirfen? 

Die neuefte Strafprozeßordnung des Schweizercan- 
tons de Vaud *°) ſchreibt über die Unterfuchungshaft 
Folgendes vor, art. 66: der Angefchuldigte Fann nur in 
den Faͤllen des art. 77 verhaftet werden. Der Gefängs 
nißauffeher Fann nur auf den Grund eines Auftrags der 
zuftändigen Behörde einen Gefangenen aufnehmen (67). 
Jeder Gefangene wird bei feinem Eintritt vom Auffeher 
in Gegenwart eines Gerichtsvollziehers durchfucht (eine 
FSeauensperfon nur von einer Perfon ihres Gefchlechts) 
(68). Der Gefängnigauffeher erhält von dem Richter die 
Aufträge über die Art der Behandlung des Gefangenen in 
Bezug auf Sicherheit und geheime Haft (69). ur die 
von dem Richter mit einer Erlaubniß verfehenen Perfonen 
fönnen einen Gefangenen befuchen, immer nur in Gegen: 
wart des Auffehers, wenn nicht der Richter einen andern 


14) Mömorial p. 770. 
15) Code da proocdurs penals du Gantın de Wand du 
1, Fevrier 1850. 
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Befehl giebt (70. 71). Der Auffeher darf ſich mit dem 
Gefangenen über den Gegenftand feines Prozeſſes nicht 
unterreden; er darf ohne Erlaubniß des Richters feinen 
Auftrag von ihm annehmen, ihm von Außen Uebergebenes 
dem Gefangenen nicht einhändigen (72). 

Nah Art. 77 bleibt jeder Angefchuldigte vorläufig 
frei, in fofern der Richter nach Erwägung der Natur des 
Verbrechens und der Umftände findet, daß 1) fein Nach⸗ 
theil für die Inftruetion des Prozeſſes ſich daraus ergiebtz 
2) daß Fluchtgefahr nicht anzunehmen iſt; 3) dag Miß⸗ 
brauch der Freiheit von Seite des Angefchuldigten während 
des Prozeſſes nicht zu beforgen ift, und 4) die Freilaſſung 
nicht eine nachtheilige Wirfung auf die öffentliche Meinung 
äußern koͤnnte. Der Richter kann übrigens, wenn die 
perfönlichen Garantieen des Angefchuldigten nicht genügend 
find, eine Sicherheitsleiftung fordern. Nach art. 78 ents 
fcheidet der Richter die Fragen über propiforifche Freilaſ⸗ 
fung, über die Zulänglichfeit der Caution, nachdem die 
Staatöbehörde und die Eivilpartei in Kenntniß gefegt und zur 
Aufgabe ihrer Erklärung aufgefordert find; nach art. 79 
koͤnnen gegen feine Berfügung der Staatsanwalt, die Civil⸗ 
Partei und der Angefchuldigte Rechtsmittel in der Anklage⸗ 
kammer ergreifen. 

Iſt die Freilaſſung abgeſchlagen, ſo kann das Geſuch 
ſpaͤter wieder angebracht werden (80), welches in jeder 
Lage der Unterſuchung angebracht werden kann. Wenn 
die Gruͤnde, welche den Richter bewogen die Freilaſſung 
zu bewilligen, aufhoͤren, ſo kann er die Verhaftung an⸗ 
ordnen, wogegen wieder Recurs Statt findet (82). Die 
Urkunde uͤber Sicherheitsleiſtung muß eine oͤffentliche ſeyn 
(85). Das Marimum der Caution, welches nicht. 
4000 Franes überfteigen darf, wird von dem Richter 
in einer Summe befiimmt, über weile and wer 
Buͤrge nicht haften kann (867. “ Bir Setgti: 
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fumme ift beftimmt, die gerichtlichen Koften, die Geldſtra⸗ 
fen zu decken, und eine Summe zu liefern, welche der Strafe 
der Einfperrung (2 Francs auf den Tag gerechnet) gleich: 
fommt (88). Die Verpflichtung hat ihre Wirkung nur in dem 
Kalle, wo der Angeſchuldigte vor oder nach dem Urtheile ſich 
dutch Flucht den Kolgen der Berurtheilung entzieht (89), und 
die Caution erlöfcht, wenn der Angefchuldigte zur Haft ge: 
bracht wird. Der Bürge kann in jeder Zeit feine Befreiung 
verlangen; worauf fogleich verfügt wird und Die Caution fort: 
dauert, wenn die Verhaftung nicht bemwerfftelligt werden 
kann, während der Bürge frei wird, wenn die Verhaf: 
tung vorgenommen wird (90). Wenn die Eaution bezahlt, 
der Berurtheilte aber ergriffen wird, fo hat er doch feine 
Strafe zu beftehen, aber die vom Bürgen bezahlte Summe, 
fo weit fie der Einfperrung entfpricht, wird dem Bürgen 
zurückgegeben (94). 

An Belgien hatte in der Repräfentantenfammer 
am 21. November 1849 Hr. Lelievre 19) einen Antrag 
auf ein Gefe über Unterfuchungshaft eingebracht. Da der 
von ihm (einem geachteten Praftifer) vorgelegte Entwurf die 
Wünfche am beften ausdrückt, melchein jedem Lande mehr 
oder minder in Bezug auf die Berhaftung in der Vorun⸗ 
terfuchung ſich ausfprechen, fo ift eine Mittheilung des Ent: 
wurfshier am Plage. — Art. 1. Wenn der Unterfuchungss 
richter einen Berhafts = oder Bermahrungsbefehl gegen einen 
Angefchuldigten erlaffen hat, kann diefer durch eine von dem 
Staatsanwalt und der Eivilpartei einzuhändigende Er: 
flärung Einſpruch gegen die meitere Vollſtreckung des 
Befehls einlegen, mit Borladung auf den nächften Tag. 
Die nad art. 127 ded Code zufammengefegte Raths⸗ 
fammer des Bezirksgerichts entfcheidet darüber unmit: 


16) Er ift den gebildeten Juriſten aller Länder durch feine 1828 
zu Beifall aufgenommene Preiwiäriit „über den Reriuh” 
aan. ' 
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telbar, nachdem fie den Staatsanwalt, die Eivilpartei und 
den Angefchuldigten gehört hat. Die Eivilpartei und der 
Angefcehuldigte koͤnnen einen Vertheidiger begehren. Art. 2. 
Wenn das Gericht erfennt, daß nicht hinreichende Gründe 
für die Aufrechthaltung der Verhaftung vorhanden find, 
fo ordnet es die Sreilaffung an, wodurch jedoch die Erlafs 
fung eines neuen Haftbefehls nicht gehindert wird, in fos 
fern neue Anfhuldigungen ſich erheben. Art.3. Sind nad 
der Anficht hinreichende Gründe zur Verhaftung vorhans 
den, fo erfennt es durch eine mit Gründen verfehene Ent: 
ſcheidung über die Zuläffigfeit einftweiliger Sreilaffung. 
Art. 4. Geht die Anklage auf ein mit Leibes> oder ent⸗ 
ehrender Strafe bedrohtes Verbrechen, fo Fann die Rathe- 
fammer diefe Srellaffung mit oder ohne Caution erfennen. 
Der Betrag der letzteren richtet fich nach der Befchaffenheit 
des Verbrechens und nach den Umftänden. Die Vor: 
fhriften des Code über Sreilaffung gegen Caution blei: 
ben in Kraft. Die erfannte Freilaſſung verliert ihre Wirs 
fung durch das Erkenntniß, welches den Angefchuldigten 
vor den Affifenhof weiſt. Art. 5. Wenn die Handlung 
nur mit correctionellee Strafe bedroht ift, fo wird die 
Freilaſſung in jeder Lage des Prozeſſes bewilligt. Nah - 
dem Ermeflen des Richters Fann jedoch nach Umftänden 
Sicherheitsleiftung aufgelegt werden ; die Freilaſſung kann 
aber auch verweigert werden, wenn früher der Angefchuf: 
digte zur Zahlung feiner Caution gezwungen werden mußte, 
oder früher fchon wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
zu mehr als 1 Jahr Gefängnig verurtheilt wurde. Art. 6, 
Die Staatdbehörde, die Eivilpartei und der Angefchuldigte 
fönnen binnen 24 Stunden durch Erklärung auf der Ge⸗ 
richtsfchreiberei Einfpruch gegen eine in Gemäßheit der in 
den vorigen Artifeln ergangene Verfügung mit auffchiebens 
der Wirkung einlegen. Art. 7. Die im art. 218 des Cola 
bezeichnete Abtheilung des Appeationageiuutd it 
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uber diefen Einfpruch und fann auch verordnen, daß die 
Parteien vor ihre conteadictorifch vernommen werden. Art. 8. 
‚Die Eivüpartei, welche mit ihren Einfprüchen unterliegt, 
kann zur Entſchaͤdigung an den Angefchuldigten verurtheilt 
werden. Art. 9. Wenn der Berwahrungs » oder Haftbefehl 
durch einen bei dem Appellgerichte oder dem Caflationshofe 
angeftellten Richter erlaſſen wurde, fo merden die der 
Rathskammer des Bezirfögerichts nach den obigen Vor: 
fhriften beigelegten Befugnifje von der als Anklagefam: 
mer thätigen Abtheilung des Appellationsgerichts ausgeübt. 
Art. 10. Alle Prozeßhandlungen, die durch dag gegenwaͤr⸗ 
tige Gefeß eingeführt find, werden ftempelfrei und ohne 
Einregiftrirungsgebühren vorgenommen. Art. 11. Das 
Erkenntniß, welches ein Gefuch von Freilaffung abfchlägt, 
fließt nicht aus, daß ein neues auf neue Umftände ge: 
gruͤndetes Geſuch zu dem nämlichen Zwecke eingereicht wer: 
den kann. Art. 12. Wenn die gegen einen Verhafteten 
eingeleitete Vorunterfuchung über einen Monat verlängert 
wird,. fo muß die Unterfuchung nach vorgängiger Mitthel- 
fung an den Staatsanwalt der Rathäfammer Rechenfchaft 
geben, welche dann über die Sache entfcheidet, wenn die 
Unterfuchung reif ift, oder eine Ergänzung der Unterfuchung 
onordnet. Diefer Bortrag des Unterfuchungsrichters muß 
alle Monate gemacht werden. Art. 13. Die von der 
Rathskammer die Fortfegung der Unterfuchung anordnende 
Entfcheidung kann durch den Betheiligten durch die Oppoſi⸗ 
tion (art. 6) angegriffen werden, wo dann im Falle 
dee Abaͤnderung der Verfügung der Anflagefammer über 
die Anklage entfchieden wird. 

In der Begründung diefes Antrags erflärt Hr. ge: 
lievre, daß die Rothwendigkeit einer Revifion des Code 
in Beziehung auf die Unterſuchungshaft allgemein aners 
Sanns werde, meil die Willkuͤr des mit ungeheuern Befugs 
niſſen ausgeftatteten. Linkerfuchungärichteus. ſchrankenlos if; 
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teil darnach der ehrenmwerthefte Mann unter den unbedeus 
tendften Vorwaͤnden verhaftet und feine Haft über alle Ges 
bühr verlängert werden Fann. Die Verkuͤndung feiner Uns 
ſchuld ift eine verfpätete, wenn in Folge der langen Haft 
die wichtigften! Intereffen des Angefchuldigten oft unwieder⸗ 
bringliche Verlegung erlitten Haben und feine Gefundheit 
oder felbft fein Leben gefährdet find. Eine folche Geſetz⸗ 
gebung fann nicht fortbeftehen. Der Antragfteller erflärt, 
dag er der Juſtiz die Mittel einer energifchen Witffams 
feit nicht entziehen wolle, daß aber denjenigen, welche 
das Unglüc haben in Unterfuchung zu gerathen, ihre 
Rechte auf Schuß der individuellen Freiheit getväßrleiftet 
werden müßten. — Nach der jegigen franzoͤſiſchen Geſetz⸗ 
gebung hat der Angefehuldigte, gegen welchen ein Ver⸗ 
wahrungs = oder Haftbefehl erlaflen ift, Fein Rechtsmit⸗ 
tel; der Entwurf will ein folches gewähren. Nach dem 
Code fann ein Angefchuldigter, welcher einer mit Leibes⸗ 
oder entehrender Strafe bedrohten Handlung befehuldigt 
iſt, Feine Freilaffung gegen Caution erlangen. Dies ift 
ungerecht; auch bei Verbrechen ift die Unterfuchungshaft 
wenigſtens während der ganzen Unterfuchung nicht immer 
nothwendig, wenn der Angeſchuldigte durch fein früheres 
Betragen, durch feine gefellfchaftliche Stellung Hinreichende 
Sarantieen giebt, daß er fich bei Gericht ftellen werde, und 
auf der anderen Seite nach den Umftänden die Verhaftung 
nicht nothwendig erfcheint. Die Gerichte müffen das freiefte 
Recht haben, die Umftände zu erwägen. Wenn aber eins 
mal die Verfegung in den Anflageftand ausgefprochen ift, 
fo muß das Intereſſe der Gefellfhaft duch Berhaftung 
fiher geftellt werden. Geht die Anfchuldigung auf ein 
correctionelles Vergehen, fo kann die probiforifche Frei⸗ 
laffung nicht verweigert werden, weil der Angefchuldigte 
nur duch ein ſchwereres Leiden, nämlich Verbannung bis 
zu 5 Jahren, fich der Ihm drohenden Strafe entziehen koͤnite 
Archiv d. Er, NR. 1850: III. Gt. Ti 
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Allein auch hier muß das Ermeſſen der Richter frei ſeyn, 
um die Gefellfhaft zu fichern; daher die Freilaflung vers 
weigert werden fann, wenn der Angefehuldigte ſchon fruͤ⸗ 
ber eine Verurtheilung von wenigftens 1 Jahre fich zuzog, 
oder fich früher der Pflicht entzog, fih vor Gericht zu ftels 
len; durch das Wort: pourront iſt angedeutet, daß die 
Richter in den bezeichneten Faͤllen die Freilaſſung nicht abs 
fehlagen müffen, ſondern nur hiezu ermächtigt find. 
Damit die Rathsfammer nicht auf eine bedenkliche 
Weife endlich entfcheiden kann, giebt der Entwurf auf 
ausgedehnte Weife die Mittel des Einfpruche an den Ap: 
pellhof; gegen den Mißbrauch des Mitteld von Seite der 
Civilpartei ſchuͤtzt die VBorfchrift, daß, wenn die Oppoſition 
abgefhlagen wird, die Eivilpartei zur Entfchädigung ver: 
uetheilt werden kann, weil fie die Haft des Angefchuldigten 
verlängerte. Eine Hauptfache aber ift, um der grundlofen 
Verlängerung der Unterfuhungshaft durch eine Vorfchrift 
(art. 12) vorzubeugen, daß nach Ablauf einer gewiſſen Zeit 
(1 Monat) der Unterfuchungsrichtee über den Stand der 
Sache Vortrag an die Rathskammer erftatte, damit diefe 
rechtzeitig Anordnungen treffen Fann. Als der Antrag zur Bes 
rathung in die Kammer gelangte, erflärte der Juſtizminiſter, 
daß ungefäumt eine bereits ernannte Commiffion die Revifion 
der Strafprozegordnung vorhereiten, und dann der bezeich- 
nete Gegenftand im organifchen Zufammenhange vechans 
deft werden würde. Auf diefe Art wurde die Berathung des 
Entwurfsvon der Kammer vertagt, aber feine Borfchtä- 
ge werden nicht unbeachtet bleiben 17). 
ım Br man unfere Leſer noch auf die Schilderung eines 
durch viele erde über Strafrecht rühmlich befannten 
belgifchen — Hrn. Soorebeke, aufmerkſam, der 
in feiner Schrift: „Considerations A Y’appui d’un projet de 
reforme du Code d’instruct. Bruxelles 1846. p. 29 — 68” 
die Mängel ber franzdf. (und belgiſchen) Geſetzgebung über 


Verhaftung und Gicherheitsleiftung gur entwidelt und zu 
ähnlichen. Borfihlägen wie Hr. Lelicure kommt. 
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Ueber die Bedeutung 


des auf Nichtſchuldig lautenden Wahrſpruchs 
der Geſchwornen und ſeine Wirkung 
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auf die Erhebung einer neuen gerichtlichen 
Verfolgung. 





Von 
Mittermaier. 


Die Verhandlungen der belgiſchen Kammern uͤber einen 
Geſetzesentwurf, welcher die Auslegung des art. 360 des 
Code d’instr. betrifft, haben die Wichtigfelt einer Frage 
gezeigt, über deren Beantwortung die größte Ungewißheit 
herrſcht, waͤhrend fie mit den wichtigſten Intereſſen der 
„Öffentlichen Ordnung, der Bürger und der Bedeutung des 
Ausfpruche der Geſchwornen zufammenhängt. Es kommt 
auf die Frage an: ob gegen denjenigen, welcher In einem 
Strafprogeffe von den Geſchwornen ol ihr 
Archiv b. Er. R. 1860. IV. ©t. Mm 
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klaͤrt und daher losgeſprochen wurde, in der Folge eine 
neue Anklage erhoben werden kann, welche ſich auf That⸗ 
ſachen gruͤndet, auf welche die vorige Anklage gebaut war: 
ob daher derjenige, welcher wegen Mordes des A angeflagt 
und nicht fehuldig erfläct wurde, In der Folge wegen un: 
vorfichtiger oder fahrläffiger Tödtung des A verfolgt wer⸗ 
den darf; ob die wegen Kindesmordes Angeklagte, aber 
als nichtfhuldig Erflärte in der Folge angeflagt wer; 
den Fann, durch Fahrläffigfeit den Tod ihres Kindes ver- 
urfacht zu haben; 06 derjenige, welcher angeflagt war, 
die B vergiftet zu haben um fie zu tödten, und freigefpro: 
chen wurde, fpäter angeflagt werden Fann, die Stoffe 
der B beigebracht zu haben, um Kindesabtreibung zu bes 
wirken; ob derjenige, welcher wegen gewiſſer Aeußerungen 
angeflagt war, Verſuch des Hochverraths verübt zu 
haben und losgefprochen wurde, angeflagt werden Fann, 
duch diefe Aeußerungen Majeftätsbeleidigung begangen 
zu haben. 

Der art. 360 der franzdf. Strafprozeß⸗Ordn. er: 
flärt: toute personne acquittde legalement ne pourra 
plus &tre reprise ni accusde a raison du me&me fait. 
Die Bedeutung und der Umfang der durch diefe Vorſchrift 
ausgefpeochenen Unumftößlichfeit des Wahrfpruchs der Ge⸗ 
ſchwornen und daher die richtige Auslegung der Worte: 
du me&me fait, iſt nun der Gegenftand eines feit 1810 
dauernden Streitd in den Gerichtshöfen; die Folge davon 
ift, dag der fcheinbar fo freifinnig ausgefprochene Grund: 
faß der Unumftöglichfeit in der Wirklichkeit ſoviele Aus⸗ 
nahmen erhält, daß auf einen ficheren Schuß der Ange: 
flagten und von den Gefchtpornen als nichtfcehuldig Erfläcten 
nicht gerechnet werden kann. Es ift nothwendig, vorerft die 
Met der Entftehung des art. 360 näher zu betrachten *). 

1) Hödlie trait& de Vinstruntion oriminelle TIL. n. 895 neq, 
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‚Schon im Geſetze von 1791 art. 28. Titel J. Theil IT. 
war ausgeſprochen, daß der von den Geſchwornen Losge⸗ 
fprochene (eigentlich derjenige, gegen welchen die Anklage⸗ 
geſchwornen erkannt hatten, daß die Anklage nicht zuläfflg 
fey) & raison du möme fait nicht mehr verfolgt werden 
kann, wenn nicht neue Anfchuldigungsgrunde fich ergeben. 
Diefer Saß wurde nach einem damaligen Geſetze ) Im 
ausgedehnteften, dem Angefchuldigten günftigen Sinne ver: 
ftanden. Der Code vom 3. Brumaire IV. art. 241. 255 
bediente fich des nämlichen Ausdrucks: m&me fait; viele 
unter der Herrfchaft diefes Geſetzbuches ergangene Rechts: 
fprüche beftätigten die Anficht 3), daß ein Fosgefprochener 
auf den Grund der nämlichen Thatfachen,, worauf die frä- 
here Anklage gebaut war, nie mehr, tweder vor dem Affi- 
fenhofe noch dem Zuchtpolizeigerichte angeflagt werden 
koͤnne. Der Wahrfpruch der Nichtſchuld tilgte nach. der 
damaligen Anficht nicht blos die Anflage, die den Ge 
ſchwornen vorgelegt war , fondern alle möglichen Anflagen 
und Anfchuldigungen, welche aus den bereits vor Gericht 
gezogenen Thatfachen abgeleitet werden koͤnnen. Das 
jegige Geſetzbuch bedient fi, um die Unumftößlichfeit des 
Wahrſpruchs auszudrücen, der nämlichen Ausdrücke, 
welche die früheren Geſetze brauchten; es ift Daher begueif- 
ih, daß man zur Annahme berechtigt iſt, daß der Geſetz⸗ 
geber die Worte auch in dem nämlichen Sinne brauchen 
wollte, den fie früher hatten. Ein Rechtsfpruch des Caſ⸗ 
fationdhofes *) erfannte die auch an, Indem in einem 
Balle, In welchem der wegen vorfäglicher Tödtung Ange: . 
flagte und Sreigefprochene wegen fahrläffiger Todtung an: 
geffagt werden follte, das Gericht ausfprach, daß nach 


2) Decret v. 21. Prairial Jahr U 
3) Zufammengeflelt in Helle tr. de Vinstr. u 5... 
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der generalitE des expressions de la declaration du 
Jury et l'interpretation, qu'exige la faveur de tout 
accuse, la declaration doit ötre censee porter tant sur 
le fait d’homicide en lui m&me ou sa legitimite, que 
sur l’absence de volonte, et que des lors il n’existe 
plus une base & une poursuite quelconque contre l’ac- 
cuse, & raison du fait qui a forme l’objet de son 
accusation. Fortdauernd hatten in diefem Sinne mehrere 
franzöfifche Appelihöfe an diefer Anficht feftgehalten °). 

Diefe Anficht ift aber nicht mehr die des franzöf. 
Eaflationshofes, der in vielen Rechtefprüchen ®) das Wort: 
möme fait, nur auf die geftellte Anflage befchränkt und 
daher die neue Verfolgung wegen fahrläffigee Tödtung 
gegen denjenigen zuläßt, welcher wegen vorfäglicher Toͤd⸗ 
tung freigefprochen wurde. Es muß auch bemerft werden, 
daß angefehene franzöfifche Schriftfteller 7) biefe Anficht 
des Saffationshofes theifen. 

Die Stimmen anderer achtungswuͤrdiger Crimina⸗ 
liſten Frankreichs, vorzüglich die von Carnot ®) und 
Helie?), erklären fich jedoch für die frühere Anficht. Die ' 
neueren dDeutfchen Gefegbücher, melche die Schwur⸗ 
gerichte regeln und im Wefentfichen dem franzöfifchen Ge⸗ 
fegbuche folgen, enthalten entweder nur eine woͤrtliche 
Ueberfegung des art. 360 10), oder fie umfchreiben den franz 
zöfifchen Artikel 1), indem fie fagen: in Anfehung 


5) 3.8. die von Riom (2. Janv. 1829), von Grenoble (31. Jul. 
1833), Colmar (5. Janv. 1831), Poitiers (28. Mars 1840). 


6) vom 25. Nov. 1841, 18. Mars 1840 , 5. Fevrier 1841. 


7) Legraverend trait6I. p.446, Bourguignon tom. II. 
p. 361. Mangin Il. p. 362. 


8) Carnot instruction crim, vol, II. art. 360. not. 9. 

9) Helie traite de Pinstruction III. p. 602. 

10) 3. B. großh. heffiiches Geſet 6. 190. Naſſauiſches. 
11) 3. B. baieriſches Geſet vom 10, Nav. 1BAB, ©. U, 
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derfelben That, welche den Gegenftand der 
Anklage bildete; oder ftellen den franzöfifchen Satz 
des art. 360 nicht mehr auf, beftimmen aber bei der Wie⸗ 
deraufnahme der Unterfuchung die Fälle, in welchen der 
Losgefprochene wieder verfolgt werden darf, und find im 
Allgemeinen weit härter als das franzöfifche Recht , indem 
fie die Wiederaufnahme geftatten, wenn entweder nachge: 
tiefen werden kann, daß die vorige Kreifprechung durch 
Faͤlſchung, falfches Zeugniß, Beftechung erlangt wurde, 
oder wenn ganz neue Beweismittel vorgefunden werden, 
aus welchen fich die Verurtheilung des Angeflagten mit 
Grund erwarten läßt 12). Ueber die eigentliche hier vor; 
liegende Frage erflären fich die neuen Geſetzbuͤcher nicht. 


In den rheiniſchen Caſſationshoͤfen fiegte die zuletzt 
von dem franzoͤſiſchen Caſſationshofe angenommene Anſicht; 
fo erkannte der Berliner Reviſionshof 12), daß die Frei⸗ 
ſprechung von der Anklage auf freiwillige Verwundung 
die erneuerte Anſchuldigung der naͤmlichen Perſon wegen 
der durch Fahrlaͤſſigkeit verurſachten Verletzung nicht aus; 
fehliege, weil jene Freifprechung ſich nur auf die beftimmte 
Ihatfache, die freiwillige VBerwundung bezog, während bei 
der neuen Anflage eine geſetzwidrige Handlung ganz andrer 
Art und ein Vergehen vorliegt, das allen Dolus ausfchließt, 
und die frühere Gefeßgebung, nach welcher die Fragen 
unter allen möglichen Gefichtspunften geftellt werden muß⸗ 
ten, nicht mehr beſtehe). Merfwürdig ift e8, daß Das 
niels (ſelbſt Mitglied. des rheiniſchen Caſſationshofes) 


. 18 di Einne f. braunfchweig. Strafprozeßordn. 6. 198. 
8 Str. b. 9. —3 Shicingifehe 6, A 2. 


13) Rechtsſpruch vom 17. Der. 1623: 


14) Volkmar‘, die Jurisprudenz des cheinikhen Safntineihaien 
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in feinem neuen Werfe 1°) erflärt, daß der nichtichuldig 
Srflärte wegen der That, welche den Gegenftand der An- 
lage bildete, (nach der Annahme des Revifionshofes 
auch nicht wegen einzelner Beftandtheile derfelben, welche 
für fi oder verbunden mit anderen Thatfachen unter ein 
befonderes Strafgefeß fallen,) ftrafgerichtlich verfolgt wer: 
den kann. 

An Belgien hatte die franzöfiiche Rechtſpre⸗ 
hung Einfluß auf die Gerichtohoͤfe. Während die fs 
fifenhöfe noch zumeilen den art. 360 in dem früher in 
Frankreich anerfannten Sinne auslegten, fchloß ſich der 
Saffationshof zu Brüffel an die Anficht des Parifer Hofes 
an; im %. 1846 hatte der Brüffelee Appelihof!°*) in dem 
Falle, in welchem er die wegen Kindesmordes Sreigefprochene 
fpäter wegen des durch Bernachläffigung herbeigeführten 
Todes des Kindes die Anklage als gerechtfertigt betrachtet. - 
Der Streit der Gerichtshoͤfe erhielt vorzüglich feit 1848 
eine große Bedeutung, als wieder eine wegen Kindesmordes 
freigefprochene Perfon wegen Unterdrüchung der Kindesleiche 
vor Gericht geftellt wurde und ein Gerichtshof (von Charles 
coy) die Unzuläffigkeit der neuen Anfchuldigung wegen 
vorhandener Rechtsfraft nach art. 360 erfannt hatte *9). 
Der Saffationshof vernichtete dies Urthell und nahm die 
franzöfifche Nechtfprechung an, mies dann den all an 
den Appellhof von Brüffel !7), melcher aber den art. 360 
im entgegengefegten Sinne auslegte und die neue Anklage 
zuruͤckwies 19), morauf der Caſſationshof von neuem ein 
vernichtendes Urtheil erließ 1%. Die Staatsregierung 


. 139) Daniels Grundfäge des franzöf.schein. Strafverfah⸗ 
rend &. 198, 
15%) Belgique judiciaire 1846. p. 1104. 
16) Belgique vol. VII. p. 449. 
:..39) Belgique 1, c. p. 489. u 
18) Belgique p. 461. - 19) Beldlaue 4. m. 
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wurde durch biefen Widerftreit der Anfichten bewogen, 
einen Geſetzesentwurf an die Kammern zu bringen, worin 
fih das Miniſterium der Anficht des Caſſationshofes ans 
ſchloß und zur Befeitigung des Streits vorfchlug, den 
art. 360 des Code fo zu faflen: ne pourra ätre reprind 
ni accusde la raison du même fait, tel qu'il a die 
qualifide. Diele Faſſung ift In dem von den Kammern ans 
genommenen Gefeße vom 21. Aprif 1850 aufgeftellt. Der 
Ausfhuß der Repräfentantenfammer ftellte den Antrag, 
diefe Faflung anzunehmen. Die Verhandlungen der Kam⸗ 
mer der Abgeordneten 29) find fehr belehrend. Gegen diefe 
Vorfchläge erhoben ſich beſonders zwei auch in der wiſſen⸗ 
fchaftlichen Welt ruͤhmlich befannte Abgeordnete, Lellenre 
und Deftriveaug, und ftellten abweichende Anträge. Nach 
dem Antrage des Erften follte der art. 360 fo gefaßt werden: 
du möme fait, quelle qu’en soit la maniere, dont 
celui-ci a étéẽ qualifide. Nach dem Antrage des Zwei⸗ 
ten follte e8 heißen: quelle qu’en ait été la qualifica- 
tion. Mir werden auf die Gründe der fcharffinnigen 
Begründer diefer Anträge ebenfo wie auf die des H. Orts, 
der fie unterftügte, unten zuruͤckkommen. Der Zufligs 
miniftee und Berichterftatter (Juilien) vertheidigte bie 
Anträge der Regierung. Auch ihre Gruͤnde follen unten 
angegeben werden. Bei der Abftimmung wurde der Re⸗ 
lerungsenttourf mit 47 Stimmen gegen 16 angenommen. 
Im Senate trug gleichfalls der Berichterftatter Im Namen 
des Ausfchuffes 21) auf die Annahme des Entwurfes at. 
Gegen die von der Kammer angenommene Anficht hatte die 
öffentliche Stimme vielfach ſich ausgefprochen 22). Dieſe 


20) Annales. parlamentaires session de 1849. 50 chambre 
des r&pr&sentans p. 941. (Sigung vom 15. März 1850.) 


21) Annales parlamentaires senat, documens p. 219. . 
22) Ein guter Aufſat in der Belgique judiainire ASW. uru.b. 
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Annahme erfolgte au. Es ift Pflicht, vorerft die Gründe 
derjenigen aufzuftellen, welche die ftrenge Anficht verthei: 
digen, die am fchroffften in dem belgiſchen Regierungsent: 
wurfe ausgedrückt iſt und der franzöfifchen Rechtfprechung 
zum Grunde liegen. 

4) Der Ausdruck: meme fait, kann nur auf die An- 
Plage, rote fie geftellt worden ift, bezogen werden. Die 
Rechtskraft foll nur die Wirfung haben, daß der wegen 
eined beftimmten Verbrechens Angeflagte und von feinen 
Mitbürgern Losgefprochene nicht wegen diefes Verbre: 
chens wieder verfolgt und fo der Wahrfpeuch der Ge: 
ſchwornen umgeftoßen werden kann. Die Gefchwornen 
haben nur über dasjenige, was Ihnen vorgelegt ift, zu 
entfcheiden; nur darauf geht ihre Berathung und ihr 
Wahrfpruh. Wenn daher eine Perfon des Mordes anges 
klagt ift und der Staatsanwalt das Dafeyn von Thatfachen 
nachzumeifen fucht, welche den Vorbedacht und die. mit 
Ueberlegung gefaßte mörderifche Abficht beweifen follen, fo 
prüfen die Geſchwornen, ob diefe Thatfachen, welche den 
in der Anflage behaupteten Mord begründen, vorhanden 
find; finden fie dies nicht, fo fprechen fie aus, daß der 
Mord nicht bewieſen ift und daher der Angeklagte nichts 
ſchuldig iſt, d. h. des Mordes nicht ſchuldig. Wird fpä- 
tee der Angeklagte wegen fahrläffiger Toͤdtung angeflagt, 
fo it die un autre fait; denn das nämliche wäre es 
nur, wenn man ihn noch einmal des Mordes ankla⸗ 
gen wollte. 

2) Auch In dem Ausdrude: non coupable, liegt die 
Erklärung, daß die Gefchtwornen der Handlung, worauf 
die Anflage geht, das Merkmal eines crime entziehe, da 
nur auf Aburtheilung von crimes die Zuftändigfeit der 
Schwurgerichte geht; dadurch aber iſt der im diefer Hands 
lung möglicher Weife liegende Charakter eines Vergehens 
(delit) nicht getilgt. Selbſt aus der Tafung des art. 337 
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des Code ergiebt fich dies, indem die Krage, welche 
ſich aus der Anklageakte ergiebt, geftellt werden 
foll: Yaccuse est-il coupable d’avoir commis tel meur- 
tre?; alfo die Anklageakte, welche eben die gefegliche Cha⸗ 
cafterificung der Handlung als Verbrechen enthält, fol 
entfcheiden ; die Geſchwornen haben nur zu entfcheiden, ob 
A ſchuldig ift des Verbrechens, das in der Anflage be: 
zeichnet war. Weber eine andere. Charakterifirung ſprechen 
fie Durch das Wort: non coupable, nichts aus; es kann 
daher der Freigefprochene ſich auch nicht darauf berufen, 
daß er als nicht fehuldig wegen eines Vergehens erflärt 
worden fey, auf welches in der früheren Verhandlung 
feine Anklage vorkam, welches daher auch der Prüfung 
der Geſchwornen nicht vorlag. 

3) Eben well der Geſetzgeber des Ausdrucks: möme 
fait, fich bedient, kann da feine Rechtskraft angenommen 
werden, wo andere Thatfachen bei der neuen Anfchuldis 
gung vorliegen. Immer befteht aber eine Anklage aus 
befonderen Thatfachen,, die nur zum Wefen derfelben ges 
hören. Wenn 3. B. bei Anklage wegen Kindesmordes 
der Staatsanwalt fih darauf beruft, daß die Thäterin 
fhon lange vor der Entbindung jede Möglichfeit einer Ents 
deefung der Schwangerfchaft befeitigte, einer mit ihr ein; 
verftandenen Perfon ihre Abficht das Kind zu tödten ge 
ftand, bei der Entbindung die nahe liegende Hülfe von 
fich wies, dag auch die Verlegungen am Kinde Zeichen ges 
waltfamer Behandlung find, fo liegt ein Inbegriff bes 
fiimmter Thatfachen vor, welche den Kindesmord aus⸗ 
machen; darüber wurde verhandelt, berathen und entſchie⸗ 
den. Wird nun diefe Perfon von der Anklage des Kindes: 
mordes freigefprochen und megen fahrläffiger Tödtung des 
Kindes angefchuldigt, fo find es andere Thatfachen, 
worauf diefe Anfchuldigung gebaut iſt, z. B. daß fie gleich: 
gültig gegen ihr Kind gerwefen, die Nabeliyuar it te 
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teebunden, Niemanden gerufen habe, der dem Kinde Huͤlfe 
bringen fonnte. Die Sreigefprochene kann daher nicht bes 
haupten, daß fie bei einer Anfchuldigung wegen fahrläffis 
ger Toͤdtung wegen der nämlichen Thatfachen vor Ge: 
richt geftellt werde. 

4) Wenn der art. 360 des Code ausfpricht, daß die 

personne legalement acquittde nicht twegen der nämlichen 
Thatfache verfolgt werden kann, fo liegt darin eben, daß 
dies Urtheil der Verfolgung wegen eined anderen Vergehens 
nicht im Wege fteht; denn die Sreifprechung bezog fich 
nach art. 358 auf das acquittement de l’accusation, alfo 
nur von der Anklage , wie fie geftellt war, nicht aud 
von allen möglichen Anflagen, die auf neue Thatfachen 
ſich ftügen. 
5) Das Antereffe der bürgerlichen Geſellſchaft felbft for⸗ 
dert, daß der Schuldige, melcher ftrafbare Handlungen 
verübte, auch die verdiente Strafe leide; die Gefellfchaft 
würde aber entwaffnet feyn, menn fie gehindert wäre, 
denjenigen, der ziwar wegen einer ftrafbaren Handlung 
freigefprochen wurde, megen eines andern Vergehens zu 
verfolgen. 
6) &inen Grund für die Anficht der Zuläffigkeit einer 
neuen Verfolgung findet man auch in der Stellung des 
Generalprocurators, welcher an den Affifenhof nur dies 
jenige Anklage bringen Fann, welche in dem Urtheile der 
Anflagefammer (arröt de renvoi) zum Grunde gelegt 
wurde 3). Der Affifenhof und die Geſchwornen Fünnen 
daher nur Über die ihnen vorgelegte Anklage urtheilen ; 
ſprechen dann die Geſchwornen ihr Nichtfchuldig aus, fo 
Fann fich die nur auf das, mas ihnen vorgelegt {ft 
und woruͤber allein fie zu entfcheiden berufen waren, bestes 
hen, und nur dies Urtheil Tann vechtöfräftig werden. 


33) Code art. #71. 
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7) Nach art. 379 des Code foll, wenn fih im Laufe 
der Verhandlungen ergiebt, daß der Angeflagte anderer 
Verbrechen als der, welcher er angeklagt iſt, befchuldigt 
wird und diefe eine ſchwerere Strafe verdienen, als die 
bisher abzuurtheilenden Verbrechen, die Verfehiebung der 
Vollſtreckung des Urtheils verfügen, bis Uber die neuern 
Verbrechen geurtheilt iſt. Man leitet daraus, fo wie aus 
art. 371 den Willen des Geſetzgebers ab, daß neue Ver⸗ 
brechen nicht unverfolgt bleiben ſollen. 

8) Vorzuͤglich berufen ſich der franzoͤſiſche, belgiſche 
und preußiſche Caſſationshof darauf, daß die Anſicht von 
der Rechtskraft mit dem Syſteme von der Frageſtellung an 
die Geſchwornen zuſammenhaͤnge, und daher aus den- 
unter der Herrfchaft des Code vom Brumaire ergangenen 
Rechtsſpruͤchen Fein Schluß auf den jegigen Rechtszuftand 
abgeleitet werden dürfe. Man fucht zu zeigen, daß nach 
dem Code vom Brumaire (art. 374. 379) die verfchiede: 
nen Kragen um das Daſeyn der verbrecherifchen Handlung, 
um die Moralität derfelben, um die einzelnen Umftände 
des Verbrechens geftellt werden müßten. Die Gefchwor: 
nen Fonnten von dem Präfidenten um einzelne auch in der 
Anklagefcheift nicht angegebene Umftände befragt werden, 
wenn fie auch den ganzen rechtlichen Charakter des Ver: 
brechens änderten, das auf die verübte Handlung gebaut 
war. Wenn nun die Gefehwornen ganz allgemein 
das non coupable ausfprachen, fo erfchien diefer Auss 
fpruch als ein allgemeiner und alle möglichen Fragen über 
die verbrecherifche Natur der Handlung, welche Begenftand 
der Anklage war, umfaflende @ntfchefdung, fo daß dann 
jede weitere Verfolgung (eviminelle und correctionelle) . 
wegen der in Srage ftehenden Handlung abgefchnitten war. 
Die Geſchwornen waren berufen, alle möglichen Beziehun⸗ 
gen der Handlung ju den Strafgefegen zu prüfen. Der 
Code von 1810 foll aber nach der Antiäyt tra ronikikiien 
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Saffationshofes dies Syſtem völlig geändert haben; denn 
die Geſchwornen werden nach art. 337 Code nur über eine 
Stage, die aus der Anflagefchrift hervorgeht, befragt; 
daher entfcheiden fie auch nur darüber: ob die beftimmte Ans 
Plage begründet iſt; denn über andere Umftände, die nicht 
in der Anflagefchrift hervorgehoben waren und welche der 
Handlung eine andere rechtliche Eharafterifirung geben 
konnten, als worüber die Anklage erhoben war, wurden 
die Geſchwornen nicht gefragt, daher auch ihr Wahrfpruch 
darauf nicht bezogen werden fann. In Anfehung der 
neuen Anſchuldigung, welche die Handlung unter ein 
ganz anderes Strafgefet ald bisher ftellt und anders charak⸗ 
teriſirt, alfo andere Intereſſen der bürgerlichen Gefellfchaft 
in Bezug auf Strafverfolgung geltend macht, kann der 
Angeklagte ſich weder auf einen Wahrfpruch der Gefchtwor: 
nen noch auf eine Entfcheidung des Affifenhofes berufen. 

Wenn teir auch das Gewicht diefer Gründe nicht ver: 
Eennen, fo fprechen dennoch übertwiegende Gründe dafür, 
die Anficht aufzuftellen, daß der einmal von den Geſchwor⸗ 
nen als Nichtfehuldig Erflärte wegen der Thatfachen, 
welche die vorige Anklage begründeten, nicht wieder vor Ges 
richt geftellt werden kann, wenn auch jene Thatfachen bei 
ber neuen Anklage unter einen anderen ftrafrechtlichen Ge⸗ 
fihtspunft. geftellt werden, als Dies bei der erften Ans 
klage geſchah. 

1) Dieſe Anſicht wird ſchon dadurch begruͤndet, daß 
man berechtigt iſt, uͤberall wo in einem neuen Geſetze ein 
Geſetzgeber gewiſſe Ausdruͤcke in der bisherigen Geſetz⸗ 
gebung in einem beſtimmten Sinne und mit der Abſicht, 
gewiſſe rechtliche Wirkungen daran zu knuͤpfen, gebraucht, 
auch anzunehmen, daß er der Worte in dem bisher damit 
verbundenen Sinne ſich bedienen wollte. Die Buͤrger wie 
dee Richter find berechtigt, den ihnen bisher durch die 
. Recptshbung bekannt gewoorvenen San en gealichen 
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Worten unterzulegen und nicht ein Schtvanfen des Geſetz⸗ 
gebers zu vermuthen, fo daß wenn der Gefeßgeber eine 
abweichende Anficht mit den bisherigen Ausdrücken verbins 
den wollte, er verpflichtet gemwefen wäre, feinen Willen 
deutlich auszufprechen. Die obige gefchichtliche Nachweis 
fung wird aber gezeigt haben, daß die Worte des art. 360 
vorzüglich der Ausdruck: le möme fait, fehon in den fruͤ⸗ 
heren Gefegen vorfamen und nach einer von dem Eaflas 
tionshofe anerfannten Anficht in dem umfaffendften, dem 
Angeklagten günftigften Sinne verftanden wurden. Es 
war als der entfchiedene Wille des Geſetzgebers ange 
nommen, daß die nämliche Handlung nur einer einma⸗ 
ligen Strafverfolgung Raum gebe. E8 folgt dies 
aus dem Grundfage der Unumſtoͤßlichkeit des Wahrfpruchs, 
und aus den im englifchen **) und nordamerifanifchen 2°) 
Rechte ald ein wefentliches Grundrecht jedes Bürgers aus⸗ 
gefprochenen Srundfage, dag Niemand gensthigt werden 
fol, zweimal die Gefahr des Lebens in einem Strafprogefle 
zu beftehen 29), oder mit andern Worten, die Leiden und 
Unannehmlichkeiten, welche eine Eriminalanflage unvers 
meldlich für jeden Angeklagten mehr oder minder nach fich 
zieht, wegen der nämlichen Handlung zu erdulden. Was 
nügt alle Nechtsfraft und die ſcheinbar feeifinnige Im 
art. 360 ausgefprochene Schutzwehr dem Freigefprochenen, 
wenn er, nachdem er vielleicht ein Jahr lang im Kerfer 
wegen einer auf Hochverrath gerichteten Anklage ſchmach⸗ 


24) Stephen summary of the criminal law p. 288 eight 
report on criminal law p. 118. 119 und fifth report von 
1849. p. R. 


25) Davis treatise on criminal law p. 444, und Code ef 
criminal prooedure of the staate of Newyork 1850, p.9. 


26) Diefer Sag findet fich fchon in Staundford pleas of 
. the crown chap. 36, und findet fich in der auchameritonniinen 
Berfafſung in den Ameondiments art. 6. 
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tete, zahllofe Entbehrungen erduldete, Tage lang in furcht⸗ 
barer Angft und Spannung wegen des Ausgangs des Pro: 
zeffes "während der Verhandlung ſchwebte, endlich ale 
nichtſchuldig erflärt ift und in einigen Wochen wegen der 
nämlichen Handlung und Aeußerung als Majeftätshefeidi- 
ger verfolgt , und wenn er davon freigefprochen wird, mies 
dee wegen Aufforderung zum Aufruhr und am Ende noch 
einmal wegen Erregung des Hafles und der Verachtung 
‚gegen die Regierung verfolgt werden kann? ine folde 
Juſtiz, welche durch diplomatifch ſchlau abgefaßte Gefege 
und duch die Maſſe der Ausnahmen die Regel zerftört, 
iſt nicht geeignet, Achtung einzuflößen und der Volksmoral 
au entfprechen 7), 
2) Es liegt aber auch im Weſen der Schwurgerichte, 
daß die Hefchwornen die That mit allen ihren Modificatios 
nen und Beziehungen auffaffen, und in dem allgemein ge: 
faften Wahrfpruh: nichtſchuldig, liegt auch die 
Erklärung, daß der Angeklagte wegen der Handlung, die 
den Gegenftand der Anklage bildete, nicht weiter gerichtlich 
verfolgt werden fol. In der Vorunterfuchung, welche 
durch eine ihrer Erſcheinung nach ftrafbare Handlung ver: 
anlaft wird, prüft der Unterfuchungsrichter , der Staats; 
anmwalt und die Rathsfammer die Handlung nach allen 
ihren möglichen ftrafrechtlichen Gefichtspunften, und ex: 
forſcht alle Thatfachen, die für die rechtliche Beurtheilung 
der Handlung wichtig werden fönnen. Wie häufig ift es hoͤchſt 
ftreitig, ob eine Handlung Faͤlſchung, oder Betrug, oder 
Mißbrauch eines Blanfetts ift, oder ob in einer Handlung 
Mord oder Todtſchlag, oder fahrläffige durch abfichtfiche 
Körperverlegung beftimmte Tödtung oder eine Fahrläffig- 
-feit liegt. Nach einer in allen diefen Beziehungen geführ: 


- 39) Dies wurde in den belgifchen Berhandlungen (Anualos par- 
Iament. p. 943) von Defriurau aus Gevanegiunhen, 
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ten Borunterfuchung entfcheidet nun die Anflagefammer in 
Erwägung aller Umftände und mit Beruͤckſichtigung des öffents 
lichen Intereſſe, daß der Angefchuldigte z. B. wegen Faͤlſchung, 
oder wegen Todtfchlags angeklagt werden ſoll. Das Verweis 
fungsurtheil bindet den Staatsanwalt bei der Stellung der 
Anklage. Er legt die Handlung nun mit allen ihren Nebene 
umftänden den Geſchwornen vor; die Verhandlung richtet 
fid auf die Ausmittelung derfelden. Die Anklagefammer 
hatte bereits alle ftrafrechtlichen Beziehungen der That er⸗ 
wogen, und indem fie fand, daß die That als Fälfchung 
verfolgt werden foll, die übrigen möglicher Weiſe vorhan- 
denen Beziehungen 5. B. des Betrugs oder Mißbrauchs 
des Blanketts duch das Urtheil befeitigt,, entweder weil fie 
die darauf bezuglichen Thatfachen nicht genügend erwiefen 
oder andere Vergehen nicht begründet fand. Die Ger 
fehtwornen beurtheilen nun den ihnen mit allen Neben⸗ 
umftänden vorgelegten Fall, und Jeder, welcher genauer 
mit dem ange fehtwurgerichtlicher Berathungen befannt 
ft, weiß, mie bei jener Berathung die That nach allen 
ihren Gefichtspunften befprochen wird, wie häufig ein 
Geſchworner 3. B. bei Anflagen wegen Tödtung für dag 
Schuldig ftimmt, weil Ihm die Handlung doch eine fahrs 
läffige Tödtung, ein Andrer, weil fie ihm als Ausflug 
höchfter Rohheit oder des Muthwillens, ein Dritter, weil 
fie ihm als Fahrläfige Tödtung durch abfichtliche Körpervers 
legung erfcheint; kommt ed nun zur Abftimmung und ers 
folgt das Nichtfehuldig,, fo darf man annehmen, daß es 
der Wille der Mehrheit der Geſchwornen war, daß der 
Angefcehuldigte in Feiner Beziehung wegen der Töd- 
tung als ſchuldig erflärt und beftraft werde. 

3) Auch in einer andern Rückficht folgt aus dem Weſen 
der Schwurgerichte, daß Ihr auf Nichtfehuldig Tautender 
Yusfpruch fo audgelegt werden muß, Daß der Angeflaate 
wegen der Handlung, worauf die Antlage ag, RL WI 
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Rechenfchaft gezogen werden fol. Die Geſchwornen geben 
nämlich feine Gründe ihres Wahrſpruchs an; man weiß, 
daß der Wahrfpruch der Nichtſchuld aus Höchft verfchieden- 
artigen Gründen fich erflärt : ein Gefchtworner fpricht das 
Nichtſchuldig aus, weil das neugeborne Kind nicht leben: 
dig war; ein Andrer deswegen, well er dem Arzte A ver; 
traut, welcher ausfpricht, daß das Kind natürlichen Todes 
ohne Zuthun der Mutter geftorben ift; ein Dritter, weil 
er annimmt, daß die Gebährende an einer Seelenftörung 
gelitten; ein Vierter, weil er überzeugt iſt, daß fie in Be: 
wußtlofigfeit lange Zeit gelegen; ein Fünfter, weil er 
. nicht findet, daß die Gebährende eine Sorgfalt, die von 
ihr verlangt werden Fonnte, unterlaffen habe. Wenn 
nun der Wahrfpruch der Nichtfchuld erfolgt; wer ift be 
rechtigt, die Geſchwornen um ihre Gründe zu fragen oder 
willfärlich einen Grund, der fie bewog, als wahrfchein: 
lich Hervorzuheben, und den allgemeinen Ausfpruch , daß 
die Angeklagte wegen der bei der Geburt ihres Kindes vor: 
gefommenen Handlungen und Unterlaffungen nicht fchuldig 
und nicht ftrafbar ift, fo auszulegen, daß fie In der Kolge 
doch wegen fahrläffiger Toͤdtung gerichtlich verfolgt und 
beftraft werden kann? Giebt man eine folche Verfolgung 
zu, fo verlegt man den Grundfaß der ſchwurgerichtlichen 
Uetheilefällung, indem man willkuͤrlich dem Ausfpruch 
der Nichtſchuld eine den Gründen dee Mehrheit der Ges 
fhmwornen fremde Deutung unterlegt. Diefe Mehrheit 
hat viehleicht die Angeklagte ſchon deswegen nicht fehuldig 
erfannt, well die gerwichtige Ausführung des allgemein 
‚geachteten Arztes von der Trüglichfelt der Lungenprobe 
überzeugte, daß das Kind der Angeklagten nicht außer 
Mutterleib lebte ®); dennoch wagt man die auf diefen 





28) 3. B. in dem merkwürdigen Rechtsfalle, welcher (nach den 
edrudten Verhandlungen des Schwurgerichtshofs von Ober, 
Balern 1849. J. Bd, Ne. 1.) ara Maike \a München vers 
bandelt wurde. 
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Grund hin von den Geſchwornen nicht fehuldig erfannte 
Angeklagte fpäter wegen angeblicher fahrläffiger Toͤdtung 
des Kindes vor Gericht zu ftellen und ein vielfach ftörendeß 
Verhaͤltniß herbeizufuͤhren, in welchem das über die zweite 
Anfehuldigung urtheilende Gericht das unmittelbare Gegen⸗ 
theil von demjenigen erkennt, was die Geſchwornen audfpras 
hen. Wie kann man z. B. von fahrläffiger Todtung des 
Kindes ſprechen, menn nicht gewiß iſt, daß das Kind 
außer Mutterleibe lebte? Es kann nun leicht fein, daß die 
correctionellen Richter dag Leben des Kindes ald gewiß ans 
nehmen und Strafe ausfprechen, während die Gefchwors 
nen, weil fie das Gegentheil annahmen, die Angeflagte 
nicht fehuldig erfannten. Lin folder Widerfpruch, wel⸗ 
cher den Ausfpruch der Geſchwornen vernichtet oder die 
Wirkungen deffelben befchränft, verlegt die Würde des 
Schwurgerichts 7°), fpricht der Rechtsfraft Hohn und er- 
weckt um fo mehr Mißtrauen gegen die Juſtiz des Staats, als 
das Verhältniß der nur aus drei Staatsrichtern beftehenden 
Zuchtpolizeigerichte zum Volksgerichte in der allgemeinen 
Meinung leicht fo aufgefaßt wird, daß die Regierung in uners 
fättlichem Streben einen beftimmten Angeklagten ſchuldig fins 
den zu laffen, durch die Auslegung des art. 360 des Code ein 
willfommenes Mittel findet, endlich durch die angeftellten 
Richter den Zweck zu erreichen, welchen fie durch die Volks⸗ 
richter nicht erreichen Fonnte. Verhaͤltniſſe diefer Art, 
doppelt gefährlich, wenn in politifchen Unterfuchungen die 
immer erneuerten Verfolgungen gegen den Kreigefprochenen 
die begünftigende Auslegung des Geſetzes von der Rechtsfraft 
angewendet wird, find nicht geeignet, dem Richterftande 
die Hohe Achtung und das allgemeine Vertrauen zu fichern, 
das er in England und Amerifa genießt und das ihm den 
großen und mohlthätigen Einfluß auf die Gefchwornen 
möglich macht. 
29 Helle tralt& OL p. 618. 
Wechle &. Gr, A, 1850, IV. &t. Rn 
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4) &8 ift nicht ſchwer, zu zeigen, daß felbft die woͤrtliche 
Auslegung des Ausdrucks: mème fait, darauf führt, die 
wegen Kindesmords angeflagte und nicht fehuldig er: 
Härte Perfon nicht noch einer Anklage wegen fahrläffiger 
Tödtung zu unterwerfen; denn immer find e8 die nam: 
lihen Thatſachen, melche in der erften wie in der 
zweiten Anklage und Verhandlung vorliegen. Wer Fann 
läugnen,, daß in der Unterfuchung über Kindesmord das 
ganze Benehmen der Angefchuldigten während der Schwan: 
gerfchaft und Geburt, die Reihe aller ihrer Handlungen und 
Unterlaffungen, alle Thatfachen, woraus fich das Leben 
und die Lebensfähigfeit des Kindes ergeben follen, in der 
Berhandlung vorfommen? Der Unterfchied liegt nur darin, 
daß bei der erften Anklage wegen Kindesmords der Anklaͤ⸗ 
ger aus diefen Thatfachen die mörderifche Abficht abzulei: 
ten und zu erweifen fucht, während er in der Anklage über 
fahrläffige Tödtung die nämlichen Thatfachen 
dazu benußt, um darzuthun, daß der Angeklagten wenig: 
ſtens Fahrläffigkeit vorgeworfen werden kann. Es find 
daher die nämlichen Thatfachen, auf welche die verfchiede: 
nen Anflagen gebaut werden; nur werden einige That; 
fachen, die bei der erften befonders wichtig waren, bei 
der zweiten weggelaffen, während der Ankläger bei der legten 
toleder andere mehr hervorhebt und die That unter ver: 
ſchiedene ftrafrechtliche Gefichtspunfte ftellt. 

5) Eine geoße Selbfttäufchung feheint ung vorzuliegen, 
wenn man aus dem Spfteme der Frageftellung, das nad 
dem Code vom Brumaire galt, eine andere Auslegung 
des art. 360 ableiten will, als fie jegt nach dem Syſtem 
des Code von 1810 fich rechtfertigen fol. Es ift aller: 
dings eine Verfchiedenheit vorhanden; während nach dem 
Code vom Brumaire der Präfident eine Reihe von Fra⸗ 
gen ftellen und die Anklage in viele einzelne Fragen auf 

Iöfen mußte, fchreibt der at. 337% Code, um de 
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einft vorhandene, die Auffaffung durch die Geſchwornen er: 
ſchwerende Zerfplitterung zu befeitigen und die Srageftele 
fung zu vereinfachen, nur eine allgemein gefaßte der An; 
klageakte anpafiende Frageftellung vor; allein Jeder, der 
die franzöfifche Rechtsuͤbung kennt, weiß auch, daß der 
Präfident volle Freiheit hat 3%), auch einzelne Fragen zu 
ftellen, und zwar felbft die Frage auf einzelne Thatfachen 
und Merkmale zu richten 31), oder fubfidiäre Fragen zu 
ftellen, 3.8. bei Kindesmord, wo oft nach der erften 
Stage über abfichtlihen Kindesmord die eventuelle Frage 
beigefügt wird, die ſich auf die fahrläffige Toͤdtung bezieht, 
oder auf das Dafeyn der Seelenftörung eine befondere 
Frage zu richten. Selbſt in art. 338 des Code wird 
der Affifenhof : ermächtigt, auch Strafe auszufprechen, 
die an fich nicht in der Competenz des Affifenhofes liegt, 
alfo auch bei Anflage auf ein crime die Strafe eines 
delit auszufprehen. — Auch die Vorfchriften der neuen 
deutfchen Strafprozegordnungen 82), die fih an die franz 
zöfifche Rechtsuͤbung anfchließen, erfennen das Recht des 
Präfidenten an, einzelne und insbefondere auch fubfidiäre 
Fragen zu ftellen. Man darf auch nicht verfchmweigen, 
welche Bewandtniß e8 In der Praxis mit diefen fubfidiären 
Sragen hat, mie insbefondere oft der Staatsanwalt ab: 
fichtlich gegen die Stellung der eventuellen Frage fich er: 
Flärt und der Präfident ihre Stellung unterläßt, weil 
man (oft nicht ohne Grund) beforgt, daß die Geſchwornen 
in der bejahenden Antwort diefer Srage einen guten Ausweg 
erblichen, duch Verneinung der Hauptfrage Milde zu üben, 
die durch die Häufig zu ftrengen Strafen nöthig fcheint, 


30) Helie traits III. p. 603. 
31) 3. 8. bei Kindesmord,, ob das Kind außer Mutterleibe lebte. 


32) Baier. Gefeg von 1848, 8. 174, DOetereih, Erw 
Ordn. von 1850. $. 328. . | 
An 2 
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welche als Folgen der bejahenden Beantwortung der 
Hauptfeage ausgefprochen werden müßten. Es muß 
aber auch bemerft werden, daß oft die Vertheidiger fich 
gegen Stellung fubfidiärer Fragen erflären, weil fie wiſ⸗ 
fen, dag die Gefchrwornen in der Zwangslage, wenn nur 
eine Stage geftellt wird, lieber das Nichtſchuldig auf: 
fprechen werden, während fie die eventuelle Frage bejaht 
haben würden. Indem wir nun annehmen, daß im We; 
 fentlichen das dem Code vom Brumaire zum Grunde 
liegende Syſtem der Frageftellung im jetigen Code nicht 
abgeändert iſt, müflen wie ausfprechen, daß davon: ob 
einzelne Fragen, Iinsbefondere fubfidiäre Kragen geftellt 
wurden oder nicht, in Bezug auf die Auslegung des 
art. 360 nichts abhangen darf, und daß, wenn Feine folche 
Stage geftellt wurde, der allgemeine Wahrfpruch der 
Nichtſchuld nicht blos die in der Anflageafte enthaltene 
Anklage, fondern jede weitere Anflage tvegen der nam: 
lichen Handlungen tilgt, indem diefen Anfchuldigungen 
duch den Wahrfpruch jede thatfächliche Grundlage ent: 
zogen ift 2°). 

6) Wir finden eine Beftätigung der bisher vertheldigs 
ten Anficht auch in art. 361 des Code, indem da, mo 
fih aus den Verhandlungen Beweife ergeben, daß der An⸗ 
geflagte aura été inculpe par un autre fait, der Präfis 
dent, nachdem er die Losfprechung von der Anklage ers 
Märt Hat, ausfprechen foll, daß der Angeklagte wegen 
der neuen Handlung vor Gericht geftellt werden 
fol, jedoh nur, wenn vor dem Schluffe der Debatten 
die Staatsbehoͤrde wegen der neuen Verfolgung Vorbehalt 
gemacht hatte. Man fieht daraus den Willen des Geſetz⸗ 
geberd, Daß da, wo Fein folher Vorbehalt ges 
macht wurde, feine neue Verfolgung Statt 





33) Helie p. 601. 
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finden foll, indem dann jede weitere Anklage wegen 
der Handlung ausgefchloffen ift 39. Ä 

Wenn wir bisher die Auslegung des art. 360 in dem 
Sinne vertheidigten, daß der Kreigefprochene gegen jede neue 
Verfolgung gefchügt werden muß, welche ſich auf die nämliche 
Handlung, welche den Gegenftand der vorigen Anklage bildete, 
entweder Dadurch gründet, daß eine neue Verfolgung einzels 
ner Beftandtheile der vorher verfolgten Handlung für fich 
oder in Verbindung mit anderen Thatfachen unter ein 
Strafgefeg ftellt, als worauf die vorige Anklage ging, fo 
wenden wir diefen Sat auch an auf die Fälle, wo der 
Sreigefprochene wegen der nämlichen Handlung dis eipli⸗ 
narifch verfolgt werden fol. Der franzöfifche Caſſa⸗ 
tionshof hat in einem Kechtefpruche °°) eine ſolche Ver: 
folgung nur unter der Bedingung zugelaflen, que action 
disciplinaire ne remettra point en question les ca- 
racteres legaux souverainement determines par une 
decision judiciaire, et qu’elle se bornera à l’appre- 
ciation de ses faits degages de la qualification lé- 
gale, de laquelle ils-ont &t& purges 26). Wenn dar; 
nach ein Advofat, welcher angeflagt war, Wahlzettel vers 
färfcht zu Haben, freigefprochen wurde und nun wegen der 


34) Zuweilen gefchieht es, daß in der ordonnance des Bezirks⸗ 
gerichts der Vorbehalt wegen der fpäteren Nerfolgung des 
Angefchuldigten aus dem Grunde eines andern Wergehens ges 
macht wird. Auf einen folhen Kal (ob A wegen Schläge, 
die er einem Gensdarmen zufügte, angeklagt wurde, dann 
nicht fchuldig erkannt und fpäter wegen Rebellion vor day 
Zuchtpolizeigericht geftelt wird) deutet ein Arr&t des Caſſations 
hofes vom 3, Avril 1847 (im Journal du droit criminel 1847 
p. 135), wo der Hof die Verfolgung zuließ, in befonderer 
Erwägung , daß ein Vorbehalt gemacht war. 


35) vom 21. Aoüt 1849, im Journal du droit criminel 1850 
.. pag. 13. 


36) Diefe Anficht fchlieft fi ganz an die treflide D 
von Morin in feinem Werke: sur \a Aiscipline yaraisite N. 
ar. 676 — 680 am. oe . on 


a 
— 


- 
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durch fein damaliges Betragen bezeigten Unmürdigfeit 
dischplinar verfolgt werden foll, fo ift dies ebenfo wenig 
zulaͤſſig, ale wenn ein Beamter, der des Hochverraths 
angeflagt und losgefprochen war, deswegen, daß et fich 
durch fein Benehmen des allgemeinen Vertrauens unwuͤr⸗ 
dig gemacht habe, disciplinar verfolgt werden foll; in 
beiden Fällen hat das vechtsfräftige Urtheil den Thats 
fachen, worauf die neue Verfolgung gebaut werden foll, 
die verbrecherifche Eigenſchaft entzogen. 


Mit Unrecht würde man der bisher vertheldigten 
Anficht den Vorwurf machen, daß fie der Staatdgemalt 
die nothmendigen Mittel der Verfolgung fchuldiger Per: 
fonen auf eine bedenkliche Art befchränfe und zu fehr 
den Schuldigen begünftige. Wir möchten durch unfere Aus: 
führung zu einem ſolchen Zuftande nicht beitragen. Es 
ift aber auch Feine Gefahr vorhanden, wenn nur die Ge: 
feßgebung entroeder das englifche Syſtem 37) in Bezug auf 
die Ermächtigung der Geſchwornen bei ihrem Wahrfpruche 
annimmt, oder wenn fie ſich an das franzöfiihe Syſtem 
der Srageftellung anfchliegt, dafür forgt, daß theils bei 
der Stellung der Anklage auch die eventuellen ftrafrecht: 
lichen Gefichtspunfte beruckfichtigt werden, z. B. wenn der 
Anklage des Mordes die eventuelle Anklage des Todtfchlages 
oder der fahrläffigen Toͤdtung beigefügt wird, theils die 
Verhandlung vom Staatsanwalt auch auf die eventuellen 
Gefichtspunfte gerichtet und zulegt die eventuellen Fragen 
% B. wegen der fahrläffigen Toͤdtung geftellt werden. Ge: 
ſchieht Died, fo werden die Intereſſen der bürgerlichen 
Sefellfchaft und des Angeklagten hinreichend gewahrt. 


Wir wollen aber auch die Auslegung ded art. 360 
nicht auf eine Weife ausdehnen, daß die neue gericht: 





37) Bir werden davon in einem heinndern Kakite Yonein. 
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liche Verfolgung da gehindert wuͤrde, wo ſie zwar einige 
Beziehung auf die in der vorigen Unterſuchung zum Ge⸗ 
genſtande der Anklage gemachte Handlung hat, aber auf 
andere Thatſachen gerichtet iſt. So oft die weiter ver⸗ 
folgten Thatſachen nur acceſſoriſche Umſtaͤnde der zuerſt 
verfolgten Handlung waren, oder nur die der Anklage wegen 
des fruͤheren Verbrechens vorausgegangene Wiederholung 
des naͤmlichen Verbrechens ſind, oder mit der zuerſt ver⸗ 
folgten Handlung ein. untrennbares Ganzes, ausmachen, 
fann feine neue Anklage Statt finden ). Yemand war 
wegen Tödtung, nach welcher der Angeflagte Diebftahl 
verübt haben foll, angeklagt und von den Geſchwornen 
freigefprochen; als er in der Kolge nur wegen des Dieb: 
ftahls verfolgt wurde, erfannte der Caſſationshof dies als 
zuläffig an 39); mit Recht tadelt Helie 39 diefe Ans 
fiht, weil der Diebftahl ein Clement der früheren Ans 
Elage, eine accefforifche Thatfache, welche die Strafbar: 
feit der Toͤdtung (wegen der dann eintretenden Todes; 
ftrafe) erhöhte und weil zur Entſcheidung des Affifenhofes 
auch der Diebftahl gelangte, daher ald duch den Wahr: 
fpruch der Nichtfehuld als getilgt erfcheinend nicht wie: 
der verfolgt werden kann. Wenn dagegen ein Notar 
wegen verübter Faͤlſchung bei einer Steigerung als nicht: 
ſchuldig erflärt, und fpäter wegen der Im Gefege ale 
fteafbar erklärten perfönlichen Betheiligung bei der Ihm 
vom Gericht übertragenen Steigerung angeffagt und 
dies zugelaffen wurde ?), fo billigen wir diefe Ent: 
fheidung ebenfo als diejenige, welche den wegen betrüg- 
lichen Bankerutts Verfolgten und Losgefprochenen fpäter 
33) Dies ift die von Helie vertheidigte Anficht vol. II. p. 588. 
39) Arr&t vom 8. Nov. 1838. 

40) Helie III. p. 586. 

41) Arröt vom 28. Dec. 1816. 
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wegen einfachen Bankerutts (wegen unrichtiger Führung 
dee Bücher) anfchuldigt U); oder wenn Jemand der Ver: 
behlung von geftohlenen Sachen angeklagt und freige: 
fprochen wurde, fpäter angeflagt wird wegen der fpäter 
verübten Verhehlung anderer bei dem nämlichen Diebftahl 
geftohlener Sachen ??). 


—— 


41) Arret vom 7. Juin 1845, 
42) Mehrere Arröts in Hölie p. 580. 
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Die Strafrechtswiſſenſchaft 
und die Anforderungen 
an eine neue Strafgefebgebung 


Son 
Abegg. 


N 


(Zortfegung von Nr. VII. im zweiten Hefte.) ) 


Jn den fruͤheren Abhandlungen uͤber den in der Ueber⸗ 
ſchrift bezeichneten Gegenſtand war die Rede geweſen von 
den die beſondern Verbrechen betreffenden geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen, welche bei den veränderten Verhaͤltniſſen ges 
fordert würden, d. h. Insbefondere, welche bisher in den 
Strafgeſetzbuͤchern für Verbrechen erklärte Handlungen 
auch ferner als folhe und in der frühern Weife der rechts 
lichen Auffaffung, oder in einer nothwendig gerordenen 
Veränderung Hinfichtlih des Begriffs des Thatbeftandes 
und der unterzuftellenden Sälle beizubehalten, welche der; 
felben auszufcheiden wären: derfelben Betrachtung find die 
Strafen und Strafarten unterworfen worden. 
Als Grundlage für beides, welches nach der gefchichtlichen 
und politifchen Natur des pofitiven Rechts In einem ges 








*) wofelöft die Nr. VII aus Berfehen als Befhluß, Katt a“ 
8, guns von Nr. IL, im vorheraehenten Her re 
zeichnet 
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wiffen Grade wandelbar, den inflüffen der Zeit und 
Bolfsanficht und Bildung, und allen den hiebei zu beruͤck⸗ 
fichtigenden Elementen unterworfen ift, mußte das Un: 
mwandelbare und als Princip das Recht und die Ge: 
rechtigkeit feftgehalten werden. Dies ift näher aus: 
geführt und nachgeriefen worden, wenn gleich nach dem 
Mane der Unterfuchung mehr im Allgemeinen, und fo, 
daß die Anwendung auf eine befondere Gefeßgebung für 
ein beftimmes Land fich als eine nicht überall bis ins Ein: 
. jene ausgeführte Solgerung ergab. Es hat fich beftätigt, 
was auch fonft ausgefprochen worden, daß, gegenüber den 
oft ungemeffenen Korderungen einer durchgängigen Umge⸗ 
ftaltung des Strafaftes und einer gleihfam ganz von 
Neuem auf einer bisher nicht erfannten, oder fey es aus 
böfem Willen und Eigenfucht oder aus Irrthum verfann: 
ten Grundlage ihe Werk beginnenden Geſetzgebung mit 
überrafchenden Schöpfungen,, vielmehr das Meifte ale 
wohl berechtigt beizubehalten fey, wenn auch mit nothwen⸗ 
digen Veränderungen. In der That, es hieße Verzicht 
leiften auf die Wahrheit eines in der Geſchichte, auch 
dee Bildung und des Gedanfens Statt findenden 
Zufammenhanges der auf einander folgenden Perioden 
und ihrer Ergebniffe, des Fortſchritts, oder jene 
Wahrheit felbft Iäugnen und an ihre Stelle das dem 
Augenblick angehörige Werk des Zufalld und der Will: 
führe fegen, wollte man den reihen Gewinn, den Wiſ⸗ 
fenfhaft und Erfahrung zu Tage gefördert, für nichte 
achten, oder weil er in der Vergangenheit wurzelt, als 
der Gegenwart nicht angehdrig betrachten. Es bedarf 
doch wohl nicht immer der twiederholten Erklaͤrung, daß 
dieſe Wahrheit nicht nur mit der eigenthümlichen Berechti: 
gung und der richtig verftandenen Selbftftändigkeit der Ge⸗ 
_ ‚genwart völlig vereinbar , fondern auch allein im Stande 
fev, das Recht der letztern achdrig v hegrünten. - 
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Sür eine Kortfegung der Betrachtung hatte ich zu: 
nähft das VBerhältniß von Verbrechen und 
Strafe vorbehalten: ich Fnüpfe an das Vorausge⸗ 
ſchickte an, indem ich auf der früheren Grundlage die uͤbri⸗ 
gen Theile der Aufgabe zu löfen verfuche. 

Verbrechen und Strafe find bekanntlich eins 
ander entfprechende und mechfelfeltig vorausfegende (ſ. g. 
correlative) Begriffe: die Bezeichnung des erftern ale 
einer das Strafgefeß übertretenden oder fteafbaren Hands 
lung drückt dies gemeinverftändfih aus 1). Ohne die 
Eigenſchaft der Strafbarfeit ift die, felbft rechts⸗ und 
gefegwidrige, Handlung Fein Verbrechen, und wiederum 
nicht fteafbar, wo fie nicht Verbrechen wäre. Hierin 
liegt der Unterfchied und die Grenze von andern zu ahns 
denden oder fonft auszugleichenden Widerrechtlichfeiten 
und von Entgegenfegungen der Gubjectivität gegen das 
Dbjective In andern Gebieten, ald dem des Rechte. 
Jenen Sag der gegenfeitigen Bezeichnung der Begriffe 
von Verbrechen und Strafe, telche vielmehr nur vers 
fehiedene Seiten eines Begriffes find, Fann man gelten 
laffen, ohne hier in die Streitfrage einzugehen, ob überall 
ein ausdrüchliches Gefeg erforderlich ſey, welches gewiſſe 
Handlungen für Verbrechen (oder Vergehen) erfläre und 
diefelben mit Strafe bedrohe, ob eine ausdehnende 
und analoge Anwendung des Geſetzes oder fogar des 
anerkannten allgemeinen Rechtsgrundfages innerhalb einer 
beftimmten Strafgefeßgebung geftattet werden dürfe (f. g. 
Geſetzes- und Rechts-Analogie) ?). 


— — — — — 


1) Daher auch für die Anwendung ſich dies als praktiſche For⸗ 
derung ſo darſtellt: Kein Verbrechen ohne Strafe und keine 
Strafe ohne Berbrechen. 


2) Zür das gemeine Recht muß man, wie ich alauke, wach 
der Befchaffenheit feiner Quellen vad dem gene yllıını 
lichen Bildungsgange deffelben jene ragen bUnhen, WEL UA 
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Aber diefe beiden verbundenen oder in der Einheit 
enthaltenen Seiten, Verbrechen und Strafe, treten in der 
&rfcheinung, und der Zeit nach, eben fo wie in den Dr; 
ganen (menn man diefen Ausdruck hier brauchen darf), 
durch welche fie in die concrete Wirklichkeit gefeßt wer⸗ 
den, getrennt und jedes für fich hervor. Dee Geſetzes⸗ 
übertreter begeht das Verbrechen, welches fomit feinen 
Ausgangspunkt in der Subjectivität des für fih, gegen 
das Geſetz fich behauptenden , befondern Willens hat; der 
Staat, mittelft der Rechtspflege durch das Gericht, erfennt 
und verhängt, nach geführter, rechtlicher Unterfuchung, 
die Strafe und macht in der Vollziehung des Urtheils 
den objectiven, im Geſetze ausgefprochenen Willen gegen 
den moiderftrebenden fubjectiven geltend. Aber nur 
ſcheinbar find es, Ddiefee Trennung ungeachtet , ver; 
fhiedene heterogene Wirflichkeiten , die hier im Ur: 
theile mittelft des Schluffes aneinander gebracht und ver: 
bunden werden. Das dritte, in welchem fie gleich: 
artig gefeßt find, der Werth, wird nachher näher zu be: 


kann e6 ohne Befeht dadurch der möglichen richterlichen Will⸗ 
tühr ein zu weit gehendes bedenkliches Zugeſtändniß zu machen: 
hier ann die Regel nulla poena (und nullum crimen) 
sine lege nicht in dem befchräntten Sinn, daß grade dieſer 
Fall durch ein Strafgefeg vorgefehen fenn müfle, genommen 
werden, mie in den neuern Gefegbühern, insbefondere in 
den f. 9. conftitutionellen Staaten. Bei diefen machen rechts 
liche und politifhe Gründe es nothwendig, überall ausreis 
chende, aber auch durch das conftitutionelle Princip gebotene 
befchräntende Beſtimmungen aufzuftellen, und vollends wo 
ein Anklageverfahren mit Schwurgeriht Statt findet, wird 
ein ausdrüdliches Strafgefeg nicht entbehrt werden können, 
und ohne dieſes von einer ftrafrechtlichen Berfolgung im Zwei⸗ 
fel abzuftehen, und wo fie dennoch eintrat, die dann erfols 
gende Kreifprechung nicht zu mißbilligen ‚fern. Selbſt ohne 
foiche ihre Geltung behauptenden Sründe Bat man in nenern 
Geſetzgebungen dies anerkannt, obſchon nicht ohne einiges 
Schwanken hinfihtlih des Umfangs und der Grenzen, in 
welchen das Erfordernih eines austrüdtiigen Sreokarieert Its 
leben ſollte. 
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teachten feyn. Hier aber muß ſchon bemerkt werden, 
dag fie, wie im Begriff, fo auch in der Erfahrung und 
im gemeinen Bemwußtfeyn in ihrem mefentlichen Zuſam⸗ 
menhange erfannt, in ihrer Einheit empfunden werden. 
Es iſt die Aufgabe der Wiffenfchaft, diefe zu begreifen 
und in Ihrer Vernuͤnftigkeit aufzuzeigen, mo denn allers 
dings die fpeculative Auffaffung des folchergeftalt Getrenns 
ten, ald Einheit, nicht ohne Schwierigkeit iſt. In fo: 
fern dies, obſchon den Gebiet des Rechts angehörig, 
doch aber nur diefem als Wiſſenſchaft, alfo in einer wei: 
tern Bedeutung, kann man es bezeichnen ald das logl: 
ſche und beftimmter das dialeftifhe Moment des Begriffs 
und damit auf die Wiflenfchaft vermweifen, aus welcher 
die Begründung vorausgefegt oder entlehnt wird; aber 
wir wollen ung mit diefer Andeutung begnügen und nicht 
weiter, als hier unerläßlich Ift, in andre Gebiete eingehen. 
Wenn von einem Verhaͤltniß zwifchen Verbrechen 
und Strafe, und zwar als einem rechtlichen, die Rede iſt, 
fo find durch das richtige Verftändnig diefer Ausdrücke ſo⸗ 
fort eine Reihe von Kolgerungen aus dem Grundſatze der 
Gerechtigkeit gegeben, und andere damit unverein: 
bare ausgefchloflen,, die Hier nur kurz angedeutet zu wer⸗ 
den brauchen, da nicht deren Ausführung, fondern dies 
unfere Aufgabe Ift, zu zeigen, mas als laͤngſt erfannte 
Wahrheit auch ferner zu gelten oder jeßt wenigſtens zu 
der ihr nicht felten verfagten Geltung zu gelangen An: 
fpruch Hat. Es liegt in der Korderung der Berhältniß: 
mäßigfeit der Strafe zu dem Verbrechen, der Anges 
meflenheit der Gegenwirfung tolder die ſich geoffenbart 
habende Schuld , nicht nur Im Allgemeinen fo etwas von 
einem gewiſſen Maaße und einzuhaltender Grenze, mie es 
ſchon nach einem unbeftimmten Gefühle der Billigfeit bes 
dingt erfcheint, fondern die Anerfennung , daß die Steskt 
auf daB Begangene, ald Vergangenes , Ag weiaiyenieit, 
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alfo nicht ald Mittel zu einem zu erftrebenden Künftigen, 
was als Zweck gedacht iſt, 3. B. der Abſchreckung, Beſſe⸗ 
rung, Zuvorkommung, gebraucht werden dürfe, Es liegt 
darin ferner oder zugleih, daß — Indem das geforderte 
Verhaͤltniß nicht ein blos willführlih angenommenes, 
fondern ein durch die Sache gegebenes d. h. eben das 
Entfprechende feyn folle — dad Maaf der Strafe nur aus 
dee Schuld, wie fi diefe in der Handlung des Ueber: 
treterd zu erfennen gegeben hat, alfo aus dem Verbre⸗ 
chen in feiner befondern Erfcheinung entnommen werden 
folle. Nicht von Außen her, durch Ruͤckſichten, die der 
zu beurtheilenden Handlung fremd find, durch Umftände 
und Erwägungen, die außerhalb der Verantwortlichkeit 
des Schuldigen liegen, darf die Strafe beftimmt werden. 
Demzufolge find alle die Ausartungen einer ungerecht: 
fertigten Strenge ausgefchloffen, zu denen man früher 
von dem Princip der Abſchreckung — fey es der Außer: 
lichen mittelft Vollziehung harter und graufamer Strafen, 
ſey e8 der pſychologiſchen durch Androhung ſchwerer Ahndun: 
gen — gelangt war, und vor denen fi) felbft die Geſetz⸗ 
gebungen der neueften Zeit nicht ganz fern zu halten ver: 
mocht haben 8), obſchon ſolche den Grundfag der Ge: 
rechtigkeit — tie er fich denn mit innerer Nothwendig⸗ 
feit behauptet, — mehr auch ausdrücklich anerfennen ®), 
-die aber dennoch dem möglichen und nicht bei Seite zu 
feßenden Erfolg der an fich gerechten Strafe, daß fie unter 
anderm auch in der einen und andern Weife abfchreckend 
und abhaltend wirfe, oft einen weit größern Einfluß eins 
geräumt Haben, als auf Grundlage der nirgends und am 
‚menigften durch die Rechtögefeßgebung zu verlegenden Ge: 


3) Mittermaier, Die Strafrechtögefeßgebung in nee Forts 
bildung. Erfter Beitrag. Heidelberg 1841. ©. 7 


4 ©. die erfte Abtheilung der gegenwärtigen udluns 
BGe 3 fg . 


N‘ 
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vechtigkeit geftattet iſt .). Und diefen Vorwurf müflen wir 


auch vielfach der Rechtsanwendung machen , die entweder 


dem ſchon zum Uebermaaß in der Gefeßgebung fich ber 
hauptenden Abfchreefungsprincip mehrmals einen verftärften 
Einfluß bei der Bemeffung der Strafbarfeit nach einem nur 
theilweife beftimmten Strafgefeße gab, oder vollends, gegen 
den in der Geſetzgebung ausgefprochenen Grundſatz der Ge⸗ 
vechtigfeit, einem andern nach einer beliebigen Theorie, 
3: B. bei der Abfchrefung, Raum ließ. Dies ift oft ges 
nug gerügt worden, und es bedarf bier Feiner weitern 
Ausführung, daß der Richter, der nach den Gefegen 
Recht fprechen foll, nicht ermächtigt fey, feine mög: 
licherweife abweichende Theorie denfelben unterzufegen. 
Es find aber nicht minder ausgefchloffen die willkuͤhrlich 
erfundenen Milderungsgründe, die in der früher gemei⸗ 
nen Prarid, und darnach in Lehrbüchern, zum Theil auch 
in Gefeßgebungen Eingang gefunden haben, wobei übrigens 
in Betreff einiger die theilweiſe Berechtigung nicht ver: 
fannt werben foll, welche fie bei dem damaligen Zuftande 
der Strafgefeßgebung haben mochten 9. Die Gerechtigs 
feit kann aber nur folche gelten laffen, die in der Ber 
ihaffenhelt der zu beurtheilenden Handlung, oder der Hier 
nicht zu trennenden Individualität — der die Handlung 
angehört, ihren Grund haben?). Erhöhung oder Herab- 
feßung der Strafe bei der Zumeffung innerhalb der duch 
das Gefeg (als f. g. relativ beftimmtes, oder velatio uns 
beftimmtes) aufgeftellten rennen — forvie Schärfung 


5) Meine Strafrechtötheorien ıc. ©. 55 fg. 170 fg. 


6) Nämlich bei deren offenbar hervortretendem Mißverhältniſſe 
zu den gerechten Anforderungen der Zeit, welche fich dann 
durch ein, wenn gleich nicht Überall formell rechtmäßiges Ors 
gan, nach dem Gefege einer Innern Nothwendigkeit Geltung 
zu verfchaffen firebten. 


7) Meine Abhandlung in Mefem Araioe But KIN SEN. 


— 
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und Milderung im engern und technifhen Sinn, wodurd 
über oder unter das gefeglih angegebene Maaß (es fen 
daß bei dem f. g. abfolut oder dem velativ beftimmten 
Strafgeſetze) gegangen wird, muͤſſen nach dem Grundſatze 
der Gerechtigkeit erfolgen — und nur nach die: 
fem, welcher, mie ich früher nachzumelfen gefucht Habe, 
auch die übrigen in dem Verbrechen und der Strafe ent: 
haltenen und einander entfprechenden Momente, nach der 
Seite wo fie eine Berechtigung haben, zu Ihrer Geltung 
gelangen läßt, aber eben hierin Ihnen auch die Schranke 
fegt, über welche hinaus fie fih nur auf Koften der 
Gerechtigkeit würden behaupten koͤnnen ®). 


Die Aufgabe der Geſetzgebung ift hier, mir müffen 
es einräumen, eine ſchwierige, aber doch nicht unerreich: 
bare. Das jedenfalls vermögen wir nicht zuzugeben, daß 
fie unmöglich fey, weil überhaupt die Gerechtigkeit ein 
Unerreichbares fey. Wäre dem fo, wie man mit Beru: 
fung auf die Mangelhaftigfeit menfchlicher Erfenntnig, 
auf die unlaugbare Schwäche und auf manchfache Hinder: 
niffe fo oft behauptet hat, hie und da nicht etwa nach 
vergeblich gemachten Verſuchen, fondern um fofort für 
die Unterlaffung derfelben und für die Verfolgung ande: 
rer Tendenzen eine Entfchuldigung bei der Hand zu haben, 
fo würde dennoch daraus nicht folgen, daß nichts Anderes 
übrig bleibe, als fih nur ohne Weiteres irgend einer Will: 
führ, oder einer die Stelle des Princips vertretenden 
Marime unterzuordnen. Wohl, wir wiflen es, daß alles 
Menfchenwerf unvollfommen ift, daß eine abfolute Ge: 
vechtigfeit Hienieden nicht malten Fann, menigftens nicht 
ſo weit Menfchen und irdiſche Richter deren bewußte Or⸗ 
gane feyn follen, wir verwechſeln nicht die göttliche und die 


8) Otrafcechtstheorien x. &. 87 fe. 
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menfchliche Gerechtigkeit 9); wir haben es fonft ſchon aus: 
gefprochen, daß die Strafgefeggebung und Rechtöpflege, 
auch um nur in ihrem verhältnigmäßig befchränften Ges 
biete ihre Aufgabe zu löfen, in dem mwefentlichen Zufammens 
hange mit andern fittlichen Potenzen des Staats: und 
Volks» Lebens erfaßt werden müffe 1%), wir haben uns 
ſtets im befondern gegen die der Natur der Sache entfpres 
chende Trennung des Verbundenen und die völlige Los⸗ 
veißung des Rechts von den übrigen Elementen der Geſit⸗ 
tung, gegen die verfehrte Anficht erklärt, den Menfchen nur 
nah der juriftifchen Seite aufzufaflen, da er als Han⸗ 
delnder — immer ald ein ganzes In fich felbft eines, 
wenn auch nicht überall einiges, Weſen zu würdigen 
ft 11) — aber folgt aus allem diefem, wodurd wir 
allerdings die Aufgabe, deren ganze Tiefe und Würdigfeit 
vorliegt, als eine ſchwierige — ja wenn man will, in 
ihrer Vollftandigfeit nicht zu loͤſende darftellen, folgt 
hieraus, fragen wir, — daß nicht mindeftens geftrebt 
werden müfle, dem Ideal fo nahe zu fommen, als es 
überhaupt und unter den gegebenen Berhäftniffen möglich 
ift? Dürfen wir aus jenen Gründen auf Gerechtigkeit Vers 
zicht leiften und etwas Anderes ftatt derfelben erftreben? 
Und waͤre es der f.g. Nuten, kann diefer wahrhaft bes 
ftehen [ohne oder gegen die Gerechtigkeit ? 2) 


— — — — mm 


9) Roßhiürt macht in feinen „zwei Abhandlungen“ den Vor⸗ 
wurf, „die Gerechtigkeit zu umarmen, gleichviel ob 
göttliche oder menſchliche.“ Da, wo er es thut, iſt dies 
ungegründet, — in einem andern Sinn mil ich dies als 
ein Zeugniß gelten laſſen, deflen ich mich nicht zu ſchäͤ⸗ 
men habe. 

10) een S. 60 fg. Lehrbuch des Sriminals Pros 
zeſſes 6. 

11) Lehrbuch der Strafrechtswiſſenſchaft $. 80. 

12) Mol. Cicero de offc. U, 3. und III, 21. und meine Ab⸗ 
handlung in den Erlanger Zahrbücern der MAR. Wxeoxve 
BB. Al, Heft, ©. 121 fo. 

Ardio b. Er, N. 1850, IV. &t. | Od 
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Findet aber darüber ein Einverftändnig Statt, daß 
der Forderung der Gerechtigkeit, mie diefe überhaupt nur 
annaͤherungsweiſe erreicht werden Fann, auf gegebenen 
Vorausfegungen, gefchichtlihen und politifhen Bedingun: 
gen entfprochen werden foll, fo ift damit ein Ausgangs: 
punft für die weiten Folgerungen aus den Vorderfäten 
gewonnen, ohne welchen man fich entweder in abftracte 
Beftimmungen verlieren oder zu dem unhaltbaren Ergeb⸗ 
niffe ein für allemal fertiger, angeblich für alle Zeiten 
und alle Völker geltender Vorfchriften gelangen, in beiden 
Faͤllen aber die wahrhafte Befchaffenheit und die Hierauf 
beruhende Berechtigung des Eoncreten und Wirflichen ver: 
fennen würde. Diefe Wirklichkeit ift zunächft in der Er⸗ 
fheinung Manchfaltigkeit, Werfchiedenheit in Voraus⸗ 
feßungen und Folgen, alfo überhaupt in Berhäftniffen — 
es ift dies die Natur des Gefchichtlichen und Pofitiven. 
Allein fie ift auch in ihrem Begriffe Einheit, und auf diefe, 
auf den innewohnenden Gedanken, der fich hier ein Dafeyn 
"giebt, muß der Reichthum der Erſcheinungen zuruͤckge⸗ 
führt werden. Als folchen Gedanken bezeichnen wir das 
Gerechte, das Maaß, das Gleiche, welches zufolge eines 
nothtwendigen Geſetzes ſich herzuftellen fucht. Wo dies 
nicht unmittelbar gefchieht, mo vielmehr, wie bei den 
entgegengefeßten, ftörenden, verbrecherifchen Handlungen 
das Gegentheil, der Bruch in der Erfheinung, 
und ald nur ſchein bare Wirklichkeit tritt, da muß, 
weil diefe denn doch ein Außeres Dafeyn hat, die 
Wiederherftellung des Gleichgewichts und des Rechten auf 
eine vermittelte Welfe durch die bermußte Geltendmachung 
des im Gefege ſich ausdrückenden vernünftigen Willens 
erfolgen. Es liegt der gegenwärtigen Betrachtung fer: 
ner, wie hiezu und bis ein Volf zu diefem Standpunfte 
des Rechtsbewußtſeyns und der Anerkennung diefes Theile 
feiner Aufgabe gelangt, bie es die dadurch bedingten 
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organifchen Anftalten fchafft, mittelft welcher das Gerechte 
eine Geftalt gewinnt, .fchon vorher ein Webergang Statt 
findet, indem das Nothmwendige fih in den unmittelbar 
natürlichen Formen des Gefühle, der Sitte, der Ge 
wohnheit befundet und bethätigt 3). Diefer Standpunft 
ift der untergeordnete gegenüber dem, wo in. dem Staate 
ale dem bewußten Reiche der Gefittung ſich Die Idee des 
Rechts in der entfprechenden. Form zur Geltung bringt, 
two denn die Gefeßgebung , die Wiffenfchaft und die An: 
wendung, jede nach ihrem mefentlichen Inhalte und ihrer 
Beftimmung, ſich betheiligen. Es ift auch wohl fonft aner: 
Fannt worden, daß, da nun einmal Störungen des Rechte 
und der Ordnung nicht vermieden, nicht unmöglich gemacht 
werden Fönnen , die dadurch geforderte nothwendige Wies 
derholung des Rechts und der Ordnung, wie fie durch die 
Gerechtigfeitspflege in den verfchiedenen Gebieten des buͤr⸗ 
gerlichen und des Straf: Rechts bezweckt wird, ein Fort⸗ 
fohritt und ein hoͤherer Standpunft ſey, indem ſich das 
durch die Herrlichkeit des nur in diefem, nicht auch in 
jenem Sinn unverleglihen Rechts offenbart. Wohl ift 
es beffer, wenn das Unrecht nicht gefchieht, menn das 
Kecht unmittelbar, und nicht erſt mittelft des Durchs 
ganges durch das erft aufzuhebende Unrecht, die Vers 
legung des Rechts feine Geltung und Nothmwendigfeit bes 
hauptet 22); und man muß den größten Werth darauf 
legen, daß durch Sitte und Bildung, das Werf der Er⸗ 
ziehung und des Unterrichts, Durch Erweckung einer die 

Gerechtigkeit liebenden Sefinnung — und was damit In 
Verbindung ſteht — dem möglichen Unrecht begegnet 
werde. Es bedarf nicht der Bemerkung, die man, um 
Mipverftändniffen entgegenzutreten, Hier fonft zu machen 


13) Gtrafrechtstheorteen S. 8 fg. 20 fo. 
16) Lehrbuch der Strafrechtswiſſenſchaft $. 5 2 
0 
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Veranlaffung finden kann, dag dadurch nicht die fie ſich 
in ihrer tiefen Bedeutung anzuerfennenden Reiche der Res 
ligion, der Eittlichfeit, der Moral, zu bloßen Mitteln 
für einen andern Zweck, zu dienftbaren Werkzeugen fire Die 
Rechts : Drdnung, gleichfam im Einne polizeilicher Maaß⸗ 
regeln herabgefegt werden follten. Allein fo wie diefe uns 
laͤugbar auch jene heilfame Frucht bringen und der Staat, 
unbefchadet der ihm obliegenden Pflicht, fie um ihrer ſelbſt 
willen, und wegen des begründeten Anſpruchs, den fie 
in und an ihn haben, fie zu fördern und Ihnen eine freie 
Entwiclung zu gemähren, doch auch auf diefe für Ihn 
vortheilhaften Wirkungen rechnen darf und muß, fo wied 
doch, tie gefagt,, feine Berechtigung , feine Pflicht immer 
beftehen bleiben , felbftftändig gegen den geoffenbarten Wis 
derfpruch das Recht in feiner Heiligkeit zu erhalten und wo 
es nöthig ift, durch Unterordnung des uber das Gefeg 
fih hinwegſetzenden befondern Willens, unter daſ⸗ 
felbe die unbedingte Geltung des Geſetzes zu behaupten. 

Wie vermöchte aber, wenn man von der Erfennt- 
niß diefer Nothwendigkeit durchdrungen ift, fich die Mei: 
nung einer nur um eined Außern Zweckes willen zu bes 
wirkenden Ahndung des Verbrechens dem Grundfage der 
Gerechtigfeit an die Seite, oder vollends entgegen zu ftellen, 
der da gebietet, daß nicht blos der Gefahr begegnet oder 
äuvorgefommen, der Schade und Nachtheil durch eine 
irgendwie zu erzwingende Vergütung aufgehoben, fondern 
dag das Recht, und zwar vor Allem ohne Nebenrückficht 
verwirklicht werde? 

Wir fommen hiemit auf das bereits im Anfange dies 
fee Abhandlung Gefagte zurück 1°); aber es ift nicht eine 
bloße Wiederholung, fondern nothwendig, um daran die 
weitere Entwicklung über das Verhältnig der Strafe zu 


15) a. a. O. S. 50 fg. 
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dem Verbrechen zu knuͤpfen, und um insbeſondre zu zeigen, 
daß auch hier durch die Beſtrebungen der Wiſſenſchaft und 
durch die vernuͤnftige Betrachtung des Gegenſtandes Er⸗ 
gebniſſe gewonnen worden ſind, welche, von allen politi⸗ 
ſchen Veränderungen, die auf die hevorſtehenden neuen 
Strafgefeßgebungen Einfluß haben koͤnnen, von allen An⸗ 
forderungen, die man an diefe nach der Berfchledenneit 
der Standpunfte zu ftellen geneigt feyn möge, unabhäns 
gig, nicht minder Anſpruch haben, ald Wahrheiten aner- 
fannt zu werden, role die Wahrheiten in andern Gebieten 
des Willens und der Erfahrung, die nicht deshalb aufges 
hört Haben folche zu feyn, weil wir in ein neues Stadium 
der politifchen Entwicklung und durch diefe bedingten Ein: 
richtungen getreten find. Es ift Pflicht, auch bei diefer Ge⸗ 
legenheit und da, wo es fi um eine neue Geſetzgebung 
handelt, gegen die verkehrte Anficht zu marnen, nad 
welcher, weil die frühere Zeit oder auch die Gegenwart den 
wirklichen oder vermeintlich berechtigten Anfprüchen nichk, 
oder nicht durchgängig mit Ihren Ergebniffen entfpre: 
hen, ein vollftändigeer Bruch erfolgen und Alles von 
Neuem begonnen werden müfle: eine Verkennung des, 
nur zum Theil mit der aͤußerlichen gefchichtlichen Entwick⸗ 
lung aufammenfallenden innern Zufammenhangs, der 
ohnehin durch das bloße Läugnen fo wenig befeitigt, ale 
duch die Willführ eines augenblichlihen Bruches (der 
nah der Natur der Sache nur vorübergehend ſeyn 
fann, und fih, wo er gefchichtlih vorgefommen, nur 
ale ein ohnmächtiger Verſuch erzeigen mußte) mit Erfolg 
geldfet werden Fann. Was daran richtig iſt, wird fi 
darauf zurückführen laſſen, nicht daß jede Zeit Ihre eigne 
Wahrheit Habe und fonach die Wahrheit mit fich felbft in 
MWiderfpruch fenn koͤnne, fondern, theild dag die Anwen: 
dung der Wohrheit, und was uns hier näher liegt, die: 
fer als Gerechtigkeit, indem fie unter gegebenen Vers 
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häftniffen und auf beftimmten anzuerfennenden Voraus⸗ 
fegungen erfolgt, nothwendige Modificationen bedinge, 
theils daß eben früher und bisher die Wahrheit, oder die 
aus diefer einen hervorgebenden Wahrheiten entweder 
nicht überall zum Bewußtſeyn und zur Anerfennung ge: 
langt , oder menigftens bei obmaltenden Hemmungen 
nicht vollftändig zur Geltung gebracht worden feyen; Die 
Aufgabe ift dann, das wirklich Berechtigte zu erfennen, 
es mit Schonung ded Beftehenden, fo meit folche geboten 
ife, im fein Recht einzufegen und die Weile eines zum 
Ziele führenden entfprechenden Ueberganges ausfindig 
au machen. 

Es iſt oben unter anderm auch der Schtwierigfeiten ge: 
dacht worden, welche, und nicht blos Hier, In der Außer: 
fichen Auffaſſung der Volfsvertretung und der Thellnahme 
an der Gefeßgebung liegen, wonach es in der That den 
Anfchein gewinnen Fönnte, als fey das Recht nur im 
Geſetze, und diefes das Werk der Willführ, der oft zus 
fälligen Majoritäten, eines Aggregate von Einzeln⸗Wil⸗ 
len, deren Zufammenzählung zwar einen überwiegenden 
gemeinfamen Willen bildet, aber für ſich nicht die 
Gewähr der Uebereinftimmung mit dem vernünftigen 
allgemeinen Willen enthält, der ſich, auch von- diefer 
Form des Zuftandefommens abgefehen, als wahrhafte 
Volksuͤberzeugung, als Rechtsbewußtſeyn der Nation bes 
thätigen fol. Und unbezweifelt befteht neben der für 
unfre Zeit und Verhältniffe nicht zu laͤugnenden Berechtis 
gung jener, möglicherweife mangelhaften Form, — 
die als folhe und in dem Inhalt, den fie zu fchaffen 
‚vermeint, oder fih für berufen erachtet, der Zufäfligs 
feit ausgefett iſt — zugleich die unabweisbare Forderung, 
daß das Vernünftige, Gerechte, zur Geltung Fomme. 
Wir Haben bemerft, daß mir ein über diefer Form, über 
dem Sonderwillen ſtehendes Höheres, Allgemeines erfennen, 
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und dag man hoffen dürfe, e8 werde diefes, mit der Noths - 
wendigfeit feiner Geltung, auch der Mittel und Wege zu 
folcher zu gelangen, nicht entbehren, wenn auch das güns 
ftige Ergebniß oft langer Zeit bedarf, bis es In die Wirks 
fichfeit tritt, und die Ungeduld fi) um fo ſchwerer mit dem 
Gedanken einer abzumartenden Reife verföhnt, je wohl⸗ 
gemeinter fie bei Vielen feyn mag, die fich, durch Verwechs⸗ 
fung der individuellen Meinung mit der Wahrheit, im 
Beſitz dieſer legten und zur unmittelbaren Geltend⸗ 
machung derſelben berufen glauben, wo ſich dann nicht 
ſelten noch die bedenkliche Anſicht bethätigt, daß die hier 
zu dringenden Opfer gegen den erftrebten Vortheil nicht 
in Anfchlag kommen dürften. Die Gefchichte follte Hier 
ein warnendes Beiſpiel ſeyn. 

Nunmehr koͤnnen wir als erwieſen feſthalten, daß 
die Beſtimmung eines richtigen Verhaͤltniſſes von Verbre⸗ 
chen und Strafe eine gerechte Forderung, daß dieſe Ver⸗ 
bältnigmäßigfeit die Gerechtigkeit derſelben ſey, 
fo weit fie dag Maaß und den Grad betrifft, denn als 
Grundlage ift fie bereits anerkannt. Es iſt jetzt auch 
nicht mehr ein Mißverftändnig zu beforgen , zu welchem 
die Doppelte Bedeutung der Worte „Verhaͤltniß, Verhaͤlt⸗ 
nißmaͤßigkeit, verhaͤltnißmaͤßig“ leicht Anlaß geben Fönnte, 
Denn indem man darunter auch und vornehmlich etwas 
Beziehungsweiſes oder Relatives verfteht, fo. 
würde dies etwa dahin führen, ein Ohngefähres, 
was fih im Maaß ausdrüct, für die Ahndung auszu⸗ 
mitten. Allein, bier ift etwas Anderes zu verftehen. 
Wir nehmen das Wort in der logifchen Bedeutung, als die 
Vermittlung zwifchen den beiden mit einander zu verglels 
chenden Größen oder Eriftenzen, dem Verbrechen und der 
Strafe, oder beftimmter, der Berfehuldung und der durch 
diefelbe Hervorgerufenen Gegenwirkung. Letztere, um der 
erſtern zu entfprechen und gerecht zu ſeyn, ſoll in demſelben 
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Grade erfolgen, als fie durch die verbrecheriſche Handlung 
feloft bedingt und gefordert iſt; ein Mehr oder Weniger 
würde der Gerechtigkeit und Gleichheit widerfprechen; der 
Schuldige foll behandelt werden, wie, und erfahren, was 
ee verdient hat. Dies ift allein das richtige Verhaͤlt⸗ 
niß oder das Entfprechende zwifchen den beiden in noth⸗ 
wendiger gegenfeitiger Beziehung ftehenden Seiten eines 
Begriffs, wie folches oben nachzumelfen gefucht worden 
if. Zu allen Zeiten hat unbefangene Würdigung und fpes 
eulative Betrachung unbeiert durch die Rückfichten des 
blos veflectivenden Berftandes jenen Grundfag und die 
daraus abgeleitete Forderung anerfannt ;- fo fpricht auch 
die heilige Schrift alten und neuen Teftaments überall 
davon, daß die Gerechtigkeit gebiete, Jeder folle empfans 
gen, was feine Thaten werth feyen, und mit dem Maaße 
ihm gemefien werden, deſſen er felbft fich bedient Habe 6). 
Hier mag man mit mehr Grund erinnern, es fey die 
Rede von göttlicher Gerechtigkeit und Bergeltung. 
Allerdings; allein wenn diefe zu handhaben für den Men. 
ſchen eben fo unmöglich al8 vermeflen wäre, fo dürfen wir 
doch in der Unmöglichkeit vollftändiger Ausführung 
des Grundſatzes nicht eine Berechtigung finden, bie 
Wahrheit des Grundſatzes zu läugnen und mit 
Aufgebung deffelben einen andern beliebig an die Stelle zu 
fegen, der doch nicht durch die Verzichtleiftung auf die, 
wie fehon oben bemerkt, unerreichbare Höchfte Gerech⸗ 
tigfeit die Eigenſchaft erhaͤlt, felbft gerecht und vernünfs 
tig zu feyn. Oder fol, weil die Gerechtigkeit in jenem 
Sinne hienieden nicht wahrhaft Statt finden Fann, weil 


16) Eprüde Sal. 24. 8.12. Pſalm 28. V. 4. u. 62. 8.13. 
Jerem. 7. 8. 10. 1 Samuel 26. 8. 23. 1 Gorintb. 
. 8. Pie 2 Corinth. 5. 8. 10. Matth. 6. 8. 97. u. 25. 

© B. 31 7 Offenb. Joh. 22. 8.12. Rom. 2. V. 6. Sirach 


an eine neue Strafgeſetzgebung. 59 


alles Irdiſche mangelhaft und unvollfommen ift, uͤbe⸗ 
haupt Recht und Gerechtigkeit nicht eine Aufgabe und 
Beftimmung und das Streben nach derfelben nicht. eine Pflicht 
des Staats, der Völker und der Einzelnen feyn? Darf 
man fich bei der Einficht in die Unvollfommenheit menſch⸗ 
licher Einrichtungen beſtimmt glauben, das Mangelhafte, 
wie e8 einmal ift, zu belaffen, ohme zu verfuchen, ihm 
möglichft abzuhelfen ? Sollte man auf den Fortſchritt, von 
dem in allen Gebieten die Geſchichte Zeugnig giebt, Ver⸗ 
zicht leiften, weil er, felbft in der möglichften Ausdehnung, 
niemal® zum Ziele führen würde ? Das haben meines 
Willens felbft diejenigen, die von andern Vorderfägen, als 
den hier entwichelten, ausgehen, nicht behauptet, und 
vor Allen find es die f. g. Männer des Kortfchrittg, 
welche, indem fie überall von nothwendigen Verbeſſerun⸗ 
gen fprechen, und für ſolche, — mir müffen es annehe 
men, — in ehrenwerther Gefinnung ihre Stimme erheben, 
entweder von andern Ausgangspunften zu demfelben Ergebe 
niffe gelangen (möge e8 auch hier und da anderd bezeichnet 
und verftanden werden), oder wider ihren Willen genöthigt- 
find, — ich will nicht fagen, die von Ihnen befteittenen 
Borderfäte anzuerfennen,, aber die Folgerungen derfelben 
gelten zu laffen. Gewiß würde man e8 für einen uner 
träglihen Hohn halten, wenn man die unter einer aner- 
kannt mangelhaften Einrichtung, der abgeholfen werden 
Fönnte, Leidenden darauf verwelfen wollte, das müffe nun 
einmal getragen werden, aber einft und jenfeits werde eb 
befier feyn und Alles ausgeglichen werden — dies if 
eine Wahrheit, die unbeftreitbar iſt, aber einem andern 
Gebiete angehört: fie enthält eine Aufforderung zur Er⸗ 
gebung und einen diefe möglich machenden und rechtfertir 
genden Troft, den fi Fein Religiösgefinnter nehmen laſt 
fen wird, wie Ihn Keiner entbehren fann, — aber fie 
darf nicht für den Staat und für die, welche deflen Yw 
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telligenz darftellen,, als eine Entfchuldigung dafür - ange: 
führt werden, daß man es unterlafle, die Gerechtig⸗ 
tigkeit und das Vernünftige fo viel ald nur immer mögs 
ich iſt zu erftreben und zu verwirklichen. Eben fo gewiß 
muͤſſen Die, welche vollends für ſich auf diefen Troft und 
was ihm zu Grunde liegt nicht bauen koͤnnen, und die 
ibn auch für Andere nicht gelten laſſen, eine unabhängige 
Volltommenheit des Irdiſchen annehmen, mindeftens diefe 
zu erreichen fuchen, wenn nicht auf alle Harmonie verzich⸗ 
tet werden, und nur die Macht des Augenblicks, der Zu: 
fall und die Willkuͤhr herrſchen follen. 

Aber wie ift nun im Sinne der Gerechtigkeit ein rich: 
tiges Verhaͤltniß von Verbrechen und Strafe aufzuftellen ? 

Indem ich verfuche hierüber meine Anfichten vorzus 
Segen und zu begründen, fowie was blöher als Ergebniß 
der Rechtsbildung angenommen worden, fo weit es zu 
gelten berechtigt iſt, zu vertheldigen, bedarf es nicht der 
Erinnerung, daß wir nicht das Werf ganz von Neuem zu 
beginnen, fondern auf einer gegebenen Grundlage fortzuar: 
Seiten haben. Freilich wollen diefee Manche jede Be 
rechtigung für die Gegenwart abfprechen; aber es iſt hier 
nicht nochmals jene unhiftorifche und der Sache wider: 
fprechende Meinung zurüchzumeifen, fo wenig wie es 
Beduͤrfniß ift, wiederholt auszuführen, daß das Aner⸗ 
kennen eines gefchichtlichen Zufammenhangs der Gegenwart 
mit dee Vergangenheit nicht ausfchließe, dem Neuern, 
Berechtigten, der veränderten Geftalt der Geſetzgebung für 
die Zufunft, deren Keim bie Jetztzeit birgt und pflegt, Die 
vollfiändige Anerkennung zu gewähren. 

Wir Haben zunächft die allgemeinen Srundfäge auf: 
aufuchen, die fich für die Geſetzgebung, wie für die An- 
wendung im befondern Kalle wirffam erzeigen müffen. 

Was im Staate und in der bürgerlichen Geſellſchaft 
ſtrafwuͤrdig iſt und danach für ftrafbar erflärt wird, läßt 
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fi, obſchon es in einem gewiſſen Sinn delicta juris na- 
turalis, natura turpia, giebt, doch nur pofitio und auf 
gefchichtlihem Wege beftimmen, mie died auch von der 
Abgrenzung des eigentlichen Gebietes des criminellen Uns 
rechts gegen das auf anderm Wege auszugleichende Uns 
recht einerſeits, und gegen fonftige wenigſtens nicht durch 
die Mechtspflege zu rügende Verfehlungen andrerfeits 
gilt I). Der Zufammenhang der Bildung des Strafs 
vechts mit der Sittengefchichte eines Volks, mit der politi: 
fhen Berfaffung deſſelben, tritt hier recht augenfcheinlich 
hervor. Allerdings muß die Strafgefeßgebung,, da fie nie: 
gends der Ausdrucd der Willkuͤhr einer verwerflichen Ge: 
walt und das Mittel für Tendenzen, die dem Rechte fremd 
find, feyn darf — (eine Wahrheit, die fange genug vers 
Fannt worden war,) dem Gelfte der Zeit und des Volkes 
entfprechen, und es ergeht an den Gefegeber die Forde⸗ 
rung, dieſe zu würdigen und nicht zu verleiten. So 
hat jede Periode ihre, noch durch den Einfluß der hiebei in 
Betracht Fommenden gegebenen Vorausfegungen beftimmte 
Anfchauung in Betreff des Strafbaren, und ſowie in einer 
gewiffen Zeit, da oder dort, gerade gewiſſe verbrecherifche 
Handlungen vorherrſchen, fo finden wir auch fehe verſchie⸗ 
dene Anfichten bei verfchiedenen Bölfern und zu verfchiedes 
nen Zeiten, wonach etwas bald mehr, bald weniger, bald 
gar nicht ftrafbar erfcheint. Als Beifpiel möge das aus 
der patria potestas des alten römifchen Rechts abgeleitete 
jus oceidendi, exponendi, vendendi etc. liberos, im 
Segenfat zu der fpätern Geſetzgebung dienen, welche derglei⸗ 
chen Befugniffe erft befchränft, dann ganz aufhebt, und 
diefe Tödtung nicht nur überhaupt für ftrafbar, fondern 
für ein vor andern durch Schwere ausgezeichnetes Ber: 


19) ©. diefer Abhandlung zweiten Theil a. a. D. ©. 187 fe. 
Mein Lehrbuch der Strafrechtswiſſenſchaft F. 63 — 68. 
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brechen erklärt 1%. Wir Haben jedoch bereits bemerkt, 
daß auch, wo die pofitiven Beftimmungen vorherefchend 
find, wenn fie nur jene Grundlage nicht verkennen, auf 
welcher eine volksthuͤmliche Gefeggebung beruht, im Garn: 
zen unter gebildeten, insbefondre ftammverwandten oder 
In nahem Verkehr ftehenden Voͤlkern eine erhebliche Ber: 
fchiedenheit weder hinfichtlich der als Verbrechen verpönten 
Handlungen, noch der Strafen Statt finden, und daß diefe 
Verfchiedenheit wie die Webereinftimmung einen tieferen 
Grund habe, als die Willführ und die Zufälligkeit, 
deren Einfluß bei der Geſetzgebung, befonders der neueren 
Zelt, nicht in Abrede geftellt werden Fann, ja bie zu einem 
gewiſſen Grade eine unvermeidliche Nothmendigkeit iſt. 

Eine andre Aufgabe, die mit der vorigen in Verbin: 
dung fteht, für die auf Grundlage deffen, was wir den 
gefchichtlichen Charakter des Mechts rennen, daffelbe mie 
für jene gilt, und die, fo meit entweder erft Gebrauch, 
Volksſitte und Gewohnheit, oder fpäter die Gefeßgebung, 
durch folche beftimmt, bier ſich äußern, mit jener unmittel: 
bar vollzogen wird, ift die der Abftufung der verfchiedenen 
Verbrechendgattungen und Arten unter einander. In for 
feen diefelbe nach ihrer praftifhen Richtung ſich vorzuge: 
weife in der Strafe und Beftrafung,, in der Art und Größe 
der auf jene gefeßten Ahndungen Außert, gehört fie zu: 
gleich der andern Seite der Betrachtung an — auf deren 
inneren Zufammenhang oben hingemwiefen worden iſt. Denn 
es Ift Dabei vorausgefegt, daß auch über die Abftufungen der 
Strafe, deren einzelne Arten als befondre Strafübel an: 
fänglihd auf Herfommen beruhen und nachher, wenn die 


18) Mein angef. Lehrbuch $. 220. 242. 247. 327. Mein Com- 
ment. de antiquiss. Romanor. jure crim, $.33 sq. und 
6. 36. Not. 116. und meine Hnterfuchungen aus dem Gebiete 
der Strafrechtswiſſenſchaft &. 209 fg. 210fg. Nein, das 
rim. Crim. R. S. 439 fg. u 
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Sefeßgebung eintritt, beftätigt, meiſt eingefchränft, ſel⸗ 
ten erweitert und faft niemals willkuͤhrlich erfunden find 9), 
ſich eine gewiſſe Anficht Im Volke gebildet habe, die bei 
weiterer Bildung auf ihren berechtigten Inhalt durch die 
Geſetzgebung zurückgeführt wird, welche, während fie im 
Allgemeinen diefer gegebenen Grundlage fich anfchließt 
und auf ihre fortbauend ihre Arbeit unternimmt, doch 
auch nothwendig diefelde, wo fie mangelhaft iſt, läutern, 
two fie unrichtig iſt, zuruͤckweiſen, überhaupt auf fie auch 
erhebend einwirken und fich keineswegs ihr unbedingt 
unterordnen fol. Man mird hierin nicht einen Widers 
fpruch gegen das früher Gefagte über Beruf der Geſetz⸗ 
gebung und deren VBerhältnig zu dem Stoffe finden, den 
fie nicht beliebig fehaffen Fanu und foll, wenn man ſich nur 
vergegentwärtigt, daß die Wahrheit, welche als zeitgemäße 
erfannt und durch die Gefeggebung ausgefprochen werden 
foll, noch in andern Formen vorhanden ift und fich äußert, 
als in der Volksmeinung, befonders auf dem jetzigen Bil⸗ 
dungsftande. . Legt man mit vollem Rechte der Volksmei⸗ 
nung ein großes, ja entfcheldendes Gewicht bei, fo wird 
man einräumen müffen, daß nicht Alles, was als folche 
erfcheint oder dafür audgegeben wird, die wahrhafte 
Volfsmelnung und öffentliche Stimmung fey, und daß 
e8 grade hier darauf anfomme, zu unterfcheiden, wo die 
Grenze zwifchen dem Wahren, dem Berechtigten und dem, 
Entgegengefegten liege. — Es iſt bekannt, daß auch jene: 
Volksmeinung eine ivrige, ivregeleitete, durch Unkenntniß 
und Vorurtheile beftimmte feyn koͤnne, und daß der Kreis 
Derer, die ald ein anzuerfennendes, zum Ausdruck einer 
wahrhaften Anficht berechtigtes Organ zu betrachten find, 
für manche Gegenftände in der That enger gezogen wers 


19) Mein angef. Lehrbuch $. 121. Unter tuhungen 8 11 A 
Sirafrehtst eorisen ©. 47. Rot. 4. S. 83. Not. 
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den müßte, als es Häufig gefchieht. Auch beftätigt fi 
unfre Behauptung durch das, was wir in Anfehung de} 
politifch anerkannten Organs für Mitwirkung bei der Ge 
feggebung durch Abgeordnete des Volks beobachten. Wir 
fprechen bier nicht von den verfchiedenen Principien, die 
man für die Wahl und Abordnung und die Verhandlun⸗ 
gen iin einer oder zwei Kammern und Ausſchuͤſſen ꝛc. für 
die Kreiheit der Meinungen der Einzelnen aufftellt, die 
nicht durch ihnen etwa zu ertheilende Inſtructionen und 
Aufträge, oder durch beliebige Zurucknahme des Mandats, 
ducch f. 9. Mißtrauens-Adreſſen ac. befehränft werden darf: 
das überall Anerfannte ift, daß der auf ſolche Weife freis 
lich Fünftlich Hergeftellte und nicht felten durch den Sieg 
einer Mehrheit, ſchon Hinfichtlih der Faſſung und Stel 
lung der Kragen und der Reihefolge derfelben, beftimmte 
fe 9. allgemeine Wille als folcher zu gelten Habe, dem ſich 
der aller Uebrigen, damit nicht Uebereinftimmenden , eben 
fo wie der einer Minorität in der Verfammlung felbft, um 
fo mehr unterzuordnen hat, als gegenüber jener organls 
fen Weife, die das Gemeinfame zu einem Allgemeinen 
geftaltet, jene Uebrigen, ungeachtet ihrer Uebereinftim: 
mung unter einander, nur Einzelne, nicht auch organifh 
Verbundene find. Ueber allen fteht die Sitte, das Rechte, 
das Gediegene, was nicht erft Ergebniß vereinter Einzeln 
willen ift, aber von diefen anerfannt werden foll und, 
wenn auch nach längeren Arbeiten, auch wird, und wel 
bes, indem es noch ein weiteres, mittelbar wirkendes Dr: 
gan mit nicht Außerer, aber um fo größerer innerer 
Macht, unter andern an der Preffe hat, auch dem 
vorhbergehenden Mangel der in jener Weife ſich aͤußernden 
Geſetzgebung abzuhelfen berufen ift. Allerdings muß bei 
der Preſſe felbft wieder die Unterfcheldung und Befchräns 
fung, tie bei der öffentlichen Meinung überhaupt ‚ Statt 
finden: fie für fih, als nur Zormelles, bietet für die 
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Wahrheit und Gediegenheit des Inhalts feine Gewähr — 
aber fie wird auch diefe, nur nicht ausfchlieglich enthalten, 
fo role fie nicht die einzige Sorm und Weiſe derfelben Ift: 
Die Wiffenfhaft fällt mit ihe nicht zufammen, wenn 
auch die Berührungen und Gegenfeltigkeit nahe liegen; 
aber fie wird auch in Ihr und mittelft derfelben wirken, 
wie fie fih in allen andern Geftaltungen für den Aus⸗ 
druck und die Geltendmachung der Wahrheit thätig erzei⸗ 
gen foll. 

In Betreff einer gerechten Abftufung der Verbrechen 
und der einzelnen Fälle gleicher oder gleichartiger Kategos 
vieen find nun keineswegs alle Anforderungen beveitd er⸗ 
füllt, die Hier zu machen wären Zwar hat man ſchon 
früh in den Gefeßgebungen älterer und fpäterer Zeit, und 
noch mehr in der neuern, Unterfchlede anerfannt, die 
wir diesmal, ohne ung ftreng an die technifche Bedeutung 
der Ausdrücke zu halten, nur Fürzlich bezeichnen wollen 
als eigentliche crimina und delicta, Verbrechen und Vers 
gehen : wir erinnern an die mehr oder minder ents . 
fprechenden deutfchen Bezeichnungen der peinlichen und 
bürgerlichen Webertretungen,, der capitalen und nicht cas 
pitalen Verbrechen, der f. 8. Hauptrügen ıc. 29) — und 
auch innerhalb der dadurch beftimmten Kategorieen fins 
den fih, mit Rücfiht auf die Verhaͤngung der ges 
ſchaͤrften oder der einfachen Todesftrafe in der Peint. ©. ©. 
weitere Unterfcheldungen der Fälle an Uebelthaten, die an's 
Leben gehen — fo role rückfichtlich der andern, die nicht 
„an Hals und Hand”, fondern nur „an Haut und Haar” 
gehen , eine gewiſſe Sorgfalt der Altern Gefeßgebungen 
nicht zu verfennen if. So giebt nämlich die C. C. C. die 
Stufenreihe bei dem Verbrechen des Diebſtahls, (abge⸗ 


20) Marezoll, das gemeine deutſche Seimtnatecht $ 8, Ir and 
meine Abhandiung in dieſem Archio J. 1835, &, R 
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fehen von den Fällen, die fie für todeswuͤrdig erklärt, 
und wobei gegenüber dem nun für befonders erſchwe⸗ 
vend erachteten Grunde alle andern Rücfichten zurücs 
treten follen, was fich nicht vertheidigen fäft,) im Gans 
zen richtig an 2°). Aber dennoch muß man dem, durch 
das Abſchreckungsprincip beftimmten Syſtem auch in bies 
ſer Hinficht entgegentreten, und man wird ohne große 
Mühe überall eine Reihe von Unverhältnigmäßigfeiten 
anführen fönnen, die nicht bloß das Rechtögefühl vers 
letzen, fondern auch, vom politifch=legislativen Stands 
punkte aus betrachtet, für durchaus nachtheilig gehalten 
werden müflen. Wenn fpäter das Uebel nicht in dem 
wollen Maaße hervortrat, wie es, bei der immer mehr zum 
Vorfchein Fommenden Unangemeffenheit des ganzen Sy: 
ſtems, in Verbindung mit den gefeglich angedrohten, wills 
kuͤhrlich neben oder über und unter einander geftellten 
Strafarten, zu den veränderten Zeitanfichten hätte der 
Fall ſeyn müflen, fo beruht dies vornehmlich auf der, 
von Kenneen längft gerühmten, umfichtigen Faſſung jenes 
fo vielfach mit Unrecht getadelten, für feine Zeit aber ges 
wiß werthvollen Werkes, vermöge deſſen den Kortfchrits 
ven der Wiſſenſchaft und der Praxis nirgends der Einfluß 
und Eingang verfchloffen,, vielmehr der gebührende Raum 
geftattet worden war 22). Indem fo das Rechtsbuch, 
nicht blos bei den ganz oder größtentheil unbeftimmten 
Strafgefegen,, fondern auch da, wo es beftimmte Stra⸗ 
fen droht, häufig dem Ermeſſen des gerechten und verftäns 


2) Art. 157—175, dgl. mit dem erften und zweiten Project 
- Art. 164 — 182. und Bamberger Halsgerichts s Orbnung , des⸗ 
pleihen Brandenburger Art 183 — 201. der Ausgabe von 
Zöpft. Heidelberg 1842. 
22) ©. befonders v. Wächter, ad histor. C.C.C. Symbo- 
—*ã Li m eos. und —AA Recht 
z nd6, eſondere gemeines beutiches Strafrecht, Leip⸗ 
nn G. 19 fo. “ 
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digen Richters die gebuͤhrende Freiheit laͤßt, uͤberall gebie⸗ 
tet, die Strafe nach „, Gelegenheit und Geſtalt der Per⸗ 
fon” und der Verwirkung des geftifteten Schadens 2c. zu 
ermeflen, — (es möge hier auch anf die Regeln über do- 
lus und culpa, Berfuch, über die Faͤlle der Entleibungen, die 
Entſchuldigung auf ihnen tragen mögen, fo darin ordents 
licherweife gehandelt wird *), Bezug genommen werden; ) 
indem e8 ferner in Fällen, die uͤber das Verftändnig des ges 
meinen Mannes gehen, die Einholung des Rathes der 
Nechtöverftändigen anordnet *), ift es der fpätern Aus: 
bildung, insbefondere feitdem an die Stelle mehrerer vers 
werfliden Steafarten, 3. B. der Verſtuͤmmlungen, der 
Landesverweiſung, und nachher. noch allgemeiner, Die 
Freiheitsentziehungen getreten find, die ihrer Nas 
tur nach am meiften Abftufungen zulaflen, möglich gewors 
den, auch ruͤckſichtlich der Aufgabe, die wie hier befpres 
en, erhebliche Hortichritte In die Rechtsanwendung eins 
zuführen. An dem römifchen Rechte, auf welches fo oft 
ausdrücklich oder mittelbar verwieſen wird, hatte man ſchon 
bei der Behandlung der extraordinaria crimina ein Vor⸗ 
bild, da Hei diefen überall der Richter angewiefen wird, 
die innere Befchaffenheit des Falles zu würdigen, wie ich 
diefed an einem andern Drte ausführlicher dargeftellt 
babe 7), Es liegt außerhalb der gegenwärtigen Betrachs 
tung, der unrichtigen Behauptung zu begegnen, als wenn 
zulegt ſchon im roͤmiſchen Rechte alle Verbrechen hinſicht⸗ 
lid der Strafe zu den extraordinaria zu vechnen wären, 
und als wenn gemeinrechtlih überhaupt nur unbefiimmte 
Strafgefege beftünden; fo mie es Hier nicht der wieder: 


23) Meine Abhandlungen in diefem Archiv 3. 1836, ©. 171 fg. 
3. 1887. ©. 449 fg. 
4) ©. die gegenwärtige Abhandlung im 1, Heft S. 76. Rot. 13, 


25) Strafrechtstheorieen &.96 fg. 121 fo. - 
Archis d. Er. R. 1850. IV. ©t. X 
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hoften Eroͤrterung deflen bedarf, twas unter Anerfennung 
der Fortſchritte, welche in der erwähnten Beziehung durd 
die, zum Theil von Willführ nicht freizuſprechende, uͤbri⸗ 
gens in ihren Grenzen mohlberechtigte Praris gemacht wor: 
den find, auch wiederum Uebeles geftiftet, und mie da 
durch das Anfehen des Geſetzes auf bedenkliche Weiſe 
gemindert worden ift; bis man in der neuern Zeit mehr zu 
dem rechten Standpunfte zurücgefehrt iſt, wobei ftett 
der Verdienfte Fe uerbach's gedacht werden muß *). 
Das Ergebnig der Bemühungen ein richtiges Ber: 
haͤltniß herzuftellen,, hat ſich nun allerdings bei den neuern 
Geſetzgebungen auf eine vielfach zu billigende Weife be: 
währt. Und dennoch, voie viel bfeibt Hier zu thun übrig, 
weiche Zahl von Vorfchriften uber Verbrechen und Stra: 
fen, vüchfichtlich der Verhaͤltnißmaͤßigkeit diefer zu einan: 
der und zu andern Fällen, Fönnte man aus allen, felbft den 
neueften Strafgeſetzbuͤchern und Entwürfen beibringen, wo 
jene Grundfäge, die man als ſolche anerfennt, verfegt 
tverden ? Nur in wenigen Källen mag man ſich auf be 
fonderes Bedurfnig und einen wahrhaft rechtfertigenden 
Srund berufen, und die anſcheinend nicht vorhandene Ber: 
heltnigmäßigfeit dennoch aufzeigen. — Oft hat un 
faugbar der Umftand gefchadet, dag man fich nicht genug 
dem Einfluß der dem Serechtigfeitöprincip fremden Theo⸗ 
rieen zu entziehen vermocht , vielleicht nicht immer gemollt 
hat; oft iſt wohl eine gewiſſe Willkuͤhr, oder eine nicht 
mwahrgenommene oder nicht vermiedene Inconſequenz 
Schuld, wozu denn noch der, bei der jegigen Weiſe 
nicht zu umgebende Umftand kommt, daß in großen 
berathenden und befchließenden Verſammlungen der Aus⸗ 
ſchlag nicht felten durch eine Stimmenmehrheit gegeben 
wird, für melche keineswegs immer die Geundfäge 


| 26) Bol. meine Abh. in der Tübinger kritiſchen Beitfchrift für 
RW. 3. 1827. &. 489 fo. 
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allein maßgebend find, nach melchen entfchieden wer; 
den ſollte. | 
Der Schwierigkeit, die fich für die Loͤſung der bisher 
betrachteten Aufgabe entgegenftellt, kann jedoch auf einem 
andern Wege einigermaßen begegnet werden. Wir haben 
gefehen, welche Handlungen ftrafbar ſeyen, welche Stelle 
beftimmte Verbrechen in der Neihefolge.der für ftrafbar 
geltenden Handlungen einnehmen, und folglich, in mels 
chem Grade fie im Verhältnig zu andern mehr oder minder 
eine Ruͤckwirkung des Geſetzes hervorrufen: dies läßt fich, 
obſchon es dafür einige allgemeine und allgemeingültige 
Regeln giebt, doch nur pofitiv und auf der Grundlage bes 
antroorten, welche in einer beftimmten Zeit als gefchicht: 
lich berechtigt bei einem Volke, nach der Seite feiner Nas 
turbeftimmtheit und feiner dadurch bedingten Bildung 
anerfannt if. Das Streben wird, da die Gefege der 
Nothwendigkeit und Freiheit, des Rechten und Vernünfs 
tigen diefelben find, und überall und zu allen Zeiten 
Geltung haben, dahin gehen, daß ein MWiderfpruch ders 
felden und des pofitiven Rechts (morunter nicht blos ges 
ſetzliches zu verftehen iſt, am wenigſten für die frühes 
ſten Perioden der Rechtsgeftaltungen), der allerdings Häufig 
genug, vornehmlich bei noch niederm Eulturftande zur Er⸗ 
fheinung fommt , immer mehr befeitigt werde, und daß 
das pofitive Recht, als in welchem allein die Idee Dafeyn 
und Wirklichkeit hat, ohne den ihre nothwendigen Charak⸗ 
tee der Volfsthümlichfeit, ohne feine gefchichtliche Eigen» 
thümlichfeit aufzugeben oder zu verleugnen, fi) als der 
unter gegebenen Bedingungen entfprechende Ausdruck des 
Vernünftigen darftelle. Gelingt e8 dem Forſcher, der 
hier, wie gefagt , nicht Alles neu zu fchaffen Hat, fondern 
eine begonnene, nur in ihren, keineswegs duch Willführ 
beftimmten Ergebniffen erfennbare Arbeit fortzufegen hat, 
jene Geſetze der (relation) Nothwendigkeit zu entdecken 
NR 
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und fie auszufprechen, fo ift, tür Wiſſenſchaft und 
Geſetzgebung, der Korderung fo weit genügt, als es 
überhaupt möglich iſt; denn über die Zeit und beren Be: 
wußtfenn hinaus Fann nicht gegangen werden. Wie es 
nun in der Natur, und dies muß auch von der geiftis 
gen gelten, nirgends Sprünge, nirgends ganz feharf bes 
grenzte Scheidungen , fondern überall Uebergänge und Ver⸗ 
mittelungen giebt, fo wird auch bei der Eintheilung 
der Verbrechen in geroiffe Klaffen und Arten, je nach ihrer 
Schwere, wie diefe in der bisher betrachteten Weiſe 
Statt findet, fich diefelbe auf einem Innern Geſetze berus 
hende Erfcheinung zeigen. Und eben died muß von den 
Strafen und Strafarten zunächft im Verhältnig derfelben 
zu einander, dann auch zu den in jener Weife unterfchiedes 
nen Verbrechen gefagt werden. Das Verbrechen , wie Die 
Handlung überhaupt, teitt in die Erfcheinung, in noths 
wendige Begrenzung; es iſt ein wirkliches, mie der 
Wille, von dem e8 ausgeht, nur, in fofern aus der uns 
beſtimmten Allgemeinheit in die Beſtimmtheit und die 
Befonderung übergegangen wird. Oder, um die Sache 
noch von einer ganz andern Seite aufzufoflen, fomie das 
Objective für unfere Betrachtung, das Rechte, die 
Freiheit, in den beftimmten concreten Geftaltungen der 
Rechte und fittlichen berechtigten Epiftenzen des Staats, 
der Gefellfchaft, der Einzelnen zum Borfchein kommt, fo 
bietet e8 auch nur in diefen dem verbrecherifchen Angriffe 
einen Gegenftand, — ein Angriff, der nach Korm und In⸗ 
halt, Mitteln und Zweck, Abficht und Erfolg fehr manch⸗ 
faltig ſeyn kann; und fo werden die Verbrechen nach den 
Kategorieen der Qualität, der Quantität, dee Mo; 
dalität. 2c. eingetheilt und abgeftuft. 

Wenn ed nun möglich wäre, hiernach eine genau bes 
grenzte Eintheilung zu bemwerfftelligen ,. der zufolge alle 
Verbrechen. (und die Zälle derfelben), die eine geroiffe 
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Klaſſe bilden, z. B. Verletzungen der Vermoͤgensrechte 
durch Entwendung, der Freiheit, der Ehre, der koͤrper⸗ 
lichen Integritaͤt, für ſich eine gewiſſe Stufe ausmachten, 
an welche andre angrenzten, aber ohne daß ein Uebergang 
und ein Hinuͤberreichen Statt faͤnde, und waͤre auf gleiche 
Weiſe eine Abgrenzung der Strafen moͤglich, ſo wuͤrde 
die Aufgabe ein gerechtes Verhaͤltniß, oder — da wir 
fruͤher ausgefuͤhrt haben, daß die Gerechtigkeit ſelbſt das 
Verhaͤltniß ſey — das Verhaͤltniß der Strafe zu dem Ver⸗ 
brechen zu beſtimmen leichter geloͤſet, und wir haͤtten einen 
ausreichenden Anhaltspunkt. So iſt es aber nicht. Die 
Vielgeſtaltigkeit des Lebens und der Verhaͤltniſſe, unter 
denen die Handlung hervortritt, unterwirft ſich nicht ſol⸗ 
chen allgemeinen und abſtracten Beſtimmungen, ſie ſtellt 
ſich immer einer darauf gegruͤndeten Eintheilung entgegen, 
oder laͤßt ſie nur mit dem Vorbehalte von Annahmen und 
vielfachen Modificationen zu. Nur wenige, ich moͤchte 
ſagen, fuͤr ſich ſpecifiſche Verbrechen, z. B. der Mord 
im eigentlichen Sinne, geſtatten eine Feſtſtellung, die ge⸗ 
rechtfertigt iſt, indem gegenuͤber dem, was hier das 
Charakteriſtiſche iſt, alle Modifleationen, mit denen die 
Handlung als diefe concrete, einzelne in die Erſcheinung 
tritt, ruͤckſichtlich der etwanigen Grade der Strafbarfeit 
verſchwinden, und es zulaſſen, ja gebieten, hier eine eben: 
fo ſpecifiſche und abfolut beftimmte Strafe anzuordnen, mie 
die Todesftrafe oder die Tebenswierige Freiheits-Entzie⸗ 
bung 7). Jeder Fall eines Verbrechens hat toieder feine 
eigene Geftaltung, und wenn auch das Gefeß bei der Be: 
ftimmung der Erforderniffe des Thatbeftandes, indem e6 
auf Grund: der allgemeinen Merkmale der Handlung, und 
näher der verbrecheriſchen, eben nur das alten Faͤllen Ge⸗ 


— t— 





27) S. meine Abhandlung in dieſem Archiv J. 1838. &. 62 fo. 
Bemerkungen über die ‚Strafe, Iebenslänglicher Zreiheits 
‚Entstehung‘ mtt Beräcktihtiguitg neuerer Geſebgebunden.“ 
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meinfame aufftellen kann, was folche 3. B. als Tobtfchlag, 
‚ale qualificieten oder einfachen Diebſtahl, Betrug x. 
"arakterifiet, fo wird doch die Beurtheilung, die es 
nur mit dem gegebenen Kalle in feiner ganzen concreten Bes 
fchaffenheit zu thun Hat, fich nicht darauf befchränfen dar: 
fen, das Dafeyn jener Merfmale nach den Ergebniflen des 
Beweiſes anzuerfennen, fondern fie muß, um eine ge 
rechte zu ſeyn, Die fpecififche Eigenthuͤmlichkeit des Falles 
würdigen und darnach die Strafe, in dem verdienten 
Maafe, d. h. nach der Schuld des Uebertreters abmeflen. 
Man fann dies fo ausdrüden: wie das Allgemeine, 
das Verbrechen, nur ald ein Befondered DB. ale 
Mord, Beleidigung, Entwendung hervorteitt, fo iſt dies 
Befondere ſelbſt wieder ein adftract Allgemeines, gegenüber 
ber in die Wirklichkeit gefegten Handlung, welche eine be: 
ffimmte einzelne if, diefe Kal der Tödtung, 
der Injurie, des Diebſtahls. Aus der Logik darf hier 
das Verhältniß diefer Kategorie, das Allgemeine, Befons 
dere. und Einzelne vorausgefegt werden, wonach jebes 
von diefen die beiden andern ald nothwendige Momente 
an fih hat *). Das Verbrechen überhaupt fommt nur 
vor ale ein befonderes und einzelnes: aber diefeg, 
dee vorliegende Fall eines Diebftahls mittelſt Einbruchs 
oder mit Waffen ꝛc., hat die Eigenfchaft des Befondern, 
fonft wäre es nicht Diebftahl, und des Allgemeinen, fonft 
wäre es nicht Verbrechen, wobei nur noch zu erinnern iſt, 
daß die Merkmale, welche, wie jede diefer Kategorieen 
bedingen, nicht neben einander als gefondert vorfommen, 
fondern zugleich vorhanden find, einander gleichfam durch» 
deingen und als f. g. congruente Größen deden. Die 
weſentlichen Beftandtheile der Handlung, des Innern, 
des Willens und das Aeußere der That, beide ausgehend 


— 


260) Mein ange. Lehrbuch der Erf. 8. 68 mit 3. 218. 
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von dem Subject, deflen Handlung es eben ift, ges 
ftalten fich in unferm Kalle als animus furandi, und Die 
Dadurch bedingte Benehmungsteife, contrectatio, mit 
dem zum Thatbeftande gehörigen Erfolge (fofern von Voll: 
endung die Rede ift), und zwar fo, daß nicht blos über: 
haupt ein Diebftahl,, fondern dieſer an diefem, diefer 
Perſon gehörigen Gegenftande und unter diefen Umftän: 
den verubter der Beurtheilung unterliegt, wo dann ferner 
die Perfönlichfeit des Schuldigen die Handlung näher be: 
fiimmt, indem dieſe die Eigenfchaft eines Ruͤckfalls 
(z. B. dritter Diebftahl, oder eines Haus: oder Fami⸗ 
liendiebftahls) Haben kann. 

Hier, bei der zu beurtheilenden beftimmten oder ein. 
zelnen Handlung, (und dies bleibt fie auch, wenn fie mit 
andern der gleichzeitigen Beurtheilung zu untermwerfenden 
Vergehen concurrivt) tritt nun das ein, was oben als ein 
Hinausreichen in ein möglicherweife abgegrenztes Ger 
biet oder eine andere Stufe der Strafbarfeit bemerft wor; 
den iſt. Die Tödtung ift an fich ein ſchwereres Ver⸗ 
brechen, ald der widerrechtliche Eingriff in fremde Vermoͤ⸗ 
gensrechte, oder als eine bloße Körperverlegung, aber der 
befondere Fall einer Tödtung, und felbft nicht bloß einer 
fahrläffigen, Fann unter Umftänden auf einer geringern 
Stufe der Ahndungsmwürdigkeit ftehen , als eine vorfägliche 
ſchwere Körperverlegung; es kann ein unter befonders er: 
ſchwerenden Umftänden begangener Diebftahl auf einer 
höheren Stufe der Strafbarfeit ftehend erkannt werden, 
als eine Toͤdtung oder ein Angriff auf die Förperliche In: 
tegrität, auf die Freiheit ıc. 

Dem entfprechend hat man auch den Verfuch einiger 
neueren Öefengebungen gemißbilligt 9), deflen Unftatthaf- 


29) ©. überhaupt Mittermaler, die Gtrafgefe gehung in 
ihrer augteittung. Erſter Beitrag. betdeiders u 1 Iw ei⸗ 
traß 1843 
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tigfett auch die Erfahrung dargethan hat, die Straf: 
arten z. B. Zuchthaus, Arbeitshaus, Gefängniß in einer 
Weife — im Berhältniß zu willführlich aufgeftellten Uns 
terſchieden, wonach fich beftimmen follte, miefern diefelbe 
Handlung, 3. B. die beftehende Körperverlegung , entiweber 
Verbrechen oder Vergehen, oder Polizei⸗Uebertretung ſeyn 
follte, — gegen einander abzugrenzen, welche jene durch die 
Wirklichkeit und Eigenthuͤmlichkeit der einzelnen Handlun⸗ 
gen geforderten Vermittlungen und Uebergaͤnge ausfchloß, 
was in der Anwendung zu Berlegungen der Gerechtigkeit 
und zu einer der Natur der Sache widerfprechenden Herr: 
fchaft des Buchſtabens führen mußte; anderer Uebels 
ftände nicht zu gedenken, die ſelbſt das Beſtreben, jes 
nem Mangel, den man fühlte, zu begegnen, zur Kolge 
haben mußte. 

Es ift alfo nothmwendig, daß die Geſetzgebung 
ihre Grenzen inne halte, und nicht in das Gebiet, welches 
dem Richter für die Beurtheilung bleiben muß, auf 
eine Weife eingreife, welche eine legte, der Handlung ans 
gemeffene Entfcheidung ,. und, wovon hier die Rede, Feſt⸗ 
ftellung des Strafmaaßes im Sinne der Gerechtigs 
Felt unmöglich machen würde. Wo man es verfucht 
hat, durch zu fehr ins Binzelne gehende Beftimmungen 
einen großen Theil der Functionen, die dem Richter 
obliegen, durch unmittelbar zu treffende Vorfchriften der 
Seſetzgebung beizulegen: möge dies gefchehen ſeyn, 
um das Object des Rechtfprechens zu erleichtern, um eine 
Bleichmaͤßigkeit der Rechtefprüche zu bewirken, um der 
angeblichen oder möglichen Willführ zu begegnen, oder 
aus Miftrauen in die Faͤhigkeit oder die Geneigtheit der 
Urtheiler das Richtige zu treffen, da hat man die Erfah⸗ 
rung gemacht, daß von dem Bezweckten nichts, oder das 
Segentheil erreicht wurde, indem einerſeits die unvermeid⸗ 
lich in das Geſetz durch Aufſtellung einer ſ. g. Caſuiſtik 
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verlegte Willkuͤhr noch gefährlicher war und ift, als die 
des Richters, der nach allgemeinen Grundfägen innerhalb 
eines angemefienen Raumes die Ahndung zu bemeffen hat, 
andrerſeits doch felbft die möglichft eng gezogenen Grenzen 
noch eine gewiffe Freiheit nicht ausfchloffen, welche um 
fo leichter zur Willführ werden wird, je weniger die ges 
gebenen Schranfen der Gerechtigkeit entfprechen und ein 
gerechtes Erwaͤgen geftatteten. Das Geſetz wird alfo die 
durch die Gerechtigkeit, melche fih Hier zu befhätigen Hat, 
gebotenen allgemeinen Grundfäge und Wahrheiten theils 
ausfprechen und ausdrücklich beftätigen, theils durch feine 
ganze Faſſung als ſtillſchweigend vorausgefegte anerfen: 
nen; e8 wird ferner bei Aufftellung der Klaflen die Ber: 
brechen und deren Abftufung, ſowie die Strafen und 
die Beftimmung des gegenfeitigen Verhaͤltniſſes, in fteter 
Berücfichtigung der Natur des Pofitiven, jene Grund: 
fäße zur Anwendung bringen, und demgemäß feiner Auf: 
gabe zu genügen fuchen, das Rechte für die befonderen 
Verbrechen fo weit feftzufegen, als es zuläffig Ift und 
gefordert werden muß. Denn es giebt hier allecdirtä8 
ein Gebiet, wo die richterliche Beurtheilung, fobald nur 
erfannt ift, daß der Fall dem Gefege unterzuftellen fey, 
gebunden fepn muß, und die Freiheit derfelben fich nicht 
außerhalb der gefeglihen Schranken bewegen darf. Und 
ſelbſt Hier wird, um nicht grade durch ruͤckſichtsloſe Be: 
folgung der Vorfchriften, die die Regel geben, die er 
firebte Gerechtigkeit zu verleßen, eine Abweichung durch 
Verlaſſen diefes Geſetzes, durch Hinausgehen Aber 
oder unter das Strafmaaß, nicht nur geftattet, fon: 
dern geboten werden muͤſſen, f. g. Straffhärfung 
und Strafmilderung, dem Begriffe, ſowie der pofl- 
tiven Vorausfegungen nad, zwar verfchleden von der 
Streaferhöhung und Herabfeung, welchen die 
Steafbemeflung innerhalb des freien Raumes, das f. 9. 
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Marimum. und Minimum angehört, aber auf demfelben 
Grundfage der Gerechtigkeit und der Anwendung des Al: 
gemeinen auf das DBefondere und Ginzelne beruht, von 
dem dee Geſetzgeber und der Richter auf gleiche Weife, jeder 
in feiner cigenthümlichen Sphäre auszugehen haben 9. 
Das Einzelne, Eoncrete, alſo die Wirklichfeit der Hand; 
lung, der Verbrechensfall, wie er mit allen feinen, grade 
ihn, als folhen, charafterilivenden Umftänden, nad 
den Ergebniſſen des rechtlihen ‚Verfahrens und des Des 
weifes jegt vorliegt, fällt nothwendig der Beurtheilung 
des Richters anheim, und nicht der Gefeggebung , die 
hier ihre Grenze findet. Fuͤr diefe Beurthellung muß dem 
Richter die Möglichkeit gewährt ſeyn, die befondere, ge 
rade diefem Fall eigenthümliche Geftaltung mittelft Ein⸗ 
reihung in die.Stelle, die er in der Stufenreihe nach dem 
gefeglichen Rechte einnimmt, zu würdigen und das Ge—⸗ 
rechte. ausfindig zu machen. Diele Freiheit des richter; 
lichen Ermeſſens wird zuweilen, felbft in dem Geſetze, als 
Will kuͤhr bezeichnet, wie auch von willführlicher Strafex. 
die Rede iſt. Der Sprachgebrauch geftattet Dies, und 
wir wollen nicht um Worte ſtreiten. Nur Ift gelegentlid 
zu erinnern , daß das hier Gemeinte, das arbitrium judi- 
eis, . von dem: mweientlich verfchieden ſey, was man 
fonft unter Willführ im Gegenfage zu einem gerech⸗ 
ten durch objective Gründe beftimmten Ermeſſen verfteht, 
da bier für das fubjective Belieben fo wenig ein Raum 
bleibt, als es, mie ſchon früher bemerft worden, dem 
Richter ‚erlaubt feyn darf, feine ihm zufagende Theorie 
oder fein f. g. Strafrechtsprincip, wenn diefe nicht. mit 
dem geſetzlichen übereinftimmten , diefen unterzufchieben. 
Dies fteht nicht im Widerfpruch mit der ‚nothmendigen 
Sorderung, daß der Richter nach feiner Ueberzeugung fpre: 





9) Mein eehrbuch 8. 139 fg. 146 fe. . 
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chen und innerhalb des Bereiches feines oflieium die ges 
vuͤhrende Selbfiftändigkeit und Unabhängigkeit behaupten 
muͤſſe. Denn diefe Ueberjeugung, um eine gewiſſenhafte 
zu ſeyn, muß auf Gründen beruhen, und der Richter 
iſt nicht als Individuum für ſich, fondern als Organ des 
Rechts und Gefeges thätig, wenn er fein heiliges Amt 
ausübt. 

Jener andere Weg nun, deffen vorhin gedacht if, 
befteht darin, daß der Richter auf denfelben Grundlagen 
meiter fortbauend, in der folgerichtigen Anwendung und 
Durchführung der allgemeinen gefeßlihen Regeln und 
der befondern Vorfchriften auf das Einzelne, Concrete, 
was der Geſetzgeber nur in allgemeiner Korm, nicht in 
feiner eigenthuͤmlichen Erſcheinung vorherfehen fonnte und 
daher nicht durd eine dem Urtheile vorgreifende Verfuͤ⸗ 
gung entfcheiden wollte und durfte — eine der Verwir⸗ 
fung entfprechende gerechte Ahndung verhaͤnge. Es iſt, 
wie gefagt, dieſelbe geiftige Verrichtung , aber in dem 
engern Kreife, in welchem das Urtheil nad dem Geſege 
fi zu bewegen hat. 

Und hier fommen wir auf unfern erſten Grundſot 
zuruͤck. Der Schuldige ſoll beurtheilt werden nach ſeiner 
Handlung, nad dem was er gethan, folglich zu verant 
worten hat. Es ift feine Schuld, und nicht etwas 
Anderes, worauf die Strafe beogen wird, und diefe als 
nothivendig durch die Handlung in Thätigfeit gefegte Ge⸗ 
genwirkung foll eben darum der Schuld entſprechen — 
es beſtimmt ſich dadurch das Maaß derſelben als ein ge⸗ 
rechtes. Die Aufgabe iſt auf Grundlage der hier nicht 
underuͤckſichtigt zu laſſenden Vorausſetzungen und Umſtaͤn⸗ 
de, unter welchen die Handlung Statt findet, und wö⸗ 
durch ſich im Staate deren befondere Eigenſchaft als eine 
mit dem Rechte unvertraͤgliche ergiebt, zu ermitteln, was 
die Handlung, die Schuld des Individuumé in Betreff 
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des geätsgerten Willend und des eingetretenen Erfolges 
ſey; alfo, die Grenze der Handlung und den Umfang der 
Verantwortlichkeit zu erkennen, wofür es allgemeingüftige, 
von der Gefengebung anzuerfennende, nicht beliebig auf: 
zuftellende Regeln giebt. Damit ift zugleich die Bedin⸗ 
gung, unter welcher allein Strafe erfolgen darf, und das 
(relative) Maaß gegeben. Relativ nennen wir ed, nicht 
in dem oben erwähnten, hier außgefchloffenen Sinn der 
Zufälligfeit, fondern in fofern das Pofitive feine nothwen⸗ 
dige Natur offenbart, und danach der Werth der Hand; 
lung überhaupt umd als beftimmt einzelner, grade jekt 
und bier unter den obwaltenden Verhaͤltniſſen, fo und nur 
fo erfcheint. Died, als unvermeidliche Schranfe des Enb- 
lichen, behauptet fih auch für die Strafe, in fofern 
diefe ald beſtimmte Strafart und im Außerlihen Maaß 
heroortritt: auch deren Werth, welcher dem Werth der 
Handlung gleich feyn fol, damit der Schuldige erfahre 
was er verdient hat, iſt dem Geſetze des Endlichen unter⸗ 
worfen, wozu noch fommt, daß, ſowie die Handlung 
auch eine befondere Eigenfchaft für den Handelnden hat, 
einen Werth für ihn (morunter hier etwas Anderes zu 
veritehen iſt, als die Abſicht, die er zu erreichen fuchte, 
der Zweck, den er erftrebt), fo auch die Strafe nah 
dem Grade feiner Empfänglichfeit, auf welche die ganze 
Perfönlichfeit und Stellung des Individuums in der Ge⸗ 
ſellſchaft Einfluß Hat, einen gewiffen Werth echäft. Aller: 
dings kann uns weder das eine noch das andere, als der 
Subjectivität angehörend, das Gefeß und das Ur: 
tbeil da beftimmen, mo dieſes und jenes innerhalb der 
ihn uͤberwieſenen Sphäre das Maaß feftfeen; denn hie 
für ift die objective Ruͤckficht entfcheidend. Allein es 
ſchließt dies nicht aus, daß bei der Beurtheilung auch 
jenes fubjective Moment, tie es fi) bei der Handlung 
zeigt, für die Strafbemeſſung und die Beſtimmung eines 
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gerechten Verhältniffes zu feinem Rechte gelange. Das 
Ergebniß wird fich durch eine genauere Würdigung der 
Natur der Handlung, die als in der Welt der Erfchels. 
nung, in das. Objective übergefegte Subjectivität,, von 
dieſer letztern untrennbar ift und ihre weſentlich gnge 
hört, Herausftellen. Die Gerechtigkeit fordert, daß auch 
diefe berücfichtigt werde, aber nur ſo weit, als es im 
Begriff der Handlung, der Zurechnung, liegt. 

Wenn died im Ganzen zugegeben wird , wenige 
ſtens, fofern man auf die dem Nechte fremde Abs 
ficht Verzicht leiftet, duch Drohung und. Anwendung 
der Strafe einen andern Zweck zu erreichen, ... DB. abs 
zuſchrecken, ein f. g. Exempel zu ftatuiren — ſo bürs 
fen wie bier nicht den Einwand gelten laſſen, es ſey 
unmöglich für die heterogenen Größen, Verbrechen und 
Strafe, die felbft nicht zu berechnen wären, jenes Vers 
mittelnde, den Werth, als in welchem fie gleich zu. 
fegen wären, im Sinne der Gerechtigkeit zu beftimis 
men. Ich beziehe mich auf das oben und fonft Aus⸗ 
geführte: man muß nur nicht die Natur des Poſitiven 
verfennen und die Aufgabe ihrem Gebiete entziehen. Das 
Drincip behauptet feine Geltung, wenn auch eine ab: 
folute Steichheit nicht erreicht werden kann, ſowie im 
bürgerlichen Rechte für die Ausführung des niemals be⸗ 
zweifelten Grundfageg des zu leiftenden Schadens s Er- 
ſatzes, und wo fonft eine Bemeflung gefordert wird, der 
Merth nach gegebenen aber keinespegs mwillführlichen 
Vorausfegungen beftimmt wird. Darüber kann Ich jetzt 
um fo mehr einer weiteren Erörterung mich übecheben, 
als ohnlängft diefer Gegenftand auf eine beachtenswerthe 
Weiſe von einem Scheiftftellee aus Schweden, Chris 
ffian Naumann, behandelt worden ift, welcher auch 
meine Beiträge feiner Aufmerffamkelt gewidmet , - und 
namentlich in Betreff der Auffaflung des Werthhegriffes 
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für das Strafrecht meine Ausführungen gegen die da 
bei vorkommenden Mißverftändniffe und ungerechtfes 
tigten @inwendungen von feinem Standpunfte aus ver 
theidigt Hat »)y. Auch ift Hier, namentlich wegen de 
Zurechnung und der damit in Verbindung ſtehenden Punk⸗ 
te, — man fann, da es fich hier um Begriffe Handelt, 
von irgend einer Seite ausgehen und wird ſtets auf dad 
Ganze geführt werden, — auf die verdienftlichen Schrif⸗ 
ten von Köftlin ) und Berner °®) zu vermelfen, welche, 
obſchon im Einzelnen unter einander und von mir abs 
weichend, doch In allen dem übereinftimmen, was als 
folgerichtiges Ergebniß des Gerechtigfeitsprincips fich her 
ausftellt *), mie denn auch fonft ed nicht an Vertre⸗ 
tern. dieſer Srundfäge fehlt, und mit den Gegnern eine 
Berſtaͤndigung zu erwarten ift. 


‚Die Betrachtung fchliege ih mit der Hoffnung, 
daß die Wiffenfhaft, unbeirrt durch die Behauptuns 
gen und Korderungen einer angeblichen öffentlichen Mel: 
nung, ihren Weg verfolge und der Wahrheit diene, ins 
dem fie ihrerſeits beiträgt, diefelbe zum Bewußtſeyn 
zu bringen und ihr Anerfennung zu verfchaffen. Sie 


31) Meber die Strafrechtstheorie und das 6 Pinitentiarfoem. 
Bon Ehriffian Naumann, Ph.Dr. J. U.C., der Konigl. 
Univerfität zu Lund Gecretär und Sondicas. Aus dem Schwer 
difchen überfept und mit einem bevorwortenden Schreiben ven 

rof. Dr. C. N. David, König. Dänifchem Generals Ins 
pektor des Sefüngnifwefens rc. Leipzig 1849. — befonders 
S. 11 fg. 22fg. 43 fg. Not. 38, 

23) Neue Revifion der Grundbegriffe des Criminalrechts. ie 
bingen 1845. 

38) grund der criminaliftifhen Imputationslehre. Berl 
1843. Die Echre von der Theilnahme am Verbrechen Ber⸗ 


34) Meine Abhandlungen in den Eritifchen Jahrbüchern für 
Rechtswiſſen ſchaft. 3. 1845. &. 289 fg, und 3. 1868. 
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ift den Befteebungen der neueren Zeit nicht fremd ge: 
biieben, fie hat dem Recht der Gegenwart ihre Theils 
nahme niegends entzogen, vielmehr Diefem vorgearbeitet; 
fie hat daſſelbe geftend zu- machen ; fie iſt aber: zugleich 
berufen, den nur theilweilweife und ſcheinbar berechtigcen 
Forderungen Maaß und Ziel anzuweiſſien. 
Von der Geſetzgebung verlangen wir, daß ſie die 
Wahrheit anerfenne, und was die Ausführung des 
Grundfaged der Gerechtigkeit nach der hier- behandelten 
Seite ihrer Aufgabe betrifft, dag fie auf -organifche 
Weife und in Fefthaltung der gefchichtlichen: Grundlagen 
das echte beftimme, mie e8 nad. einem von Ihe 
nicht erft aufgeftellten, fondern für ſich nothmendigem 
Gefege zu gelten Anfpruch hat, und dabei, ihre Grenzen 
innehaltend, der gerechten Beurtheilung: die gebührende 
Freiheit geftatte. Mag e8 fepn, daß wir in eine neue 
Periode der Entwiclung treten, daß zufolge veränders 
ter, felbft durch eine nothmendige Entwicklung herbeige⸗ 
fuͤhrter Verhaͤltniſſe Vieles auch in der Strafgeſetzge⸗ 
ſetzgebung anders als bisher zu beſtimmen iſt: wir haben 
das Beduͤrfniß ſchon fruͤher erkannt und ausgeſprochen, 
ehe die ploͤtzlich in die Erſcheinung getretenen politiſchen 
Umgeſtaltungen eine Reihe wohlbegruͤndeter Forderun⸗ 
gen theils die Erfuͤllung, theils die Verheißung ge⸗ 
bracht, neben denen ſich Uebertreibungen oͤußern, welchen 
im Intereſſe des Rechts zu begegnen Pflicht iſt. Aber 
die Wahrheit iſt noch in dieſem Gebiete eine alte 
und nicht von heute, und noch weniger darf zugeſtanden 
werden, daß die geiſtige Arbeit einer langen Zeit als 
etwas Vergebliches und Unberechtigtes betrachtet und 
der Zufaͤlligkeit des Augenblicks Preis gegeben werde, 
der überhaupt nicht, und vollends jetzt nicht, eine ſchoͤ⸗ 
pferifche Kraft Hat, wenn er fich außerhalb des wefent: 
lien Zufammenhanges behaupten will, der nach dem 
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innern Entwielungsgefege Statt findet. Diefer Zufam: 
menhang macht fich doch mit Nothwendigkeit gegen will⸗ 
kuͤtzrliches Losreißen geltend, und mindeftens die Wiſſenſchaft 
muß ihn feſthalten, welche einem ihr fremden Zwecke 
dienſtbar ſeyn darf. Unſre Zeit fucht, und gewiß mit 
gutem Grunde, auch das Recht der Subjectipität 
ins Anerkennung zu bringen; aber «8 ift die Gefahr 
dee Ginfeitigkeie nahe, und es muß das Objeective 
nicht. minder in feinem Rechte gewahrt werden, ins 
befondere gegen die Meinung, daß es erft ein Erzeugniß 
ber Subjectinität fen, wozu ein Verkennen der Natur und 
Peftimmung der Gefengebung fo leicht führt. 





XXI. 
Ueber 


Begrif, umfang und Eintheilung 
ber Unterfhlagung 


‚Bon... z 


Depp. 


§. 1. 
Kaum ſollte man meinen, daß bei einem ſo haͤufig vor⸗ 
kommenden Verbrechen, wie die Unterſchlagung iſt, die 
neueren deutſchen Geſetzgebungen uͤber den Begriff und 
Umfang, die Arten und Eintheilungen derſelben noch im. 
Unffaren ſeyn Fönnten. Und doch verhält es fich in der 
Wirklichkeit ſo. Mit Hülfe der Kritik wird es vielleicht 
gelingen, diefen Punkt ins Klare zu bringen. 
Wir Heben mit den Beftimmungen des Baier’fchen 

Str. G. B. an, welche fo lauten: Art. 229: 

„Wer eine Sache für einen Andern in Befig 

oder Gewahrſam Hat’), und fich diefelbe rechts⸗ 

widrig zueignet, iſt der Unterfchlagung des Ans 

vertrauten ?) fhulßig”. 


1) im Gegenfat des Art. 209 vom Diebſtahl: „in feinen 
Befg nimmt”. 


23) alfo der Untreue, Beruntsenang, | 
Sirio d. Er. R. 1850. IV. ©t. "8a 
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Art. 230: 
„Diefe That ift für vollendet zu erachten, fobald der 
Befiger 2) die ihm anvertraute Sache dem zu 
Zurüchforderung Berechtigten wiſſentlich abläugnet, oder 
diefelbe ganz oder theilweiſe verbraucht, oder fonft eine 
Handlung, wozu blos der Eigenthümer berechtigt ſeyn 
Fann, damit vorgenommen hat”. 
Art. 362: . 
„Wer Gelder oder geldwerthe Sachen, welche ihm 
vermoͤge eines dÖffentlihen Amts zur Ber 
wahrung, Verwaltung oder Ablieferung an eine andere 
Behörde untergeben find, treulos fich felbft zueignet, 
es fenen die anvertrauten Sachen Staats oder 
Drivateigenthum, es fen diefe Unterfchlagung (des An: 
vertrauten, Art. 229) in der Abficht und Hoffnung der; 
einftiger Wiedererftattung gefchehen oder nicht, wird 
feines Dienftes entfegt 2c.”. 
Hiernach (denn weitere Beftimmungen fommen über diefee 
Verbrechen nicht vor) befchränft fih nah Bater’fchem 
Str. G. B. die Unterfchlagung auf die Untreue oder 
Veruntreuung, alfo auf diejenigen Fälle, welche die 
gemeinvechtliche Doctrin erfchmerte oder qualifizirte Unter 
feblagungen nennt, und in die Privat: Beruntreuung und 
die Untreue im Amt theilt. Für die einfache Unter 
ſchlagung ift fomit in dem Baier'ſchen Str. G. B. gar nicht 
geſorgt. Man muß daher, mwenn nit eine Lücke in 
der Gefeggebung angenommen werden foll, die dazu ge 
hörigen Fälle bei andern Verbrechen ſuchen. Wirklich 
findet fih im Art. 212 unter der Ueberfchrift: „Diebftahl” 
folgende Beftimmung : 


3) im weiteren Sinn, fen er juridifcher Befiber oder (wie regel⸗ 
mäßig) bloßer Detentor. Denn der Ark. 2ER ſagt: „in Bes 
fig oder Gewahrſam hat.” | 
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„Wer eine verlorne Sache findet, und um fi 
dieſelbe vechtswidrig zuzueignen, dem ſich meldenben 
Eigenthümer ader Verlierer vorenthäft, oder innerhatb 

. acht Tagen feinen Sund weder der Obrigkeit anzelat, 
noch. dem ‚Publicum befannt macht, ift des Diebſtahls 

ſchuldig. 

Damit iſt allerdings Eine Luͤcke ausgefuͤllt; aber theils glebt 
es noch andere Faͤlle der bisher ſ. g. einfachen Unterſchla⸗ 
gung, welche das Baier'ſche Str. G. B. nicht beruͤckſichtigt 
hat, theils verſtoͤßt es doch zu ſehr wider die oͤffentliche 
Meinung, den unehrlichen Finder geradezu einen Dieb zu 
nennen und als ſolchen zu behandeln! Ja wenn die An⸗ 
merkk. zum Baier'ſchen Str. G. B. Th. 2. ©. 97 den Un: 
terfchied zmifchen der Unterfchlagung (d. h. Untreue) und 
dem Diedftahl dahin beftimmen, daß „der Diebftahl 
durch Zueignung einer in fremder Gewahrſam be 
findlihen Sache, die Unterfhlagung CUntreue) dagegen 
durch Zuelgnung einer fhon in des Webertreterg 
Gewahrſam ftehenden Sache gefhehe” — fo 
fönnte c8 nicht einmal einen Zunddiebftahl geben, wie 
ihn doch der Art. 212 begriffsmäßig anerfennt. Denn 
eine wirklich (im juridifchen Sinn) verlorene Sache befindet 
fid nicht mehr in der Gewahrfam des Eigenthuͤmers 
oder fonftigen Verlierers. ine Sache, bemerkt Huf: 
nagel*) ift „im rechtlichen Sinne nur dann ver 
loren, fo dag durch ihre Unterfchlagung ein Sunddiebs 
ſtahl °) begangen wird, wenn der Befiger und Eigenthüs 
mer picht weiß, wo fie iſt, und wenn. fie auch nicht mehr 
in feiner Gewahrſam ift. . Befindet fie fich innerhalb. des 
Dezirfs, welchen der Verlierende im Befi Hat, oder auf 


4) Das Württembergifhe Str. G. B. ©. 368. 
5) Diefe Bezeichnung iſt nach Art. 348 des Württ. Str, G 


unrichtig. Es FA eißen: dunte agung. Hu Kae 
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einem beftimmten Plag, welcher nur genau durchſucht zu 
werden braucht, um die (im gemeinen Leben fo genannte) 
verloene Sache wieder zu finden, fo Hat der Verlierende 
fie no in feinee Gewahrſam; fie If daher nur im 
Sinne des gemeinen Lebens, nicht im rechtlichen Sinne 
eine verlorne, und es wird durch deren widerrechtliche Zus 
eisnung ein Diebſtahl 8) begangen”. So bemerft 
auh Mittermaler zu Feuerbach's Lehrbuch S. 510, 
daß es Feine Unterfchlagung, fondern ein Diebftahl fey, 
wenn Jemand eine Sache in dem Haufe (überhaupt auf 
dem Grund und Boden) eines Andern, die diefer dort (im 
Sinne des gemeinen Lebens) verlor, finde und fich recht 
widrig zuelgne. Kurz, was man nur verlegt, verframt, 
aus den Augen verloren, was fich verftedt hat ꝛc., iR 
noch nicht als verloren im juridifchen Sinn zu betrachten. 
Soll daher zu den Anmerff, zum Baierfchen Ste. & B. 
ein Diebftahl nur durch Zueignung eine in Fremder 
Gewahrſam befindlichen Sache begangen werden, fo 
koͤnnte es hiernach Feinen Yunddiebftahl geben, wie ihn 
doch das Baier’fche Str. ©. DB. aufftellt. 

Durch die Beftimmung des Art. 212 vom Funddieb⸗ 
ſtahl find aber nicht einmal alle feither zur f.g. einfachen 
Unterfchlagung gezahlten Faͤlle erfhöpft. In diefer 
Beziehung fuchen nun die Anmerkk. zu Art. 229, TH. 2 
©. 147, auf ihre Art, d. h. gegen den Flaren Wortlaut 
und Sinn des Art. 229: 

„Wer eine Sache für einen Andern in Befig ober 
Gewahrſam hat, ꝛc. ... macht fich der Unterfchlägung 
des Anvertrauten (einer Untreue, Beruntreuung) 
ſchuldig“, 


6) und zwar kein Zun d diedſtahl, ſondern ſchlechtweg € ein Dieb⸗ 
ſtahl wie jeder andere, im Gegenfat von der weit wilder 
beuribeilten Zundunterfchlagung (Art: 348):  . -- ..-- 
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nachzuhelfen. Sie bemerken nämlich: „Gewoͤhnlich komme 
die Unterfchlagung bei anvertrauten Sachen vor, und 
trägt dann den Charakter einer Untreue an fih. Sie tft 
aber auch bei Sachen denfbar, welche dem Innehaber 
nicht für einen Andern anvertraut worden, und fich 
ohne den Willen des Berechtigten in der Detention des 
Verbrechers befinden. Beiſpiele find die zugelaufenen 
Thiere, fodann die zwar nicht gefundenen und verlornen, 
jedoch vom Innehaber auf eine ihm unbekannte, übrigens 
nicht widerrechtlihe Art in Gewahrſam erhaltenen Sachen, 
z. B. wenn der Dieb die geftohlnen Sachen einem Dritten 
in die Tafche ſchiebt, und diefer fie hernach abläugnet; 
deögleichen derjenige, welcher als vermeintlicher Erbe den 
Beſitz der Erbſchaft erlangt hat, und nach gemachter Ers 
fahrung daß die Erbfchaft einem Andern gehöre, an den 
ihm eigentlich nicht von einem Andern anvertrauten Erb⸗ 
ſchaftsſtuͤcken eine Unterfehlagung begeht”. Diefe und 
noch andere Faͤlle der (einfachen) Unterfchlägung paffen 
freilich meder zum Funddie bſtahl des Art. 212, no 
zue-Unterfchlagung des Anvertrauten, Art. 2205 
mit andern Worten: man hat fie bei der Abfaſſung diefer 
Artt. völlig überfehen. Aber die Anmerkk. ſubſumiren fie 
gleihmwohl unter die VBeruntreuung des Art. 229, 
bilden alfo daraus den allgemeinen (Gattungs:) 
Begriff der Unterfchlagung, mit Ausnahme der gefetlich 
zum Diebſtahl gezäflten Unterfchlagung eines Fundes. 
Gerüst auf diefe Sigenmacht der Anmerkk. zu Art. 229 
zieht Gönner 7) unter diefen Artikel auch das Finden und 
Behalten eines Schatzes, weil der Art. 212 vom Funde 
verlornee Sachen (Hunddiebftahl) hierauf nicht paſſe. 
Denn, fagt er, Schäte werden zwar auch gefunden, ges 
hören aber ihrem Begriffe nach nicht zu den verlornen 


7) Jahrbücher der Gefepgeb. für Baiern, Th. 1. ©. 329. 
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Soden. Dies iſt allerdings richtig. Eine verlorne Sache 
it eine res alicujus, ein Schatz dagegen eine res nul- 
lius. Allein paßt darum die Unterfchlagung eines Schatzes 
befier zu der Untreue oder Veruntreuung des Art. 229? 
Indeß meint Gönner, nah den Anmertungen ſey 
diefer Art. nicht auf anvertraute Sachen zu befchränfen — 
und die Anmerff. haben ja gleiche Geſetzeskraft mie der 
Text! Er fieht aber doch felbft das Mifliche diefer Aus: 
hülfe ein, indem er bemerkt, daß die Geſetzgebung die 
Untreue und die (einfache) Unterfchlagung von einander 
trennen, d. h. mit verfchiedener Strafe bedrohen follte. 
Denn dort beruhe das Moment der Streafbarfeit Haupt 
fächlich in der Verlegung der fehuldigen befonderen Treue, 
bei diefer mehr in der allgemeinen Rechtsverbindfichkeit, 
nicht wiſſentlich und widerrechtlich fich fremdes Gut anzu: 
eignen. Dies bringt auch fehon die Analogie vom Dieb 
ſtahl mit ſich. Alle Gefepgebungen zählen Diebftähle, 
durch melche eine befondere Treue verlegt wird, z. B. die 
Dausdiebftähle, oder an Sachen, melde dem Schuge des 
Publicums anvertraut find, zu den erfchwerten oder auf 
gezeichneten Diebftählen, im Gegenfag der einfachen. 
Dem entfprechend müffen 5. B. auch Haus  Unterfchlagun: 
gen (als Veruntreuungen) verhältnigmäßig ſtrenger als 
einfache Unterfchlagungen geftraft werden. 

Ganz unflar heißt es aber in den Anmerkk. zu Art. 212, 
Th. 2. ©. 99, daß die Zueignung einer gefundenen 
Sache „von der Seite betrachtet, daß der Thäter die 
Sache ſchon in feiner Gemwahrfam gehabt Habe, 
mehr eine Unterfchlagung als ein eigentlicher Diebftahl 
fey, der Gefepgeber aber überwiegende (9) Gründe ges 
habt Habe, auch hierauf die Strafe des Diebftahld ans 
zuwenden”. Wie fann man von dem Kinder einer Sache 
fagen, daß er diefelbe fchon In feiner Gewahrfam ge: 
babt habe, da er fi ja it (yy dem Die, In ten 
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Beſitz oder in die Detention derfelben feßt? Oder foll 
etwa , wie nach den Anmerff. zum nachfolgenden Act. 213 
— wovon weiter unten — ausgedrüdt werden, daß die 
rechtswidrige Zueignung einer gefundenen Sache je nad 
den Umftänden Diebftahl oder nur Unterfchlagung 
ſeyn koͤnne, das Gefeß aber diefe Unterfcheidung nicht 
anerkennt, fondern gleihmäßig alle Fälle als Diebſtahl 
. bedroht Habe? Man könnte nämlich fagen: bat der Finder 
gleich bei der Befigergeeifung des Fundes die Abficht der 
widerrechtlichen Zueignung, fo nimmt er wie der Died, 
der fi in den Beſitz einer fremden Sache fegt, eine 
eontrectatio rei animo domini vor; feine Handlung ift 
daher Diebftahl. Hebt ex dagegen die Sache in ehrlicher 
Abſicht auf, ändert aber, nachdem er fie folchergeftaft 
in feiner Gewahrfam gehabt Hat”, den animus und 
entzieht fie dem Eigenthuͤmer, fo iſt dies nur Unterſchla⸗ 
gung. Diefe Unterfcheidung wäre aber ungegründet. 
Mag aub in jenem Falle der unredliche Kinder hinſicht⸗ 
lich der Befigergreifung dem Diebe gleich ftehen, fo Hat er 
doch den Eigenthümer nicht aus der Detention 
feiner Sache geſetzt, fondeen dies hat der Verlierende 
. feld gethan ; und mag auch in dem zweiten Kalle 
wahr ſeyn, daß der Thäter die Sache ſchon in feiner Ges 
wahrfam gehabt habe, ehe er fie ſich aneignete, fo koͤnnte 
doch nicht von einer Unterfchlagung des Anvertraus 
ten, welche der Text des Baier. Str. G. B. (Art. 229) 
allein anerkennt, die Rede feyn. Ueberhaupt ift ed nach 
der Natur der Sache gleihviel, mann der Finder die 
Abficht der Aneignung, ob früher oder fpäter, gehabt 
bat; feine Handlung muß daher immer entweder Dieb: 
ſtahl, oder wenn fie Fein Diebſtahl ſeyn Fann, einfache 
Unterfeplagung feyn ®). 

8)- Was hier ertſcheidend iſt, iſt die Beſchaffenheit der 


Sache, nämlich ihre Eigenſchaft als orrisrnr Sin, WN 
beim Echag die einer hberrenioien Yokr, 
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Gleichwohl fcheint den Anmerkk. jene Unterfcheidung 
vorgefehtwebt zu haben, indem fie zu Art. 213 bei Ents 
twendungen von „Erben, Gefellfchaftern oder Miteigens 
thümern an dee gemeinfhaftlihen Sache” in Ahns 
‚Sicher Weife unterfcheiden. Cine folche Entwendung, fagen 
die Anmerff., ift Diebftahl, wenn der Entwender die 
Sachen oder die Kaffe nicht ſchon vorher in feiner Gewahr⸗ 
fam hatte; hatte er fie dagegen vorher in Gewahrfam, 
fo macht er ſich daran, foviel die Entwendung feinen 
Antheil überfteigt, nur einee Unterfhlagung (Vers 
untreuung) ſchuldig. Der Gefegeber hat aber auch hier 
überwiegende (?) Gründe gehabt, beide Faͤlle als 
Diebftahl. zu behandeln! Bequemer ift es freilich fie den 
Richter ,. wenn der Gefegeber in denjenigen Verhäftniffen, 
wo die Handlung je nah den Umftänden Diebfahl 
oder nur Veruntreuung feyn Fann, 3. B. auch bei Ent: 
wendungen im Haufe, unter Ehegatten oder nahen Ber: 
wandten 2c., dieſe Unterfcheidung abſchneidet, weil Die 
Entfcheidung der Frage: ob anzunehmen fey, daß der 
Zhäter die Sache in feiner Gewahrſam gehabt habe, dem 
Richter im Einzelnen (in concreto) oft große Schwierig; 
feiten bereitet, wenn auch das Prinzip der Entfcheidung 
(in abstracto) feine Schwierigfeiten hat 9). Allein ein 
ſolches Durchgreifen waͤre nur auf Koſten des Rechts 
moͤglich. 

Wir faſſen hiernach das Reſultat der bisherigen Uns 
terſuchungen kurz dahin zuſammen: das Baier'ſche Str. 
G. B., indem es nach dem Geſetzestert nur eine Unter⸗ 
ſchlagung des Anvertrauten kennt, die Unterſchla⸗ 
gung gefundener Sachen zum Diebſtahl zaͤhlt, und in 
andern Faͤllen eine Unterfcheidung zwiſchen Diebſtahl 


9) Hufnagel, Comment. . ' 8. . 8. 
a ge ‚ | vum RBiicit, Bir. ©. S Th. 3 
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und Veruntreuung gar nicht zuläßt, iſt in diefer Lehre eben 
fo luͤckenhaft und unverftändig , als die von den Anmerkk. 
zu Art. 229 und dann meiter von Gönner gemachte 
Ausdehnung des Begriffs der Veruntreuung auf die Uns 
terſchlagung überhaupt im hohen Grade bedenk⸗ 
lich, ja geradezu verwerflich iſt. 


I. 2. 


Je mehr Goͤnner ſelbſt, der Mitarbeiter an den 
Anmerkk. zum Baier'ſchen Str. G. B., das Mißliche jener 
Ausdehnung erkannte, um ſo intereſſanter wird es ſeyn, 
die von ihm in ſeinem beruͤhmt gewordenen Entwurfe vom 
J. 1822 vorgeſchlagenen Verbeſſerungen zu betrachten. 
Der Art. 303 dieſes Entwurfs definirt die Unterſchla⸗ 
gung fo: 

„Wer eine fremde bemegliche Sache in feinem Be; 
fig oder Sewahrfam Hat !%), und diefe ſich 
rechtswidrig in der Abficht zueignet, fie dem @igens 
thümer zu entziehen, iſt der Unterfhlagung 
fhuldig”. 
Diefe Begriffsbeftimmung iſt allerdings welter ale die 
des Art.229 des Baler’fchen Str. G. B. Denn 1) heißt es 
jegt nur ‚in feinem Befig oder Gewahrſam hat”, wäßs 
vend e8 dort heißt: „für einen Andern in feinem 
Befig oder Gewahrſam hat”. Es fallen daher unter 
den Art. 303 des Gönner’fchen Entwurfs jegt auch die in 
den Anmerkk. zum Baler. Str. ©. B. ($. 1) genannten 
Fälle, wo der Thäter vorher die fremde Sache in feiner 
Gewahrfam hatte, ohne fie aber für einen Andern 
(den Verlesten) inne zu haben. Eben daher heißt es 
2) gen nur: „iſt der Unterfchlagung fehuldig”, während 


10) Im Art. 209 vom Diebflahl heißt es dagegen: „eigenmädhe 
fig in feinen Befig nimmt. 
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«s im Art. 229 des Ste, G. 8. heißt: „iſt der Unter⸗ 
fdlagung des Anvertrauten fchuldig”. Kurz, ftatt 
der Untreue oder Weruntreuung des Baier'ſchen Str. G. B. 
ift Hier, wie es fcheint, der Begriff der Unterfchlagung 
überhaupt aufgeftellt worden, und damit eine mwefentliche 
Luͤcke ausgefüllt. 

Eine zweite Abweichung des Sönner’fhen Entwurfs 
befteht darin, daß die mwiderrechtliche Zuelgnung eines 
Bundes nicht mehr unter den Begelff des Diebftahls, 
fondeen der Unterfhlagung geftelt if. Denn «6 
heißt dort: 

„Wer eine Sache findet, und diefe dem fich meldenden 
Eigenthuͤmer oder Verlierer vorenthält, oder nicht in⸗ 
nerhalb acht Tagen, nachdem die (eine) Aufforderung 
des Finders (an den Finder) gefchehen ift, den Kund 
anzeigt, macht fih dee Unterſchlagung fhuldig”. 
Man kann dies nur billigen, weil ed an einem mefent; 
lien Erforderniſſe des Diebftahls fehlt, um diefe Hand: 
lung zum Diebftahl zu zählen, und es zugleich an genü: 
genden Gründen fehlt, um fie ausnahmsweiſe mit der 
Strafe des Diebftahls zu bedrohen. Dagegen Ift die 
Begriffsbeftimmung, welche der Art. 303 von der Unter: 
Sblagung überhaupt aufftellt, Immer noch zu eng. 
Denn e8 paßt darunter weder die Unterfchlagung eines 
Kundes, noch die eins Schatzes. Nun hat zwar 
Art. 304 jenen Fall nod nachträglich hervorgehoben; 
eines Theils iſt aber nicht einzufehen, weshalb der Art, 303 
es nicht vorgezogen hat, den Begriff der Unterfchlagung fo 
zu erweitern, daß ſchon der Richter darunter die ti: 
derrechtlihe Zueignung eines Bundes fubfumiren Eönnte; 
andern Theile läßt ſich die widerrechtliche Aneignung eines 
Schatzes weder unter den Art. 303 von der Unterfchlagung, 
nod unter den Art. 304 von der Unterſchlagung (d. h. 
eines Zundes) fuͤbſumiren. Denn mer einen. Shop auf 
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fremdem Grund und Boden findet, und fich denfelben fos 
glei) animo domini aneignet, hat denfelben nicht ſchon 
vorher in feiner Gewahrſam gehabt; und menn 
gleich Schäe gefunden werden, fo gehören fie doch nicht zu 
den verlorenen Saden, wie Goͤnner ſelbſt zugiebt. 
Ya es kann felbft zweifelhaft ſeyn, ob die miderrechtliche 
Aneignung von fremdem Vieh, welches Jemandem zuge: 
laufen, von fremden Tauben, die ihm zugeflogen, von 
fremdem But, welches Ihm im Wafler zugeflöffen iſt ıc., 
unter den Art. 303, oder ob fie unter den Art. 304 zu 
fubfumiren fey, was von praftifcher Bedeutung iſt, wenn 
daß Geſetz die Sundunterfhlagung milder ald andere 
Arten der Unterfchlagung beurtheilt. Allerdings kann 
man fagen, daß hier der Unterfchlager die fremde Sache, 
wenn gleich ohne feinen Willen, in feiner Gewahrfam 
hatte (Art. 303); allein auf der andern Seite kann man 
auch mit Hufnagel’!) fagen, daß es Sachen find, die 
dee Eigenthümer verloren hat, und daß es auf die: 
Art und Weife, wie man eine Sache verliert, nicht an⸗ 
fommen fann. Vom Standpunfte der öffentlihen Meis 
nung wird man ihm darin vollfommen Recht geben muͤſ⸗ 
fen. Wie dem aber auch feyn mag, fo fann die Unters 
fblagung eines Schatzes oder fonftiger herrenlofer 
Sachen, die fi der Thäter nicht zueignen durfte, nir⸗ 
gend untergebracht werden. Die Begriffsbeſtimmung des 
Art. 303 ift aber nicht nur mit Ruͤckſicht auf diefen Fall, 
fondern auch auf die Unterfhlagung eines Fundes zu eng 
ausgefallen, indem diefe begrifflich nicht befondere her⸗ 
borgehoben zu werden brauchte, wenn der Art. 303 eine 
weitere Kaflung erhalten hätte. Gleichwohl iſt ein ger 
wiſſer Fortſchritt hier nicht zu verkennen. 


— —— — — 


* 31) Commentar Th. 8. S. 461. 
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4. 3. 


Das Hannover'ſche Str. G. B. Hat fich nit 
einmal diefen Kortfchritt des Goͤnner'ſchen Entmwurckh, 
wenigſtens nicht vollftändig, angeeignet. Daffelbe definitt 
nämlich im Art. 304 die Unterfchlagung (alfo den Cat; 
tungsbegriff) fo: 

„Wer eine fremde bewegliche Sache für einen Ans 

dern in feinem Befige oder Gewahrfam 

bat ’?), und fich diefelbe mit vechtswidrigem Vorſatze 

anelgnet, iſt der Unterfchlagung fehuldig ”. Ä 
Da hier aus dem Baier'ſchen Str. G. B. die Worte:. „Air 
einen Andern” beibehalten find, fo hätte e8 mit diefem 
Geſetzbuch auch am Schluffe heißen follen: „iſt der Unter 
fhlagung des Anvertrauten”, alſo der Untreme, 
Veruntreuung, ſchuldig. Oder glaubte das Hannover⸗ 
ſche Str. G. B., daß durch die Weglaſſung der Worte: 
„des Anvertrauten” die Begriffsbeftimmung eine weitere 
feyn werde? Dies wäre, da es ausdruͤcklich heißt: für 
einen Anderen (detiniet), natürlih nur eine Tau 
fhung! Alle @inwendungen gegen den Art. 229 des Baier: 
fhen Str. ©. B. treffen daher auch den Art. 304 der Hans 
nover’fchen Geſetzgebung. 

Dagegen hat diefelbe, in Uebereinſtimmung mit dem 
Goͤnner'ſchen Entwurfe, die rechtswidrige Zueignung eines 
Fundes von den Fällen des Diebſtahls ausgeſchloſſen. Da 
aber der unehrliche Zinder „die Sache nicht für einen 
Andern In Gewahrfam hat” (Art. 304), fo müßte 
duch eine befondere Beftimmung diefer Fall den Unter; 
fhlagungen zugemiefen werden. Der Art. 305 Tautet 
demgemäß fo: 


123) Bom Diebflahl heißt «6 dagegen: „in feinen Weite 
nimmt.” 
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„Wer eine Sache findet, von der er vernunftigermweife 
nicht annehmen Fonnte, daß der Eigenthümer fie aufs 
gegeben habe, und fi folche rechtswidrig zueignet, 
macht fih der Unterfhlagung gefundener 
» Baden fhuldig”. 
Hiernach giebt es zwei Arten der Unterfehlagung , die Un; 
terfchlagung fchlechtweg (Art. 304), und die Unterfchlas 
gung gefundener Sachen (Art. 305), mas aber logiſch 
uneichtig iſt. Denn die Sundunterfchlagung ift nur eine 
Art der einfachen Unterfchlagung,, und den Gegenfaß von 
der einfachen Unterfchlagung bildet die Beruntreuung 
als erſchwerte Unterſchlagung, welche im Art. 304 nicht 
fo , fondeen ſchlechtweg ale » Unterfchlagung” bezeich⸗ 
net wird, Ä 
Wenn es indeß geftattet ift, aus der Hauptthätigfeit 
Bauer’s ander Abfaſſung des Hannover’fchen Str. G. B. 
einen Schluß auf den Sinn der Artt. 304 und 305 zu zie⸗ 
hen, fo wollte der Geſetzgeber im Art. 30% ſich nicht 
auf eine DBegriffsbeftimmung von der Beruntreuung bes 
fchränfen (obgleich es ausdruͤcklich heißt: „für einen 
Andern in Sewahrfam hat”), fondern eine ſolche von 
der Unterfchlagung überhaupt aufftellen, und die 
Fund s Unterfchlagung nur in fräflicher Hinfiht, d. h. 
als einen milder zu beurtheilenden Kal hervorheben — 
fo wenig es auch auf den Finder paßt, daß er „für 
einen Andern die fremde Sache in Gewahrſam haben” 
fol! In feinem Lehrbuch des Strafrechts $. 264 bemerft 
namlih- Bauer: zur Unterfehlagung, im Gegenfag vom 
Diebftahl, gehöre, daß der Gegenftand derfelben „eine 
in der Inhabung des Thäters befindliche 
fremde Sache fey”. Auf die Art, wie der Thäter zu 
dieſer Inhabung gelangt ſey, komme es hinfichtlich des 
Thatbeftandes nicht an. Within gehöre hiehee auch’ die 
Unterfeplagung zufällig in die Detention des Thäters 
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Entwurfe ($.2), als ein offenbarer Richſcheit zum Baler 
ſchen Str. G. B. zu betrachten. 


$. 4. 


Andem tie jebt auf die Beftimmungen des Sächs 
fifhen Str. ©. B. übergehen, wird es zweckmäßig 
fepn, denfelben die eigenthümlichen Anfichten Tittmann’s, 
in deffen Lehrbuch $. 510 und Entwurf eines Str. ©. 8. 
für das Kar. Sachfen $. 1179 — 1213 (alfo 33 Artikel!) 
poraufzufchichen , meil diefelben unzweifelhaft von dem 
Sächfifchen Geſetzgeber berückfichtigt worden find. 

Bei den Betrügereien durch Unterdrückung der 
Wahrheit unterfcheldet Tittmann drei Fälle, die er 
Veruntrauung (ein Provinzialiimus, welcher aud 
noch im Sächfifhen Str. G. B. vorfommt), Unter; 
fhlagung und Borenthaltung nennt, und zwar 
in folgender Weiſe: 

1) Beruntcauung (defraudatio) iſt unrechtmäßige Ent: 
jiehung einer In gutem Glauben überliefert ers 
haltenen Sache, 3. B. wenn der Depoſitar die ihm 
übergebene Kifte erbricht, und Sachen aus ihr heraus: - 
nimmt, der Pfandgläubiger das Pfand verbraucht, der. 
Dreſcher während feiner Arbeitszeit Getreide entwendet, 
der Handwerker von dem zur Verarbeitung überlaffenen 
Material zuruͤckbehaͤlt zc. 

2) Die Unterſchlagung (interversio) ſetzt genau ge⸗ 
nommen (?) eine Sache voraus, die der Eigenthuͤ⸗ 
mer noch gar nicht im Befig gehabt Hat, und 
von deren Dafeyn er gar nichts weiß. Sie begreift 
mithin eine heimliche Innebehaltung einer Sache, die 
dem Betrüger zur Ablieferung an den Andern übers 
geben worden war, z. B. wenn der Rechnungsführer vers 
fchiedbene Poften der Einnahme unangefegt läßt, der 
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Defonomieverwalter mehrere eingeerntete Erzeugniffe vers 
ſchweigt ꝛc. 19), | | 
3) Die VBorenthaltung befteht in dent unrechtmäßigen 
und vorfäglichen Zuruͤckbehalten einer zufällig in Be: 
fig befommenen Sache, mie dies bei der Unterlaffung 
der Herausgabe einer verloren gegangenen Sache der Fall 
iſt (fe 9. Sunddiebftahl, furtum interventionis). Diefe 
letzte Urt der Betrügereien ift die am wenigſten ſchwere, 
weil der Betrüger entweder blos zufällig in den Beſitz der 
Sache formt, oder wenn er auch zum Suchen verloren 
gegangener Sachen übergegangen feyn follte, ſich doch Feis 
nes Mißbrauchs des Vertrauens Anderer (tie bei der 
Beruntrauung und der Unterfchlagung) zu Schulden kom⸗ 

men läßt. 

Aehnlich unterfcheidet das Saͤchſiſche Str. G. 2. 
zwiſchen „Borenthaltung des Gefundenen” (Art. 341) 
und einfacher (Art. 342), qualifizirtee (Art. 343) und 
privilegirter (Art. 344) „,Veruntrauung”, unter welche 
auch die f. g. Unterfchlagung im Sinne Tittmann’s bes 
griffen zu ſeyn ſcheint. Der einfachen Beruntrauung 
macht ſich nach Art. 342 fchuldig : 

„Wer eine fremde beweglihe Sache in feinem Bes: 
fig oder Gewahrſam oder zu verwalten 
bat, und irgend eine Handlung 1%) vornimmt, 
woraus die rechtswidrige Aneignung der Sache ent: 
weder an fich, oder nach den übernommenen befonde: 
ven Verpflichtungen fich ergiebt”; 


14) Daß eine Unterfchlagung (Veruntreuung) auch durch in⸗ 
tellettuelle Urkundenfälfhung (Rechnungsfälſchung) be⸗ 
gangen, oder vielmehr verdeckt werden Eann, fo daß alfo 
Unterfhlagung und Zälfhung concurriren, ift gewiß. Mer 
hat aber außer Zittmann wohl jemals den Begriff der 
Unterfchlagung hierauf beſchränkt? 


15) alfo auch im Sinne der Tittman n'ſchen Unterfchlagung, 
die ihrem Weſen nach ja auch zur Untreue gehört. 


Archiv d. Er. R. 1850. IV. @t. Ar 
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der qualifizierten, wenn (Art. 343) Subject der Verun⸗ 
teauung find: 
„ Staatsdiener, Gemeindebeamte, Pateimonialgeriht 
verwwalter, Advocaten und Notare, Bormünder, und 
überhaupt alle Perfonen, welche zu dem Gefchäft, in 
Anfehung deſſen fie fich einer Veruntrauung ſchuldig 
gemacht haben, von einer Öffentlichen Behörde befons 
ders verpflichtet worden find”. 
Das Sächfifche Geſetz geftattet naͤmlich auch Privat: 
perfonen, ihre Privatdiener, 3. B. Rechnungsführer, 
Verwalter, in Beziehung auf die ihnen anzuvertrauenden 
Geſchaͤfte verpflichten zu laſſen. Sind folchergeftalt 
Privatdiener befonders beeidigt worden, fo ftehen fie den 
von Amts wegen zu beeidigenden Öffentlichen Dienern, 
Vormündern ıc. gleih, d. h. fie find, mie diefe, wegen 
qualifizirtee Veruntrauung (Beruntreuung im Amte oder 
Öffentlichen Dienfte) ſtrafbar. Ohne eine folche befondere 
Beeidigung würden fie mithin nur unter den Art. 342 (von 
einfacher Beruntrauung) fallen, während der Deputationgs 
bericht der IL. 8. 19) der Anficht ift, daß fie dann die Strafe 
des einfachen Betrugs nach Art. 245 treffe. Diefer 
Art. 245 muß auch fonft noch für manche Sälle der Uns 
terfchlagung aushelfen, für welche das Sächfifhe Str. G. B. 
nicht Borforge getroffen hat. Denn wer fi 
z. B. einen Schag aneignet, oder ein von einem Anderen 
angefchoffenes, verendet gefundenes Stüf Wild, kann 
fo wenig nach Art. 342 wegen Veruntrauung, als nad 
Art. 341 wegen Vorenthaltung des Gefundenen geftraft 
werden, meil er diefe Sachen weder zuvor in feiner Ges 
mwahrfam gehabt Hat, noch diefelben zu den verlorenen 


nn ni — — 


6) Das Sächſ. Criminalgeſetzbuch bearbeitet von einem practis 
Eh Rechtsgelehrten, zweite Aufl. ©. 167. Vgl. auch Güns 
ther’s Sächf. Eriminalgefepgebung S. 133. 
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Sachen gehören. Sollen nun aber auf diefe und ans 
dere, doch zur Unterfchlagung gehdrigen Fälle die Straf- 
beftimmungen des Art. 245 über den einfachen Bes 
teug (duch Unterdrückung der Wahrheit) in Anwen⸗ 
dung Fommen, fo Fann dies in Feiner Welfe gebilligt 
werden. Schon Gönner a a O. macht darauf 
aufmerffam, daß unter den Rechtögelehrten wie unter 
den neueren Öefeggebungen, 3. B. dem Preugifchen, dem 
Defterreichifehen und dem Franzöfifchen Str. G. B, eine 
Berfchiedenheit der Anficht darüber beftehe, worin das 
Hauptmoment für den Begriff der Unterfchlagung 
liege, und mit welcher andern ftrafbaren Handlung, 
ob mit dem Diebftahl, dem Betrug, oder der Untreue 17) 
fie die nächfte Berwandtfchaft habe? Bel diefer Frage, 
welche fich der Geſetzgeber vorzulegen und zu beantworten 
hat, kann es ſich aber nicht von einer Zerfplittes 
eung des Begriffs der Unterfehlagung handeln, indem 
3. B. ein Theil deifelben zum Diebftahl, ein anderer zum 
Betrug gezählt wurde, oder wie fonft zerlegt und zer; 
ſtuͤckelt werden wollte; denn für ein folches Verfahren 
fpräche fein anderer Grund als Wilffür und Unvernunft. 
Sondern e8 fann ſich bei der Entfcheidung jener Frage 
(die auch bei andern Verbrechen, 3. B. der Erprefiung 
vorfommt) nur darum handeln, die Unterfchlagung ents 
weder mit dem Diebftahl in Verbindung zu bringen, 
weil das Hauptmoment bei derfelben die Entwendung Ift, 
oder mit dem Betrug, weil die Unterfchlagung in Form 
einer Taͤuſchung, fen es duch Verlegung einer fchuldigen 
befondern Treue, oder des allgemeinen Vertrauens 


17) Eine Untreue kann nicht blos durch Unterfchlagung, fondern 
auch auf andere mannigfache Weiſe begangen werden, z. 8. 
wenn man nur an die Prävarication Untreue, Treuloſigkeit 
der Anwälte) denkt. In diefem weiteren Sinn iſt bier die 
Untreue zu nehmen. 

Ar % 
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fhen Ste. G. B. an einer allgemeinen Begriffs: 
beftimmung von der Unterfchlagung fehlt, Die man 
doch ſchon nach Analogie des Diebftahle, des Betrug, 
der Fälfehung zc. zu erwarten berechtigt wäre, indem alle 
Gefeßgebungen von diefen Verbrechen zuerft allgemeine 
Begriffsbeftimmungen aufftellen und dann befonbdere 
hinfichtlich der einzelnen Arten derfelben. Entweder giebt 
man fi nun der Täufchung hin, daß unter der Unter: 
ſchlagung der Artt. 400 fg., d. h. der Unterfhlagung des 
Anvertrauten, eine allgemeine Begriffsbeftimmung 
von dem Verbrechen der Unterfchlagung aufgeftellt ſey, fo- 
mit Peine Luͤcke in der Gefeßgebung zu beforgen fey, 
was aber eine fi) widerfprechende Vorausfegung iſt; oder 
man giebt fich diefer Täufchung nicht hin, dann fragt es 
ſich, ob der allgemeine Begriff der Unterfchlagung durch 
die Zerlegung derfelben in drei Arten, Unterfehlagung 
des Anvertrauten (Untreue), eines Kundes, und eines 
Schatzes wirflih erfhöpft ſey? 

Der Art. 400 des Badifhen Str. G. B. beftimmt 
die f. 9. Unterfchlagung, d. h. des Anvertrauten, alfo 
die Beruntreuung, fo: 

„Wer fremde bemegliche Sachen, die ihm zur Be: 
wahrung oder Verwaltung, oder in Folge 
eines andern die Verbindlichfeit zu deren 
Zurüdgabe oder Wiederablieferung be: 
gründeten Rehtsgefhäfts anertrauet oder 
übergeben worden find, in der Abficht fich zueignet, 
fie dem zue Zurücforderung Berechtigten ohne Erfag %9) 
zu entziehen, ift der Unterfchlagung fehuldig”. 

20) Hiernach Tann fich jeder Veruntreuer der Strafe entzichen, 
wenn er nur die Abficht der Erfapleiftung bat. Kine 
herrliche Moral, die dem Volk gegeben wird ! Nicht fo weit 
geht doch Art. 345 des Württ. Str. &. B. (vgl. darüber 
diefes Archiv Jahrg. 1848 ©. 525 fg.); aber die Crim. No⸗ 


velle vom 13. Aug. 1849 hat dies im Art. 29 Abf.2 u. 30 
unverantwortlich ausgedehnt. VBgl. unten $. 9, 
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Diefe Begriffsbeftimmung iſt noch vollftändiger als 
die des Sächfifehen Ste. G. B. ($. 4), Indem fie außer 
den Fällen des Anvertrauens zur Aufbewahrung oder zur 
Berwaltung noch einen dritten Fall febt, 3. B. wenn 
der Schneider den Empfang des zu verarbeitenden Tuchs, 
der Bote den Empfang des zu transportirenden Geldes 
wiſſentlich wahrheitswidrig abläugnen (Art. 401), Statt 
diefer Caſuiſtik wird man ſich aber mit der allgemeinen 
Formel des „‚Anvertrauend” begnügen koͤnnen! Denn 
wozu braucht das Gefeß aus einander zu ſetzen, zu wel: 
chem Zweck Jemand einem Andern eine Sache anver: 
trauen Fann? Go viel erhellt aber aus der ganzen Faſ⸗ 
fung des Artifeld, daß hier nur von Unterfchlagung des 
Anvertrauten die Rede ift, mithin diejenigen Fälle, 
mo Jemand zufällig in den Beſitz oder in die Detention 
einer fremden Sache fommt und fich diefelbe rechtswidrig 
zueignet (val. $. 1), nicht nach Art. 400 geftraft werden 
fönnen. Das Badifche Str. G. B. fucht indeß diefe Lücke 
durch eine Erweiterung des Begriffs der Fundunter: 
ſchlagung auszufüllen, indem e8 im Art. 407 heißt: 

„Wer eine fremde Sache findet, oder fonft zufäl: 
lig in den Befig einer fremden Sade 
fommt, ift der Unterfehlagung (gefundener Sachen, 
wie die Weberfcehrift Tautet) fehuldig, wenn der Eigen⸗ 
thümer 0.” 
Diefe Erweiterung des Begriffs verlorner (oder gefundenen) 
Sachen, wonach 3. B. auch die rechtswidrige Aneignung 
von zugelaufenem fremden Vieh, von angeſchwommenem 
fremden Gut ꝛc. dem Art. 407 unterliegt, läßt fich nach dem 
Obigen wohl rechtfertigen. Allein andere ähnliche Fälle 
der Unterfchlagung, 3. B. wenn Jemand bona fide eine 
Erbſchaft in Händen hat, fpäter aber erfährt,. daß er 
nicht dee wahre Erbe fen, und fie dennoch nicht heraus: 
giebt (unterfhlägt), oder wenn ſich Jemand ein von 
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einem Kagdberechtigten bereits gefchoflenes Cerlegtes) Wild 
aneignet 21), koͤnnen hiernach nicht geftraft werden. Denn 
von einer Veruntreuung (Art. 400) ift hier natürlich nicht 
die Rede, aber auch nicht von einer verlornen Sad, 
wenn auch im meiteren Sinne des Art. 407. Um zu die 
fer gezählt zu werden, muß der Unterfchlagende durch 
Zufall in den Befig der fremden Sache gefommen 
feyn, dies paßt aber auf den erften Fall nicht; umd 
wenn eine Sade als verloren, menn auch im weiteren 
Sinne, gelten fol, fo muß fie fremdes Eigenthum 
(res alicujus) feyn, ein nur angefchoffenes Stuͤck Wil, 
welches davon läuft, und an einem andern Orte verendet, 
ift aber noch nicht In Befig und Eigenthum des Jagdbe⸗ 
vechtigten übergegangen , mithin gleih dem Schatz 
(Art. 408), eine res nullius. In diefem Sinne hat fid 
auch der Eßlinger Gerichtshof 7?) Fürzlich ausgefprochen. 
Glaubt alfo der Gefeßgeber, daß er eine allge: 
meine Begriffsbeftimmung von der Unterfchlagung (wie 
fie doch bei dem verwandten Diebftahl, dem Betrug x. 
vorkommt) dadurch entbehrlih mache, daß er je nach Be; 
fhaffenheit des Objects der Unterfchlagung,, nam: 


21) Denn dies ift, wie Hufnagel, das Württ. Str. G. B. 
S. 368 — 69 bemerkt, weder Wilderei, noch Diebſtahl, noch 
kann die Handlung unter die Artt. 344— 49 des Württ. Str. 
G. B. fubfumirt werden, weil auch bier eine allgemeine 
Begriffsbeflimmung von der Unterfchlagung fehlt. Das neue 
Sefeg über das Jagdweſen vom 17. Aug. 1849 Art. 13 Abf. 5 
hat daraus ein felbfiftändiges, gerichtlich ftrafbares Vergehen 
gebildet, welches außer der Verpflichtung zum Schadenserfi 
mit Geldbuße bis zu zehn Gulden bedroht if. Natichie 
nimmt man jest dergleichen Beeinträchtigungen ganz leicht. 
Das Ertrem der Sagdfreude hat zu dem Ertrem des Jagd⸗ 
haſſes geführt. 


22) in Hufnagel’s Sommentar Th. 3 ©. 472. Nur irrt der 
Gerichtshof darin, dag er behauptet, fo wenig wie ein Dieb⸗ 
ſtahl, eben fo wenig könne eine Unterfchlagung an einer bers 
renlofen Sache begangen werden. Wie Eönnte es dann 
eine Unterfchlagung eines Schaßes geben? 
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(ih je nachdem e8 eine anvertraute, eine verlorne Sache 
(wenn auch im weiteren Sinn), oder ein Schatz ift, deei 
Arten der Unterfchlagung aufftellt, fo täufcht er ſich 
darin. Oder foll Hier etwa, wie nach dem Sädfifchen 
Str. G. B., durch die Strafbeftimmungen über Betrug 
nachgeholfen werden ? 

Eben fo wenig fann zugegeben werden, daf die Mo: 
tive zu dem Badifchen Entwurfe S. 107 fg. das Verhäft: 
niß der Unterfhlagung zum Diebftahl richtig beftimmt 
haben. Sie äußern ſich dartıber folgendermaßen: 

„Die Unterfchlagung hat mit dem Diebftahl (das) 
gemein, daß fie ebenfall® nur an fremden bemeglichen 
Sachen begangen werden fann ®), und ihr Zweck 
ebenfall® in einer widerrechtlichen Zueignung der Sache 
befteht, (meshalb fie dem Diebftahl näher als dem Be: 
trug ſteht). Sie unterfcheidet ſich aber von demfelben 
(dem Diebftahl) wefentlih darin, daß da wo die 
widerrechtliche Zueignung Unterfchlagung feyn foll, der 
Urheber (Thäter) die Sache bereits In feinem 
Befig oder Gewahrſam Haben mußte, wäh: 
rend der Diebſtahl weſentlich vorausfeßt, daß fich die 
Sache zur Zeit der diebiſchen Bemädhtigung in 
der Inhabung eines Andern befunden Habe”, welches 
legtere Moment auch in der zu Anfang diefes Paragraphen 
mitgethellten Begriffäbeftimmung des Diebftahls (Art. 376) 
ausgedruckt ift. 

Man ſieht, Hier beginnt abermals die Verwechs⸗ 
lung der Beruntreuung mit dem allgemeinen Be: 
griff der Unterfehlagung: Das angeblich allgemeine Merfs 
mal des „bereits in feinem Befiß oder Gewahrfam Haben” 
paßt nämlich: 1) nur auf die Beruntreuung; 2) auf 


23) Heißt „fremd” in fremdem Eigenthum befindlich, fo 
paßt dies auf die Unterfchlagung eines Schapes, eines vom 
Jagdberechtigten angefchoflenen Wildes ꝛc. nicht. 
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vernünftigerweife nicht annehmen kann ıc.” Feinenfalls 
unter dieſen Artifel, noch weniger unter Art. 381 fub: 
fumirt werden fann, ift in dem Heffifchen Str. ©. DB. gar 
nicht die Rede. Es find fomit die Lücfen hier nod 
größer als in dem Badifchen Str. G. B. Im Uebrigen 
wiederholen ſich auch hier die gleichen Wusftellungen 
wie dort, 


8. 7. 


Hingegen dag Braunfhweig’fhe Ste. G. 8. 
fliegt fich mehr dem Baler’fchen und dem Hannover’fchen 
Str. G. B. an, aber mit mefentlihen Modificationen. 
Die Unterſchlagung wird nämlich im Art. 200 fo definirt: 

„Wer wiffentlich eine fremde bemegliche Sache, die er in 

feinem Befige oder Gewahrfam hat, wider 

rechtlich In geminnfüchtiger Abficht fich aneignet“. 
Dieſer Artikel begreift feiner Faſſung nach nicht die Unter: 
ſchlagung überhaupt, fondern nur die Veruntreuung und 
einige Kalle der einfachen Unterfchlagung ; letzteres 
darum, meil hier mit dem Goͤnner'ſchen Entwurf ($. 2) 
die Befchränfung des Baier'ſchen (und Hannover'ſchen) 
Str. G. B. „für einen Andern (im Befit ꝛc. hat) 
vermieden ift ($. 1—$. 3). Weitere Fälle der Unter: 
ſchlagung kennt das Braunfchweig’fhe Str. ©. B. nid. 
Denn felbft die widerrechtliche Zueignung eines Fundes iſt 
dem Begriffe nah zum Diebftahl gezählt, und nur 
ausnahmsweiſe mit der milderen Strafe der Unterfchla: 
. gung bedroht. ES Heißt nämlich im Art. 223 mit der 
Ueberſchrift: Funddiebſtahl: 

„Wer ſich eine gefundene Sache widerrechtlich zueignet, 

iſt nach Maaßgabe des Werths derſelben eben fo, ale 

ob er fie unterfchlagen Hätte, zu fteafen”. 
Denn — fo fcheint man hier argumentirt zu haben — 
wenn das Wefen der Unteriälagsug (Sir weine, 
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wenigftens vorzugsmweife, der Veruntreuung) in der rechtes 
widrigen Aneignung einer Sache, die man bereits in fei: 
ner Gewahrſam Hat, befteht, fo paßt dies auf den 
unredlichen Finder nicht, meil diefer fich ja erft Durch die 
Aneignung der Sache in den Beſitz derſelben fest, alfo 
Dieb feyn muß, was freilich, wie fich fpäter ($. 10) er⸗ 
geben wird, ein Fehlſchluß if. Merkwuͤrdig iſt dabei, 
Daß der Geſetzgeber es felbft verfhmäht hat, mit dem Da: 
difchen Str. G. B. den Begriff einer „„gefundenen” (oder 
verlornen) Sache durch den Zufag: „oder in deren Befig 
er fonft zufällig gefommen ift” zu erweitern, womit 
jedenfalls Controverfen abgefchnitten worden wären. Von 
der widerrechtlichen Aneignung eines Schaßes ift eben fo 
wenig die Rede. Soll daher auch diefer etwa unter den 
Begriff, und weil er nicht befonders hervorgehoben ift, 
zugleih unter die Strafe des Diebftahls fallen? 
Dann müßte aber erſt gefeglich ausgefprochen werden, 
daß Object des Diebſtahls aud eine res nullius feyn 
fönne, was bisher nicht angenommen wurde. 

Hiernach ſteht das Braunfchweig’fhe Str. G. B. im 
MWefentlihen auf dem, doch ſchon von den Anmerkungen 
und von Gönner ($. 1) länaft als ungenügend erfann- 
ten Standpunfte des Baler’fhen Str. © B., mel: 
ches die Unterfchlagung auf Veruntreuung befchränft, und 
bie Zueignung eines Fundes für Diebftahl erflärt. Nur 
der Unterfchied befteht zroifchen beiden Gefeggebungen, daß 
der Art. 322 des Braunſchw. Str. G. B. etwas mehr 
als die bloße Veruntreuung begreift. Dies bemerft auch 
der Commiffionsbericht 7) in den Worten: der Art. 220 
umfaßt Unterfchlagungen, mit welchen meiftentheils 
(alfo nicht ausschließlich) ein Vertragsbruch oder eine Ver: 
legung des Vertrauens verbunden ift. 


25) Vol. das Braunſchw. Sir. ® B. mit Mean N Kine 
diſchen Erläuterungen S. 34 
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Ob dies für den Begriff und Umfang der Unterfchlas 
gung ausreiche, davon fcheint Feine Rede geweſen zu feyn. 


$. 8. 


Wiederum anders faßt der Preugifhe Entwurf 
v. %. 1847 die Sache auf: Diefer definiert vorerft im 
Art. 267 den Diebftahl fo: 
„Wer aus der Gewahrfam eines Andern 
ohne deffen Einwilligung eine fremde bewegliche Sache 
in der Abſicht wegnimmt, (um) diefelbe ſich oder einem 
Dritten rechtswidrig zuguelgnen ”. 
Im Gegenfage davon heißt es im Art. 272 von der Un: 
terfchlagung:: 
„Wer eine fremde beiweglihe Sache, deren Befig 
oder Gewahrſam er mit der Verpflichtung 
erlangt bat fie zu verwahren, zu vermwal: 
ten, zurücdzugeben oder abzuliefern, In 
rechtswidriger Abficht 2%) veräußert, verpfändet, ver 
braucht , oder auf andere Weife ſich oder Andern zueigs 
net, oder bei Seite fchafft, macht fi) einer Unter: 
ſchlagung fhuldig”, 
d. h. einer Unterfchlagung des Anvertrauten, alfo 
einer Untreue, Beruntreuung. Der Art. 272 ift nämlid 
nur eine Umfchreibung des Fürzer und präcifer gefaßten 
Art. 229 des Baier'ſchen Str. G. B.: 
„Wer eine (fremde bewegliche) Sahe für - einen 
Andern im Beſitz oder Gewahrfam hat, und fi 





26) d. h., wie die folgenden Worte ergeben, in der Abficht der 
Bueignung. Denn fo 3. B. kann der Verpfänder bei der 
Verpfändung die Abfiht der Wiedereinlöfung der Sache 
gehabt Haben, wie Efcher vom Betrug und Sätfhung ©. 269 
einen ſWden er mittheilt. Daher fagt auch Art. 244 des 
Wiürtt. S B.: „in der auf Sudgnung gerichteten Abfkcht 
Derpfändet® i , Kr vum fe dem Hraalöut N“ an Sahtungsftatt 
au überlaflen. Hufnage\ Comment, 
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diefelbe rechtswidrig zueignet, iſt der Unterfchlagung 
des Anvertrauten fhuldig”, | 
womit freilich, wie im $. 1 nachgewieſen ift, die Unter: 
fehlagungsfälle fange nicht erfchöpft find. 

Wenn nun aber der Gefekgeber, mie nach Art. 272 
des Preußifchen Entwurfs — aber freilih ohne allen 
Grund — den Begriff der Unterfchlagung auf bloße Wer: 
untreuungen befehränft, oder beide Begriffe als gleich: 
bedeutend nimmt, fo muß er dann auch bemüht feyn, 
die unvermeidlich dadurch entftehenden Luͤcken anderwei⸗ 
tig auszufüllen. Theilweiſe hat dies auch der Preuß. Ent: 
wurf verfucht,, indem es in dem darauf folgenden Artikel 
(273) heißt: 

„Einer Unterfchlagung wird es gleich geachtet, 
wenn derjenige, welcher eine Sache gefunden, oder 
durch bloßen Zufall in feine Sewahrfam befommen 
bat, diefelbe dem Eigenthümer zu entziehen fucht, ins 
dem er fie veräußert 2c.” 
Sormell ganz richtig ausgedruͤckt! Denn wenn ſich die Uns 
terfchlagung begriffemäßig auf die Sälle des Art. 272 be: 
ſchraͤnkt, fo kann es daneben Feine andern Unterfchlas 
gungsfälle geben. Während daher alle andern Gefeßge: 
bungen die widerrechtliche Zueignung eines Fundes im wei⸗ 
teren Sinn entweder zum Diebftahl oder noch, aber erft 
nachträglich zur Unterfchlagung zählen, betrachtet der 
Preuß. Entwurf diefe Handlung als ein felbftftändi: 
ges aber mit der Strafe der Unterfchlagung zu bedro⸗ 
hendes Verbrechen, weil weder die Begriffsbeftimmung 
des Art. 267 vom Diebftahl („aus der Gewahrſam eines 
Andern wegnimmt”), noch die des Art. 272 von der Uns 
terfchlagung (d. h. des Anvertrauten) darauf paßt, Denn 
es heißt ausdrücklich im Art. 273: 
„@iner Unterſchlagung (Art.272) wird es glei gr: 
achtet, wenn derjenige, vorlcper eine D. 
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womit ausgedrücht wird: dem Begriffe nah je „| 
zwar die Handlung feine Unterfchlagung, nämlich Im Sinne 
des Art. 272, aber Hinfihtlich dee Strafbarkeit 
folle fie der Unterſchlagung (des Anvertrauten) gleich geſtellt 
werden; eine in den neueren Geſetzgebungen häufig vor: 
fommende Faſſung, auf deren praftifche Bedeutung und 
Inconvenienzen der Bf. unlängft in einem Auffage in diefem 
Archiv, Jahrg. 1848: „Ueber die Verſchiedenheit des 
Begriffs und der Gleichheit der Strafe zweier oder mehre⸗ 
rer Verbrechen” hingewieſen hat. 

Sollte nun aber bei aller Confequenz des Preuß. 
Entwurfs, welche in den übrigen Gefeßgebungen vermißt 
wird, die Sache durch diefe Behandlungsmeife wirklich ge: 
fördert feyn? Dies muß entfchieden In Abrede geftellt wer⸗ 
den. Denn theils fehlt es an allen Gründen, um den 
doch allgemeineren Begriff der Unterfchlagung auf 
bloße VBeruntreuungen zu befchränfen ; theils reicht der 
Art. 273 zur Ausfüllung der dadurch entftehenden Lücken in 
feiner Welfe aus, mie ſchon die Beurtheilung des dem 
Art. 272 correfpondirenden Art. 229 des Baler’fchen Str, 
G. B., in Verbindung mit dem Goͤnner'ſchen Entwurf 
($. 2) ergeben hat. Endlich auch wird nichts dadurch ge: 
wonnen, daß die Zuelgnung gefundener Sachen begriffs: 
mäßig ein felbftftändiges Delict ſeyn foll. 


8. 9. 

Bon dem Württembergifehen Str. G. 2. läßt 
fich unter diefen Umftanden eben fo wenig etwas Gelunge- 
nes erwarten. Daflelbe verlangt im Art. 316 zum Dieb: 
ftahl ein „in Befig nehmen”, hingegen zur Unterfchlas 
gung im Art 344 ein „Im Befis haben” Diefer, Im 
Wefentlichen aus dem Art. 229 des Baier'ſchen Str. G. B. 
entlehnte Artikel lautet unter der Weberfchrift „Unter: 


foblagung” fo: 
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„Wer ſich eine fremde bewegliche Sache, die er in 
feinem Befige bat, miderrechtlich zueignet, wer 
namentlich diefelbe veräußert, ganz oder theilweife ver. 
braucht, in der auf Zueignung gerichteten Abficht vers 
pfändet, oder in folcher Abficht dem zur Zurückforde- 
rung Berechtigten den Befig abläugnet, oder verheime 
licht, macht fich der Unterfchlagung ſchuldig“. 
An diefer Begriffsbeftimmung iſt dreierlei auszufegen: 

1) daß es nur heißt: „in feinem Befige hat”, während 
alle anderen Geſetzgebungen die richtigere Faſſung: in ſei⸗ 
nem Befig oder in feiner Gewahrſam hat Wirk: 
lic) ift auch die Krage entftanden, ob der Begriff „Belig” 
hier im juridifchen Sinne zu nehmen fey, wie beim Diebs 
ſtahl (Art. 316: in Befig nimmt), oder ob feben der nas 
türliche Befig, die Detention, die Gewahrſam hinveiche, 
was freilich nach den Beifpielen des Art. 347 nicht bezwei⸗ 
felt werden fann 7); 


2) daß binfichtlich der Sonfummation das majus 
(das Verkaufen, Berbrauchen 20.) vorangeftellt ift, und 
zum Schluß das minus (das bloße Abläugnen oder Vers 
heimlichen) folgt. Dee Art. 59 des Polizeiftrafgefeges 
braucht die natürlichere Faſſung: „dem Eigenthuͤmer oder 
Verlierer abläugnet , oder fonft auf die im Art. 344 des 
Str. & B. bezeichnete Weife fich zueignet”. Es wird 
dadurch von vorn herein ausgedrüct, daß zur Vollen⸗ 
dung der Unterfehlagung weniger als zu der des Dieb: 
ſtahls gehört, d.h. daß hier eine loco motio und manu 
tractatio nicht gerade nothwendig ift; endlich 

3) daß die angebliche Begriffsbeſtimmung der Unters 
ſchlagung viel zu eng ift, indem fie ſich, wie der Art. 220 
des Braunfchweig’fchen Str. G. B. (9. 7), auf Veruns 


27) Hufnagel, Württ. Str. G. B. & MA AR. %. 
Archiv DB, Er. R. 1850. IV. St, S% 
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teeuungen und einige Faͤlle der einfachen Unter: 
ſchlagung beſchraͤnkt. Soll aber gleihtwohl Damit. eine 
allgemeine Begriffsbeſtimmung von der Unterſchlagung 
aufgeftelft werden, weil ſich der Gefeggeber vorzugemeife 
Feine andern Bälle ald Beruntreuungen (Unterfehlagungen 
des Anvertrauten) darunter zu denfen weiß, fo Hätten 


4) die im Art. 3438 — 49 nachfolgenden Fälle der Un: 
terfchlagung verlorner Sachen und eins Fundes 
begrifflich nicht als Unterfchlagungen aufgeführt merden 
fönnen, fondern es hätte dann die etwa kaum erwahnt 
Kaffung des Preuß. Entwurfs ($. 8) gemählt wer: 
den muͤſſen. Sollen fie aber begriffsmägig noch zur 
Unterfehlagung gehören, fo fteilt 


5) das Gefegbuch im Art. 344 Peine allgemeine Be 
griffsbeſtimmung von der Unterfehlagung auf, ſondern be: 
gnügt ſich wie das Badifche Str. G. B. (5) damit, 
‚je nach der Beſchaffenheit des Objects (anvertraute Sache, 
verlorne Sache, Schad) drei Arten der Unterſchlagung 
aufzuſtellen, wobei dann wieder dieſelbe Frage, wie dort, 
entſteht? ob dieſe Caſuiſtik die Stelle einer allgemeinen 
Degriffsbeftimmung vertreten fünne, und nicht vielmehr 
dadurch Lücken in der Gefeßgebung entftehen? Dies müßte 
dört, alſo auch hier bejaht werden. 


| An den Art, 344 fchliegen ſich, als milder bedrohte 
Faͤlle, die Unterfehlagung einer gefundenen (oder verlor: 
nen) Sache, Art, 348, und eines Schaged, Art. 349. 
Der Urt. 348 läßt es aber ungewiß, ob der Begriff einer 
‚gefundenen Sache auch auf diejenigen Fälle anzumenden 
ſey, wo Jemand zufällig in die Gewahrſam einer frem: 
den Sache gefommen iſt, z. B. wenn ihm ohne fein Zus 
thun fremdes Vieh zugelaufen ift. Hält man fich ftreng 
an die Saffung des Art, 34%, (o müßte diefer Fall unter 
die Worte dieſ es Artikels; „in einem Der sur Or 
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wahrfam) hat” ſubſumirt werden, und dann kaͤme die 
firengere Strafe des Art. 346 in Anwendung. Da aber 
die Worte: „der Kinder einer Sache” (Art. 348) au 
im Sinne des gemeinen Lebens auf jene Fälle 
bezogen werden fönnen, fo wird man fich wohl mit Hufr. 
nagel für die mildere Auslegung ; alfo für die Anwen 
dung des Art. 348 zu erflären haben ;.billig fragt man 
aber, warum dag Str. G. B. zu Vermeidung folcher Cone 
troverfen fich nicht die weitere Faſſung der neueren Ger. 
feggebungen über Unterfchlagung verlorner Sachen anges 
eignet hat? Ä 
Wie geneigt man aber in Württemberg it, in der 
Degriffsbeftimmung des Art. 344 eine allgemeine De 
finition von der (dort fchlechthin, d. h. ohne näheren Zus 
faß, fo genannten) Unterfchlagung zu befigen, erhellt 
namentlich aus der EriminalsNovelle v. 13. Aug. 1849, 
betreffend einige Abänderungen des Str. G. B. und der 
Str: Pr. O. Diefe fegt in Act. 29 Abf. 2 u. Art. 30 für 
die einfache Unterfchlagung feft: 1) daß dieſelbe nur auf 
Klage beftraft werden foll; 2) dag Erſatz vor erhobener 
Klage die Strafe ausfchliege, und. zwar unbedingt, alſo 
ohne Unterfchied ob der .Thäter feiner Zeit den animus 
restituendi hatte oder nicht, ob «8 fungible oder nicht: 
fungible Sachen find, ob Erfaß aus Reue oder aus fonftis 
gen Motiven (z.B. aus Furcht vor der angedrohten Klage) 
erfolgte, ob der Thäter felbft Erſatz leiftete, :oder ein Ans 
derer für ihn ꝛc. Wahrlich eine ſchoͤne Moral, die das 
Gefeg predigt: Veruntreue nur fo viel du willft, zahle.aber 
vor erhobener Klage, und die Sache ift damit abgemadht ! 
Hieran ſchließt fih noch 3) ein aparter Milderungsgeund, 
den die frühere Württemb. Praxis aufgeftellt, aber das 
Str. ©. B. mit Recht verworfen hatte. Derſelbe iſt jetzt 
im Art. 30 der Novelle toiedechergetellt. Sta Dr un 
perhältnigmäßigen, namentlih infamirenwrwStcen 
Ss 2 
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der Unterſchlagung zu befehränfen *), veformirte man Im 
ſolcher, alle Treue und Glauben vernichtender Weife ! 


Rum abet befchränfen ſich jene Reformen geſetzlich 
auf die Bälle des Art: 344, well man darin eine allge: 
meine Begriffsbeftiimmung von der Unterfchlagung zu 
finden glaubte, während fie vorzugsweife nue Verun; 
treuungen enthalten. Kür Unterfchlagungen eines Kun; 
des (Art. 348) und eines Schatzes iſt daher gar nicht 
geſagt. Nun kann zwar durch Analogie, und zwar 
vermöge des argum. a majori ad minus nachgeholfen 
werden 29), indem mas von Veruntreuungen gilt 
(ſo gering auch die Eriminals Novelle diefelden jegt an: 
fhlägt!), am ſo mehr von den, auf einer weit ge; 
singeren Stufe. der GSteafbarfelt ftehenden Unten 
ſchlagungen Eines Fundes und eines Schates gelten muß. 
Allein es erhellt auch Hieraus, woran es dem Württem: 
berg'ſchen Str. G. B., wie allen andern deutfchen Legis⸗ 
tationen fehlt, nämlich an einer allgemeinen Begriffs; 
beftimmung von der Unterf&hlagung, tie folhe ja auch 
für den Diebftahl, den Betrug 2c. aufgeftellt wird, um 
etwa daran eine allgemeine Strafdrohung, und 
dann für einzelne Arten derfelben, z. B. die einfache und 
erſchwerte Beruntreuung, Unterfehlagung eined Fundes ıc. 
befondere 9) Strafdrohungen zu fnüpfen Dann 
tönnen feine Lücken und Feine fo heillofen Verwirrungen 
entſtehen, wie foldhe in allen deutfchen Geſetzgebungen feit 
dem Baler’fhen Str. G. B., deflen Mängel zwar 
Goͤnner vollfommen erfannte ohne ihnen aber genügend 
abzuhelfen ( . 2), nachgeriefen worden find. 





28) Grim. Archiv 1848 ©, 520 fa. 
39) Crim. Archiv 1846 ©, 100 fg. 
30) aber freilich verbättnigmöhtge nrapartieniein), 
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Wie kann nun aber diefem Uebelſtande abgeholfen 
werden? Zur Beantwortung diefer Trage kommt es zu⸗ 
naͤchſt darauf an, in welchem Verhaltniß Diebſtahl 
und Unterſchlagung zu einander ſtehen? Daß dieſes Ver⸗ 
bältnig weder von Bauer ($. 3), noch von den Motiven 
zum Badifhen Entwurf ($. 5) richtig beftimmt worden ift, 
Fann als erwieſen gelten, weil beide, und fo auch andere 
Rechtsichrer und Gefeggebungen, fich lediglich auf das 
Berhältnig der Beruntreuung zum Diebftahl befchräu: 
fen, dieſe aber nur eine Art, und wenn gleich die Haupts 
art der Unterfchlagung iſt, doch den allgemeinen Begriff 
der Unterfchlagung nicht erfchöpft. 
| Wenn zunächft behauptet wird, dag das Object des 
Diebftahld und der Unterfchlagung das gleiche ſey, noͤm⸗ 
lih eine fremde beweglihe Sache, fo Fann dies nit. un- 
bedingt zugegeben werden. - Denn unter einer fremden 
Sache denft man fih beim Diebftahl eine in fremdem 
Eigentbum ftehende Sache „ während Unterfchlagungen 
auch an hHerrenlsfen Sachen durch ünbefugte Aneigs 
nung derfelben möglich find. Hiernach Ift das Objeet der 
Unterfchlagung weiter ald das des Diebftahls. 

Ein weiterer Unterfchied betrifft nah dem Badifchen 
Str. &. B. ($. 5), und jegt auch nach der Württembers 
gifhen Geſetzgebung ($. 9) — andere Legislationen ents 
halten dieſe anftößige Beftimmung nicht — den ani- 
mus oder die Abficht des Thäaͤters. Ob der (3 B. nur 
aus Noth fehlende) Dieb die Abficht der Wiedererftattung 
des Enttwendeten hatte, oder ob er diefe Abficht nicht 
hatte, und ob derfelbe nachmals. den Beftohlnen vollftän- 
dig entfchädigte oder nicht, Dies hat, wie alle Geſetzgebun⸗ 
gen anerfennen, feinen Einfluß auf den Begriff des 
Diebſtahls, mährend das Badifhe Str. G. B. um 
Begriff Der Unterfhlagung „vie Wahn Tu Em- 


508 Ueber Begriff, Umfang und Eintheilung 


ziehung ohne Erfat” erfordert #), und die Württemb. 
Criminal⸗Novelle 0.3.1849 fi überhaupt mit der Wieder⸗ 
erſtattung der unterfchlagenen Sache vor erhobener Klage 
begnuͤgt, ohne weiter nach dem animus des Thäters zur 
Zeit der Unterfchlagung zu fragen. Nach diefen Gefep: 
gebungen ift der Diebftahl von meiterem, die Unterfchlas 
gung von engerem Umfang. Billigermeife follten aber die 
Diebe eben fo menfchenfreundfich wie die Veruntreuer des 
Handelt werden. 

Ein dritter Unterfchled betrifft die Confummation 
beider Verbrechen , und zwar feheinbar in der Weife, daß 
zur Vollendung des Diebftahls mehr als zu der der Unter: 
fhlagung erfordert wird. Alle neueren Gefeßgebungen laſ⸗ 
fen nämlich die Unterfchlagung ſchon dann als conſummirt 
gelten, wenn der Thäter dem Berechtigten nur die In⸗ 
habung der Sache abläugnet, mehr alfo noch, wenn 
er ſchon darüber verfügt, 3. B. die Sache verfauft, aus 
gegeben Hat ec. Man muß aber genauer zwei Katego; 
vieen von Fällen unterfcheiden. Die erfte: wenn der Uns 
terfchlager (3.3. eines Schates, einer verlornen Sache x.) 
fib animo domini In den Befig der Sache geſetzt Hat; 
dann reicht diefer Act (die Apprehenfion) noch nicht zur 
Vollendung hin, ſondern es muß entweder ein Abläugnen 
oder Verheimlichen, oder eine Dispofition über die unter: 
ſchlagene Sache hinzufommen. Inſofern wird zur Con: 
fummation diefer Zölle mehr ald zur Vollendung des 
(fchon durch die Apprehenfion animo domini vollftändig 
confummirten) Diebftahls erfordert. Bel der ziweiten Kate: 
gorie der Unterfchlagung,, two der Thäter die Sache bereits 
in feiner Gewahrfam hatte, ehe er fie ſich widerrechtlich 
aneignete, alfo eine Apprehenfion nicht erfordert wird, 
genügt e8 dagegen an jeder Manifeftation des animus 


31) alfo blos die Abſicht oh careeigontirenhe That? 
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intervertendi, alſo ſchon an dem Ablaugnen der In⸗ 
habung der Sache. 

Schon aus dieſer, oͤfter que Sprade gefommenen 
Unterfcheidung zweier Rategorieen oder Formen, 
unter welchen eine Unterfchlagung möglich Ift, erhellt, daß 
der Hauptunterfchied zwifchen Diebſtahl und Unters 
ſchlagung nicht darein gefegt werden kann: 

„daß da, wo die miderrechtliche Zueignung eine Unter: 
ſchlagung feyn folk, der Ucheber (Thäter) die Sache 
bereits in feinem Befig oder feiner Ge: 
wahrfam haben mußte, während ber Diebftahl 
als weſentlich voraußfegt, daß fich die Sache zur Zeit 
der diebifehen Beeinträchtigung in der Iuhabung 
eines Andern befunden habe”, 
wie fih die Motive zum Badifchen Entwurf hieruͤber am 
klarſten ausdruͤcken. Dies paßt nur auf einen Theil der 
Unterfehlagungsfälle, namentlich auf die Beruntreuun; 
gen, und es Fünnte Danach dee unredliche Finder einer 
verlornen Sache oder eined Schatzes, obwohl Das Badis 
ſche Str. ©. B. auch fie ald Unterfchlagen behandelt, nies 
mals (begrifflich) wegen Unterfehlagung beftraft werden, wie 
dies der Preugifche Entwurf rishtig erkannt hat ($. 8). 

Der Fehler der Motive liegt Hier einfach darin, daß 
fie das auf alle Unterfhlagungsfälle paffende negative 
Merkmal der „Nichtentfegung des Berechtigten, aus der 
Detention” mit dem, nur auf gewiſſe Unterfchlagun- 
gen paflenden pofitiven Merfmale „des fi ſchon vor⸗ 
ber in der Detention Befindens” verwechfelt Haben. 

Geht man namlich von dem nicht zu beftreitenden 
Sage aus, daß zum Begriff des Diebftahls ein Hinweg⸗ 
nehmen aus der Gewahrfam eines Andern ) 


32) dı6 Cigenthümers oder eines Dritten, der für ihn die Sache 
inne bat. 
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animo domini erfordert wird, fo Fann die Unterfchlagung, 
als Gattungsbegriff genommen, nur in der Aneignung 
einer Sache ohne Hinmegnahme aus der Se; 
wahrfam eines Andern beftehen. 

Diefed negative Merkmal „ohne Hinwegnahme aus 
fremder Gewahrfam” paßt, und muß paflen auf alle 
die verfehiedenen Arten, durch melche eine Unterfchlagung 
begangen werden fann, nämlich: 

1) auf Die Untreue oder Veruntreuung, weil hier der 
Berechtigte feldft die Detention (oder den Befik) 
feiner Sache dem Thäter überlaflen hat; 

2) auf die Unterfchlagung von Sachen, In deren Befig 
der Thäter auf fonftige rehtmäßgige Weile gefoms 
men iſt, 3. B. ale putativer Erbe; 

3) auf die Unterfchlagung verlorner Sachen, weil es 
hier dee Berechtigte ſelbſt ift, welcher durch Nach⸗ 
läffigfeit oder Zufall aus der Detention feinee Sache ge: 
fommen iſt; 

4) auf die Unterfchlagung von Sachen, in deren Ge: 
wahrſam der Thäter fonft zufällig gekommen ft, 
z. B. von zugelaufenem Vieh ꝛc.; und 

5) auf die Unterfchlagung herrenlofer Sachen, 
nämlich eines Schages oder verendeten Stuͤck Wildes, wo 
e8 fich eben fo wenig von einer Wegnahme aus fremder 
Detention handelt. 

Damit ergeben fihb fünf, auf verfchiedenen Bor: 
ausfegungen beruhende Arten der Unterfchlagung , die fi 
aber auf Drei reduciren faflen, wenn man (nach dem 
Sage: apotiori fit dominatio) die erfte und zweite Art 
als Unterfchlagung des Anpvertrauten (Untreue, Ber: 
untreuung), die dritte und vierte als Unterfchlagung ver: 
lorner Sachen Im meiteren Sinn, die fünfte als Unter; 
ſchlagung herrenloſer Sachen bezeichnet. - 
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Man kann aber auch mit Eropp 3) und Hufnaget*) 
nur zwei Hauptfälle der Unterfchlagung unterfcheiden, je 
nachdem entweder die Sache dem, der fie unterfchlägt, 
vom Eigenthuͤmer felbft (überhaupt von dem Be 
rechtigten) übergeben und anvertraut worden war, oder 
diefelde auf andere Weiſe in feine Hände gefommen 
ift. In die erfte Kategorie würde von den obigen 5 Faͤl⸗ 
len nur der erfte, in die zweites der zweite, dritte, vierte 
und fünfte Fall gehören, mithin ergäbe fich die Einthels 
lung der Unterfchlagung in Beruntreuung und ein: 
fache Unterfhlagung, wodurch aber die Unterabs 
theilung der Beruntreuung in die einfache und die erfchwerte 
(Beruntreuung) nicht ausgefchloffen wird. 


Geht man nun davon aus, daß zur Vollendung 
der Unterſchlagung (als Sattungsbegriff) entweder ein Ab⸗ 
läugnen oder ein Verbrauchen oder Veraͤußern der unters 
ſchlagenen Sache erfordert wird, fo würde ſich für diefes 
Verbrechen folgende Begriffsbeftimmung ergeben : 


„Wer fich eine bewegliche Sache F) ohne Hinweg⸗ 
nahme aus der Gewahrſam des Beredtigs 
ten widerrechtlich zueignet und entweder dem Berech⸗ 
tigten abläugnet, oder diefelbe verbraucht oder vers 
außert, macht fich der Unterfchlagung fhuldig”. 


Einige Gefeßgebungen, 3. B. das Badifhe Str. ©. B., 
begnügen fich freilich für die Unterfchlagung verlorner 


33) in den seiminalil Beiträgen von Hudtwalker und Trum⸗ 
mer, Heft 2 


gr —** Pr 3 ©. 461; deflen Württemb. Str. G. 8. 


35) Das Merkmal „‚feemd? paßt nach dem Obigen nicht auf alle 
Fälle, darf daher wicht in die Begriffsbeftimmung aufgenoms 
men werden. Sol es fo viel ausdrüden als: „ihm nicht ges 
hörig” , fo wäre es überflüffig. 


602 Weber Begriff, Umfang und Eintheilung 


Sachen (Im weiteren Sinn) und cined Schates ſchon mit 
dem bloßen Verſchweigen (Art. 497 — 9), und die 
Motive machen darauf, als auf eine Ausnahme von der 
Kegel, aufmerffam *). Dann müßte die obige Begriffes 
beftimmung fo erweitert werden: 


„und enttweder dem Berechtigten abläugnet, oder die: 
felbe verbraucht oder veräußert, oder in den Fällen 
der Artt...... verſchweigt, macht ſich ıc.” 


An diefe allgemeine Begriffsbeſtimmung kann der Gefek: 
geber entweder eine allgemeine Strafdrohung 
knuͤpfen, vorbehaltli befonderer Strafdrohungen für 
einzelne Fälle, namlich für die erſchwerte, daher ftrenger 
zu beurtheilende Beruntreuung, und für die milder zu 
behandelnden Kalle der Unterfchlagung verlorner Eachen 
im weiteren Sinn, des Schatzes, oder fonft herrenloſer 
Sachen. Oder der Gefengeber kann die Sache fo wie den 
Diebftahl, den Betrug, die Faͤlſchung zc. behandeln, d. h. 
fih mit der bloßen Begriffsbeſtimmung (alſo 
ohne Strafbrohung) begnügen, und hierauf zur befonde: 
ren Bedrohung der einzelnen Arten der Unterfchla: 
gung, die dann aber erfhöpfend nah ihren fpejifi 
fhen Merkmalen aufzuführen wären, übergehen. Dieſe 
legtere Methode fcheint den Borzug zu verdienen , weil fie 


36) Das Verſchweigen tft verfchieden vom Abläugnen. Bein 
Abläugnen wird vorausgefeßt, daß der Berechtigte ſelbſt (oder 
durch einen Dritten) den Thäter perfönlich (mündlich 

. ‚oder fhriftlih) zur Zurüdgabe auffordert; dazu muß er ihn 
aber Eennen. Dies kann auch bei verlornen Sachen vor: 
fommen , wenn der Verlierer zufällig den Namen des Fin: 
ders erfährt. In der Regel wird er ihn aber nicht Eennen, 
fih daher mit einer öffentlichen Aufforderung an den ihm un« 
befannten Finder begnügen müflen Folgt nun diefer der 
Aufforderung nicht, oder macht er ohne Aufforderung Eeine 
er von dem Funde, fo ft dies ein Berfchweigen 
eſſelben. 
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uch bei den verwandten Verbrechen des Diebſtahls zc. in 
illen Gefeßgebungen befolgt wird. 


Dann würden fi unter Benugung der bisher ges 
vonnenen Refultate folgende Beftimmungen ergeben: 


Art. 1. 


„Wer fi eine bewegliche Sache ohne Hinwegnahme 
aus der Gewahrſam des Berechtigten widerrechtlich zu⸗ 
eignet und entweder dem Berechtigten ablaͤugnet, oder 
dieſelbe verbraucht oder veraͤußert, oder 37) in den 
Källen der Artt. 3 u, 4 verfchweigt, macht fich der Uns 
terfhlagung fchuldig”. 


Art. 2 


„Wer eine Sache unterfchlägt, in deren Beſitz oder 
Gewahrſam er durch den Berechtigten .felbft oder fonft 
auf rechtmäßige Weife gefommen ift, foll nach folgenden 
Beftimmungen geftraft werden: 

1) in erfchwerten Fällen der Veruntreuung, d. 6... 

2) in einfachen Zällen der Veruntreuung ... 

3) in den übrigen Fällen... .” 


Art. 3 


„Wer eine Sache unterfchlägt, die er gefunden hat, 


oder in deren Gewahrfam er fonft zufällig gefommen ift, 
fol ....” 


Art. 4 


„Wer einen Schatz oder fonft eine herrenlofe Sache, 
die er fich nicht aneignen durfte, unterfchlägt, foll ...” 


37) bevaubge lebt, daß der Gefeßgeber diefe Ausnahme für be 
gründer hält 
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Denn auf das Strafmaaf im Linzelnen einzugehen, 
reicht uͤber den Zweck der gegenwärtigen Abhandlung hin: 
aus. Man prüfe nun und verbeflere diefe Vorſchlaͤge, 
oder weiſe dem Verf. nach, daß der Begriff und die Ein 
theilungen der Unterfehlagung, wie fie in den deutfchen 
Gefeßgebungen vorkommen, nicht die gemachten Bor; 
würfe verdienen, kurz, daß Alles hier in befter Ord⸗ 
nung ſey. Diefer Beweis wird aber ficher nicht geführt 
werden koͤnnen. 
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Der dolus bei der Brandſtiftung. 
Bon 
Heren Profeffoe Ofenbrüggen 
in Dorpat. 





Das deutſche Criminalrecht iſt allmaͤhlig von einer Menge 
Praͤſumtionen befreit worden; aber Unkraut iſt oft ſchwer 
auszurotten und wir ſtoßen noch ſowohl in theoretiſchen 
ſtrafrechtlichen Schriften als in den neuen Strafgeſetz⸗ 
buͤchern auf nicht wenige Rechtsvermuthungen, die ſich 
nicht einmal in dem fo manche Inconſequenzen und Kranz 
fungen ded KRechtsprincips vettend anfnehmenden Hafen 
der Eriminafpolitif unterbringen laſſen. Beiſpielsweiſe 
nenne Ich das, was man als Grund für die fchwerere Bes 
ſtrafung des Rüdfälligen angeführt findet, wobei nur die 
Wahl bleibt, ob man dergleichen zu den Präfumtionen 
oder zu den Kictionen rechnen will. ine größere Unter⸗ 
ſuchung über das Refiduum der Bräfumtionen in dem 
heutigen Criminalrecht, zunaͤchſt in den neuen Strafgeſetz⸗ 
bächern,, führte mich auch auf den dolus bei der Brand» 
fiftung oder genauer ausgedrüct auf die Frage, ob und 
twann dem (dolofen) Brandftifter der ganze Erfolg feiner 
Handlung zuzurechnen ſey, welche Frage vor nicht langer 
Zeit in diefem Archiv I) von Hrn. von Woringen be 


1) N. 3. Jahrg, 1843 ©. 412 fan. 
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handelt wurde. Daß die Trage eine praftifch ſehr wid: 
tige ift, zeigen die vielen befannt gewordenen Källe, in 
denen fie zur Sprache gekommen und alljährlid mehrt ſich 
die Zahl derſelben. Alfo: von A ift mit VBorfag ein Hau 
fen Stroh auf dem Hofe angezändet worden, das Feuer 
verbreitet fi und die Wohngebäude werden ein Raub der 
Flammen. Soll hier jedenfalls der ganze Erfolg dem A 
zugerechnet werden? 

Nah der jetzt gangbaren Theorie von dolus und 
culpa ?) fäßt fich diefer Hall unter folgende Sefichtäpunfte 
bringen: 

1. A erfannte e8 als nothwendig, daß nach dem ge⸗ 
woͤhnlichen Lauf der Dinge das Feuer ſich dem Wohnge: 
baͤude mittheilen werde: hier iſt dolus determitatus oder 
auf die reale Moͤglichkeit des Erfolgs gerichteter dolus, 
ſowohl in Beziehung auf das Verbrennen des Haufens 
Stroh, als des Wohngeboͤudes. 

2. A ſah ein, daß nach der Localitaͤt ſich das Feuer 
von dem in Brand geſteckten Stroh dem Wohngebaͤnde 
mittheilen konnte und gab zu dieſem moͤglichen Erfolge 
feine Zuſtimmung: hier iſt dolus indeterminatus s. 
eventualis, ein auf die bloße Möglichkeit des Erfolgs 
gerichteter dolus in Beziehung auf das Abbrennen deö 
Wohngebaͤudes neben dem dolus determinatus in Bejies 
hung auf das. des Strohes vorhanden. | 

: 3. A fah ein, daß das Feuer von dem Stroh 7) 
den Wohngebäude mittheilen Fönne, glaubt aber. es werde 
nicht geſchehen und billigt diefen Erfolg nicht: hier con⸗ 
currirt Frevelhaftigkeit (culpa mit dem Bewußtſeyn der 
Moͤglichkeit) in Beziehung auf das Abbrennen des Wohn⸗ 
gebäudes mit dolus determinatus in Degiehung auf den 
Strohhaufer. 


2) S. Berner’s criminal: Impatottontichte &:- 192 Kan. 


Der dolus bei der Brandfliftung. 607 


4. A fah die Möglichkeit des Abbrennens des Wohn: 
gebaudes als Erfolg ſeiner Handlung gar nicht ein: fo 
concurrirt Unbedachtfamfeit (culpa ohne Bewußtſeyn der 
Möglichfeit) mit dolus determinatus. | 

Die Praxis, zum Theil unter Berufung auf Boͤh⸗ 
mer, QDuiftorp, Tittmann, hat fich auf eine folche 
Unterfcheidung wenig eingelaffen °) und die angegebene 
Theorie fcheint ebenfalls in den Abfchnitten von der Brand: 
ftiftung in den meiften neuen Strafgefegbüchern außer 
Dienft geſetzt zu feyn. 

1 Das Säaͤchſiſche Str. ©. B. Art. 171 lautet: 
„Wer eine Feuersbrunft in bewohnten oder anderen Ge: 
bäuden erregt, wo fih gewoͤhnlich — Menfchen aufhal⸗ 
ten, und zwar ohne Unterſchied, ob die dazu angerendete 
Materie an diefen ſelbſt angebracht worden ift, oder an 
andern Gegenftänden, durch welche Das Feuer da⸗ 
hin Hat fortgepflanzgt werden fönnen 2.” 
Das Württemb. Ste. ©. B. Art. 378: „Wenn je: 
mand an Wohnungen — oder an folhen Gebäuden oder 
Sachen, welche menſchlichen Wohnungen — nach ihrer 
Lage das Feuer mittheilen fönnen, Brand ge 
fegt hat und das Feuer an diefen Gegenftänden ausgebro: 
chen ift 20.” Die letzteren Worte hinzuzufügen erfchien 
nothwendig, da die Worte vorangehen „welche mitthellen 
koͤnnen“; die Fürzere Faſſung des Saͤchſ. G. DB. erigiebt 
aber wohl feinen andern Sinn. Vielleicht wäre in dem 
Würtemb. ©. B. das Wort „Gegenſtaͤnden“ beffer aus⸗ 
gelaſſen. 

"m. Str. G. B. für Balern Art. 248: „Iſt der 
Brand erregt worden an Wohnungen und anderen Aufent: 
haltsorten von Menfchen oder an folben Gebäuden oder 


3) ©. Hitzzig's Annalen I, 48. 60. RI, IGV. WIN, 8. 
XVI, 43. | 
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Sachen, melde menfchlihen Wohnungen nahe find und 
diefen das Keuer mittheilen Fonnten x.” 
Das Braunfhw. Str. G. B. $. 204: „Wer bewohnte 
Gebäude — oder Gegenftände, welche das Feuer 
dahin leiten fonnten, In Brand ftedt 2.” Das 
Großh. Heff. St. G. B. Art. 411: „— und die 
fen das Feuer mittheilen fönnten.” 

Das Sächfifhe und MWürtemb. ©. DB. differiren 
darin von dem Baierifhen, Braunfchw. und Großh. Hefl., 
daß nach den beiden erften die wirkliche Mittheilung des 
Feuers an menfchlihe Wohnungen gefordert wird zur 
Gleichftellung. der beiden Fälle, wie auch im Code penal 
art. 434 feit 1832, während der Code penal von 1810 
nur die Mögtichkeit einer ſolchen Mittheilung verlangte ?), 
wie das Balerifche, Braunſchw. und Großh. Heſſ. G. B. 
Die für mein Thema wichtige Uebereinftimmung diefer Ge: 
fegbücher befteht aber darin, daß A ohne Rückficht darauf, 
ob er die Abficht Hatte das Wohngebäude abzubrennen 
oder nicht, alfo auch wenn er nur die Abficht hatte den 
Strohhaufen in Flammen zu fegen, fobald das Zeuer 
fih den Wohngebäude mittheilte (Sachen, Würtemb.) 
oder mittheilen konnte (Baiern, Braunſchweig, Großh. 
Heflen) wegen des wirklichen oder möglichen Erfolges 
eine bedeutend ſchwerere Strafe zu erleiden hat, ale 
abgefehen von diefer Wirflichfeit oder Möglichfeit des 
Erfolgs für die feiner Abficht entfprechende Abbrennung 
des Steohhaufens 3. B. nach dem Saͤchſ. G. B. Art. 173 
eine 15 bis 20jährige Zuchthausfteafe erften Grades. Die 
erfchwerenden Umftände, derentwegen eine noch höhere 
Strafe eintreten kann, gehören nicht direct In den Kreis 
meiner Unterfuchung. 


‚4) Chauvean Adolphe et F. H&lie théorie du Cede 
penal (2e Edit. Paris 1849) Tom. WI. 2.188. 
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M. Das Hannover’fhe Str.G.B. giebt, abwei⸗ 
hend von den übrigen neuen Gefegbüchern, im Art. 181 
die Erflärung,, dag „‚zu dem rechtswidrigen Vorſatze bei 
diefem Verbrechen die Abficht gehört einen Brand mit 
Geuerögefahr für Andere zu verurfachen.” Schwerlich 
liegt in diefer Abweichung ein Vorzug. Es iſt Feine ger 
zwungene Erklärung, wenn man nach diefem Art. 181 
den oben genannten A, falls ec nicht die Abſicht hatte, 
durch Anzuͤndung des Strohhaufens das Feuer dem Wohn: 
gebäude mitzutheilen oder ihm diefe Abficht nicht bemwiefen 
werden koͤnnte, nur für Anzündung des Strohhaufens 
verurtheilen wollte. Das verbietet aber der zweite Abſatz 
des Art. 182: „Es macht dabei feinen Unterfehied, ob der 
Brand unmittelbar an Gebäuden felbft oder an folchen Ges 
genftänden erregt iſt, welche ihn denfelben mitgetheilt 
haben.” | | 

IV. Sehr abweichend ift der Preußiſche Entwurf ®) 
von 1843 $. 529: „, Diefe Beftimmungen finden auch dann 
Anwendung, wenn Gegenftände, welche fi in der Nähe 
der gedachten Gebäude befinden, angezündet worden find 
und aus den Umftänden erhellet, daß folches in der Ab⸗ 
fit gefchehen iſt, diefe Gebäude in Brand zu. fegen.” 
Eine folche Abſicht wird nicht gefordert In dem revidirten 
Entwurf von 1847 $. 360, fondern die Kenntniß der 
Gefahr. Ob dieſes fich verträgt mit der Rubrlcirung der _ 
Brandftiftung unter die „,gemeingefährlichen Verbrechen”, 
die in diefen Entwürfen einen befondern Titel bilden, wird 
ſich unten ergeben. 

V. Unter der Ueberfchrift „, egenftand der Brandftifs 
ung” fautet der $. 553 de Badifhen Str. ©. B.: 


2 Entw. eines Str. &. B. für Ungarn I. (Leipzig 1843) 





Sirio & Gr. M. 1850. IV. &t. XXx 
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„Wenn der Gegenftand, worin die Branditiftung verübt 
wurde, einem andern Gegenftande, binfihtlich deſſen die 
Brandftiftung mit höherer Strafe bedroht ift, fo nah 
liegt, daß fih das Feuer auf denfelben vorausfüchtiid 
feicht fortpflanzen kann, fo ift die Strafe, die fonft zu 
erfennen waͤre, zu erhöhen und Fann bi8 zu demjenigen 
Maaße anfteigen, welches eintreten müßte, wenn de 
Thäter den letzteren Gegenftand felbft in Brand geftedt 
hätte.” Die Worte „vorausfichtlich leicht fortpflanzen 
fann” gehören nicht in das Gebiet des fubjectiven That: 
beftandes, fondern bezeichnen die dem Verbrechen der 
Brandftiftung weſentliche „Gemeingefaͤhrlichkeit“, alſo 
etwas Objectives. Es iſt alſo, wie auch die Motive der 
Regierung 9) angeben, „zur Anwendung des $. bei dem 
Thäter nicht die Abficht-gefordert, daß fih Das Feuer von 
dem angezundeten Gegenftand auf den daneben Iiegenden 
verbreiten möge 20.” In einem näheren Anfchluß an den 
Wortlaut des $. müßte man fagen, es wird nicht gefor: 
dert, dag der Thäter in dem fraglichen Kall die leichte 
Weiterverbreitung des Feuers vorausſah, geſchweige 
denn beabfichtigte. Ob übrigens die von der zweiten 
Kammer herbeigeführte Einfchaltung des Wortes „, voraus: 
fihtlih” eine fonft in den Worten liegende Präfumtion, 
daß in dem gegebenen Fall angenommen werden mülle, 
der Thäter Habe den nahe liegenden Gegenftand felbft in 
Brand ſtecken wollen, befeitigt, muß ich bezweifeln, weil 
die Worte in der erften Faſſung mie gar nicht zu einer 
ſolchen Präfumtion, mie fie die zweite Kammer präfumitt, 
hinzuführen ſcheinen. Das Wort „vorausſichtlich“ Fann 
im Gegentheif leicht fo gemißdeutet werden, als ob es 
weſentlich auf die wirkliche Vorausficht des Thäters am ° 


6) Thilo ©. 137. 
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fomme. Den A würde, auch wenn es fich conftatiren 
liege, daß er die Verbreitung des Feuers vom Strohhaus 
fen auf dad Wohngebäude nicht vorausfah und nicht beab⸗ 
ſichtigte, nach $. 546 des Bad. Str. G. B. mindeſtens 
eine Zuchthausftrafe von 10 Jahren treffen. 

Die Anfiht, daß die Brandftiftung als gemeins 
gefährliches Verbrechen zu claffificiren fey, mie es mit 
größerer oder geringerer Entfchiedenheit die neuen Strafs 
gefegbücher thun, ift nicht gerade neu, allein man hat erft 
jegt angefangen, diefen Gefichtspunft vecht nutzbar zu 
machen und ihn als leitendes Princip für die Beantwor⸗ 
tung der Hauptfragen in dem Gebiete diefes Verbrechen 
zu gebrauchen. Dies ift befonders von Woringen ges 
ſchehen in feiner Unterfuchung über die Confummation der 
Drandftiftung 7), der jedoch die weitere Conſequenz in der 
Abhandlung über „dolus und culpa bei der Brandftifs 
- tung” nicht feftgehalten hat. Ich darf es Hier zwar nicht 
unerwähnt laffen, dag Mittermaier verfchiedentlich ®) 
hervorgehoben hat, die Gemeingefährfichfeit pafle nicht 
auf alle Arten der Brandfiftung; auf die Art, zu wel 
her der an die Spige geftellte Fall gehört, paßt diefer 
Geſichtspunkt und die aufgemorfene Hauptfrage muß wohl 
aus diefem Gefichtspunft ihre Beantwortung finden. Es 
iſt nicht die Gefahr für das Eigenthum oder das Leben 
‚oder die Gefundheit, fondern die Gefahr für Leben, 
GefundHeit und Eigenthum, die diefes Verbrechen zu 
einem fo ſchweren macht. Im voraus läßt fih, wenn der 
Brandftifter das Feuer legt, weder der entftehende Schaden 
noch die Yusdehnung der Gefahr in diefen Richtungen ers 


7) a. a. DO. ©. 208 fgg. 


8) Archiv des Er. R. N. J. 1834. S. 499. — Rote Di, azu 
Jeuerbach 8. 360. & 
x 
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meffen; während, wenn jemand die Hand erhebt um ei: 
nen Menfchen zu erfchlagen, der Tod dieſes Menfchen der 
Auferfte Echaden if. So wenig ſich gegen den Ausdrud 
„Gemeingefaͤhrlichkeit“ einwenden läßt, daß darin ja eine 
Gefahr für Eigenthum, Leben und GefundHelt aller 
Menſchen ausgedruͤckt ſey, fo wenig läßt ſich eine Gefahr 
dung vieler Menfchenleben und Häufer poftuliren, fons 
deen die unbeftimmte und nicht zu beftimmende Gefahr iſt 
In dem Worte angegeben. Eben weil Mittermaier 
Recht hat, find auch Die Arten der Brandftiftung fcharf 
gefhieden, je, nachdem zu der Gefahr für Eigenthum die 
Gefahr für Perfonen (Menfchenleben, Gefundheit) Hinzus 
teite oder nicht, naͤmlich Brandftiftung im eigentlichen 
and engeren Einn und Brandftiftung im weiteren Sinn 9). 
Gegen diefe altmodifhe Bezeihnung des begründeten Uns 
terſchieds läßt ſich freilid manches einwenden und wohl 
nue die Kürze kann zu einiger Entfchuldigung dienen, denn 
die Brandftiftung im w. ©, follte billig die Drandftiftung 
im e. &. umfaflen und die eine Urt ift nicht mehr eine 
eigentliche oder uneigentliche als die andere. Beſſer ift 
daher die Unterſcheidung des Braunſchw. Str. ©. 8. 
6. 204 fag.: Brandftiftung mir Gefahr fie Perfonen, 
Drandftiftung an fremden Sachen ohne Gefahr für Pers 
fonen, Brandftiftung an eigenen Sachen ohne Gefahr für 
Derfonen und fremdes Eigenthum. 

Aus der Gemeingefährlichkeit der Brandftiftung res 
fultiet al8 Anfangspunft der Conſummation der Eintritt 
der Gefährlichkeit und daraus muß auch der Anfungspunft 
des zur Brandftiftung erforderlichen dolus beftimmt wers 
den d. h. die Entfcheidung darüber hervorgehen, wann 


M Häberlin Grundfäge des Getmtnat, nach den neuen deut⸗ 
ſchen Strafgeſetzbüchern Bd. I. ©. 3 
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dem dolofen Brandftifter der ganze Erfolg feiner Handlung 
zuzurechnen ſey. Wenn die Brandftiftung als gemeinges 
faͤhrliches Verbrechen ſchon geftraft wird, wenn der Scha⸗ 
den für Eigenthum und Perfonen nicht erfolgen Eonnte, 
nicht nur wenn er eingetreten war, fo muß ein dolus ge: 
nügen, der nur bis zum Eintritt der Gefährlichkeit ging, 
alfo bis zum Moment der Eonfummation. Bon bier an 
hat der Wille des Brandftifterd dem entfeffelten Elemente 
gegenüber Feine Macht mehr. Diefe confequente Beftims 
mung über das Maaß des dolus enthält Feine größere 
Härte ald darin liegt, dag die Brandftiftung als ein ges 
meingefährfiches Verbrechen ſchwer geftraft wird und es 
wird bei diefer Beftimmung weder dolus präfumirt, 
noch culpa zu dolus gemacht, fondern nur der bewieſene 
dolus als ſolcher genommen, und wie fie die fonft ſchwer 
zu vermeidende Klippe einer praesumtio doli befeitigt, 
fo befreit fie auch von der großen Schwierigfeit eines faft 
unmdglichen Beweiſes, da einerfelts die eigne Ausfage des 
Thäters über die Ausdehnung feiner Abſicht nicht allein 
den Beweis geben fann und begreifliher Weife felten 
die weitgehende Abficht angeben wird, andrerfelts der 
Beweis ex re oder aus den Umftänden, mie ihn der 
Preußiſche Entwurf (von 1843) $. 529 anzuftellen vers 
langt, meifteng grade bei dDiefem Verbrechen fo fehr ſchwie⸗ 
tig ift; ein Beweis der Kenntniß der Gefahr von Sei⸗ 
ten deffen, der einen Strohhaufen anzuͤndet, welcher ver: 
möge feiner Lage geeignet Ift da8 Feuer den Wohngebäuden 
mirzutheilen (revid. Preuß. Entw. von 1847 $. 360), 
alfo der Beweis eines fubjectiven Moments nicht minder, 
fo daß eben dadurch Präfumtionen brfeitigt werden fellen, 
die Preußifchen Geſchwornen 19) Leicht zu Präfumtionen 


10) In einem von Mühr y in Jagemann's Geridtefanl 1843 
©. 389 mitgesheilten engliſches Jall murben den Keihastun 
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werden verlocht werden, oder falls fie Dagegen feft find, 
wird In vielen Källen den „boshaftigen Brenner” nur eine 
geringe Strafe treffen. 


Nach dem Ausgeführten iſt es nicht unrichtig, wenn 
das Balriſche, Sächfifche, Würtemb. , Braunſchw., Großh. 
Heffifhe und Badiſche Str. G. B. in der angegebenen Weiſe 
bei dem gemeingefährlichen Verbrechen der Brandftiftung 
die obige allgemeine Theorie von dolus und culpa und die 
daraus fich ergebende Dirimirung der Sälle nicht zulaffen. 
Was die weitere Frage betrifft, welche Faſſung der bezug: 
lichen und oben angegebenen Artifel den Vorzug verdiene, 
fo möchte ich mich deshalb für das Badifhe Str. ©. 8. 
entfcheiden,, weil es in der Strafausmeffung dem Richter 
den meiteften Spielraum läßt; ich halte aber von dem 
entfcheidenden Standpunft der Gemeingefährlichfeit aus 
die Saflung des Bairiſchen, Braunſchw. und Heff. Darmft. 
G. B. auch für richtig, nicht aber daß das Sächfifche und 
Würtemb. G. B. die wirkliche Mitthellung des Feuers an 
menfchlihe Wohnungen verlangen. Dagegen iſt es aber 
nit zu billigen, wenn das Bairifehe und Braunſchw. 
G. B. die Brandftiiftung unter die Rubrik „Beſchaͤdigung 
des Eigenthums” und „Bermögensbefhädigungen” ftel- 
len, denn wenn nun nicht eine wirkliche Befchädigung, 
fondern nur die Möglichfeit berfelben in dem fraglichen 
Hall verlangt wird oder die Größe des Schadens unberäd: 
fichtigt bleibt, fo harmonirt dies nicht mit den Beftim: 
mungen über andre Vermoͤgensbeſchaͤdigungen. Diefe 





die Zragen vorgelegt: 1) 0b die Angekl. ungefegmäßig "und 
böstih den Yu Stroh angezündet haben? 2) ob fie 
beabſicht igt haben dadurch die Scheunen in Brand zu 
fieden? Der Ausſpruch der Jury lautete: „daß die Angekl. 
den Haufen Stroh angezündet haben und daf fie beabſich⸗ 
tigt haben bieducdy die Schramm in Braut zu feßen.” 
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Klippe fcheinen das Großh. Heſſ. und Badifhe G. B. vers 
mieden zu haben, indem fie, ohne allgemeinere Rubriken 
anzugeben, die einzelnen Verbrechen in Titeln aneinanders 
reihen, fo daß nicht hervortritt, ob fie die Brandftiftung 
als Verbrechen wider dad Eigenthum oder als gemeinge: 
fährliches Verbrechen oder unter einem andern Gefichte: 
punft auffaffen; allein man wuͤrde ihnen Unrecht thun, 
wenn man daraus entnehmen wollte, fie hätten von einer 
foftematifchen Anordnung des ſpeziellen Theils ganz abftras 
hirt und wären aus Verzweiflung ein leitendes Prinzip da- 
für zu finden principlos geworden. Aus einer genaueren 
Betrachtung der Aufeinanderfolge der Titel in diefen beis 
den Gefebüchern ergiebt fih, daß fie wohl die Verbrechen 
nach ihrer Richtung gruppirt und daß fie die Brandftiftung 
als Verbrechen wider das Eigenthum aufgefaßt haben, 
denn an den Tit. 50 des Großh. Heff. Str. G. B. von der 
Brandftiftung reiht ſich Tit 51_von der Ueberſchwemmung 
und dann folgt Tit. 52 von anderen Befhädigun: 
gen fremden Eigenthums, und ähnlich verfährt das 
Badifhe ©. B. Demnad gilt aber in dem angedeuteten 
Punkt von deffen beiden Gefegbüchern daffelbe, was Ich fo 
eben von dem Bairifchen und Braunſchw. gefagt habe. 

Die Brandftiftung wird wohl, bis die Willenfchaft 
eine durchgreifende Reform in der fuftematifchen Anord⸗ 
nung des fpeziellen Theils des Eriminalvechts vorgenommen 
haben wird, für die Gefeßgeber ein gemeingefährliches 
Verbrechen bleiben. 


616 Neuefte engl. u. franzöf. Gefeggebungen 





XXIV. 
Der 
neueſte Zuſtand der Geſetzgebung in England 
und Frankreich uͤber den Zweikampf, 
mit 


Nachrichten über den neuen engliſchen Verein 
zur Unterdrückung der Zweikämpfe. 


Von 
Mittermaier. 


Wir haben in dieſem Archive ſeit einer Reihe von Jahren 
unferen Lefern Nachrichten von dem Stande der Geſetzgebung 
und der Rechtfprechung über den Zweifampf in Deutfchland 
und im Auslande mitgetheilt und den Verfuch gemacht, die 
wahre Natur dieſes Verbrecheng zu zergliedern, und zu zels 
gen, wie eine gerechte Gefeßgebung daſſelbe auffaffen und 
Strafdrohungen erlaffen foll, welche dem Richter möglich 
machen, die Strafe der einzelnen Fälle nach der Größe 
der Verſchuldung anzupafien. Wir Haben beharrlich die 
Anficht angegriffen 1), welche die Todtung im Duelle unter 
die gewöhnlichen Strafgefege über Tödtung ftellen will, und 


N In dieſ. Achve NZ. Bd. I. 1834. &.318; 1845, &, 338, 
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haben gezeigt ?), wie auch in Frankreich die öffentliche 
Stimme felbft in der Nationalverfammlung die gezwungene 
Rechtſprechung des Caſſationshofes mißbilligt, wie aber 
immer Elarer der Zufammenhang des Zweifampfs mit fitte 
lichen Anfichten erfannt und eingefehen wird, daß daher 
bie Sitten mehr als die Gefege thun müflen, und Vereini⸗ 
gungen tmwohlgefinnter Männer der öffentlihen Meinung 
eine Richtung geben koͤnnen, die am beften der Gefeps 
gebung vorarbeitet. In der legten Rückficht verdienen die 
Ergebniffe eines feit 1844 in England gegründeten Vereing 
unter dem Titel: Association for the discouragement of 
duelling näher befannt zu werden. Bier Berichte (der 
letzte v. 1850) des Vereins liegen vor uns?). Die Zahl der 
Mitglieder ift im Wachfen ; unter ihnen befinden ſich Moͤn⸗ 
ner, des crften Ranges fehr viele Hochgeftellte Militärpers 
fonen (Generallieutenants und Oberften), viele Hauptleute, 
Mitglieder des Parlaments, Advokaten u. A. Der Vers 
ein, zuerft 1842 in das Leben gerufen, fpricht die entfchies 
dene Ueberzeugung der Mitglieder aus, daß fie den Zwei⸗ 
kampf für eine fündfiche, unvernänftige, den göttlichen 
und menfchlihen Gefegen zumiderlaufende Sitte halten 
und durch Ihren Einfluß und ihr Beifpiel auf die Abſtellung 
wirfen wollen und die Öffentliche Meinung duch die Preffe 
zu leiten fuchen werden. Der Verein Hatte fich fchon 
1843 in einer Petition an die Königin gewendet, um fie 
zur kraͤftigen Mitwirkung zu beftimmen. In dem Par⸗ 
famente wurde öfter des Vereins ruhmlich gedacht. Jn 
den Kriegsartifeln von 1844 war entfchieden ausgefprochen, 
dag die Königin das Benehmen aller Offiziere Siige, 


— — — — 
7 


2) In dieſem Archive 1849. Nr. XX 


8) Reports of the association for the —** of 
äuelling with the regulations, London 1845 
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welche, wenn fie das Unglüc Hatten Jemanden zu belei⸗ 
digen, gern durch Zuruͤcknahme der Worte duch Ehren: 
erflärung u. A. die Beleidigung aufheben, oder wenn fie 
beleidigt wurden , ſolche Erklärungen offen und redlich 
annehmen, oder als Kreunde der Beleldigten dahin wirken, 
dag der Streit durch Verſoͤhnung ausgeglichen wird. 
Den Offizieren, die Andere herausfordern, ſich fchlagen, 
Andere zum Duelle anreizen oder daffelbe begünftigen, follen, 
wenn fie vor dem Kriegsgerichte übermwiefen werden, caffirt 
oder fonft nach Ermeſſen des Kriegsgerichts geftraft merden. 
Man fieht aus den Mittheilungen in den Berichten (Report!. 
p. 12 — 16), tie das Kriegsminifterium mit Ernft über 
die Handhabung der neuen VBorfchriften wacht, davon auf: 
geht, daß, wenn die Kameraden der beleidigten Dffizlere 
eenftlih wollen, e8 immer leicht ift, eine Verföhnung zu 
Stande zu bringen. Vielfach wird wieder (Report I. 
p.9) ein Ausfpruch des Herzogs von Wellington von 1810 in 
Erinnerung gebracht, worin er erflärt, daß es für Dffiziere 
nicht blos Feine Herabwürdigung, fondern vielmehr etwas 
Verdienftliches ift, wenn fie Unrecht gethan haben, dies 
einzugeftehen und den Fehler zu verbefiern, und daß die 
augenblickliche Demüthigung,, die allerdings jeder Mann 
bei einer ſolchen Anerfennung fühlt , weit aufgewogen 
wird durch die nachfolgende Genugthuung, die er em: 
pfindet, und durch die Vermeidung der dem Offizier un: 
angenehmen Friegsgerichtlihen Verhandlungen. Man 
bemerft aus den ausführlichen Mittheilungen folcher Ber: 
handlungen in vorgefommenen Fällen (Report II. p. 8 
— 15), daß die Kriegsgerichte ftrenge gegen Offiziere vers 
fahren, welche muthwillig beleidigen oder Verſoͤhnungs⸗ 
anträge zuruͤckweiſen. | 

. Merkwuͤrdig ift es, daß nach. den Berichten in jedem 
Fahre ale Mitglieder der Verelns viele vorfommen , die 


über den Zweilampf.. 619 


nicht geftatten, dag ihre Namen veröffentlicht werden, 
während fie ſich verpflichten, nach Kräften für die Ausrot⸗ 
tung des Duelld zu wirken. 

Ein Hauptftreben des Vereins ft, nachdem bei 
dem englifchen Militär und der Klotte das ernftliche Ein: 
fchreiten gegen das Duell und vorzüglich gegen das ſchieds⸗ 
richterliche auf Verſoͤhnung wirkende Verfahren wohlthaͤ⸗ 
tige Fruͤchte trägt, dahin zu wirken, daß auch unter 
Nichtmilltärperfonen eine ähnliche fehiedsrichterliche Ein; 
richtung eintrete, welcher fich freiwillig die Mitglieder des 
Vereins unterwerfen. Der dritte Bericht (p. 10) giebt 
nun Nachricht von den Verfuchen , welche in diefer Bezie⸗ 
Hung von dem Verein gemacht wurden, und thellt die Sta- 
tuten mit. Darnach follen die Mitglieder, welche fich dem 
Syſteme unterwerfen, eine beftimmte Zahl ehrenmwerther 
"Männer wählen, welche in Ehrenhändeln entfcheiden; drei 
follten zur Befegung des Gerichts Hinreichen. Die Freunde 
dee Betheiligten follten, wenn ihnen eine Berfühnung 
nicht gelingt, verpflichtet fen, die Sache an die Schieds⸗ 
richter zu bringen, deren Ausfpruche die Betheiligten ſich 
fügen müßten. Der Bericht (Report III. p. 14 seq.) 
theilt Nachrichten mit, was in anderen Ländern in Bezug 
auf das Duell neuerlich geſchah — wobei die neue (mie wir 
glauben grundfofe) Rechtfprechung in Franfreich überfchägt 
wird — und erzählt den befannten Vorfall von 1846, wo 
in Münfter unter den Aufpicien des Ehrengerichts ein feier: 
lich gebilligtes Duell von zwei Offizieren vorfam. Der 
4te (1850) erftattete Bericht giebt Nachricht von den bis: 
herigen Bemühungen des Vereins, bemerft, daß. bereits 
in England Zweikaͤmpfe zu den Seltenheiten gehören 
.(f. Times v. 11. Nov. 1849), daß die Zahl der Mitglie⸗ 
der des Vereins waͤchſt. Der Verein hat fich mit ehren: 
werthen Männern in Amerika in Verbindung ge(ett wQ 
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theilt (Beport p. 25) die neueften vom Präfidenten der 
vereinigten Staaten (Taylor) In feiner Eigenfchaft als 
Oberbefehlshaber der Armee 1849 erlaffenen Kriegsartikel 
in Bezug auf den Zweifampf mit. Nach art. 24 foll fein 
Dffisiee oder Soldat beleidigende Reden oder Handlungen 
gegen einen Andern ſich erlauben, bei Strafe der Einſper— 
zung , und der Verpflichtung in Gegenwart des command; 
renden Dffizierd den Beleidigten um Berzeihung zu bitten. 
Wer einen Andern zum Duelle herausfordert oder eine 
Herausforderung annimmt, fol, wenn es ein Oberoffizier 
ift , caffirt, und wenn es ein andrer Offizier oder Soldat, 
zur Leibesfteafe nach dem Ermeſſen des Kriegsgerichts ver: 
uetheilt werden. Wenn ein commandirender Offizier oder 
ein eine Wache commandirender Unteroffizier wiſſentlich 
duldet, daß eine Perfon zur Vollziehung eines Zweikampfs 
fich entfernt, fol er wie ein Herausforderer beftraft mer 
den. Gecundanten, Beförderer des Zweikampfs, Ueber 
bringer von Heraudforderungen follen wie die Ucheber bes 
ſtraft werden. Jeder commandirende Dffiziee der irgend 
Nachricht erhält, dag ein unter feinen Befehlen Stehenvder 
eine Herausforderung abfendete oder annahm, ſoll ſogleich 
die Verhaftung einer folchen Perfon verfügen. Jeder Df 
fijier oder Soldat, welcher einen Anderen wegen Ablehnung 
eines Duells Verachtung bezeigt,, fol wie ein Herausfors 
derer beftraft werden. Keinem Offizier oder Soldaten, 
der cin Duell ablehnt, foll diefe Ablehnung zur Unehre 
gereichen. 


Eine Fräftige Schilderung der Unvernunft, die in 
dem Zmweifampfe liegt, und der Uebel, die derfelbe in der 
bürgerlichen Gefellfchaft hervorbringt, ſchließt den vierten 
Bericht des Vereins, welcher gewiß auf die öffentliche 
Meinung in England wohlthaͤtig wirfen wird. 
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Es mag nicht unwichtig ſeyn, den neueften Stand 
der Anfichten englifcher Suriften über die Geſetzgebung in 
Bezug auf den Zweifampf näher Fennen zu fernen. Der 
zweite Bericht *) der Gefengebungscommiffion In London 
hat zum erften Mate Vorfchläge über Beftrafung des Zwei⸗ 
Fampfs gemacht. Nach dem beftehenden Rechtezuftande 
giebt es in England Fein befonderes Geſetz über Ziveis 
kampf; von Zeit zu Zeit wird in fehr fchweren, Auffehen 
ercegenden Zällen, wenn der Tod eines der KRämpfenden 
erfolgt, der Thäter wegen Toͤdtung vor Gericht geftellt; 
die ftrengere bisherige Rechtsanficht nahm in der erlittes 
nen Kränfung und Herausforderung feinen Grund an, 
von der Strafe der Tödtung zu befreien; aber die Ges 
ſchwornen halfen gewöhnlich nah. In dem 1846 vorges 
festen Entwurf eines Etrafgefegbuchs ift nun in dem Tis 
tel: Homicide and other offences against the Person 
in art. 16 die Beftimmung enthalten: die Tödtung gilt 
als unter milderen Umftänden verübt, wenn zwei Perfos 
nen zu einem Zweikampfe ſich verabreden, ein Kampf ers 
folgt und Einer den Andern mit tödtlihen Waffen tödtet. 
Der Thäter leidet Strafen der 2ten Klaſſe (dieſe find nach 
der Tabelle Transportation von 7 Yahren bis Lebenszeit). 
Nah art. 17 tritt diefe Milderung nicht ein, wenn der 
Tod durch einen unehrenhaften Vortheil oder duch uns 
ehrenhafte Mittel verurfacht ift, deren fich derjenige bes 
diente, welcher den Andern toͤdtete. — In den Motis 
ven zu dem Entwurfe bemerft die Commiffion: Das bei 
einem eigentlihen Morde eintretende Uebel findet ſich nicht 
dei dem Zweikampfe; der in dem legten erfolgte Tod vers 
anlaßt nicht, wie bei dem Morde, eine alle Klaſſen der buͤr⸗ 
gerlichen Gefellfchaft erſchreckende Beimruhigung. Die 





4) Second Report of the comittee on criminel law n. W- 
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Gruͤnde, welche bei dem Morde die Todesftrafe rechtfertis 
gen, find theils den fchtwerften perfönlichen Angriffen vor; 
zubeugen, theils den Bürgern die Sicherheit zu geben, 
dog fie nicht in beftändiger Furcht gemordet zu werden 
leben müffen. Bei dem Zweikampfe, der ohnehin nur 
bei den höheren Klaſſen der Gefellfhaft vorfommt , treten 
diefe Gründe nicht ein; denn Jeder, welcher fich fchlägt, 
wählt freiwillig die Gefahr, und die mwechfelfeitige Verab⸗ 
redung begründet eine ganz andere Lage ald bei dem 
Morde. Die Commiffion beruft ſich vorzüglich auf 
die Mittheilungen von angefehenen englifchen , fchottifchen 
(Alifon) und nordamerifanifchen (Living ſt on)! Schrift: 
ſtellern, welche nachweifen, daß bei dem Zweikampfe bie 
ſtrengen Strafgefege, weil fie mit der öffentlichen Meinung 
im Widerfpruche ſtehen, feine Wirkung äußern und nad 
der Erfahrung die Geſchwornen nit das Schuldig auf: 
fpeehen. Ohnehin zeige dag Benehmen der Zeugen bel 
gerichtlichen Verhandlungen über den Zweikampf, mie 
fehe man abgeneigt ift, zu einer Verurtheilung woegen 
Zweikampfs beizutragen. Die Commiffion zeigt Daher die 
Nothivendigfeit, die Drohung der Todesftrafe bei dem 
Zweikampfe zu befeltigen, um damit zugleich das Aerger⸗ 
liche der Erfcheinung zu entfernen, die dadurch eintritt, 
dag ein ftrafwürdiges Vergehen ungeahndet bleibt, weil 
das Gefeß eine Strafe drohte, die unausführbar if, 
weil fie der öffentlichen Meinung ‚widerftreitet. Dagegen 
wird der art. 17 gerechtfertigt, weil auch nach englifcher 
Rechtfprehung der Duellant, welcher auf verrätherifche 
Weiſe durch unehrenhafte Mittel den Gegner tödtet, kei⸗ 
nen Anſpruch auf Milderung hat. 

Im Zufammenhange mit diefem Vorſchlage fieht 
auch der in art. 14 und 15 des Entwurft 5), nach wel⸗ 


5) Report p. %9. 
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chem die Tödtung einer Perfon als geringer ftrafbar erklärt 
wird, wenn die Handlung oder Unterfaffung auf Bitten 
oder mit Einwilligung des Getödteten erfolgte, vorausge⸗ 
ſetzt, daß der Getödtete nicht in einem Zuftande von Bloͤd⸗ 
finn, Wahnfinn, Leidenſchaft oder ähnlichem Zuftande fich 
befand, in welchem er die Befchaffenheit oder die Kolgen 
feiner Einwilligung nicht einfehen Fonnte, oder der Todt: 
ſchlaͤger nicht gegründete Urfache hatte, anzunehmen, daß 
die Einwilligung nur in Folge falfeher Eindrücke im Zus 
fammenhang mit Thatfachen gegeben wurde, melche auf 
den Einwilligenden wirkten. Gegen diefe Vorfchläge ers 
Elärte fich eines der bedeutendften Mitglieder der Commiſſion 
(Hr. Starkie) ). Er will der Einwilligung zur Tödtung 
feinen Einfluß geftatten und erfennt die Erlaffung des vorges 
fchlagenen Gefees fir nachtheilig , weil Dadurch die Wirk; 
famfeit des Gefeges über Toͤdtung geſchwaͤcht würde und 
vorausfichtlih Die Entfehuldigung, daß Einwilligung ges 
geben wurde, oft vorgebracht würde, In Beziehung auf 
das Duell bemerft Starkie, daß der Widerfpruch der 
Strafgefege mit der öffentlichen Meinung nie zu vermeiden ift. 
Wer eine ſchwere Kränfung erlitt, 3. B. der Bruder deffen 
Schweſter geſchaͤndet worden ift, wird zu den Waffen grei⸗ 
fen und den Verführer zu tödten fuchen, wenn auch das 
Geſetz Ihn einen Mörder nennt; das Gefeß der öffentlichen 
Meinung betrachtet das Vergehen allerdings anders. es 
ſchworne werden in folhen Sällen immer duch Rückfich- 
ten beftimmt werden, welche das Gefeg nicht berechnen 
und nicht anerkennen kann; fie werden der Erwägung zu: 
gaͤnglich ſeyn, daß der Zweifampf, wenn er auch bekla⸗ 
genswerth iſt, doch oft als ein heilſames Mittel erſcheint, 
welches Manchen abhaͤlt, einem Andern eine Ehrenkraͤn⸗ 


6) Seine Ausführung findet fich im second Reyote n. &A. 
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fung zuzufügen. Es wird immer ein weiter und nothwen⸗ 
diger Unterfchled zwifchen dem Strafgefeße und dem Ge 
fege der Ehre und der öffentlihen Meinung bleiben; will 
man ihn ausgleihen, fo muß man den Kreis des geſezz⸗ 


lichen Schutzes gegen Rränfungen den Gefühlen der Mens- 


ſchen anpaflen, und gefcbieht dies, fo Fann leicht die Kraft 
des Strafgefenes geſchwaͤcht werden. Die Unmöglichkeit, 
Derfonen, welche den Zweikampf wählen, auch durch die 
härteften Strafdrohungen von ihrem Vorhaben abzuhal: 
ten, vechtfertigt nicht, das Verbrechen als ein milderes zu 
erklären. Die Beweggründe, die zu dem Zweikampf ans 
treiben, werden durch die Strafgefee nicht erreicht. Die 
Geſchwornen, welche den Angeklagten, der in einem 
ebrenhaften Duelle den Gegner tödtete, als nicht fehuldig 
erkennen, wenn Todesftrafe gedroht ift, werden zu dem 
nämlihen Wahrfpruhe kommen, wenn Transportation 
gedroht wird. Kine noch geringere Strafe zu drohen, 
wuͤrde einen Widerfpruch mit der Schwere des Verbrechens 
begründen. Auf diefe Art Fönnte von dem neuen Vor; 
fhlage fein Nugen erwartet, es müßte aber ein Nach 
theil befürchtet werden, wenn die Wirffamfeit der Straf: 
gefetge gegen Tödtung geſchwaͤcht würde. 

Diefer Bemerfungen ungeachtet fiegte dennoch die 
Anficht der Mehrheit der Commiffion, und in dem 1849 von 
Lord Brougham im Oberhauſe eingebrachten Entwurfe 
eines Strafgeſetzbuchs 7) finden fih in dem Kapitel: Ex- 
tenuated homicide, im art. 15 — 16 wörtlich die von der 
Mehrheit der Commiſſion vorgefchlagenen oben angeführten 
Beftimmungen über den Zweikampf, fo wie art. 14. 15 
die Vorfchläge über Tödtung eines Eintwilligenden. Keine 


7) Bill intituled an Act to consolidate ‚and amend the cri- 
minal law of England. 
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Stimme hat fih im Dberhaufe gegen die Vorfchläge 
erhoben. 

Wir find allerdings überzeugt, dag die Annahme 
dieſer vorgefchlagenen Beſtimmungen weder unmittelbar 
den Zweikampf in England vermindern, noch die Geſchwor⸗ 
nen abhalten werden, auch in Zukunft das Nichtfchuldig 
gegen Duellanten auszufprechen, wenn auch ftatt der To⸗ 
deöftrafe Transportation gedroht wird... Weit mehr er: 
warten wir von der Wirffamfeit des oben gefchilderten 
Mereing , welcher die Öffentlihe Meinung berichtigen und 
der Etimme, melde gegen den Zweifampf ſich erhebt und 
denjenigen in Schutz nimmt, welcher den Zweifampf abs 
dehnt, Kraft geben wird; wir freuen ung aber Doch über 
die neuen Vorfchläge, weil wir in ihnen einen Anfang einer 
beffeven Gefeggebung über Zweikampf und eine Anerken⸗ 
nung der Anficht erbliden, daß die Geſetzgebung gerecht 
fey , die Strafe der Verſchuldung anpaflen muß, melde 
nuc nah den befonderen Verhäftniffen bemeflen merden 
muß, die ein Verbrechen erzeugen, und weil man in Engs 
land zur @infiht fommt, dag es unmürdig einer Geſetz⸗ 
gebung ift, der fogenannten Abfchrecfung wegen verfchie- 
denartige Verbrechen in eine Klaffe zu ftellen und 
voraugfichtlich den Erfolg herbeizuführen, daß das Etraf: 
gefeg nur auf dem Papiere bleibt und im Leben regelmäßig 
Losſprechung einteitt. 

Es mag für unfere Leſer nicht ohne Werth ſeyn, 
den neueften Stand der Anfichten in Sranfreich über 
Die Öefebgebung in Bezug auf den Zweifampf fennen zu 
lernen. Am Ende des vorigen Jahres wurden in der 
Nationalverfammlung mehrere Anträge auf Erlaffung von 
Sefeen über das Duell eingebracht. Mach dem Antrage 
der 9. Gavini und Failly foll nur in art.1 erklärt wer; 
den: das Duell ift verboten. 2) Wer einen Juctamnt weit 

Archiv d. Er. R. 1880, IV. &t. un 
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oder als Secundant Theil nimmt, fol, ohne Ruͤckſicht auf 
die Kolgen des Duell, in feinem bürgerlichen Rechte auf 
1 bis 10 Fahre eingeftellt werden, vorbehaltlich der ſchwereren, 
nach dem Gefege verwirften Strafen Mad dem Antrage 
des H. Bouzique wird von dem Zweifampf ein gefek: 
licher Begriff aufgeftellt 8. Wer fi fhlägt, foll, wenn 
feine oder nur geringe Verlegungen für die Rämpfenden er; 
folgen, Gefängnig von 3 Monaten bie 2 Jahren erleiden, 
Wenn die Verlegung eine Berufsunfähigkeit von mehr ald 
20 Tagen hervorbrachte, fo trifft Gefängnig von 6 Monaten 
bis 3 Jah ren denjenigen, welcher fie zufügte. Erfolgte der 
Tod, "fo leidet der Thäter Gefängniß von 1 bis 5 Jahren; 
außerdem wird eine Seldftrafe von 300 bis 1000 Srancs 
‚erkannt. Wer in den vorhergegangenen 15 Jahren ſchon 
eine Verurtheilung wegen Zweifampfs erlitten Hat und 
soieder eines Zweikampfs ſich ſchuldig macht, wird zum 
Maximum der obigen Strafe, das felbft verdoppelt wer: 
den fann, verurtbeilt (9. 3). Nah 9.4 follen die 
Secundanten, wenn Alles ehrenhaft vorgegangen ift, ftrafs 
408 feyn; außerdem aber werden die, welche mit Ber: 
feßung der herkömmlichen oder verabredeten Duellregeln 
‚(deloyaute) handelten, als Theilnehmer des Zweifampfe 
beſtraft. Nach art. 5 iſt deloyaute von Seite der Se 
cundanten vorhanden, wenn 1) ftatt der Bemühungen 
die Gegner zu verföhnen, fie gegen einander aufreizten; 
2) oder das Duell innerhalb 8 Tagen nach der erlittenen 
‚Beleidigung erfolgte; 3) oder die Secundanten Berabs 
redungen zulisßen, welche dem Duell einen gefährlicheren 
Ausgang zu geben beftimmt find; 4) oder wenn die Kaͤm⸗ 
‚pfenden oder Einer von ihnen minderjährig oder über 60 
Jahre alt ſind. Nach art. 6 ſollen, wenn vor oder waͤh⸗ 


6) Es heißt: Le duel et tout combat singulier, à harme 
blauche ou Aveo atmer A (eu, ati seliute selontsicement 
et en presence de temoins. 
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rend des Zweikampfs treuloſe Beranftaltungen, Beträge: 
reien oder Hinterliſt vorfielen, und in Folge davon Einer 
20 Tage unbrauchbar zu feinen Berufegefchäften blich, 
die Urheber und Theilnehmer der oben bezeichneten Hand: 
fungen zu den in Buch III tit. IT chap. L (von Tür: 
tung und Körperverkegung) beftimmten Strafen verurtheilt 
werden. Nach dem Antrane des Ag. Remilly fell 
jedes Mitglied der Nationalverſammlung, das während 
der Dauer feines Mandats einen Zweifampf vollzicht oder 
dazu herausfordert, feiner Sigenfdaft als Abgeordne— 
ter, außer der gefeglichen Strafe, verluftig erflärt wer: 
den. Die Nationalverfammlung ſpricht Dies auf den 
Grund des Berichts einer Commiffion auge. Der Aus: 
geichloffene ift während eines Jahres unfähig wieder ger 
wählt zu werden. 

Die Anträge der Abg. Cunin: Gridaine, de la 
Boulie und Talon gehen dahin, in art. 1 zu erflären, 
Daß der Zmweifampf ein Vergehen iſt; art. 2. Jeder ver: 
möge einer zroifchen den Kämpfenden und den Secundanten 
geichloffenen Verabredung vollzogene Kampf, in welchem 
jeder Kampfende mit Secundanten verfehen ift, fol als 
Duell ectläct und (art.3) mit Gefängnig von 1 — 
3 Monaten bi8 5 Fahren, Geldftrafe bis 10060 France 
beftraft werden. Die Schuldigen fönnen auf die Dauer 
von 5 $ahren in den im Code peEnal art. 42 bezeichneten 
Rechten eingeftellt werden. Nach art. 4 koͤnnen nad) der 
Schwere der Umftände die Secundanten als Teilnehmer 
beftraft werden 2). Es wurden darüber zwei Berichte erz 
ftattet, (einer v. 8. Dec. 1849 von Chegaray, und 
der 2te v. 15. Januar 1850 durch Moulin), fie ſchla⸗ 


9) Ein intereffanter Auffag über mehrere diefer Vorfchläge fins 
der ih von H. Cauchy (dem Verf. des treiflihen Werkes 
über das Duell) in der Gazette des tribunaux DUMM, Dir. 
1849. 


ur 
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gen vor, die Anträge nicht in Berathung zu ziehen 19. 
Der Berichterftatter geht, nad einer Furzen Erzählung 
des lange befannten Entwichlungsganges der Gefeßgebung 
über die Duelle in Frankreich, von der in dieſer Zeitfchrift 
fbon oft angegriffenen Anficht aus, Daß der Code penal 
von 1810 abſichtlich über das Duell gefchwiegen habe, 
weil der Gefeßgeber vorausfegte, daß die Strafbeftimmun: 
gen des gemeinen Rechts hinreihten, die im Zweikampfe 
über Tödtung und Vermundung vorfommenden Sälle des 
Todes u. A. zu beſtrafen. Es wird gezeigt, daß alle bie: 
herigen Verſuche der Gefengebung über das Duell in 
Sranfreich f&eiterten, daß die Zahl der mit jedem Jahre 
vorgefonmenen Tödtungen im Duelle ftieg und Durchfchnitt: 
lid von 1827 bis 1834 jährlid 23 betrug, daß aber die 
neue Rechtſprechung feit 1837 mwohlthätig wirfte und in 
den 5 Jahren von 1838 an die Zahl der Todesfälle im 
Duelle auf 5 bis 6 herabfanf. Zulegt wird an den von 
ung bereit8 mitgetheilten 1!) Vorgang erinnert, wo die 
Nationalverfammlung die Ermächtigung, einen Abgeordne⸗ 
ten vor Gericht zu ftellen, der im Zmweifampf einen Andern 
verwundet hatte, verweigerte. 

Die Eommiffion, um zu zeigen daß eine befondere 
Gefeßgebung über Duell nicht nothwendig fey, beruft ſich 
darauf, daß die bisherigen VBerfuche in Frankreich ſchei⸗ 
terten, daß der Moraliſt und Gefeggeber fi) wor den 
Hinderniffen beugen. muß, welche in unferen Sitten und 
Einrichtungen liegen, daß, menn man über das Duell als 
ein befonderes Vergehen Strafgefege erlaffen wollte, man 
das Vergehen auch definiren und alle Durch das Gefeg der 
Meinung und der Ehre gebotenen Rüdfichten der Strafauss 
meffung angeben müßte: was aber unmöglich wäre. Jede 


u 10) Der zweite Bericht bezicht fi nun auf den erſten, indem 
er er geitellten Antrag auch auf die nachgefolgten Motionen 
ezieht. 
11) Archiv 1849 ©. 549. 


ww. 
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Geſetzgebung, die das Duell beftrafte, Habe zugleich auch 
auf Einrichtungen gedacht, um dem Duelle vorzubeugen 
(3. B. dur Ehrengerichte) , daß aber folche in einer milis 
taͤriſchen abfoluten Monarchie möglichen Anftalten nicht zu 
den Sitten und Zuftänden in Sranfreich paßten. Ohnehin 
ſey es unmöglich, den ordentlichen Gerichten die hinreichens 
den Waffen zu geben, um die Beleidigungen, welche 
Duelle veranlaflen, zu beftrafen, da die Erfahrung Ichre, 
daß die bisherigen Strafen der Injurien nicht genügten. 
Der Grund diefer Uebel liegt nicht an den Gefeßs 
gebern oder den Richtern, fondern in der Natur der Sache 
und der Uebermacht der Sitten und ihrem Einfluß auf die 
Anwendung der Gefege. Die Commiffion erfennt darin 
ein faft unüberfteigliches Hindernig der Auffaflung eines 
Duellſtrafgeſetzes, fie fieht in der jegigen im Geifte der 
NRechtfprechung des Caffationshofed angemendeten Geſetz⸗ 
gebung den hinreichenden Schuß der Antereffen des Fries 
dens und der Öffentlichen Sicherheit, und glaubt, daß aus 
jenem, die gerichtliche Verfolgung eines Abgeordneten vers 
weigernden Beſchluſſe, der nicht motivirt als einzelne Thats 
ſache und politifcher Akt erfcheine, fein Grund gegen 
die wohlbegründete Auslegung des Caſſationshofes abges 
leitet werden dürfe, 
Sie erklärt den oft gemachten Vorwurf, daß die 
Rechtfprechung denjenigen, der im Duelle tödtet, einem 
Mörder gleichftelle, als grundlos. Allerdings Famen Falle 
vor, wo diefe Gteichftellung pafle, z. B. bei dem Gewohn⸗ 
heitstämpfer , oder dem, der dazu reizte; allein Die 
Hauptſache fey, daß die Staatöbehörde, indem fie den 
Ucheber der Tödtung im Duelle vor Gericht frellt, ihn 
zwingt, Öffentlich Rechenfchaft über das von ihm vergofs 
fene Blut zu geben. In der Anwendung des Geſetzes 
hänge es dann von den Geſchwornen ab, entwehe Te 
erfchwerenden Umftände zu befeitigen,, Or ie Kant in 
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gefeglihen Entſchuldigungsgruͤnde, der Provocation oder 
der der Nothwehr zu bejahen, oder durch Annahme der 
Milderungsgruͤnde zur Herabſetzung der Strafen beizutra: 
sen; fie kann felbft nach der Erwäͤgung des Falles das 
Nichtſchuldig ausfprechen. Wenn auch, bemerkt der Com: 
mifjionsbericht, Die Allmacht der Jury beftritten werden 
kann, fo ift fie doch bei dem Duelle an dem Plage, wo 
der Geſetzgeber nicht im Stande ift, alle möglichen Ab: 
ftufungen der Verſchuldung bei dem Duelle im Gefege an: 
zugeben. Die Rechtſprechung des Caflationshofes hatte 
nach der Angabe des Berichts bereits den Erfolg, daß fie 
die Duelle feltenee und minder mörderifch machte. In 
Bezug auf die einzelnen Anträge bemerkt die Commiffien, 
daß der Antrag die Duellanten nur mit correctionellen 
Strafen bedrohen und fie an die Zuchtpolizeigerichte zu 
meifen nachtheilig feyn würde, da die Geſchwornen, als 
Volksrichter, entfcheiden Fönnten. Die jegige Geſetzgebung 
fen weit beffer. Gegen den Antrag, nicht blos die Duellan: 
ten, fondern auch die Secundanten mit” dem Berlufte der 
bürgerlichen Rechte zu beftrafen, wird bemerft, daß da: 
durch die Duelle noch häufiger und mörderifcher würden 
und der Ausfpruch der Infamie die Gefeggebung in Wir 
derſpruch mit der öffentlichen Meinung fegen würde. Der 
Antrag, den Abgeordneten, der fih duellirt, von der 
Verſammlung auszufchliegen, wuͤrde den Nachtheil Haben, 
daß jdie Mitglieder der VBerfammlung zu leicht dem Hafle 
und. Nartelintriguen Preis gegeben wären, und es leicht für 
einen aemandten Duellanten feyn würde, einen Bolfsabge: 
ordneten in die Lage zu ſetzen, entweder feine Ehre in den 
Augen der Welt zu opfern, oder feinem Mandate zu ent: 
fagen; zugleich würde dadurch der Nationalverfammlung 
das ungeheure , die Nationalfouveranität gefährdende 
Recht beigelegt, ich felbft zu decimiren und den Verluſt 
eines Mandats auszufprehen,, dod vum Take andy. 
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Nachdem die Sommiffion mit der Erwägung ſchließt, 
daß es unter den jegigen Verhältniffen ſchwierig feyn würz 
de, ein eenftlich gemeintes und vollftändiges Duellaefeg 
zu erlaffen, trägt fie darauf an, die geftellten Anträge 
nit in Betrachtung zu ziehen. 


Nah einer am 21. Juni 1850 Statt gefundenen, 
fehr ungenügenden, nichts Neues enthaltenden Berathung 
wurde von der Nationalverfammlung dennoch beſchloſſen, 
die Anträge in Betrachtung zu ziehen. 


Wir bedauern, da die Commiffion fo flüchtig über 
einen wichtigen Gegenftand hinweggegangen und felbft 
fegisfatio den durch die neue Rectfprehung bewirften 
Rechtszuſtand Frankreichs in Bezug auf den Zmeifampf, 
wie wir glauben, durch eine Kette von Trugfchläffen oder 
irrigen Borausfegungen zu vertheidigen verfucht hat. 
Während in den übrigen Theilen Europa's anerfannt wird, 
dag der Zmweifampf ein eigenthümliches Verbrechen ift, 
während, wie wir oben zeigten, auch in England neuers 
lich anerfannt ift, daß die Tödtung im Duelle regelmäßig 
nit dem Morde gleichgeftellt werden kann, will die frans 
zöfifhe Nationalverſammlung einen Rechtszuſtand forts 
dauern laffen, nach welchem die Gleichftellung der Toͤdtung 
im Duelle mit jeder andern Tödtung anerfannt wird, 
Wie fann man eine Gefegebung weiſe nennen, welche 
den Staatsanwalt nöthigt, denjenigen, der das Unglück 
hatte, im Duelle feinen Gegner zu tüdten, eines Mordes 
anzuflagen, ihn während der VBorunterfuhung als den 
eines entehrenden Verbrechens Angeklagten zu behandeln, 
wo daher eine Freilaſſung gegen Caution gar nicht moͤg⸗ 
lich iſt, und der Staatsanwalt im offenbarften Wider: 
ſpruche mit der öffentliden Meinung der Anflage auf 
Todtung, mie fie der Code bezeichnet, verfolgen mug, 
‚wo der Geſetzgeber fi) Damit tröften mug, Vak ie Str 
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ſchwornen Flüger feyn werden als er, indem fie, menn 
dies regelmäßig geſchieht, ihr Nichtſchuldig ausfprechen, 
offenbar weil fie die Handlung nicht als Verbrechen an- 
fehen, während fie als fogenannte Richter der That die 
Frage: ob der Angeflagte abfichtlid und mit Vorbedacht 
den B getödtet Habe, bejahen müßten, da der Angeffagte 
die Thatfacben nicht läugnet. Taͤuſche man fich und Ar 
dere nicht mit der Behauptung, daß Durch die Annahme 
der Entfchuldigung wegen provocation nach art. 321 dei 
Code, und im äuferften Falle durch die Erklärung dei 
Daſeyns ver Milderungsgründe geholfen werden Fann; denn 
im Sinne des Gefeges ift ja Provocation nur vorhanden ki 
coups ou violences graves envers les personnes; mit 
kann man aber davon fprechen bei der Tödtung im Duckk, 
wenn der Angeklagte, der freimilig das Duell einging 
und fich der Febensgefahr ausfegt, vielleicht bei dem erſten 
Schuffe feinen Gegner tödtet? Wollte man die Provoca: 
tion auch hier anwenden, fo würde e8 nicht im Einne de 
art. 321 gefhehen. Durch die Erflärung des Daſeynt 
pon Milderungsgründen wird höchftens bemerkt, daß der 
Affifenhof die ordentliche Strafe um einen der zwei Grade 
herabfegen kann; muß nun die Anklage bei Duell auf 
Mord geftellt werden, fo ift Todesftrafe die ordentlick 
Strafe. und die naͤchſte Strafe wäre lebenslängliche und 
die: folgende zeitliche travaux forces; waͤre die ordentlich 
Strafe lebenslänglihe Zwangsarbeit, fo wäre die zweite 
folgende Strafe doch Zuchthaus (alfo wieder eine ents 
ehrende) Strafe. 

Iſt eine Geſetzgebung meife, welche die Richter 
zwingt, gegen die Secundanten, bei welchen alle neuen 
Geſetzgebungen anerfennen, daß fie, wenn ihnen nicht eine 
befondere Verfchuldung zur Laft fällt, ftraflos find, als 
complice einer. Tödtung die gemöhnliche Etrafe dieſes 
Verbrechens auszuſprechen, wie dies fchon öfter in Arrets 


über den Zweifampf, “ . 633 


gefchehen iſt? 1) Man weiß nicht, mas man dazu fagen 
fol, wenn die .Commiffion von Erlaffung eines Duell: 
gefeges abmahnt, weil ein ſolches auch mit Anordnung 
der vorbeugenden Maaßregeln, 3. B. Chrengerichten fich 
befchäftigen müßte. Weder der beigifchen noch einer deut: 
fchen Sefeggebung ift etwas Solches eingefallen; die ein: 
zelnen Männer mögen durch Vereine, duch Wirfung auf 
die Sitten beitragen, die öffentlihe Meinung aufzuflären, 
Die Strafgefeßgebung hat damit nichts zu thun. 

Bon den in dem Sommiffionsberichte ausgefprochenen 
Anfihten koͤnnen wir nur diejenigen billigen, die ſich dar⸗ 
auf beziehen, daß die Anflagen über Duell nicht von den 
Zuchtpofizeigerichten abgeurthellt werden follen, und daß 
die von Antrageftelleen vorgefchlagene Strafbeftimmung 
nicht mweife feyn würde, nach welchem jeder Duellant in 
feinen bürgerlichen Rechten eingeftellt oder ein Volksver⸗ 
treter, der fi ſchlaͤgt, feiner Stelle ald Abgeordneter ver: 
Iuftig jeyn fol. Sobald man anerkennt, daß nad den 
einmal beftehenden Anfichten der üffentlihen Meinung 
auch der rechtlichfte ehrenwerthefte Mann in Lagen kom⸗ 
men fann, in welchen er zum Zweikampfe ducch die Macht 
der Eitten gezwungen wird, fo muß man aud zugeben, 
daß es vom Staate unmeife feyn würde, jeden, der dem 
Vorurtheile mit mwiderftrebenden Herzen gehorchte, feiner 
heiligften Rechte zu berauben und dem Volke wie der Res 
sierung einen der tüchtigften Vertreter ‘oder dur Beamtenz 
ftelle geeigneten Mann zu entziehen. | 


12) Wir verweifen auf unfere in diefem Archive 1849 ©. 548 
enthaltenen Nachweiſungen. 


Yrcbio d. Er. R. 1850. IY. 2t. ur 
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